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toter AMtattt 

Von der Ehe, «Ib ejnem persOnlic^hen. Yerhlllt* 
nisse unter den Eheleuten* 

Alt. 93—76. 144^311. U«b«r die Qfotiatn def a e. te d{Mjar-Mf^ 
i. nnten S« ^^0. — Commentaire sar la loi da 26. Veiit XI. coqcq^ 
nant le mariage. Par J. B. D. Bernardi. XHL Jlirispnideiice da 
Mufaifa. ela Par Kougar^de Baron de Fayet IStf* Tr. da 
contnl de mariage. Par Birel» 1S26. Tr* du manage et de I» 
puissance maritale et de la puissance parternelle. Par Vazeille. 

' T. II. 1825. (Die zuletzt i|Dgefjäirte Schrift iat die vorzüglichere.) 
*Daohefa*e, du Bfariage, examen comparatif des prineipes qoile 
r^gissent, sniTant !• C«4e Cr. , le droit romain, le droit caaoniqu«. 
1844. Ou mariage roraauit chr6tien et fran^ais. Par Picot. 1849, 
Tr. du mariage et de ses effets. Par Allemand. 1840. — De- 
molombe, Cours de Code c. T. HI. u. I¥. Dti Mariage et de fai 
S^pennien de eoip», 1847. (Dm üaoptVMfc eher diaift Lakre.) 



I. Begriff der Ehe. 

Dem Naturreehte nach wird zu einer Ehe die TiiaUaehe 
▼onmogesetsty dw iwischen einer Person des einen nnd <wi- 
sctea dD0i FMon dee andem Geeehiechte di4«dg« Yeittn^ 
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4 Ehereehl. 

dang stettgefbnden hat, welche nur sswischen h^den Oeschlech- 

tern auf eine naturgemässe Weise stattfinden kann. (Jure 
natural! non datur matrimonium sine copula camali.) Eine 
solche Yerbindang aber ist in so fem, als sie in dem gege- 
benen Falle nicht mit den Gesetzen des Rechts im Wider- 
Spruche steht, dem Naturrechte nach kraft Gesetzes eine Ehe. 
(Matr. est copula cainalis legitima.) — Dem Französischen 
Hechte nach ist die Ehe dic^f^ge Verbindung zwischen einer 
Person des einen und einer Person des andern Geschlechts, 
welcher die Gesetze, wenn und weil sie mit Beobachtung der 
in den Gesetzen yorgeschriebenen Förmlichkeiten erweislich 
abgeschlossen worden ist, dieselben rechtlichen Wirkungen — 
jedoch mit Vorbehalt der Nichtigkeitsklage — beilegen, gleich 
als ob sie eine Ehe in der naturrechtUchen Bedeutung wlUe.^ 
— Dem Französischen Bechte nach also wird zum Wesen 
einer Ehe erfordert: 1) Die Uebereinstimmung zwischen zw^ 
Personen, einer Mannsperson und einem Frauenzimmer. Art. 
146. 2} Die Beobachtung gewisser in den Gesetzen yoige- 
Bishiiebener Formen. Art 165. jct Art 75. 170. Es genügt 
jedoch noch nicht, dass diese Formen in einem gegebenen Falle 
wirklich beobachtet worden sind; es muss noch überdiess der 
BeweiSi dass sie beobachtet wordto shid, naeh den in den Ge- 
setzen enthaltenen besonderen »Bestimmungen geführt werden 
köxmen. Art. 194 — 200. Wenn in einem gegebenen Falle 
die eine oder die andere jener Bedingungen nicht eintritt , so 
besteht fai diesem Falle schon von Bechtswegen nicht etaie 
Ehe. Wenn dagegen in einem gegebenen Falle diese Bedin- 
gungen eintreten, so sind die Parteien kraft Gesetzes^) als 



1) Der Entwurf des Gesetzbu- 
ches enthielt iu einem eigenen Ar^ 
tikei folgende Definition der Ehe: 
Le mariage est un ' contrat dont 
la dur^e est, dans l'intention des 
6poux, Celle de la vie de Tun 
d'eoz. 

2) Mehrere FrancOs. Gewohn- 
heitsrechte maolitMii mit den alt^ 



deutschen Rechte , gewisse recht- 
liche Folgen der Ehe von der Yer- 
mutliung der per consceniionem 
halami vollzogenen Ehe abhängig, 
indi-iii sie z. B. die eheliche Gü- 
tergenieinschait erst dann eintre- 
ten Hessen, wenn die Elte Jalir 
und Tag bestanden hatte. Nielif 
so der C c. Vgl. Merlin m . 
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Eheleute zu betrachten; jedoch mit dem Vorbehalte i dass sie 
die Ehe in den dnrch das Gßsetz bestimmten FSl- 
len als niehtig (als gesetzwidrig) anfechten IcÖnnen.^ 



coramunaut^. §. II, Lo- 
er 6 espr. da ^C. N. 11,^184. — 
*Schaeffner, Geschichte der 
Bechtsverfassung Frankreichs III, 
S. 193. WarnkOnig, fr. Slaats- 
und Rcchts<jeschiclit(» II. S. 251. 

3) £s ist nicht blus in wissen- 
schaftlicher, sondern auch in prak- 
tischer Hinsicht von der prössten 
AVichligkeit, die wesentlichen Be- 
dingunffen einer Ehe (^.119.451) 
von den Bedingungen der Kecht- 
»flsslgkeit einer Ehe (von den im- 
pedimentis dirimentibus matrimo- 
nii) ^ohflri? tn initorscheidcn. Die 
ersteren belretien eine quaestio 
facti; sie betreffen die Frage, 
ob die ThatMche, welche die de- 
aetse mit dem Namen einer Ehe 
bezeichnen , gesehen oder nicht 
ge|;eben sei. Die letzteren be- 
treffen eine qnaestio jnris; sie 
betreffen die Frage, o1) diese That- ' 
Sache üherhanpt oder in einem ge- 
gebenen Falle als rechtsgültig zu 
betrachten sei , eine Frage , bei 
welcher ichon das Dasein einer 
Ehe und mithin die wesentlichen 
Bcdingnngon einer Ehe vorausge- 
setzt werden. Wenn einer Ehe 
die ßcdinguugcu der letzteren 
Art abf^ehen, so ist sie f^lelchwolü 
einstweilen , und bis dass sie der 
Richter auf eine gegen die Ehe an- 
gestellte Klage für nichtig erklärt 
hat, als eine Ehe zu betrachten. 
Fehlt es daipefren an einer Bedin- 
gung der ersteren Art , so be- 
steht schon von Rechlsweiren und 
ohne dass es einer ^ichligkeits- 
klage bedarf, keine Ehe. Aller- 
dintrs kann es auch in diesem 
Falle Td. i. wenn die wesenllichen 
oder faktischen Bcdingiinjien einer 
Ehe nicht gegeben sind), noth- 
wendig sein, eine Klage ansnstel- 
len, wenn nimlich die Thatsache 
einer abgeschlossenen Ehe dem 
Sehe ine nach besteht, z. B. wenn 
SU Folge eines TrauuDgsaktes eine 



Person , [welche nicht das physi- 
sche Vermögen hatte, 'ihren Wü-7 
len SU erklären , gleichwohl eine 
Ehe abgeschlossen hat. Aber dann 
betrifft die Frage nicht die Recht- 
mässigkeit der Ehe , sondern nur 
die Frage, ob eine Ehe faktisch 
abgeschlossen worden sei; dann« 
sind mithin nicht die Grundsätze 
in Anwendung zu bringen, welche 
von der Nichtigkeitsklage gelten, 
((ianz so stellt auch das jus ca- 
nonicum diese Lehre dar. Z. B. 
die Ehe, die ein Rasender oder 
ein im höchsten Grade Berausch- 
ter abgeschlossen hat , ist keine 
Ehe. Aber es gibt kein impedi- 
mentum furoris vel ebrietatis c. 24. 
X. de sponsal.) — • Dabei kommt 
Alles darauf an , die wesentlichen 
(oder was dasselbe ist, die fakti- 
schen) Bedingungen einer Ehe ge- 
herig zu bestimmen. Abweichend 
von der im Parajrraphen über diese- 
BcdinjTunp^en nufijcstellten Meinung 
scheiueu aber einige Franz. Kechts- 
gelehrte ansunehmen, dass es sn 
dem Wesen der Ehe genttge, wenn 
ein Paar, Mann und Frau, zu Folge 
eines Trauungsaktes mit einander 
Ycrheirathet sind. (Ich sage : s c h e i- 
nen; denn sie entwickeln ihre 
Meinung nicht vollstfindig.) Nach 
dieser Meinung also kann, wenn 
diese Thatsache gegeben ist, die 
alsdann bestehende Ehe nur mit- 
telst der Nichtigkeitsklage, und 
mithin nur in den in den Gcsoz- 
zcn namentlich angegebenen Fäl- 
len, angefochten werden. Die eine 
und die andere Meinung weichen 
in ihren Folgen, insbesondere was 
die Auslegung des Art. 146. jct. 
Art. 180 betrifft, von einander ab. 
Der Art. 146 sagt: Keine Ehe ohne 
Einwilligung. Der Art. 180 aber: 
Eine Ehe kann als niditfg ange- 
fochten werden, wenn sie erzwun- 
gen worden ist oder wegen eines 
Irrthums in der Person. Nach der 
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Iii Zar Getchiohte des Eberechts.^} 

% 190. 

Das Eherecht, welches in Frankreich vor der Revolution 
befltandi hatte das £heieelit der katholiBchen Kirche aar Ghraad« 
läge. (Daa damali ili Frankreich geltende fiherecht kam alee 
ßcmen Hauptsätzen nach mit dem Eherechte iiberein, welches 
während des Mittelalters in allen Europäischen Staaten deut« 
aehea Ursprangs galt and welches noch jeUt In mehreren die- 
ser Staaten hei Kraft ist Das Ehereeht der katholischen Kirche 
war zugleich das Kherecht des Staates. Daher wurden z. B. 
Ehescheidungen für onaulässig erachtet. Selbst die Eben der 
Protestanten standen anter dieser Hegel , jedodi ikiit Yoitre- 
halt der Ausnahmen, welche für einigte (ehemals deutsche) 
Provinzen, bei deren Vereinigung mit Frankreich, zum Vor- 
ihelle der Protestanten darch yolkerreehtlche Vertrage gemadit 
wmrden waren.) Jedoch enthielten die königlichen Oidonnan- 
zen mehrere Vorschriften, durch welche die bürgerliche Gül- 
tigkeit der Ehe von besonderen Bedingungen abhängig ge- 
maiht worfle* Aach war die Gerichtsbarkeit der weltlichea 
Gerfehie in Ehesachen von grösserem Umfange, eis in andern 
Staaten dieser Gattung. Vgl. Edikt v. J. 1556. Ordonn. de 
Bloia. Deklaration v. J. 1639. £dikt v. J. 1697. — Eine 



im l'arafiraphen angenommenen 
Meinung handeln diese Art. von 
swei vertcfaiedenen Fällen; der 
Art. 146 von einer faktischen Bc- 
dingun{i^ der Ehe (ronsensus), der 
Art. 180 von zwei Ehehinderuis- 
ten (imp vis et erroris). Nadi 
der andern Meinung bestimmt der 
Art. 180 nur die Frille geii.mor, in 
weichen nach Art. 146 die Ehe ob 
deficientem consensuiu als nich- 
tig anf^efocbteii werden kann. 
Aber dieser Auslegun(^ steht of- 
fenbar der Wortlaut des Art. lÖO 
entgegen. Und wie wäre über- 
diess mit der Absicht des Gesetz- 
gebers eine Auslegung vereinbar, 
nach welclier lelbit die fihe eines 



Gemüthskranken etc. aufrecht zu 
ertialten sein würde ? Vgl. 451. 
— *Der in dieser Anm. aufge- 
stellten Unterscheidung sind die 
Neuern gefolgt. M a r r a d 6 C. c. 
Tit. V. ch. iV. Ob&crvat. preiini. n. 
3. Demolombe HI, 239—241. 

1) •Schöffner III, S. 
WarnkönijT H, S. 226 If. Ueber 
die (jeschichtc des Eherecbli? wüh- 
rend der fr. Revoluliun vgl. La- 
ferri^re, Histoire des priBcipes, 
des institutions et des lois de la 
n'volulion fr. depiiis 1789 jusqu'a 
IbOO. 1W52. 16. und Schäftuer 
IV, S. 297. Ueber die Civilehe 
vgl. dio oben §. 50 (Literatur) a. 
Ponludirifl von Ferro t. 
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CMdehl* Ehereehtf. 

gänsliche Umgestaltung erlitt dioies Eherecht während der £0- 
Tohitka. Hab wollte den Staat uid die StaatqgeBetvgeltmig 
überhaupt md ndtliiii anoh In dibm Eherecbto vita der Elrete 

unabhängig machen. Daher stelltö schon die Konstitution vom 
Jahr 1791. (tit. IL Art. 7.) dm Gnmdeata au^ daes das G«- 
eeta die Eha nur als einen bilrgerliohen Vertrag betradHa. 
Diesen Grundsatz entvrickelte man dann in mehreren Gesetzen; 
aber, wie es der Charakter jener Zeiten mit eich brachte, auf 
eine Weise, durch wdehe die Wtfrde und Eiligkeit der £h0| 
^Beser für aUe YeilUdlnisse des bürgerliehen Lebens so wkii- 
tigen Verbindung, wesentlich verletzt wurde. Dahin kam es 
endlicbi dass es den Gesetsen nach dem einen und dem an- 
dern Ehegatten yerstaftet war, & Ehe, i^eidi als wäre sie 
blos ein gewöhnlicher G^sellsehaftsTertrag, nach Gefallen wie- 
der aufzulösen. Vgl. die Gesetze v. 20. Sept. 1792, v. 8. Jiiy. 
IL Y. 4* Flor. IL 24. Yend. UL v. 16. Thenn. HL Tom 
1. Brgiburangstage des X V. (Das Gesets J. Y. yerbes- 
ßerte schon einige Fehler des Zwischenrechts.) — So stand 
das Eherecht, ala der C. c. abge£asst wurde. Kaum in einer 
andem Lehre hatte man so Vieles neu zu schaffen, so viele Yer- 
Irrungen des Zwisehenreehts wieder gut sn maehmi, als gerade 
in dieser. Man vereinigte sich jedoch bald über den Plan der 
Arbeit. Erstens: Man blieb dem Grundsätze treu, welchen 
die Konstitation J. 1791. angestellt hatte. Das Eherecht, 
welches der C. c. enthält, ist unabhängig von den religiösen 
Meinungen der Bürger. Und wenn es auch einem Jeden, wie 
bülig, Yeistattet, sich bei der Absehiiessnng einer Ehe ^ 
angleieh nadi den Gesetaen seiner Shrclie an richten, so hängt 
doch die bürgerliche Gültigkeit und Wursamkeit der Ehe 
gans allein von den Gesetaen des Staates ab. Auch entscheiden 
nnr die Geridite des Staates über die bdrgeriidie GüIti^Mt 
nnd Wirksamkeit der Ehe.. Nur hi so fem nahm man auf 
die religiösen Meinungen der Bürger eine schonende Rücksicht, 
dass Biaa, neben der Khi'iifiiaidiiniii aainh rund'aus *ii>«iaAiim>i 
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Ursachen) die Sondenmg von Tisch und Bette zuliess^ damit 
^* diejenigen, welche die entere mit der katholischen Kirche lär 
nnsnlMg hielten, Ton der letiteren Oehrandi machen ktai- 

teil. Zweitens: Auf der andern Seite suchte man die Klippe 
SS yermeiden, an welcher das Zwischenrecht gescheitert war^ 
mxä enchte der £he die Heiligkeit und Würde wiedersngebeni 
deren sie das Zwisehenreeht fast gans beraubt hatte. Dabei 
konnte man sich, was die bei Abschliessung der Ehe zu beob- 
achtenden Förmlichkeiten I die Ehehindemisse nnd die Gewalt 
des Mannes fiber die Frau betraf, mdst an das ältere Recht 
halten, und man hielt sich in so fern an dieses Recht. Nur 
in der Lehre von der Ehescheidung wandelte man auf einer 
noch neuen und eben desswegen schwierigeren Bahn. (Auch 
lässt sich wohl mit Gmnd behaupten, dass dieser Theil des 
Im G. c. enthaltenen Eherechts die am wenigsten gelungene 
Arbeit, ist. Die Ehescheidung mit gemeinschalUicher Ueberein- 
Stimmung und die wegen grober VernngUmpAmgen erinnern 
nodi an die Verirrungen des Zwlsehenreehts.) Vgl. oben §. 16. 
— Bis zur Wiederherstellung der Königlichen Regierung blieb 
das Eherecht des G. c fast unverändert. Jedoch gab schon 
TOT dieser Begebenheit das Verhältniss, In welchem der C. e, 
zu dem Eherechte der katholischen Kirche steht, Veranlassung 
£U einigen nachträglichen Bestimmimgen. (üeberall, wo neben 
ebiem selbstständigen £herechte des Staates das £herecht der 
katholischen Kirche, wenn auch nur In kirchlicher Hinsieht, 
bei Kraft ist, sind Kollisionen unausbleiblich. Darüber haben 
wir auch in den deutschen Staaten so manche Erfahrungen 
gemadit.) VgL unten die Ldure Ton den Ehehlndemlssen. 
Dassellbe Veibältnlss aber führte — unter der königlichen Re- 
gierung — die wichtige Veränderung in dem Eherechte des 
: 0. c herbei, dass die Ehescheidung gänzlich aufgehoben wurde. 
Die loi Y. 8. Mära 1816., dnreh. welche diese Veränderung 
gemacht wurde, (die einzige Veränderung, welche seit der 

WiedeihersteUang des Königthnmes in dem fiherechte des C. 
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e. gemacht wortoi ist,) lautet ao: Art. 1. Le divorce est 

aboü. Art. 2. Toutes demandes et instances en divorce pour 
causes d^tennin^es, Bont converties en demandes et instances 
en Separation de corps; les jngemens et arrtts rest^ Sans 
exdcution par le defaiit de prononciation du divorce par ToOi- 
cier civil, confonn^ment aux articles 227. 264. 265. et 256. 
da Code civfl, sont restreints aux e£fets de la Separation. Art. 3. 
Tons aetes falts ponr parvenir an divorce par consentement 
mntuel sont aunulles ; les jugemens et arrets rendus en ce cas, 
mais non suivis de la prononciation du divorce, sont considd- 
r^s comme non avenns , conformement ä Fart 294.^) — Seit 
der Revolution vom Monat Juli 1830. ist die Abacbaffung die- 
ses Gesetzes und die Wiederherstellung der die Ehescheidung 
betreffenden Vorschriften des G. c. oftmals sowohl in Druck- 
schriften als in der Kammer der Abgeordneten zur* Sprache 
gebracht worden. Jedoch bis jetzt ohne Erfolg. — Aus den 
in der Einleitung angeführten Gründen wird in diesem Hand- 
bache das Eherecht and insbesondere das Recht der Eheschei- 
dungen so dargestellt werden, wie es in dem C. c. enthalten 
ist.^} (Jedoch kann das, was über die verschiedenen causae 
dissolvendi matrimonii gesagt werden wird, eben so wohl bei 



2) Kann, zu Fol^c dicsos Ge- 
setzes, ein Ehefj:atte, der unter der 
Herrschaft des äitern hechts ge- 
•dueden worden ist, bei I#ebEei- 
ten des nndern Eliegntten eine 
neue Elic eingehen ? Verneint 
wurde diese Frage b. Sir. XXV, 
II, 2^3 bejaht b. Sir. XXVI, II, 
251. — *Ueber die Fra^e, ob der 
nach den Gesetzen seines Landes 
gültig gescbicdejic Ausländer in 
Frankreich eine neue Ehe einge- 
hen kann, s. die Zusötze zu §. 31. 
Anm. 3. Der fr* Gericbtsgebrauch 
erkennt die im Ausland erfolgte 
fibescheidiuig nicht an. 

3) Ueber dasEhereeht der kai* 
'serlichen Faniiüe s. das Set. v. 28. 
Flor. XIL und daa kaia. Statut y. 



30. Mörz 1806. C^Yie erste Ehe 
des Kaisers Napoleon wurde durch 
ein Set. v. 16. Dez. 1809 geschie- 
den und, in kircblicher Hinsicht, 
dufch ein Erkenntniss des biscböf" 
lichen Officialalcs zu Paris, sowie 
in der Appellalionsinstanz , durch 
ein Erkcnntiiiss des er^bischüiii- 
chen Officialates für nichtig erklSrt. 
S. die diesen Fall betreffenden Ur- 
kunden bei Sir. X, II, H4. Der 
Grund, aus welchem diese Ehe für 
nichtig oder vielmehr für nicht ge- 
schlossen erklfirt wurde, war der, 
dass sie nicht vor der kompe- 
tenten Behörde abgeschlossen 
worden war. S. Locrö, legisla- 
tion cfrlle etc. de la France, die 
Einleitung zu dem Werke, im er- 
raten Bande. 
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46III diTOftliim ab bei der uifitMio % tfim el mento hmaM 

werdoo. Art 306.) 

Literatur der Geschichte dieser Lehre: Histoiro 
des loiB Sur le mariage et snr le dirorce jusqn'li la fin da 
I81B6 sMe. Ptt Nougar^de. Par. 1803. HL Yd. 8. 
— Loerd esprit da C« N. Einleit mm tit da mailage. — 
Toullier I, 491fl: — Yaseille T. L discours pr^mi- 
naire. — Grolman m, iE — De matrimonlo atque 
latioBe, quae ei 00m eiyftate atqoa eoeleaia intereedlt, spee- 
tato in Prions Ck>diee Napoleoneo. Aact. Garolo Kttstner« 
Lips. 1810. 4. 

IIL Folgerungen aus dem §. 449* aufgestellten 
Begriffe 4er Ehe oder von den wesentlichen 
Bedingungen der Ehe. 

S. 451. 

Zum Wesen einerEhe wird l)erfordert, dass 
die Parteien, (die im Trauungsakte genannten,) ihre Ein- 
willigung zur Abschliessnng der Ehe gegeben ha- 
ben. Art. 146. — Hieraus folgt: aj Wenn ein Trauungsakt 
besagt, dass die und die Personen sich mit einander verhei- 
rathet haben, gleichwohl aber die eine oder die andere dieser 
Personen ihre Einwilli^^ung zur Elic überall nicht ertheilt hat, 
sondern z. B. ein Dritter, welcher sich für die Partei ausgab, 
so sind die Personen, welche sich su Folge des Aktes mit 
einander veiheirathet haben, schon kraft Gesetzes nicht als 
Eheleute zu betrachten.^) b} Dasselbe gilt von dem Falle, 
da die eine oder die andere Partei zur Zeit der Trauung ge- 
müthskrank oder geistesschwach (rasend oder wahnsinnig oder 
blödsinnig) war. Arg. Art 146. Und ^ wird aus diesem 

1) Hier ist, sowie in allen fihn- 5. einen hOchst interessanten Fall, 

liehen Füllen, und hier kann nicht in welchem bei der Trauimsj statt 

von einer dcmuude en nuUite die der Braut eine verkleidete Manns- 

Rede sein. Sondern man hat den person erschienen war, in dem 

Weg der inscription de fanx f(e- trai(6 delapreuve testimonitle par 

gen den Akt zu er^^icil'en. Da- Deaqniron p. 120. 
rani. cours de droit. Ii, 264. * 
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GrdDde eine Ehe nicht blos dann als nicht geschlossen zu be- 
tcachten sein, wenn die Partei zur Zeit der Trauung schon 
eatmfliidiget w«r, sendem aaeh dtaatOf wenn de sich nur Hbo^» 
hanpt zu dieser Zeit erweislich, (also nach dem Enneasen dee 
Kicfaters,) in einem Gemüths- oder Geisteszustände befand, 
dnriA welchen Ueberlegung und Besonnenheit anigeao h l o aaen 
woffde.^) e) Eben so wenig Ist die Ehe für afcgesdilossen 
zu erachten, wenn die eine oder die andere Partei, ohne ge- 
mütiislüranlc oder geistesschwach überhaupt zu sein, gleichwohl 
m der Zeit, da die Ehe abgeschlossen« Inirdei ihres Verstan- 
des nidit nilcfatig s. B. im hScbsten Grade berauscht oder, dem 
Tode nahe, schon des Bewustseius beraubt war.^j Arg. Art. 
146. — Dagegen iLönnen Taub- und Stummgebome, wenn sie 
anders ihre Willensmehrang (schriftlich oder durch Ziehen) 
zu erklären vermögen, allerdings eine Khe eingehn.*) 

Zum Wesen einer Ehe wird 2} erfordert, dass 
den Parteien, welche mit einander eine Ehe ab- 



2) Die Frage — ob und in wie 
fera ein Gemüthskranker eine Ehe 
oder eiae gttllige Elie abschlies- 

sen könne , — isl bestritten. S. 
oben §. 449. Anm. 3. Einige be- 
urtiiciien die Eben solcher i^erso- 
Ben nteh dem Art. 502 IT. Andere 
leiten aus dem Art. 174. n. 2. den 
Salz ab, dass Käserei nur ein im- 
pedimenluin impediens sei. Jedoch 
der Art. 146 euthüit die unmittei- 
hare EntsclieidDng jener Frage, 
wenn man ihn anders ohne vor- 
gefasste Meinung niislejit. Vrgl. 
To »II. I, 502. Dura nt. II, 27 IT. 
Vazeille 1, 88. 239. Merlin 
m. mariaire. Sect. VI. II. (Bei 
Merlin findet man ein Urlheil doi 
KGH , durch welches die Ehe, die 
ein liL-niulhskraukcr wahrend des 
lolcrd iktionsvierfahrens abgeschlos- 
aen liatte, aufrecht erhalten wurde!) 
— *Vgl. über diefilie eines Wahn- 
sinnigen Demolombe III, 127. 
Sir. XLV, 1, IMü, an beiden Orlen 
wird die £he eines Wahnsinnigen 
filr gültig erkiftrt, wenn sie in ei- 



nem lichten Zwiscijcnrauin ge- 
schlossen ist. S. dagegen die rieh* 
tigere Ansicht bei Ha read e C. 
c. Til. V. Ch. IV. Observat. pr«- 
lim. n. 2. und Pr)nt, Kevue de 
Idgislatioa lb4ä, Iii, p. 239—263. 

3) Die in der Anm. 2 erörterte 
Streitfrage wiederholt sich auch 
hier. Vgl. Sir. XXIV, II, 223. 
(Eine Trauung auf dein Todesbetle. 
Der Kläger führte an, dass der 
Verstorbene schon Verstand, Go- 
däciitniss und Rede verloren hätte. 
Dennoch wurde die I£lage abge- 
wiesen !) 

4j Man Lcschloss im Staatsratbe 
die Art, wie Tau]>- und Stnnunge- 
bome ihre Einwilligung in die £ho 
zu erklären hiitten , in einem ei- 
genen Art. zu bestininien. Jedoch 
ist diesem Beschlus.sc keine Folge 
gegeben worden. Die Frage war 
billig den Beamten des Civilstan- 
des und dein Kichter anheimzuge- 
ben. Loarö ad Arl. 14(). Dn- 
rant. Ii, 39. Vazcille I, 91. 
Merlin m. Soord-muet. $. n. 
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schllesBen wollten, die Eigenschaft der Persön- 
liohkeit lakam. £8 ist daher die £he| welche ein bürger- 
lidi Todter abgescfalessen hat, schon kraft Gesetses nicht ab 

eine Ehe zu betrachten.s) Art. 25. §. 7. 

d)2^ur zwischen einer Mannsperson undeiner 
Frauensperson kann eine £he bestehn. — Es ist 
daher eine Ehe, welche mit einem Yerschntttenen ^ oder mit 

einer Person, die wegen einer Missbildung der Geschlechts- 
theile oder wegen einer erlittenen Verletzung zum Kinderzeu- 



ö) Vgl. oben §. 164 und Las- 
itnU 11,302. Vaieillel«229ff. 
Jpd. da C. c. IV, 478. — Ueber 
den Einfliiss, den die Intcrdiktion, 
welche die Folge gewisser Stra- 
fen ist (G. p. Art. 28 f.) auf die 
Abschliessung der Ehe bat, s. Va- 
se! 11 e I, 84. 

6) Nouveau Ferri6re m. eu- 
nuque. Toull. I, 526. . 

7) Man unterscheide swischen 
der Impotenz, die eine Folge von 
der Schwäche der (Joschicchtstheile 
ist, und zwisrlicn der Impotenz, 
Welche ihren Grund in einer Miss- 
bUdnng oder ZeratOning dieser 
Theile hat. DerCc. gedenkt we- 
der der einen noch der andern 
Art der Impotenz. Vielmehr ver- 
warf man im Staatsrathe das impe- 
dimentum impotentiae ausdrücklich 
und ohne jeden Unterschied »wi- 
schen den verschiedenen Arten des 
ZeugungsvenuOgens zu beachten, 
theils wegen der Schwierigkeit der 
Beweisführung, theils am dem öf- 
fentlichen Aergprnisse vorzubeu- 
gen, zu welchem die Verhandlung 
solcher hechtssachen Veranlassung 
SU geben pflei^ — Der erstere 
Grund, der Hauptgrund, ist jedoch 
auf die Impotenz der zweiton Art 
keineswegs anwendbar. Diese ist 
nicht ein Ehehindernis s, son- 
dern ein Grand, wanira die Ehe, 
quia conjux non habet sexum, als 
nicht geschlossen zu betrachten ist. 
— Die Ausleger des C. c. sind 
Uber die vorliegende Frage ge- 
ihdlter Mefniing. Alle atellendie 



Frage so , ob es nach dem C. c. 
ein impedimentnm impotentiae 

gebe. Einige Temeinen , Andere 
bejahen diese Fra^e schlechthin, 
wieder Andere machen der Sa- 
che nach die im Paragraphen be- 
folgte Unterscheidang. Die, wel- 
che das impedimentnm impotentiae 
schlechthin oder beziehungsweise 
für gültig hallen , bringen es. un- 
ter den Art 180, d. i. nnter das 
impedimentum errorii. Vgl. Lo- 
crf'MII, 94. Lassaulx I, 241. 
Delvinc. T, 206. Vazeille I, 
93. Toull. I, 525. Merlin u. 
FaVard m. impuiss. *Harcade 
C. c. Tit. V. ch. I. Appendice n. 
VII. Chardon, Tr. du dol I, 23. 
— Sir. VIII, II, 214. . XXVIII, II, 
226. (Das in der ersten Stelle der 
genannten Zeitschrift abgedruckte 
Urtheil, ein Urtheil des AfJTI. zu 
Trier, welches zu seiner Zeit gros- 
ses Aufsehen bei dem juristischen 
Publice Frankreiefaf machte, ist f tkr 
die im Parafpraphen angenommene 
Meiniinj^, das andere Urtheil ist 
gegen diese Meinung.) S. auch 
unten ^. 4Ü7. Anm. 3- — (Dass 
der C. N. das so erhebliche impe- 
dimentum impotentiae — aus kei- 
neswegs gonü^enUen (iriinden ■ — • 
überging, kann man denn doch da- 
mit vertheidigen, dass dasselbe Ge- 
setzbuch eine Bheseheidanir mit 
gegenseitiger Einwilligung zuliess. 
Vgl. 475. Anders stellt sieh 
die Sache jetzt nach der loi v. Ö. 
Märs 1816.) — •Ausführlich erör- 
tert die Frage Demo lobe III, 
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gen gänzlich anföhig ist, 7) oder zwischen zwei Personen des« 
selben Geschlechts ^3 anscheinend abgeschlossen worden ist, 
als nicht abgeachloBsen (oder, der Sache nach, nicht als ehne 
Ehe) m betrachten. 

Da in den sämmtlichen Fällen dieses Paragraphen die 
Thatsache emer Yerheirathnng Uberall nicht gegeben ist, da 
es mithin ehier besonderen gesetsUchen Vorschrift bednrft hStte, 
wenn gleichwohl anzunehmen sein sollte, dass in dem eUien 
oder dem andern dieser Fälle eine Ehe beziehungsweise 
als abgeschlossen an betrachten sd, dne solche Vorschrift aber 
in den Gesetzen nicht Vorhommt, so folgt, dass dem strengen 
Rechte nach in allen diesen Fällen das Nichtdasein einer Ehe 
Ton einem jeden Betheiligten, sei es mittelst einer Klage oder 
mittelst dner Einiede, geltend gonacht weiden kaim.*) 



IV. Von den bei der Abschliessung einer Ehe zu 
beobachtenden Feierlich]Leiten*i) 

Von dem Anijfi^bote. 

Der Abschliessung der Ehe (der Trauung,} muss ein zwei- 
maliges Aufgebot Torauogehn, d. i. euie swehnaUge ft>rm* 
liehe Bekanntmachung des Entschlusses, den awei Personen 

gefasst haben, einander zu heirathen.^) Art 63. — Das Auf- 



253, indem er dieses Hindcrniss 
ebenfalls unter das impedimentum 
errorifl (Art 180) hrinirl. 

8) Merlin m. hermaphrodite. 
*S. einen Fall in der Gazette 
des Tribunaux V. 19. Dez. 1834. 

9) Dem strenj^en Rechte nach. 
— Denn in einigen yoa diei en Fftl- 
len (namentlich ob Vitium animi, 
wenn das Gebrechen in der Folgte 
gehoben wird, und ob impotentiam) 
durfte arg. Art 180. 185 m dem 



gerecht zu verstatten sein. Vgl. 
über das Recht, die Ehe eines Ge- 
mttUukraiikeii auxufeehteii. Mer- 
lin m. mariage Sect. VI, II« — ■ 

die eines bürgerlich Todten , Lo- 
cr6 II, 79. Tonil. I, 650. — ob 
impotentiam die Anm. 8. a. Schrift- 
Mler. 

1) ^Dcmolombe, ConrfdeC. 
c. III, 177 ff. 

2) Vgl. zu diesem und dem fol- 
genden Paragraphen die DeUinitt 

». April 1788. 



Digitizod by Goüßlc 



14 Eherecht. 

gebot geschieht durch den Beamten des Civilstandes, und zwar 
desjenigen Orts, wo der eine und wo der andere Theil seinen 
Wohnsitz hat, d. i., sich wenigstens seit sechs Monaten auf- 
gehalten hat. Art. 74. Wenn jedoch dieser (auch auf die 
Trauung sich beziehende) Wohnsitz nicht zugleich der allge- 
meine Wohnsitz der Partei ist, (§. 142.) oder wenn, in dem 
entgegengesetzten Falle, die Partei nicht schon seit Jahr und 
Tag an dem Orte sich niedergelassen hat, so ist das Aufge- 
bot noch überdiess an dem Orte des wirklichen oder beziehungs- 
weise des letzten (allgemeinen) Wohnsitzes dieser Partei zu 
verrichten.^) Art. 166. 167. Stehn die Parteien oder steht 
eine derselben in Beziehung auf die Abschliessung der Ehe 
miter der Gewalt eines Andern, d. i. bedürfen die Parteien 
oder bedarf eine derselben zur Abschliessung der Ehe der Ein- 
willigung der Ascendenten oder des Vormundes, (§. 467.) 
80 muss das Aufgebot zugleich an dem Orte geschehn, wo 
diese Personen ihren Wohnsitz haben.*) Art. 168. — Der 
Beamte des Civilstandes ist nur in so fern verbunden und be- 



3) So werden die Art. 1C6. 167. 
mit Rücksicht auf das ältere Recht 
ausgelegt von D e 1 v i n c. ad Art. 
16t> und von Durant. 11, 230. 
S. auch Locrö II, 134. (irol- 
inan II, 153. Vazcilie I, 154. 
♦Demolomhc III, 189. auch 
D u 1 1 1 i n g e r, Arc-hiv für Rechts - 
pflege u. (jiesctzgel). im (irh. Badcti 
i, SV 512. — Auch auf die Krieg s- 
rnnnnsrhan. ist die Voist liriit der 
Art. 1G<), 107 anweiulliar. GA. 
des St.R. vom 4. Ergjinziingstage 
deg J. Xlil. Toull. 1, 3(il. 

4) Die Vorschrift des Art. 168 
ist nicht 'auf den Fall anwendbar 
oder aus/tidelinen, da (kr xtikünf- 
tige Ehegatte geine Ascendenten 
blos um ihren Rath wegen Ab - 
schliessung der Ehe zu ersuchen 
hat. (Art. 151 ff.) Ma I e v. "äcl 
Art. 168. V a z e i 1 1 e 1, 155. *D o - 
m Plombe III, 190. — *A. M. ist 
»war Marcad6 Art 1C8. n. 2, 



indem er die Worte ; »,ünter der 

Gewalt Anderer stehen" für gleich- 
bedeutend mit „abhangig sein^* er - 
klärt; er ubersieht jedoch , dass 
der erstcre Ausd riirk ciiion be- 
stimmten juristischen Begriff be - 
zeichnet. — Bestritten ist es, ob 
unter der Voisi hrift ilt-s Art. 168 
auch der Fall begriffen sei, da die 
Einwilliiriing des Kamilienrathes 
(Alt. lüUj zur Abscliliessung der 
Ehe erlorderlii h ist. Die iK jaliende 
Meinung, wh-1< Ir- .schon als die si - 
cherere den Vorzug ver<lieiit, ver- 
theidigen: Delyinc. ad Art. 168. 
La SS au Ix I, 198. Grolm. II, 
109. S. dagegen Pr QU dh. 1,216. 
J|)d. du C. c. VIIl. 5. IX, (ih. Als - 
dann aber muss das Aufgebot an 
dem Orte geschehen, wo der Fa- 
niilienratii zusamtneiizuberufen ist. 
■ — Die bejahende Meinung ist 
nicht mehr bestritten. Valette 
Sur Troudh. I, pag. 377. AniB. a. 
Deinolombc Ilf> 190. 
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rechtiget, das Aufgebot zu verrichten, als beide Parteien ent- 
weder in PerMn oder durch einen gehörig le^tiimrten Be- 
TtdtaiSehÜgleB, (und so, dm kein Zweifel Uber die Identititt 
der Personen stattfinden kann,) bei ihm mn das Aufgebot an- 
saehen, auch ihm diejenigen Data an die Hand geben, die in 
dem Angebote «asnfiihiseii sind. Hhigq^ sind die Partele» 
nieht «kaUigf nodi vor Anfgebote «Ke Urkonden beirabiliH 
gen, auf welchen diese Data beruhn.^) — Das Aufgebot und 
der darüber von dem Beamten des OiTilst. an&anehmende Akt 
taam entkailen; Die Voinamea, den Qeeohlechlsnamen, das 
Gewerbe and den Wohnsitz der znkdnftigen Eheleute; dass- 
sie Yol^ährig oder dass sie minderjährig sind ; femer die Vor- 
nameoi den G^ehlechtsnamen, das Gewerbe nnd den Wohn- 
Sita der Eltern der ^en nnd der anten Partei In dem Akte 
sind noch ausserdem die Tage und die Stunden und der Ort, 
wann und wo das Auigebot geschehn ist, anzuführen. Art. 63. 
— Das Angebot ist an zwä auf einander folgenden Sonnta- 
gen an einer schicklichen Stande 0 Thtire des Ge- 
meindehauses oder, wenn der Ort kein Gemeindehaus hat, vor 
dem Haoso des Beamten des CiTÜst^} an verrichten. Art. 63. 
Jedocb kann man, wenn man dnen hinreichenden Grand an- 
zuführen vermag, (z. B. wegen einer dringlichen Reise,) Dis- 
pensation vom zweiten Aufgebote erhalten. Art 169. Vgl. 
% 464. Ein Ansang ans dem Aufgebots-Akte ist an die Thüre 
des Gemeindehauses oder an £e sonst fSr öffientildie AnsehlSge 
bestimmte Stelle anzuheften und muss hier von dem ersten 
bis an dem sweiten Aufgebote aashSngen. Art 64. — Der 



5) GA. des StR. v. 30. Hai 1808. 
— *S. jed. Demolombe III, 181. 
Coin-Delisle, Actes de T^tat 
civü Art. 63. n. 5. Wenn die Far- 
teiea Btiedeijalirigie sind, fo wird 
der Civilftandsbeamte die Beschei- 
nigung über die Einwilh'gunjf der 
Eltern verlangen können. — Die 
eine und die andere Partei kaui 
üt 0BobankieiBes& jedtm Am in 



blicke zurücknehmen; worauf der 
Beamte des Cst. mit dem Aufge- 
bote eiozalialten liaU Lassa ulx 

I, 200. 

6) Vazeille I, 15G. 

7) Gewöhnlich geschieht das 
Aufgebot nach dem Hauptgotlaa- 
dienfte. * Halev. ad Art» 63. 

S) Laet « 1, 417. 
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AufgebotBakt ist in ^ besonderes Buch einzutragen, welches 
wie andere Standesbüclier , jedoch nicht in duplo zu halten 
ist Dieses Buch ist su £nde eines jeden Jahres in der Ge- 
riebtssdhreiberei der eisten Instani niederinlegen. Art 68. Vgl 
Art. 41. 42. 43. — Die Trauung darf nicht früher, als den 
dritten Tag nach dem letzten Aufgebote, den Tag dieses Auf- 
gebotes nicht mitgerecbnet: also nieht Mhvtf als am n #ffii| Kwi 
Mittwoeh, geschebn.,^) Wenn andereneits die Trauung nicht 
innerhalb eines Jahres, von diesem Tage an gerechnet, ge- 
schehnist, so müssen die Parteien von nenem angeboten werdeoi 
gleicb als ob sie noeb nicbt anfgeboten worden wüieii. Art 64« 

Ton der Traoung. 

Die (bürgerliche) Trauung ist der feierliche Ansspmchi 
den der kompetente Beamte des CSyilstandes thut, dass iwel 

Personen, eine Manns- und eine Frauensperson, zu Folge ihres 
dem Beamten erklärten Willens, als Eheleute mit einander 
verbunden sUid* Art 75. — Der für die Tranong kompetente 
Beamte ist der Beamte des Cüvflstandes derjenigen Gemeinde, 
in welcher die eine oder die andere Partei ihren Wohnsita 
bat Und in dieser Beziehung liat eine Person ihren Wohn- 
Bits da, wo sie sieb wenigstens seit 6 Monaten anihiilt9 



9) Las 8 an Ix 1,204. — *Diese 

Frist muss selbst dann eingehalten 
werden, wenn in Folge einer Dis- 
pensation nur ein einziges Aufge- 
DOt staltirefaiiden bat. Demo- 
lombe III, 184. Für Ausnahme- 
fÖlle z. B. für die Ehe in extremis 
will Marc ad 6 Art. 190. n. 2 die 
Frist auf 24 Stunden reduzirt wis- 
sen, jedoeh wird sich, wenn ein- 
mal von der Regel abgewichen 
werden soll, hierüber keine feste 
Bestimmung aufstellen lassen. 

10) Nicht Ton dem Tage des 
leisten Aufgebotes, sondern von 

dem dritten läge nadi diesem Auf- 



gebote ist zu rechnen. Vgl. Art. 
75. Delvinc. adAn.64. Grol- 
ma n II, 175. 

1) Wenn die Partei ihren allge* 
meinen Wohnsits an einem andern 
Orte hat, so kann sie sidi aidit 
an diesem Orte, sondern nur da 
trauen lassen, wo sie sich seit 6 
Monaten aufhält. Malev. u. Del- 
T in e. ad Art 74.D nr an t n, 881 C 
— *VgI. »Marcadö An. 74. n.l. 
Dieser Sehr, stützt sich für seine 
Ansicht auf die Discu«sion , die 
lelitere kann jedoch ftar beide Mei- 
nungen angeführt werden.-— Nach 
Aadem bat die Failei die Wahl 
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Art 74. — Ehe jedoch dieser Beamte die Trauung verrich- 
tet| hat er 1) bei den Parteien darüber, ob etwa der £he ein 
auf dem Interesse des Staates bemhendes Hindemiss im Wege 
stehe, Erkundigung einzuziehn ,2) indem er, wenn ein solches 
Hinderniss TOrhanden sein sollte, die Trauung an verweigern 
hat Er darf 2) nar anter der Bedingung die Trannng ror^ 
nehmen, dass entweder kein Einspruch gegen die Ehe einge- 
legt worden ist, oder dass der eingelegte Einspruch durch ein 
rechtslarttftiges Urtheil oder durch eine rechtsgültige Versieht- 
l^tung s^e Erledigung erhalten hat^ Wenn daher das 
.Aufgebot in mehreren Gemeinden geschehn ist, so haben die 
Parteien dem Beamten, welcher die Trauung verrichtet, Zeug- 
nisse von den Standesbeamten der andern Gemehiden ehisu- 
hSndigen, des Inhalts, dass der Trauung kein Einspruch im 
Wege stehe. Zur Bekräftigung dieser die Einsprüche betref- 
fenden Yorschrifken verordnet das Geseti, dass der Beamte in 
dem Trauung9akte ausdrücklich anführen soll, dass kein Ein-' 
Spruch eingelegt worden sei, oder dass sich der Einspruch er- 
lediget habe. Art 69. 76. Er hat sich 3) von der einen und 
von der andern Partei den Gebnrtsakt einh&ndigen au lassen* 
Wenn sich der eine oder der andere Theil diesen Akt nicht 
verschaffen kaun,^} so kann dessen Stelle ein Offenkundigkeits- 



zwischen beiden Orten. Dieser 
Heinun? sind z. B. L o c r ^ II, 132. 
Vazeille I, 179. Merlin in. 
mariage. Grolm. II, 192. Rieff, 
Actes de I'ötat civil S* 222. *D e- 
raolomhc III, 197 fF. Allemal 
wird es rathsam sein, der Trauung 
aach in loco domicilii matrimon. 
noch eine besondere PoblicitSt in 
gebeo. Rieff a. a. 0. — Aller- 
dings wird die Ehe nicht schon 
desswegen als nicht pr^schlossen 
zu betrachten sein, weil das Paar 
von dem Standesbetinten derjeni- 
gen Gemeinde getraut worden iat, 
in welcher der eine oder der an- 
dere Theil seinen allgemeinen 
Wohnsitz hat. Wenn Einer seinen 
SaabMil« tai* CMkMftk & Ana OL 



biaherigon Wohntits aufgegeben, 
an aeinODi dermaligen Aufenthalts- 
orte aber noch nicht 6 Monate 
gewohnt bat, so muas er bis zum 
Ablaufe der 6 Monate warten, elie 
er sich an diesem Orte trauen laa* 
sen kann. Durant. II, 220. — 
Vgl. auch über diese Fragen des 
6A. des St.R. V. 4. Erganzungstage 
Xlll. — Haben Minderjährige auch 
in dieser Beziehung nur den Wohn- 
sitz ihres Vaters oder ihres Vor- 
mundes ? Bejaht wird diese Frage 
von Vas. I, 180. 

2) Am besten sieht er diese Er- 
kundigung schon zu der Zeit ein, da 
sich das Paar zum Aufgebote meldet. 

3) Lasaaulx I, 204. 
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idrt TCrtreten, welcher von dem Friedensrichter des Geburts- 
oder von dem des Wohnortes der Partei, nach der Aussage 
von 7 Zeugen I ansgeetelll worden ist Art 70« Vgl (über 
den Inhalt dieses AIrtes) Art. 71.f) nnd (über die geriditHehe 
Bestätigung, deren der Akt bedarf^) Art. 72.6) Endlich 4) ha- 
ben diejenigen Personen^ weldie sofolge der VorsclirifteD 
der Art 148— 160,, nicht ohne die Einwilligang Ihier Eitam 
etc. oder nicht ohne ihre Eltern etc. um ihren Rath wegen 
der Abschliessung der Ehe ersucht zu haben, heirathen düifeui 
dem Beamten des GiTiktandeSi der die Trammg in TeirichteB 
hat, die Ürkonden m behltndigen, ans welchen hervorgeht, dass 
den Vorschriften jener Artikel Genüge geschehn sei,^) wenn 
anders nieiit die Eltern etc. bei der Trauung gegenwärtig sind 
und bei dieser Gelegenheit ihre EhiwÜligong rar Ehe erthei- 
len.ö) Vgl. Art. 73. 76. Wenn übrigens in den Geburts- 
oder in den Sterbeakten, welche dem Beamten des Civilstan- 
dea Bu behündigen sind (n. 3. 4.), Fehler in dem Namen Tor^ 
kommen, so bmacht rar Verbesserung cUeser Fehler, nicht das 
für die Berichtigung der Bücher des Civilst. vorgeschriebene 
Verfahren (Art 99 — 101.) eingeschlagen zu werden, sondern 
die Parteien kennen m demselben Ziele auf dem dsrch dae 
GA. des StB. 19. und 30. Mai 18^8. bestimmten kttrseren 
Wege (durch das Zeugniss der bei dem Trauungsakte gegen- 



4) D. i. nicht blos in den Fäl- 
len des Art. 46, sondern wenn der 
Akt überhaupt, bewandten Um- 
ständen nach (z. B. wegen eines 
Kriefifefl}, nicht föglich beigebrachl 
WWden kann. Vgl. Art. 72. Va- 
seille I, 182. — Die Ausnahme, 
die der Art. 70 von der Re{;el 
macht, ist nicht auf andere Ffille 
auszudehnen. Lassaulx I, 208. 
Dalloz m. actes de I'^tat dviL 
Sect. I. Rieff S. 186. 

5) Die Hauptthattaclie ist du 
Aller. Vaz. I, 182. 

6) Gegen da» BeiUkligira^iartlieil 



ist Appellation zulässig. Rieff» 
Actes de I'ätat civil §. 190. 

7) Die Urkunde, welche die El- 
tern über ihre Einwilligung aus- 
stellen, mau eine effenttiche Ur- 
kunde sein. Art. 73. — Muss sie 
auch den Namen der Person ent- 
halten, mit weicher sich der Sohn 
oder die Tochter verheirathen will ? 
S; Delvinc. ad Art. 73. Du- 
ra nt. II, 91. — Es braucht die 
Urkunde nicht von den Eltern etc. 
selbst dem Beamten behändiget xu 
werden. Dnrant. 231. i 

8) Delvine. nndDelaporte 
ad Arb 73. 
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wäxügm FeisonNi) ^dangen. VgL das a. 0A. lal *nm 
allem diesem Genfige gesehehn, auch die $. 452. erwtifanli EM 
nach dem letzten Aufgebote abgelaufen, so hat der Beamte 
des Civilstandes die Trauung auf folgende Weise zu verrich- 
ten: Die zxdäadügen fiheleat» haben eieh ia PenoAy^O 
dem Ton ifanen bestfanmten Tage, in deY Begel auf dW Ge- 
meindehause 11) einzufinden. Hier hat ihnen der Beamte oder 
dessen gesetzlicher fiteUvertretex ^) in Gegenwart von 4 2en« 
9^ (yif^ % wiAohe i&Elgfiw mit den PHteien yetf** 

wandt oder nicht verwandt können, th^s die obenge^ 
dachten den Stand der zukünftigen Eheleute und die Zulässig- 
l^eit der Trammg betreffenden Urkunden, theib das 6. Kapitel 
des Titels von der Ehe, (das Eiq>liel wn den gegens^tigen. 
Eechten und Pflichten der Eheleute) vorzulesen, sodann aber 
ihnen, dem einen Tlieile nach dem andern, die £ifl&iäcnng ah«* 
smeteneii) dass sie sieh eheliehen wqUcb; worauf er Im ü»^ 
men des Gesetzes erklärt , dass diese Fersetate mft einander 
ehelich verbunden sind. Art. 7&. lieber den ganzen Vor«» 
gang hat der BetM^ setet^^) etawa Alit antanehnttb Afftd". 



9) Weigert «ich der Beamts» die 

Trauunj? zu verrichten, so haben 
sich die Parteien an das Gericht 
der 1. Instanz zu wenden. Lo- 
cr« B, 13a 

10) Der C. c. verordnet nirgends 
ausdrücklich, dass die Eheleute in 
Person erscheinen sollen. Je- 
dock läiist sieh die Nothwendigkeil 
de* penSnli^hen EMehelneos da* 
raus ableiten, dass sonst die Art. 
75 vorgeschriebene Vorlesung" des 
t>. Kap. des Titels von der £be 
vnndslm seia würde. (StaA iat 
dieaer Grund freilich nicht.) D el- 
vi nc. ad Art. 75. Vazeille I, 
180. Jurist. Bibl. I, 1, 5. (Cassel 
1811.) «Demolombe III, 210. 
Marcadö Art. 36. Sir. XUX, 
II, 338. -«Andere halten die Ab- 
schliessungf der Ehe durch einen 
Bevollmächtigten für Eulüssig. S. 
Xt.B. ToulL I, 574. Merlin m. 



mariage. Secl. IV. §. I. Art. I. 
Coin-Delisle, Actes de Tötaf 
c. Art. 36. n. 5 — 7. 

1 1) In der Begel. — Denn nicht 
nnbedingt (oder sab pocna mdli« 
tatia) ist es nothwendig, dass die 
Trauun» auf dem Gemeindehause 
geschehe. Z. B. auch Hausttau- 
ungen sind zul&ssig. Locrö I^ 
428. II, 282. Prondh. I, m 
Tonil. I, 042. Merlin m. mar« 
Spct. IV. S. I. Art. I. T. XVI. 
Gr Olm. n, 203. Bieff $• 
«Demolonrbe in» 900. Sir. 
XIV, I, 291. XXIV, 11,223. XXIX^ 
II. 820. — Kann aber der (in Be- 
zithuu^ ciuf die eine oder auf die 
andere Partei connpetente) Beamte 
daaCtl. die Tramnig amh auaaer- 
halb dat fie w ei nde verrichten, in 
welcher er engeateUt iat? Siebe 
454. 

12) Einer andern Person kann 
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kel 74. Was dieser Akt zu enthalten habe, bestimmt der 
Art. 76.1«) 

$. 454. 

lYann ist eine Ehe wegen der Nichibeobachtuug der §. 452. 453. an* 
geführten Vorschriften als nicht geschlossen zn betrachten? 

Die naeh 459. 458. bei der AbtehUeesong einer Ehe 

zu beobachtenden Vorschriften sind nicht so zu deuten, als 
ob man, wenn irgend eine von diesen Vorsciiriften nicht beob* 
aditet worden witre, die Ehe für nieht gescfaloaBen m erach- 
ten hätte. Sondern es wird eu dem Wesen einer Ehe, was 
die Süssere Form der £he betrifft , nur dreierlei erfordert« 
JSSntensi Die 'Ehe moBS Tor dem kompetenten Beam- 
ten des Giyilstandee abgesehlossen worden eehi. Art 101. 
Es ist mithin eine Ehe als nicht geschlossen zu betrachten, 
wenn das Paar von einer Privatperson oder von einem Beam« 
ten, welcher nicht die Eigenschaft eines Beamten dee CSTfl* 
Btandee hat,^ oder Ton einem Beamten des GiTilstandes, wel« 
eher weder in Beziehung auf den einen noch in Bezug auf 
den andern Theil der kompetente Standesbeamte ist, getränt 
worden ist^) Dagegen dflrfte eine Tranong, welche Ton dem 



der Besaute die Trauung nicht 

fibertragen. Malev. ad Art. 74. 

13) *Coin-Delisle, Actes de 
r6tat c. Art. 75. n. 16. 

14) YenfllnedeB Ton dem btti^ 
gerlichen Aufgebote und von der 
Bürgerlichen Trauung ist das kirch- 
liche Aufgebot und die kirchliche 
Trauung. Um Kollisionen zu ver- 
liindern, ist 1) den Geistlichen ein 
Formular für das kirchliche Auf- 
gebot mitgetheilt worden. Es ist 
den (leistlichen 2) von Staatswe- 
ifen untentgt worden, ein Fear 
(kirchlich} m tränen, ehe es bür** 
gerlich {jetraut worden ist. 3) Die 
Geistlichen können zwar nicht an- 

S ehalten werden, ein Paar zu trauen, 
easen Veiheirathang, wenn aneh 
bttfcflidi anllMigi tenoeh kiich- 



lieh nuEulässig ist Jedoch kann 

man einen Kekurs an den Staats- 
ralh ergreifen , wenn man sich 
durch die Weigerung des (jeistli- 
ehen dir beieliwert erteiltet. . Lot 
V. 18. Germ. X. C. p. Alt. 190. 
200. Code ecclösiastiqne ou re- 
ciieil complet des dispositions des 
C. I^. et p^nal, relatives ä l'ötat, 
•nx fonclionf , ans droiti, et aux 
dövoirs civils des ministres des cul- 
tes chretiens etc. Par. 1811. Muster 
solcher Akte s. b. R ie f f ad Art. 73. 

1) Yazeille I, 251. Sirey 
XXXVIII, II, 113. 

2) Proudh. I, 232. Lass. F, 
294. Mehrere Ausleger nehmen 
jedoch (,Mg. Art. 193} an , dass 
•nch in dem letiteren PtUe du 
BraMüMi dee Biehten aiekt aiu- 
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in Beziehimg auf die eine oder die andere Partei kompetenten 
Beamten ausserhalb seines Amtsbesirkes yerrichtet 
worden ist, allerdings genügen.^) *-* ZweUens: Die znkfin^ 
Ilgen Eheleute müssen IhrenEntschluss, dasssie sich 
mit einander verehelichen wollen, dem Beamten des 
CMstandes erklärt und dieser mnss hierauf ansgespro* 
chen haben, dass sie mit einander eh^eh vereiniget seiend) 
— Drittens: Die Ehe muss öffentlich abgesciilossen wor- 
den sehi; eme£he also, die heimlich abgeschlossen worden 
Ist, ist nicht als ehie Ehe in der rechtlichen Bedentnng dieses 
Wortes zu betrachten. Art. 165. 191. Dieser Satz hat jedoch 
nicht den Sinn, als ob eine Ehe, bei deren Abschliessung 
nicht die und die bestimmte Feierlichkeit oder nicht die . und 
die bestimmten Feierlichkeiten (§. 459. 453.) beobachtet wor- 
den sind, als nicht geschlossen zu betrachten wäre. Sondern 
der Sinn jenes Satses ist der, dass der Richter berechtiget 
ist, efaie Ehe für nicht geschlossen su erklXren, welche mit 
Rücksicht auf diejenigen gesetzlich vorgeschriebenen Feierlich- 
keiten, deren Zweck die Offenkundigkeit der Ehe ist, und mit 
Rücksicht auf die in dem gegebenen Falle emtretenden Um- 
stände, ab eine heimlich abgesdüossene Ehe an betraditeD 
ist. Eine Ehe ist also nicht schon deswegen eine heimliche 



geschlossen sei , d. i. dass eine 
Trauung, welche von einem in Be- 
siehuog auf die zukunftigen £he- 
leite inkompetenten Beamten des 
Civilstandes verrichtet worden ifti 
nicht unbedingt nls nicht ge- 
schehen zu betrachten sei. S. z. B. 
Haler, ad Art. 191. Toull. I, 
644. Vaz. I, 251f. Grolm. II, 
343. Vgl. Sir. XVHl, II, 103. — 
•Der Gerichtscrebrauch hiilt die von 
einem incompctenteu Civiistands- 
beamten fescnloBsene Etieanfreefat, 
wenn die Bedinj^ungen der Oeffent- 
lichkeit erfüllt sind. S i r. LH, II, 1 4. 
Cit LII,H,4Ö8. DemolombeiU, 
207. 294 ff. 
3) Merlin ro. nwriage Seet.IV. 



S. I. Art. I. A. M. ist Proudh. 
I, 220. Daher behält der Trauungs- 
akt seineBeweiskraft, wenn in dem- 
aelben anch nicht der Ort der Trau- 
ung angegeben ist. M e r I i n a. a. 0. 

4) Sir. XXIX, II, 320. (Hier 
wurde eine Trauung unter ande- 
rem ans dem Grunde angefochten, 
weil die Ehefrau nicht ihre Bin- 
willisrung in die Abschliessun? der 
Khe dem Beamten erklftrt haben 
wollte. Aber die Trauung wurde 
aufrecht erhalten, weil die Ehe- 
firau» die Klägerin, den fleiratsakt, 
welcher die Erklärung dieser Ein- 
willigung bezeugte, unterzeichnet 
liatte.) *ygl. auch Demolonibe 

m» 313. Sir. u, 1» m 
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£[he) weil z. B. kein Aufgebot vorausgegaugen oder die Trauung 
idme Zeagen oder nicht axd dorn Gomeiodohaiue geseheba itt^ 
WtfU aber laHm die Eflie, wenn diese UmetSiide nuanun«»* 
ireffen, für nicht geschlossen erklärt werden. 6) — Uebrigens 
eteht dai Becbt, eine Ehe aus dem Grunde au suf echten, weil 
de entw ed er niebi tot dem kompetenten BiBamten oder nicht 
MmHieh ah g eee hl oeeen worden iet, nickt nor dem ^en and 
dem andern Ehegatten, sondern auch den Eltern und überhaupt 
aUmi Betheiligten, eelbet dem £roaanwalte ztuT) Art 191. 
Fgi Art 187. 190.^ 

Ueberdiess aber ist auf die Nichtbeobachtung der ffir die 
Abflohliessung einer Ehe vorgeschriebenen Feierlichkeiten in 
einigen Fällen eine Strafe gesetzt ( und swar, 1) wenn ent* 
weder das Angebot gänsUeh oder wem das zweite Aufgebet 
ohne Dispensation unterblieben ist, oder wenn die Frist, welche 
zwiach^ dem ersten und dem zweiten Aufgebote oder die 
jfiist^ wekhe awisehen dem letzten Aufjgebote und der Trauung 
«ftlasfen soUy nicht eingahalten worden ist; Art 192* S) wenn 



5) *04er weil sie des Nachts 

geschehen ist. Sir. LI, II, 465. 

6) Locr6 II, 135. Proudh. 
I, 232. Grolra. II, 197. Del- 
vinc. ad Art. 191. Herlin m. 
mariage. Sect. IV. *Demolorabe 
III, 294ff. Marcadd Art. 191.— 
Sir. XVIII, II, 103. XXII, 11,315. 
XXXII, II, 357. Ueber das Auf- 
gebot, als eine nielit wesentiidie 
Bedingung der Ehe, s. Lecr6 ad 
Art. 191. Merlin m. bans de 
maringe. Grolni. II, 331. Sir. 
XXIX, II, 320. «.jedoch Proudh. 
I, 338 Aber ile Zeugen, Tonil. 
I, 642. Grolm. II, 642. Sir. 
XIX, II, 225 Uber Traunngcn aus- 
serhalb des Gemeindehauses §.453. 
Ann. 11. (IDr ist kein Fall in 
den frans. Zeitschr. vorgekommen, 
in weldien man mit dem Suchen, 
eine Ehe , als ein matrimonium 
clandestinum , für nicht geschlos- 
sen ni efklMren, darchgedmngen 
wlüre, se tfifkh «achmwsaea die 



GrOnde waren. S. einen Fall die- 
ser Art bei Sir. VII, I, 320. So 
strenge hält man über die Rechts- 
regel : In dubio pro matrimonio.) 
-~ Ueber die Lehre des ältem 
Rechts von den geheimen Ehen, 
8. Merlin m. clandestinit^ Sir. 
V, I, 161. IX, I, 375. 

7) Diese Vorschrift des Art. 191 
stiiiimt gani mit der ^. 449. Anm. 
8 (s. anch 451. Anm. 9) ge- 
machten Unterscheidung Uberein. 
(Nur hatten die Artikel 191—193, 
welche im 3. Kap. des Titels von 
der Bhe stehen, ihre Stellen bes* 
ser im 2. Kap. dieses Titels ge- 
funden.) — Die Vorschrift des Art. 
191 ist übrigens auf jeden Fall 
(s. z. B. Art. 170) anwendbar, in 
weleheni eine Ehe ob defectnm in 
forma angefochten wird. 

8) Die Vorschriften dieser bei- 
den Artikel sind auch auf die Falle 
des Art, 191 anwendbar. LoerA 
ad Art. 191. 
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.dte Beaarte des CiTÜrtandM bot Trannng gesehfitteii ist^ thim 

Bich von der Beobachtung dör im Art. 148 — 155. 158 — 160. 
.enthaiteneo Voischrlfteii m Tendchem. Art. 166. 167. 0. p. 
Art 198.^) 3) Wenn die Trauung nieht von dem kompetenr 
ten Beamten des Civilstaudes oder 4) wenn sie heimlich ver- 
richtet worden ist, es mag übrigens, was die letzteren beiden 
FäUe betrifft, die Ehe deflshalb für niebt gee^loesen erUXit 
werdw oder nicbt Art 198.10) 

S. 455. 

2) Von den Eben, welche von einem Franzosen im Anstände abge- 
schlossen werden. 

Man hat, was diese Ehen betrifft j zu unterscheiden, ob 
der Franzose za einem AimeekoipSi das sich «ueserbalb dea 
Gebietes des französischen Reichs befindet, gehört oder niditQ 

Erster Fall: Das Aufgebot muss nicht nur an dem 
Orte geschehn, wo die Militärperson zuletzt ihren Wohnsitz 
hatte, (Art. 166. 167.) sondern noch überdiesst nnd zwar 
25 Tage vor der Trauung, in die Tagesordre desjenigen Armee- 
korps etc. eingerückt werden, zu welchem die Person gehört.*) 
Art 94. Die Trauung ist von dem Militfirbeamten zu ver- 



9) Der Art. 193 des C. p. hebt 
in so fern , als er von dem Art. 
15Ö des C. c. abweicht, diesen 
Art. aaf. Dnrant. n, 103. 

10) Die Art. 156 f. 192 f. be- 
stimmen zugleich den Betrag der 
Strafe etc. Sir. X, II, 65. (Der 
Kronanwalt kann ancb ohne den 
Beitritt der I^arteien auf die Be- 
strafung' des Beamten antragen. — 
Es sollte im Art. l 'f » heissen : k 
la diligence des partieä int^res^es 
on dn.procareur dnroi, nnd nieht 
et du proc. du roi) XV, I, 218. 
(Es bedarf nicht einer iSrmächti- 
gung der Regierung, damit ein 
solcher Antrag gegen den Beam- 
ten gerichtet wenden kenne.) Das 
teiekt» ton welchem der Art. 156 



spricht, ist das Civil gcricht. D a 1- 
loz m. actes de r^tat civ. Sect.IL 

1) Foelix, des mariages con- 
tract^s en paya etratagera. 1843. 
(Auch in Foelii, Revue VIII, S. 
433 ff.) lieber die Ehe , die ein 
Fremder in Frankreich abschiiesst, 
8. oben §. 6t. Loct6 11, 154. 
und das Rundschreiben des Justiz- 
niinisters v. 14. MHrz 1831. (bei 
Sir. XXXVI, 11,342), welches zu- 
gleich von den Ehen handelt, die 
ein unter der Gewalt eines Frem- 
den stehender Franzose eingeht. 
*S. auch Demolombe III, 231 ff. 

2) Es ist nicht nothwendig, dass 
sich die Mililärperson schon 6 Mo- 
liBte lanf bei 4ttm Heere au%e- 
halten hiibe. Yaseille %Jl$S, 
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riditen, wddier mit ätia yenichtimi^ ^es Beamten des 

CivilstaDdes beauftragt, in Beziehung auf den zukünftigen Ehe- 
mann kompetent ist. Dieser Beamte hat bei der Traunng die 
458. angeführten Yonchiiften m beobachten; aonerdem 
aber bat er sofort, nachdem er den Trauungsakt aufgenommen 
hat| eine Ausfertigung desselben dem Beamten des Civilstan- 
des decgenigen Orts, wo der Ehemann soletzt seinen Wohn- 
Bits hatte,3) (Art. 74.) an übermachen. Art 88. 95. Die Urkunde 
ist auch von diesem Beamten in die Standesbiicher einzutra- 
gen. Vgl. oben ^ 61. — Das, was ^ 454. zur Beantwortung 
der Frage gesagt worden ist, ob und wann eine Ehe wegen 
Nichtbeobachtnng der für die Abschliessung der Ehe Torge- 
schriebenen Feierlichkeiten als nicht geschlossen zu betrachten 
sei, ist auch auf den vorliegenden Fall schlechthin anwendbar. 
Daher besteht «ne solche Ehe a. B. auch dann, wenn das 
Aufgebot in dem Wohnsitze des Ehemannes nicht geschehn ist.*) 
Zweiter Fall: Eine Ehe, welche ein Franzose, (der 
nicht unter den Yorsdiriften der Art 88. 94. 95. begriffen ist,) 
im 'Auslande mit Beobachtung der In dem Lande üblichen 
Feierlichkeiten — sei es mit einer Französin oder mit einer 
Fremden — abgeschlossen hat, ist auch in Frankreich als eine 
Ehe au betrachten.«^ Art 47. 170.«) Vgl. 61. Es ist mit- 
hin die Frage, ob die Ehe mit Beobachtung der wesentlich 
nothwendigen Feierlichkeiten abgeschlossen worden sei, auch 
Yon den Französischen Gerichten nach den Gesetzen des Aus- 
landes zu benrtheilen. Jedoch yerordnen die Gesetze, 1) dass 
sich ein solches Paar auch in Frankreich aufbieten lassen müsse,^) 



3) Ingleichcn , wenn auch die 
Frau eine Französin ist, desjeni- 
gen Orts, wo diese snletst ihren 
nohnsitz hatte. 

4) Sir. XXIV, II, 150. 

5) Mithin ist auch die Beweis- 
kraft der Uber eine solche Heirath 
im Auslände auf(;enommenen Ur- 
kunden nach dem Kechtc des Aus- 
landes SU beurtheileu. S i r. XX YIU, 



II, 207. XXIX, I, 2G1. 

6) Der Art. 170 derogirt nicht 
(wie Pavard v. mariage Seot. 

III. §. 2. n. 11 annimmt), den Art. 
48. Durant. II, 234. Rieff 
§. 87. — S. auch iSad. Annal. 
II, 117. 

7) Der Art. 170 sagt rwar nicht 
ausdrücklich, dass das Aufn^cbot in 
Frankreich geschehen müsse. 
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gleich als ob die Trauung in Frankreich geschehn sollte, fer- 
ner, 2} dass der Franzose in den nächsten drei Monaten nach 
Beiner Rückkehr die Eintragnng des Tranniigsaktes In das Stan- 
desbndi sefnes Welinritses (Art 74.) zn bewerkstelligen habe. 
Art. 170. 171. Ist die erstere dieser Vorschriften nicht 
beobachtet worden, so ist die Ehe ihrer Form nach ungültig,^) 
wenn anders nicht die Nichtigkeit gedeckt worden Ist.*) Uebrl- 
gens können Seitenverwandte diese Nichtigkeit nicht geltend 
machen. Dagegen ist eine solche Ehe, wenn auch der an- 
dern Vorschrift nicht Grentige geschehn ist, dennoch an Recht 
bestSndig.^9 — ^ übrigen smd die Vorschriften des FransS- 



Aber dass von dem Aufgebote in 
Frinkreich dieRedesei, ergibt 

sich ans dem Zusammenhange, so 
wie aus der Berathung des Slaats- 
rathes. Delvinc. ad Art. 170. 

Dieses Aufgebot darf auch dann 
nieht unterbleiben, wenn sieh der 
Franzose schon seit Jahr und Tag 
(Art. 166. 167.) im Auslande auf- 
gehalten hat. A. JH. ist Vaz. I, 
158. S. auch Merlin m. bans 
de mariage. 

8) Der Art. 170 sagt von einer 
solchen Ehe, pourvu qu'il ait 
6i6 pr^c^dö des publications pre- 
scritea par l*art 63. Delvinc. 
ad Art. 170. Grolman II, 333. 
*Marcad6 Art. 170. n. 2. — Sir. 
XXXI, I, 142. XXXVII, I, 177. 
(Jedoch ist nicht zu übersehen, dass 
in den beiden hier ersählten Fal- 
len noch hinzukam , dass die El- 
tern nicht iiiH ihren Rntli befras^t 
worden waren. £s stand also der 
Ebe auch fraus legi facta entge- 
gen.) »Sir. XXXIX, II, 246. XL, 
II, 397. XLI, I, 681. — Der äl- 
tere Gerirhtsgehraurh war für die 
Gültigkeit einer solchen Ehe. S. 
Sir. XX, II, 307. XXVI, II, 251. 
Auch wird diese Meinunsr verthei- 
disrt von Vaz. 158. T o u 1 1. 1, 578. 
Anm. 1. S i r. XLI. I, 873. — *Eine 
mittlere Meinung vertheidigen : D u- 
ranton II, 238. Valette tnr 
Proadb. 1,11.413. Demolombe 



III, 223—225, welche die Beant- 
wortnnif der Frage nach der Ver- 
schiedenheit der Fälle den Gerich- 
ten überlassen. Die Fassung des Art. 
steht zwar entgegen, derselbe wird 
aber kaum strict befolgt werden 
kennen, weil nach der f tricten Er* 
klärung geben der Mangel eines 
Respectsactes Nichtiffkeit erzeugen 
würde. Der Gerichtsgebrauch er-> 
Uirt mit Reebt die 'Ehe nur dann 
für nichtig, wenn sie im Auslande 
zur Umgehung der inhindischeii Ge- 
setze geschlossen worden ist. S i r. 
XLIV, 11, 655. XLVil, 1, 55. LU, 
II, 800. 562. 566. — Auf jedeo 
Fall ist eine solche ohne Aufge- 
bot abgeschlossene Ehe alsdann 
gültig, wenn der Franzose oder 
die Französin keinen Wohnsitz in 
Frankreich hatte. S. L e e r ^, II a^ 
lev. und Delvinc. ad Art. 170. 

91 *I)emoIomhe 111,225. Sir. 
XXXIX, II, 246. XL, II. 3U7. XLI, 
I, 302. Ö81. XLV, II, 8. I, 726. 

10) Sir. XXXIX, I, 822. XLI, 
I, 872. »LH, II, 488. 562. 566. 

11) Discuss. ad Art. 171. De- 
moL Iii, 229. Vaz. I, 189. Du- 
rant II, 240. Grolm. II, 334. 
Sir. XXIX, I, 261. ^ XXXni, I, 
195. *LII, II, 5U2. - Es kann 
dalnr die Eintrag-un<j des Trau- 
ungsaktes auch nach Ablauf der 
drei Monate (Art. 170) geschehen. 
(Aber hat de alidann auch rOck* 
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sischen Rechts, welche die Bedingungen der Rechtmässigkeit 
einer Ehe, (mit aadem Worteni die Ehehinderniase} betreffeii| 
msh auf die Ehen aswendbar, welehe ron FfanaoBen im Aus- 
lände abgeschloseeD worden iJnd.^) Art» 170.^ — Y^L un- 
ten §. 467. Annu 9. 

$. 456. 

3) Von dem Beweise, welcher für die Thatsache, daM eine Ehe abge- 

flcbloMen worden sei, sn fuhren ist. 

Man kann die Eigenschaft und die Rechte 
eines Ehegatten nur unter der Bedingung in An- 
spruch nehmen,!} dass nlan den Trannngsakt ans 
den StandesbOchern beibringen Icann.^) Art. 194. 

Und diese Regel behält auch dann ihre Gültigkeit, wenn eine 
Person den Besitzstand 3) für sich hat.«) Art. 195. — Die 



wirkende Kraft? S. Delvinc. 
ad ArU 170. Dur an t. II, 240.) 
Eben so kann die Eintragung selbst 
erst nach dem Tode des einen 

oder des andern Ehegatten g^e- 
schehen. D e ni o ]. HI, 22äw Sir. 
XXVIII, II, 207. 

12) Der Art. stellt diesen Sati 
nicht Ton allen Ehehindernisson, 
sondern nur von den im ersten 
Kapitel des Titels von der Ehe 
enthaltenen auf. Aber seinemGrunde 
nach ist das Geseti allgemein. 
Delvinc. ad Artikel 170. — Die 
Reclitsfilhijfkeit de.s Fremden ist 
nach den.Gesctzcn seines Landes 
zu beurtheilen. Sir. XV, II, 67. 
Eine gegen die Vorschrift des Art 
170 einge^nn;;ene Ehe kann auch 
dann als nichtig anijcforhten wer- 
den, wenn der Trauuugsakt nicht 
in Frankreich eingetragen worden 
ist. S i r. XXV, I, 428. 

13) Die Vorschriften des Art. 
170. 171. we}»^en des Aufgebots 
und wegen der Eintragung des 
Traunngsaktes sind aoeh au den 
Fall des Art. 48 anwendbar. Y.as. 
ly 193. — Wie^ wenn eine Vnm^ 



sOsin einen Ausländer im Auslande 
heirathet ? Hat sie sich dann auch 
nach den Vorsdiriflen der Art. 170l 
171. zu richten? Wenigstens nach 

den Vorschriften des ersten Arti- 
kels, tarn ez ratione quam ex ver- 

bis legis. 

1) Der Art. handelt also nicht 
yon dem Falle, dass ein Dritter 

einer Person die Eigenschaft eines 
Ehegalten beilegt, diese Person aber 
läugnet, dass ihr diese Eigenschaft 
zukomme. Vgl. Uber diesen Fall : 
Merlin n. mariage. Sect. V. $• 
IL n. 3. 14. 

2) Also kein anderes Bcwcis- 
niittel kann die Stelle dieses Ak- 
tes vertreten. L o c r 6 II , 292. 
Vgl. Ober die Geschichte dieses 
Satzes: Jurispr. da C. c. IV, 292. 

3) Der Besitzstand. — Vgl. Art. 
197 und Merlin a. a. 0. S.anch 

Anm. 9. 

4) Wie aber, wenn der Gegen- 
theil denBesitz^iiand anerkannt hat? 
S. Merlin n. mariage. Seel. V. 
$. IL n. 11. Sir. Vi, n, 8S0l 
XS^Y, II» U8. 
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Beweiskinft des Trauungsaktes ist nach den §. 62« au^geateU- 
tea Regeln sa bemtbeiieii. Der Akt bat daher z. B. nur in 
00 lern Bewelefaraft, als ans ihm benrorgeht, dase die Ehe mit 

genügender Offenkundigkeit abgeschlossen worden sei. Wenn 
jedoch zwei Personen den Besitsstand als Eheleute für eicl^ 
haben nnd der Trannngeakt ans 4en Standeebticheni beiger 
bracht wird, so können sle^ gegenseitig die Bewetskraft 
dieses Aktes nicht aus dem Qruude anfechten , dass die Ehe 
nicht öffentlich abgescblosBen worden sei;^ ^ ^™ ^ 
Zweck der Klage der sehi, das Band dieser E2ie za lösen oder 
aber der, die Gültigkeit einer Klie, welche der eine oder der 
andere Ehegatte später eingegangen ist, zu retten.^} Art* 196. 
— Der Grundsatz, dass' man die Eigenschaft eines Ehegatten 
nur zu Folge eines Trauungsaktes in Anspruch nehmen könne^ 
leidet jedoch 1) in den Fällen eine Ausnahme, in welchen, 
nach der YoiBchrift des Art. 46., der Beweis der dem Civil- 

* 

Stande zum Grunde Hegenden Thatsaehen audbi auf eme an« 

dere Weise als durch die Standesbücher, geführt werden kann.^) 



jj Und ihre Erben. D u r a n t. 
n, 253. 

6) S. Anra. 1. und Merlin m. 

nariage. Scct. VI. II. 

7) Also — auch wenn die (Je- 

fenpartei den Besitzstaad für sich 
klt kana die Beweiskraft dw 
TrBQUUgtaklei aiu dem Grunde an- 
gefochten werden, weil die Trau- 
ung nicht von dem kompetenten 
Beamten geschehen ist (Sir. XIX, 
1, 492.) oder weil der Akt auf ei- 
nem flieijenden Blatte steht. Noch 
wenig^er kann der Art. 19(i einer 
Klage entgegengesetzt werden, wel- 
che auf Vernichlnnft der Ehe (we> 
^'cn eines Hindernisses , das der 
Khe entg^epenstand) , gerichtet ist. 
Vjil. iilicr di(^ Auslos^iintj des Art. 

dessen b'i'säunj^ bestimmter 
sein kennte, Malev. Loer6 und 
Delvinc. ad h. Art. Proudh. 
I, 2:)2. D II r n n t. II, 250 fr. V a z. 
I, 253. M e r 1 i n a. a. 0. L a s s. 
J, 291. Urolju. U, m --*Der 



Art. 196 bezieht sich nur auf die 
Frage, wie dto Unregelmüssigkei- 
ten einer Heirathsurkundc gedeckt 
werden können, nicht aber bezieht 
er sich auf Nichtigkeiten der £he. 
YgL Marcade Art. 196. n. U 
getjren Demol. III, 328. 

8) Sir. XXVn, I, 108. 

9) Merlin qu. m, mar. VII. 
Sir. VIII, II, 322. 329. IX, I, 
375. (Hier findet man swei in» 
tercssante Fälle, in welchen der 
Artikel 46 auf Ehen »ni^ewendet 
wurde, die in Aej^^ypttn während 
der FranzOs. Okkupation geschlos- 
sen worden waren.) — * Der Art 
46 ist S. 65 extensive ausgelegl 
worden. Diese interpretatio ex- 
tensiva ist jedoch, was den Be- 
weis für die Abschliessung einer 
Ehe hetrüft, nnr in so fem inlfts* 
sig, als sie mit den Vorschriften 
der Art. 195 — 200 vereinbar ist. 
TouU. I, 599. Merlin ni. legi- 
tünit^. 3ect. L II. — ^ Wenn üb- 
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Art. 194. Vgl oben % 65. 2) Wenn JBwei Indiyidaen öffent- 
lich als Mann und Frau mit einander gelebt haben ™^ 

beide mit Tode abgegangen sind,ii) so Icann den von ihnen 
hinterlassenen Kindern die eheliche Abstammung nicht schon 
ans dem Grande^) bestritten werden, daas die Kinder nicht 
Uber Ae Traanng der Eltern aufgenommenen Akt bei« 
bringen können, vorausgesetzt, dass die eheliche Abstammung 
der Kinder von diesem Paar durch den Besitzstand erwiesen 
wird 13) und dass mit diesem Besitistande nicht die Gebutts- 



rigens auch keine Standesbücher 
gehalten worden sind etc. (Ait. 46) 
eo in dennoch der Beweis auf die i'' 
Thatsaohe, dais eine Ehe ab|;e- 
schlössen worden sei , besonders 
zu richten. Der Besitzstand ge- 
nügt nicht. Blerlin m. mariage. 
Seet. Y. S* n. m a 9. 10. 13. 

10) Vgl. Art. 321 (welcher auf 
den vorliegenden Fall analogisch 
angewendet werden kann) u. 1. 3. 
C. de nnplilt. Herl in m. lögiti- 
niit6. Sect. I. II. S i r. X . I, 
239. XIII, II, 41. XXV, II, 118. 
— Es genügt nicht der Beweis, 
dass die Kinder possessionera Sta- 
tut liberorum lei^tiinorum fürtieli 
haben oder dass sie der Geburts- 
akt als eheliche Kinder bezeichnet. 
Sondern der Beweis ist auf den 
Besitzstand der Eltern, als eheli- 
cher Gatten, su richten, wobei je- 
doch allerdings auch der Besitz- 
stand der Kinder benutzt werden 
kann. Vax. I, 210. Merlin a. 
a. 0. Sir. XI, n, 05. 97. 227. 

XVII, n, 44. xxm, n, m — 

Eben so wenijf penUjift es , dass 
die Eltern blos für Eheleute ge- 
halten worden sind. Sir. XXX, 
n, 57. — Dagefifen wird zur An- 
wendbarkeit des Art. 197 nicht 
vorausgesetzt, dass die Standesbü- 
cher verloren gegangen sind etc. 
(Art. 46.) Sir. X, 1, m Mer- 
lin a. a. 0. ^ Der Beweis (ttr 
den Besitzstand der Eltern (sowie 
der Beweis für den Besitzstand 
der Kinder) kann auch durch Zeu- 
gen gefBhft wwdott« Arg. Arft 



320. Du Roi qui ßlü sint legi- 
timi. p. 27. 
11} So langealso dereine oder 

der andere Ehegatte noch am Le- 
ben ist, tritt die Vorschrift des 
Art. 197 nicht ein, in dem Falle 
desselben kann also z. B. der Hei- 
rathsakt nicht durch eine andere 
Urkunde ersetzt werden. Sir. XX, 
II, 28. XXVII, II, 221. XXX, II, 
174. — - Der Art. ist nicht auf die 
Pille ausnidelinen , da die Eltern 
zwar nin Leben, jedoch nicht im 
Stande sind , sich über ihre Ver- 
beirathung zu erkliiren, z. B. weil 
sie abwesend oder gemUthskrank 
sind. Merlin nnd Dv Roi a. a. 
0. A. M. sind Malev. md Art. 
197. Vaz. I, 214. Durant. II, 
255. (irolm. IL 281. {Est ex- 
ceptio a regula.) Auch ist der 
Art. nur von dem physisehon 
Tode beider Ehegatten zu verslehn. 
Durant. a. a. 0. — ""Die Mehr- 
zahl der Schriftsteller verwirft die 
liier Ton ZachariiI aufgenommene 
Ansicht Merl in 's und dehnt den 
Artikel 19(5 mit Recht auf alle 
Falle aus, in welchen es physisch 
unmöglich ist, von den Eltern Auf- 
seblnss sn erhalten, also anf die 
Fülle des Wahnsinns und der Ver- 
schoUcnheit. Vrgl. Demol. III, 
396. Marc ade Art. 197. n. 2. 

12) Hithin aus einem jeden an- 
dern Grunde. Vgl. Merlin a. n. 
0. Durant. IT, 252. TonlLII, 
878fr. 'Sir. XLV, II, 321. 

13) Also es genügt nicht, wenn 
dM Kind in dem Geburtsakte als 
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akte der Ehider in 'Widerspruch stelm.i«) Art. 197. 3) Wenn 
ans einem Kriminal verfahren (vgl. C. p. 173. 429.) her- 
vorgeht, dass eine £he mit Beobachtung der gesetzlich vor- 
geschriebenen Feierlichkeiten abgeschlossen worden sei, so 
werden dieser Ehe alle die rechtlichen Folgen, welche über- 
haupt eine £he hat, und awar von dem Tage an, an welchem 
sie abgeschlossen worden ist, dadurch cugeaiehert, dass das 
in der Erimmalsache gesprochene Unheil in die Bücher des 
bürgerlichen Standes eingetragen wird; jedoch mit Vorbe- 
halt der Klage auf Vernichtung der £be, wenn der Ehe ein 
Kiehtigkeitsgmnd (ein impedimentum dirimens) entgegenstdit^^i) 
Sind die Ehegatten, oder ist der eine Ehegatte verstorben, ohne 
den Betrug entdeckt oder ohne ihn verfolgt zu haben so kann 
die Anklage theiUi von allen denen, welche efai Interesse an der 
Entdeckung des Betruges haben, theüs von dem Eronanwalte 
erhoben werden. Ist der Beamte des Civilstandes vor der 
Entdeckung des Betruges verstorben, so ist die Klage wegen 
des Civilpunktes von dem Kronanwalte, auf Antrag und mit 



eheliches Kind der und der El- 
tern bezeichnet ist. Ebensowenig 
ist tiier der Art. 323 anwendbar. 
Sondern «f ii l f chlechthin pof se>- 
•io alatof Uberorum legitimonim 
TU erweisen. Merlin a. a. 0. 
Du Roi p. 29. A. M. ist Gr 0 1 ni. 
11, 277. — Die Kinder müssen die- 
sen Bciiluland sowohl lie» Leb- 
zeiten der Eltern als nach deren 
Tod für sich gehabt haben» Her* 
lin ebend. 

t 14) Es ist also 1) nicht noth- 
wtndigf dttts der Geburttakt den 

Besitzstand unters ttttze. Ja der 
Besitzsland ffenügt für sich, wenn 
auch das Kind den Geburtsakt nicht 
beibrinj^en kann. Locrön. Del« 
▼ inc. ad Art. 107. Du Roi p. 
29 f. »Dem Ol. III, 402. Sir. 
XLII, II, 541. XLIV, II, 39». — 
2) Das Kind hat nicht zu bewei- 
ten, daM aein Beattutend nicht 
Mit dem Gehnfttaicto in Hfldsr- 



spruch stehe. Das Gegentheil ist 
im Gegen beweise auszuführen. 
Dalloz m. filiation. Chap. II. 
Sect. I. A. H. iat Tonil. II, 877. 
• — 3) Der Gegenbeweis kann nicht 
durch einen andern Akt geftihrt 
werden, in welchem der Vater oder 
die Mutter oder beide das Kind für . 
ein nnebelicheaeiklftrt htben. Sir. 
XXXV, II, 313. "Vgl. Uber den 
zu liefernden Gegenbeweis De* 
mol. III, 403--4Ü6. 

15) *Das Verfahren mag vor dem 
eorreetiomiellen oder TordemAt- 
sisengericht stattgefunden haben. 
Vrgl. MarcadÄ Art. 198. n. 2. 
Dem Ol. III, 409. Und ohne Rück- 
sieht darauf, ob die verletzten Par- 
teien als Civilpaftei anfffetreten sind. 
Marcadö a. a. 0. n. 3. 

16) Vaz. I, 206. «Merlin m. 
lögitimitö. 

17) Loarön^DelTiBe. ^ar- 
cad« ad Art. m 
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Sa Eherecht. 



Zint«hTm^ cter B«theUigteii, gegen die Eiben dee Beai 

ficiitea.18) Art. 198—200. Vgl. Art M- 



y. Von dem Eheverlöbnisae. 

« 

Das Eheverl öbniss ist derjenige Vertrag, durch wel- 
chen sich die Parteien verpflichten, eine Ehe mit einander ab- 
sQSchlieBsen.^ — ^* ^ gedenkt nirgends des Eheverlöb- 
nisses; es Ist daher dieser Vertrag nach den Omndsätcen zu 
beurtlicilon , welche von Verträgen überhaupt gelten.2) Art. 
1107. (Die folgenden Sätze dieses Paragraphen haben diese 
Begel cur Gmndli^fe.) — Ein Eheverlöbniss ist dem FranzS- 
sischen Rechte nadi Terpffichtend, da dieser Vertrag nicht als 
wesentlich widerrechtlich betrachtet werden kaun,3) — Ehe- 
yerlöbnisse sind unter denselben Bedüigongen veipflichtend , 
unter welchen Vertrüge ttberhaupt verpflichten. Insbesondere 
aber wu'd erfordert, dass der Ehe Icein gesetzliches Hinderniss 
im Wege stehe. 9 — Eheverlöbnisse sind nicht in dem Sinne 
veipfliehieiid, dass ehi Theil den andern auf Abschliessnng der 
Ehe belangen könnte | mithin anch nieht In dem Sinne, daas 
gegen die Verheirathung des Verlobten mit einer dritten Per* 



18} Auch auf dieses Urtheil ist 
die Vonelnrift des Art. 198 anxur 
wenden. Malev. ad Art. 200. 

1) Wie, wenn Eltern mit Eltern 
übereinkommen , dass sich ihre 
Kinder mit einander verheiratUen 
•oUmi; eoMdit aaf eioeH lolohen 
Vertraf^e, wenn die Heirath nicht 
erfolgt, ein Recht auf Schndeiier- 
satz? S. Durant. X, 319. 

9) Dieselbe Re^el stellt Tonil. 
VI, 293 ff. auf. Sie ist von meh- 
reren Schriftstellern verkannt oder 
doch nicht folgerichtig angewen- 
det worden. Vgl. über die Ge- 
aehichte der Lehre tob den She- 
verlobniiien« Jnilfar. dn C. c 



3) *Man wird vou den Ehever- 
lebniflaen nur sagen kOanen, data 

sie gesetzlich nicht reproblrt sind. 
Die Art. 1107 u. 1112 dürften da- 
rum nicht anw^endbar sein , weil 
sie die M ü g I i c h k e i t eines Zwan- 
gea vorinaetien nnd ein aoleber 
ist bei dem Ehevorsprechen aus- 
geschlossen. Es knnn daher der 
Klaggrund nicht auf der Michter- 
fllttmg dea YeraiNrechens, londem 
nur auf der Bdumptamg eines wi- 
derrechth'ch zugefügten Schadens 
beruhen. Art. 1382. 1383. In die- 
sem Sinne wurde erkannt in den 
Urtheilen Rh. ArekXXU, I, 254. 
XXV, I, 58. XLV, I, 85* 

4) au. VI, 4 
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Bon ein EiaqinMh eingel^ oder dase die Ebe dee Veiloirteti 

mit einer dritten Person als nichtig augefochten werden könnte. 
Denn die Verbiadlichkeiti etwas xn thuiii lösst sich, wenn sie 
idcht freiwillig erfSUt wird, in dtie YwbindUohbeit sa Sclia*< 
denersate anf.^ Art. 1142. Sondern in dem Sinne und nur 
In dem Sinne sind Eheverlöbnisse verpÜichtend, dass derjenige 
Theil, welcher eich der Abschlieasung - der Ehe weigert, auf 
Schiyleneraats belangt werden kann. 6} Jedoch kann man bei 
der Abschliessung eines Eheverlöbnisses nicht über eine Geld- 
strafe übereinkommen, welche derjenige Theil, der sich der 
Erftülong dee gegebenen EheTeEsprechens weigern werde, m 
entrichten habe, da ein solches G-edinge der Freiheit Eintrag 
thun würde, mit welcher der Entschluss, sich zu verehelichen, 
billig ge£a88t werden eolL?) Arg. Art 6. 1108. Ueberdieü 
können Ton diesem Theile auch der Mahlachate und die wegen 
der abzuschliessenden Ehe gemachten Geschenke (die sponsa- 
ütia largitas) zurückgefordert werden.^} — Es ist jedoch ein 



5} Hierzu kommt, dass sponsa- 
liii priora nicht unter den Ehehin- 
dernissen aufgefelirt werden. Je- 
doch darüber ist man einig' , dass 
ein Eheverlübniss nicht in diesem 
Sinne verpflichtend sei. S. die 
Asm. 1. 2. a. Stellen. 
. 6) D. i. sowohl auf das lacmm 
cessans, als auf das damnum emer- 
gens. Tonil. VI, 293 f. (irolm. 
II, 137. Sir. XIV, II, 2. XV, I, 

15& xxxnr, n, 40. xlv, i, m 

Pfeifer 's Rechtsfallcl, 511. Ma- 
gazin für das Civil- und Criininal- 
recht des K. Westphalcn. Von Oe- 
ster ley in, 81. Magazin für das 
CiTÜreeht des Xtiserreieiii Frank- 
reick (Hamb. 1812.) I, 26. — An- 
dere beschränken die Klage auf 
das damnum emergens. S. z. B. 
Malev. ad Art 172. Duravt. I, 
288f. X, 310f. Sir. XI, II, 118. 
XIX, n, 108. XXXIV, II, 354. — 
Wieder Andere nehmen an , dass 
der Terleizte Iheii theils auf £r- 
•üi Ito den eriittenen Verioil, «heilf 
fram M befUfditMi Mi, diM die« 



ser Theil nicht leicht eine andere 
Gelegenheit finden werde, aaf eine 
Vergütung fUr die ihm widerfall- 
rene Beleidigung klagen könne» 
S. Vaz. I, 145fr. mit Poth. — 
Auf keinen Fall kann ein Eutschä* 
dignngsanspmch daranf ffogrOndal 
werden, dass die Braut schwanger 
geworden ist. Arg. Artikel 340. 
V a z. a. a. 0. D e n e v. 1814. p. 483. 

7} Der Vertrag ist contra bonos 
mores. Durant. X, 910f. 8ir. 
XV, I, 18. XXIII, I, 41. XXXIII, 

I, 548. XXXVIII, I, 492. XXXIX, 

II, 177. *Rh. Arch. XXVIU, I, 
30. » A. M. sind Toull. a. a.O. 
Herl in ai. peine contractuelle.— 
Dagegen ist eine Verschreibung 
gültig (habet causam licitam), wel- 
che über eiue wegen eines gebro- 
chenen EheveilOhnisiei inlebtende 
Entschädigung ausgestellt worden 
ist. Sir. in der zuletzt a. St. — 
Nicht aber ein Versprechen auf den 
Fall, da ein Eheverlübniss uuer« 
fttUt bleiben wird. (Ob eMnm 
iUldlMk Sit. XXXIX, 17V. 
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Eberecht. 



EheverlSlmiss für denjenigen Theil nicht weiter TerpfUditeiid, 

welchem der andere Theil (nach dem Ermessen des Richters) 
gerechte Ursache gegeben hat, zu befürchten, dass eine Ehe, 
die er mit Ihm «bBchlösse, eine mglficUiche Ehe aein wfirde.^ 
Arg. Art 1184. 



VI. You den Ehehindernisseu. 

I 

A. Im Allgemeinen. 
S. 458. 

r 

Begriit — Arten der Ebehindemiise. 

Eine Ehehindern iss (impedimentum matrimonii, em- 
p^chment de mariage,) ist ein Grund, ans welchem eine Ehe 
nicht abgeschloseen (also Paar nicht getränt) werden darf, 
oder aus welchem eine abgeschlossene Ehe als widerrechtlich 
abgeschlossen (als niciUig) zu betrachten ist.^ — l^ie Ehe« 
hindemisse sind daher entweder bloss yerbindernde oder 
trennende Hindemisse, (imp. matr. sont vel impedientia 
tantum vel dirimentiaj jenachdem sie bloss der Abschliessung 
der Ehe entgegenstehn oder die KichtiglLeit der Ehe zu Folge 
haben. Qeide Arten unterscheiden sich also von einander durch 
die Verschiedenheit ihrer civilrechtlichen Folgen.^) Trennende 
Ehehindernisse sind nur diejenigen Ehehindernissc , an deren 
Nichtbeachtung die Geseke ausdrücklich die Folge geknüpft 
haben, dass die Ehe desdialb als nichtig angefochten werden 

8) Merlin m. flan^lei. $. VIL Tr. des emptehemens du auiriage. 

V n Ä.-^. — r « Par Pezzani. 1838. 

9J Z. B. per fractam fidem spon- «; : «i,«« 

..»•t.^ j«- w ,vu ' *>) Ihrer civilrecntlichen 

saliUam, durch dieVerUbune eines »«i™. ^.„^ «».«f^ 

»«k...^-«-«- o - rolgen; — denn eine btraie isl 

schwereren \erffehens. S. Vax. r^n' « j'^m* 

a a 0 Sir VIII II iiiö sowolil a«f dieNiclilbeedilanjf ge- 

a. a. u. bir. viii, ii, ib». ^j^^^^ j^,^^ verhindenider, als auf 

1) Sur les conditions et qunlitt^s die Nichtbeachtung gewisser tren- 

requises pour pouvoir t onlracter nender Ehehindernisse gesetzt. Die 

mariage, d'aprt;s les principes du Anwendbarkeit der Strafe ist Ub- 

droil Ronain et de rtneien dreil rigeDS toh derReclrtsbesländigkeit 

Fran9ais, compar6s k celle du C. der Ehe unabhängig. C» p. Art. 

N. Pu CaroTd. KobLlfiOO. — 195. Sir. X, U, 05. 
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kann.^ Ein trennendes Ehehinderniss ist zugleich ein ver- 
hinderndes, wenn es anders seiner Natur nach diese Eigenschaft 
haben kaim.^) — Die Ehehindeniisse überhaupt d. i. sowohl 
die blos die Ehe yerhindernden als die trennenden , shid 
1) entweder öffentliche oder P r i v a t bindernisse, je nach- 
dem sie auf einem öffenüichen oder auf euiem PrivatintereBse 
berufan. Sie sind 2) entweder absolute oder relative Ehe- 
hindemisse, je nadidem sie von einem jeden Betheiligten und 
selbst von dem Kronanwalte geltend gemacht werden können 
oder nicht Obwolil diese £uithei(ung an sich sowoiü auf die 
blos verhindernden als auf die trennenden Ehehindemisse an- 
wendbar ist, so hat sie doch nur in Beziehung der letzteren 
ein praktisches Interesse. (S. ^ ^Sd, Aum. 3.) Die öffent- 
lichen Ehehindemisse dieser Art sind in der Bogel auch abso- 
lute Ehehindemisse,^ die Privathindemisse derselben Art sind 
Insgesammt nur relative Ehehindernisse. Die absoluten Ehe- 
hindemisse haben übi^igens nicht unbedingt diese Eigenschaft 
S. z. B. Art 190. Die EheUndemisse shid 3) entweder bl'ei- 
b e n d e oder bloss vorübergehende Hindernisse. Von d^r 
letzteren Art ist das impedimentum aetatis.^3 



3) Das ist wen i erstens die The- 
orie, welcher der KGH. M^l. Und 
in der That überlüsst die entffe- 
geni^esetzte zuviel der Willkur der 
Aasleinuiir. Aoeh spriehl für die 
Theorie des KGH. «heilt die Ma- 
xime: In diihio pro malrinionio, 
theils die Berathung über den C. 
c. Locr^ II, 201, Merlin in. 
■lariafre. SeeC VI. $. n. *De- 
nol. m, 238. 335 f. Vgl. §.468. 
Anm. 2. 4. 6. 8. 10. 1 1 . — S. jed. das, 
wu gegen diese Theorie Del- 
Tine. I, 125. 143 ^d Wind- 
seheid, Un^iruUigkeit S. 9 f. be- 
merken. — *Man hält dieser Meinung 
entgegen, dass in dem Kapitel von 
den Nichtigkeiten der Ehe zwei 
olfenbar trennende Bhehindemiaie 
niollt erwähnt seien , nämlich der 
bürgerliche Tod und der Mangel der 

lMk«tii| iiwi. GMlitahW 6. AalL la 



GeseUechtsverschiedenheit, woraus 
hervorgehe, dass die Aufzählung 
des Gesetzes ergänzt werden dürfe. 
Du Caurroy, Comnient. du C. 
r. I, n. 313. Allein in jenen bei- 
den Fällen Heft kein trennendef 
Ehehinderniss vor, es bedarf zur 
Anfechtung der Ehe keiner Nich- 
tigkeitsklage, sondern es besteht 
ttberbaupt keine Ehe. Vergl. $. 
451* 

4) Das impedim. vis, das impe- 
dit. erroris kann seiner Natur nach 
aidht fUglich zugleich all ein im- 
ped. ünpediens tantaai betrachtet 
werden. 

5) Doch nicht immer. S. Art. 
139. Man hat daher die zweite 
Eintheilnng der EH. yen der er- 
sten zu sondern. 

6) Vgi. an diesem Paragraph die 

8 
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Von den rechtlichen Folgen der Ehchinderniste. 1) Vor AbschlieMimg 
der £he. Von dem Rechte, einen SuM|mich lu thiin. 

Die Ehehiudernisse I sowohl die blos verhindernden, als 
die trennenden, (denn auch die letzteren haben lugleich die 
ESgenBcbaft der ereteren %, 458.) baben die Folge, dase die 
Khc mittelst eines Einspruchs (par une Opposition an ma- 
riage) d« i. mittelst eines förmlichen Widersprachs gegen die 
AbBehUessnng der Ehe yerbindert werden kann. — Es haben 
Jedoch die Gesetze, (in der Absiebt, dem Missbranehe vonra- 
beugen, welcher von dem Reclito, einen Einspruch einzulegen, 
gemacht werden kann,) dieses Kecht nur gewissen Personen 
und zwar mit dem Unterschiede yerstattet, dass nur ebiige 
derselben schlechthin , die übrigen aber nur in gewissen ge- 
setzlich bestimmten Fällen einen Einspruch einzulegen befugt 
8hid.9 Zu Folge des Grundes, auf welchem* jene Gesetze 
bemhn, darf dieses Recht, weder was diese Personen noch was 
diese Fälle betrifft, über die ihm gesetzten Grenzen ausge- 
dehnt werden.^) Aber das steht ekiem Jeden frei, den Beam- 



Discuss. ad Art 180 ff. u. Locr6 
II, 206. (In drm C. r. kommt 
nicht einmal das Wort : Ehehindcr- 
nisae, vor. Und doch iuinn man 
diesen Begriff , tu Polffe der Be- 
rathun^ des Staalsrathes, dem Vor- 
trage der Lehre von den Bedin- 
gungen der Gültif^keit einer £hc 
sani Grunde legen.) 

1) Discuss. ad Art. 172 ff. — 
Der C. c. scheint dorn Rechte, ei- 
nen Einspruch einzulcoren, zu enge 
Grenzen (gesetzt zu haben. S. Y a z. 

^ 163. id& m 

2) Merlin m. oppos. au ma- 
riajre. Toull. I, 591 f. Denev. 
1806. pag. 157. Jpd. du C. c. 
VII, 312. Z. B. dem Kronanwalte 
ertheilt das Gesetz nirgends das 
Recht der Einsprache. Sir. XXXIII, 
U, m S. jed. D elTinc 1, 128. 



Proudh. I, 237. Durant II, 
201. Lass. I, 268. Grolni. ü, 
237. (Diese Schriftsteller sprechen 
dem Kronanwalte das Rechl su, 
wegen eines jeden öffentlichen Ehe* 
hindern isses einen Einspruch ein- 
zulegen.) - " *F(irdie letztere An- 
sicht spricht der Art. 46 des Ges. 

20. April 1810, welcher lastet: 
En mati^re civile le miniat&re pu- 
hlicagit d'office dans Ics cas späcifi^s 
par la loi, II surveille l'ex^cution 
des lois, des arrets et des juge- 
meni. II pouranit d'office 
cetteex^entiondanaleidia- 
positions qiii Interessent 
l'ordre puhlic. Hieraus fol- 
gern Demo!. HI, 151. u. Mar- 
cad6 Art 175. n. 3 mit Rechl, 
dass der Staatsanwalt zum Ein- 
apnich iiereohtigt aei^ wann daa 
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Yon den Ehehindenu'wiBB. — EinsprUdie« ^5 

ten des Clvllsiiaii^ von den Hindernisseii zu imteniellten) wdr 

che in einem gegebenen Falle der Ehe entgegenstelin ; worauf 
der Beamte, nach Befinden, mii der Trauung anzust^hn h^t-^} 
Unbesohränkt steht das Beeht, einen Einsprach ein- 
zulegen, zu: 1) Dem Vater; 2) wenn der Vater nicht mehr 
am Leben oder nicht im Staude ist, dieses Recht auszuüben,^) 
der Mutter, 3) ^enn beide Eitern nicht mehr aip Leben odef 
sonst nicht im Stande sind, dieses Recht auszuüben, den Gross- 
eltern , endlich 4) den Urgrosselteiu ohne dass hierbei das 
Alter der Kinder einen Unterschied machte Art. 173« J^docii 
hat der Sati, dass diesen Personen 4ee £insproehsrec|it nnbe- 
schiSnkt snstehe, keinesweges den Sinn, als ob diese Personen 
die Ehe, gegen welche der Einspruch gerichtet ist, unbedingt 
yerhindem könnten. Sondern die Wirksamkeit eines Einspruchs, 
den sie einlegen, hSngt davon ab, ob sie den Entsprach durch 
eiu gesetzliches Ehehiiidcrniss begründen und dieses erweislich 
macheu könnqu. Nur iu dem Sinne also ist ihr EinsprucliS- 
recht unbeschrünkt, dass es wegen eines jeden derElie entr 
gegenstehenden Hindernisses ausgeübt werden kann.<9 — Fol- 
gende Personen liaben dagegen nur in gewissen Fällen ioß 



Ebehiitderoigs auf positiver Gc- 
sctzesvorschrirt heruiie. S. tuicb 
Sir. L, II, 593. 

31 ToulL u. Durant. a. a. 0. 

4) Locr6 ad Art. 173. — Abo 
nur unter dieser Bedingung: hat die 
Mutter ein Einspruchsrecht. Will 
sich das Kind ohne die Einwjlli' 
gun^r oder ohne den Halb (Art. 
150) der MuUer Terehelichen, fo 
braucht sich diese nur an den ße- 
amten des Cst. zu wenden. Hat 
nie aus diesem Grunde Kin^pruch 
f^ethan, eo kann das Gericht, avanl 
de faire droit, erkennen, dasf sich 
das Kind an die Mutter weg^en ih- 
rer Einwilligung etc. zu weodeo 
luibe. Merlin a. a. 0. 

5) Delr. 1I«rcadöadArt.l73. 
Laaa. I, 251. — Jedoch geht der 
Groasmntter der GroMTSter vor; 



dasselbe gilt von UrgroaiellSflL Alf» 

Art. 150. 173. S. Discuss. u. Lo- 
cri^ ad h. Art. Merlin a. a. 0. 
— *Wie, wenn die beiden grois- 
ellerliehea Linien veraehiedencr An- 
sicht sind? Auch die disf entireade 
Linie kann Einspruch erheben, es 
kann ihr nidit entgegengesetzt wer- 
den, daaa nach Art. 150 die Ein- 
willigung der andern genüge ; dar 
Art. 173 jjil)t das Recht des Ein- 
spruchs allen (Jrosseltcrn schlecht- 
hin. Vgl. Üemol. IU, HO. — 
Von natOrlichen Kindern a. Artikel - 
158. 

6) Locr6 II, 162. Vaz. 1,159. 
Merlin a. a. 0. Durant. II, 
191. La SS. I, 159. Sir. XV, I, 
245. «XXXIX, ü, 275. 540. Rh. 
Arch. VIII, I, 227. 240. --g. jed. 
DelTinc. ad Art. 173. 

3* 
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Recht einen Einspruch cinzulej^en: 1) Wenn die siimmtlichen 
AsceDdenten des zukünftigen Kh chatten mit Tode abgegangen 
oder sonst nicht im Stande sind,?) einen Einsprach einsnlegen, 
se können der Bmder oder die Schwester, der Onkel oder die 
Tante oder ein Geschwisterkind,^} vorausgesetzt, dass sie voll- 
jährig sind, Einspruch thun, jedoch nur ia folgenden zwei Ffil* 
len: a) Wenn sich ilir Verwandter, in dem Falle des Art. 
160., ohne die Einwilligung des Familienrathes verheirathen 
will; b) wenn ihr Verwandter gemüthskrank oder geistesschwach 
isL^) Ein auf dem letzteren Grande beruhender Einsprach ist 
jedoch nur unter der Bedingung anzunehmen, dass der Ein- 
Sprecher zugleich auf die Entmündigung: des zukünftigen Ehe- 
gatten anträgt und das ]']ntmündigungsvcrfahren iu der Frist 
einleitet, welche in dem Urtheile über den Einspruch bestimmt 
worden ist und zu bestimmen ist^*) Auch kann in diesem zwei- 
ten Falle der Kichter, welcher über den Einspruch zu entscheiden 



7) Durant. II, 195. Journ. du 
pal. an XIL II. semeslre. p. löG. 

8) Nicht aber andere Vcrwjindtc. 
Locr^ ad Art. 174. Merlin a. 
•.:0. n>einol. m, t43.14i. Sir. 
XXXnC, n, 274 AucIi nicht der Vor- 
mund, wenn eine der in Art. 171 
genanntenPersonen niindcrjührig ijjt. 
— Auch ist der Art. 174 nur von den 
Verwandten desjenigen Theiles zu 
verstehen , welcher der Einwilli- 
gung des Familienrathes bedarf 
oder welcher gemüthskrank ist. 
Arg. Art 174. n. 2. jct Art 490. 
Bousquet und Brauer ad Art. 
174. S. auch (irolm. II, 231. 

9) So ist das Wort: dämence, 
in dem Art. 174 zu deuten. Dei- 
Tine. ad h* Art. 

10) Am dem Art. folgt (oer ar- 

rentnm ■ minori ad majus), dasi 
in demselben gennnnten Ver- 
wandten auch dann Einspruch ein- 
legen können, wenn der zukUnf- 
tifre Ehet^tte ]>ereiC8 entnflndifret 
oder wenn das Entmündigongsver- 
faluTMi beffdti eingeieitel woiden 



ist. Merlin in. niariage. Sect. VI. 
§. II. — Dagegen braucht der Ver- 
wandte nieht eher auf Entmündi- 
gung anzutragen, als bis ihm von 
dem Richter , der den Einspruch 
erkennt, auferlegt worden ist, die- 
ses zu tbun. Durant. II, 196. — 
*Der Art. 172 ist bescbrinitter als 
der Art. 490. Der letztere erlheilt 
allen Verwandten das Recht, auf 
die Entmündigung anzutragen, nicht 
aber das weitere Recht, in Ver- 
bindung mit einem solchen Antrags 
Einspruch ffoffcn die Heirath zu 
thun. Das Let/terc steht nur den 
in Art. 172 genannten Personen 
in. Vgl. Demol. IU, 145. 

11) Zu bestimmen ist. — 
Der Richter darf also auf die we- 
gen Aufhebung des Einspruchs an- 
gestellte Klage nicht etwa bloa 
den Bescheid erAeilen , dass das 
Endurtheil ausgesetzt bleiben solle, 
bis dass über das Suchen um Ent- 
mündigung entschieden worden sein 
werde. Er nraaa die im An. 174 
gedachte Frist featietf en. Sir. 
XXVIU, U, 237. 
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hat, diesen sofort (und ohne dass er zuvörderst auf Einleitung des 
Entmündigungsverfahrens erkennt,} aufheben, Art. 174. 2) In 
den 80 eben angeführten beiden Fällen kann auch der Vor- 
nrand oder der Pfleger des zukünftigen Ehegatten, einen Ein- 
spruch einlegen; jedoch nur unter der Bedingung, dass er von 
dem Familienrathe zur £inlegung des Einspruches ermächtiget 
wird. Uebrigens kann er selbst zu diesem Ende den Fami- 
Ifenrath zasammenberufen lassen.^^) Art. 175. 3) Das Recht 
einen Einspruch zu thun, steht derjenigen Person zu, welche 
mit dem ehnen oder dem andern Ehegatten durch eine noeh 
bestehende Ehe verbanden ist.^^) Art. 172. — Wenn übrigens 
auch das Recht, einen Einspruch einzulegen, auf gewisse Per- 
sonen und beziehungsweise auf gewisse Fälle beschränlLt ist, 
so hat doch der Beamte des Givilstandes wegen ehies jeden 
Einspruchs, sollte dieser auch den Gesetzen nach gänzlich un- 
zulässig sein, mit der Trauung anzustehn. Die Verwerfung 
^es Einspruches gehört allein für den Richter.!^) 



12) Jedoch mit Vorbehalt der 
Appellation. Obs. du tribnnat ad 

Art, 174. — In Beziehung auf diese 
Vorschrift des Art. ist es wenig- 
stens rathsam, dais derEinsprecher, 
wenn er mit der Klage anf Ver- 
werfunir des Einspruchs belangt 
wird, die Th«itsachen, aus welchen 
die GemUthskrankheit etc. hervor- 
geht, und die Beweismittel sofort 
schriftlich angebe. Sir. XI, II, 
93. S. jed. Lass. I. 273. Grolm, 
II, 244. — Der Richter wird den 
£iD8pruch sofort abweisen, wenn 
die Thatsachen, aus welchen die 
GemUthskrankheit etc. hcrvorgelu n 
soll, nicht ausreichend .sind. Auch 
kann er den zukünftigen Ehegat- 
ten vorladen, um dessen Gemüths» 
aoitand etc. durch ein GesprSch 
zu prüfen. *Denio]. III, 146. 
To ullier I, 58.1. Merlin m. 
Oppossit. au mariage. Sirey 
IV, U, 172. X, II, 93. — Wenn 
die Ascendenten wegen einer Ge- 
mOthduruildMlt etc. des sukttnfti« 



gen Ehegatten Binaprueh einlegen, 
so kann der Einspruch nicht so* 

fort abgewiesen werden , sondern 
es ist alsdann das in Art. 494 u. 
im C. de pr. Art, 890 ff. vorge- 
zeidmete Verfahren einzuschlagen. 
Merlin a. a. 0. Sir. XUI, II, 
238. 

13} Der Art. ist nur von dem 
Vormunde etc. des zukflnftigen Ehe- 
gatten . nicht von dem eines Ver- 
wandten zu verstehen. Arg. Art. 
174verbo: „majcurs.'' Auch sagt 
der Art. 175 iu luteur, und nicht 
les tuteurs. — Der Art. dttrfte. 
auch dann anwendbar sein, wenn 
der zukünftige Ehegatte bereits 
entmündigt worden ist. *Denio]. 
III, 148. — S. jedoch (so wie über 
die ZosammensetEung des Fani- 
lienrathes), Durank II, 197fr. 

1 J) Vorausgesetzt, dass die frü- 
here Ehe nicht blos nach den Ge- 
setzen der Kirche, sondern nach 
den Geaetaen des Staates eine Ehe 
ist. Sir. X, I, eo. 
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S. 460. 

Fortsetzung. — Von der Art, wie ein Einspruch einzulegen iil. 

Ein Einspruch ist mittelst eines Aktes einzulegen, wel- 
eher von einem Huissier zu fertigen ist.i) Dieser Akt und 
die Abschrift desselben ist von dem Einsprecher oder ron 
dessen BeyollmSehtigteh , welcher übrigens mit einer speciel* 
len und authentischen Volhuacht versöhn sein muss, zu un- 
terzeichnen. 2) Der Akt und eine Abschrift der Vollmacht 
Isft durch den Huissier iheils den zul^anftigen Eheleuten,^) zui 
Hand oder in ihren Wohnsitzen, theils dem Beamten des 0!- 
vilstandeß, der das Aufgebot oder der die Trauung zu verrich- 
ten liat,*} zuzustellen. Dieser Beamte setzt auf die UrschrlTt 
des Aktes sein Visa. Art 66. — Der Einspruchsakt muss ent- 
halten : 1) Die Eigenschaft, welche dem Einsprechcr das Recht 
gibt, den Einspruch einzulegen ; 2) die Wahl eines Wohn- 
sitzes an dem Orte, wo die Traonng geschehn soll;^) und, 



15) Dasselbe gilt auch von dem 
Falle, da der Trauungsakt nichtig 
iat. Vgl. Malev. ad Art. 176. 
i)urant. II, 203. Lass. I, 267. 
S. jed. Gr Olm. II, 251. 

0 Pi^eau II. 437. — Der Ein- 
sprach lanii bif zur Trauung zu 
einer jeden Zeil eingelegt werden. 
V a z e i 1. 1 , 177. L a s s ;i u 1 x II. 
Zus. S. 3. *Sir. XXXIX, II, .'')40. 
?— Auch die Stautsbcl)ordc kann 
Einsprach gegen fihen tbno, wel- 
che eontra bonos morcs oder der 
öfTentlichen Ordnung entgegen sind. 
Kiefl S. 1Ö9. 

2) Wenn der Einsprecher nicht 
schreiben liann , so hat er einen 
Bevollmächtigten mittelst einer No- 
tariatsurkuude zu bestellen. Lass. 
II. Zus. S. 2. — Ueber den Fall, 
da die Urkunde im Auslande aus- 
gestellt wird, s. Ebend. I, 203. 

3) Also beiden Verlobten. Vgl. 
D el V in c. ad Art. 60. 

4) Proudh. I, 239. Vaz. I, 
172. Darant. H, 210. Grolm. 



5) *Demol.m,lÜÜ. — Merlin 
m. oppos. au mar. 

6) Der (>rund des Geselses ist, 

da.ss an dem Orte des gewühlten 
Wohnsitzes die Klage auf Aufhe- 
bung des Einspruches erhüben wer- 
den könne. Vgl. §. 462. Anm. 1. 
— Wie aber, wenn die Trauung 
an mehreren Orten [an dem Wohn- 
orte des einen oder an dem des 
andern Theiles) geschehen kann? 
Es wird genügen, wenn der Ort, 
an weleheui derjenige Theil seinen 
Wohnsitz, hat, gegen welchen der 
Einspruch gerichtet ist, oder wenn 
der im Angebote angegebene Ort 
der Trauung gewühlt worden ist. 
"^Das (lericht des letztem Orts ist 
über die Aufhebung des Einspruchs 
zu entscheiden rumpetent, Sir. XL, 
11,249. XLl, II, 432. XLII, 11,301. — 
Bas sicherste ist jedoch, alsdann 
an beiden Orten einen Wohnsitz 
zu wählen. L o c r e u. Del v i n c. 
ad Artikel 170. P ige au 11,430. 
in er Ii n m. oppos. an mariage. 
Proadlkl, 24a Väx. I, 170. 
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33 ausgenommen, wenn der Kinsprucli von einem Ascendenten 
eingelegt wird, den Rechisgnmd des fiinsprochs, (das Ehehin- 
demissOO dieses bei Strafe der Niehtigkeit 

des Einspruches,®) in gleichen bei Strafe der Interdiction desjeni- 
gen Huissiers, welcher den Akt unterseiclmet hat Art. 176« 
Vgl S. m. Arm. 15. und 453. 



§. 461. 

Fortseisung. Von den rechtlichen Folgen, welche die Sinlegung 

eines Einspmches hat. 

Wenn nun ein Einspruch eingelegt worden ist, so hat 
der Beamte des GiTÜstandes die Trauung auszusetzen^ bis dass 

der Einspruch durch eine rechtsgültige Verzichtleistung 1) (arg. 
Art. 67.) oder durch ein richterliches Urtheil (§. 462.) besei- 
tiget worden Ist Jedoch hat dieser Satz nicht den Smn, als 
ob eine Ehe, die gegen ehien dawider eingelegten «Einspruch 
oder auch gegen ein Urtheil, welches den Einspruch aufrecht 
erhalten hätte,^} abgeschlossen worden wäre, schon deswegen 
Ton Rechtswegen oder überhaupt nichtig wäre. Sondern auch 
dann wird die Ehe nur in so fem, als ihr ein trennendes Ehe- 
hindemiss entgegensteht, und nur mittelst einer Nichtigkeits- 
klage angefochten werden können.^) — Dagegen ist der Be- 



Durant. JI, m Grolm. II, 246. 
258. 

7) Und* nicht ein Mehreiei. Z.B. 

es ist nicht in allen Fällen nothwen- 

di(^, auch die Personen zu benen- 
nen, mit welcher derjenige Theil, 
H^egen welchen der Einspruch ge- 
riehtet ist, die Ehe abMhliessen 
will. P ige au II, 438. 

8 ) * Auch das Fehlen der in Art. 
6»j verlangten Unterschrift begrün- 
det Nichtigkeit. Demol. III, 104. 
Marcade Art. 176. n. 2. 

1) Z. B. ein Einspruch, der auf 
einen öiTentlichen Ehehin dernissc 
beruht, kann nicht mittelst einer 
VeraichtleistuDg aufgehoben wer- 
den. Proudh. I, fAL S. -anch 



(über die Form eines solchen Ver- 
zichtes.) D e 1 V i n c. ad Art. 67. 
— * *Aueh eui stillschweigender 
Verzichl ist möglich, a. B. wenn 
der Opponent der Trauung be- 
wohnt. Marcad6 Art. 67. 

2} Das Urlheil wird so gefasst: 
„Le tribnnal döboate 1a fiartie de 
. . . de sa demande en mainlevte 
etc. en consöquence fait defense 
de passer outre au dit maringr, 
BOUS les peines prouonc6es par ie 
C. c." Pigea« n, 440. 

3) Haie V. Delvinc. u. De- 
laporte ad Art. G8. Das inter- 
dictum judicis ist also nicht für 
sieh ein unpedimentam matrimonii 
dirinNiif.<-<*Das Gleiche gi^ auch 
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amte, weleher du Paar traut, nng^aehtet der Traanng ein 

Einspruch im Wege steht, mit einer Strafe von 300 Fr. zu 
belegen; aueh hat er den Betheiiigten einen jeden Schaden 
an ersetzen, den sie durch die w iderrechtlSche Traunng erlit- 
ten haben können. Art. 68. Ueberdiess verordnen die Ge- 
setze, um sich der Beachtung eines eingelegten Einspruches 
desto mehr an rersichem, dass der Beamte des Givilstandee 
in dem für die Aufgebote m haltenden Bache (§. 453.) die 
eingelegten Einsprüche kürzlich anmerken, auch am Kaiido der 
Urtheile oder Akte, durch welche die Eiosprüche wieder auf- 
gehoben worden sind, Erwfthnung thnn soll, Art. 07. femer, 
dass in dem Tratiungsakte ebenfalls der etwa emgclcgten Ein- 
sprüche etc. zu gedenken sei. Art. 76. 

§. 462. 

Fortfelsnng. — Von der Klai^ auf Aofbebung eines Einsprnelies. 

Die Klage auf Anfhebnng eines eingelegten Ein- 
spruches, (la demande en main-lev^e de l'opposition *^ 

eine provocatio ad a^endum,) welche entweder nur dem einen 
der zukünftigen Ehegatten oder .beiden zusteht, je nachdem 
der Ehispruch nur gegen den einen Theil oder gegen beide 
gerichtet worden ist, kann vor dem Gerichte der ersten In- 
stanz desjenigen Orts, an welchem der KJiiger, (der, der Sache 
nach, der Beklagte ist,) seinen Wohnsitz in Beziehung auf die 
Trauung hat, angestellt werden.^) Vgl. §. 460. Anm. 6. — 
Eine Vorladung zum Versiiohc der Güte braucht nicht \ orans- 
zugehn.^} Arg. Art. 49. u. 2. des C* de pr. — Das Verfah- 
xeh ist summarisch.^) Vgl. Art 177. 178. Das Rechtsmittel 

von dem Unheil, durch welches 2l2. S. jcd. Sir. XXIX, II. 231. 

die AufheburiiT eines Einspruchs XXXI, II, 58. (In beiden Fallen 

cassirt wird. Deniol. III, 170. wurde entschieden, dass das forum 

S. ied. Haread^ Art. 178.0. 2.3. domicilii e?eeli amsehliesf lieh 

1) Jedoch auch in dem wirkli- kompetent sei.) 

chen M^oIiDsitze des Einsprecher«. 2) Merlin m. oppof. au mar. 

C. de pr. Art. 59. Durant. II, Sir, XX, II, 116. 
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der Ea8flation bat auch in diesem Falle nicht vfin suspensi- 

vam.^J — Wird der Einspruch verworfen, so kann der Einspre- 
cher, die Ascendenten jedoch ausgenommeiii^ «i Schadenersats 
yerartheilt werden 6) Art 179. — Wenn der Richter den Ein- 

Spruch blos aus dem Grunde verworfen hat, weil der Einspruchs- 
akt imförmlich war, so kann der Einspruch von neuem einge- 
legt werden«?) 

% 463. 

2) Von den rechtlichen Folgen der trennendeB Biiehiodeniisse nueh 
abgescMoifener Ehe. » Von der Eltge auf Veroiclitaog der Ehe. 

Wenn eine Ehe abgeschlossen worden ist, welche ein 
trennendes Hindemiss entgegenstand, so ist gldcfawohl die Ehe 

nicht von Rechtswegen nichtig; sondern sie kann nur mittelst 
einer Nichtigkeitsklage (demande en nullit^ du mariage) an- 
gefochten,9 nur durch ein richterliches Urtheil für nichtig er- 
klärt werden. — Es kann diese Klage, so wie nur in den 
gesetzlich bestimmten Fällen, (§. 458.) so nur von den Per- 
sonen, welche das Gesetz ausdrücklich zur Anstellung dieser 
Ehige ermltebtiget,^) erhoben werden. — Wenn eine Ehe fihr 



8) Pigesv a. a. 0. Proudh. 

I, 242. Merlin a. a. 0. Sir. 
VII, II, 1050. Jpd. du C. c. 1808. 
I, 14. 

4} Es fehlt an einem Gesetze, 
welches in diofem Falle eine Aus- 
nahme von derRe^el machte. *D e- 
mol. III, 169. Merlin a. a. 0. 
S i r. XYI,II.343. — ^Dagegen wurde 
hei Sir. LH, II, 626 erkannt, dass 
der gep^en ein Urtheil, welches eine 
Ehe für aiifffci()st erklärt hat, ein- 
geleg-te Cassationsrecurs Suspen- 
sivelfect habe. Siehe die ^ote zu 
diesen Urllieil. 

5) Auch der Vormund wirdYon 
der Regel auszunehmen sein, wenn 
er, von dem Familienrathe beauf- 
tragt, Einspruch (in den Fällen des 
Art. 175) eingelegt liat. Las». I» 
376, Grolm. II, 234. 



6} Jpd. du C. e. IV, 82. — He- 
ber die Processkosten i. den C. 
de pr. Art. 130. 131. 

7) Delvinc. ad Art. 173. Vaz. 
I, 177. Üurant. II, 2ü6. *De- 
ra Ol. III, 176. («Der Grund Hegt 
darin, dass das richterliche Urtheil 
sich mit dem Inhalt des Einspruchs- 
acles nicht befasst hat.) — A.' M. 
Merl. a. a. 0. Sir. XIII, II, 379. 

1 j Dieser Klage entgegengesetat 
ist !a demande cn validitö du mar. 
V|t1. M e r I i n m. mar. Sect. VI. %. III. 

2J Sir. XXi, I, 54. 157. 197. 
XXII, I, m. »XXXIX, I, 826. 
XLV , I, 246. — Andere sprechen 
insbesondf rc flem Kronanwalte ein 
unbeschrankteres Klagereclit zu. So 
nimmt z B. Touil. I, G48 nn, 
daas der Kronanwalt gegen ein je- 
des Urtbeil, dnreii welcliei eine 
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nichtig erklärt wird, so werden diircli diese Erklärung alle die 
rechtlichen Wirkungen aufgehobeui welche die Ehe, als Ehe, 
gehabt haben würde.^) Dagegen kann aoch eine nichtige Ehe, 
als ein faktis^heB YerbKltniss, gewisse Rechte^ and 
Verbindlichkeiten begründen. Aus diesem Grunde dürfte auch 
ans ehier nlditigen £he das Verhältniss der Scbwfigenchaft 
entstehn.*) Ans demselben Gmnde hat aueh eine niehtSge 
Ehe die Folge, dass unter den Eheleuten einstweilen eine 
Gemeinschaft der Güter de facto bestand.^) Ebenso kann die 
Abschliessnng einer nichtigen Ehe, als ein Yergehn in der 
civilreehtlichen Bedeutung des Worts, die Folge haben, dass 
der schuldige Tlieil dem unschuldigen Schadenersatz zu leisten 
verbunden ist^} — Uebrigens kann ein Paar, dessen Ehe für 
nichtig erklärt worden ist, in der Folge, wenn das £behinder- 
nlss gehoben ist, ^eine neue £he eingehn.^ 

% 464. 

Fortsetsung. ^ Von den Dispensationen — und wie die Nichtigkeit 

einer Ehe gehoben werden kuat. 

> Gewisse Ehehindernisse können vor AbschUessung der Ehe 
(vgl. % 466. Anm. 16.) durch Dispensation beseitiget werden. 
Diese Ehehindemisse sind: 1) Das Ehehindemiss des Alters. 
Art. 145. 2) Das Verbot der Ehe zwischen dem Oheim und 
der Richte und das der Ehe zwischen der Base und dem Nef- 
fen, Art 164. auch 3) zu Folge eines Gesetzes vom 17. AprO 
1832, das Verbot der Ehe mit der Frauensschwester dÖer des 
Mannesbruder.ij S. auch Art. 169. und oben ^ 452. Ueber 



Ehe flir nichtig erklärt wird , das 
UechtsmiUel der Appellation ein- 
wenden kenne. Vgl. Sir. Vlü, 
II, 273. IX, II, 341 ond nnten $. 

4Ö6. Anm. 15. 

3) Resolutiu matrimouii fit ex 6) Toull. I, 624. Vaz. I, 248. 
tuhc. Tonil. I, 652. 

4) Und mithin das Ehehinder- 
niM der Art. m, 162. Vgl. Uber 



diese Streitfrage: Birct tr. du 
contr. de mar. p. 20. Merlin m. 
empeehement. Sir. YIII, II, 378. 

51 P ü t h. tr. de la commnnaeii. 

497. Toull. I, 065. 



n. 



71 Malev. ad Art. 182. 
1} Das GeseH lanletso: Arkieie 
irniqne. Uw%> 164eft reetüö aini 
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die Behörde, bei welcher, und über die Art, wie die Dispen- 
sation in diesen Fällen auszuwirken ist, ist das Arr^t^ da 
gOQTem. V. 20. Prair» XL m verglefchen.») 

Es gibt Fälle, in welchen eine ursprünglich nichtige Ehe 
wegen eines Umstandes, der spSterliin eingetreten ist, aufrecht 
zu erhalten ist^ Diese Fälle sind Ton doppelter Art Sie 
beziehn sich nämlich entweder (in der Regel) anf ein jedes 
Ehehinderniss oder nur auf ein einzelnes Ehehinderniss. Von 
der ersteren Art, von welcher hier allein die Rede ist, (vgl. 
§. 466 f.) sind folgende Fälle: 1) Der Klage auf Vernichtung 
einer Ehe kann die Einrede der Verzichtleistung in so fern 
entgegengesetzt werden, als die KUge auf einem Privathin- 
demisse beruht^ 2) Dasselbe gilt von der Einrede der Ver- 
jährung.^ Dagegen kann diese Einrede einer Klage, welcher 
ein öffentliches Ehehinderniss zum Grunde liegt, auch dann 
nicht entgegengesetzt werden, wenn das Ehehinderniss aus 
einem Vergehn entsteht und die Klage ans diesem Vergebn 
verjährt ist. ^3 



qu'il Mit: Nt^anmoins, il est loi- 
tible au roi de lerer, pour des 
eanses graves, Ics prohibitions por- 
lees, par l'art. 162, aux niariapi^es 
entre beaux - freres et hellt sfilles, 
et, pari'art.163 aax maria^cs en- 
tre l*oncle et la niöce, la tante et 
le ncvcu. 

2) In dem Ansneluinfi^ssclircibcMi 
sind jederzeit die Gründe des Sii- 
cbens auzuiuhren und aoihigcufalis 
EO iMacbeinigen. Lass. I, 199. 

über das Verfahren bei der 
Anhrin«fun^ der Dispense überhaupt 
Äicff §. 201 ff. 

3) Man ssj^t alsdann: Les nuüi- 
t«s se couvrent. 

4) Vgl. Art. 183. 185. Sirey 
tXY, H, 118. 

5) In dem Falle des Art. 180 
tritt also eine SOj.lhn'frc Vcrjrihrun^ 
ein; nicht die des Art. 1304. Ypl. 
S. S37. A. M. ist Durant. II, 
278. — *Die Meinung, dass hier 



der Art. 1304 anwendbar sei, wird 
auch von Dismol. III, 268 Ter- 
theidigt, weil dieser Art. die all- 
gemeinen Regeln über die Nich- 
tigkeitsklage enthalte. Er über- 
sieht, dass der Art. 1304 und die 
ihm zu Cmnde tiegende Unterschei- 
dung der Nichtigkeiten sich nur 
auf vermögensrechtliche, nicht auch 
auf die famiiicnrcchtlichen Ver- 
träge bezieht, dass yielmehr die 
Lehre von der Ungültigkeit der 
Ehe selbständigen Regeln folo-t. 
Vgl. Windscheid, Ungültigkeit 
der Rcchtsgesch. S. 77. Die .30- 
jühr. Verjühning findet (eventaell) 
in den Pftllen der Art. 180. 181 
nur darum Anwendung, weil sie 
die längste Dauer der Klagen ist 
(Art. 2262) und das Gesetz keine 
kürzere Frist in diesen Füllen Tor- 
gcschriehen hat. 

(3) Delvinc. T, 119. Merlin 
m. mariage. Scct. II. 2. Sir. 
XIX, II, 63. 



Eherecht 



S. 465. 

Fortsettuof . ^ lIitrimoDiiim potaliTum. 

Die Regel — dam eine Ehe, welche für nichtig erklSrt 

wird, tiberall kerne rechtlichen Wirkungen hervorbringe — 
leidet jedoch eine Ausnahme, wenn der eine oder der andere 
Gatte, oder wenn beide Theiie in gutem Glauben waren d. i. 
die Ehe, ohne mit dem ihr entgegenstehenden Hindemiase be- 
kannt zu sein, eiu^egan;^en sindJ) Art. 201. 202. — Bedin- 
gungen, unter welchen diese Ausnahme eintritt: 1} Dem stren- 
gen Rechte nach wird erfordert, dass überhaupt eine Ehe un- 
ter den Parteien l)e8tanden habe. (Vgl. §. 451 — 455.) Jedoch 
dürfte die Ausnalime zu Folge ihres Grundes, auch auf die 
Fälle auszudehnen sein, in welchen zwar die wesentlichen Be- 
dhigungen einer Ehe fehlen, jedoch die eine oder die andere 
Partei in dem redlichen Glauhen war, dass s'e eine Ehe ab- 
geschlossen habe. Und diese Ausdehnung der Ausnahme hat 
auch das für sich, dass, wenn schon der G. c. (Art 201.) nur 
▼on einer nichtigen Ehe spricht, dennoch in demselben nicht 
immer der Unterschied zwischen den faktischen Bedingungen 
einer Ehe ^ und zwischen 4en Bedingungen der Rechtmässigkeit 
einer Ehe genau beobachtet wird. 2) Vgl. 449. Anm. 3. 



1) Eine fotehe Ehe (eio malrl- 
monium Dullum bona fidecontrae- 
tum), wird ein mntrimonium pii- 
tativuiu genauDt. Vgl. über die 
Geschichte dieser Lehre: Jpd. du 
C. c. VI, 35. c. 14. X. qui filii sint 
legilimi. — Die Art. 201.202 sind 
besonders für Ehen , welche von 
Emigrirten im Auslände ab{;esrh]os- 
•en worden waren , hIluGo: (und 
mit ErfoLO angerufen worden. Vgl. 
Sir WIX, I, 261. XXXII, II, 
105. CiL u. Anm. 3. 

2) Die Fr«((e isl s. B. werfen der 
Elieader Ausgewanderten von gros- 
ser praktischer Wichtigkeit. Vgl. 



Tonil. I, 285. Daran t. II,349ff. 

Vuz. I, 272ff. Merlin m. Wffi- 
timit^. Scct. I. §. 1. Dnlvinc. 
ad Art. 201. *Marcad6 Artikel 
202, D.I. 2.— Sir. X, I, 324. XIV, 
II, 142. XYI, I, 81. Jedoch for- 
dern mehrere unter den a. Schrift- 
stellern, dass die Ehe wenip:stens 
mit gewissen Feierlichkeiten ab- 
f^eschlosien worden fein mttMO. 
V^l. Sir. XXX, II, 174. •De- 
mo l. III, 354. — *Aus dem im 
Texte anffe?ebenen Grunde kann 
die durch einen Bevulimächtigten 
abirefchlossene Ehe als PiitaliTehe 
AVirkong haben. Sin XLIX, II, 
338. 



I 
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2) Die Parteien, beide oder die eine, müssen in einem die 
Untätigkeit der Ehe betreffenden Irithume gestanden sein, 
dieser mag Übrigeiu das Recht oder eine Thatsache betroffen 
haben.3) 3) Der Inrthnm muss Entschnldigung bewandten Um- 
ständen nach, verdienen.^) 4) Es ist nur erforderlich, dass 
der gute- Glaube zur Zeit der Abschliesenng der Ehe yorlian- 
den gewesen sei.^ Uebrigens wird der gute Glaube, jedoch 
mit Vorbehalt des Gegenbeweises, zu vermuthen sein.^) — 
Von den rechtlichen Wirkungen einer Meiuungsehe : 1) Wenn 
beide Theüe In gutem Glauben sind, so hat die Ehe in 
Beziehung auf beide Ehegatten, wenn nur der ehie Theil in 
gutem Giaiiben ist, so hat sie nur in Beziehung auf diesen 
Ehegatten die rechtlichen Whrkungen einer Ehe.^ 2) Auch 
wenn nur der eine Theil in gutem Glanben war, haben die 
in einer solchen Ehe erzeugten Kinder alle Rechte ehelicher 
Kinder. Und selbst die Wirkimg dürfte einer solchen Ehe 
beizulegen sein, dass dadurch die vor der Ehe meugten Kin- 
der legitimirt werden, wenn anders nicht das Ehehhudemiss 



3) Lex DOD distini^uit. Vgl. ob. 
§. 28. •Demo!. III, 357. Sir. 
XXXVm, II, 113. XLI, I, 616. 
XLII, II, 484. 485, — Nach An- 
defen ist error jvrif nicht m be- 
racksichtigen. S. z. B. D e I v i n c. 
ad Art. 201. Vaz. I, 272. Du 
Roi Olli filii sint Icg^itiini. pag. 3. 
To Uli. I, 658. Durant. II, 351. 
Sir. XXXVIU, n, 345. XLV, II, 
215. 

4) Toull. I, 655. Delvinc. 
ad Art. 201. — *Die Enlschuldbar- 
keit des Irrthomi verwirft, mil 
Recht D e m o 1. in, 358. Der Irr- 
thum ist nur die Grundla{jc der 
bona fides; ißt letztere vorhanden, 
so kommt der Grad oder die Ka- 
tar des Irrthums nicht melir in 
Betracht. 

5) Der Art. 201 sa^t: Lorsqii'il 
a contractu de bonne foi. 
Froudhon II, 5. Yazeille I, 
283. DuRoipag. 4. *Demol. 

m, am.-* A. iL shid Tottii. i, 



655. Durant. II, 363. Delv. 
ad Art. 201. Lass. I, 306. Je- 
doch fügen die Vertheidiger dieser 
letzteren Meinune mehrere und ver- 
schiedene HodUuEationea htnsn. 

61 Merlin m. 14ffitiniitö. Sect 
I. S- I. n. 8. 

7) Vgl. über die aus dem letzte- 
ren Satze sich ergebenden Folge- 
rungen: Tonil, i, 061 f. Du- 
rant. II, 370ir. Bellot de Mi- 
nieres tr. du mar. II, 60. B a t- 
t u r tr. de la communaute de biens 
entre öpoux. I, 74 ff. Z. B. dem 
Biiegatten, der in gutem Glauben 
war, verbleiben auch die dem über- 
'"henden Theile in dem Heiralhs- 
vertrage ausgesetzten Yortheile.— 
Dagegen durfte er, nachdem die 
Ehe mr nichtig erkIärt«worden ist, 
nicht auf die dem überlebenden 
Ehegatten nach Art. 723. 767 zu- 
stehenden Rechte Anspruch machen 
konra. Durant. II, 369. Vas. 
I, 884. . * 
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I 

sehon «ir 2eit det Erzeuguog der Eiader vorhanden war.9) 

3) Umgekehrt haben auch die Eltern und die Verwandten der 
Eltein in Beziehung auf die in einer solcheu £be erzeugten 
Kinder alle Bechte eheUcber Eltern und Verwandten , jedoch 
mit Anenahme des Vaters oder der Matter ftlr ihre Person, 

wenu der eine oder andere Theii nicht in gutem Glauben war.'^j 

B. Von den einzelnen Arten der Eheki ndernisse. 

§. 4G6. 

1) Von den trennenden EbeliiniiemMMD. — Oeffeniliebe 

Hindemlsie. 

1) Eine Mannsperson kann nicht vor aorüclcgelegtem 18. 
Jahre, ein Franenzimmer nicht vor zurückgelegtem 15. Jahre 

eine Ehe eingebn. Art. 144. S. jedoch Art. 145. und 464. 
— 2) Niemand, der eine gültige Ehe abgeschlossen hat, kann 
eine zweite Ehe eingehn, ehe die eiste Ehe dnrch den Tod ^ 

odei dnrch eine rechtmässige Scheidung 2) aufgelöst worden 
ist.^) Art. 147. Vgl. C. p. Art. 340. Weuu jedoch in diesem 



8) Delvinc. ad Artikel 201. 
«Demol. m, 366. Marcad^ 
Artikel 202. n. 3. — Andere spre- 
chen der Meiniinjiselie diese Wir- 
kung schiecbthin ab. . So z. B. 
Proudb. II, 110. Tonil. I, 657. 
Durant. II, 356. III, 174 Va/.. 
I, 275. Vgl. auch Sir. XU, l, 
161. 

9) Durant. 11, 353. 364. Vaz. 
I, m Vgl. anoh Sir. XXU, H, 
177. — S. Ober den Fall, da einer 

in mehreren Meinuno^sehen nach 
einander gelebt hat. Vaz. I, 285. 
*Ueber die Thcilung der Güterge- 
meinschaft bei einer neben der 

SMetzmfissigen Ehe bestehenden 
einungsehe s. M a r r n d 6 Art 202. 
n. 4. Sir. LH, il, 009. 

1) Bf ist also der Tod des er- 
sten Ehegatten zu erweisen, auch 
wenn er im Heere gedient hahfiO 
soUte. Loi T. 13. Juni 1817. 



2) Es kann also eine Ehe ex 
capite bigamiae angefochten wer- 
den, ungeachtet die erste Ehe durch 
eine Scheidiinjj aufjit lost worden 
ist, wenn die Liechtmassigkcit die- 
ser Scheidung bestritten werden 
kann. Merlin in. tiiar. Scct. VI. 
§. II. Sir. XVI, 1. 313. XIX, I, 
41. — Aus dem Art. 147 tolgt 
ferner, dass eine Ehe auch daun 
ex impedimento bigamiae als nieh* 
lig angefochten werden kann, wenn 
vor der Anstellung der Klagte die 
enste Ehe durch den Tod aufgelöst 
worden ist. Locrc ad h. Art. 
Vaz. I, 217. 246. Durant. n, 
320. Eben so ist die Klage auch 
dann noch zulässig, wenn die zweite 
£be bereits durch den Tod wieder 
jietrennt worden ist. Loord ad 
Art. 187. 

3) Der Artikel 3 des C. d'instr. 

crim. ist hier nicht entgegen. Ucb^r 



Von den trennenden Elielundenu^sen. 47 

Sflte das Ehebindeniifls der Di^pelehe (das imp. bigamiae) 

auf den Fall beschränkt worden ist, da die frühere Ehe eine 
gültig« Ehe ist, so hat diese Beschränkung nur den Sinn| 
dass das Ehehindemiss nur in so fem, als die frOhere Ehe eine 
gültige Ehe ist, zu den trennenden Ehehindernissen gehört, 
dass mitliin der Klage auf Vernichtung einer Ehe wegen einer 
noch bestehenden früheren Ehe entgegengesetzt werden kann, 
über welche Einrede alsdann niYÖrderst «i erkennen sebi wird.^) 
Art. 189. Dagegen entsteht auch aus einer nichtigen Ehe, so 
lange sie nicht für nichtig erUärt worden ist, ein jedoch blos 
yediindemdes Ehehindemiss.^ Vgl. % 159. — 3) Die Ehe ist 
wegen der Blutsrerwandtschaft in der geraden Linie (zwischen 
Ascendeuteu und Descendenteuj schlechthin, in der Seitenlinie 
ab«r zwischen Geschwistern, zwischen dem Onkel oder dem 
Grossonkel und der Nichte, zwischen der Tante oder Gross- 
tante und dem Neffen ^) verboten ; 7) und zwar erstreckt sich 
dieses Verbot, was die Ehe in der geraden Linie und was die 
Ehe anter Geschwistern betrifft, auch auf die uneheliche Yer^ 
wandtschaft. Art. 161. 162. 163. S. jedoch Art. 164. und 
§. 464. — 4) Wegen der Schwägerschaft ist die Abschliessung 
efaier Ehe theils in der geraden Linie schlechthin, theils in der 
Seitenlinie mit dem Brader oder der Schwester des gewesenen 
Ehegatten verboten.^) Art. 161. 162. Dieses Eheverbot ist 

Entieheidiinf v. 7. Mai 1808. bei 
Sir. VIII, II, 248. 

7) Also das Verbot der Ehe zwi- 
schen dem Onkel und der Nichte 
etc. (Art. 163) tritt bei uneheli- 
chen Verwaadten aieht ein. Ha- 
lev. ad Art. 183. Bedel |r. de 
l'ndult^re. n. 93. Merlin m. ein* 
pechement ^. iV. Art. L LasB. 

300. 

8) Das Verbot des Art. 163 er- 
atreckt sich nicht auf verschwttgerte 
Personen. Malev. ad Art. 163. 
Toull. I, 538. (Die Ehe mit der 
Scbwesler der ▼erilnrbeaen Fun 
und die nltdesTsnleiiMMli» 



die Einrede, daaa die ersle Ehe 

nichti)^ wrar, erkennt das Civil- 
pericht. Rh. Arch. XXill, I, 72. 
XXUl, II, B. 12. XXIV, II, A. 45. 

4) yiifA die Einrede erwiesen, 
so unn die Abscblieaaun^ der zwei- 
ten Ehe auch nicht mit einer Strafe 
belegt werden. Va z. I, 223. M e r- 
11 n m. inscript. de faux. 1^. L n. 

i%. Sir. xm, I, 98. m 

5) MaleT. ad Art. 147. Del- 
vinc. ad Art. 189. Biret du 
coiitr. de mariage. p. 11. 

6) Des Grossonkels u. der Gross- 
ISBte gedenkl der C. e. niehl. Sed 
per «it ntio. S. anoh eine kiis. 
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EherechC. 



billig aueh anf die uneheliche Schwägerlchaft anamdehnen, 
wenn schon die Vorschrift des Art. 340., dass die Paterni- 
tätsklage nicht aul&ssig sein soll, auch in dieser Besiehong za 
beobachten ist*) 

Von den Personen, welche berechtiget sind, eine Khe an- 
zufechten, welche, ungeachtet ihr das eine oder das andere 
dieser Hindemisse im Wege stand, dennoch abgeschlossen wor- 
den ist — Diese Personen sind zu Folge des 184. Artikels: 

1) Der eine und der andere Ehegatte, also in dem Falle 
des Artikel 144. auch der £hegatte, welcher ehemündig 
war,i(>) unci jn ^lem Falle des Art 147. auch der Ehegatte, 
welcher noch in einer früher abgeschlossenen Ehe steht.**) 

2) Alle die Personen, welche ein rechtliches Interesse haben, 
dass die Ehe für nichtig erklärt werde, also namentlich die 
Ascendenten, die Seitenverwandten, der noch lebende Ehegatte 
des einen oder des andern Theils, die in einer früheren Ehe 
erzeugten Kinder.*^) Jedoch können diese Personen, die Ascen- 
denten allein ausgenommen, nur in so fem die Nichtigkeitsklage 
anstellen, als das Interesse, yermöge dessen sie die Klage an- 
stellen, auf einem schon dermalen wirksamen und nicht auf 
ehiem blos eventuellen Bechte beruht *3) Es kann also diese 



lies Bruder ist jedoch durch das 
Gesetz v. 16. April nachgfe- 
lassen worden. S. ^ 464.) — • Zu 
Folffe des S- 84 aufgestellten Be- 
grißs der Sl^WfigerBchaft können 
z, B. zusammen^ehrachte Kindtr 
einander heirathen ; können zwei 
Brttder zwei Schwestern; Vater 
und Sobn, der erstere die Tochter 
der letztere die Mutter, ein Witt- 
wer die Wittwe dos Bruders sei- 
ner Frau ehelichen. Vgl. Yaz. I, 
107. 112. Jpd.da C. c; H, 33.-< 
Dagegen dttme s. B. die Ehe mit 
der Tochter, welche die geschie- 
dene Frau in einer zweiten Ehe 
erzeugt hat, oder mit der nach der 
Ehescheidunur gebomen Sehwester 
der Frau allerdugs für verboten 
n erachten sein. S* ^ Anm, 11*. 



9) Vgl. §. Hi. Anni. 9. *Sir. L, 
II, 593. und unten zu Art. 340. 

10) Toull. I, Ü23. Duranl. 
U,315. «Demöl. IU,300.— A. M. 
ist Delvinc. ad Art. 184. 

11) Durant. II, 325. Merlin 
ni. mar. Sect. VI. U. T. XVI. 
Vgl. Sir.XVIII, ir, 30. XIX, 1,41. 

12) Auch die Gläubiger der Ehe- 
gatten also dürften berechtigt sein, 
die Nichtigkeit solcher Ehen gel- 
tend zu machen, wenn sie anders 
ein rechtliches Interesse in dieser 
Beziehung haben. Lass. I, 296. 
Grolm. II, 319. ♦Dem o I. III, 305. 

13) Locre und Delvinc. ad 
Art. 184. Vaz. I, 217. 246. Mer- 
lin m. mariage. Sect. VI. $. 2. 
«Demol. III, 301. 305. — Nach 
Andern kOmiea auAh die Aioen* 
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denten nicht schon wcgcu eines 
blos eventuellen Interesses klagbar 
werden. So Tonil. I, 623. 626. 
Durant. II, 328. — Hiefrcn die 
letztere Ansicht sprechen die Art. 
187. 191, in welchen ausdrücklich 
xwiselien dem Interesse der As- 
oendenten und dem der Uebrigen 
unterschieden wird, ^ach der er- 
stem Meinung hat auch der Cass.- 
G.H. erkannt. S i r. XLVIII, 1, 673. 
— Hit dieser Frage httngt eine 
andere ziisniiimen : Können auch 
die entfernteren Asccndenten diese 
Klage erheben? *Die Frage wird 
▼on Durant. II, 317. Tonil. I, 
633. Demol. III, 303 verneint, 
welche nach Analogie der Ein- 
willigung in die Ehe entschieden 
wissen wollen, wobei der nähere 
Aieendent den entferntem aus- 
schliesst. Sie wird indess besser 
mit Marcadö Art. 1<S4. n. 2 be- 
jaht werden , das Interesse der 
Asoendenten, welches hier in Frage 
kommt, ist bei allen gleichniässig 
vorhanden. S. auch Anra. 18*. 

14} Li der Kegel — denn es 
können Fälle eintreten, in wei- 
eben die Kinder nnd die Seiten- 
verwandten schon bei Lebseiten 
beider £hegatten ein solches In- 
ItsJiaiii« ffius» CMlmht. 6. Aid. III» 



Klage zwar yon dem ersten Ehegntlen (Art 147«) sofort, vm 

den in einet frülieren Ehe erzeugen Kiifäern und von dfip 
SeitenTorwandtea aber in der Eegel^^) niobt, so lange beUß 
Ebegatten am Leben sind, angestellt werden. Art 187. ISift. 
8) Der Kronanwalt. Und zwar hat dieser schon bei Lebz.oi- 
ten der Ehegatten luid n u r so lange, als beide Ehegatten an^ 
Leben sind, ein Elagerecbt^} Art 190. 9b 
Von den Einreden, welehe der Klage entgegengesetst w^ 
den können. — Wegen der Unmündigkeit des einen o^öi" 
des andern Ehegatten, (Art 144.) kann eine Ehe alsdann ni|)|t 
weiter angefocbten werden, wenn 1) seebs Monate (bis fjir 
Zelt der angestellten Klage) verflossen sind, nachdem der Ehe- 
gatte oder nachdem die Ehegatten das Aller der Ehemündigh 
keit (Art 144.) erreicht haben,^^) 2) wenn die Frau der eh#» 

teresse haben. Yaz. I, 226. 
rant. II, 327. 8. auchS 
I, 441. »Marcadö Art. 187. 

15) So sind die Worte des 
— pcut et doit' — 'auszulegen. L(Op 
c r ö ad Art. 190. *0 e m o 1. III, 
—Nicht aber so, als ob der Kronaf{;> 
walt schlechthin verl)unde|i 
wäre , die Klage anzustellen. liL 
M. ist (jrolm. II, 304. 
Worte pent et doit drttclEenfui 
Doppeltes aus: Die Staatsbehörop 
hat ein Kla<jprecht (peut), aber |^ 
niuss es bei Lebzeiten der 
gatten ausüben (doitj. — - £iE|B 
Abh. Air die Meinung, da» w 
Kronanwalt die Klage auch n^jisi 
dem Tode des einen oder des 9flf 
dern Ehegatten anstellen könne, s. 
bei S i r. XV, Ii, 220. — Kann^/yi 
Folge des Art. 184, der Kron;)||- 
walt auch gegen ein Urtheil ,an^ 
pelliren, in welchem auf die 
einem Dritten angestellte Klagejjne 
Ehe fttr nichtig erlillirt worden i|t^ 
Der KGH. spricht nach der v|^r- 
neincuden Meinung". Vfrl. die,,|. 
463 , Anm. 2 a Ucchtsfülle. , ^. 
dagegen Delviuc. I, 149. Va^. 
I, m *Demol. ni, 312. 
LI, II, 465. LH, I, 54. ^jj 
lö) Dief 6 Friat illuft auch diqjy. 
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mmiiBdlgtt Thell war und die Fnn vor AUanf diaeer McfaB 

Monate empfangen hat. Art. 185. Ueberdiess aber kann 
ans dieaem Grande (Art. 144.) eine £he nicht von den Aaeen- 
deuten angefochten werden, wenn aie mit Einwillignug der 
Ascendenten nach Massgabe der Vorschriften der Art. 148 ff. 
abgeschlossen worden ist, und eben so wenig in dem Falle 
dea Alt. 160. von den MitgUedem dea Familienrathai wekher 
aeine Zvatimmmig zur Hefa-atfa ertheilt hat. Art Der 
Klage auf Vernichtung einer Ehe, als einer Doppelehe, kann, 
wie bereite oben angeführt worden i»t| die Einrede der Nich- 
t^keit der frfiheren Ehe entgegengeaetat werden. Art 189. 
Sodann aber kann diese Klage, wenn der Ehegatte, zu deaaen 
Nachtheile die zweite Ehe abgeschlossen worden ist, ein Ab- 
weaender iat, nur von dieaem Ehegatten, nicht aber Y<m den 



Wenn die Eheleute nicht bei einan- 
der gewoliBt Iwben , Merlin dl 
mar. Seet. VL §. n. in^leicheii 
auch geg^en den minderjührigpen 
Ehejfallen. Grolni. II, 349. — 
Wie, wenn der Theil, welcher ehe- 
unmOndig die Ehe abgeseUotsen 
hat, nach erlangter Mundijrkeit die 
Ehe aasdrUcklich oder stillschwei- 
gend genehmigt hat, gleichwohl 
aber apllerhin klagbar wird, kann 
ihm die Einrede der Genehmhal- 
tung entgegongcsptzt werden ? Be- 
jaht wird diese Fra^je vonToull. 
I, 622, verneint (wohl mit besse- 
rem Grande) Ton Vai. I, 247.— 
*Unbeftimmt ist Uber die leCite 
Frage Demol. III, 318. 

17) Diese Einrede ist also nicht 
inlllMig, wenn der Mann allein oder 
ebenfalls unmündig war. Hinge- 
gen ist sie in ihrem Falle ziiliissijr, 
auch wenn die Frau vor erlane^ler 
Mündigkeit oder erst nach ange- 
atelker Khae empfangen hat. (Bs 
sollte im An. nicht beissen: de 
alx mois , sondern des six mois.) 
Locri^ ad Art. 185. Toull. I, 
620. *Deraol. III, 320. — Wird 
diese Einrede vorgeschttut» so ist 
die endliche Entscheidung der Sa- 
che ausiaielien; auch kann der 



Mann nach Befinden verlangen, dass 
der Fran einstweilen ein schickli- 
cher Ort zu ihrem Aufenthalte (Art. 
2ÖH) bestimmt werde. Va «. l, 244. 
Las«. 1, 280. Grolm. II, 353.— 
Kann das impedimentum aetatis 
auch nadi abgeschlosaener Ehe 
durch eine Dispensation beseitigt 
werden ? Keineswegs ! *D e m o I. 
III, 334. — Dasselbe gilt von dem 
Falle des Art. 164. 

18) Das srheint der Sinn diesCf 
Art. zu sein. Z.B. die Mutler kann 
die Ehe nicht anfechten , wenn 
der Vater seine Einwilligang zur 
Ehe eftheilt hat. Art 148. (*Der 
Ali. 186 nimmt nur denjenigen 
Personen das Klagcrecht, welche 
ihre Einwilligung gegeben haben 
(qui ont consent! au mariage), er 
wird wohl richtiger auf diejeni- 
gen bezogen, deren Einwilligung 
zur Ehe erforderlich war. Vrgl. 
Demol. m, 322.) — Der Arti- 
kel 186 unterscheidet iwar nicht 
zwischen den Ascendenten des ehe- 
mündigen und zwischen denen des 
eheunmiindigen Ehegatten. Jedoch 
würde dieser Unterschied aller- 
dings nach Heschaffenheit der Um- 
Stande zu berücksichtigen sein. Vgl. 
y ni. I, M4. D Ol vinc td Art. m 
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Von den privatr§iMu^ Ebehinderni^sMi. $1 

übrigen im Art 14^. gmiU9^n V^&gnoa. augefitellt wer4^.^0 
&. Ohm ^ 

§. 467. . 

ForUetoung. -~ Privatrecbtliche Hindernisse. 

1) Ein« Bhe kann «It nidiiig aagcfiMbtan wtrdw, wenn 
#er «ine oder der andere Ehegatte zur Ehe gezwtaogen wor- 

deu iflt oder wenn sich der eine Ehegatte in der Person des 
andüii g«int liot^ Art 180. — Wegm des efatßooß Elie* 
hiDderaisses (ob imp. vis) kann eine Ehe unter denselben Be- 
dingungen und Voraussetzungen angefochten werden, unter 
welchen ein Yertug als erzwungen angefochten werden kann.^) 
TgL 343. Dus andere Ehehindemifls (das imp* enroris) ist 
anf den Fall eq besebrSnken, da sieb der eine Ehegatte oder 
da sich beide Ehegatten gegenseitig in dem physischen Indi- 
▼iduo des andern Ehegatten geirrt baben.^) Wegen des 

19) Dagejjen steht eine zweite die Verführung als Nichtigf- 

Ehe, die der Anwesende abge- keilsgrund aiifslelU. Ebend. n. 12. 

fchiosseji häiie , allerdings unter Denn wenn auch die Worte des 

der Vorfcbrlll deiArt. 184. Lata. Art 180 — aast le eo^iiafnteiniant 

1, 285. Gr Olm. II, 308. Oe* libre — allgemein irehalten aind, 

sterley's tfagiUB. IL Bd. U. so ist doch dabei juristisch nur 

H. Abb. 5. an den Zwang xu denken. Art. 

1) Impedimentum vis — erroris. 1109. S. auch De^mol. III, 250. 

UeberliataDg ial niabt ein für aieh 2) T^ull. <I, 50öff. Vai. I, 

bestehendes Ehehinderniss. Son- 76 ff. ^ Das impedimentum rap- 

dern wegen einer Ueberl istung kann tus ist kein für sich bestehendes 

die Ehe nur in so fem angefoch- .Ehehinderniss , sondern ala unter 

tea werden, ab dadnidi der eine dem imp. via befrifsn Bach dea 

oder der andere Ehef^atte in ei* tob diesem geltenden GffmidaStieB 

nen die Person betreffenden Irr- zu beurtheilen. DiflCBSf. B.l«e* 

thum versetzt worden ist. Dis- cre ad Art. 146. 

cuss. u.Locr6 ad Art. 146. (Man 3) Der Art. 180 ^a^t q^r: tox»- 

MhHeüe aas dem Art.. 180 Terbit: qn'il y a e« erreur daai la per- 



„induit en erreur" nicht umfi- sonne. Auch die Discussions 

kehrt, dass das impedimentum er- halten über die diesen Worten zu 

roris nur in so fern eintrete, als gebende Auslegung keinen befrie- 

der Irrthum durch eine List ver« digenden Aufschluss. Für die im 
■nadil wavden ist.) — *Daas der « FtoagraplieB aBfeBommeBe aireii- 

dolus für sich keiB Ebelundemiis gere Meinung spriclit die Beehtf- 

bilde, wird zwar auch von Mar- regel: In dubio pro matrimonio; 

c a d ö Art. 180. n. 6 vertbeidift. auch die Antorit&t des juris cano- 



r. verftUt aber Ib eineB sici. Uad wo kana nutn atehen 
WUenpradit weaa er ^alebweU bkOieB« wmwineiBBuaTeiidie- 

4*. 
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einen und wegen des andern Ehehindernisses kann die Kich- 
tigkeitsklage nur von den Ehegatten, und zwar nur von dem 
Ehegatten, welcher beziehungsweiBe gexwungen worden ist oder 
sich in der Person des andern Khegatten geirrt hat, (also, 
nach der Verschiedenheit der Fälle, entweder sowohl von dem 
einen als von dem andern Ehegatten, oder nur Ton dem ehien 
Theile,) angestellt werden.*) — Die Klage ist nicht weiter 



zu ziehen. Vgl. 
Toull. I, 513. 
D e 1 V i n c. ad 



ser Strenge nachlässt? Die mei- 
sten Ausleger des C. c. Insseii je- 
doch noch andere Fälle des Irr- 
thums zu, ohne übrigens unter sich 
ttbereinzostimmen oder eine ge- 
nttgende Scheidelinie zwischen ei- 
nem wesentlichen und nicht we- 
sentlichen Irrlhum 
Froudh. I, 226. 
Durant. II, 30. 
Art. 146 und ISO. Vaz. I, 63. 
Merlin m. empßchement. §. V. 
Art. I. Lass. I, 240. Grolm.II, 
48. Eioeii Fall, in welchem eine 
Ehe mit einem Laienbruder es- 
pite erroris für nichtii; orkliirt wur- 
de, s. bei Sir. XII , II, 89. einen 
andern, in welchem eben so er- 
kannt Wörde, weil sieh der Hann 
einen Msclien Stand und Namen 
gegeben und diesen durch falsche 
Urkunden besc heinigt hatte, a. b. 
• bend. XXDC, II, 40. — *Die 
Neueren nehmen ohne Ausnahme 
an, dass in Art. 180 nicht der Irr- 
thum über die physische Person 
gemeint sei, sondern der Irrthum 
ttber den Cfvilstand und selbst 
über gewisse sociale Eigenschaften. 
Marcad^ Art. 180. n. 3. 4. 5. 
Dem Ol. III, 246. 230. 253. Au- 
bry und Rau III, p. 260. 261. 
Du Caurroy, Comment. du C. 
c. I, n. 319. 320. Ausführlich be- 
handelt die Frage Maren de a. a. 
0. £in 80 grosser Spielraum hier- 
mit aneh dem rieliterlichen Ermes- 
sen überlassen wird, so sind docli 
die diese Meinung stützenden Grün- 
de entscheidend. Denn einerseits 
liegt bei dem Irrthum über die 
physifdie Penon des andern Elie* 
galten CSoMtotion einer ödem 



Person) gar keine wirUicli abge-» 
schlossene Ehe vor, wie von Za- 
chariä 451. n. 1. selbst aus- 
geführt wird. Arg. Art. 146. An- 
dererseits mOsste dieser Irrtlinm 
sofort nach der Trauung entdeckt 
werden. Indem aber der Art. 181 
von einem besundern Zeitpunkt der 
Entdeckung spricht, setxt er Tor* 
aus, dass es sich um einen andern 
Irrthum handelt, welcher vielleicht 
erst sp'cit entdeckt wird. >Vie weit 
dieser Irrthuui auszudehnen sei, 
ist eine faktische Frage. Valette 
s. P r o u d h. I, p. 395. Als Grflndd 
der Nichtigkeit der Ehe wegen 
Irrthums gibt Marcade a. a. 0. 
folgende an: das Unvermögen (s. 
S. 451. Anm. 7), die Eigenschaft ei- 
nes entlassenen Sträflings, das geist- 
liche Gelübde, die Weigerung ei- 
nes Ehegatten die kirchliche Trau- 
ung Tofls^ehen an lassen. Veber 
den letztern Grund s. jed. das ür- 
tbcil Sir. XLVII, II, 4 IS. (Note.) 

4) Also — von andern Perso- 
nen kann diese Klage nicht ange- 
stellt werden; selbst nicht von den 
Erben. Jedoch dürfte diesen das 
Recht zustehen, die Klage fort- 
zustelien. D el v in c. ad Art. 280 f. 
Vaz. I, 258. Lass. I, 282. Sir. 
XXI, I, 157.>-*A.M.istMarcad« 
Art. 180. n. 7. Nach dem Grund- 
satze, dass die gegen die Ehe ge- 
richteten iSichtigkeitskiagen nur 
von denjenigen geltend gemtdit 
weiden können, denen sie das Ge- 
setz ausdrücklich gibt , wird man 
auch nicht zwischen Anstellen und 
Fortführen einer solchen Klage un- 
terscheiden können. Am ichwAchr 
iit dif Ton Demolombd 
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zulässig, wenn der klagende Ehegatte, nachdem er seine Frei- 
heit Tollkommeu wieder erlangt oder den Irrthum entdeckt 
batte, seiiie EinwIJligimg sar Fortsetiimg der Ehe entweder 
anedrfleklidi ^ oder dadurch, dass er yon dieser Zeit an eeehs 
Monate lang ununterbrochen mit dem andern Ehegatten zu- 
sammenwohpte,<0 ettUschweigend ertbeilt iiat. Art. 181. und 
arg. h. Art 

2) Bis zu einem i^e wissen Alter kann ilian nicht ohne 

die Einwilligung der Eltern (oder derer, welche die Stelle 

» 

der Eltern rertreten,) und, selbst nachdem man dieses Alter 
erreicht hat, kann man nicht ohne die Eltern (oder die, weldie 

die Stelle der Eltern vertreten,) förmlich um ihren Rath be- 
fragt zu haben, eine Ehe absciiliessen. Art. 148 — 160, Zwi- 
schen beiden Fällen — zwischen dem Falle der ebiznholenden 
Einwilligung und zwischen dem der Bitte nm den Rath der 
Eltern — tritt jedoch der Unterschied ein: In dem ersten 
Falle können die Eltern etc. ihre Einwüligong unbedingt, d. i. 
ohne dass sie irgend einen Grund (irgend ein anderes Ehe- 
hinderniss) anzugeben brauchen,") versagen; und wenn das 
Kind gleichwohl, ohne die Einwilligung der Eltern erhalten zu 
haben, die Ehe abschlösse, so ist diese nichtig. In demzwd- 
ten Falle ist der Zweck des Gesetzes nur der, den Eltern etc. 



III , 259 hiergegen bcigrchrachte 
Ari^uiiiciit, dass «ttaquernur das 
Anstellen der Klage bezeichne 
(commencer une allaque). S. auch 
Anrn. 25. — Da^epen k.irin auch 
ein minderjähriger Ehegatte diese 
Klage erheben. Loer^ ad Art. 
280. Vaz. I, 257. Groin». II, 290. 

5) Locr6 ;id Art. 181. D ii - 
rant. II, 2,^2. Vazeil le I, 2(11. 
Grolrn. 11, 295. Jeduch wird diu 
exe. rennnciatioiiia ezpretaae nur 
mit ^rogserVeraiclit susuletsen sein. 

6J Est pracsumtio juris et de 
jare. Art. 1352. Aber beides niuss 
susammenkommen , cohabitatio , 
(wonnter mnii bloa das Ziuam- 
menwolmen sn.Terstehen hat), et 



quidein per 6 menses. Sir. XXIII, 
1, 219. Andere Vermuthiuigen sind 
nicht zulässiif. D Isen st. ad Art. 

181. Locr6 u. B rau er zu dems« 
Art. — • Der Klarer hat zu bewei- 
sen, dass der Irrthum etc. bis zu 
der und der Zeit fort{?edanert habe* 
Durant. II, 277. 

7) Diese Rejrel gilt auch von 
dem Fainilienrathe. (Artikel 160.) 
Selbst dunu , wenn die Mitglieder 
des Familienraihs getheilter Hei* 
nuu(r sind (C. de pr. Artikel 883) 
braucht der Beschluss nicht mit 
(jiründcn unterstüt At zu werden. D u- 
rant. II, 101. Merlin ra. em- 
p^chement. $. Y. Art. IL A. M. 
ifll Tonil. I, 547. 
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Zelt und Gelegenheit 2a verschafifen, dem Kinde Vorstellungen 
wegen seinee Vorhabens maehen, das Kind aber sam liach- 
denkeu ftber seinen Sebiftt und über die Ansieht der lütem ete. 
gleichsam zu nöthigen. Allerdings darf auch in diesem Falle 
die Ehe (bei Strafe Art. 157.) nicht abgeschlossen werden, 
ohne dass dm Gesetse Genüge gesebebn isL Aber eine EbOi 
die gegen diese Yorschrift abgeschlossen worden wSreti ist dess* 
halb noch nicht nichtig.^) Auch können die Eltern etc. in die- 
sem zweiten Falle, wenn sie um ihren Rath gehörig angegan- 
gen worden sind, die Ehe nnr fai so km mittelst ehies Ehi- 
sprucbs schlechthin rerhindem, als ihr ein anderes Hindernis^ 
entgegenstellt.^) Mit andern Worten: In dem ersten Falle 
ist das in Frage stehende Hinderniss ein trennendes, in dem 
zweiten Falle ist es ein blos verhinderndes Ehehfindemiss.^) 
In dem vorliegenden Paragraphen wird daher auch allein TOn 
dem ersten Falle die Bede sein. Vgl. §. 468. — Weder was 
den ersten noch was den aweiten Fall betrifft, miterseheiden 
die Gesetse swischen emancipirten und nicht emandpfarten Kin- 
dern, oder zwischen der ersten und der zweiten Ehe der Kin- 



8) Dnrant II, 104. 113. Fa- 
vard m. acte respectueux. n. VIIL 
Sir. XXXIII, I, 195. Der Kedner 
der Regierung bemerkte , als er 
die Art. 152 IT. dem gesetzfj^eben- 
dea Körper rorlegte, aiMdruelclich, 
qoe las parent auxquels les actes 
respectueux auraient dü ötre faits, 
ne peuvent par ce molif (d. i. weil 
kein solcher acte an sie gerichtet 
worden ist), attaqaer le mar. S. 
jedoch Sir. XXIX, II, 29. (Hier 
wurde eine Ehe auf Antrag der 
Eltern fUr nichtig erklärt, weil an 
die Eltern kein a. r. gerielitet 
worden war) und gleich hmroach 
Anm. 9. 

9) Die Eltern haben zwar auch 
in diesem. Falle, so wie Überhaupt, 
nnbedhigt das Recht, einen Ein- 
sprudi XU thun. Aber sie kennen 
in diesem Falle diefilie nnr dann 



verllindern, wenn sie entwe- 
der nicht um ihren Rath aaf die 

gesetzlich bestimmte Art befragt 
worden sind, oder wenn sie ein 
anderes Ehehinderniss geltend ma- 
ehen kenaen. Provdh. I, 2^. 
La 88. I, 278. Grolman II, 94» 
Sir. IX, II, m Vgl. 459. 

103 L 0 c r 6 II , 79. — Jedoch 
nimmt der (Serichtsgebraueh an, 

dass auch in dem zweiten Falle 
dieses Ehehinderniss (deficiens con- 
sensus parentum) dann ein tren- 
nendes Hinderniss sei, wenn sich 
ein Fransose oder eine Franxesin 
im A u s I a n d e verheirathet hat. 
Sir. XXXVII, I, 177. Cit. In den 
hier erwähnten Fällen war jedoch 
iamer aueh das Aufgebot in Frank- 
reich unteri»Uei»en. Vgl. $. 455. 
Ana. 7. 



Von den piivatreohlUoh«n BhebindeniiMeD. ^5 

der. Dagegen machen sie einen Unterschied zwischen ehelichoa 
und natürlichen Kindem.^^ 

1) Von der elterUbhen Einwüttgang, deren eheliehe Ein« 
der Eur Abechliessung einer Ehe bedärfen. — SShne, welche 
noch nicht das 25. und Töchter, welche noch nicht das 21. 
bemjelir snrttdigelegt haben , köimea Mi idcbt ohne i^nwU^ 
figung ihier Eltem verhelraiheii. Wenn Vater und Mutter veiw 
schiedener Meinung sind, so ist die Einwilligung des Vaters 
hinreichend.^^) Art. 148. Ist der Vater oder die Mutter nicht 
mehr am Leben oder ist der eine oder der andere Th^ 
sieht fan Stande, seinen WiHen sn erUSren, z. B. weil der 
Vater oder die Mutter abwesend oder entmündiget istj^^j 



11) Die Prinzen des FrantOs. 

Königshauses konnten nicht ohne die 
Einwilli^untf des Künijrs hciralhen. 
Sonst war die Ehe nichtig. T o u 11. 

I, 553. Yaz. I, 132. 

12) Dm ist jedoch nicht so stt 
denlM, alt ob die Mutler Überall 
nicht um ihre Einwilliirnn^ zu be- 
fragen wäre. Vielmehr kann sie 
Einspruch than, wenn sie nicht be* 
fragt worden ist. Sirey XVIII, 

II, 41. — *üegen das Einspruchs- 
recht der Mutter erklärt sich I)e- 
mol. III, 39. Arg. Art. 173 (k dö- 
fast da ptoe). Xindestens mmas sieh 
derCiTilstandsbeamte bescheinii^ 
lassen, dass die Mutler gefragt wor- 
den ist. Demol. HI Marcad6 
Art. 148. n. 2. Uielf, Actes, de 
l'^tat. eiy. n. 909. 

13) Der Beweis, dait die El- 
tern todt sind, ist zwar auch in 
diesem Falle in der Regel durch 
den Sterbeakt tn führen. Jedoch 
Terstattet ein GA. des StR. v. 27. 
Messid. und 4. Therm. XIII, die- 
sen Beweis auch auf andere Weise 
(durch das Zeugniss der Grossel- 
tern) hennstellen. Zu Folge des* 
selben Gutachtens kann, wenn die 
Kitern und die Grosseltern todt 
sind, und das Kind sich die Ster- 
beakte nicht verschaffen kann, das 
AlNAerbeB der Eltern lud Grosa- 
dlem durch die Aninge der bei 



der Tramm g gegenwärtigen- Tief 
Zeugen erwiesen werden etc. YgL 
über dieses GA. Vaz. I, 124. 

14) Der Beweis der Abwesen- 
heit kann auf die im Art. 155 be- 
sttuinie Weise gefilhrt werden. 
Tonil. 543. Andere wenchni 
das GA. V. J. XIII. auch auf die- 
sen Fall an. Durant. II, 88. 
Vaz. I, 123. (Der Beamte des 
Ost. wird unbedenklich den Beweis 
nach Art. 155 oder den nach dem 
GA. Y. J. XIII, zulassen künnen. Ist 
ihm jedoch der Fall zweifelhaft, 
so kann er die Parteien an das 
Gericht verweisen.) S. auch G r o 1- 
raan II, 71, u. Sir. XVII. I, 232. 
— *Ist der Vater oder ist die Mut- 
ter im Zustande der vermutheten 
Abwesenheit(Art. 1 Id) so wird kein 
fernerer Beweis gefordert werden 
können. Marcad6 Art. 149. n. 2. 
Sie sind alsdann, nach den Wor- 
ten des .\rt. , in der Unmöglich- 
keit ihren Willen zu erkllren 

15) Vgl. C. d'instr. crim. Art. 
•1(>5. C. p. Art. 28. 20. und über 
die hier einschlagendeu Falle über- 
haupt iQuXllMQ. Vai.I,123ir. 
Durant. II, SOiP. Die im Pa- 
ragraphen angeführten FöUe der 
Abwesenheit und der Entmündi- 
gung sind nur Beispiele. Die 
Vorfchrift dei Art. 149 and die 
dM Art. 160 Cidanf rinpuifibiUld 
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jl6 Ehereeht. 

genügt beziehungsweise die Einwilligung des Vaters oder 
die der Mutter.^^) Art 149. Sind beide Eltern nicht mehr 
Sm Leben oder nicht im Stande ihre £faiwilUgnng sa erklfiren, 
M» treten an deren Stelle die Grosseltem.iT) Wenn alsdann 

der einen oder in der andern Linie der Gross vater und die 
Grossmotter v^schiedoier Meinung^ Bind, so gibt die Stimme 
tks Grossyateis den Ansschlag. Sind die Groeseltem der viCter^ 
Sehen nnd die der mütterlichen Linie verschiedener Meinung, 
ko ist diese Verschiedenheit der Äleinungen einer Einwilligung 
ih die Ehe gleich an achten.id} Art 150. EndJicb, wenn der 
inkiinftige Ehegatte weder Eltern noch Orosseltern am Leben 
Hat oder wenn seine noch lebenden Ascendenten insgesammt 
^icht im Stande sind, ihren Willen zu erldäreni so kann er, 
lirenn er noch nicht das 21. Jahr seines Alters zurficl^elegt hat, 
£ohne dass in diesem Falle das Geschlecht einen Unterschied 
jfnacht,) nicht ohne die Zustimmung des Familienrathes eine 
fihe abschliessen.!») Art. 160. — Die BechtsgiÜtigicett der Ton 

He manifester fear volonti") ist dass, wenn in der einen Linie ein 

li'uch dann anzuwenden, wenn der (irossvater , in der Hiidern eine 

•Vater zwar peisleskrank aber noch Urffrossmutter vorhanden, es nur 

liicht entmündigt ist. "^D c lu o 1. III, aul die Eiuwiliigunf; des criiteru 

43. -* Sir. XXX, II, 14^). ankomme. Die GradesnHhe gibt 

^' 16) Auch dann hedarf das Kind dem erstem keinen Vorzug, auch 

tfer Einwilligung des überlebenden sind die Hegeln über die Vormund- 

•theiles und auch dann genügt die schaft, Art. 402 f., nicht analog zur 

iSinwilligungdesUberlebendenThei- Anwendung zu bringen, 

fes, wenn dieser zu einer zweiten 18) Z. B. von viterlicher Seite 

(Ehe geschritten ist. Diirant. II, ist der Grossvater am Leben; von 

^0. ''■'M a rca d c Art. 149. n. 4. De- ^ miifterlicherSeite leben l»eidc(jross- 

•fcol. Iii, 45. Sir. XXXVl, Ii, 247. eitern. Jener willigt in die Ehe; 

17) Der Art. gedenkt nicht der diese versagen ihre Einwilligung. 
'tfrgroMeltern. Jedoch, wenn in Die Ehe darf abf^escblonen wer* 
der einen oder in der andern Li- den. Dnrant. II, 98. 
•ihie nicht die tirosseltern jiherUr- 10) Dieser Familienralh ist 
"^rosseltern am Leben sind, so wer- schlechthin nach den in dem Vor- 
"^en diese an die Stelle jener Ire- mundschafksreehte anfjfrestellten He- 
len. Par est ratio. V a z. I, 127. gcin zusammenzusetzen. Sir. X, 
^Mfarcade An. 150. n. 1.3. De- 11,67. E.s ist die rnirht des Vor- 
^niol. Iii, 47. 49. Dasselbe gilt mundcs aul die Zusammeuhtrufuug 
nsuch von der an die Ascendenten des Familienraths anzutragen, des- 

richtenden Bitte um Rath. — sen Beschluss in Vollziehung zu 

Q'fUnhaltbar ist die Ansicht Vale- setzen. Vaz. 1,128. Der Beschluss 

^e'ssur Proudlioni, p. 397, bedarf nicht der geriditlichen £e* 
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den Eltern etc. ertheilten Einwilligung ist nach den Grund- 
sätsen za beurtbeilen, welche von den Bedingungen der Gül- 
tigkeit einer WflleiuierklSrang überhaupt gelten.20) Vgi. ^ 306. 
Uehrigens kSnnen die Eltern etc. ihre mr Abscbiiessung der 
Ehe ertheilte Einwilligung bis zur Trauung in einem jeden 
Augenbiiciie zurücknehmen. Wenn daher der Ascendent, wel- 
cher Beine EinwiUigung zur Ahschliessung der Ehe gegeben 
hat, vor der Trauung mit Tode abgeht, so ist der Fall ganz 
80 zu beurtbeilen, als ob dieser Ascendeut seine Einwilligung 
nicht hätte ertheüen können.^!) — Die Klage auf Vernichtung 
der Ehe wegen der yon den Eltern etc. nicht ertheilten ^2) Ehi* 
willigung kann theils von denen, deren Einwilligung in dem 
gegebenen Falle erforderlich war, (also, nach der Verschieden« 



•tftiining. Pig. II, 436. — Jedoch 
kann er vor Gericht angefochten 
werden, wenn er nicht einstimmiif 

^efasst worden ist. C. de pr. Art. 
883. A. M. Durant. II, 101. 
Demol. III, 86. 'Der für die 
letitere Meinung ansaführende 
Grood, dus der Familienrath eben- 
so nnahhängig in seiner Entschei- 
dung sein soll , wie die Eltern, 
durfte massgebend sein. 

20} Lass. I, 240. — In dem 
Falle des Art. 160 ist die Gültig- 
keit der Einwilligung noch insbe- 
sondere nach den Grundsiitzen zu 
beurtheilen , weiche von der Gül- 
tigkeit der BesehlOMe des Ftmi- 
liennthes überhaupt gelten. Vgl. 
Sir. VII, I, 320. Jpd. du C. c. 
VIII, 1. IX, 08. — Sind die El- 
tern, welche in die Verheirathung 
ihres Kindes nnvorsichtigerweise 
eingewilligt haben, obwohl ihr ein 
trennendes und öfFentliches Hin- 
deroiss entgegenstand , gehalten, 
den tndern Ehegalten su entschil- 
digen, wenn in der Folge die Ehe 
für nichtig erklärt wird? Bojnht 
"wurde diese Fmee (in dem Kalle 
einer Bigamie) b. Sir. XXIX, I, 
337. — *Die Binwilligung muss 
auf die Ehe mit eioer liestimmten 



Person gerichtet sein, eine Ülin- 
willigung in die Ehe scUeebthin, 
(dass sich das Kind verheirathen 
könne), ist ungilltif. & DemoL 
III, 53. 54. 

21) Opus est consensu gradus 
seqnentfo. Vas. 1,121. Durant. 
II, 93 f. (Jedoch nehmen beide 
Schriftsteller an, dass die Ehe nicht 
als nichtig angefochten werden 
könne, weil die Trauung gegen 
diese Regel geschehen ist) A. H. 
ist Del vi nc. ad Art. 148. — »Ist 
die Einwilli^nnfT des nnrhfolgen- 
den Asrendenten erforderlich, so 
muss das Fehlen dieser Einwilli- 
gung auch Nichtigkeit der Ehe be* 
l^ründen. Vgl. Deraol. III, 58. 
Ünzulössig ist auch die von Mar- 
cad6 Art. 149. n. 5 gemachte 
Ausnahme, dass die Einwilligung 
in einem solchen Falle als ertheilt 
anzusehen sei, wenn der Berech- 
ti<fl(* der Ahschliessung' der £he 
nicht widersprochen habe ; die Ein- 
willigung muss ausdrücklich oder 
durch Ratifikation erfolgen. Art. 
73. 76. §. 1. m. 

22} D. i. der entweder überall 
nicht oder nicht auf eine gültige 
Weise ertiieilten Einwilligung. S. 
AiUD* 18. 
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hcit der Fälle, von den Eltern^ von den Grosseltern, 23) von 
dem Familienrathe,)^^} tbeiJs von dem Ehegatten, welcher der 
EinwUliguDg bedutftei und nur Ton den genannten Penonen,^) 
angestellt werden. Art 18S. — Es kann dieie Klage adileeht- 
hin nicht fd. i. von keiner der so eben genannten Parteien) 
weiter angestellt werden, nachdem die £he ron denen , deren 
Efnwflllgang erlbideilieh war, anedrtteklieh^^) oder aftOlschwei* 
gend^T) genehmgebalten worden ist, oder nachdem diejenigen, 
deren Einwilligang erforderlich war, von der Zeit au, da sie 
Kenntniss Yon der Ehe erlangt hatten,^^) ein Jahr haben Yor- 
fibergebn lassen, ohne Widerspmeh 3») gegen die Ehe an er* 
heben.3()) Die Klage kann überdiess, jedoch nur von dem 



23) Und iwar ileU die Klage 
elnrai jeden einxelnen Ascenden- 

tcn zu, in so fern dessen EiiiwH- 
li<Tunjr erforderlich wnr. Z. 15. 
der Vater und die Mutter haben 
nicht eingewilligt. Nach dem 
Tode des Vaters kann die 
Mutter die Klage anstellen. Du- 
rant. II, 286. D e 1 v i nc. ad ArU 
182. La SS. II. Zus. S. 3. 

24) Nicht aber den einzelnen 
Mitgliedern des Familienrathes. 
Toull. 1,613. DelviicadArt. 
182. La 88, I, 283. 

25) Selbst die Fortsetzung der 
Klage dürfte den Erben nicht zu 
gestalten sein. Durant. II, 290. 
Vaz. I, 207. Vgl. Sir. XXV, II, 
339. Eben wo wenig haben die 
enlfemteren Ascendeaten ein Kla* 

¥ erecht, wenn die näheren mit 
ode abgegangen sind, ohne die 
Klage (vor Ablauf der Veijtthrungs- 
seit; angestellt f.a haben. *Mar- 
cad6 Art. 182. n. 2. Demo I.III. 
280. f*nenn der Art. 182 gibt 
nur denjenigen Personen ein Kla- 
gerecht, dont le consenteineiit <Mait 
requis.) A. M. sind V a z. I, 266. 
*Auch nach Demol. III, 272 geht 
die Klage nach dem Tode des Va- 
ters auf die Mutter Uber^ was eine 
Ansnahne von dem ebead. b. 280 
ao^etldlten Prineip lein wQrde. 



26) Hittekt eines üffentliehen 
oder eines PrJvataktes oder in < 1- 

nem Briefe etc. Durant. II, 301 ff. 

27) Beispiele einer slillschwei- 

6 enden Genehmigung etc. s. bei 
lelap. ad Art. 183. a.b. Toall. 
n, 614. — Die Genehmigung, die 
slillschweiffende und die ausdrück- 
liche, muss jedoch vor Anstellung 
der Klage erfolgt sein, wenn sie 
gegen den kfafenden Ehegrat* 
1 e n wirksam sein soll. Arg. Art. 
183 verho: „inlentee." A. M. ist 
D el V i n c. ad ArU 182. — »War die 
Einwilligung der Aseendeaten er- 
forderlich, so geaOgt die Genehm- 
haltutifj des Grossvalers oder der 
einen Linie. Marc ade Art. 183. 
n. 2. Demol. III, 275. 

28) Sir. XVII, 1, 232. 

29) Sans rtelamation d. i. ohne 
die Klaffe anzustellen. Denn so • 
dürfte der Ausdruck iu favoreni 
matrimonii auszulegen sein. 

30) Dagegen klHinen die Elteni 
ete. auch dann diese Kla^e erhe- 
ben, wenn die Ehe innerhalb die- 
ses Jahres durch den Tod getrennt 
worden sein sollte. Dnrant. II, 
296. *Verg1. Demol. III, 282 
— Kann der Klage auch die Ein- 
rede entc^egengeselzt werden, dass 
man den Ascendenten für todt 
oder für ▼enehoBen eraehlet ht- 

M 8.8ir. xvm, m 
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Khegatten, welcher der Einwilligung der Eltern bedurfte,^^ 
nicbt weiter «agestelk werden, wen» sie tob ihm niobt in 
Jalneefriet, von der Zeit an gerechnet, da er Alter, fai 
welchem er sich oline die J^inwilligung der Eitern ver^eÜchen 
konnte, (Art. 148.) erreicht hat,^^) angestellt worden ist.^^} 
Art 19^ Naeh der ICelnnng mehrerer Andeger kann dieeer 
lai^ffatie auch dann nicht die Klage anstellen, wenn er,' nadn 
dem er jenes Alter erreicht hatte, die Ehe ausdrücklich oder 
atlllechweigend genehmiget liat^) oder wenn er in dolo war.^^) 
— Wenn Hbrigene der Beamte des GiTihrtandes ein Paar ge- 
traut hat,, ohne sich zuvor der Erfüllung der hier in Frage 
stehenden Vorschriften zu versichern, so ist er, nach Beschaf* 
fenheit der Ums t ä n de- und mit YorbehfUt einer noeh schwere* 
ren Strafe im FaBe einer KoUoeion, mit ehier (leldbnsse ndn* 
dcstens von 16 und höchstens von 300 Fr. und mit einer Ge- 
fibigaissstrafe mindestens ron sechs Monaten und höchstens von 
efinees Jahre s» belegen.36j Ait. 15(k 0. p. Art 193. 195. 



31) So deuten die Ausl«»ffer ein- 
stimmig den zweiten Paragraphen 
des Art. 183. S. z. B. Locr^ und 
Delvinc. ad Art. 183. Vaz. I, 
264. Toull. I, 618. Lass. I, 
283. (irolm. II, 306. Und al- 
lerdings spricht die Wortfassung 
def Art. rar dleie Meioang. Ver- 

Sleiclit man jedocit die Bemerkong 
CS TribunatC5, welche zu der de- 
finitiven Fassung' des Art. Veran- 
lassung gab, so scheint der Sinn 
Tlelmelir der so aeiD: Sobald der 
Ehegatte das kompetente Alter er* 
reicht hat, kann die Klage von 
den Eltern etc. schlechthin nicht 
weiter, von dem Ehegatten aber 
nur noeh ein Jalir lang angealelll 
werden. 

32) D. h. beziehungsweise nach 
zorttckgelegtem 25. oder 21. Jahre. 
Herlln in. mar. Sect. VI. $. IL 
Durant. II, 307. Andere ver- 
stehen den Art. schlechthin vnn 
dem 21. Jahre. (Art. 160.) Siehe 
Delvinc. ad Art. 183. Toull. 
1, 015. *Oie lelitere leinang iat 



mit Rrcht allgemein verworfen. 
Marcad6 Art. 183. n. 3. Demol. 
III, 284. 

33) Diese Verjakrang Ifiuft aaeh 
dann , wenn der andere Ehegatte 
inniittcist verstorben ist oder wenn 
die Ehegatten nicht bei einander 
gewohnt liaben. Merlin a. «.0. 
Sir. XXXIX, I, 822. 

34) Delvin r. ad Artikel 183. 
Toull. I , 61Üf. Vaz. 1 , 271. 
Durant. II, 308 ff. Demol. 
III, 288. Die snletil genannten 
Schriftsteller zweifeln jedoch, ob 
eine stillschweigende Genehmi- 
gung für zulässig zu erachten 
iei. Dagegen nehmen Andere 
an, da»a die Genehmigung sogar 
schon vor dem kompetenten Alter 
rechtsgültig geschehen könne. ~- 
Den Eltern etc. kann diese Ge- 
nehmigung in keinen Falle entge- 
gengesetzt werdra. Durant. II, 
299. *A. M. Deraol. III, 291. 

35) Durant. 11,296. »Demol. 
Ul, 289. 

36) Der Art. 193. 195. def G. 
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2) Von der elterlichen Einwilligung, deren natürliche Kin- 
der zur Abschliessung einer Ehe bedürfen. — Die Vorschriften 
der Art 148. 149. (s. oben) sind aaeh auf natürliche geiete- 
mtaig^ anerkannte Kinder anwendbar. Es kann also ein na- 
tiirliches Kind, welches von dem Vater oder von der Mutter 
oder Yon beiden Eltern anerkannt worden ist, besiehungsweise 
vor mrfldcgelegtem 25. oder 21. Jalure, nieht ohne EinwilUginig 
des Vaters oder der Mutter oder beider Eltern, je nachdem es 
nämlich allein von dem Vater oder allein von der Mutter oder 
von beiden Eltern anerkannt worden ist, eine Ehe abschliessen. 
Ist das Kind von beiden Eltern anerkannt worden^ nnd sind 
die Eltern wegen der Ehe, die das Kind abschliessen will, 
yerschiedener Meinung, so gibt die Stimme des Vaters den 
Anssehlag.37) Art 158. Ist das Kind entweder von beiden 
Eltern nicht anerkannt worden, oder hat es den Vater oder 
die Mutter oder die Eltern, die es anerkannt haben, verloren, 
oder sind diese nicht, im Stande, ihren Willen zu erklären, so 
kann das Kind, bis dass es das 21. Jahr seuies Alters sn- 
rückgelegt hat, nur mit Einwilligung seines Vormundes oder, 
wenn es keinen Vormund hat,*^^} eines ihm für diesen Zweck 
▼on dem Familienrathe^^} su gebenden Vormundes (eines tu- 
toris ad hoc) eine Ehe eingehn.^^^) Art 185. — üebrigens ist 



p. ergünzl den Art. 156 d. C. c. 
(Dieser bandeil niclit von einem 

andern Falle.*) Durani. II, .103. 
Die Strafe ist nnwendbnr , ancli 
wenn gegen die Elie kein Ein- 
spruch eingelegt oder keine Mich- 
tiglLeitsklai^e anfetlelU wird. 
Der Kronanwalt kann , auch ohne 
die Botheiligten, auf diese Strafen 
antragen. Sir. X, II, 65. 

37) Merlin m. empdeliement. 
S. Y. Art. II. 

38} A. M. Grolman II, 117. 
*Demol. III, 89. Marcadö Art. 
159. d. i. sie fordern schlechthin 
die Ernennung eines tutotis ad lioc. 
— *Mit letzterer Ansicht stimmt 
der Art 159 ttberein» welelier die 



Ernennung eines tutor ad hoc 
sciilechtiiin Terlanirt. Hat das Kind 
schon einen Vormund, so iuinn, 
dieser auch zum tutor ad hoc er- 
nannt d. h. er kann mit der Ein- 
willigung in die Ehe beauftragt 
werden, der Anflraff muss jedocli 
besonders erfolgen. 

39) Durant. II, 117. 

AO) Der Art. gedenkt nicht der 
C^ossettem. Denn natttrliclie Kin- 
der haben in rechtlicher Hinsicht 
keine (jrossellern. Obss. du trib. 
ad Art. 158. — Ein natürliches 
Kind , das keine Eltern am Leben 
bat ete., kann alio nach anrOck- 
gelegtem 21. Jahre anbedingt eine 
She eingehen. 



Von den blos verhrndemden Ebehinderniifen. 



61 



alles das, was von der elterlichen Einwilligung, deren eheliche 
Kinder bedürfen, gesagt worden ist, auch auf den vorliegenden 
Fall anwendbar. Jedoch .ist es sweifelhaft, ob die £he eines 
natürlichen Kindes anch dann als nichtig angefochten werden 
k5nne, wenn sie gegen die Vorschrift des Art. 159. ohne die 
Zaetimmiing des Yoimimdes abgescblossen worden ist.^9 



§. 468. 

3) Von den Mos verhiodemden EhehinderniMen. 

1) Auch der, welcher in einer nichtigen Ehe steht, darf 
eine zweite Ehe nicht eher eingehn, als bis jene Ehe (durch 
den Tod oder durch Scheidung) aufgelöst oder für nichtig er- 
Idärt worden ist. Vgl. §. 466. — 2j Wegen des Verhältnisses, 
das durch die Adoption begründet wird, ist die Ehe verboten: 
a) Zwischen dem Adoptanten und zwischen dem Adoptivicinde 
und dessen Nachkommmcn ; b) zwischen den Adoptivkin- 
dern eines und desselben Individuums; c) zwischen dem Adop- 
tiviünde und dem Kinde, das der Adoptant in der Folge (Art. 
848.) erzeugte; d) zwischen dem Adoptanten und dem Ehe» 
gatten des Adoptivkindes; e) zwischen dem Adoptivkinde und 
dein Ehegatten des Adoptanten.^} Art 348. — dj Eheleute, 



41) Der Art. 182 ertheilt zwar 
die iNichtigkeitsklage allen denen, 
ohne deren Einwilligung die £he 
nicht abgeschlossen werden darf, 
nUbin auch (Art. 159} dem Vor- 
munde eines natürlichen Kindes. 
Jedoch der Art. 183, der von der- 
fdben Klage handelt, gedenlit des 
Yormundes nicht. Siehe auch die 
Obss. du tribunat ad Art. 182. Die 
meisten Ausleger entscheiden da- 
her die Frage gegen den Vormund. 
Z. B. Delvinc. ad Artikel 183. 
Yaz. I, 269. Grolm. II. 298. 
Nach dieser 3Teinung ist also de- 
ficiens consensus tutoris nur ein 
impedimentum impediens. — *Der 
Vomnad luum keine Klage haben, 
ivefl er nur als tutor ad hoo lui- 



wirte und diese Function mit Ab- 
schiuss der Ehe erlischt. S. Anm. 
38*. Aber dem Ehegatten selbst 
steht die Anfechtung zu. Mar- 
cad6 Art 182. n. 3. Demol. 
III, 268. 

1} Den ehelichen. Denn von die- 
sen sind Überhaupt die Getetse al- 
lein zu verstehen, wenn sie der 
Kinder etc. ohne einen weitem 
Zusatz erwähnen. Diese Bemcr: 
kung gilt auch von dem Falle c. 
Braner ad Art 848. S. jedoch 
Lass. II, 248. 

2) Von mehreren Auslegern wird 
dieses Ehchinderniss zu den tren- 
nenden gerechnet und nach dar 
Analogie des impedimenti consan* 
beuiUieilti S.i.B.Prott- 
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welche, »ei es zu Folge ibrer Uebereiiistimniung oder ans einer 
bestimmten Ursache)^} von einander geschieden worden sindi 
kdoneii einander nicht wieder heirathen.^) Art. 295. — 4) Wenn 
eine Ehe dnrch eine Ehescheidung ans einer beslinimten Ursadie 
oder durcli den physischen oder den bürgerlichen Tud des Ehe- 
mannes^) getrennt worden ist, 80 kann die Frau erst 10 Mo- 
nate nach Aufl<$8iing der Ehe eine neue Ehe eingehn.^^) Art 
938. 296. Vgl. G. p. Art 194. Hat die Frau vor Ablauf 
dieser Zeit geliciiathet und fällt dann die Zeit der JSiederkunft 
S0| dafls das Kind, nach den von der ehelichen Abstammung 
geltenden Regehi, sowohl fttr das Kind des ersten als für das 
Kind des zweiten Mannes erachtet werden kann, so wird der 
Richter die Frage, welchen Vater das Kind habe, nach der 
Beschaffenheit der Umstände i im Zweifel aber zum Vortheile 
des Kindes su entedieiden haben.?) — 5) Wenn euie Ehe au 
Folge der Uebereinsümmung der Ehegatten geschieden worden 



dhon I, 230. Lassa ul x 1. 2H1. 
Grolm. II, 3Ü5. Allein der C. c. 
ertheill NiemnideD weiten diesM 
Ehehinderniäscs eine Nichtifkeito- 
kla£je. S. oben §. 458. Anm. 3* 
u. beinol. III, dSb. 

3) S. Obss. du tribuuat ad Art. 
295. — Vgl. H o n t e • q. etprit def 
lois XVI, 15. 

4) Das, was Anra. 2 gesafft wor- 
den ist, gilt auch von diesem Ehe- 
liindeniiflse. S. die Anm. 3. a. Sehr, 
und $. 458. — Jetzt, da Eheschei- 
dnnsfcn nicht mehr verstattet sind, 
durfte von diesem Eliehindernisse 
(wegen früher geschehener Schei- 
dungen) nieht weiter Crebraaeli 
gemacht werden können. V a s. I, 
103. *S. jedoch einen Fall, in 
welchem dieses Ehehindcrniss als 
aufschiebendes noch geltend ge- 
mach» wurde bei Sir. XL Vif , II, 
400. 

5) Man kann hiniusetzen : Oder 
wenn die £he für nichtig erklärt 
worden iat. Par est ratio. Demol. 
HI, 124. 339. Sir. VI, II, 139. 

6) Auch dieiei fihehittdomiii 



wird von ciniffen , z. B. von Le- 
ere, L a s s., (j r o i m., zu den tren- 
nenden BhehindemiMen gerechnet. 
S. dagegen Toull. II, 661. Va». 
I, 100. *Demol. III, 337. Mar- 
cadö Art. 228. n. 1. — Jpd. du C. 
c. IX, 1. Sir. IX, II, 168. XII, I„ 
40. — Eine Wittwe, die aiefa anm 
zweitenmal verbeirathet, wird schon 
nöthigenfalls auch ein Zeugniss Uber 
den Todestag ihres ersten Mannes 
beiavbringen haben. Rieff, Aetea 
de r^tat c. $. 319. 

7) Der €. c. entscheidet diese 
auch nach dem altern Rechte be- 
strittene Frage nicht. Die meisten 
lltereo SdiriAaleller eignen daa 
Kind dem zweiten Hanne au. Vgl* 
Toull. II, 666. Durant. III, 63. 
Du Koi qui liberi sint legitimi. 
p. 21. — *Dem zweiten Hanne 
spricht im ZweiM daa Kind an 
Marcad^ Art. 228. n. 2., weil 
derselbe gegen die gesetzlichen 
Vorschriften gefehlt habe. Indess 
ist der ron £aeliar. angegebene 
Gesichtapnnkl — der VorMI die 
Kindee — TOimaiehn. 



Von den blos verhi&dernden Ehehindernusen. 6S 

Ist, so kann der eine und der andere Ehegatte erst nacii drei 
Jahren eine neue Ehe eingehn.^) Art 297. — 6) Wenn eine 
ISbB mgeft fhebntdn geschieden wotden ist,^) so darf der 
schuldige Theil nicht diejenige Person heiratiien, mit wdcher 
er die Ehe gebrochen hat.io) Art. 298. — 7) Soldaten, Ober- 
und üntero£Eicisre und Gemeinsi sie mögen «i dsn Land- oder 
m den flo e fau ppen gehören, dnrlen sidi nicht -ohna die £iii" 
willigung ihrer Oberen verheirathen. Vgl. das Dekret v. 3. und 
V. 28. Aug. 1808.11) 

8) Auch die, welche das Alter erreicht habeui da sie sich 
ohne die Einwilligung der Eltern oder Grosseltem veiiiehratiien 
dürfen (Art. 148.), haben gleichwohl, wenn die Eltern oder 
Grosseltem nicht ihre Zustimmung zu der Heirath gegehen 
haben, ein ehrerbietiges Ansuchen (un acte respeetoeoz) 
an die Eltern oder Grosseltem zu richten und sie wegen der 
Ton ihnen beabsichtigten Heirath um ihren Bath zu bitten«!^) 



8) Auch darüber winl g^eslrit- 
ten , ob dieses fihehinderniss zu 
den blos verhindernden oder zu 
den tvennendeii SheUndemifMD 
gehöre. Die entere Meinung wird 
X. B. von Proudh. , die letztere 
von L a s s. und G r o 1 m. vertheidiget. 

9) Einige setzten hinsu: Ckler 
wenn die Eheleute wegen Ehe- 
bruchs von Tisch und Bett geson- 
dert worden sind. So z.B. Toull. 
1,555. Deiviuc. ad Art. 2d8. 
Allerdings tritt Gleichheit def Gnm- 
dei ein. S. jedoch Yai. I, 103. 
Betel tr. de Tadult^re n. 47. 
♦D e ra o 1. III, 426. — Diese Schrift- 
ateller setzen jener Ausdehnung 
entgegen, legera poeeakm em 
strictiMimae interpretationis. — 
*Zu dem letztern Grund kominl 
noch ein anderer, die Verschieden- 
Iieit der Ehescheidung und der 
Treinmig tob Tisch mid Bett hhi- 
f ichtlidi ihrer Wirliangen. Der ge- 
schiedene Ehegatte würde ohne 
das Verbot des Art. 298 den Mit- 
schiddiseii sofort heiratiieB fcomea, 
der Toa liseh wd Bett fUmste 



verdankt die Möglichkeit dieser Hei- 
rath erst einem ungewisscnEreigniss 
dem Tode des andern Ehegatten. 

10) *Demol. m»m — Aach 
dieses fihehindemifls wird TOn 
Einioren, z.B. v. Lass., Proudh., 
Grolm., zu den trennenden ge- 
reclinet 

11) S. auch ein Rundschreiben 

des Kriegsmin. v. 7. Sept. 1808. 
und ein GA. des SlR. v. 22. Nov. 
21. Dez. 1809. b. Sir. X, II, 535. 
— Dieses Ehehfnderaiss ist mir 
ein imped. impediens. S. das De- 
kret vom 16. Juni 1808. Art. 1. 
Lass. I, 264. 

12j Es ist wenigstens rsIhMin, 
die Worte des Ari. Iii dnsi 
das Kind um den Rath der Hteni 
bitte, — in dem Akte beizube- 
halten, sie also nicht mit an- 
dern Worten z. B. dass das Kind 
die Eltern rar Ertheihaig ihrer 
Einwülignng auffordere, — nn 
vertauschen. Merlin m. somma- 
tion respectueuse. Grolm. II, 
107. Jpd. du C. c. VI, 461. VII, 

57. yii^ m X, m str. n 
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64 Eherecht. 

Art. 151—158.1») — Das löiidW) hat über das ehrerbietige 
Ansuchen, das es an die Kitern etc. 2U richten gedenkt, zu- 
vörderst einen Notariatsakt (in der gewöhnlichen Form) auf- 
nehmen an lassen.^ Das Ansuchen ist an den Vater und an 

die Mutter ^*'J oder an den überlebenden Theil und wenn beide 
nicht mehr am Leben oder nicht im Stande sind, ihren Willen 
wa er]dären,i7) an die GrossvSter und an die Grossmütteri*) 



II, 104. Auf jeden Fall kann ein 
solcher Akt aus dem (iJriindn für 
ungültig (und der Einspruch der 
Ellern filr begründet) erfclllrtwer- 
dea, weil das Ansuchen in re- 
spekts wi dripen Ausdrücken 
geschehen ist. Favard ra. iirte. 
rcspect. ^. 3. Eben so niuss das 
Ansueheii der freie Entschluw 
es dKindes sein. Aber die Unfrei- 
heit folgt nicht schon darnus, (fass 
das Kind das Haus der Eilern ver- 
lassen and in seinen künftigen 
Schwiegereltern gezogen ist. *C o f- 
finiöres in d.. Encyclop(^die du 
dr. m. Actes respectueux. Sir. XLl, 
II , 549. XfcVII, II, 527. 

13) Kaum ein anderes l*]hi hiii- 
derniss hat zu so vielen Keclits- 
hindeln VeranlaMung gegeben, als 
das (aus dem ältern Rechte ent- 
lehnte) Hinderniss, welches in den 
a. Artikehi enthalten ist. Die Par- 
teien, nicht selten ^anze Familien, 
Stehen in Sachen dieser Arl ge- 
wöhnlich in sehr gespannten Ver- 
hältnissen zu einander. Gar Man- 
ches hat das Gesetz dem Ermessen 
des Richters ttbeHassen n. s. w. 

14) Es ist hier einstweilen nur 
Toa ehelichen Kindern die Rede^ 
Von den natürlichen Kindern s. m 
Ende des Paragraphen. — Ein Adop- 
tivkind braucht nicht ein ehrerbie- 
tiges Ansuchen an seinen Adop- 
tivYater in richten. Arg. Art 848. 
$. 1. Favard m. acte respec- 
tueux. §.7. *Odilon Barrot 
in der Enyclopedie du droit par 
S e b i r e et C a r teret m. Adontion 
n. 79. Coffiniires ebeno. ni. 
Ad. teipectaeui* a. 18b 



15) Der Art. 151 verlangt na 
acte formcl; und der Art, 154 
sagt: L'acte resp. sera notifi^ etc. 

Vgl. Sir. XXX, II, 177. xxxn; 

II, 267. — Wenn jedoch das Kind 
in Person sein Ansuchen an die 
Eltern etc. richtet, so kann von 
der Aufnahme dieses Aktes Um- 

Eng genommen werden. Dana 
nn das über die Notifikation in 
fertigende Protokoll (von welchem 
sofort die Hede sein wird), auch 
das Aasnchen enthalten. S. Sir. 
in d. a. St. (Jedoch schi int nus an- 
dern ebend. abgedruckten Rechts- 
fallen hervorzugehen, dass in ei- 
nigen (jegendeu Frankreichs über- 
haupt nnr ein einziger Akt, das 
Notißkationsprotokoll , gefertigat 
wird. So lautet auch das Formu- 
lar eines acte respectueux in dem 
traitä du notariat par Garnier- 
Deschesnes.) 

16) Es genügt also nicht, wenn 
das Suchen blos an den Vater 
gerichtet worden ist. Dasselbe 
gilt von den Grosseltem.) Sir. 
IX, n, 32. XVI. II, 115. Auch 
wenn der Vater einwilligt (Art. 
148) wird dennoch an die Mutter 
das Ansuchen zu richten sein. D u- 
rant. II, 108. 

17) S. oben §. 467. Anm. 13. 
14. 15. u. Art. 155. Dieser Art. 
stellt den Fall unter, da an die 
Stelle des abwesenden Ascenden- 
len nicht ein anderer Ascendent 
tritt. Durant. II, 112. 

18) Oder an die Urgrosseltern. 
S. §. 467. Aum. 17. — An den 
Faniliaafalh hraadil ia kaiaem 
Falle dasehoihiekigeAasncheBge" 
richtal la wardaa. 
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richten. — Hierauf ist der das Ansnchen enthaltende Akt 
ctan Y«te ete.^*) durch iwei Notare oder dorek etam Notar 
mid Ewei Zeugen bekannt zn maehen.3<r) Die Gegenwart des 

Kindes oder beider Verlobten bei dieser Handlung fordern die 
Gesetze nicht.^^ Ueber den ganzen Vorgang ist von dem 
Notare ein Protokoll aa£Eundunen33} in weldiem zugleieh der 
Antwort (sammt den dafür angeführten Gründen) Erwähnung 
zu thun ist, welche die Eltern etc. ertlieilt habeD.23} Die Eltern 
erhalten eine Absebrift von diesem Protokolle.^) — Hat der 
Sohn noch nicht das 80., die Tochter noch nicht das 95. Le- 
bensjahr zurückgelegt 1 so ist das Ansuchen zweimal, Ton 



19) Miiss dieNotifikation schlecht- 
hin an die Eitern in Person ge- 
schehen? oder genügt es, wenn 
die Notifikation in Abwesenheit der 
Eltern , in deren Wohnsitze jfe- - 
Schicht? Das Letztere genügt, 
da das üesetz nirgends eine noti- 
llciition h la pertouDe fordert. Je- 
doch ist efl immer rathsam, dsM 
der Notar , wenn er die Eltern 
nicht zu Hause findet, die Notifi- 
kation aussetze. Vgl. C. de pr. 
Art.e6. *IIa r ca d < Art. 154.—Sir. 
XIII, II, 157. XX, II, 116. XXII, 
II, 98. XXV, II, 375. XXVII, I, 
473. XXXI, II, 133. ^ XXXVI, II, 
248. XXXIX, II, 216. S. auch ein 
Rundsclireiben des Jiurtismin. TOm 
11. Meuid. Xn. 

20) Der Notar braucht nicht eine 
Voilmacht vorzuzeigen. Auf jeden 
Fan ffenOgt es, wenn der Notar 
in dem ersten (tther daiAnauchen 
aufzunehmenden) Akte aufgefor- 
dert oder bevollmächtigt wird, das 
Ansuchen dem Vater etc. zu noti- 
llciren. Vts. I, 141. Sir.XIH,!!, 
378. Sir. XXXVI, II, 41. »Die 
Vollmacht wird dem Notarialakt 
beizufügen sein. Vgl. Kh. Arcb. 
XLV, I, 1Ö8. — Die Zeugen müs- 
MB die Bigeiiaebaften hma^ wel- 
che von Notariattiengen ttberhanpl 
gefordert werden. 

21) T 0 u 1 1. 1,549. D e m 0 1. 111,71. 
Bit. V, U, 143. VU, II,7«8. VUI, 

Saabaril« iktui CMMb 5, Aal. OL 



I, 57. XV, II, 65. XXXVI, II, 44. 
— *VVie aber, wenn die Kitern eine 
Unterredung mit dem Kinde ver-> 
langen? Der Gerlchtsgebrauch Imt 
sich dahin erklärt , dass diesem 
Verlangen Folge zu geben sei. 
Sir. XXII, II, 247. XXV, II, 326. 
XXXVII, II, 22. Coffini6ref n. 
a. 0. n. 40. Mit Recht läait je- 
doch Deniol. III, 73. diess nur 
beschränkt zu* S. auchS ir. XXXVI, 
H, 44. 238. 

22) Aueh dleaer Akt 'miua den 
Vorschriften der NotariatiordnnBf 
schlechthin entspreohmi. S. Je£ 
Sir. X, II, 304. 

23) Oder es ist in dem Akte an- 
anführen, daaa aich dieBlteni ge- 
weigert haben, eine Antwort in 
geben. Locr6 II, 86. 

24) Die Zeugen haben sowohl 
die Ur- als die Abaehrift zn un- 
terzeichnen. Sir. XI, n* 471. S. 
jed. Sir. XXII, II, 247. (Hier 
wurde die Unterzeichnung der Ab- 
schrift nicht fUr nothwendig er- 
achtet.) — Bi genügt, wenn 
beide Eltern nur eine Abschrift 
zurückgelassen wird. Sir. XXV, 

II, 376. — »A. M. sind mit Recht 
Demol. III, 62. u. Rh. Arch. 
XXU, II, B, 4&;ei iat jeden der 
Eltern eine Abschrift zurflekznlaa- 
sen, weil das Ansuchen an Va- 
ter und Mutter einzeln zu steilen 
iat. S. Ann. 16. 
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M«nat EU Monat zu wiederholen.'^) Ist das Kind über 
diAMS AUer Uaaiu, to iit. eia einsigeB ABStehaa hiaseidliaiid» 
BüKt nadi einem Monate, iMdideiii d«8 Anmiclieli oder >be^ 

ziehungsweise das dritte Ansuchen an die Eltern etc. gerichtet 
worden ist, darf das KJnd zur Abschiiessung der Ehe schreiten.^^) 
Wie fdiOD oben 467.) bemerkt worden izt, ist daa bier 
in Frage etebende Ebebindemisa nidit ein trennendes, tondem 
ein blos verhinderndes Ehehinderniss. Es sind also die Eltern 
in Folge dieses Verbotes nur berecbtigeti einen Einspruch ge« 
gen die Ehe des Kindes an thtin, und zwar nur dann, wenn 
das Ansncben entweder überall nicht oder {in dem Falle des 
Art. 152.) nicht zu drei verschiedenen Malen oder nicht mit 
Beobachtung der yorgesdiriebenen Förmlichkeiten an sie go- 
ricbtet worden ist, oder wenn sich das Kind Tor Ablauf jener 
Monatsfrist trauen lassen wollte. — Die Frage, ob und wemi 
ein von dem Kinde geschehenes Ansuchen dieser Art wegen 
l^iehtbeobachtung der (oben angeftüirten) gesetalicben Vor* 
scliiiften für nichtig zu erachten sei, überlfisst das Gesetz dem 
£Irmessen des Eichters. Die Entscheidung dieser Frage ist 
von dem Zwacke jener Vorschriften gu entlelmen — der Stimme 



25) Nur aus einem Versehen ist 
im Art. 153 der Unterschied zwi- 
scdieB dem Alter des Sohnes and 
dem der Tochter (Art* mlie* 
rlicksicfatigt geblieben. Favard 
m. acte resp. V. Sir. YII, U, 
76d. XYI, Ii, 343. 

36) Z. B. wenn die erste Noll-- 
fikation den 1. Mai geschehen ist, 
so kann die zweite den 1. Juni 
etc. geschehen. Der Art. 1033 des 
C. de pr. ist auf diesen Fall nielit 
anwendbar. S i r. X, II, 271. XXXII, 
II, 267. *XLIV, II, 504. Dc- 
mol. 111,67. — *Die Wiederholung 
des Ansuchens muss übrigens nur 
MieiteiM, nichl aber ipMesteni 
TOD Monat zu Monat erfolgen. De* 
mo 1. 111,68. — Kann die Notifikation 
auch an einem Sonntage gesche- 
hen? Die Frage ist bestritten. S. 
8ir. XZXlIfil, m. *D«iik]H,«l. 



27^ Muss vor der zweiten und 
eben so vor der dritten Notifika- 
tioii ein neuer Notariataakt aufge- 
nommen werden, woraus sich er- 
gibt, dass das Kind von der Ant- 
wort der Eltern unterrichtet wor- 
den sei, jedoch das Ansuchen und 
die Vollaiackt wiederholt habe? 
oder genügt der erste Akt, wenig-» 
stens wenn er zugleich auf Wie- 
derholung des Ansuchens gerichtet 
ist? S. Sir. XXV, II, 376. XXVni, 
II, 51. 185. *Demol. III, 70. 80. 
Rh. Arch. XLV, I, 168. 

28) *Umgekehrt schreibt das Ge- 
setz keine Frist vor, binnen wel- 
eber die AbfcUieasmif der JOie er-* 
folgen muss, dai Anfuehea liranehl 
nicht wieder erneuert zu werden, 
wenn die Abschiiessung auch viel 
später als nach einem Monat er- 
folgt. VfL DemoL 10, ao* 



Von den Rechteni iiii4 PAiflIiteii der Eheleute. $7 

der £lter% indem die H^iraUi verzögert wird, bei äßfx iijpdi^m 
Gehör SU Terschaffen. Zu Felge dieses Zwecks wird eiwa 

solchen Falle eher gegen als für die Gültigkeit des gesche- 
henen Ansuchens zu entscheiden jsein, besonders auch, wenn 
die beahsiehtigte Yerebelichung andere erhebliche Gründe ge^ 
gen sich hat^^ — Wird das Ansuchen ans irgend einem 
Grunde für nichtig erklärt, so kann es, und so muss es nach 
Befinden von neuem angebracht werden. Uebrigens bedrohen 
die Gesetae den Beamten des Civilstandes, welcher ein Paar 
traut, ohne dass das Kind der Vorschrift, ein ehrerbietiges An- 
suchen an die Eltern zu richten und dieses Ansuchen in dem 
Falle des Art. 152. zweimal an wiederholen, Genüge geleistet 
hat, mit ^er Geld- und mit einer Gefängnissstrafe, Art. 151 — 
157. — Alles dieses gilt auch von den natürlichen Kin- 
dern. Jedoch haben diese das ehrerbietige Ansuchen nur ai^ 
die £lteni und nicht an die Gresseltern, und auch aa jeaa 
nur tu so fern zn richten, als sie von Ihnen anerl^aimt wwlm 

« 

sind. Art. 158. 

Hoch ist hier zweier auf die Abschlies^ung einflr sijd» 
beziehender Verbote zu gedenken, welche Jedodi, da verinffga 

derselben nicht die Abschllessung der Ehe selbst verhindert 
werden kann, nicht Ehehlndernisse in der eigenthchen^Bedeu- 
tung sind, liämlich: 1) Die Wittwe eines Majoratsherrn konnte 
nicht ohne die Zustimmung des Staatsoberhauptes heiraHien. 
Sonst verlor sie den ihr aus den Einkünften des Majorates zu 
entrichtenden Wittwengehalt. Vgl. das zweite Statut über die 
Majorate 1. März 1808. Art 49. 2) Die Provisoren und 
Censoren der L} ceen, die Vorsteher und Regenten der Kolle- 
gien und die in diesen Unterrichtsanstalten angestellten Lehrer 

29) Mit dieser Regel stimmt auch Art. 148 bestimmte Alter erreicht 

der Gerichtsgebrauch ixbereiji. S. hat, von der E i d w i 1 1 i g u ii g d«r 

die Anm. 18 IT. a. Stellen und: In* Ebern etc. aUiSngig za mtchea, 

rispr. du C. VIII, 232. Sir. IX» jedoch mit dem Vorbeiialle, dass 

I, 199. (Würe es nicht besser ge- das Gericht statt der Eltern die 

wesen, die Absrhliessunsr der Ehe« Einwilligung ertheüoa )U^nae? 

aucii nachdem das iüad das im Vax. lüO.} 

6» 
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Bind, bei Verlust ibrer SteUeoi zum ehelosen Leben rerpflichtet 
Dekret t. 17. HS» 1808. Art 101. 

^ 469. 

Von einigen Fällen, in welchen es /.weifelliaft ist, ob der Ehe ein 
Ilinderniss im Wege stehe oder nicht. 

Bestritten ist es, ob man 1) die Ehe eines Priesters der 

katholischen Kirche oder 2) die Ehe einer Person, wdcbe 
zu einer von der Regieruog anerkannten kirchlichen Kongre- 
gation gehört oder ob man 3} die Ehe zwischen Weissen 
nnd Negern als rechtswidrig zn betrachten habe. Den Priestern 

und den Relip^iosen verbietet bis jetzt wenif^Ptens kein Gesetz, 
dieses Wort in seiner engeren Bedeutung genommen, die £he.*^J 



1} Die Meini^g derer, welche 
die ordines majores fttr etn impe- 
dimenlum matrimonü dirimens hal- 
ten, gründet sich theils auf eine 
Entscheidung des Kiiisers (s. das 
Rundschreiben des Ministers der 
kirchlichen Angelegenheiten Tom 
30. Jan. 1807. b. Merlin m. mar. 
Sect. III. ^. IV.) theils auf den 
liönigl. Yerfassungsbrief vom Jahr 
1814. Art 6. In diesem Arl. wird 
die katholische Religion für die 
Relifjion des Staates erklart. In 
der Verfassungsurkunde v. .1, 1830 
lautet jedoch der Salz nur so^ dass 
die katholische Religion die Reli- 
gion der grossen Majorität 
der Franzosen sei. Ausfuhr- 
lich bestreiten diese Meinung: 
Merlin m. cdibat. S. auch Vax. 
I, 94. Bouhier de l'Eelnse, 
des pr^tres en Fr., 6tat. civil, etc. 
1842. und über den Gcrichts^e- 
brauchvor der Restauration. Sir. 
VI, II, 7t. IX, I, 332. II, 389. 
X, I, 60. XII, II, 241. 

2) Vpl. das Dekr. r. 18. Febr. 
1809. Sect. II. Art. 8. Vaz. I, 
96. Merlin ro. c^Iibat, (Mer*- 
lin sagt: Das Gesetit kennt die 
kirchlichen Orden nicht.) 

3) Die Frage hat sich während 
der Restauration in folgendem Falle 



dargobotcn: Eine £he wurde von 
den Seitenverwandten des Hannes 

aus dem Grunde ;*l.s nichtig an- 
gefochten, weil der Mann (im J. 
1791) die hohertui Weihen erhal- 
ten habe. Die Ehe war wlhrend 
der Revolution geschlossen wor- 
den. Das AG. von Paris erklärte 
die Ehe für nichtig. Der KGH. 
kassirte das Urtheil, jedoch nur 
aas dem Grunde, weil das Geset* 
nirf^ends den S e i ten verwa n- 
ten das Recht ertheilc , eine Ehe 
aus diesem Grunde anzufechten. 
Sir. XIX, II, 182. XXI, I,,157. 
-~ Auch jelst noch, seit dem Jahr 
1830, ist der Gerichtsgebrauch ge- 
gen die Gültigkeit der Ehe eines 
Priesters, quamquani multis refra- 
grantibus. Vgl. Sir. XXXII, 65. 
XXXIII. I, 168. So Hndet man 
namentlich b. Sir. in der zuletzt 
a. St. ein Urtheil des K(JH. , in 
welchem das Suchen um Kassation 
eines Erkenntnisses, das dip Ehe 
eines Priesters für ungültig erklärt 
hatte, noch im Jahr 1833 verwor- 
fen wurde. Vgl. de la jurispru- 
dence sur la mariage des prStres, 
dtoone^e Ii It ckamkre des däpu* 
t^s, et des r^gles du C. c. sur le 
mariage. 1834. — *Der Gerichts- 
gebrauch ist anverändert geblieben. 
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Die Ehen zirisehen Weissen und Negern, welche, da« ältere 
Recht für gesetzwidrig erklärte, dürften dem neueren Rechte 

nach als yerstattet zu betrachten sein.^) 

VIL Von den gegenseitigen Rechten und Pflich- 
ten der Eheleute.^) ' 

§. 470. 

1) Von den Reehten, die beiden EhefaUen gegenseitig softehn« 

Ehegatten sind rechtlich verpflichtet, 1) der eine das In- 
teresse des andern als das seinige zn betrachten. Daher ist 

ein Ehegatte berechtiget, von dem andern die persönlichen 
Hilfsleistungen zu fordern, deren er bei seinen Beschfiftignngen 
oder in Krankhdten oder sonst bedarf, in so fem ihm nur det 
andere solche Hilfsleistungen zu erweisen Termag.^) Daher 
hat ferner ein Ehegatte au den andern einen Anspruch auf 
Unterstützung mit Geld und Gut.3) Art. 212. S. auch C. de 



In den Urlheilen S i r. XLVI , II, 
97. XL VII, I, 177. LI, II, 7Ö0 
wurde die Ehe eines (ausgelrete* 
nen) Priesters fOr nichtig erklllrl, 
d. h. es wurde in dieser Eigen- 
schaft fin nurächiebcndes Ehehin- 
demiss erkannt. Unter den Neu- 
ero haben sich fOr die Gikltip:keit 
eolcber Ehen aosgesprochcn Du- 
vergier zu Tonil. I, 500. D c- 
rooL III, 131. Valette sur 
Proudh. 1, pag. 415. Gegen die 
Gültigkeit Marcs d^, Appendice 
an Chap. I. du Tit. V, n. (5. Au- 
bry und Rau III, pag. 285—288. 
Mailher de Chassat, Tr. des 
Statuts n. 175. Foelix, Revue 
«trang^re 1837, Des. p. 92. 

4) Der s. g. Code noir, d. i. 
das Edikt vom Monat Mürz 1724 
verbot die Ehen zwischen Weisen 
und Megem. Dieses Verbot aber 
wurde durch die loi v. 16. Okt. 
1791 aufgehoben. S. auch loi v. 
30. Vent. XII. In einem Rund- 
schreiben des Justizministers v. 18. 



XIa . XI heisst es jedoch , dass es 
die Absicht der Regierung sei, 
solche Ehen nicht zuzulassen. Vgl. 
Delvino. I, 128. Merlin m, 
emp^chemcnt. *Deniol* III, 133. 

1) Von den unter den Eheleu- 
ten eintretenden VermOgensTer- 
hSUnissen wird jedoch erst in dem 
sweiten Abschnitte dieses Haupt- 
sfiirks gehandelt werden. — ■ Vgl. 
Poth. Ir. de la puissance du mari 
sur la personne et les biens de la 
femme. Die Abb. ist in der von 
H u 1 1 e a u besorgten Ausgabe der 
Werke P o t h i e r ' s dem tr. de la 
communauic desselben Verfassers 
beigedruckt. 

2) Darauf besiebt sieb im Art, 
212 das Wort: Assistance. Lo- 
cr6 ad h. Art. 

3) Vgl. Art. 1448. 1537. 1575. 
nnd den 2. Abschnitt dieses Haupt- 
Stücks. Lass. I, 312. — * Diese 
Verpflichtung dauert auch nach der 
Trennung von Tisch und Bett fort. 
Sir. XLIV, II, 187. 
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I»r. Aft 181, 968, C. p. Ali 968. — Ein Ehegatte ist dem 

andern 2) zur ehelichen Trene verpflichtet Art 919. S. jedoch 
Art. 229. 230. 

S. 471. 

2) Ton den Rechten, welche nur dem einen Ehegatten gegen den 

andern fQttehn. 

Der Mann ist der Frau Schutz, die Frau dem 
Manne Gehorsam sehaldig.O Art. 918. — Daher ist 

z. ß. die Frau verpiliclitet , bei dein Manne zu wohnen und 
ihm an eiaea jeden Ort^j zu folgeui wo er seinen Aufenthalt 
SU wählen für gut findet Art 214. Jedoch kann der Richter 
die Fran ron dieser Verbindlichkeit, zu deren ErfRÜnng sie 
übrigens, wenn andere Zwangsmittel niclit anwendbar sind oder 
nicht fruchten I selbst durch persönlichen Zwang angehalten 
werden mag,^) aus besonders triftigen Gründen losiShlen, s. B. 



1) Die Frau hat den Gerichts- 
stand des Mannes. Art. 10b. Der 
Civilitand dcf llannei ist nach der 
der Frau. Art. 12. Gilt dasselbe 

auch von dem Namen und von dem 

Solitischcn Stande des Mannes? S. 
lerlin m. fenime. §. VI, — *Die 
Frau kann sich bei Eingehnng der 
Ehe nicht ihre bisherige Nationa- 
litat vorbehalten. S. über diese 
Frage Üemoi. IV, III. u. Blon- 
de au in der Revue du droit fr. 
1845, p. 133. 

2) ♦Rh. Arch. XXII, I, 207. 
Auch ins Ausland? In der 

Regel fwcnn der Aufenthalt im 
Auslande ein erlaubter oder wohl 
selbst ein ehrenvoller istj, alier- 
dinffs. S. Discuss., Locrö und 
Delvinc. ad Art. 214. Proudh. 

I, 260. Lass. I, 309. Grohn. 

II, 4M »üemol. IV, 1)3. 0 d i- 
lon-Barrot in der Enc^clupedie 
du dr. n. Abandon d'^poux. 

3;) Die Frage, ob in diesem Falle 
persönlicher Zwan? zulSssijr sei, 
ist bestritten. Mau hat Urthcile für 
und wider. Der KCUL hat sich fUr 



die Zulassigkeit des persönlichen 
Zwanges entschieden. Und mit 
Recht. Denn in diesem Falle ist 
nicht von der Ilerbeitreibnng einer 
Geldschuld mittelst persünliclver 
Haft die Bede, sondern von der 
Vollstreckung eines Rechts, dessen 
Gegenstand die Person der Fran 
ist. Ubi rem meam invenio, ibi 
pam vindico. Jedoch ist persön- 
licher Zwang' billig nur mit der 
im Paragraphen erwähnten Ein- 
schrttnkung für solllisig au erach- 
ten, also z. R. nur, wenn auf die 
Einkünfte der Frau schon vergfeb- 
lich Beschlag gelegt worden ist. 
Vas. II, 291. Gr Ol man II, 449. 
*Demol. IV, lOOf. — Sir. VIII, 
II, 199. X, II, 230. XII, 11. 414. 
XIII, II, 239. .Win, II, 123. 
XXVI, I, 202. II, 200. XXVII, 
I, 88. XXXm, II, 92. XL, II, 
291. A. M. Delvinc. ad Art. 
214. Duranl. 11, 440. Char- 
don, Tr. des irois puissances I, 
10 f. «Vgl. auch U h. A r c h. XXVIII, 
I, 39. XXX , 1, 5. (Hier wurde nur 
der Antrag auf Körperhaft nicht die 
Zwangsvollstreckung abgewiegen.) 
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wenn ^ Man' keinMi ble!b«nden AofeDtiudlaort hitt, oder 

wenn er der Frau keine anständige odeir keine ihren Gesund- 
heitsumständen angemessene Wolinang anbietet,^) Auch muss 
4er Mann, wenn die Fiaa so ihm dehn aoUf dieser dio CMd- 
mlttel yenehaffen, deren sie bedarf, um theila Ibm bldierigai 
Aufenthaltsort auf eine geziemende Weise zu verhissen, theils 
die Kosten des Wegziehns zu bestroiten.^} Auf der «ndm 
Seite ist der Mann yerpfliehtet, die Frau in seine Wohnung 
aufzunehmen oder sie In derselben eu lassen, und sie in sei* 
ner Wohnung als Hausfrau zu behandeln ,6} auch sie auf 
eine seinen YermSgensyerhältnissen und seinem Stande en^ 
sprechende Weise ni nnterhalten.^ Art 214. Weigert sidi 
der Mann, die Frau bei sich aufzunehmen, so kann er zwar 
nicht unmittelbar daau angehalten, wohl aber £ur Bessalüttng' 
einer seinen Umständen angemessenen Pension yemrtheilt wer« 
den.B) — Zit Folge des oben aufgestellten GTOnd8atze8(Art. 918.) 
bedarf ferner die Frau zu ihren Kechtsgeschäften der Einwil- 
ligung des Mannes« YgL %. 472. — S. auch Art. 506. 

Fortsetzung. Von dar Autoriiatioii dei Hannes, deren die Frau zu 

ihren Reehtsfpesclüflen bedarf.^ 

Ehefrauen^) bedürfen.au ihren Rechtsgesohäf- 
•ten, (yor Gericht und zu ihren Rechtshandlungen,) der Au- 



4) Vaz. II, 294 ff. Dura nt. II, 
437. Jpd. du C. c. VIII, 38. 269. 
X, 398. Sir. VII, ü, 25. VIII, I, 
145. Xn, II, 442. XVIII, II, 63. 
XXVI, I, 262. 

5) Z. ß. also, um die Schulden 
zu bezahlen, die sie an ihrem bis- 
herigen Aufenthaltsorte nothge- 
4irungen gemachl hal. Gr Olm* Ii» 
440. Jpd. du C. c. VIIIv li5. X, 397. 

6) Sir. XXX, I, 99. 

7) Die Verbindlichkeit des Man- 
nes, der Frau den standesmässi- 
gen Unterliait sn reiehim, daoert 
wA dann fort, wenn die Frau, 
durch die ihr.?cndeni Man* 



ne widerfahrene schlechte 
Behandlung genöthigt, sein 
Haus verlassen hat. Sir. XXXI, 
n, d31. *Nur darf lie auch als- 
dann das Haus nicht eigenmäch- 
tig verlassen. Rh. Aroli. XI, 
I, 144. XXXVIII, I, 70. 

8) Jpd. du C.c. Via, 115. Sir. 
Vin, I, 145. xn, II, 63. Vgl. «in 
GA. des StR. vom 11. Jan. 1808. 
(Von der solde de retraite kann 
ein Drittel für Frau and Kinder 
innebehalten werden.) 

1) *F o Q q n« t, Eneydopddie da 
dr. nk Atttorkatian de femme 
it6e* 
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torlsation oder, wie sieh der D. e. in aadem Stellen (cB. 
Art 817. 9U. 1486. 1588.) aasdrfleki, der Einwilligung 

des Mannes.^) Art215 — 226. Diese Autorisation ist 
nielit als eine Förmiiohkeit der in Frage stehen- 
den GesehSfte, sondern sohleehthin naeh den Ton 
der Einwilligung Uberhaupt geltenden Grund- 
sätzen SU beurtheilen.^) Der Grund, aus welchem 
die Fran an ihren Reohtsgesehäften der Autori- 
sation des Mannes bedarf, ist nieht das Interesse 
der Frau, (nicht die Schwäche des Geschlechts,) indem sonst 
auch unverheirathete Frauen unter einer Geschlechtsvormund- 
sdiaft stehen mtissten, sondern das Interesse des Man- 



2} Wenn der Mann ein Fran- 
sose ift. Art. 3. $. 3. Vgl. Sir. 
X« II, 489. XII, II, 264. Auch 
wenn die Ehe unter einer Geselr.- 
gebung abgeschlossen ist, welche 
die Autorisation nicht erfordert. 
Sir. XXXVU, I, 416. 

3) Es ist also hier nicht von dem 
Falle die Rede, da der Mann die 
Rechte der Frau als Klüger oder 
als Beklagter zu vertreten berech- 
tigt ist, vgl. Pigeau I, 81. II, 
202 noch von dem Falle, da sie 
in Auftrag des Slannes handelt. 
Vgl. Art. 220. §. 2. In dem letz- 
teren Falle ist sie wie ein jeder 
andere Bevollmächtigte zu betrach- 
ten. Sie verpflichtet den Hann, 
nicht aber sich für ihre Person. 
Toull. XII, 242. Dnrant. II, 
484. 640. Sir. XX, II, 14Ö. XXI, 
I, 177. XXII, I, 369. XXVI, I, 
323. Bben so wenig ist hier die 
Rede von dem Falle, da die Frau 
in Auftrag eines Dritten handelt. 
Vgl. Art. 1990. Proudh. h 266. 
Vas. n, 327. nnd ohen §• 411. 

4) Nach dem Gewohnheitsrechte 
(ans welchem der C.c. die eheli- 
che Vormundschaft entlehnt hal), 
gehörte die Autorisation des Man- 
nes ad form am negotii; sie war 
nach der Analogie der Vorschrif- 



ten, welche das römische Recht 
eher die anctorilas tutorls enthült, 

txk beurtbeilen. Nach dem heuti- 
gen Rechte ist sie eine blose Ein- 
willigung. Chardon I, 103. 
Das ergibt sich schon daraus , 
dass der Code civil die Auto- 
risation des Mannes nirgends ad 
forniam negotii erfordert. Daher 
braucht auch der C. c. die Worte : 
Tautorisation du mari nnd le con- 
sentement du mart als gleichbe- 
deutend. (Mehrere Ausleger tra- 
gen fiilschlicli die Ansichten des 
ehemaligen Gewubnheitsrechts in 
den C. c. hinein. Auch der Ge- 
richtsgebrauch ist in diesen Irrthum 
verfallen. S. unten von der Rati- 
habitation des Mannes. Vollkom- 
men richtig wird dagegen in den 
Enlschcidungsgründen eines Ur- 
theils des KGH. bei Sir. XXI, I, 
312 die Autorisation der Einwil- 
ligung schlechthin gleichgestellt.) 
Vgl. über das iltere Recht Mer- 
lin m. autoris. maritale. J|)d. du 
C. e. I, 353. — *Die eheherrliche 
Autorisation des alten Rechts ist 
germanischen Ursprungs. Sie ist 
ein Ansflnss des Handionu, der 
Schutzgewalt des Mannes Uber die 
Frau. Vgl. W a r n k ö n i g, fr. St.- 
uud R.-Gesch. II, S. 241 f. Schäff- 
ner III, S. 189. 
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nes, wenn schon die Gesetie, wegen der genauen Vwbindung, 
in welcher die Interessen beider Ehegatten mit einander stehn 
und um das Interesse des Miuines desto besser wahrzonehmeni 
auch der Frau die Einrede gestatten, dass sie ohne ^e Au* 
toiisation gehandelt habe.^) — Eine Ehefrau bedarf, so lange 
die Ehe dauert,^} der Autorisation des Mannes, 1) um ypr 
Gericht zu stehn, ue mag der klagende oder der be- 
klagte Theil sein, die Gegenpartei sei, welche sie ^lle,®) der 
Rechtsstreit mag erst während der Ehe seinen Anfang nehmen 
oder schon vor der Ehe seinen Anfang genommen haben,^} 
endUcfa, die gegenseitigen YermOgensTerhültnisse der Eheleute 
m5gen bestimmt sein, *wie sie wollen, z. B. mag auch däa 
Vermögen der Frau von dem des Mannes gesondert sein. Art, 
215. Jedoch leidet diese Regel folgende Ausnahmen: a) Ple 
Autorisation dto Mannes ist nicht erforderlich, wenn die Frau 



5) F 0 l Ii i e r n. \l I) e m o I. 
IV, 117. ^ S. unten über die 
Micbtanwendbarkeit der Recht«- 
regel — Nemo in taam rem aoc- 
lor fieri potest — auf den TOrlie- 
genden Fall. 

6} AUo auch, weun die Ebe- 
lente von mseh und Bett geson- 
dert sind. Sir. XXVII, I, 334. 
XLV, I, 45. - *]Vicht aber bedarf 
die separirte Ehefrau der Autori- 
sation £ur Verüusserunj? ihrer Mu- 
biKen. Sir. XLYill, II, 98. 

7} Auch um in dem bnreau de 
conciliation zn erscheinen. (Je- 
doch ist eine Frau, die ermächtigt 
ist, in einer Sache vor Gericht zu 
stellen, de plaider on ester en jn- 
gement, ancli ermlebtigt, im Yer- 
ffleichstcrmine zu erscheinen. 
D u r a n t. II , 452. Merlin m. 
autorisat. Sir. VIII, I, 310.) — 
Femer auch, nm bei der Vertbei- 
lunp der aus einer versteiperten 
Liegeiisrhaft pi^elösten (ielder (dans 
unproc^s d ordre} eine Forderunf^ 
geltend an maeben. Sir. XXVIII, 
1, 275. — Wer also eine Ehefrau 
belangt, nrnii lugleich den Mann 



zur Ertheifun^ der Autorisation vor- 
Inden lassen. Favard autoris. 
de femme marine. §. VI. 

8) Alao aacb dann bedarf die 
Frau der Autorisation, wenn ihr 
Mann die fipffenpartei ist. Wenn 
jedoch der Maua der Kläger ist, 
so liegt schon in der An- oder 
Fortstellung der Klage die Auto- 
risation. (Est anctoritas tacile in- 
terposita.) Merlin m. autorisat. 
Sect. YIL ^. m. Sir. XII, II, 
442. 443. XVIII, II, 190. XLI, I, 
315. 

9) Toull. II, 620. Durant. 
II, 457. Vaz. II, 302. Grolm. 
II, 4Ü8. Sir. XV, I, 34G. S. jed. 
C. de pr. Art. 342 ff. 

10) Also — abgeaeben von die- 
sen in den Gesetzen ausdrücklich 
enthaltenen Ausnahmen bleibt es 
bei der Ucgel. Z. B. die Frau be- 
darf aueb dann der Autorisation, 
wenn sie auf die Entmttndif^ang 
des Mannes antraten will, Sir. 
XXIII, II, 130, oder wenn gegen 
sie (jedoch nicht von dem Httine), 
auf Entmündigung angetragen wird. 
Sir. XXII, 1, 156. 



I 



74 

wegen ttkts Vergehns ^9 ^ Weg« dw Aaklageprontaes Ter«* 

folgt wird. 12) Art. 216. Dagegen bleibt es bei der Regel, 
ireon die Fraa wegen eines Vergehna auf Schadenersatz, wenn 
«aeh In dem Ankiageproaesse, beKaagt trtad.i3) b) £a kam 
die Frau, ohne «eine vorlttufige Antorffation, die Klage anf £be«- 
flcheidung (aus einer bestimmten Ursache) erheben. Was die 
Foitstellong der Sache betrifft, so Tertritt die j^riaubidn, wd» 
che das fteficht der Frau aur Vorladong des Mannes erdiellt 
(Art. 240. 241.), die Stelle der Autorisation.^^) c) Eben so 
kann die Frau die Bittschrift wegen Sonderung von Tisch und 
Bette oime Autorisation einreichen. Die Antorisation aar Fort«- 
etellang der Sache erhSlt die Frau yon dem Qericlite.i^ 0. de 
pr. Art. 875. 878. d) Eben so wenig bedarf die Frau der 
Autorisation des Mannes, um eine £iage auf Sonderung der 
Gfiter annistollen. Dagegen hat sie steh, wenn sie dieae Klage 
anstellen will, suTor an das Gericht mit der schrifüichen Bitte 
um Autorisation zu wenden. C. de pr. Art. 865. In den zu- 
letzt angeführten drei Fällen ist der Mann .nicht einmal be- 
rechtiget , die Frau an antorlsiren. Eine K^efran bedarf der 
Autorisation des Mannes 2) zu allen Rechtshandlungen 

des bürgerlichen Lebens; sowohl zu denen, durch wel- 
» 

11) Das Verf^elien ^'ehöre zu den 216 erlheilt hätte? S.Merlinio* 
crimes oder zu den d€\iis oder zu autor. Sect. VII. 

den eontmventioiif C. p. Art. 1. 14) Merlin m. diyoree. Sir. 

Locr ad Art. 216. Sir. X, I, 192. V, I, 337. Büfletin de jurisprud. 

12) Verfolgt wird — Sir. VlU, II, 11. - In dieser Erlaubniss lie^t 
I, 528. KU|rleich die Autorisation zu den 

13) Merlin ni. autor. marit Art. 2Ö7 ff. erwfihnten Antragen. 
Sect. VIL $. la Marcad« Art. Jpd. dn C. c. 1,368. Groin. III, 
216. n. 1. A. Bf. Proudhon I, 247. 

204. *I)emol. iV, 143. —Siehe 151 Durant. II, 585. — Dage- 

auch über den Fall des Art. 359 gegen bleibt es bei der Kegel, 

deg C. p. Sir. XVI, I, 271. — wenn die Fran eine Klage aaf 

Noch weniger ist es zweifelhaft, Vernichtung der £he erheben wiU» 

dass die Frau der Autorisation be- Eine Ehe ist nicht von Kechts- 

darf, wenn sie vor dem Civilge- wegen nichtig. Die Klägerin ist 

richte wegen eines Vergehens auf also, vorlftuiig aU verheirathet zu 

Sehadenemtt belangt wird. — iMiracliten. Merlin m. mariage. 

AVelche Folgen iiat die Antoriaa- *Deraol. IV, 127. Sir. XLV, I, 

tion für den Mann, wenn er sie 3ö6. LI, I, 202. — A. M. Groin, 

gleichwohl in den faUe des Art. U, m. Sir. £UV, I» 360. 
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che sie eine Verbindlichkeit übernimmt, ^ß) als zu denen, darch 
welche sie, würe es auch mittelst eines anentgeltUchen Eechts- 
fltel8|i^ eine Erweibni^ maefat Sie bedarf also der Aatoti- 
astton, z. um ihre beweglichen oder nnbeweglichen Güter 
-za Teräussern, um einen Verzicht zu thun,i^) um ihre Li^en« 
•acliaften mit Dienstbarlceiten oder mit Unterpfibidem m be» 
«diweren, nm Zahlungen an leisten oder ndi leisten an 
lassen, um Schenkungen oder Vermächtnisse anzunehmen, 
Art. 217. 221. 224. Vgl Art. 776. 934. Es leidet jedoch 
die Bogel, dass die Frau an allen ihren Rechtshandlungen der 
Aatorisation des Mannes bedfirfe, folgende Aasnidnnen: a) Die 
Verbindlichkeiten, die unmittelbar auf dem Gesetze beruhn, 
können unter den gesetzlichen Voranssetzungen g^en 
Ehefran geltend gemadit werden, ohne dass die Frau zur Ein* 
gehuDg dieser Verbindlichkeiten autorisirt worden ist; 20^ 2. B. 
also die Verbindlichkeiten, die aus einem Vergehn, oder aus 
einem Quasidelilcte^i} oder aus einem Quasikontrakte^'} oder 
ans der versio in rem ^3) entstehn. b) Ehie Ehefran, welche 
für sich (und nicht blos als Gehilfin ihres Mannes) Handels- 
geschäfte macht,^) kann sich, in allen ihr GescfaSft betreffen- 



16) Der Art. 217 figrl EW»r nur: 

die Fmu kann nicht verfiussern, 
ali^ner. Abef in dem Art. 221. 
224. wird statt dieses Worts das 
\Vorl: contracter (jebraucht. *D e- 
BOU IV, 103. Sir. XLV, II^'SOI. 

17) Ratio legis — ne oxor fa- 
cial qnaesinni turpem. — Noch we- 
niger also kann die Frau, unau- 
(orisirtf mittelst eines b e laste n- 
dea Re«ht8titelfl erwerben, s. B. 
(in dem Falle des Art. 2185) ein 
Uebergebot thun. Sir. X\V, I, 
321. *XL1I, I, XLIll, 1, 465. 

18) Z.B. auf einen Reebtaatreit. 
Beilot des Minieres I, 175. 
Denev. 1807. S. p. 128. 

19 j Poth. n. 33 fT. Obss. du 
tribuDBt ad Art. 217. 

20) Poth. a. S0^3. Groin, 
n, 406. 



21) DeWine. 1,102. Dnrant. 

II, 493. 

22) Delvinc. a.a.O. Durant. 
II, 496 ff. *Demol. lY, 174 f. — 
Sir. XXVI. I, 332. 

23) Tonil, n, 627. Tai. n, 
327. S i r XXIV, n, 00. Vgl. Art. 
1238. 124t. 1312. 

24) Der Art. 220 fordert 1) dass 
die Frau eine marchande publique 
sei, d. i. dass sie sich mit dem 
Handel für gewöhnlich beschäftige. 
Es ist nicht nolhwendig, dass sie 
einen offenen Laden habe ; sondern 
jener AnsdrndL ist ans dem Art. 
1. des Code civil zu erklären. 
*M a 8 s 6, Dr. comm. III, 168. — Sir. 
XI, II, 3()9. XIII, II, 269. Der 
Art. fordert 2) uu commerce «6- 
par^ S. oben Anm. 2. nii4 SIt. 
n 309. 
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Bberecbt. 



den Angelegenheiten 25) auch ohne die Autorisation ihres Man- 
nes verbindlich machen und eben so ihre Liegenschaften, (die 
Dotalgüter jedoch attsgenoinmen,) zum Unteipfiuide einsetsen.^^) 
Sie reipfliehtet sogar darch diese ibre Rechtshandlimgeii den 
Mann, 27) wenn unter den Eheleuten Gemeinschaft der Gü- 
ter eintiitt.2^) Jedoch kann eine Ehefrau nur unter der Be- 
dingung Handlung treiben, dass sie bienn ron dem Manne 
antofisirt worden ist,^^) Art. 220. C. de c. Art. 1. 4. 6. 7. 



25) Welche Aiigele|{eiiiieiteii ge- 
hOreo dahin? S. Toull. Xn.248. 
Yazeille II, 333. «Denol. lY, 
297 ff. 

26) Hat die Frau zu bevirelseUi 
dass der (Jrmifl der Veräiisserunjf 
oder Yerpfündun^ niclit ein Han- 
delsgeschäft gewesen sei? oder 
hat ihr Gegner das (iegentheil zu 
beweisen? Der Frau dürfte die 
Beweislasl obliegen. Ar^. Art. 7. 
638. des C. de c. Delvinc. I, 
167. (Dieser Schriftsteller nimmt 
sogar an, dass, wenn eine Han- 
delsfrau eine Liec!"en55rliaft veriius- 
sert etc. habe, die Veräussermig etc. 
schlechthin gültig sei, in so fern 
nicht aus dem Akte selbst hervor- 
gehe, dass die Yerttusserunpf niebt 
in Beziehung' auf die Handelsgfe- 
schüfte geschehen sei. Diese Mei- 
nung ist jedoch mit dem Art. 220 
des C. c. und mit dem ArL 5 des 
C. de c. schwer zu vereinigen. S. 
auch S i r. XV , I, 39.) Dura u t. 
tr. des contr. et ohlig. I, 238. A. . 
H. Tonil. XII, 251. "^Demol. 
IV, 301. Marcad^ Art. 220. n. 
3. r*Der letztere Sehr, unterschei- 
det jedoch zM'ischen Verhindlich- 
keiten aus einer l'rivalurkunde und 
ans einem Notarii^lakt, bei letzte- 
ren soll die Präsumtion dagegen 
sprechen, dass das (leschüft ein 
Handelsgeschäft sei. Daun wurde 
der Frau die Beweislast obliegen.) 

27) Jedoch kann der Mann nicht 
durch persönliche Hall zur Zahlung 
dieser Schulden angehalten wer- 
den. MaleT. ad Art. 220. Toull. 



XH, 245. Durant. des contr. et 
oblig. I, 236. Sir. XXHI, II, 288. 

28) Also nicht, wenn keine Gtt- 
tergcmeinschaft unter den Eheleu- 
ten eintritt. S. jed. Toull. XII, 
II, 253. Durant. cours de droit 
II, 480. DeWinc I, 167. (Wenn 
z. B. der Mann die NutzniMsang 
des gesammten Vermögens derTrau 
hat, so kann er wegen der Han- 
delsschulden der Frau veluti ex 
niandato belangt werden.) 

29) Die .\utorisntion kann, wie 
in andern Fallen, auch stillschwei- 
gend, factis, ertheilt werden Toull. 
XII, 241 . S i r. XXI, 1. 312. XXVI, I, 
323. XXXII, I, 366. XXXV, I, 137. 
XLl. I, 385. -— Wie, wenn die Frau 
oder der Mann minderjährig ist? S. 
C. de c. Art. 2. F a r d e s s. cours de 
droit commerc. n. 63. Durant 
ir, 476. Vazeille II, 331. »De- 
mo I. IV, 249. Mass^, Dr. com- 
merc, UI, 170. Sir. XXU, II, 
38. — Kann der Mann diese Au- 
torisation widerrufen? S. Bat- 
tnr de In ronununaiite de biens. 
I, 319. ( W cni«jstens wenn er mit 
der Frau in (iiitergenieinschaft steht, 
oder wenn diese Mos naeh Art 
1530 ff. ausgeschlossen ist.) — *Er 
kann sie stets widerrufen. Demo!. 
IV , 324. Zur Errichtunjf eines 
Handelsgeschäfts kann die Frau bei 
der Weigerung des Hannes nicht 
vom Gericht autorisirt werdra» 
M a s s ^, Dr. comni. III, 169. Aus- 
genommen , wenn der Mann min- 
derjührig ist, Mafsö o. 170. oder 
wenn Gütertrennimg besteht Sir. 
XLIY, 0, 581. 
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c) Eine Ehefrau kann in allen den Fällen ohne die Autorisa- 
tion des Mannes handeln, in welchen sie durch besondere ge- 
setslkfae VorschrÜten ennSchtiget Ist, ihre Güter m verwalten 
oder EU yerftussern ; jedoch in ^em jeden dieser FSUe 
nur nach dem Maase der ilir von dem Gesetze ertheilten 
Ermächtigung. Vgl. Art* 1449. 1534. 1036. 1576. d) £ine 
Ehefran kann ohne die Autorisation ihres Mannes ein Testa- 
ment errichten. Art. 226. 1096. e) Eine Ehefrau kann ohne 
die Autorisation des Mannes diejenigen Massregeln ergreifen, 
welche die Sicherang der ihr isralt Gesetses zustehenden oder 
der von ihr mit Einwilligung des Mannes erworbenen Redite 
bezwecken.31) Art. 940. 2139. 2194. f) Eine Ehefrau kann ohne 
Autorisation eine Schenkung annehmen, welche üurem Kinde 
gemacht wird.^^) Art. 935. % 3. g) Eine Ehefrau kann ohne 
Autorisation eine Schenkung widemifen, welche sie ihrem Manne 
während der Elie gemacht hat. Art. 109G. hj Die Mutter 
eines onehelichen Kindes, die sich yerheirathet hat, kann ohne 
Autorisation die Einwilligung zur Verheirathnng des Kindes 
ertheilen.33^ — Ehefrauen bedürfen zu ihren Rechtsgeschäften, 
(mit Vorbehalt der so eben angegebenen Ausnahmen,) der Au* 
torisation, wie auch die YeraidgensTerhaltnisse der Eheleute 
bestimmt sein mögen. Art. 215. 217. — Sie bedürfen der 
Autorisation von dem Augenblicke der Trauung an bis zur 
Auflösung der Ehe.^) — Auf der andern Seite ist ia der Ke- 
gel eb jeder Ehemann und nur der Ehemann berechtiget, der 
Ehefrau die Autorisation zu ertheileu, deren sie zu ihi*en Rechts- 
geschäften bedarf. Jedoch leidet diese Eegel 1) in so fem 
gewisse Ausnahmen, als gewisse Ehemänner ftberali nicht be- 

30) Toullier 11, 632. Lass. byp. IV, 951. 952. 

m, 400. Grolman II, 498. 32) Del vinc. ad Artikel 940. 

•Demol. IV, 173. Sir. XIV, I, Toull. II, 630. Vas. II, 338. 

160. XXV, II, 185. — Von ei- 33) Merlin m. empdchment. 

nem jeden dieser Falle wird in §. V, Art. 11. 

der Folge an seinem Orte die 34) Also nicht schon von dem 

Bede sein. Tage der Verlobung an. Fer* 

81) «DemoL IV, 133. Tropl. rUre m, 171. Poth. b. 7. 
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racbtiget sind, die Frau zu autorisiren. Dahin gehören Ehe- 
mänuer, welche miaderjährig^) oder abwesend oder eut- 
mfinidiget'^^ oder su Folge eines StEafeckeanUiisses von der 
Aiufibung ihrer bürgerlichen Rechte anflgeseUossen sind.^^ Ei 
gibt 2) gewisse Fülle, in welchen der Ehemann, ob er wohl 
die 2ur Ertheilung der Autorisation erforderliche Bechtsiiihig- 
kdt hat, dennoch ausnahmswdse die Autoriiation nicht erthel- 
len kann. Dahin gehört ausser den schon oben angeführten 
drei Fällen auch der Fall des Art. 1Ö58.-''') Daliingegen ergibt 
flieh schon ans dem BechtsgrandCi auf welchem die Nothwen- 
digkeit der Antorisation beruht, dass die Frau aadi in den 
Fällen von dem Manne autorisirt werden kann, in welchen 
das GeachäDt zugleich oder alleia das Interesse des Mannes 



33) Jedoch auch ein iniiulcTjüh- 
riger Ehemann kann die Frau zu 
den Recfatsgeschttften ermXchtii^en, 
welche er selbst ohne seinen Pflc- 
jrer vorzunehmen berechtiget ist. 
Delvinc. I, 163. Tonil. II, H53. 
Alleniiil aber wird der Richter zu- 
vOrdent den mbiderjährifeD Ehe- 
mann zu hOren haben, ehe er die 
Autorisation ertheilt. P ige au T, 
86. Touil. a. a. 0. — Ist die 
Frau minderjährig und der Mann 
Tol^llhrig, so handelt dieser in 
einer doppelten Eigenschaft , als 
Pfleger u. als Ehemann. Durant. 
U, 505. 

36) D. i. wenn der Mann ver- 

misst wird oder verschollen ist. 
C. de pr. Artikel 863. Wenn der 
Mann bios von seinem Wohnorte 
abwesend ist, so ist, (driugeude 
oder aufserordentliehe Fllle ausge- 
nommen), der durch den Art. ml. 
862 des C. de pr. vorgezeichnete 
Weg einzuschlagen. Locrc, Ma- 
ler, und DelTinc. ad Art. 322. 
Leas. I, 323. De Moly tr. des 
abseos n. 738 ff. Touli. II, 651. 
Durant. II, 506. *]Uarcad6 
Art. 222. Sir. VlI, II, 790. 
XI, n, 206. — AiisdrHclK ab- 
sent, Art. 222, kann auch ohae 
die bsitijwajte t^chai#ehe ßedea- 



tiing gedacht werden, der Art. H63 
des C. de pr. wird daher in allen 
Fsllen zur Anwendnnip kommen 
können. Demol. IV, 214. 

37) Vgl. C. de pr. Art. 864. — 
Ist dem £henianne blo.s ein Bei- 
stand gegeben worden, so dürfte 
auf ihn daa anwendbar sein , was 
von einem minderjährigen Ehe- 
manne gilt. Grolm. II, 523. Sir. 
XXXIII/ II« 502. XXX1Y,II, 55Ö. 
A. M. ist Dnrant. II, 507, wel- 
cher annimmt, dass ein soleber 
Ehemann schlechthin die Autori- 
sation crtheilen könne. — * Man 
wird richtiger mit Demol. IV,. 
226 und Sir. XL, I, 858. XLI, 
II, 423 annehmen, dass in diesem 
Falle die Autorisation bei Gericht 
nachzusuchen ist. 

38 j C. p. Art. 28 If. Vgl. Del- 
vinc. I, 164. Durant 11, S07. 
Vazeille U, 347. •DemoU 
IV, 215, — Ein Ehemann, der 
sein Vermögen den Gläubigern ab- 
ffetreten hat , kann dennoch die 
Frau autorisiren. Ferriöre III, 
140. 174. *Rh* Arch. XVI, 1, 
60. 

30) Von der gerichtlichen £r- 
aiMcbtigung, welchar die Bhefnui 
zu gewissen Rechtsgeschäften be» 
daif OaitiiAger ü, m 
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betrifft.40) So oft aber der Mann zur Ertheilung der Autori- 
satiOD, entweder überhaupt oder in dem gogcdiieiieii Falle, niobt 
teeolitiget iflt, ist die Aiit(»i8atloii bei dem' Ctoifdite ausBa« 
bfingen.4i) Art 221. 222. 224. Es steht in der WiUkühr 
des Ehemannes, ob er seiner Ehefrau die Autorisation ertbeilen 
will oder nickt. Wenn er ilir jedoch die Aütoriflation yerwei- 
gert, 80 kann diese nach Befinden von dem kompetenten Ge- 
richte ertheilt werden.'-) Art. 218.219. ~ Die Fragen: Von 
welchem Gerichte kann die Autorisation ertheilt werden, sei 
es dass der Mann die Fran nicht autoris&Den kann oder dass 
er sie nldit antorlsiren wiH? Welches Verfahren ist in dem 
einen und in dem andern Falle einzuschlagen, um die Auto- 
tisation des Gerichts zn erlangen? bleiben, dem Proaessrecfate 
Yorhehalten.^^) — Die Autorisation kann Yon dem Manne mit 
demselben Erfolge (s. jedoch Art. lööB.) sowohl vor als bei 



40) Auch nimmt der G. c. nh» 
pends diese Geschäfte von der 
Kegel aus. Ferrifere III, 162. 
DelviDc. ad Art. 217. Vax. II, 
306. Meri m. Set YeteVen. Sir. 
XIII, 1,143. XV, 1,113. ♦LI,!!, 627. 
— A.M. ist Du ran I.II, 473. (Die- 
ser Schriftsteller beruft sich auf ein 
Urtheil des KGU. b. Sir. X,I, 89. 
Alter der E6H. iil tpiterhin von 
dieser offenbar irrigen Ansicht la- 
rückg^ckommen.) — Jedoch ist von 
der Regel allerdings der Fall aus- 
sunehmeu, da die Fraa niinderjäh- 
rig ist. Denn dann hat der Mann, 
wenn er anders der Pfleger der Frau 
ist (s. 129) eine doppelte £i- 
senscbaft. Del v in c. 1, 161. 
*Ueber die ReefattgtMbMflte mter 
Abegatten handelt all^nein De» 
mol. IV, 232-245. 

41) Jedoch auch dann nicht in 
denjenigen Fällen, in welchen die 
Fran (la Folge der eben angege- 
benen Ausnskmen), der Autorisa- 
tion des Mannes nüdit liedart D u- 
r«nt. II, 505. 

42) Ausgenommen in dem Falle 
dss Ark 1$M. HalsY« ad h* Art. 



Delvinc. III, 107. Beileides 

Minieres du contr. de Buuriage. 
IV, 110. *Vcrgl. auch Artikel 
1029. — Wenn die Frau bei dem 
Gerichte auf Autorisation antrigl, 
80 hat dieses theils das Interesse 
des Mannes theils das der Frau zu 
beachten. Merlin qu. m. separat, 
des biens. §. Y. — Auch die Au- 
torisation des <3eriehts kann eine 
slilisehweigende sein, d. i. 
ans einem andern Beschlüsse oder 
Bescheide des Gerichts zu folgern 
seüi, s. 8ir.XXVUI,II,25. XXIX, 
1, 278. XXXI, Ii, 155. 220. XXXVIIi, 
I, 225. — Wie wenn das Gericht 
die Autorisation abscblftgt? Bad. 
Annalen V, 153. 

43) C. de pr. Art. eSlff. Pig. 
0, 354. Bollot des Minieres 
(!u contr. de mar. I, 473. Vaz. I, 
341. Merlin m. autoris. Sect. 
VIII. Lass. I, 313. Grolm. II, 
S09. gir. XI, n, 906. XII, I, 10. 
XIII, I, 144. XXXVII, 1, 547. (Der 
Art. 863 des C. de pr. spricht nur 
von den Vermissten und Verschol- 
lenen. Auf die blos Kichtgegen- 
wftrtifaiilfker nkht aiaan^dmaa») 
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oder nach Abschliessung des Rechtsgeschäfts, sowohl vor 
Anfang des FroseBses ab während des Prozesses oder nach 
Beendigung des Processes ertfaeilt werden. Jedoeh ist die 
G«nehinhaltung, (die Ratifikation,) welche der Mann zu einem 
BechtsgeschUfte oder zu dem, was iu einem Rechtsstreite ver- 
liandelt worden ist, ertheilt, nur in so fem aucli gegen die 
Frau und die Rechtsnaelifolger der Frau wirlcsam, als sie, 
während die Ehe noch besteht und ehe die Frau ihre Willens- 
erJdärang zurückgenommen hat, ertheilt wird.^^) — Der Mann 
kann die Autorisation sowolil ausdrileklieh*^ als still- 
schweigend««) erilieflen. Vgl. Art. 317. So ist a. B.«^ 



44) Proudh. I,;2ti9. Delvinc. 

1, 159. Va«. n, 381. Lass. 1, 
319. Gr Olm. II, 490. ^Mar- 
cad6 Art. 225. n. 1. - Aiidrrc 
nehmen dagegen arg. Art. 133S 
(zu Ende) an, dass die Katifikation 
des Mannet xwar diesem, nicht 
aber derFran entgegengesctit wer- 
den könne. So z. B. Tonil. II, 
648. VII, 571. Diirant. II, 518. 
Ebüud. des coutr. et oblig. I, 
944. Merlin m. autorisat. 
ni. IX. »Demol. IV, 21t. — 
Vgl. die Kommentatoren über die 
cout. de Paris. Art. 223. Eine 
dritte Meinung, welche das Mittel 
bldt, i. b. Battnr, de la coin- 
munaut^ We bicns entre t^poux. T, 
101 ff. — Allein die Frau bat nur 
wegen des Interesses des Ebe- 
manns die Einrede der nicht er- 
theilten Autorisation. S. oben Anni. 

2. Die Ratiiikation des Mannes 
entkräftet eben so den Grundsatx 

dieser Einrede. Man hatür- 

theilo für die eine und für die an- 
dere Meinung. Jedoch hat die 
Meinung- , nach welcher die Rali- 
filiatiun des Mannes der Frau nicht 
entgegengesetst werden kann, den 
neuern Gerichlsgebrauch entschie- 
den für sich. S. Sir. XI, II, 32. 
XVII, II, 145. XXVI, II, 38. 271. 
XXVIII, I, 350. XXIX, 1, 181. 423. 
IL 28. XXXIX, I, 878. «XUX H, 
ib. Bheiii.Arcli. XXX» 1» 114 



— Zu Folge dieser Meinung kann 
auch nicht das Gericht ex post 
die Autori.salion erlheilen. Siehe 
Sir. XXIX, II, 237. — Uebcr den 
Zusammenhang:;^, in welchem diese 
Frage mit dem l^rozessrecbte ^teht, 
8. Vaz. II, 303. Sir. XIII, I, 8. 

45) Es ist nicht zur Form der 
ausdrücklichen Autorisation erfor- 
derlich, dass sie schriftlich ertheilt 
worden sei.*— 'Eine schriftliche Au' 
toriaation kann auch mittelst einer 
Privaturkunde ertheilt werden. D u- 
rant. II, 446. Sir. XI, II, 231. 
XLIII, I, 3d3. — *Die mündliche 
AntorisatioQ und die Znliasigkeit 
dt s Zeugenbeweise.< , .selbst mit 
Anfang" rines scliriftlichen Bewei- 
ses, wird mit Keeht \on Demol. 
IV, 193 verworfen, derselbe ver- 
wirft auch Gestündniss und Eidea- 
zuschiebung an den Ehemann. Daa 
letztere hängt mit der Ansicht über 
die Wirkung der Ratification durch 
den Mann zusammen. S. Anm. 44. 
Der Ehemann kann auch einem 
Dritten Vollmacht geben, seine 
Ehefrau zu einem bestimmten Ge- 
schäft zu autorisiren , aber auch 
nnr zu einem bestimmten Geachift. 
Rh. Arch. XXXIV, I, 237. 

46) S. über die verschiedenen 
Falle der stillschweigenden Auto- 
risation überhaupt. Favard m. 
aatariaat. dd femme maride. $. 1. 

47) *Der Artikel 917 itaill nwt 
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anzunehmen, dass der Mann die Frau zu einem Vertrage au- 
torisirt habe, welchen er mit ihr oder in Gemeinschaft mit ihr 
(als Mitkontrahent) abgesehloasen^) oder sa einem Processei 
welchen er selbst gegen sie oder mit ihr gemMnsdiaftlidi als 
Mitkläger oder als Mitbeklagter gefüiirt^^) oder zur Accepta- 
tion eines Wechsels, den er selbst auf sie gesogen hat.^^} Da- 
gegen ist die Frau zwar allerdings befiigt, diejenigen Rechts* 
gesdiSfte. ohne Beitritt des Mannes abzuschliessen, welche die 
Führung der Haushaltung betreffen. Aber sie hat diese Macht 
und Gewalt nicht vermöge einer stillschweigenden Antorisationi 
sondern yormdge einer Ton dem Manne stOIschweigend eilial- 
tenen Vollmacht.^ i) Denn die Frau besorgt in so fem nur die 
Angelegenheit des Mannes, als des Hausherm.^^} Sie ver» 



eine Art der slillschwciffcnden 
Autorisatiou auf — ' die Uitwir- 
kang dei Kannes in Ade telbtt, 
und wenn auch diese Mitwirkunff 
im weitesten Sinne aurzufassen ist, 
80 scliliesst der Art. doch andere 
Arten der stillschweigenden Ein- 
willigung ans. Demo!. IV, 197. 
Marcad6 Art. 1217. n. 4. Sir. 
XXXIX, I, 878. XLVI, I, 633. 
Anders im Handelsrecht. C. de c. 
Art. 5. 

. 48) Die Worte des Art. 217, 
nnch welchem eine Ehefrau zu einem 
Rechtsgeschäfte stillschwei- 
gend (ipso facto) für autorisirt 
xa erachtett ist, weim der Hann an 
dem Geschäfte Theil genommen 
hat, sind latissime auszulegen. S. 
Beispiele zur Erläuterung b. Sir. 
XIV, II, 99. XXIX, I, 439. XXX, 
n, 173. 192. 305. XXXI, I, 119. 
XXXII, II, 447. XLIII, 1,393.637. 
Vgl. auch Lass. I, 317. 

49) Poth. n. 75. Merlin m. 
autoris. Sect. VI. 1. Lass. 1, 
818. Grolm. II, 507. Sir. XI, 
I, 344. II, 185. XVIII, II, 190. 
XXVIII, I, 208. XXX, II, 171. 
XXXm, U, 28. XXXV, I, 880. 
Hnt der Diger beide Bholeote be- 
langt, der Hun ist jedoch nicht er- 
schienen, so ist die Frau nicht 
" laskaiU» Inw. C^riliMkL 6.Aai. UL 



für autorisirt zu erachten. Sir. 
XXIX, I, 240. Eine Vollmacht, die 
der Mann der Fmn ertheilt, die 
Sache in seinem Namen zu ftih* 
ren , ist nicht einer Autorisation 
(gleich 7,u achten. Sir. VI, I, 349, 
Jpd. du C. c. VII, 204. 

50) Sir. XIV, II, 399. ^ Bbea 
so kann der Mann das RechtsfO" • 
schüft stillschweigend genehra- 
halten. Delvinc. I, 166. Sir. 
XVII, II, 145. S. jed. Sir. XVI, 
W, 75. 

51) •Deraol. IV, 169fr. 

52) Nicht aus dem Ajrt. 223 ist 
der Satz abzuleiten. » Es kann 
also der Htnn nicht aus dieiem 
Grunde in Ansprach genoromen 
werden, wenn bewandten Umstän- 
den nach anzunehmen ist, dass er 
die Vollmacht zurückgenommen 
habe (z. B. weil er eine «ITentli- 
clie Wanrang bat ergehen lassen, 
dass man der Frau keinen Kredit 
ffeben solle, oder weil die Frau 
die Wohnung des Mannes verlas- 
sen lial) oder dass die Frau durch 
übermässigen Aufwand die Gren- 
zen ihrer Vollmacht uberschritten 
habe. Vgl. über diese Lehre: Po- 
thier n. 49. Prondh. I, 264. 
Tonil. II, 643. XII, 261. Du- 
r«Bt. I, 242. 485. Yas. n, 

6 
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pflichtet '^daherfauch durch die Handlungen, die tie vermSge 
dieser Vollmacht vornimmt, nur den Mann, als den HausherrO| 
nicht aber sich seibst.^^) — Der Mann hat die Frau za tanma 
Jedra einaelnen BechlageaehSfte und sa einem Jeden ein- 
zelnen Rechtsstreite besonders zu autorisiren. Nur zur 
Verwaltung ihres Vermögens kann der Mann der 
Fran eine allgemeine Antoriaation ertheilen. Wenn daher der 
Mann s^ner Frau eine Anforisation yon einem grösseren Um- 
fange ertheilt hat, so hat eine solche Autorisation nur die 
Wirkangl dass sie die Frau zur Verwaltung Üires Yermögeaa 
ennSditiget; de hat selbst dann nur diese Wirl^ang^ wenn sie 
aneh in dem Heirathsyertrage enthalten sein sollte.^) Dagegen 
ist eine Vollmacht, welche der Mann in seineu eigenen 
Angelegenheiten oder in denen der Gememschalt seiner Fran 
ertfa^t hat, auch in dieser Beziehung nach denselben Grund- 
sätzen, wie eine jede audere Vollmacht zu beurtheilen.^^} Art. 



335. Merlin in. nutoris. Sect. 
VII. Battur de la communau- 
t6 de bieos. I, 128. 320. Lass. 
1,319. Gr Olm. 11,503. (Einige 
von diesen Schriftstellern verwech- 
seln die stillschweigende Bevoll- 
michtigung mit der ttillsehweii^D- 
den Autorisation.) — Ganz so int 
auch in dem Falle , da der Mann 
sonst seine Angeleg^enheilen ge- 
wöhnlich durch die Frau besorgen 
bUBt, niebl eine stillschweiffende 
Autorisation , sondern eine still- 
schweigend ertheilte Vollmacht an- 
zunehmen. Vgl. Toull. II, 641. 
Merlin a. a. 0. u. ob. Anm. 2. 

53) Jedoch ausnahmsweife 
kann allerdings auch die Frau ans 
einem Rechtsgeschäfte dieser Art 
belangt werden. S. z. B. Artikel 
1448. 1587. 1575. Tas. H, 335. 

54) Boileuxad Art.223. Bat- 
lur in der a. Sehr. I, 106. (Die 
Autorisation muss nicht blos in 
djem Sinne, wie eine Vollmacht, 
f. Art. 1988, spedell sein.) *De- 
mol. IV, 207. Sir. XL, I, 201. 
XU,I»60. XUV, I» 4d3. & ied. 



Sir. XXX, II, 322. XU, I, 647. 
XLII, I, 975. XLVII, II, 159. — 
%t die Autorisation der Ehefm 

zu einer Verbürgung für einen 
fortlaufenden Geschäftsverkehr we- 
gen ihrer Allgemeinheit und Unbe- 
stimmtlielt nngUHig? Die Frage 

ist mit Recht bejaht worden. Rh. 
Arch. XXXVI, II, A, 56. XLI, 
II, A, 27. CCass. von ib. XXXIX, 

I, 49.) S. auch Sir. LH, II, 399. 

55) Sir. XL, I, 954. XLI, I, 
315. 

56) Toull. II, 644 ff. Durant. 

II, 448f. Lass. I, 31b. Sirey 
XVII, II, 162. Jpd. du C. c. Vni, 
449. Jedoch kann der Mann al- 
lerdings in demselben Akte die 
Frau zu mehreren einzelnen 
Rechtsgeschäften autorisiren. S. 
die t. Sek. (Hau bttte sich, den 
Art 223 aus dem Art. 1988 zu er- 
läutern.) — ' Es bietet jedoch der 
Art. 223 eine Schwierigkeit dar, 
weiche von jenen Schriftstellern 
nicht bertthrt worden ist. Die Ver^ 
Wlltung des Vermögens der Frau 
•teilt entweder der Fran (S| AxL 
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223. Vgl. 1420. 1Ö88. Uebrigens ist die Frage, was die Frau 
kraft «iner ihr «t - einem eteseben BeehtBgesehttfte (ran dem 
Manne oder Ton dem Oerichte) ertheHten Antoriealien m Aon 
oder zu verhandeln ermächtiget sei, nach dem Wortlaute der 
Atttorisation, mit Bücksiclit aof die Besohaffenheit des G^ehäfU 
und auf die allgemeinen Hegeln der AmdegnngBkmut, an enfr> 
scheiden.ST) — Der Mann ist berechtiget, die Autorisation so 
lange zurückzunehmen, bis dass vermöge derselben ein Dritter 
ein Beeht erworben liat,^) — Wenn min dne £iie£raa, ge- 
yMg antovirirty ein Re^togesebKft abgescUeeeen oder einen 
Rechtsstreit geführt hat, so ist sie in Beziehung auf dieses 
Becbtogescbäft etc. einem unverheiratheten Frauenzimmer gleich- 
soaditeni sie mag ftbrigene Ton dem Manne oder von dem 
Gierichte autorisirt worden sein.*^ Sie kann daher z. B. das 
Rechtsgescliäft nicht aus dem Grunde anfechten, weil ihr In- 
teresse bei der Ertheilnng der Autorisation nidit bk Obaeht 
genommen worden sei.^ Hingegen kann nieht der Mann 



1449. 1536. 1576.) oder dem Manne 
zu. In dem ersten Falle bedarf 
die Kran keiner Autoristtion sor 
Verwaltung ihres VermOgeuk In 
dem letzteren Falle kann nur von 
der £rtheilung einer Vollmacht 
und nicht von einer Autorisa- 
tion die Rede sein. Man dürfte 
daher den Art. 223 so zu deuten 
haben : Eine Ehefrau ist zu ei- 
nem jeden einzelnen Rechtsge- 
fsbifte betonders sn aotorisireii« 
Aneh dann, wenn die Frau ein 
von dem Vermögen des Mannes 
gänzlich gesondertes Vermögen be- 
sitzt, liann der Mann die Frau mit- 
teilt einer allgemeinen Autorisa- 
tion nicht an solehen Handlungen 
ermächtigen, zu welchen sie nicht 
schon von dem Gesetze ermächtigt 
ist. Was die Vollmachten betrifft, 
^ der Mann feiner Fran ertheilt, 
so hat es bei dem Alt 1986 aeia 
Bewenden. (Zu bemerken ist, dass 
der Titel von der Ehe früher, als 
der Titel von dem Heirathsver- 



trage in Berathung gezogen und 
als ein Gesetz bekräftigt wurde.) 
*Vgl. OomoL IV, 201. 205. 

57) Die Aotorisatimi iat ilrie- 

tae interpretationis. Beispiele zur 
Erlöuterung dieses Satzes s. b. D u- 
r a n t. II, 459. (Hier v. d. Rechtsmit- 
tel d. Appellation) u. b. Sir. XU, 

I, 317. XIX, I, 407. XXI, I, 35. ' 
(Hier von dem Rechtsmittel der 
Kassation.) XXYIU, H, 23. XXIX, 

II, 18. XXXIU, I, 401. II, 61. 
XXXIV, II, 61. 167. XXXV, 1, 610. 
& auch oben Anm. 6. u. Herlin 
m. autoris. Sect. VIU. *Vgl. Do- 
rn ol. IV, 276 f. 

58) Toull. XII, 257. 

59) Poth. n. 76. 

60) Wohl aber aus einem jeden 
andern Grunde. Vaz. 11,355. Um- 
gekehrt braneht die Rran nieht eine 
Verletzung zu beweisen, wenn sie 
ein Rechtsgeschfift anfechten will, 
das sie ohne Autorisation abge- 
addoiien hat. Oarant I, m 

6» 
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aus einem Rechtgeschäfte , zu welchem er (oto'daa Gericht) 
die Frau autorisirt bat, belangt, oder in einem Kecbtsstreite, 
weichen die Frau mU Autorisatioii des Mannes (oder des Ge* 
fichts) geführt hat, (in der Hauptsache oder ]n den Nehen- 
punkten, z. B. in die Prozesskosten) verurtbeilt werden. Denn 
der Mann wird durch die Autorisatiou nicht Partei ; in der 
Aotorisatlon Hefrt nur die Veniehtleistung des Mannes auf eine 
jede Einrede, die er sonst kraft seiner ehelichen Bdehte gegen 
die Rechtshandlung der Frau erheben . könnte.^i) Jedoch lei- 
det die angestellte B^ei eme Ausnahme, 1) wonn unter den 
Eheleuten eine Gemeinsehait der Gfltor, die gesetiliche oder 
eine durch Vertrag bestimmte j besteht; vgl. Art. 1419. 1426. 
1427. und unten die Lehre von der ehelichen Gütergemein- 
schaft; 2) wenn das Bechtsgesdiäft, weU^es die Frau mit 
Autorisatlon des Mannes abschliesst, in die Bechte eingfdft^ 
welche der Mann an dem Vermögen der Frau hat, z. B. wenn 
68 ^e Ywfügung über die Nutzungen des Dotaigutes enthiüt;^^) 
B) wenn das Geschäft, zu welchem der Mann die Frau auto- 
risirt hat, aus einem von der Autorisation unabhängigen Bechta- 
gründe, z. B. propter veraionem in rem, für den Mann ver- 
pflichtend ist<^) Uebrigeos unterscheidet sich die dritte Aus- 
nähme ▼on den beiden ersteren dadurch, dass die dritte Aus- 
nahme schlechthin auch dann eintritt, wenn das Gericht die 
Autorisation ertheilt hat ; dahmgegen in den Fällen der beiden 
enteren Ausnahmen die Autorisation des Gerichts den Mann 



61) Toull. II, 655. Beilot 
d]e8 Minieres du contr. de mar. 

I, 477. Vas. n, 373. Proudh. 
de l'usufr. IV, 1767. Durant. 

II, 461. Sir. V, II, 135. XVII, 
II, 229. Jedocti stimmen die Mei- 
nungen der Ausleger, besonders 
was die Phtteasloaten betrilll, 
nicht vollkommen miteinander über- 
ein. (Die im Paragraphen folgen- 
den Ausnahmen möchten weniger 
Ansnahneii von der Regel, alt 
Folgeningen oder nfthere Beitiai- 

•etib) 



62) Vaz. II, 359, 

63j Merlin ni. autoritä mari- 
«ale. Sect VfL 

64) Merlin a. a. 0. — Ein an- 
deres Beispiel ist das: Wenn die 
Frau Einen wegen eines Vergehens 
verfolgt, das er ihrer Person oder 
ihrer Ehre angefügt hat, to kann 
der Mann, der sie autorisirt hat, 
in die Prozesskosten verurtheilt 
werden. Denn er ist der Frau 
Sehnts aeholdiff, Art 318. Ibid. 

65} Die meiiton Ausleger des 
C* «t aehmea an, daiaiBheiden 
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nur in so fern verpflichtet, als der Mann die Autorisation selbst 
za ertheilen nicht y ermochte oder nicht berechtiget 
war; niebt aber in so fem, als er die Fran nicht antorisbren 
wollte.<»5) — Hat die Frau unautorisirt ein Rechtsgewhift 
abgeschlossen oder einen Rechtsstreit geführt, so ist das 
Bechtsgesch&ft oder beziehongswelBe das Verfahren nichtig. Je» 
doch kann diese Nichtigkeit nnr von dem Manne oder von 
der Frau, oder von den Erben oder den Rechtsnachfolgern 

des Mannes oder der Frau, nicht aber von dritten Personen,^^} 
geltend gemacht werden.70) Art 225. Die Gegenpartei kami 
steh gegen diese Nichtigkeit nicht daranf berufen, dass sich 

die Frau für unverheirathet ausgegeben habe oder dass sie 



Füllen die Autorisation des Ge- 
richts den Ehemann nicht verpflich- 
te. So z. B. Proudh. cours de 
droit I, 272. Tonil. II, 656. XH, 
239. Delvinc. III, 36. Va- 
zeille II, 357. »Deraol. IV, 
319. — Nur die im Art. 1427 
aufgeführten und die diesen ahn- 
lielien Roditsgetchftfite nehmen sie 
von der Refrei aus. Allein der 
Richter steht in dem einen Falle 
in einem anderti Verhältnisse zu 
den Eheleuten, als in dem andern. 
Dem Schlüsse ex Art. 1427 kann 
man einen Schluss ex Art. 1413. 
1417.1555 ent^effenselzen. Grol- 
man 11, 526. Ah. Arch. XXI, 
I, 143. XXIil, I, 161. 

66) Den Beweis der ertheilton 
Autorisation hat der Gefjenfheil zu 
führen.. Sir. VII, 11, 791. *S. je- 
doch Anm. 26. 

67) Sowohl wihrend d«r Ehe, 
als nach AttflSrangdenelben. Vts. 
U, 378. 

68j Auch von den Gläubie:crn 
des einen oder des andern Ehe- 
Ifatten. Durant. II, 512. Uer- 
1 i n qn. m. hyp. *M a r c a d 6 Art. 
225. n. 3. Demo!. IV, 342. A. 
M. Chardon, Tr. des trois puis- 
sances I, n. 13a Sir. XIV, II, 
144. XXVIII, n, 186.— Kann der 
Bmge der Frta tob dieser Ein- 



rede Gf !)rnuch machen ? S. Art. 
2012. Merl. m. autorisat. Sect. III. 
^2. *T r 0 p 1., Cautionnement Art. 
2012. n. 82. 

69) Z. B. Wenn eine Ehefrau 
ohne Autorisation eine Hypothek 
bestellt hat, so kann die exc. de- 
(icientis aucloritatis nicht von dem 
Kftofer der som Unterpfande ein» 
gesetzten Liegenschaft dem Glftn- 
bi^er entgegengesetzt werden. S i r. 
XXXIII, II, 282. — Die JNichtigkeit 
ist also eine blos relatire. Von 
dieser Regel ist auch der Fall 
nicht aiiST^unehmen , da eine Fraa 
ohne Autorisation eine Schenkung 
angenommen hat. TouII. 11,661. 
Vai. II, 386. Dnrant. I, 243. 
Grohn. II, 535. A. M. istProu- 
dhon I, 275. — Jedoch hat der 
Satz, dass die Nichtigkeit nur re- 
lativ sei, nicht den Sinn, als ob 
in einem Rechtsstreite nicht die 
Gegenpartei die Beibringung der 
Autorisation verlangen könnte. Pi- 
g e a u 1 , 146. Jpd. du C. c. II, 
129. Sir. VIII, I, 127. 

70) Mittelst einer Klage oder 
Einrede. Ucber die Mittel, durch 
welche ein Verfahren wegen er- 
mangelnder Autorisation angefoch- 
ten werden kann, t. Delvinc. I, 
152, Darant. 11,468. Sir.XV, 
I, 346. 
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allgemein fiir nnverheirathet gehalten worden 8ei ; ^^2) wenigstens 
kann die eine und die andere Einrede dem Hechte des Man- 
M8| &«ie Hiehtigkelt geltend m maeheii} keinen Eintng tbnn. 
WoU aber kann (flieeer Nichtigkeit die Einrede der reditskrif«- 
tig entschiedenen Sache,^^^ die Einrede der von der Frau nach 
anfgeldster £he geschehenen Grenehmhaltungi?^) und die Ein- 
rede der Yeijilurang entgegengeeetit werden. — Es wkd, was 
diese zuletzt angeführte Einrede betrifft, die Klage der Fran 
in zehn Jahren, von der AuAi>8ung der Ehe an gerechnet, 

Teijfihrty^O ^ 



VnL Von der Auflösung der Ehe. 
A. Im Allgemehien. 
% 478. 

Yen den TeifcUedenen Arten, wie, und tob den Tergdiiedenen Fineo, 

in welchen die Ehe «nfgelost wird. 

Eine gültige Ehe kann entweder schlechthin (quoad 
Tincnlum matiimonii) oder nur besiehungs weise d. L 

nur in Beziehung auf die Verbindlichkeiten zum gemeinschaft- 



71) Hat die Frau besondere Vor- 
spiegelungen und Künste anffe- 
woDaet, ÜB den Gegentheil in den 
Glauben zu versetzen, dass sie un- 
Terheirathet sei , so kann dadurch 
wohl für die Frau, nicht aber für 
den Mann , eine Verbindlichkeit 
begründet werden. (Art. 1807.) 
Toull. n, 622. Vaz. II, 312. 
Duranl. II, 402. 495. Sir. IX, 
I, 43. *Harcadö Artikel 225. 
n. 2. Ifodi weniger ist der Ge- 
gentheil mit der Replik in hOreiiy 
dass ihn die Frau nicht von der 
Ehe, in welcher sie stand oder in 
welche sie in der Folge trat, in 
KeuntniM gefeilt habe. Sirey 
XXXVI, I, 909. — Yfie aber, wenn 
die Fian aiileriiirt war» jedoch hei 



der Abschliessung des Rechtste- 
scbttfts nicht der Autorisation er- 
wfthnt hat? Dm Geschäft dürfte 
dennoch bestehen* A. H. ist TonlL 
II, C47. 

72) Vaz. II, 313. . 

73) Vaz. II, 379. Sir. XIÜ, 
I, 82. 

74) Jedoch kann die Genchm- 
haltunp: der Frau nicht den Hech- 
ten des Mannes oder sonst dritter 
Personen Eintrag thnn. Merlin 
n. aotoris. Sect. IX. 

7.^) Zweifelhaft ist es, ob auch 
die Klage des Mannes in 10 Jah- 
ren (von der Zeit seiner Wissen- 
schaft Ton der AhscUiessonir des 
Geschäfts) verjährt werde. Siehe 
Vas. II, 379 and ohen $. 337. 



Von der Ehescbeidasg im Allfemeinen. 



87 



Hchen Leben, so wie in Beziehimg auf die Folgen dieser Ver- 
bindlichkeit, aufgelöst werden. — Die Ehe wird schecht- 
hin aufgelöst: 1) Dordi den physiicheii, 2} derch den hfk» 
gerüchen Tod^ einen oder der aiidm Ehegatten, Tgl. 

164., 3) durch die Ehescheidung, (vgl. §. 12.) und nur in 
diesen drei Fällen. Art 22 T«^) — Die Ehe wird beoiehimgs- 
weise (qnoad peipetiiam Tjtae eonsnetudfaiem) au%eilöBt duieh 
die Sonderung der Eheleute von Tiseh und Bette. 

S. 474, 
Von der sweiten Ehe. 

Ist die Ehe durch den Tod 9 des einen oder des andern 
Ehegatten oder durch eine Scheidung aufgelöst worden, so 
kann besiehungswdse der überlebende Ehegatte oder der eine 
und der andere Ehegatte zu einer neuen (zu einer zweiten^ 
dritten, etc.} Ehe schreiten. S. jedoch ^ 468. Die neue 
Ehe, zu welcher der überlebende oder ehi geschiedener Ehe- 
gatte schreitet, ist in jeder Hinsicht, (z. B. was die Abschlies- 
sung und die rechtlichen Folgen der Ehe betrifft,) ganz nach 
denselben Rechtsgrundstttaen, wie efaie Ehe überhaupt oder 
wie die erste Ehe, zu beurthdlen.') Jedoch besehrSnken die 



1) Der Art. 227 sagt : Par la con- 
damnation de venue definitive 
de l*an dei €pooz, k uae peine em- 
portant mort civile. D. i. nur eine 
auf Antwort erfolg-te Venirtheilung 
bat sofort nach der Vollziehung die 
AuflOstmfi^ der Ehe zur Folge, eine 
Verortiieilung auf Ausbleiben aber 
erti nach 5 Jahren. Art. 25 — 27. 
Andere entlehnen (wohl irrijj) die 
Auslegung des Art. 227 aus dem 
C. d*in0lr. crim. Art 635. 476. 
641. So z. B. Durant. II, 253. 
Delvinc. ad Art. 227. Vaz. II, 
528. 555. Vgl. Brcssolles, de 
la dissolutiuu du niariage par la 
inort elYile. In Wolowlii, Re- 

▼ae vn, m 



2) Also nicht durch die Abwe- 
senheit des einen oder des andern 
Ehegatten, Art. 139 eben to we- 
nig existente conditione resolutiva 
vel deficiente conditione suspen- 
siva. £ine Ehe kann nicht unter 
eincj^ Bedingung abgeschlossen 
werden. Arg. Art. 227. 228. 

1) Durch den physischen oder 
durch den bürgerlichen Tod. 
Also, der £hegatte eines biürger- 
lieh Todten kann selion vor lei- 
sen physischem Absterben (audi 
nach dem heutigen Rechte) eine 
neue Ehe eingeben. Sir. XXXVII, 
II, 29(i. Cit. 

2) In dem Entwurf des CL e. 
folgte umiilleUMr anf den Art. 
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Getetse, 1) de^lenigen Ehegatten, welcher Kinder «us efaier 
frohem Ehe hat und zn einer neaen Ehe sehreltet,. In der 

Ausübung des Rechte, freigebige Verfügungen zum VortheiJe 
dee neuen Eh^atten su treffen. Vgl Art. 1098. 1496. 1527. 
nnd nnten die Lehre von den frdgebigen VwfUgnngen. Auch 
hat ein Ehegatte, der zu einer nenen Ehe schreitet, 2) über 
die in einer früheren Ehe erzeugten Kinder nicht alle die 
Rechte, welche sonst in der elterlichen Gewalt enthalten sind. 
S. Art 880.^81. 886. 895. 899. Vgl. oben %. 100. 121. 
und unten die Lehre von der elterlichen Gewalt 



B. Insbesondere: I. Von der Ehescheidung. 

S- *75. 

Begrift — Arten der Ebeiclieidaog. 

Die Ehescheidung ist die förmliche Erklärung, welche 
der Beamte des Civilstaudes , kraft eines rechtekräftigen oder 
eines in letster Instans gefftllten Erkenntnisses, ansspridit, dass 
die Ehe swisdien einem gewissen Paare anfgelfet sei.^) Art 
258. 294. — Die Ehcscheidun«]^ kann entweder aus einer b e- 
Btimmten Ursache oder zu Folge der Uebereinstim* 
mnngder Ehegatten geschehen. (Le divorce pour cause 
d^tmiin^e — par consentement mntnel.) — Die Ehescheidung 
aus einer bestimmten Ursache ist diejenige Ehescheidung, wel- 
che aus einer Yon den in den Gesetzen enthaltenen Eheschei- 
dongsursadien ra Folge ehier ron dem Ehegatten, welcher 
eich auf eine solche Ursache berufen Icann, angestellten Klage 
von dem Gerichte für zulässig erklärt wü-d. Eine EJage die- 

228 ein Artikel , welcher diesen 1004. — Ueber die Geschichte der 

Grandnis anidrüeldich auitpraeli. Lelire tob den Eheuheidniifen s. 

Er wurde, nur als Überflüssig, ge- oben ^ 450. und Merlin m. di- 

strichen. — Merlin m. secondes vorce. Sect. I — III. Confdrence 

noces. des lois relatives au divorce et de 

leura rapports entre elies. Par 

1) Frivatscheidungen sind mit- Conatant. Par. XII, Lassaulz 

bin iiBgattig. Vgl C. de pr. Art. II, la. 
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ser Art kftmi also nur anf die In den GFesetsen aii0drttddle1i 

angegebenen Ehescheidungsursachen , auf eine derselben oder 
auf mehrere sagleicb,^) gegründet werden.^) Uebrigens laaaen 
sich diese BheBcheidongsarsacben , mit Ansnalime ekier einn« 
gen (Art. 310.), welche iilierhaupt nnr ihren Folgen nach als 
eine Ehescbeiduugsursache betrachtet werden kann und welche 
ans diesem und ans andern Gründen abgesondert von den übri- 
gen Bhesehetdungsnrsachen erläutert werden wird (§. 482.), anf 
den Grundsatz zurückzuführen : Eine Ehescheidung ist statt- 
haft, wenn ein Ehegatte seine ehelichen Pflichten in dem Grade 
yerletzty dass der andere Bhegatte der seinigen für entbunden 
zu erachten ist. — Die Ehescheidung Icraft der Uebereinstim* 
mung der Eheleute wird von dem Gerichfe zu Folge des förm- 
lich und beharrlich erklärten Willens der Eheleute zugelassen. 
Das Gesetz nhnmt an, dass der übereinstimmende Wille der 
Eheleute, sich von einander zu trennen, wegen der Bedingun- 
gen, unter welchen er allein die Ehescheidung zur Folge hat, 
den Beweis zur Genüge enthalte, dass in dem gegebenen Falle 
em an sich oder selbst dem positiven Bechte nach hinreichen- 
der Grund zur Auflösung der Ehe vorhanden sei, wenn auch 
das Gesetz Bedenken getragen habe, diesen Grund auszuspre- 
chen, oder das Ehepaar, die Geheimnisse des ehelichen Ver- 
hältnisses zur Kenntniss des Publikums zu hrhigien.^) Art 283. 
— Uebrigens kann, wenn der eine oder der andere Ehegatte 
auf Ehescheidung Taus einer bestimmten Ursache) geklagt hat 
jedoch sachfäUig geworden ist oder die Klage hat fallen lassen, 



2) Wer aus dem und dem be- 
stimmten Grunde auf Eheschei- 
dung klagt (z. B. aus einem £he- 
bmelie), jedoch nfdit dieien sei- 
nen Klaßrerrund, wohl aber einen 
andern (z. B. eine schwere Be- 
leidigung), beweist, ist mit seiner 
Klage absnweisen. Groin. ITf, 
76. Sir. X, II, 531. 

3) Also — • ein jeder andere Klag^- 
grund ist unzulassii?. Z. B. man 
kann nicht wegen des schlechten 



Betragens oder wcpen einer Ge- 
müthskrankheit des Ehcjjatten oder 
ob niahtiosam desertionem auf£he- 
soheidunf^ (oder richtiger, anf Zu- 
lassung der Eliesdieidnng) klagen. 
Locr6 und Malev. in d. Einleit. 
zum Tit. von der Ehe. Grolm. 
III, 79. 

4) Discuss. und Locr6 ad Art. 
233. S. jcd. Chph. Fr. Ammon 
de conjugiis bona gratia non sol- 
vendis. Erl. 180Ö. 4. 
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die Ehe noch imner mit |;eg«iiseitiger Uebeteteertiamnag ge- 
schieden werden; nnd eben so kann, wenn swel Ehegatten 

auf Ehescheidung zu Folge gegenseitiger Uebereinstimmung an- 
getragen haben i der^ eine nnd der andere Tbett nooh inuner, 
bis snr endllehen AxAtkmg der Ehe (Art 394.) oder wenn 

dem Suchen nidit stattgegeben worden ist, auf Ehescheidung 
(aus einer bestimmten Ursache} klagen.^} 



$. 476. 

1) Von der Ehescheidung aus einer bestinimten Ursache. *— Unachen 
der Ehescheidong.O (Gründe der Klage.) 

1) Der Mann kann wegen des Ehebruchs der Fran 

schlechthin, die Frau aber wegen des Ehebruchs des Mannes 
nur In so fem die Ehescheidung verlangeni als der Mann seine 
BeischUtferfaiS) In dem gemelnsehaftüdien Hanse gehalten hat^ 
Art. 229. 230. C. p. Art 889. — Wenn das Gesets, was den 
Ehebruch des Mannes betrifft, von dem gemeinschaftlichen Hause 
spricht, so ist darunter die Wohnung des Mannes su Terstehn, 
sollte sich auch die Frau nicht In derselben aufhalten oder sie 
verlassen haben. Denn die Frau kann doch allemal angehal- 
ten werden, in der Wohnung des Mannes ihren Aufenthalt zu 
nehmen.^) Da übrigens das Gesets nur das fordert, dass der 



5) Lass. II, 122. Groin. IlL 

303. 

: 1} S. uher die io diefem Para- 
graphen angeführten RechlffUie. 

f. 491. Anm. 1. 

2) Man versiehe dieses Wort 
(concttbine) nicht so, als ob ge- 
rade eine fortgesetste uner- 
laubte Verbindung (maitresse) zur 
Bep^rlindung dieser Ehescheidungs- 
ursacbe erforderlich wäre. Lass. 
11,51. S. jed. Gr Olm. III, 54. - 
*VgI. ttber diesen Ehescheidungs- 
grund Dem Ol. IV, 370 —382. 
Marcad6 Art. 306. n. 2. 

3} lieber den Grund, aus wel- 
dieni das Gesetz (wold mit Un- 
recht) den Minn nMhsicJitiger als 



dir Frau, behandelt, s.Montesq. 
de l'esprit des lois. XXVII, 8. 
Merlin m. adult^re. G r o 1 m. III, 
49. Sehen das Sltere Recht anehte 
diesen Unterschied. — Der Ehe- 
bruch des Mannes ist also nicht 
schon für sieb, d. i. nicht ohne 
dass der Art. 230 erwshnte er- 
adiwerende Umstand hinzukoramti 
eine causa divortii. Jedoch ist er 
zuweilen als eine schwere Belei- 
digung für hinreichei d zur Schei- 
dung erachtet worden. S. Sir. 
XXXV, II, 469. XXXVI, I, 448. 
*K h. Arch. XI, I, 182. 

4) Was der Artikel 230 maison 
commune nennt, nennt d«r C |i. 
Art. 839 nuttioa coigogale. Sir. 
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Maim seind BeiselittMii Jn dem gem^chaftlielm Hanse ge^ 

halten habe, so ist es in Beziehung auf den in Frage stehen- 
den Klaggrund gleichgültig, ob der Manu oder ob die Frau 
diese Person in das Haus gebracht hat oder wie diese Person 
in das Haas gekommen ist^) — Sowohl der Ebebmch der 
Frau als der des Mannes kann auch indirekt d. i. durch blose 
Yermuthungen erwiesen werden, Zum Beweise des einen 
und des andern kann eine jede Art der Überlunipt stattliaften 
Beweismittel benutzt werden; s. B. auch die G^tilndnisse der 
Parteien sind zu berücksichtigen, wenn sie auch nicht für sich 
allein zum Beweise der Klage hinreichen.^ Vgl. 480. Aum. 
28* — 2) Lebensgeflihrliche <oder sonst grobe Misshand- 
lungen, ingleichen schwere (wörtliche) Beleidigungen, 
welche sich ein Ehegatte gegen den andern schuldig gemacht 
hat, berechtigen den beeinträchtigten Ehegatten, (den Mann oder 
die Frau,) zur Anstellung einer Scheidungsklage. Art 231. 
Die Entscheidung der Frage, ob die behaupteten oder die er- 
wiesenen Misshandlungen oder Beleidigungen zur Ehescheidung 
hinreichen, ist in das firmessen des Richters gestellt^) Dieser 



IV, II, 12. XIII, II, 33. XIX, I, 
162. XXI, II, 349. XXV, II, 7. 
XXVI, I, 1. XXXI, II, 60. —Audi 
dann wird die Klage der Frau für 
begründet zu erachten sein, wenn 
sich die Eheleute nur von Zeitsn 
Zeit, z. B. nur wUhrend des Som- 
mers , in dem Hause aulhalten. 
Dnrant. II, 544. Grolm.!!!, 54. 

5) La SS. II, 52. Bullet, de 
jurispr. II , 23. So wurde z. ß. 
die Einrede verworfen, dass der 
Mann die Frauensperson als seine 
natUrliche Tochter bei sioli habe. 
Sir. XU, II, 45. XIII, I, 401. 
(Man halte sich überhaupt bei der 
Auslegung des Art. 230 streng an 
die Worte. Die ratio legis, auf 
welcbe s. B. Grolm. ein so her 
deutendes Gewicht le^t, ist ein 
sehr unsicherer Führer.) 

6J Sufficit, wie sich einige Schrift- 
steller Mudrttcfcen» adalteriumprae-- 



sumtum. Locr6 ad Artikel 229. 
230. Vaz. II, 533. Bullet, de 
jurispr. II, 363. S i r. VII, IL 163. 
*Rb. Arch. XIII, 1, 98. 

7) Vaa. II, 5D4ft Fayardni. 
Separation entre ^oux. Sect. II, 
Art. 2. n. 9. Sir. VI, I, 97. 191. 
Jpd. du C. c. Y, 171. Bullet, 
de jurispr. II, 63. *]iaread6 
Art. 306. n. 5. — lieber den Ei- 
desantrag in Ehesachen s. §. 768. 

b) Locrö ad Art. 231. Grol- 
man III, ÖOff. ^Demol. IV, 385. 
T. Hohnhorst, Jahrbttcher des 
O.-H.-G. zu Mannheim III, 337. 
— Der Vorwurf eines begangenen 
Ehebruchs ist in der Kegel aller- 
dingt ftir hiinreichend inr Ehe- 
scheidung zu erachten. Merlin 
m. s^par. de corps. §. I. Grolm. 
in, 68. V. II (» h n hörst, Jahrb. 
1825. S. 301. i> i r. Xi, Ii, 236. XllI, 
U, 84» m XXVI, U. 306. (Wie 



% 



Digitized by Google 



99 



Uli VI Mnn» 



wird insbesondere anf den Stand nad die Bfldungr ^ Parteien, 

auf die Umstände, unter welchen die Misshandliing oder Be- 
leidigung vorgefallen ist, 9} und auf die Veranlassung, welche 
der andere Tiieil etwa dam gegeben bat,i<)) BOeksieht zu neb- 
men liaben. Uebrigene Icann aneb für dieee Ebescheidnng»- 
Ursache der Beweis durch eine jede Art von Beweismitteln 
geführt werden, — 3) Wenn der eine Ehegatte während 
der £be^) su einer entehrenden Strafe (0. p. Art 7. 8.) 
endgültig vemrtb^t wird, sei es, dass er das Yergebn vor 



wenn der Vorwurf mir von dcni 
Sachwalter bei dem Plaidiren ge- 
macht wird? S. Sir. XXXIY, il, 
285. Cit. Die Vnge i§t streitifr.) 
— Dasselbe pilt von dem Falle, 
da ein Ehepalte dem andern ein 
sehwereres Vergehen vorgeworfen 
bat. Vax. n, 549. Sir. VI, II, 
191. XI, II, 236. Auch darauf 
kann die hla$fe nach Beßnden ge- 
gründet werden, dass der beidagte 
Ehegatte den klagenden Theil mit 
der Lustseuchc angesteckt hat; 
Varcille II, 582. Merlin ra. 
a6par. de corps ^. 1. n. 9. Las- 
sau Ix II, 55. Sir. YIII, I, 179. 
XIX, II, 131., XXXIX, II, 391. 
Rhein. Arch. XXYIII , 1, 42. 
oder dass der Mann die Einsper- 
rung der Frau widerrechtlich ver- 
anlasst hat; Sir. XXIV, II, 113. 
oder dass sich der Hann weigert, 
die Frau in seine Wohnung auf- 
zunehmen. Sir. XXIX, II, 137. 
*Rh. Arch. XXXVIII, l, 62. — 
S. noch einige andere Fslle bei 
V. Hohnhorst, Jahrbücher Jahrg. 
1823. S. 33. *DeraoI. IV, 392. 
S i r. XXV, 1, 413. LIL II, 45. — Da- 
gegen dttrfle die schlechte Anffbb- 
rung des einen Ehegatten nicht 
als eine schwere Beleidigung ge- 
gen den andern Eheji^alten zur Be- 
gründung der Ehescheidungsklage 
hinreichen. Lsas. If, 48. S. jed. 
Vax. II, 546. Grolm. III, 79. 
Uebrigens kann die Zulassun? der 
Ehescheidung auch auf solche Uand- 
laiijgen gegründet werden, deren 
der beklagte Bhegitle gegen 



den klaffenden wJihrend des 
H e c h t s s t r e i t e s schuldig ge- 
macht hat. Sir. XVI, II, 206. 

9) «Rhein. Arch. XXU, 1,40. 
— Z. B. der Vorwurf eines be- 
gangenen Elu'hruchs , den ein 
Mann seiuer Frau in einem an sie 
oder an die nichslen Verwandten 
gerichteten Briefe macht, wird 
noch nicht zur Begründung einer 
Scheidungsklage hinreichen, Sir. 
XXV, II, 206. S. jed. Anm. 8. 

10) Sir. XII, II, 14. XXIV, n, 

170. •Rh. Arch. XVDI, I, 110. 

XXII, I, 40. 

11) S. die Anm. 7 a. Stellen.— 
Jedoch tind konfidentielle 
Briefe nicht als Beweiamittel zu- 
zulassen. Die Frage, welchen 
Briefen diese Eigenschaft zukom- 
me, ist dem richterlichen Ermea- 
aen uberlassen. ^'D e m o I. IV, 393 (f. 
S i r. XXXIV , II, 351. XXXV, H, 
172. 

12J Während der Ehe — denn 
der Art. 232 sagt: La condanina- 
tion de Tun des 6poux. Prou- 
dhon I, 291. Delvinc. ad Art. 
232. Touli. II, 673. '»Har- 
cad4 Artikel 308. n.4. — S. anch 
oben ad Art. 180. A. M. sind Dn« 
ranton II, 562. Yas. II, 580. 
Grolm. III, 78. 

13) An die Art der Strafe, 
nicht an dieArt der That iat die 
Folge geknüpft. Sir. XL, II, 107. 

14) Endgültig. — S. Art. 261. 
Vgl. Obss. du tribunat ad Art. 261. 
Delvinc I, 101. Yts. U, 554t 
Lafi. II, 82» Grolnu ü, 11& 
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Von den Ursachen der Ehescheidung. $9 

der Abschliessung der Ehe oder erst nachher begangen hat,*5) 
80 ist das für den andern Ehegatten ein Grund, die Eheschei- 
dung sa verlangen. Art 232. Der Beweis ftir diese Eheschei- 
dongsonaehe list dorch eine in gehöriger Form ansgettellte 
Ausfertigung des Verdammungsurtheilcs und durch ein Zeug- 
niss des peinlichen Gerichtshofes des Inhaltes, dass das Urtheil 
nieht weiter durch irgend ein Bechtsmittel angefochten weiden 
könne, sa führen. Art 361. 

Forlselnivg. ^ Bhureden, welche der Haue entgegengeselst weidea 

kennen. 

Der Klage auf Ehescheidung kann 1) die Einrede der 
Tersöhnnng und die der Yersichtlelstung^ enigo« 

gengesetzt werden, und zwar auch dann, wenn die Klage aus 
dem Grunde des Art. 232. erhoben wird.^) — Es ist zu Folge 
dieser Einrede, wenn sie anders gehörig erwiesen wird, die 
Klage abzuweisen, die Versöhnung mag ausdrficklich oder still- 
schweigend,^) vor der Anstellung der Scheidungsklage oder währ- 

2) Die Art. 272 — 274 nehmen 
nirgends diesen Fall von der Be- 
fiel nus. Auch die Ueberschrift 

(les Abschnittes, in welchem diese 
Artikel stehen, ist allgemein ffe- 
fasst. EbOD se wenig liegt inaer 
Natur dieser Ehescheidungtursache 
ein GruiiH , die Ursache von der 
Regel auszunehmen. Durant. II, 
572. Bauer zu S. 272. «De- 
mol. IV, 404. Massel, tr. de 
la separat, de c. pr. p. 68. n. 4. 
• — A. M. sind Locr6 ad Art. 272. 
Grolm. lU, 279. Sir. XU, 11, 
243. 

3) Die Beantwortung der Frage, 
aus welchen Thatsachen eine still- 
schweifjende Versöhnung hervor- 
gehe , ist in das richterliche Er- 
messen festellt. Vgl. La SS. II» 
77. Grolm. III, 282, Sh-. V, 
II, 161. VIII, I, 257. Sir. XLI, 
II, 68. Cit. XLUI, n, 573. «Rh« 



Sir. XIII, I, 293. Eine Begnadi- 
gung kann der Klage nicht en^ 
gegengesetal werden. Dnrant. 

U, 559. 

15} Denn das Gesets macht xwi- 
sdien diesen beiden Flllen keine» 

Unterschied. 

16) »Rh. Arch. XXII I, I, 64. 
161. Der Art. ist auch aul die 
Trennung von Tisch und Bett an- 
wendbar. Sir. XLVn, Ii, 190. Lü, 
II, 6a S. jedoch D c m o I. IV, 435. 
Marcad^ Art. 307. n. 1. 

1) Der C. c. (Art. 272—274} 
spricht nnr.Ton der Einrede der 
Versöhnung. Aber was von der 
Versöhnung gilt, gilt auch von der 
Verzichtleistung. Denn in der Ver- 
söhnung liegt ein Verzicht, wenn 
auch nieht immer (s. Art. 832.) 
ein Verzicht zugleich eine Ver- 
•Ohnung ist. VfL Grolm. III, 
271. 
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end des Rechtistreites 4) geschehn sein; vorausgesetzt jedo^, 
dass die ThatsacheD) welche der Klage zum Grunde liegen, 
dem KU^er schon za der Zeit, ak» er Bich mit dem andern 
Tbeile renöfante oder auf die Klage yernehtete, bekannt 
waren.5) Art. 272. 273. — Der Beweis dieser Einrede kann 
durch eine jede Art von Beweismitteln geführt werden. Art. 
274. Aach durch das Geständniss des Beklagten oder durch 
den Eidesantrag ^) kann diese Einrede in Gewissheit gesetst 
werden. Arg. Art. 274. — Wenn übrigens die Klage wegen 
der Einrede der Versöhnuag abgewiesen worden ist, der von 
der Klage losgeaälüte Eh^atte aber sich in der Folge anderer 
Händlungen schuldig machte, durch welche der gesetzliche 
Grund der vorigen Kluge, von neuem gerechtfertiget wird, so 
kann der vormalige Kläger nicht nur eine neue Scheidungs* 
klage anstellen, sondern auch die in der abgeurtheiiten Sache 
angeführten Thatsachen^ zur Unterstützung seiner neuen Klage 
benutzen.^) Art. 273. Denselben Gebrauch kann ein Ehegatte 
von den Handlungen, die er dem andern Ehegatten veraelien 
hat, auch dann machen, wenn er immittelbar nach der Yer- 
s^ung, und ohne dass er schon früher eme Scheidungsklage 



Arch.XXXIV, 1,170. XllI, I,9S.-- 
Darauf ist kein Gewicht zu legen, 
daM die Versöhnung nur von kur^ 
zer Dauer gewesen ist. Sirey 

XXXIII, I, 52H. 

4) Auch kann diese Einrode bis 
zur endlichen Entächeiduiig der 
Saclie SU einer jeden Zeit vorge- 
schützt werden. *Rhein. Arch. 

XXXIV, 1, 170. — [Dagegen wurde 
angenommen, dass sie einer lüage 
auf SonderuDg von T. u. B. sdion 
in der ersten Instanz entgegen- 
zusetzen sei, bei Sir. XXXIII, II, 
518.) Vgl. C. de pr. Art. 25Ö. 

5) Sir. XXXV, II, 469. 

6) Gröl», m, 386. •Demol. 
IV, 420. — Sir. XIV, II, 20. 

7) Eines wiederholten Beweises 
derse lben bedarf es nicht. Sir. 
ZZXIX, n, 370. 



8) Die neuen und die altem 
Handlungen müssen sich auf die* 
selbe gesettlicheBliesciieidungsur- 
saehe belieben. Die neuen Hand- 
lungen müssen zwar schon für 
sich ein grwisses (iewicht haben: 
jedüch brauchen sie nicht schon 
für sieli cur Eliescbeidung liiniu- 
reicheO) sondern es genügt, wenn 
sie nur in Verbindung mit den 
früheren diese Ligenschalt haben. 
Sir. VIU, I, 202. XIV, U, 30. 
Die früheren Handlungen ItOnnen 
auch dann zur Unterstützung der 
neuen Klage benutzt werden, wenn 
sie in der abgeurtheiiten Sache 
nicht angeführt worden sind. Sir. 
XV, I, 128. XXIV, II, 93. S. da- 
gegen Rh. Arch. XXV, I, 202. 
£iue Erläuterung des Art. in T r e- 
ffart» Jahrh. iSfi, S. 84 147.. 
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angestellt hat, wegen neuer Thatsaclien aaf Seheldimg klagt.^) 
— Der Scheidungsklage kann 2) die Einrede der Verjäh- 
rung entgegengesetzt werden. Und es wird diese Klage, da 
der G. c. keine besondere Veijührangszeit für diesdbe festsetzt, 
in 30 Jahren verjährt, i^) Art. 2262. — Eben so ist gegen 
diese Klage 3) d 1 e Einrede zuzulassen , dass der Kläger an 
der gesetzwidrigen Handlung, welche sdner Klage zum Grunde 
liege, (z. B, an dem Ehebroehe der Frau,) schuld gewesen 
sei.*9 — Die Einrede der Wettschlagung, (dieexc.com- 
pensationiS)) kann man der Scheidungsklage nicht in dem 
Sinne entgegensetzen, dass die Klage desshalb abzuweisen 
w8re;i2) wohl aber in dem Sinne, dass die wettschlagungs« 
weise vorgeschützte Ehescbeiduiigsursaclie bei der Beurtheilung 
der der Klage zum Grande liegenden Thatsachen (z. B. bei 
der Beurtheilung des Gewichts der in der Klage angeMhrten 
Ifisshandlungen oder Belddigungen,) zu bertieksichtigen ist ; 
ferner auch in dem Sinne, dass der Beklagte durch jene Ein- 
rede den Anspruch des Klägers auf die Vortheile entkräften 
kann, welche das Gesetz (Art 299 fL) dem unschuldigen Theil 

zusichert.19 



9) Sir. XV, I, 128. 

10) Gr o 1 m. IH, 271. (Die Frage 
kann, wegen der Einrede der Ver- 
söhnung, nicht leicht in praxi vor- 
kommen.) *Khein. Arch. XLIV, 
I, 92. — * Der Artikel 277 ist anf 
die Scheidnngs k 1 a g c nicht an- 
wendbar. Sir. XIV, II, 20. — 
♦Die Einrede der Verjöhrung ver- 
wirft Uberhaupt Demol. IV, 409. 
410. 

11) Vaz.n,584. Deney.1812. 
S. p. 12. S. auch oben $. 476. 
Anm. 10. 

12) Locrö m, 266.277. Mer- 
lin m. divorce. Sect. IV. $. 12. 
La 8 8. n, 59. Favard ra. Sepa- 
ration entre 6poux. Sect. II. §. II. 
Art. 2. n. 6. Grolman III, 72. 
*DemoL IV, 415. Maroad^Art. 



307. n. 4. Rh. Arch. XLIV,I,39. 
Y. Strombeck, Rechtsw. d. Ge- 
setzgeh. Napoleons. 1. Heft. n. 7 
Sir. XXI, I, 349. II. 134. Dal- 
loz ni. adult^re. Sect. I. Sir. 
XL, n, 503. XLIII, II, 573. A. H. 
sind Durant. II, 574. Vaz. II, 
536. *Massol, Tr. de la s6par. 
de c. pag. 93. n. 4. und pag. 85. 
n. 13. ~ Jedoch geht die Meinunif 
dieser Schriftatelier am Ende doch 
nur dahin, dass der Klagegrund 
durch diese Einrede direkt und in 
dem Grade entkräftet werden kann, 
daM die KIa(||e absaweiien iit. 

13) Merlin a.a.O. Sir. XXIV, 

n, 170. »XLvm, u, 521. 

14) S. die Anm. 12 a. Sehr. u. 
Merlin m. adolt L. 39. 47. so- 
lalo natriiK. 
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FortfetouBg. — Wie das Klagrecht erlitdil. 

Die SeheidiingflUage kann nur von dem Ehegatten und 

nur gegen den Ehegatten, nicht aher von den Erhen und 
Kechtsnaclifolgern oder gegen die Erben und Rechtsnachfolger 
des Ehegatten angestellt werden. Jedoch leidet diese Bogel 
die Auanahme, dass die Klage auch von den Erhen und 
Rechtsnachfolgern und anch gegen die Erhen und Rechtsnach* 
folger des Ehegatten in so fern fortgestellt werden kann, 
als TOn der Scheidungsldage die Widerrufung der dem über« 
lebenden Ehegatten ausgesetaten YortheOe (Art 999.) abhSngt^ 
Da aber in den Fällen dieser Ausnahme nur das Geldiutcresse 
der Erben etc. in Frage steht, so luum in diesen Fällen die 
Klage sofort dadurch beseitiget werden, dass der klagende 
Thtil wegen sefnes Geldinteresses Uaglos gestellt wird. 



1) Auch gegen die Erben. — * 
Es wird hier vorausgesetzt , daM 
der beklagte Ehcfratle der tiber- 
lebende Theil war und während 
des Rechtaatieitea, den die Erlien 
des klagenden Theiles gegen ilu 
fortoetsten, verstorben ist 

2) Die Klage geht nnr als actio 
praeiMrata auf die Erben Über. 

Denn es ist billiof anzunehmen, 
dass der unschuldige Theil dein 
schuldigen Theiie verziehen habe, 
wenn er gestorben ist, ohne die 
Klage angestellt zu haben. Aber 
als actio praeparata geht sie auf 
die £rben über, weil unter dieser 
Voraassetsang jener Gnmd weg- 
fällt. Hierzu kommt daa Ansehen 
des öUem Gerichtsgebrauches. V a z. 
II, 585. (Dieser Schriftsteller ge- 
stattet den Erben sogar die An*- 
•tellnng der Klage.) Darant.II, 
580. Delvinc. I, 190. Herlin 



m. adult. m. separat, de corps. $. 
IV. n. 5. Andere wenden den Art. 
055 auf den vorliegenden Fall an, 
S. Locr6 IV, 78. Lass. II, 112. 
Wieder Andere, z.B. Gr o Im. III, 
257. ♦Marcadö Art. 307. n. 5. 
Demol. IV, 329. Massol p. 22. 
n. 4. Sir. LI, I, 81. (Siehe die 
Kote EU diesem Urtheil.1 LI, II, 
517. Bhein. Arch. IX, I, 62. 
— grslatton den Erben auch 
nicht die Forlstellunfi der Klage. 
Aus der im Paragr. angenommen 
nen Meinong folgt, dass wenn die 
Klage nicht von dem Ehegatten 
erhoben worden ist, die Erben die 
Ehescheidungsursachen auch nicht 
per modnm exeeptionis gdtend 
machru können. S. fiber das tl- 
tere Recht Merlin a. a. 0. — - 
Wenn die Erben den Rechtsstreit 
fortstellen , so wird der Prosess 
des gemeinen Reehts in beobaeh* 
ten sein. 
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8. 479. 

ForUetsung. *— Von dem Verfahren in Ekescheidungwachen im 

Allgemeinen. 9 

Man hat, was das Verfahren in EheseheidimgAsachen be* 
trifft, zu unterscheiden, ob aus einer von den, Art. 229. 230. 
231«, angegebenen Ursachen oder ob aus äet Uisaehe des 
Art 232. auf Scheidung geklagt wird. — Sowohl für die Ehe* 
scheidangssachen der erstem Art als für die Ehescheidungsar- 
sache des Art. 232. schreibt der C. c. ein besonderes Yev 
fahren ror. Jedoch ist nur das Verfahren, welches in den 
Sadien der erstem Art zu beobachten ist, ein processnalisches 
Verfahren in der eigentlichen Bedeutung. Wird dagegen zu 
Folge des Art. 232. auf Scheidung geklagt, so handelt es sich 
nur davon, das in der Krünioalsache gefiUlte Urtheil, was sehie 
dvihechlüchen Folgen betriflft, in Vollaiehung sn setzen. Dar 
her genügt es auch, in den Füllen dieser Art, wenn der Klä- 
ger die oben 476. zu £ndc) gedachten Urkunden mit seiner 
Klagschrift bei dem Gerichte (Art 234.) efaireicht; worauf 
dieses die Bhesdieidung sofort, und ohne dass der Beklagte 
Torgeladen zu werden braucht, für zulässig erklären kann.^) 
Art 261. In dem Folgenden wird daher nur von dem In den 
Ehescheidungssachen der erstem Art zu beobachtenden Ver- 
fahren die Rede sein. (In dieser beschränkteren Bedeutung 
sind auch die Worte: Ehescheidungsklage, Ehescheidongs- 
Sachen, Ehescheidungsverfahren in den übrigen Sätzen des 
479. und hl den 480. 481. zu verstehn.) 

Der C. c, auf welchen der C. de pr. (Art. 881.) schlecht- 
hin verweist, zeichnet für die gerichtliche Verhandlung der 
Ehescheidungssachen ein besonderes Ver£riiren Tor. Die Elgai- 
ihlimliehkeiten dieses Ver&hrens haben den dreifachen Zweek| 

1) Ffir Baden vergleiche Badi- III, 117. Rh. Arch. XXI, I, 143. 
f che Annalen V, p. 201. ,V1I, XXIII, I, 161. Die Art. 262-266 
p. 121. sind jedoch auch auf die Klagen 

2) Tonil. II, 681. Groim. dieser Art anwendbar. 
iMfctttt, tttm. «lüiili. t.äA m, 7 
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ÜmSIb die Parteien m einer desto reiflicheren ErwSgnng ibree 

misslichen Vorhabens zu veranlassen und gleichsam aufzufor- 
dern, theils dem Richter Gelegenheit zur Versöhnung der Par- 
. teien za geben, theils Kollusslonen unter den Parteien zu yer- 
hindem.S) — Die Vorschriften, welche mit dem einen oder 
dem andern dieser besondern Zwecke oder mit dem Zwecke 
eines jeden processuaiischen Verfahrens in einem wesentlichen 
Zosammenhange stehn, sind bei Strafe der Nichtigkeit an beo- 
bachten; nnd zwar nm so mehr, da Bhescheidnngen ftberhaopt 
auf keine Weise zu begünstigen sind.'^) Aus dem geraeinen 
Processrechte d. i. aus dem C. de pr. kann man das in dem 
G. c. Yorgezeiebnete Verfahren nicht ergSnzen, da dieses Ver- 
fahren ein seinem Zwecke nnd seiner Beschaffenheit nach 
schlechthin eigenthiimliches Verfahren ist und sein sollte.^} 
6. auch den C. de pr. Art. Sdl. Kur dann leidet diese Be^ 
gel dne Ausnahmei wenn der G. c selbst In dieser Lehre auf 
oine Vorschrift des gemeinen ProcessrecliteB verweist — Uebri- 
gens kann der, welcher eine Scheidungsklage wegen der Kich- 
tigkeit des Verialurens angegeben liat, allerdings wegen der- 
selben EheschaidQngsQfsache ehie neae 



S. 480. 

Portselsunfp. — Von der Verhandlung der Hauptsaclie. 

Die Scheidungsklage ist bei dem Gerichte der ersten In- 
stanz desjenigen Bezhrkesi in welchem die Eheleute (Art. 108.) 

ihren Wohnsitz haben, anzubringen. Art. 234. Vgl. C. de 



3) Lo er 6 ad Art. 236fr. Groliu. 
m, 122. 

4) Las«. II, 272. 

5) Der C. c. isl also in dieser Lehre 
schlechthin aus sich selbst auszule- 
liren und zu er^nzen. Grolm. III, 
I I I. Vgl. die Disciiss. :m1 Alt. l'.liff. 
*Kh. Arch. XVIH, I, 147. XLIV, 
I, 86. — Andere vertheidigcn die 
entgegengesetzte Meinung ; die Hei- 
•lea jedoch mit derMiBscIirtnkwigi 



Anas man das Ehescbeidungsver* 
fahren nicht zu Folge einer Vor* 

schrirt des C. de pr. für nichtig 
erklären könne. Merlin m. di- 
vorce. Sir. IX, I, 123. Jpd. du 
C. c. X, 255. 

6) Sir. IX, I, 204. XI, II, 243. 
S. auch über den Fall, da die Kla- 
ge angebrachtcrmassen abgewiesen 
worden ist. Sir. Xi, II, 236. 

1) DioMt Geiichl oiitMiheidet 
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pr. Art 1004. Wenn die in der Klage uigefälirten That- 

Sachen oder einige dieser Thatsacbcn einen Grund zu einer 
peinlichen Anklage von Seiten des Krouanwaltes enthalten, so 
ist das Verfahren über die Scheidongskiage bis vor Aborthei-* 
lung der Kriminalsacbe muszoseta^, ohne dass übrigens ans 
dem Urtheile, welches in der Kriminalsache gefallt wird, eine 
Einrede gegen die Klage entlehnt werden kann. Das Yeriah- 
len über die ScheidiufgsiUage Icaan mithin anch dann forlge- 
stellt werden, wenn der Beklagte in der Kriminalsache losig^ 
sprochen worden ist. 2) Art. 235. — In der Klagschrift sind 
die Tüatsacben, welche der Klage zum Grunde liegen, einzeln 
vnd genau ansugeben, damit theils der. Fi-Ssident des Gerichts 
TOn der Lage der Saehe gehörig unterriehtet, theils der be- 
klagte Ehegatte iu den Stand gesetzt werde, sicli üher die 
lUage bestimmt zu erklüren. Art. 236.^} Jedoeh können bei 
der endliehen Entsclieidung über die Klage auch sddie Thal- 
sachen berücksichtiget werden, welche in der Klage nicht an- 
geführt worden sind, wenn anders diese Thatsachen von einem 
späteren Dato, als die Klage, sind, oder wenn die Zeugen mit 
Zustimmung der Gegenpartei darfllMr abgehört. worden abMl>) 
Die Klagschrift samrat den Beweisschriften, wenn es deren 
gibt,^) ist dem Präsidenten des Gerichts oder dem Stellver- 



aiich in den Recbtssnclten, welche 
die Folgen der Eliescheidun^, z. B. 
die Theilun^ des Geincing^iites be- 
treffen. Sir. VIII, I, 318. — Nie 
kann das Kriminalgericht auf Eho- 
schcidnn«; erkennen. (Irolin. III, 
105. ' — Die Frage, ob die Frau 
imch in dem Falle des Art. 3l10i. 
vor dem Gericlite des Wohnsitzes 
des Mannes belangt werden könne, 
bangt von der ab, ob die Frau 
durch die Sonderung von Tisch 
piid Bette den Wohnsitz des Man- 
nes (.\rt. 108.) verliere. S. oben 
Jj. 143. Anm. 4. nnd Proudh. I, 
288. To Uli. U, 679. Grohn. 
III III. 

bt der Beklagte in der Kri- 



minalsnche verurlhcilt worden, so 
sind zwar die Thatsachen , welche 
in dem Straferkenntnisse fUr erwie- 
aen angenommen worden sind, 
auch in der Scheidungssnche als 
erwiesen zu betrachten. Dnijegen 
gehört noch immer d i e Frage für 
den Civilriehter, ob diese Tbat- 
aachen zur Scheidung hinreichen. 
Loer^ und Delvinr. ad Art. 
235. L a s s. II, 64. G r o I ni. III, 110. 

3) Vgl. Grolm. III, 126ff. wel- 
cher dieses Verfahren überhaupt 
ausfuhrlich erlftutert hat. Sir. XI, 
II, 236. 

4) La SS. II, 70. Sir. YII, 1,484. 
5j Fehlen die Beweiaschriften, 

tnf welche fieh die Klage besieht, 
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treter des PHtoidenteii und iwsr yon dem ElSger in PerBon,^ 

ausgenommen wenn dieser durch Krankheit am persönlichen 
Erscheinen verhindert ist, zu überreichen. Ist der Kläger durch 
Krankheit verliindert und bescheiniget er dieses Hindemiss durdi 
das Zengniss zweier Delatoren der Medicin oder der Chirurgie 
oder zweier Gesundheitsbeamten, so hat sich der Präsident 
oder dessen Stellvertreter in die Wohnung des Klägers an 
▼erfOgen, um die Klageschrift sammt den Beweisstfleken In 
Empfang zu nehmen. Art S86. Der Blehter, (der Präsident 
oder dessen Stellvertreter,} hat sodann, und nachdem er den 
Kläger gehört, auch demselben die geeigneten BemerlcungeD) 
(insbesondere, nm ihm ton dem Vorhaben abinrathen,) ge- 
macht bat, die Klagschrift und die Beweisstücke mit seinem 
Kamenszuge zu verselm und über die ihm geschehene Behän- 
digong aller dieser Schriften eui Protokoll auizusetsen. Dieses 
ProtokoU ist TOn dem Riditer und yon dem Kläger an unter- 
zeichnen. Wenn letzterer (aus Unkunde oder wegen eines 
Gebrechens ete.j niclit unterzeichnen kann, so ist dieses Um- 
standes im Protokolle Erwähnung au thnn. Art. 287. — Der 
Richter schreibt unter dieses Protokoll den Befehl, dass die 
Parteien von ihm, 7) an dem und dem Tage, zu der nnd der 
Stunde erscheinen sollen und lässt eine Abschrift von diesem 
Befehle an den beklagten Ehegatten gelangen.^} Art. 238. — 
An dem angesetzten Tage nuu^t der Biditer') beiden Ehe- 



BD ist die Klaffe einstweilen nicht 
ansanebmen. Verlustig dieser Be- 
weismittel wird der Kläger dess- 
halb nicht. Vgl. Las. a. a« 0. 
Denev. 1806. S. p. 81. 

6) hl Person. — - Den Gmnd die- 
ter Vorschrift enthält der Art. 237. 
— Auch nicht propter absentiam 
reipublicae causa ist eine Ausnah- 
me von dieser Regel zu gestatten. 
Discuss. ad Art. 236. 

7) In dem zu den Sitzungen des 
Gerichts bestimmten Zimmer oder 
in der Privatwobauog desKicbters 
Laif n, 73. 



8) Um Erbitterung zu vermeiden, 
hat dasGesets von der förmlichen 
Vorladung Umgang genommen. 
Toull. 11, 6H4. Gr Olm. III, 132. 
Jpd. du C. c. IV, 418. — Der Arti- 
kel erwibnt nur des Bekta|{teii. 
Der KIfiger ist gegenwllrtig nnd 
wird von dem an^setsten Tage 
sofort unterrichtet. 

9) Sir. XII, II, 106. (Der Stell- 
vertreter des Prtsidenten icann den 
Termin halten, wenn auch das Hin- 
demiss, weshalb die Klage nicht 
bei dem Präsidenten angebracht 
worden iti^ nidil melirTorwalioti) 
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gatten, wenn sich beide eingefunden haben, oder nur dem 
Kläger, wenn nur dieser erschienen ist^^^^ die Bemerkungen, 
welche er zur Bewirkimg einer Annähennig fOr zweckdienlich 
hSlt BeistSnde oder AnwiQte werden nicht zngehuBsen.^^ Wenn 
der Versuch, die Eheleute mit einander zu versöhnen, raiss- 
glückt, so hat der Hichter hierüber ein Protokoll abzufassen 
und zugleich zu verfUgen, dass die Klage aanunt den Beweie» 
aebrüten dem Kronanwalte mitgetheilt (0. de pr. Art 88.} 
und Vortrag an das Gericht erstattet werden solle. Art. 239. 
— In den nächsten drei Tagen hat das Gericht, auf den 
Yon dem Präaidenten oder yon dem Stellvertreter des FrSai* 
deuten zu erstattenden Vortrag, und nachdem ea den Kronan- 
walt mit seinen Anträgen gehört hat, über die Vorladung des 
Beklagten einen Bescheid zu faasen. £s kann in diesem Be- 
scheide die EiIaubnisB, den BeUagten vorzuladen, enjtweder 
sofort ertheilen, oder aber, wenn noch Hoffnung zu einer Aus- 
söhnung vorhanden ist, die Ertheüung dieser Erlaubniss, je- 
doch höchstens nur auf die Zeit von zwanzig Tagen anssez- 
zen.i3) Wenn das Gericht die Erlaubniss ehistweilen verwei- 
gert, so hat der Kläger nach Ablauf der gesetzten Frist von 
neuem wegen dieser Erlaubniss einzukommen. Alsdann ist sie 
ihm aber sofort zu ertheilen. itj Art. 240. — Zu Folge der 
erhaltenen Erlaubniss ISsst nun der Kl8ger den Beklagten auf 
die gewölmliche Weise vorladen, in der Audienz, Jedoch bd 
verschlossenen Thüren, und in der gesetzlichen Frist per- 
^nlich zu erschehien.!*) Zugleich ist dem Beklagten Ton der 



10) Erscheintauch derKlät^cr nicht, 
so ist die Klajje als /.iirUckg^enom- 
men zu betrachten. G r o I m. Iii, 133. 

11) Dtt ergibt sich aas dem 
Zwecke dieses Verfahrens. S. aach 
C. de pr. Art. 577. Gr o i nj.III, 134. 

121 Diese Frist ist nur eine Re- 
gel für den Richter. Das Verfah- 
res ifl nidit deswegen nichig, weil 
diese Frist nicht beobachtet wor- 
den ist, Jpd. du C. c. IV. 422. 
VU, 372. Sir. YIU, 1, 4ßl. — 



*Ebensowenig ist es nichtig, well 
die Erlaubniss zur Vorladung in 
der Kathskamnicr ertheilt ist. Rh. 
Areh. XLIV, I, 92. 

13) Also — abschlagen kann 
das Gericht die Vorladung nicht. 
Locr^ ad Art. 240. Lass. 11,74. 
82. Gr Olm. III, 136. 

14) Jpd. du C.e. Vn, 372. Sir. 
Xn, n, 106. 

15) C. de pr. Art. 72. Groinu 
DI, m. Jpd. du C. c. II, 21. 
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Klage und von den Beweisstücken eine Abschrift einzuhändi- 
gen, mtet welche die Vorladung zu schreiben ist Art. 241. 
— An dem Tage, an welchem Jene Frist zu Ende geht, hat 
der Kläger, der sich in Person einfinden miiss,^^^ wenn er 
auch einen Beistand mitbringen kann, der J^eklagte mag 
übrigens erschienen sein oder nicht, i^) die Gründe seiner 
Klage auseinander zu setzen oder durch seinen Beistand 
auseinander setzen zu lassen, die Beweisschiiften vorzulegen 
und die Zeugen, die er abhören lassen will, zu benennen. 
Art. 242. Wenn der Beklagte in Person oder durch einen 
BevoUmSchtigten erscheint so kann er sowohl über den 
Grund der Klage, als aucli über die BcAveisschriften und über 
die angegebenen Beweiszeugen das Zweckdienliche bemerken 
oder bemerken lassen. Der Beklagte ist überdiess yerbunden, 
bei dieser Verbandlang seinerseits die Zeugen zu benennen, 
welche er abhören lassen will. Ueber diese Gegenbeweiszeu- 
gen kann hinwiederum der Kläger die zweckdienlichen Bemer- 
kungen machen oder machen lassen.^^ ^^^* Ueber das 
Erscheinen, tiber die Aeusserungen und Bemerkungen der Par- 
teien, so wie über das, was die eine oder die andere Partei 
etwa eingesteht, ist ein Protokoll aufzunehmen. Naclidem das 
Protokoll den Parteien Torgelesen worden ist, sind diese zur 
Unterzeidmong aufenfordem. In dem Protokolle Ist ron der 



16) Eine Vorladnng vor den Frie- 
densrichter zum Versuche der (lüte 

f;eht nicht voraus. Die Yerhand- 
ungen vor dem Priisidenten des 
Gerichts erfüllen schon den Zweck, 
die Parteien mit einander 7.11 ver- 
einigten. Delvinc. ad Art. 241. 

17) J^rscheint der Kläger nicht 
in Person, so ist das ganze Ver- 
fahren als nicht eingeleitet zu he- 
trachten. S. Anm, 10. u. tirolm. 
lU, 143. 

18) Jedoch nicht mehrere Bei- 
stände. Arg. Art. 253. Sir. VIIL 
II, 134. 

19) Denn in einer Eheschei- 
dnngssaciie kaun der Beklagte lucbl 



in contnnuu'inm verurtheilt werden. 

L n s s. II, 82. • — '"Es ircniifirt, wenn 
die Beweisschriften gerichtlich de- 
ponirt werden. Rh.Arcb. XLIY, 1, 92. 

20) Der Beklagte kann also auch 
blos durch einrn Bevollniachliglen 
erscheinen. Es ist nicht nofhwen- 
dig, dass dieser oder dass der Bei- 
stand des Klaffen ein Anwalt sei. 
Grolm. III, 145. 

21) Voriiistiii' wird weder d(T 
Beklagte noch der Klüger seiner 
Einreden und Einwendungen, wenn 
der eine oder der andere von dem 
Kochte, das ihm der Art. 243 ver- 
leiht , keinen Gebrauch macht. 
Groim. Iii, 
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gMchebenen UDterseichnong oder von der Erklärung der Par^ 

teien, dass sie iiiclit unterzeichnen können oder nicht unter- 
zeichnen wollen, ausdrücklich Erwähnung zu thun. Art. 244. 
Zugleich verweist das Gericht die Parteien cur öffentlichen 
Verhandlung der Sache, mit Bestimmung des Tages und 
der Stunde, wenn diese statt haben soll; auch rerfügt es die 
MittheiluQg der Sache an den Kronanwalt, und eben so er- 
nennt es einen Berichterstatter. Ist der Beklagte weder in 
Person noch durch einen Beyollmächtigten zugegen gewesen, 
so hat ihm der Kläger die erlassene Verfügung in der durch 
diese zu bestimmenden Frist anfertigen zu lassen.^^3 Art. 245. 
— An dem bestimmten Tage und zu der bestimmten Stunde 
entscheidet das Gericht, nach erstattetem Vortrage und nach- 
dem es den Krouanwalt gehört hat, zuvörderst über die Ein- 
reden, welche entweder gegen das Verfahren, oder gegen die 
ZulKssigkeit der Klage, abgesefan von der Erweislichkeit oder 
Unerweislichkeit der in der Klage angeführten Thatsachen, 
vorgeschützt worden sind.^) Werden diese Einreden schliis- 



22) Der Art. 82 des C. de pr. 
wird anf diesen Fall nicht anwend- 
bar sein. La SS, II, 78. Vjfl. oI)L'ii 
^. 479. Anm. 4. S.jed. Sir. IX, 
I, 123. 

23) Waren beide Parteien ge- 
genwärtig, le prononce vaudra aiff* 

nificntion. D e 1 v i n c. ad Art, 245. 

24) Das Wort: fins de non-re- 
cevoir, begreift hier sowohl die 
lins de non procöder (z. B. die 
esc. jodieis incompetentis) als die 
fins de non-recpvoir in der ente- 
ren Bedeutunfj (z. ß. die Einrede 
des Mangels an einem gesetzlichen 
Scheidungsgmnde), unter sieb. Zu 
den letzteren wird nucli die Ein- 
rede gehören , dnss die libcilirlen 
Thatsaeheu , wenn sie schon er- 
wiesen werdm itOnnten, dennoch 
xur Begründung der Klage gSns- 
lich unzureichend sein würden; 
(s. Sir. Xr, II. 236) nicht aber 
(wenigstens in der Regel , d. i. 

wenn nieht etwa diese JSiiirede 



schon durch die Geständnisse des 
klagenden Theiles ia Gewfssheil 

gesetzt worden ist), die Einrede 
der Versöhnung. Denn wie kann 
man eine Klage für zulässig cr- 
Iilaren, die nicht schlüssig ist? oder 
wie kann man Ton dem Beklagten 
den Beweis der Einrede der Ver- 
söhnung verlangen, ehe die Klage 
für zulässig erklart worden ist? 
Bei den Auslegern findet man Ter- 
schiedene Meinungen Uber die Ge- 
gensIHnde des ZulHssungsurtheiles. 
S: z. B. Malev. ad Artikel 246. 
Troudh. 1, 199. Merlin m. di- 
vorce. Sect. IV. §. 13. Lass. II, 
75. Grohn. III, 155. Vgl. auch 
Jpd. du C. c. IV, 223. VI, 275. 
Sir. VI, I, 177. XIV, II, 109. 
Die Discussions, wenn man sie 
mit den Obss. du tribunat ver- 
gleirlit , lassen iilU rdings einigen 
Zweifi'I iilx'i- jene Fragen übrig. 
' — Ist das Zulassuugsurtheil rechts« 

krftftig geworden» fo kamt d«f 
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Big geftmden, so ist die Kiaga absaweisen. In dem entgegen- 
gesetzten Falle, oder wenn keine Einreden dieser Art vorge- 
schützt worden sind, ist die Klage mittelst eines Urtheiles für 
snUtsdg zu eriU&ren. Art 246. Unmittelbar naeb der Zulas- 
sang der Klage entsebeidet das Geriebt, nacb erstattetem Vor- 
trage und nachdem es den Kronanwalt gehört hat, über den 
üalctischen Grund der Klage und über die diesem entgegenge- 
setzten Einreden. Und es bat das Geriebt naeb Befinden ent- 
weder sofort in der Saebe endgültig m entscbeiden, (z. B. 
die Klage abzuweisen, wenn durch die Geständnisse der Par- 
teien der Grund der Klage widerlegt oder die Einrede der 
Yersöbnung in Gewissbdt gesetzt worden ist,) oder aber auf 
den Beweis der Klage oder auf den Beweis jener Einreden, 
mit Vorbehalt des Gegenbeweises, zu erkennen. Art. 247, 
Uebrigens sind die Parteien berechtiget, sowohl ehe jenes Zu- 
lassnngsnrtbeii als ebe dieses Urtbeil über den faktischen Grnnd 
der Klage gesprochen wird, nachdem in dem einen und In 
dem andern Falle der Richter seinen Vortrag erstattet und 
ehe der Kronanwalt das Wort genommen hat, ihre Rechts- 
notbdnrft und beziehungsweise ihre Einreden gegen die Zu« 
lässigkeit der Klage vorzutragen oder vortragen zu lassen. Je- 
doch muss der Kläger, bei Verlust seiner Klage,25j ia Person 
erscheinen, wenn er auch, persönlich gegenwärtig, jene Vor- 
träge durch einen Beistand halten lassen Icann. Art. 348. — 
"Wird auf Zeugenbeweis erkannt, so hat der Gerichtsschreiber 
sofort nach gesprochenem Urtheile den Theil des im Art. 244. 
gedachten ProtoiLolles vorzulesen, welcher die Benennung der 
Zeugen enthält, die tou den Parteien vorrgeschlagen sind. Der 
Präsident des Gerichts hat überdiess die Parteien zu benach- 
richtigen, dass sie jetzt, nicht aber in der Folge noch andere 
Zeugen benennen ]c($nnen. Art. 249. ~ Hierauf haben die 

Verfdiren nicht weiter wegen einer - 25) Las s. II, 79. Grolni. III, 
frtthereii UnregdulMi^eil ange- 151. A 0. ist Locr6 ad Art. 
fochten werden. Sir. XIII, 1, 134. 248. 
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Parteien alsbald ihre EinwendungeQ gegen die ZuIiEssigkeit der 

Zeugen gegenseitig vorzutragen. Das Geriebt erkennt über 
diese Einwendongen, nachdem es den Kronanwalt gehört hat, 
nnd zwar ebenfalls in derselben Cterichtssitsung, wenn anders 
nicht die Beurtbeilung der erhobenen Einwendungen von den 
Aussagen der Zeugen selbst abhängt Art. 250. Die Zu- 
Ifissigkeit der Yorgeschlagenen Zeugen ist nach den Grund- 
sätzen des gemeinen Processrechts zu beurtheilen. Vgl. C. de 
pr. Art. 283. 285. Jedoch sind die Verwandten der Parteien, 
(mit Ausnahme der Kinder und der übrigen Nachkommen,) 
und eben so die Dienstboten der Parteien, nicht schon in die* 
ser ihrer Eigenschaft für unzulässig zur Ablegung eines Zeug- 
nisses zu eracliten; sondern es ist nur dem Ermessen des Ge- 
richts überlassen, ob oder weiche liiicksicbt es auf die Aus* 
sagen dieser Personen nehmen wilL^^) Art 251. Ein Jedes 
Urtheil, welches einen Zeugenbeweis znlfisst, hat die Zeugen, 
welche abgeliürt werden sollen, namentlich anzugeben und den 
Tag und die Stunde zu bestimmen, wann die Zeugen von den 
Parteien Torzustellen sind.^^) Art 262. Das Zeugenverhlir ge* 
schiebt vor dem Geriditc, bei welchem die Sache anhängig ist,^^) 
in dem für die Sitzungen bestimmten Saale,^^ jedoch bei ver- 



26) Jpd. dl! C. c. Vn, 468. 

27) Leurs enfans — der gemein- 
schaftlichen. Sir. XL, II. 119. 

28) Die Dcscendcnten können 
schlechthin nicht abgehört werden. 
Lasi. II, 02. Die Qbrigen Ver- 
wandten können nicht in dieser 
KigCTisrhiiff, wohl aber aus findern 
Gründen verworl'cu werden. Vgl. 
Disc. ad Art. 251. Jpd. duC.VI. 
411. — Der An. 2r>l lit auch bei 
den Klassen auf Sonderung von Tiscli 
und Bette in Anwendungen brin- 

gen. *Marcade Art. 607. u. 1. 
»erool. IV, 470. Sir. X, I, 329. 
XV, II, 202. XXII, II, 237. XL, 
II, 1-19. — Eben so bei Klagen, 
welche auf die Erklärung der Kich- 
ligkeit einer Ehe gerichtet sind. 



Sir. XXVII, II, 24. — *Der Art. 
251. C. c. bebt den Art. 283 des 

C. de pr. nicht auf, sondern be- 
schränkt ihn. Yrgl. Demol. lY, 
480. 

29) Also — für das Erscheinen 
der Z«tt|;en hat der Prodacoit sn 
sorgen. Der Art. 263 u. 264 des 
C. de pr. ist auf dieses Verfah- 
ren nicht anwendbar. Vgl. Journ. 
du pal. 1816. II, 93. — «Das Zeu- 
t^enverbör kann vertagt werden, 
da.>^ (icsetz verbietet es Dicht. Rb. 
Arcb. XVIII, I, 147. 

30) Nicht von einem Coinniissa- 
riuü, nicht vor einem andern lic" 
richte, Jpd. du G. c. III, 398. 

31) Sir. Xm, II, 359. 
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schlogsenea Thüren, in Gegenwart dw I^nanwalies, der Parteien 

und ihrer Beistände oder Freunde. J edoch kann eine jede der bei- 
den Parteien höchstens nur drei Beistände oder Freunde mitbrin- 
gen. Art 258. Die Parteien sind berechtiget, entweder selbst oder 
durch ihre Beistände, die Bemerkungen oder Yorhaltongen, 
die sie für zweckdienlich erachten, an die Zeugen zu richten, 
ohne dass sie jedoch die Zeugen in dem Laufe ihrer Kede 
unterbreiten dürfen. Art. 254. Die Zeugenaussagen sind sammt 
den Reden und Bemericungen , zu welchen sie Veranlassung 
geben, niederzuschreiben. Das Protokoll ist sowold den Zeu- 
gen als den Parteien vorzulesen; die einen und die andern 
sind aufaufordem, das Protokoll au unterzeichnen, und es ist 
Sn diesem der geschehenen Unterzeichnung oder der Erklärung, 
dass sie nicht unterzeichnen können oder nicht unterzeichnen 
wollen, Erwähnung au thun.^^) Art. 25Ö. — Wenn beide Zeu- 
genyerhöre geschlossen sind oder dafeme nur ein Zeugenrer^ 
hör gehalten worden sein soUte, wenn dieses geschlossen ist, 
80 verweist das Gericht die Parteien zur öffentlichen Verhand- 
lung der Sache, (s. jedoch Anm. 22.) mit Bestimmung des 
Tages und der Stunde, wann sie erscheinen sollen. Zugleich 
hat es die Mittheilaug der Sache an den Kronanwalt zu rer^ 
fügen, auch einen Berichterstatter zu ernennen. Dieser Be- 
scheid ist in der durch denselben zu bestimmenden Frist dem 
Beklagten, auf Antrag des Klägers, zuzufertigen.^^) Art 256. 
An dem zur endlichen Entscheidung der Sache bestimmten 
Tage erstattet das beauftragte Mitglied des Gerichts seinen 
Vortrag ;^^) hierauf können die Parteien, entweder selbst oder 



32) Diese Vorschriften sind bei 
Strafe der NichtiirUeil zu beobach- 
ten. Das tiericht liut auf die Nich- 
tigkeit voo Amtswegen zu erken- 
nen. Sir. XIV, II, 43. Ist auch 
der An. 262. §. 1. des C. de pr. 
niif dieses Vorhör anwendbar? S. 
cbend. (Die Frage wurde irrig 
bejaht.j — Wie, wenn ein Zeu- 
genreriiOr für nichtig eiMärt wor- 



den isl, liann es von neuem an- 
gestellt werden? S. Merlin n. 
divorce. Sect. IV. §. 13. n. 3. 

33) Diese Zufertigung ist auch 
dann nothwendig, wenn der Be- 
klagte bei der firtheilnng des Be- 
scheides zugegen gewesen ist. 
Gr Olm. lU, 177. S. jedoch Sir. 
Y, II, 38. . 

34) *lKe Beriohtentattang dei 
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durch ihre Beistände die Bemerkimf^en machen, die sie für 
zweckdienlich halten ; sodann stellt der Kronanwalt seinen An« 
trag. Art 257. Das Kndartheil ist öffentlich zu sprechen. Wird 
in demselben der Kläger nicht mit seinem Suchen abgewiesen, 
sondern die Ehescheidung zugelassen, 35) so ist zugleich 
der Kläger zu ermächtigen, sich an den Beamten des Civil* 
Standes zu wenden, um von ihm die Ehescheidung aus spie* 
eben zu lassen. Art. 258. Vgl. 483. — Ist jedoch die 
Klage auf Ehescheidung wegen lebensgefährlicher oder sonst 
barter Misshandlungen oder wegen schwerer Beleidigungen an- 
gestellt worden, so kann das Gericbt,^) wenn^^ und unge- 
achtet der Grund der Klage gehörig erwiesen worden ist, an- 
statt dass es die Ehescheidung für zulässig erklärt, auf einst- 
weilige Sonderung der Eheleute von Tisch und Bettels) er* 
kennen. Das Geriebt wird von dieser ErmSchtlgnng alsdann 
und nur dann Gebrauch machen , wenn Hoffnung vorhanden 
ist, dass sich die Eheleute aussöhnen werdeu,. Wenn nun das 
Gericht genügende Gründe zu dieser HoflGnung zu haben glaubt, 
so ermScbtiget es die Frau oder so gebietet es ihr, (mit 
Aussetzung des Erkenntnisses über die Hauptsache , die 



dazu beauftragten Richters (rehört' 
7M den substHtitiellen FörtnÜrhkei- 
ten des Verfahrens in Eheschei- 
dungssachen. Ist der Bericht un- 
terblieben, 80 kann das erlassene 
Unheil als nichtig- angefochten wer- 
den. S. Hh. Arch. XLI, I, 14S. 

35) £s genügt, wenn ein sol- 
ehes Urtheit nur im allgemeinen 
erkürt, data der Kläger Probanda 
erwiesen habe. Jpd. du C.c. III, 
363. 

36j Das Gericht der ersten In- 
stant oder der AppeHations-G.-H. 

Jpd. du C. c. IV, 210. S. jedoch 
Grohn. III, 203. 

37) Der Grund der Klage muss 
zur Genüge erwiesen sein. Arg. 
Art. 260.« Malev. ad Art. 259. 
Last, n, 91. Jpd. du C. cVlII, 
378. 

38} Die Verfügung, von welcher 



der Art. 259 handelt, ist der Sa- 
che nach einstweilige Sonderung 
von Tisch und ßettc, eine separatio 
a thoro et mensa temporaria, ob 
aie wohl in dem Art. nicht diesen 
Namen führt. Man darf jedoch 
dieser Sonderunff von Tisch und 
Bette nicht die Wirkungen beile- 
gen, welche kraft besonderer ge- 
setzlicher Verfügungen mit der le- 
benswierigen Sonderung von Tisch 
und Bette verbunden sind. Durch 
jene wird nur die obligatio ad 
mntaam vitae consnetndinem et ad 
mutuum adjntorinm anfgehobea. S. 
S. 490. 

39} Nämlich, je naclukin die 
Frau oder der Mann klagt. Der 
Art. gedenkt nur der Brmftcfatt« 
gung, weil der Entwurf nur der 
Frau die Sävitienklage ertiieiHe* 
Locrö ad Art. 259. 



Digitized by Google 



108 Cherecht. 

Wobnung des Mannes zn TdriasBan; den Mann aber Teror» 
theilt das Gericht, der Frau, wenn ihr eigenes Einkommen 
nicht ZM, ihrem Unterhalte hinreicht, einen seinen Yermdgens« 
nmstiinden gemSssen Nahiungsgehalt cn Kahlen. Art 259. Wenn 
sich jedoch die Eheleute in Jahresfrist nicht wieder mit ein- 
ander vereinigen, so kann der klagende Ehegatte nach Ablauf 
dieses Probejahres den andern Ehegatten yprladen lassen, dass 
dieser znr Anbi^rung des Endnrtbeiles erscheine, velcfaes als- 
dann die Scheidung schlechthin ^ 9 zuzulassen hat. Art. 259. 
260.'^^} — Die Kechtsmittel, welche in Ehescheidungssachen ein- 
gewendet werden können, sind allein das Kechtsmittel der 
Appellation und das der Kassation.^^) — Das Reditsmittel 
der Berufung kann sowohl gegen das Urtheil, durch welches 
die Klage zugelassen wird, als gegen das ]']ndurthcil, und n ur 
gegen das ehie oder das andere dieser Urtheile,^^ eingewen- 
det werden. Art. 262. Die Berufong ist nur in so fem eu- 
zulassen, als sie in den nächsten drei Monaten, von dem Tage 
an gerechnet, eingelegt wird, an welchem das Urtheil, (dieses 
mag Übrigens auf Antwort oder auf Ausbleiben gesprochen 
worden sein,) der Partei augefertiget worden ist^^ Art. 263. 



40) Ist auf ein solches Urlheil 
der C. de pr. Art. 451. ^. 1. an- 
wendbar? Keineswefos! S. Art. 
262. L a s s. II, 89. u. oben §. 479. 
Aiim. 4. S. jed. Jiurispr. da C. 
VII, 373. 

41) Malev. ad Arl. 260. Lass. 
II, 88. *Rh. Arch. XIII, I, 99. 

42) *Auf die Trennung von Tisch 
und Bett sind die Art. 259. 260 
nicht anwendbar. Kur die erälere 
gelten die femeinen ProKeasresreln, 
von welchen die Art. 259. 260 eino 
Au.snahrae bilden. Kx^. Art. 307. 
Vgl. D e m o 1. IV, 486. u. unt. 493. 

43) Denn nur dieser Rechts- 
mittel gedenkl der G. c. bei dem 
Ehescheidungsproze.sse. S. oben §. 
479. .\nm. 4. Grohn. III, 205. 
Sir. X, II, 59 und die Obss. du 
tribnnat ad Art. m203. Andere 



ergänzen auch in dieser Beziehung 
den C. c. aus dein C. de pr. d. i. 
sie lassen alle die Reebtsmittel, 
welche nach dem C. de pr. Uber- 
haupt zulässig sind, auch in Ehe- 
scheidungssachen zu. S. S i r. XV, 
II, 52. — *In der Appellationsin- 
stanz kennen auch neue Grttnde 
für die Klage geltend gemacht wer- 
den. Dem ül. IV, 482. Sirey 
XLVI, 11, 173. 

44) Denn, nur was diese bei- 
den Urtheile betrifft, gedenkt der 
C. c. , der Appellation. G r o! m. 
HI, 188. Sir. XII, II, 377. Vgl. 
oben §.479. Anm. 5. *Rh.Arch. 
XLIV, I, 86. S. jedoch Maley. ad 
Art. 262. 

45) Eine andere Regel enthält 
der C. de pr. Art. 444. Proudh. 
I, 300. ^ Dio Bernfangdes Ibi»- 
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Der Appellatioiisgerielliflhof hat Ehesebeidmigssacheii sk drin- 
gende Sachen zu behandeln. Art. 262. Im übrigen ist die- 
ser Gerichtshof nur ao die Vorschriften des gemeinen Proaess- 
rechtes gebunden. Er kann s. B. wenn gegen das Zolassangs* 
nrthdl api)ellirt worden ist, nnr über die ZnlÜssigkeit der 
Klage erkennen. Er kann dagegen, wenn die Berufung 
gegen das Endurtheil gerichtet ist, die angegebenen Zeugen 
Ton neuem abhl^ren.*^ — Das Bechtsmittel der Eassation ist 
in derselben Frist, wie das der Berufung, gegen ein Urtheil ^^) 
einzuwenden. Jenes Rechtsmittel hat in Ehcscheidungssachea 
(ausnahmeweise} die V^irkong, dasiEi es die Vollaiehbarkeit des 
Urtheiles*^ aufschiebt. (Habet yim suspensivam.) Art 263. — 
Die Einrede der Verzichtleistnng kann weder der Zulässigkeit 
des einen noch der des andern Eechtsmittels entgegengesetzt 
werden, wenn anders nidit in dem g^benen Falle der Ver^ 
rieht als tine Versöhnung unter den Ehelmten betiaehtet wer- 
den kann.^^) 

S- 481. 

Fortietxang. Von den vorläußgen richterlichen Verfügungen, zu wel- 
chen eine Klage auf EhescUeidiiog Veranlassang geben kami. 

Die reditlichen Folgen der Ehe bestehn im Allgemehien 

auch während des Ehescheidungsprozesses. Z. B. die Frau 
bedarf nach wie vor der Autorisation des Mannes sie hat 
nach wie vor dem Manne, wenn sich dieser selbst au emittiren 
nicht vermag, einen ihren YermögensumstSnden angemessenen 
Unterhalt zu reichen.^) — Jedoch: 1) Die Obsorge über die 
Kinder verbleibt während des Scheidungsprocesses dem Mannci 

nes kann der Frau auch in dem arg. Art. 265, die Urtheiie der 

Wohnsitie des Maiinea insinnfi't fctxteni Aft von der Hegel ana^ 

werden. Art. 106. Sir. XXXI2E, nehmen. Lasa. D, 95. Grolm. 

II, 391. ni, 215. 219. 

46) Sir. VI, 1,485. Lass.H.HS. 49} *S. die Anni. 44. 

47) Sir. Vn, I, 484. Lass. II, 50) Tonil. II, 698. Jpd. da C. 
M. Grolm. IH, 201. c. VII, 468. X, 85. 

48) Das Urtheil mag auf Ant- 1) Sir. X, I, 45. 

wort oder auf Ausbleiben gespro- 2) Locr6 ad Art. 268. La SS» 

chen worden aein. Man darf niohti Q, 09. Grolm. UI, 239. 
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«lieser mag Klüger oder Beklagter aem. Jedoeh kann da^ Ge^ 

rieht, auf Antrag der Mutter oder der Familie oder des Kron- 
anwaltes auch einr* andere Verfügung zum Besten der Kin- 
der^} treffen. Art 267. — 2) Die Frau, sie mag in der £he- 
seheidnngssache Klägerin oder Beklagte sein, kann während 
des Prozesses;^) zu einer jeden Zeit und ohne dass sie einer 
Erlaubuisa von Seiteu des Gerichts bedarf,^) das Haus des 
Mannes verlassen und, nachdem sie das Haus des Mannes 
verlassen hat,^) yon dem Manne einen seinen Vermögensom- 
Ständcn und ihrem Bedürfnisse ''j angemef^seiien IS'ahrungsge- 
halt fordern.^j üud eben so ist auf der andern Seite der 
MaoDi er sei Kläger oder Beklagter, berechtiget, aof die £nt- 
fernung der Fran ans seinem Hause, gegen einen im Falle 
des Bedürfnisses zu zahlenden Nahrungsgehalt, bei dem Ge- 
richte anzutragen.^) In dem einen und dem andern Falle hat 
das Gericht in seiner Verfüguiig sugleich das. Haus 8u be- 
stimmen, wo sich die Frau aufhalten soll,^^j so wie den Be^ 



3) Z, B. (las (icricht wird der 
Mutler das Kind lassen, das diese 
noch säugt. Jpd. du C. c. iV, 
223. 

4) t'endant la poursuite. ^ Das 

ist jedoch nicht so zu deiileili als 
ob die Scheidungsklage oder der 
Antrag auf einen Nahrungsgehalt 
nnsnlSssig wttre, wenn die Frau 
schon vor Anfaue: des Rechtsstreits 
das Haus des Mannes verlassen 
hätte. Arg. Art. 269. L a s s. II, 
917. Grolm. IH, 232. «Rhein. 
Arcb. XXXIV, I, 170. 

5) LocröadArt. 268. Grolm. 
m, 230. 

6) Also — ' nicht wenn sie tu 
dem Hause des Mannes bleibl. Jpd. 
du C. c. II, 1'-<2. Dagegen kann 
sich der Mann von der Verbind- 
lichkeit, der Frau einen Nabrungs- 
Ufebalt ra zahlen, aieht dadurch be- 
freien, dass er sioh erbietet, die 
Frau in sein Haus aufauiielnien. 
Sir. V, H, 68. 

. 7) Locrö ad Art. 268. Grolm. 
m, 236. . Sir. VI» 110. 



8) Auch in der Appellationsin- 
stanz noch, I) e n e v. 1M06. p. 474. 
Sir. XWI, Ii, 202. *XLI, Ii, 355.— 
lieber die Verbindlioblieit des Man- 
nes, der Frau die Prosessliosten 
vorzuschiesscn, s. Lass. II, 101. 
Grolni. lU, 239. Jpd« du C. c. 
II, 14i. 

9) Locrö ad Art. 268. Lass. 

II, 99. Gr Olm. III, 233. — »Da« 
(ieselzbucb spricht nur von dem 
Hechte des Mannes, im Hause 
XU bleiben. Darf j cd oeb der Richter 
im Interesse der Familie verord- 
nen, dass der Mann das Haus 
verlasse, z. fi. wenn die Frau ein 
selbständiges Geschäft fuhrt. S. 
Uemol IV, 457. Sir. XLIII, Ii, 
473. LH, II, 520, welche die Frage 
bejahen. Dagegen \\iirde in Sir. 
XLVill, II, 654 mit Kecbt ange- 
nommen, dass eine solche Verfü- 
gung eine Verletzung der dieherr- 
iicben Autorität enthalte. 

10) Damit sich die Frau nicht 
in einem verdiichtigen Hause auf- 
halte. Locr6 ad Art. 26& Bei 
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iräg des ihr zu zahlenden Kahrungsgehaltes. Art. Die 
Frau hat jederzeit auf Verlangen nachzuweisen, dass sie sieh 
in dem bestimmten Hanse wirklich aoihalte; sonst kann d«r 
Mann die Zahlung des Nahrangsgehaltes Anstellen, auch, wenn 
die Frau der klagende Theii ist, sich der Fortsetzung des Rechts- 
streites weigern.^i) Art. 269. — 3) Die Frau, die mit dem 
Manne in Gemehisehaft der Güter steht, die Gtttergemeinsdiaft 
mag übrigens die gesetzlidie oder eine vertragsmässig modK- 
ficirte Gemeinschaft sein, ^2) kann, als klagender und als be- 
klagter Theil, sobald die Art 238. erwähnte Verordiiung 
erlassen worden ist, zu einer jeden Zeit und in weteber Lage 
sich auch der Rechtsstreit befinde, verlangen, dass zur Erhal- 
tung ihrer Keclitc die zum Gemeingute gehörende Fahrniss 
unter Siegel gelegt werde.^<9 Die Siegel können gegen den 
Willen der Frau nur unter der Bedingung wieder abgenommen 
werden, dass die Fahmlss inyentarishrt und gewthrdert wird; 
und es übernimmt der Mann zugleich die Verbindlichkeit, die 
inyentarisirten Fahmissstücke, gleich als wäre er ein tob dem 
Gerichte beeteUter WSditer, dereinst hi natura au&ufiefem,!^) 
oder aber für ihren Werth zu stehn.i^) Art. 270. Vgl. Art. 2060. 
Dieselben Massregeln wird die Frau auch dann zu ergreifen 



der Bestimmung dieses Aufent- 
haltsortes wird der Richter vor 

allen Dingen das Haus zu wählen 
haben , üijer welches die Parteien 
selbst übereingekommen sind. Arg. 
Art. 878 des C. de pr. 

11) Jedoch sind bei der An- 
wendung^ dieser Rcehtsnachtheile 
billiff die Umstinide des ^epebenen 
Falles KU berücksichtigen. Lass. 
II, 100. Groll», m, 241. Sir. 
IV, II, 95. XVII, L 8. 

12) Malev. und DelTine; ad 
Art. 270. 

13) Nur auf die im Art. 270 
erwühnten Sicherfaeitsmaasregeln 
kann die Frau antraten, nicht aber 
auf andere ; z. B. nicht auf Seque- 
stration. Jurispr. du C. c. II, 182. 



Sir. Vill, 11, 105. IX, II, 211. 
nicht aof die StöUmig eines Bür- 
gen. Lass. n, 104. Jpd. da C. 

c. VII, 453. 

14) Er darf sie also nicht ver- 
flnssem, ausgenommen, wenn dfe« 
Verüusscrung blos als eine Hand* 
lung der Verwaltunfr Itelrachtet 
werden kann. Delvinc. ad Art. 
270. Sir. IX, II, 47. »XLI, II, 
.548. 

15) Ueber das Recht des Man- 
nes ffcf^en die Anlegung der Sie- 
gel und üher das der Frau, gegen 
die EntSiegelung Einspruch einxw 
legen, s. über ersteres Lass. 
103. Gr Olm. III, 248 und über 
letzteres Delvinc. ad Art« 270. 
Sir. XIX, U, 27a. 
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berechtiget sein, wenn nnter den Eheleoten kdne Gütergemein« 
Schaft besteht, der Mann jedoch die Nntzniessung von dem 
Vermögen der Frau oder von einem Theile dieses Yermögene 
hat.^<9 — 4) Eine jede Verbindlidikeit, mit weldier der Mann, 
naehdem die Art. 288. erwiOinte Verordnung ergangen ist, die 
Gütergemeinschaft beiastet iiat, eine jede Yeräusserung, welche 
er nach demselben Zeitpunkte mit den anm Gemeingate geb(i* 
renden Liegensehaften yorgenommen bat, kann, in so fem ab 
der Mann das eine oder das andere erweislich zur BeeintrSch- 
tigung der Kechte der Fraa gethan hat, von dieser als nichtig 
angefochten werden.^?) jedoch Art. 2279. 

% 482. 

Anhang. Von der im Art. 310. enthallencn £hescheiduDgsursache, 

Wenn Eheleute Ton Tisch und Bette gesondert worden 

sind und die Sonderung drei Jahre lang gedauert hat, so kann 
der Ehegatte, welcher ursprünglich der beklagte Theil war, 
auf Scheidung klagen. Und das Gericht hat alsdann die Ehe- 
scheidung sofort auszusprechen, wenn anders niebt der Ehe- 
gatte, welcher ursprünglich der klagende Theil war, sich bereit 
erklärt, das gemeinschaftliche Leben sogleicli wieder herzu- 
stellen. Zu diesem Ende ist dieser Ehegatte, ehe das Gericht 
die Ehescheidung zulXsst, wenn er sieb nicht freiwilUg einfin- 
det, gehörig vorzuladen. Jedoch hat diese Ehescheiduiig nicht 
in dem Falle statt, da die Eheleute wegen eines Ehebruchs 
der Frau yon Tisch und Bette gesondert worden smd.^) Art. 
810. Der Grund dieser Ehescheidung ist der: Die Sonderung 
von Tisch und Bette wurde von dem C. c. nur aus Schonung 
iOr die Meinung derer zugebissen, welche die Ehescheidung 
fOr rebgionswidiig halten. Es schien aber, (ausgenommen in 

16) Delyinc. a. a. 0. Delvinc. ad Art. 271. Grolift. 

17) Die §. 313 von der actio III, 252. 

Panliana aufgestellten Grundsätze 1} Vgl. Uber diese Ehescheidung, 

find hier fchlechthin anwendbar. Grolm. III, 515. 
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dem oben angegebenen FaUe,) eine Ungerechtigkeit zu sein, 
wegen der religiösen Ansichten des Klägers auch den Beklag- 
ten auf Lebenszeit sa binden.^) 



S. 483. 



2) Von der Bheicheidanfr zu Folge der Uebereioitimmanf der 

Eliegatten. 

Bedingungen, unter welchen diese Eheschei- 
dnng allein suläesig ist: Der Mann muss wenigstens 
fünfiindzwanzig Jahre, die Frau wenigstens einundzwandg Jahre 
alt sein. Art. 275. Die Ehe muss wenigstens zwei Jahre lang 
bestanden haben. Art. 276. Sind die Efieleute schon seit zwan- 
zig Jahren mit einander verheirathet oder ist die Frau schon 
fDnfhndvIerzig Jahre alt, so ist diese Ehescheidung nicht wel- 
ter zulässig. Art. 277. Sowohl der Vater als die Mutter, ^ 
oder, wenn diese nicht mehr am Leben oder nicht im Stande 
sind, ihren Willen zu erldären,^) die übrigen Ascendenten des 
einen und des andern Ehegatten müssen (die letzteren hi der 
durch den Art. 150. bestimmten Reihenfolge,) ihre Einwilli- 
gung zur Ehescheidung geben. Art. 278.^^) 



2) Jedoch folgere iiiaii iiicraiis 
nicht, dass auch der ursprüngliche 
Kläger, wenn sicli in der Folge 
seine Ansichten ändern soUlen« 
noch aus dersel!>en Ursache, we- 

fen weicher er auf Sonderunfr von 
isch nnd Bette geklagt hat, auf 
Scheiduni? lilageB ItdoDe. Maley. 
ad Art. 310. 

1) Der S:itz (Art. 148), dass, 
wenn Vater und Mutter verschie- 
dener Meinung sind, die Einwilli- 
gung des Vaters hinreicht, ist hier 
nicht anwendbar. Auch die übri- 
gen Ascendenten müssen sammi 
nnd sonders, jedoch in der durdi 
Art 150 bestimmten Reihenfolge 
ihre Einwilligung erthcilen. T o u 11. 
II, 716. Merlin qu. m. divorce. 
GroloL UI, 297. Sir. XI, 1, 8. 
iMktrli, Fnai. Mnalli Ii Aul OL 



2) I)a.s (iA. des St.R. vom 27. 
Mess. 4. Therm. XHI. (S.451) wird 
anf diesen Fall niebt anwendbar 
sein. Causa divortii minime est 
favorabilis. Malev. ad Art. 278. 
Jedoch spricht für das Absterben 
der UrgroMeliern eine geaeCsliche 
Vermntnnng. Art 283. B.8. Laif. 
II, 130. 

3) Die Frau bedarf dagegen nicht 
einer Autorisation des Gerichts. 
Locr^ ad Art. 270. Grolm. IIL 
309. Eben so wenig ist in irgend 
einem Falle die Einwilli^rung des 
Familienrathes erforderlicii. Auch 
101 der Vorschlag dei Tribnnatof« 
die Scheidung liraft wechselseiti- 
ger Uebereinstimmnn*r auf kinder- 
lose Ehen zu beschranken, nicht 
in das GeseU aufgenommen worden. 

8 
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Wa» Yon d«n Eheleuten yorlftnfig geaoheliB 
mii8s, eke sie ihren EntsehluBs dem Riehter er* 

öffnen können. — Eheleute, welche entschlossen sind, die 
Ehe mit wechselseitiger UebereinstimmuDg su trennen, haben 
mror ihr gesammtes bewegliches und onbewegUches Yermd* 
gen inventarisiren und würdem zn lassen, auch ihre gegensei- 
tigen das Vermögen betreffenden Hechte und Ansprüche im 
Wege der Güte schriftlieh auseinanderaasetsen.^ Art 279. 
Die Verbindlichkeit anr Inrentarisinuig nnd Wttrdemng des 
Vermögens liegt den Eheleuten unbedingt ob, z. B. auch dann, 
wenn sie in gesonderten Gütern leben.^) Haben die Eheleute 
Kinder, so werden diese, die Volljährigen in Person, die Min- 
deijahrigen dnrch einen tutor ad hee, an diesen Torlftnfigen 
Verhandlungen hinzuzuziehen sein. — Die Eheleute haben 
ferner über folgende drei Funkte eine schriftliche ^3 Ueberein- 
konft an treffen: 1) Wem die in ihrer Ehe eraengten Kin- 
der dieils während der Priiftmgsseit, (d. L Ton der Zeit an, 
da die Eheleute ihren Entschluss sich zu trennen, dem Richter 
auerst erö&ieu, bis zu der Zeit, da die Scheidung aosgesiuro- 
dien wird,) theils nach der Scheidnog anTertraut werden sol» 
len; 2) in welchem Hanse die Frau während der PHIfhsgs* 
adt ihren Aufenthalt nehmen und bleiben soll; 3) ob und 
welche Summe der Mann während derselben Zeit der Frau au 
ihrem Unteriudte au geben hat Art. 880. 

Wie die Eheleute ihren Entschluss, sieh in 
trennen, dem Richter kund zu thun haben, und 
WMl das Gericht die Scheidung naeh Befinden an* 



4) Die Eheleute können sich, 
wegen der Auseinandersetzung ih- 
TW Ansprüche, nicht an die Ge- 
richte wenden. Allei mau im 
Wege der Güte geschehen. Locrö 
und Malev. ad Axt. 279. Las«« 

125. 

5) Merlin qn. n. divoree. 
Grolm. m, Sil Jpd. dn C. c 
XU 54. 



6) Martin tr. dessacc. n. 675. 
— Dieser Vormund ist , wie ein 

1'eder andere Vormund, Ton dem 
^amilienrathe zu ernennen. 

7} lieber die eine und die an- 
dere üt hereinkunft (Art. 279. 280) 
kann auch blos eine Privaturkunde 
aofgenommen werden, Proadk 

I, 310. Toall n» 7ia Laijb 

II, 127. 
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zulassen hat ^ Beide Eheleute haben sich, zusammen 
vmA in Petsottf liei dem PrSsideDten dei^tjeiiigidtt Qctficbtlt äet 
«riton liifltaiijB, ifi dessen Besfike sie fliiett Weiiirtlttf babttt^ 
oder bei dem SteÜTertreter des Präsidenten einenfinden, und 
ihm in Gegenwart zweier Nofarien, die sie mitbringen, ihren 
EntscUBSS m eridfireo. Art. 281. — Der Präsident etc; richtet 
bierwif «D sie, an beide Ehegatte» Bosaamiieli taoA än detf 
einen und an den andern Ehegatten insbesondere, in Gegen- 
wart der beiden Notarien die Vorstellungen and Ermabntinge!t]^ 
die er /llr xweekdienileh erachtet ^ tm sie vonf deid Sehritte) 
den sie beabsiefatigett , abaohalten^ er lieet ihnen das KafM 
des Gesetzbuches von den Wirkungen der Ehescheidung vor 
und entwiclcelt ihnen alle Folgen ihres Yorliabens. Art* 382« 
Wenn die Eheleute bei ihreü EntscUiisse bebarretf^ $A 
Stents ifan^ der Richter «länea Abt ans , dee Uialts , duli sie 
die Scheidung ihrer Ehe verlangen und in die Scheidung ein- 
wiliigoi. Hierauf haben die Ehelente sofort di^eaigen UriM^ 
te efninielehen nid in Hitede ddr beiden Ndtwfett lAkh 
denralegen, ämk weiiebe dargethan wird, dass in ümotlfAkh 
genden Falle die Scheidung zu Folge gegenseitiger Einwilligung 
tnlässig und dass ton ihnen den YorschriTten der Artikel 279« 
Genüge geschehn seL^ YgL Art 288. — Die IXm- 
rien^) haben über alles das, was fai Gemässheit der Art 281-^ 
284. gesprochen und gethan worden ist, ein umständlichedf 
ProtolKoU abau£assen. In diesem Protokoil« ist ni^ch der 
ErittiMning an gedenken, weAche der Biehter an die FraA in 
richten hat, dass sie sich in den nächsten vienmdzwanzig Stun- 
den in das Hau% über welches sie mit ihrem Manne überein- 
gekommen ist, zu begeben nnd in demselben, bis dass diei 
Bbewbeidvng ausgesprochen sei, (Art 294.) atif&nhaltto*hM>e.-M9 

8) Vgl. über diese Urkunden : nachbringen ? S. v. Hohnhorst 

h«s0. % 130. eYolita. m, 81(k JriKrV. de« O.-H.-^. te> XanMMAlll' 

Können die Bheleate die eine BI, 20. 

Oder die andere dieser Urkunden 9) Nicht der Richter fasst dieses' 

noch in der Ap|^lalloii«iiiBtaiM .oder ein anderöi' Protokoll ab, da- 

. 8* 
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Die ürsohrift ^ses Protokolls bleibt, sammt jenoii UitendM, 

welche übrigens dem Protokolle beizufügen sind, in den Hän- 
den des ältesten der beiden Notarien. Art. 284. — Die Ehe- 
lente baben die Erklärung, dass Bie aicb von einander trennen 
wollen, in den cfrsten vierzehn Tagen des nSchetfolgenden vier- 
ten siebenten nnd zehnten Monats ,^^) mit Beobachtung der 
nämlichen Förmlichkeiten, zu wiederholen. Jedoch haben sie 
jedenmal nur den Beweis, nnd awar mittelst einer Notariats- 
nrknnde, zu führen, dass der Vater nnd die Mntter oder dass 
die übrigen Ascendenteu bei ihrer zu der Ehescheidung früher 
ertbeilten Zustimmung beharren.^^} Art. 285. — In den näch- 
Btesk vierzehn Tagen nach Ablauf eines Jahres, dieses Jahr 
nach dem Tage der ersten Erklärung (Art. 381.) an gerechnet, 
haben die Eheleute zusammen und in Person ,^3) ein jeder 
Theil begleitet von zwei Freunden, welche nahmhafte Männer, 
In dem Bezirke wohnhaft i*) und wenigstens fttnfing Jahre alt 
sein müssen, bei dem PrSrfdenten des Gerichts oder bei dem 
Stellvertreter des Präsidenten sich einzufmden, demselben die 
Anslertigungen von den vier Protokollen, welche über Ihre 



mit auch der SdMtii eines gericht- 
lichen Verfahrens vermieden werde. 
Locr6 ad Art. 284. 

10) Wie, wenn die Frau dieseg 
Haiw verlassen sollte ? Alsdann kann 
das Gericht das Suchen um £he- 
8chcidini{j, nach Befinden, verwer- 
fen. S. jed. iiroiui. III, 319. 

11) Nicht firtther nicht spilter; 
widrifrenfalls ist der Anlrajg- auf 
Ehescheidung als nicht {geschehen 
zu betrachten, Sir. XI, I, 8. Auch 
dann if t dfero Vfiti atreng einsa- 
lialten, wenn die Eltern von ih- 
rem Wohnorte abwesend sein soll- 
ten. Merlin qu. m. divorco. — 
S. jed. V. II o h n h u r s t, Jahrb. d. 
OHG. zu Mannheim, m, 195. 

12} Wie, wenn die Eltern im- 
mittelst verstorben sind? Dann 
wird die Einwilligung des folgen- 
den Gvadei erforderlicb aein. L t a a. 
n, lat KU, lat Orolob m, 



323, welcher annimmt, dass, wenn 
die Eheleute den Todesschein bei- 
brin^ren, die Sache schlechthin ih~ 
ren Fortj^ang habe. 

13) In einem Muthfalle würde 
aich der PrSaident in die Woh- 
nung der Eheleute zu begeben ha- 
ben. Grolm. III. 341.' Dasselbe 
gilt von allen den Erklärungen, 
welche von den Eheleuten in Per- 
aon SU Ibnn aind. 

14) „De denx amis , peraonnea 

notables dans Tarrondiaaement.* 
Als der C. c. abe^cfassl wurde, 
gab es in Frankreich, in einem 
jeden (icmeindebezirke, des no- 
tablea eonatitntionnda, Bttrger, wel- 
che gewisse politische Vorrechte 
hatten. Jetzt ist die Stelle von 
namhaften oder ehrbaren Bürgern 
flbwhanpt anaraiegen. Ha 1 e v. ad 
Alt m LaaaTlL 133. 
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wechselseitige Einwilligung in die Ehescheidung aufgenommen 
worden sind, sammt allen zu diesen Protokollen gehörenden 
Urkunden y jeu Überreidien, und von Ihm, ein jeder Theil be- 
sonders , jedoch in Gegenwait des andern, so wie in Gegen- 
wart der vier Freunde, die Zulassung der Ehescheidung zu 
erbitten. Art 286. — Wenn nun die Eheleute, ungeachtet 
der Voistellnngen, welche ihnen von dem Richter nodunals, 
80 wie von jenen Freunden, zu machen sind, bei ihrem Vor» 
satze beharren, so ist ihnen von dem Richter ein Akt über 
das aniiebradite Suchen und über die erfolgte Einreichung der 
das Suchen unterstfitaenden Urkunden auszustellen. Der Ge- 
richtsschreiber hat über den ganzen Vorgang ein Protokoll m 
fertigen, welches sowohl von den Parteien, (wenn diese anders 
Dicht erklären, dass sie aus Unkunde oder wegen eines phjr- 
slschen EDndemisses nicht unterzeiohnen ki^nnen, yon welcher 
Erklärung alsdann im Protokolle Erwähnung zu thun ist,) als 
von den vier Freunden, von dem Richter und von dem Ge- 
richtsschreiber zu unterzmchnen ist. Art. 287. — Unter dieses 
Protokoll sdir^bt der Richter sofort die Yerffigung, dass von 
ihm in den iiäclisten drei Tagen em Vortrag aus der Sache 
an das Gericht in dem Berathungszimmer erstattet werden 
solle. Zugleich verordnet er, dass die sänuntlichen Urkunden 
und Schriften durch den Gerichtsschreiber dem Kronanwalte 
raitgetheilt werden sollen, damit dieser zuvor seine Anträge 
sciiriftlich einreiche. Art. 288. — Findet der Kronanwalt, dass, 
sowohl was die Bedingungen dieser Ehescheidung als was die 
Förmlichkeiten der Verhandlung betreffe, dem Gesetze allent- 
halben Genüge geschehen sei, so hat er seinen Antrag so zu 
Stellen: „Das Gesetz erlaubt die Ehescheidung^; 
in dem entgegengesetzten Falle stellt er sehien Antrag so: 
„Das Gesetz ist der Ehescheidung entgegen.^ 
Art 289. Das Gericht, an welches, wie gedacht, Vortrag 
aus der Sache zu erstatten ist, hat sich eben so auf die Er- 
örterung der Frage zu beschräncken, ob in Ansehung jener 
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Punkte dem Gesetze vollkommen Genüge geschehn 8ei. Ist 
das Resultat dieser Erörterung dem Suchen der Eheleute gün* 
fltig, BO ISaat das Gericht die Ehesoheidung su mid Terweiet 
die Parteien an den Beamten dee Civllstandes, damit dieeer 
die Ehescheidimg anespreciie (§. 484.). In dem entgegenge» 
getstea Falle erklärt das Gericht, mit Anführung der Entschei- 
dmgegrtfndey daee die Ehescheidung nicht sugelaasen 
werden k9nne. Art. 990. Uebrlgene ergibt eich theils aas 
den Art. 289. 290. theils aus dem Zwecke der die Eheschei- 
dung durch wechselseitige Uebereinstimmung betreffenden ge- 
■eiallclien YeiBchriileni (wacher dahin gdit, diese Eheadiei- 
dmig mQgHclitt an erschweren,) der Grandsats, daes, wmi 
die eme oder die andere dieser Vorschriften nicht beobachtet 
worden ist, die Ehescheidung für unsuiSssig zu erklären ist, 
Jedoeh können die Parteien , wenn sie mit ihrem Sachen ab- 
gewiesen werden sind, dassellye Verfidiren von nenem begin- 
nen.^5) — Wenn das Gericht die Ehescheidung für unzulässig 
erklärt hat, so ist gegen dieses Urtheil das Rechtsmittel der 
Beniteng jedoeh nnr in so fem statthaft, als es Tca beiden 
Ehelenteo, (ren dem etaien nnd von dem andern Ehegatten 
aber nutteist eines besondern Aktes J frühestens am zehnten und 
lyätestens am swaniigsten Tage von dem Tage an gerechnet, 
an wekhem das Urtheii gespfochen worden ist, eingewendet 
wird.**) Art. 291. Die Ehegatten haben die Appellationsakte 
sowoiü einander gegenseitig, als dem Kronau walte bei dem 

15) Haley. ad Art. 294. Lais. Scheidnng ausgesprochen liat, forl- 

ü» tSS. dauern inuss. S. Art. 204. — Die 

A]>[)ellationsfrisl Ifluft von dem 

16} Ist die Ehescheidung in dem Tage des gesprochen(>n Unheils an, 

Urtheile zugelassen worden, sobe- da das Urtheil in (jcgenvvart bei- 

fhirf es der Appellation nicht, mn der Fkrteien gesprodieii wird. ^ 

dem Urthcile die Kraft Rechtens Die Appellation kann nicht vor 

zu benehmen. S. Art 294. Ap- dem zehnten Tage eingewendet 

pelKrt in dem entgegengesetzten werden, damit die Sache von den 

FsUt, aar der eine Bhi^tte, ao PaHeien deato reiflieher erwogen 

kann die Bernfiing om desswillen werde. V^I. Locr6 u. Haler, 

nirhi zugelassen werden, weil die ad Art. 291. — Der Kronanwalt 

wech^lseitige Uebereinstimmunfi^, hat nicht das Hecht xu appellixen« 

Us daas der Beamte des Cat. die Lasis. U, 134. 
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€Melit6 der mtm Instens muteDto m hmem, Art. 99d. Die- 
ser hat sodann in den nächsten zehn Tagen, von dem Tage 
an gerechnet, an welchem ihm der «weite Appeilationeakt sfOH 
geitellt worden ist, die Ansferdgung dee In der ersten Instina 
gesprochenen Urtiieflee sammt den übrigen Aktenstücken an 
den Kronanwalt des Appellationsgerichtshofes einzusenden , 
worauf dieeer Kronanwalt in den nl&chaten sehn TagM naeh 
Eingang der Aktenelttcke seine AatrQge sehilftUch einiorei- 
chen, der Gerichtshof aber in weiteren zehn Tagen, auf einen 
von dem Präsidenten oder von dem Stellyertreter desselben 
in dem Berathungsaimmer an erstattenden Vortrag, das £nd- 
nctheil an sprechen hat^^ Art. 208. 



$. 484. 

Von der Aofspreelnng der lüiefebeidaiiff durch den Beamttti des 

Civibtsadei. 

Die Ehescheidwig mag ans einer hestimmten Ursache oder 
an Folge der wechselseitigen Uebereinstimmnng der Ehdente 

verlangt worden sein, in beiden Fällen kann das Gericht die 
Scheidung nur für zulässig erklären; dagegen ist es die 
Sache des Beamten des Givilstandes,^ die Ehescheidong, wel- 
che das Gericht für anlüssig erklftrt hat, ausznsprechen.^ 



17) Die im Art. 202 bestimm- 
ten Fristen sind nur Regeln für 
den Richter. Die Nichtbeobacbtunff 
derselben hat keinen Einfluss auf 
die ZvIissiskeH der Scheidimg. 
Gr Olm. III, 337. — « Kann geffen 
das Endurlheil das Rechtsmittel der 
Kassation eingewendet werden? 
S. Ebend. a. a. 0. Jpd. du C. 
e. XVI, 54. und oben 480. Aa- 
merk. 43. 44. 

1) Des kompetenten Beamten. 
Vgl. Sir. vm, I, 31 Ö. 

3) Hat die Anasprechung der 
Ehescheidung durch den Beamten 
des Cst. rückwirkende Kraft, gleich 
als ob die Ehe durch das Urtheil 
gef chieden worden wäre 'i Konnte 



also z. B. der aebnidijre Theil nach 

dem Urtheil nicht weiter die Schen- 
kungen widerrufen , die er dem 
unschuldigen Tbeile während der 
Ehe gemacht hatte? Die (»habende 
Meinung dürfte den Vorzug ver- 
dienen. Das Urthei! scheidet die 
Eheleute veluti sub conditione sus- 
pensive. Die Aussprechung der 
Ebescheidung ist nun die Volli|e* 
bung des Scheidungsurtheiles. — 
•Richtiger durfte die, dem Urtheil 
Rh. Arcb. XL V II, 1, 79 zu Grunde 
liegende Ansiebt fein, dasf dei* 
Ausspruch der Ehescheidung durch 
den Civilstandsheamten keine rück- 
wirkende Kraft hat. Das Urtheil 
scheidet die Eheleute nicht, e« er" 
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Art. 258. 260. 264—266. 290. 294. — Wenn nun die Ehe- 
scheidung 1) aus einer bestimmten Ursache durch 
ein in letzter Inatans geq>rocfaeiie8 oder durch ein rechtakräf- 
tigef Urtfaeü ftir solässig erkUrt worden ist, 80 hat sieh der 

Ehegatte, welcher das Urtheil erwirkt hat, in einer Frist von 
zwei Monaten bei den^ Beamten des Clvilstandes in Person 
einzufinden,^) um Ton diesem die Ehescheidung aussprechen 
zu lassen. Das Erscheinen der Gegenpartei ist nicht erfor- 
derlich; jedoch muss dieselbe zum Miterscheinen gehörig vor- 
geladen werden. Art. 264. Wenn der Ehegatte, welcher ob- 
gesiegt hat| diese Frist vorbeistreichen iässt, ohne sich bei 
dem Beamten des CSvilständes einzufinden, oder ohne dass er 
die Gegenpartei zum Miterscheinen hat vorladen lassen, so ist 
er des Kechts, weiches ihm zu Folge jenes Urthciles zustand, 
Teriustig. Er kann nun die gesetzliche Ehescheidungsursache, 
aas welcher er geklagt hatte, nur in so ferne einer neuen 



Iheill nur den Parteien die Befog- 
niss, die Scheidung von dem Ci- 
vilstandsbeatnten aussprechen zu 
lassen. Danach beantwortet sich 
aacb die Fraf^e, mit welchem Taffe 
die Auflösung der ehelichen (lU- 
terf^emeinschaft eintritt: sie tritt 
erst ein mit dem Tage des Aus- 
spruchs der Ehescheidung. 

3) Bs genttgt nicht (wie man 
ans dem Art. 260 schliessen könnte), 
wenn in dieser Frist der obsic- 

Sende Theil den Gegentheil nur 
at Torlftden lassen. Malev. ad 
Art. 266. La 88. II, 95. — (Jeher 
den Tag, von wrichem an diese 
Frist zu laufen be|(innt, s. Art. 265. 
(Ist Kassation gesucht, das Suchen 
aber verworren worden« so wer- 
den die zwei Monate von dem Taj^^e 
des g-esprocheneri Urthciles zu laufen 
anfangen. Delvin c. ad Art. 205.) 

4) Also, durch einen BeToII-> 
nächtigten kann die Partei nicht 
erscheinen. In einem Nothfalle 
würde sich der Beamte zu dem 
Ehegatten ins Haus zu verfugen 
haben. Grolm. IH, 225. » Die 



Gegenpartei hat nicht das Recht 

zu diesem Antrage. *Rh. Arch. 
XII, I, 75. — Wie aber, wenn die 
Partei, welche das Urtheil erwirkt 
hat, stirbt,' ohne den Antrag ge- 
macht zu haben? hOnnen alsdann 
die Er])eTi dieser Partei annoch 
den Antrag machen? oder kann 
das Urtheil nun nicht weiter in 
Yoilsiehung gesetst werden? oder 
kommt es den Erben zu statten, 
ohne dass die Scheidung nun noch 
ausgesprochen zu werden braucht ? 
Die Ausleger sind Ober diese Frage 
getheilter Meinung. S. Lass. II, 
109. Grolm. III. 2(\H. Merlin 
ro. divorce. v. 11 o h n h o r s t, Jahrb. 
1829. p. 61. Bad. Annalen I, 
239. Rh. Arch. IX, I, 62. Die 
zuletzt angedeutete Meinung dürfte 
(als die billigere und arg. Art. 299 
Ycrbis: contre leouel le divorce 
aura 6t6 admisj den Vorzug 
verdienen. Ein Urtheil für diese 
Meinung s. in der Jpd. du C. c. 
VI, 417 und bei Sir. VI, 11, 13Ü. 
*A. M. Rh. Arch. IX, I, 62. Vgl. 
nncii oben §. 478. Anm. 2. 
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Klage zum Grunde legen , als er sie auf Thatsachen bauen 
kaoD, welche von einem spätem Dato, als jenes ürtheli siud.^) 
Jedoch kann er, wenn er aas derselben Ursache wegen neuer 
Thatsachen klagt, diese Thatsadien durch die früher angeführ- 
ten unter8tützeii.^J Art. 266. — Wenn die Ehescheidung 2) zu 
Folge der wechselseitigen Uebereinstimmung der 
Ehegatten angelassen worden ist, so haben sich beide 
Ehegatten, in den nächsten zwanzig Tagen von dem Dato des 
ürthciles'3 au gerechnet, welches die Scheidung für zulässig 
erklSrtliat, zusammen und in Person^} bei dem Beamten 
des Giyilstandes freiwillig') einzufinden, um die Eheschei- 
dung aussprechen zu lassen. Wenn sie diese Frist vorbei- 
streichen lassen, so ist jenes Urtheil als nicht gesprochen zu 
betrachten.10) ArL 294. — Der Beamte des Civilstandes hat 
in dem einen und in dem andern Falle (1. und 2.) Über die 
von ihm ausgesprochene Scheidung einen Akt aufzunehmen und 
denselben in die Standesbücher einzutragen.^^} 



5) Also , diese Vorschrift des 
Art. ist nicht auf den Fall anwend- 
bar, da der Ehegatte eine an- 
dere f^esetzliche Scheidnngsursa- 
che seiner Klage xam Granae legt. 
Daher das Worl: reprendre, 
im Artikel. 

6) Auch die früher angeführten 
Thatsachen ktfimen zn diesem Zwe- 
cke benutzt werden, welche in der 
TOrigen Sache als zur Bei,''ründung 
der Klage nicht hinreichend ver- 
worfen worden sind« Sir. XV, 
I, 380. — Vffl. S. 477. Anro. 8. 

7) Der Art. sagt zwar : Kn vertu 
de l'arret etc. . d. i. des IJrtheilcs 
der zweiten Instanz, des kOnigli- 
cben Gerichtshofes. Br ist aber 
auch von einem Urtbeile der er- 
sten Inslnnz (von einem jugement) 
zu verstehen. (Kin Kedaktionsfeh- 
1er.) Grolni. III, 341. 

8) Die Anm. 3 an Anfang gilt 
aucli von diesem Falle. Lass. II, 
134. Grolro. III, 343. Den Er- 
ben der Eheleute kann das Urtheil 



schlechtbin nur in so fem an stat- 
ten kommen oder entgegengesetzt 
werden, als die Eheleute der Vor- 
schrift des Art. 294 (ieniige gelei- 
stet haben. 

9) Eine Vorladung zum Er- 
scheinen ist nicht zulässig. Alles 
muss bis zum letzten Augenblicke 
von dem freien Willen beider Ehe- 
gatten ausgeben. DelTinc ad 
Art. 294. 

10) Mit Vorbehalt des Rechts, das 
Verfahren ven neuem zu beginnen. 

11) In Gemftssheit der Formn- 
lare , welche die Regierung den 
Beamten des Civilstandes mitge- 
theilt hat, pflegen zu dieser Hand- 
Innif zwei Zeugen hinzugezogen 
EU werden. Lass. II. Zus. S. 2. 
— Wenn der eine oder der an- 
dere Ehegatte Handel treibt, so 
ist noch überdiess dem Schciduugs- 
nrthelle anf die im C. de e. Art. 
66 jct. Art. 872 des C. de pr. be- 
stimmte Weise Offenkundif^eit au 
geben. 
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485. 

Von den rechtlichen Wirkangen der Ehetcheidung — im allgemeinen. 

Die gegenseitigen Rechte und Verbindlich- 
keiten der Eheleute, als solcher, hören von dem 
Aagenblicke an auf, im welchem die Eheschei- 
dung reehtskrftftig für BulttssijEr erklärt worden 
ist, vorausgesetzt, dass hierauf der Beamte des 
GiTÜstandes die Ehescheidung ausgesprochen 
hat Vergl. ^ 484. Anm. 9. — Hieraus folgt a. B. 1) Die 
Redite, weldie ^n Ehegatte, als solcher, für seine Person oder 
an der Person des andern Ehegatten hat, stehn einem geschie- 
denen Ehegatten nicht weiter au. Es kann daher z. B. eine 
geschiedene Ehefrau den Namen ihres gewesenen Ehegatten 
nur noch mit dem Znsatse „geschiedene^ (a. B. geschiedene 
Ehefrau des N. N.) liihren.Q Eine geschiedene Ehefrau kann 
nicht auf die Entmündigung ihres gewesenen Ehemannes an- 
tragen, (Art. 490.) oder den Entmfindignngsprocess, den sie 
Tor der Scheidung gegen ihren Mann angefangen hatte, fort- 
stellen.^} Sie bedarf dagegen nicht weiter der Autorisation 
ihres gewesenen Mannes. — 2) Das Vermögen des einen 
Ehegatten ist von nun an gesondert yon dem Vermögen des 
andern Ehegatten. Es wu*d daher durch die Ehescheidung 
z. B. die eheliche Gütergemeinschaft aufgelöst oder die Nutz- 
niessung, welche der Mann an den Gütern der Frau hatte, 
aufgehoben. Art. 1441. Vgl. den aweiten Abschnitt dieses 
Hauptstücks. — 3) Geschiedene Khcleute können nicht weiter 
einen Anspruch auf Unterstützung an einander machen. S. je- 
doch Art. 279. 301. und 486. 487. — 4) Das gesetsUche 
Erbfolgerecht, welches den Eheleuten gegrenseitig zusteht, wird 
durch die Scheidung, sowohl durch die aus einer hestimmten 

1) Las s. II, 106. Brauer nun 2) Denev. J. Xll, S. 90. 
Z. m a. 
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Ursache als durch die zu Folge der Uebereinstimmung der 
Eheleute, sehlecbthm 3} aufgehoben. AiU 767. 

Von der oben gedachten Zeit an hören auch 
in Besiehung auf dritte Personen alle die recht* 
liehen Folgen auf, weiche allein In der nun auf- 
gelösten Ehe ihren Grund hatten;*} dahingegen 
hat die Ehescheidung nicht schon ihrem Wesen 
nach (d. i. abgesehn von den Ausnalinien, welche besondere 
gesetzliche Vorschrift oder der Titel eines Rechts von dieser 
Regel maclien kann,) auf diejenigen Rechte Einfluss^ 
welche während der Ehe von den Eheleuten*ge* 
gen dritte Personen oder von dritten Personen 
gegen die Eheleute, wenn auch in der rechtli- 
chen Eigenschaft, welche die Eheleute als solche 
hatten, jedoch noch überdiess aus einem andern 
Grunde, erworben worden sind. — Es hat daher z.B. 
die Ehescheidung nicht schon ihrem Wesen nach die Folge, 
dass sie die elterliche Gewalt aufhöbe oder yeränderte, od^ 
dem gegenseitigen Erbrechte der Eltern oder der Kinder Ein« 
trag thäte. Denn alle diese Rechte beruhen zugleich auf der 
Thatsache der Zeugung. Eben so wenig wird durch die Ehe- 
scheidung das Eheliindemiss der SchwSgerschaft beseitiget Denn 
dieses Ehehlnderniss beruht zugleich auf der unter den Ehe- 
leuten (wirklich oder präsumtiv) statt gehabten Geschlechts- 
gemeinsehaft^) — Dahingegen ist ein geschiedener Ehegatte 
nidit weiter verbunden, seine Sehwlegereltem (nöthigenfall^ 
zu unterhalten, und umgekehrt.^) Arg. Art. 206. n. 2. 



3} Auch der kIag:cDde (der ua- 
schuldige) £hägatte wird dieses 
Rechts Terliutijf. C habet com- 
ment. sur In loi relative aux aiic- 
cess. ad Art. 767. 

4) S. jedoch über den Fall, da 
sie die Ehetcfaeidang bOtU'eherweise 
verheimlichet hätten. L a s s. II, 

5) Vpl. 8. 84. — Z. B. man 
kana «6lh«t nicht die lochter tk^ 



liehen, weiche die geschiedene Frau 
in einer zweiten Ehe erzeugt hat. 
A. M. ist Hilf ard: aar la que- 
stion de sRvoir si, et en quel sens 
les donations enlre — vifs de biens 
Drosens font passer au donataire 
les dettes du donalear. Heidelb. 
1812. 4. im Anh. 

6) Bousquet ftd Artikel 306. 
Gr Olm. 1I| m. 
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Des Ehehindemiflses, das nach Art. 295. aus einer jeden 
Ehescheidung entsteht , ist schon oben (§. 469,} Erwähnung 
geschehn. 

486. 

Von den rechtlicben Wiriumgen der EheMbeidimg ans einer bettinm- 

ten ürrache. 

Wenn die Ehe aus einer von den ^ 277. angegebenen 
UrBachen 1) geschieden worden ist, 80 yerliert der aehuldige 
Theü, (und zwar von Rechtswegen,) 2) alle die Tortheile, welche 
ihm der unschuldige Tiieil, sei es im Heirathsvertrage oder 
mittelst einer während der Ehe gemachten Schenkung, zuge- 
wendet hat, Art 299. sollte auch der Geber auf das Recht, 
diese Vortheile in dem Falle einer Ehescheidnng za widerm* 
fen, in voraus verzichtet haben. Da übrigens diese Straf- 
drohung nur die dem einen Ehegatten von dem andern aus- 
gesetzten Yortheile betrifft, so mnfasst sie weder das Eigen- 
thnm der Ehegatten an dem Gemeingute, noch das Hdraths- 
gut der Frau, noch die Schenkuugeu, welche dem einen oder 
dem andern Ehegatten oder beiden von dritten Personen ge- 
macht worden sind. Es kann also z. 6. die Fr:aa, auch wenn 
sie der schuldige Tbeil ist, die Theüung des Gemeingutes oder, 
nach der Verschiedenheit der Fälle, die Ausantwortung des 
Heirathsgutes fordern.^) Es kann ein Dritter, die Schenkun- 
gen, die er den Eheleuten gemacht hat, nicht aus dem Grunde 

1) Von dem Falle des Art. 310 hat, entoieht dem schuldigen Ehe- 
handeln die Vorschriften der Art. i^atten die ehelichen Y«rtheile niclit. 
295 big 304 (ober die rechtlichen R h. Arcb. IX, I, 62. Vgl. anch 

Wirkungen (l( r Ehescheidung) nicht. 484. Abid. 4. 

Denn erst durch ein späteres Ge- o"\ *Vffl K 494 

setz wurde die Ehescheidungsur- « ,. - n i 

aaebe des Art. 310 den flbri|reii v i '19 n 1 ? / 

beigefügt. Jedoch die Vorschrif- 3b8. Vgl. 1. U. D de donat 

ten der Art. 295. 20(>. 303. 304. "»tcr virum et uxor. - Aber n a c h 

und zu Folge ihres Grundes auch «er Bhcscheidunif kann der 

auf diesen Fall anwendbar. — *In «nicbuldige Ehegatte allerdings auf 

allen Fallen jedoch muss die Schei- 1 v'"l ''^^'^^^^ 

dung wirklich ausgesprochen sein. «u v^. * , 

Der blosse Umstand, dass das ür- 4) Malev. ad Art. 299. Lass. 

theil, welches die Scheidung au- II, 109. Strenger war das altere 

lorisirt, die Reehlakrafi bef ehritlea. Recht. S. X e r lin qa. m. dotat. §. Y. 
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widerrufen, weil gegen den Donatar die Scheidung für zulSaiigf 
erkannt worden ist, wenn sich anders nicht der Geber das 
Becht des KiiciLfalles auf den Fall einer Scheidung vorbehal* 
ten hat^) — Dagegen verbleiben dem unschuldigen Gatten 
(and Kwar von Rechtswegen) alle die Vortheile, welche ihm 
von dem andern Ehegatten in dem Ileirathsvertrage ausge- 
setzt worden sind, sollten sie auch wechselseitig bedungen 
worden sein.^ Art 300. Und eben so verbleiben ihm die 
Schenkungen, welche ihm während der Ehe von dem andern 
Ehegatten gemacht worden sind, wenn anders dieser nicht, 
was ihm zu thun Ireisteht, vOr der Ehescheidung^ diese Sehen* 
knngen widerrufen hat.^ Uebrigens rerbleiben dem unschul- 
digen Ehegatten die ihm ausgesetzten Yoitheile nur in der 
Maasse, wie sie ihm ausgesetzt worden sind, mithin die für 
den überlebenden Miegatten ausbedungenen nur auf den Fall, 
dasB der unschuldige Theil den schuldigen überlebt.^) Art. 1453. 
1518. und Arg. h. A. auch arg. Art. 300. Wenn dem un- 
schuldigen Ehegatten keine Yortheile ausgesetzt .worden sind, 
welche er in GemSssheit des Art 800. sofort besieht, oder 
wenn die dem unschuldigen Ehegatten ausgesetzten Vortheile 
nicht zu seinem Auskommen hinreichen, so kann das Gericht 
diesem Ehegatten, vorausgesetzt, dass er sich nicht von seinen 
eigenen Einkfinften zu ernähren vermag, einen Ndmmgsgfr* 



5) Proudb. I, 324. Grolm. 
III, 369. Vgl. die Obss. du irib. 
ad Art. 290. A. M. ist (arg. Art. 
1181.) Delvinc. ad Art. 299. 
(Hart ist der Satz allerdings. Aber 
das ist noch kein Grund von der 
Regel abzuweichen. Der Arl. 1131 
ist auf den vorliegenden Fall kei- 
netweff anwendbar. Die Sehen- 
knnj:;' war ursprUnfjlich nicht eine 
obligatio sine causa. NurdieUm- 
ikände haben sich verändert. 
Kann man aber anndnnen, dasi 
die clausula rebus sie stantibus in 
einer jeden Schenkung ipfO jnre 
enthalten sei?) 

6) Jedoch mit Vorbehalt der Yer* 



bindlichkeit, welche einem jeden 
Donatare obliegt, den Geber nö- 
thigenfalU zu ernähren. Touil. 
n, 747. 

7) Delvinc. ad Art. 3Ü0. Du- 
rant. II, 051. Grolm. m» 374. 

A. 3T. sind P r o n d h. 1, 319. T o n IL 

II, 713, welche annehmen, dass 
diese Schenkungen schon von dem 
Tage an, an welchem die Art. 238 
erwähnte Verordnung erlauen wor- 
den ist, dem unschuldigen ThcM'Ie 
unwiderruflich gehören. (Billig 
ist diese Meinung allerdings.) 

8) La SS. n, 118. Jpd. du C. c. 
1807. U, 49. IX, 49. 
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halt auf das Verm5|;6D det Bchnldigen Th^es in dem VHli^e, 

welches die Eheseheldiiiig znlässt,^) anweisen, ^o) Dieser Nah- 
xungsgehalt darf jedoch nicht den dritten Theil der Einkünfte 
des Sehttldneis übersteigen. Die Verbindlichkeit, diesen Ge- 
halt sa entrichte hQrt swar nicht mit dem Tode des Sefanld- 
ner8,i9 ^^^^ ^^^^ wenn der unschuldige Theil zu 

besseren Vermögensumständen gelangt oder wenn der schul- 
dige Ehegalte nicht weiter im Stande ist, den Gehalt an sdw 
len.1^ Art 301. und arg. Art 801. nikd 308. 

Die Rechte der elterlichen Gewalt stehen nach erfolgter 
Ehescheidung allein dem miscliuki leiten Ehegatten zu, gleich 
als ob der andere Ehegatte mit Tode abgegangea wSie; je- 
doch mit Vorbehalt der Ausnahmen , w^he das Geseta to» 
dieser Regel macht oder dem Richter von dieser Regel zu 
machen gestattet Zu Folge des angestellten Grundsataes 



9) Also — nicht sclion während 
des Prosesses kann dieser Gehalt 
dem unsdiuldigen Ehegatten aus- 
geaetst werden. Jpd. du C. c. VT, 
118. Sir. VI, II, 52. Eben so 
wenig kann der unschuldige Ehe- 
gatte einen llihningsgehalt eirsi in 
4er Folge verlangen, wenn dieser 
ihm nicht schon in dein Scheidunffs- 
urtheiie ausgesetzt worden ist. Denn 
die Eheleute sind nun im Verhält- 
niaae sn einaader als dritte Per- 
sonen SU betrachten. (Daher sa^t 
auch der Art. 301 le tribunal etc.) 
Jedoch nehmen Andere an, dass 
es Mnvdksbe, wenn nar dai Be^ 
dttrfniss zur Zeit des geB]iro- 
ebenen Urlheils vorbanden war. 
Vgl. über diese Streitfrage : Locrä 
ad Artikel 301. Lass. II, 117. 
Gr Olm. III, 383. Sir. VI,n,55. 
68. XVI, II, 142. Jpd. 4a C. c 
V, 312. VI, 253. 

10} Auch kann das Gericht be* 
aoadere Terf&gungen irefflMi^ um 
die Anssahlang dieaes Nahrun^s- 
gehaltes zu sichern. Es kann z.B. 
verordnen, dass der Mann die ge- 
achie4eiie Frau wegen dieses Ge- 
halies auf 4ie Zhisen vea elaen 



Kapitale, das er ausstehen bat, oder 
auf ein anderes freies Einkommes 
anraweiaen habe. Sir. XXVIil, I, 
279. 

11) Sir. XXVI, II, 48. 

12) Mithin auch wenn der un- 
ichaMIgtt Theil eine neue Ehe aln 
schliesst. Ohas, du tribunat. ad 
Art. 301. Dagegen liegt dem schul- 
digen Tbeile die Verbindlielikeit 
zur Unterhaltung vor allen andern 
ob. Jpd. du C. e. n, 98. 

13) Aus dem einen und dem an- 
dern Grunde kann dieser Nahrungs- 
gehalt in der Folge auch erhöht 
oder vermiiidert werden. Arg. Alt. 
208. 209. 

14) DerC. c. enthält nur einige 
wenige besondere Vorschriften über 
den Einflosa der Ehescheidung auf 
die Rechte der ellerlidien Gewalt. 
Daher die grosse Verschiedenheil 
der Meinungen über diesen Gegen- 
stand. Der im Paragraphen auf-** 
gealeilie Gmodsats durfte theila 
durch Schlüsse, die aus jenen be-* 
sondern Vorschriften (z. B. aus Art. 
302 — 304. 386) gezogen werden 
kennen, theib durch das IntttpeMo* 
4er Ihi4flr vMagswelie rnttttatOil 
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üteht & B. Yonnondscbaft über die in der IShB enengten 
Kinder dem onschuldigen Ehegatten sa;^^ jedoch so, daas 

der Richter, auf Antrag der Familie i^) oder des Kronanwal- 
tes, wenn es der Vortheil der Kinder erheischt, auch den 
andern Ehegatten und selbst eine dritte Person mm Vormunde 
ernennen oder doch die Erziehung der Kinder dem andern 
Ehegatten oder einer dritten Person übertragen kannJ^) Art. 
302. und arg. h. Art. Wem übrigens auch die Erziehung der 
Kinder von dem Richter übertragen w<»den sei, allemal wird 
dem dnen mid dem andern Ehegatten das Recht sostehn, auf 
die Pflege und auf die Erziehung der Kinder ein wachsames 
Auge au haben. Art. 303. Zu Folge desselben Grundsatzes steht 
femer die eiterliehe Nntoiiessung diem unschuldigen Eh^atten 
und nur diesem zu. Ist also die Frau der unschuldige Thefl, 
so hat diese, und zwar sofort nach der Ehescheidung, die 
elterliche Nutaniessung. i^) Art 386. — Die Ehescheidung 



werden hiOnnen. \f([, über diese 
Streitfrage: Locr^ ad Art. 302. 
Proudh. I, 328. Tuullier II, 
1094f. DelTinc. f, 200. Lasa. 
II, 213. Grolm. III, 390. Jpd. 
du C. c. 1808. I, 337. X, 329. 

15) Eben so das Recht, den Kin- 
dern einen Yormuad zu ernennen, 
aie zu emancipiren. Wean aieh 
die Kinder verheirathen wollen, so 
haben sie zwar beide Eltern um 
ihre Einwilligung {od&r um ihren 
Rath) sa eraachen. Aber die Bia- 
williguog des unschuldigen Theilea 
(des Vormundes) , gibt den Aus- 
schlag. (Ein Artikel des Entwur- 
fes, welcher dieses Einwilligungs- 
ledit betraf, — et felfto uDaiil- 
Idbar auf den Art. 149 des C. c. 
— wurde bis zur Berathung Uber 
den Titel von der Ehescheidur.^ 
ausgesetzt, in der Folge aberniobl 
wieder in Ancegnug gdiracht.) « 
Dem Ehegatten, weicher die Vor- 
mundschaft verwaltet, ist jederzeit 
ein Geeeuvormund zu bestellen. 
ihn. SA. 3900 TeuiL «. a 

16) Uli Onttchlen des Fami- 



lienrathes braucht nicht die Gründe 
zu enthalten. Sir. XXII, II, 161. 
*Rh. Arch. XXXV, 1,206. 

17) NIeihI aber tob Amtswegen. 
Sir. XXXV, II, m 

18) Toullier a. a. 0. Sircy 
XXVIII, n, 167. Auch kann der 
Richter eine früher wegen der Er- 
siehang etc. deir Kinder getroffene 
Verfügung in der Folge abändern. 
Sir. XXXni, II, 446. - Verwaltet 
die Mutter, als der unschuldige 
Tbeil oder za Folge der Yem- 
gung des Richters die Vormund- 
schaft, so sind die Art. 395. 396 
auch in diesem Falle anwendbaTt 
Sir. VIII, U, 124. 

19) Groin. lU, 411. Andeie 
nehmen an, dass die Mutter auch 
in diesem Falle nur erst nach dem 
Tode des Vaters auf die elterliche 
Hvtiniefsung Anspruch machen 
kenne. So z. B. L o c r ö u. D e 1- 
vinc. ad Art. 386. Toull. II, 
1064. Durant.111,380. Proudh. 
de Tusufr. I, 141. Favard m. 
puiiisiioe ptliMnielleb Seet. IL 
UL B. 9* — Em init der Bh»- 



uiyili^Oü by Google 



128 



Eherecht. 



schmälert odeir entzieht den Kindern keines von den Beehten, 
welche ihnen zn Folge der Gesetze oder nach dem Heiraihs- 

vertrage zustelui. Es sind daher die Eltern nach wie vor ver- 
bunden, nach dem Yerhältniase ihrer Vermögensumstände zur 
Unterhaltung und Erziehung der Kinder beizutragen. Auf der 
andern Seite kennen die Rechte der Khider durch dfe Schei- 
dung der Eltern eben so wenig einen Zuwachs erhalten. Da- 
her sind die Rechte, welche den Kindern nur auf den Fall 
des Ablebens des Vaters oder der Mutter zustdin, auch nach 
der Ehescheidung von dieser Bedingung abhängig. Art. 303. 304. 

Wird die Eliescheitluug wegen eines von der Frau be- 
gangenen Ehebruches für zulässig erkannt, so ist die Frau in 
demselben Urtheile, auf Antrag des Kronanwaltes, zur Ein- 
sperrung in einem Besserungshause während einer Zeit min- 
destens von drei Monaten und höchstens von zwei Jahren zu 
Tcrurtheilen. Art 298. Vgl. C. p. Art. 336—338. Auch der 
Mann ist in ehie Geldstrafe (von 100—2000 Francs) zu yer- 
urtheilen, wenn er in seiner Wohnung eine Beischläferin un- 
terhalten hat. C. p. Art. 339.2i>J 

Die Ehescheidung aus einer bestimmten Ursache begründet 
zwei Ehehhidemisse (Art. 296. 298.) yon welchen jedoch schon 
oben (§. 469.) gehandelt worden ist. 

487. 

Von den reokdichen WirkimgeB der Eheidteidang durch wechselseitige 

UebereinfltUnmnng. 

Der G. c. enthält keine besondem. Vorschriften über die 
rediiliehen Wirkungen^ welche diese Ehescheidung auf die Ver- 



scbeidung aber erlischt die Nulz- 
niessung des schuldigen Ehegatten ; 
Arg. Art. 38Ü und nicht üchon mit 
der ErtheilttOf des Art. 238 er- 
wähnten Befehles. A H. ist Dn- 
rant. III, 382. 

20J Vgl. Uber das Yerhältniss, 
in welchem die Yonelirifteii des 
Art. 336ft des C. za der Vor- 



schrift des Art. 298. 308 des C. 
C.Stehen. Vaz. tr. du mariagell, 
538. Bedei tr. de Tadult^re n. 
46. 55. Merlin m. dölit. $. 1. 
Delvinc. I, 199. Lass. I, III. 
Grolm. III, .354. Sir. XXXVIII, 
I, 538. XXXIX, U, 160 und unten 
$. 494 sa Ende. 
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mögensverbUltnisse der Eheleute hat; in der Voraussetzung, 
dass, io Gemässheit des Art. 279., diese Wirkungen durch die 
Uebereinkunft bestimmt worden sind, welche von den ESieleu- 
ten, ehe sie auf die Scheidung antragen, über diesen Gegen- 
stand SU treffen ist. Der Hichier, welchem diese Uebereinkunft 
vorzulegen ist, bat das Recht und die Pflicht die ZwecfanSs- 
sigkeit der tJeber^kunft zu prüfen. Arg. Art. 282. Sollten 
in der Folge über den Sinn dieser Uebereinkunft Streitigkei- 
ten entstehui so sind thells die aligemeinen Begelu der Aus^ 
legungskunst, iheils die % 485. aufgestellten Grandsätze zur 
Entscheidung solcher Streitigkeiten anzuwenden. ^ 

Durch dieselbe Uebereinkunft dürfen und sollen die Ehe- 
leute auch über die Ausübung der elterlichen Gewalt, also 
z. B. fiber die elterliche Vormundschaft, Aber die Erziehung 
der Kinder, über die elterliche Nutzniessung, (als welche durch 
diese Ehescheidung kcuiesweges verloren geht,) 2) das Erfor- 
derliche bestimmen; 3} mit Vorbehalt übrigens des dem Rich- 
ter zustehenden Rechts die Uebereinkunft auch ia dieser Be- 
ziehung seiner Prüfung zu unterwerfen.*) Arg. Art. 280. n. 1, 
und Art. 282. — Den in der Ehe erzeugten Kindern ver- 
bleiben nicht nur alle die Rechte und Vortheile, welche Ihnen, 
stf es den Gesetzen nach oder zu Folge des Heirathsvertra- 
ges der Eltern, zukommen,^) souderu es fällt an sie noch 

l)'Lass. II, 110. die im Paragrapliea tiifeiionnneiie 

2j Kein Gesetz verbindet mit Meinung scheint auch das Interesse 
dieser Scheidung den Verlust der der Kinder zu sprechen. Die Re- 
elterlichen Mutzniessung. Wie gel: Quae sunt juris public! pactis 
durfte ntn also gleichwohl diesen privatornm immntari non possnnl. 
Raditsnachtfaeil an diese Scheidung (Ali. 6. 1388) ist wohl anf den 
linUpfen? Lass. II, 209. Grolm. vorliegenden Fall, einen ausser- 
Iir, 417. Gleichwohl sind a. M. ordentlichen, nicht anwendbar. VgU 
To Uli. II, 1065. Durant. III, die §. 486. Anm. 14. a. Scb. 
381. Prottdii. de roiufr.I, 140. 4) Bei der Auslegung einea iol* 
Herl in m. ninfr. patemeL V« eben Yeftrags wird insbesondere 
n. 3. das Interesse der Kinder zu be- 

3} Auch darüber wird gestrit- rücksichtigen sein. S. d. Anm. 1 

ten, welohan BinflaM anf die el- a. St. 

tarliehe Gewalt die Ehescheidung 5) Der Art. 305 sagt, daaa den 

durch wechselseitige Ue- Eltern die Nutzniessung an der 

bereinstimmung habe. Für ÜAlfte de« Vermögens, die an die 

Zaoharli, fnai. Civttrtcht. 6. AaL UL 9 
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überdiess kraft Gresetzes das Eigenthum von der Hälfte de$ 
dermaligen Vermögens 6) des einen und des andern Ehegatten, 
und zwar von dem Tage an, an welchem die Eltern ihren 
£nt8chliuiB| sich von emander an trennen, auerst (Art 281.) 
vor dem Blchter erklärt haben; jedocli mit dem Vorbehalte, 
dass, wenn die Kinder minderjährig sind, dem einen und dem 
andern Ehegatten an dieser Hälfte sehiea Vermögemi oder an 
dem Th^e dieser Hftlfte, welcher an eia müiderjlhriges Kind 
fmit, die Nutzniesaung bis zur Volljährigkeit der Kinder d. 1. 
eines jeden einzelnen Kindes verbleibt.^) Art. 305. Das Ge- 
setz spricht diese Hälfte den In der Ehe erzeugten Kindern 
S4^echffain und unbedingt zu, d. i. ohne zu unterscheiden, ob 
der eine oder der andere Ehegatte Kinder aus einer früheren 
Ehe hat oder nicht, und ohne den Fall zu berücksichtigen, da 
der eine oder der andere Ehegatte noch in einer späteren Ehe 
IQnder erzeugt. Und wenn schon das €tesetz, in wie fem es 
jene Hälfte lediglich und allein den in der Ehe, die geschie- 
den worden ist, erzeugten Kindern znspcichti sich einer Unbü- 
Ulsbkalt gdgen die Kinder ehier früheren oder g^gen die einer 



Kbder fUIt, nnter der Yeibind- 

lichkeit verbleibt, für die Pflege 
und Erziehung der Kinder zu sor- 
gen. Man flchliesse jedoch hieraus 
oieltt, tis ob den Eltern nieht 
ichon fonit diese Verbindlichkeit 
oblüge oder als ob der Betrage des 
Erziehunusauf'wandos schlechthin 
nach dem Betrage der ^lutzuies- 
sung an dieser Hälfte in beatini- 
men wäre. 

6) Z. B. auch die Hälfte der 
Schenkungen, welche den Eheleu- 
ten in Gemiitlieit fler Art. 1048. 
1049. 1082 gemacht worden sind. 
Proudh. I, 331. Toull. II, 752. 

7) Haben die Eheleute in ihrer 
Ehe mehrere Kinder erzeugt, so 
ist die Hilfte unter sie nndi den 
von der Theilung der elterlidien 
Yerlassenschaft geltenden Regeln 
zu vertheilen. Delaporte ad 
Art. 305. Die Kinder sind sww 



in Besiehnnf anf diese Hilfte niebt 

als Erben zu betrachten. Jedoch 
gilt auch hier die Regel : Patrimo- 
nium non intoliigitur nisi deducto 
aere alieno. — DieTbeiinnf rnnss 
schon voriänüg, d. i. ehe sieh die 
Eheleute an den Kiehler wenden, 
geschehen. S. jedoch (I r o 1 m. III, 
424. — Die volljährigen kiuder 
erhalten die Hidfte oder üuren Thett 
sofort. So wie ein Kind volljährig 
(21 J. alt) wird, vereinigt es zu 
seinem Antheile die Autzuiesitung 
mit den Eifentfanme. ^ Die Nutz- 
niessung erlischt zwar mit dem 
Tode der Eltern (Art. 617} nicht 
aber, wenn die Kinder emancipirt 
werden, oder vor erlangter Voll- 
jährigkeit Tersterben. Denn ein 
Rechtsnachtheil ist strictissimae in- 
terpretationis. Vrgl. Martin tr. 
des successions. n. 573. Grolm» 
436. 
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\mk den recbUicben ,W«rKHllfeii der Ehe«c2ieMaiig; Ul 

fipHt^eu £hQ schuldig zu maQlißQ SQheint, so ist ^. strenge 
seioem Woffir^nAfßiäß mf^ w so mehr «ku/ifsiilefffii, 4» der 
Becihtaai^hthflfl, ^eloliep de« imem drolil;, geiade wee^^n 

'dieser seiner Härte dem Zwecke, die Eltern von der Eheschcit 
dung abzuhalten, ganz besonders entspricht. £s können d^bor 
irecler 4i9 in einer firülMren nooh die. in einer apXteres Ehe 
onwnigteD Kinder irgend einen Ansprucb aiif die Thdfamlmi 
an jener Hälfte kraft des ihnen zustehenden Erbrechts machen. 
Vielmehr wer(i^n diig in der ge^cluedenen Ehe erzeugten Kin- 
d^ mk ihren übrige« Geaciiwifttom dje Dltem beeii»e% gieicli 
als ijh jene Hälfte nicht an sie gefallen wSre. Und eben so 
werden die in der geschiedenen Ehe erzeugten Kinder, wenn 
Bie dereinst ihre ßl(em. t>eerben, auch gegenseitig nicht yei^ 
bmideii sein,, dns» waft sin ▼on j<^er muftei eiMtm MmPi 
amn elteilichen NacUasse Eurückzubringen.^) 

Die Ehescheidung durch wechselseitige Uebereinstimmung 
begründet ein Ehehindepuss (Axt, Sfd?.}, von welchem jedoch 
schon oben 469.) gehandelt worden ist 



§. 488. 

Von der Klage auf Yernichtimg einer Ehefcheldiuig. 

Die Klage auf Vernichtung ehier von dem Beamten des 
Ctrilstandes ausgesprochenen Ehesdieidong hat dann statt» 



8) Proudh. I, 31(3. Dagegen 
suchen alle andere (mir bekannte) 
Ausleger des C. c. die Härte, wel- 
che nach der im Paragraphen an- 
genommenen Meinun<^ in dem Ge- 
setze liegt, durch die Auslegung 
zu beseitigen oder zu mildern, /^ber 
die Einen achlagen dieaen,. die 
Andern einen andern Weg ein, um 
zu diesem Ziele zu gelangen. Vgl. 
L o c r e und D e 1 v i n c. ad Art. 305 
Grenier tr. des donat. etteslam. 

404. Tonil. U, 760. Mar* 
tin tr. des success. n. 572. Lass. 
IT, 136. Grolm. in, 434. Unter 
d^e^en von der im Paragraphei) 



aufgestellten abweichenden Mei- 
nungen dürfte diejenige die kon- 
sequenteste sein, welche die Ver- 
fügung, die der Art. 305 Uber das 
Vermögen der Eltern zum Vorlheile 
der Kinder trifft, schlechthin einer, 
den Kindern von dea Eltern ge- 
niachten, Schenliung gleicliitäld 
Diese Meinung wird von D elvi nc» 
von Martin und von Groln^att 
vertheidigt. 

1) Die Nichtigkeiten, 4ie bei dem 
gerichtliclien Verfahren begangen 
worden waren, werden durch die 
Rechtskraft des Urtheiles gehoben, 
welche? die Ehescheidung XiUge- 
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wenn die Ehescheidung entweder von einem Beamten, der 
überhaupt oder in dem gegebenen Falle nicht kompetent war, 
öjder ohne ein Urüieil, das die Eheacheidung zugelassen hat, 
oder nach Ablauf der in dem Gesetze bestimmten Frist, 2) 
oder, nach der Verschiedenheit der FXlle, nicht in Gegen- 
wart des Klägers oder nicht in Gegenwart beider Ehegatten 
ausgeqnrochen wMden ist Das Recht, diese Klage anzustel- 
len, wird einem jeden zustehn, der an der Vernichtung der 
Ehescheidung ein rechtliches Interesse hat, 3) nicht aber dem 
Kronanwalte.4) Wird die Khescheidung fär nichtig erklärt, so 
wird die Ehe mit allen ihren rechtlichen Folgen wi^rherge- 
•tellt, gleich als ob sie niemals aufgelöst worden wäre ; jedoch 
unbeschadet der Kochte, welche iumittelst von dritten Perso- 
nen, die in gutem Glauben waren, erworben worden sein können. 

II) Von der Sonderung der Eheleute von Tisch 

und Bette. 1) 

§. 489. 

Begriff der Sonderimg von Tigch und Bette. 

Die Sonderuug von Tisch und Bette besteht da- 
rin, dass durch ein richterliches Urtheil einem Ehepaare, die 



lassen hat. Lass. II, 142. Groliu. 
m, 444. Sir. XIH, I, 134. 

2) Wie aber, wenn die Schei- 
dung von dem Beaintrn des Cst. 
ausgesprochen worden ist, ehe noch 
die im Art. 2Ö5 bestimmte Frist 
lu laufen angefangen jhalte, d. i. 
nnfi^eachtet gegen daf Seheidungs- 
urtheil noch ein RechlsmiUel zu- 
lässig war? Alsdauu durfte zu 
anteracheiden sein, ob gegen das 
Ihliieil noch ein Rechtsmittel ein- 
gewendet wird oder nirht. Nur 
in dem erstem Falle durtte der Aus- 
spruch des Beamten des Cst. (als 
aine senteniia geaebehen) fur nich- 
tig zu erachten sein. A. M. ist 
Grolm. III, 445, welcher den 
Spruch sowohl in dem einen als 



in dem andern Falle filr nichtig 
hält. (Es ergibt sich bienraa, daai 

der Beamte des Cst. , ehe er die 
Scheidung' ausspricht , nicht l)]o3 
eine Auslcrligung des Scheidungs- 
urtheiles, sondern noch Uberdiess 
ein gerichtliehea Zeugniaa, — dass 
das Urlheil nicht weiter angefoch- 
ten werden könne , — zu erfor- 
dern hat.} Vgl. hierzu auch Tie- 
furt, Jahrb. 1836. p. 587. 

3} Grolm. III, 448. S. jedoch 
Lass. II, 141 und anlang^end das 
Kecht der Ausgewanderten und 
Abwesenden, diese Klage zu er- 
heben , das GA. des Stln. T. 11. 
18. Prair. XII. 

4) Lass. II, 142. A. H. ist 
Grolm. III» 449, welcher auch 
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Ton der Ifondeniiiif tob Tifldi und Bette. }83 

VerbindUdikeit nmi gemefnfldnifiiiQbai Leb«ii «Imod wfr^ 
auch mit dieser Verbindlichkeit gewisse andere redititclie Wir^ 

kungen der Ehe ausnahmsweise wegfallen. Mithin: 1} Di0 
ßondenmg von Tisch und Bette geschieht mitjtelst eines rioli? 
terlichen Urtheiles. Sie wird nicht von dem Beamten des 
Givilstandes , sondern von dem Biehter selbst ausgesprochen. 
Auf der andern Seite kann sie nicht schon durch die Ueber^ 
einstimmtmg der Eheleute bewerksteUiget werden. Wenn schon 
Eheleote mit einander übereinkommen können ^ getrennt Toa 
einander zu wohnen, so ist doch diese Uebereinkunffc weder 
für die Eheleute selbst verpflichtend, noch auch gegen dritte 
Personen wirksam.^) 2} Die Sondemng Ton Tisch und Bette 
hebt nar gewisse rechtliche Wirkungen der Ehe nnd awai nnr 
diejenigen auf, welche, entweder eine unmittelbare Folge von 
der Verbindlichkeit der Eheleute zum gemeinschaftlichen Leben 
shdd, oder welche iuraft einer ausdrücklichen gesetslichen Vor- 
schHft mit der Sondemng von Tisch und Bette wegfallen. Die 
Regel ist also die: Die Sondciung von Tisch und Bette lässt 
die rechtlichen Wirkungen der Ehe insgesammt bestehn, bis 
dass in .einer gewissen Besiehung eine Ausnahme yon der 
Regel nachgewiesen werden kann. — Durch das eine und 
durch das andere Merkmal unterscheidet sich die Sonderung 
von Tisch und Bette von der Ehescheidung. 

§. 490. 

Zur (leioiiichte dieser Lelire. 

Vor der Revolution richtete man sich auch in diesem 
TheU6 des Eherechts nach den Vorschriften des Icanonischen 
Redits. (Eb gab also eine separatio a thoro et mensa per- 

dem Kronanwalte dieses Reclit zu- Am Gesell dem Kronanwalte niclit. 

spricht. Allein der Kronanwalt 1) Mas. so), de la S^*paration de 

kann nur danu klagen, wenp ihm corps et de ses eifets quant auz 

das Gesetx ausdrücklich ein Kla- personnes et aux biens. 1841. 

gerecht crtheill. Dieses iiecht er- 2) Pigeau Ut 516. Chardon 

theillBttny in dem ▼orUegeoden Falle, I, 20. 
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pffttuk «I tempioratUL Auf Üt «ntm nurde s. B. wegen 
eines Ehebruchs erkannt u. e. w.) — Das Gesetz v. 20. Sept. 
1782. hob die Sonderuog von Tisch und Bette gänzUch auf; 
aft die Stelle deraelben setBte es die £hescheidiiD|^. — Bei 
der Bemtlitnig ttto den C. c. wurde die Frage, ob mid in 
welchem Maasse man die Sonderung von Tisch und Bette wie- 
derherstellen BoUe, lange und vielseitig erörtert. Man beschloss 
endlich 1) äie WiederheiBtellung der lebenswieil^en Sendetung 
▼Ott Tisch und Bette und swar in dem Maasse, dass diese Son- 
deruug neben der Ehescheidung bestehn sollte, d. h. dass der 
Kläger aus denselben Ursadien nach Gefallen entweder auf 
Ehesehddung oder auf Sondemng von Tisch und Bette klagen 
könnte. Der Hauptgrund zur Fassung dieses Beschlusses war 
der, dass man, da die katholische Kirche Eheschcidun;jcn für 
munilässig erklärt, den Mitgliedern dieser Kirche die Freiheit 
gewähren wollte, iddi, ohne flur Gewissen zu verletzen, von 
ihrem Ehegatten zu trennen. (Vgl. Art. 310.) Sodann aber 
behielf man 2) auch die einstweilige Souderung von Tisch 
nnd Bette (die separ. temporarla) jedoch nur für einen tinzi- 
. gen Fall bei.' YgL Art 259. und oben §. 480.1) — Aus 
dem, was iüer über die lebcnswierigc Sonderung von Tisch 
und Bette, (von welcher in dem Folgenden allein die Rede 
sein wird,) ans der Berathung des C. c. angeführt worden ist, 
ergibt sich für die Auslegung des Gesetzbuches unmittelbar 
die Folgerung , dass man die Vorschriften, welche 
der C. c über die Ehescheidung enthält, (ausge- 
nommen diejenigen, welche das in Scheidungs- 
sachen einzuhaltende Verfahren betreffen, s. Art 
307.jct. Art. 234— 266.) zur Ergänzung der Vorschrif- 
ten benutzen könne und zu benutzen habe, wel- 
ohe dasselbe Gesetzbuch ttber die Sondernng von 

1) Vgl. über die Geschichte die- leitung zum L. I. tit. 6 des C. c. 
ser hmn die oben $. 460 BtSch. Proudh. I, 333. Merlin ra. 
und teere o. HaleT. in d. Em- paration de corps. 
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Von den ünaehen der Klage auf SoiideniBg T. n. B. |8|( 

TUeh und Bette anfstellts) Und diese Polgenug i$t 

von desto grösserer Wichtigkeit, je sparsamer die Lehre von 
der SonderuHg von Tisch und Bette in dem C« c ausgestat- 
tet ist 

S. 491. 

Von den Ursachen, aus welchen auf Sonderung von Tisch und Bette 

geklagt werden kann. 

Die Sonderung von Tisch und Bette kann aus denselben 

Ursachen verlangt werden, aus welchen man nach Art. 229 — 
232. (§• 476.) auf Ehescheidung klagen kann; und nur aus 
diesen XJisachen. Man mag auf Ehescheidung oder auf Son- 
derung von Tisch und Bette klagen, in dem einen und in dem 
andern Falle küuneu die Tliatsachen, welche der Klage zum 
Grunde liegen, durch dieselben Beweismittel erwiesen werden; 
in dem einen und in dem andern Falle' müssen diese ' Thai* 
Sachen in demselben Grade in Gewissheit gesetzt werden. Mit 
einem Worte, die Klage auf Ehescheidung und die auf Son- 
derung von Tisch und Bette sind ihrem gesetzlichen und ihrem 
faktischen Grunde nach auf keine Weise von einander yer- 
sdiiedenj^ womit der Grundsatz in einer wesentlichen Ver- 



2} Auf dieser Regel beruht eine 

S rosse Aniahl der bei den fotgen- 
en $$. anzuführenden Entschei- 
dong'en. Auch die Loi v. 8. Mai 
181Ü (durch welche- die Eheschei- 
dung abgeschalR wurde) , konnte 
man zur Untersttttenng dieser Re- 
gel gebrauchen, wenn die Regel 
einer weitern Unterstützung be- 
dürfte. 

1) Prondh. I, 338. Lass. IT, 
245. — Alles das, was oben Uber 

die verschiedenen Scheidun^sur- 
sachen gesagt worden ist, ist auch 
anf die Ursachen, an« welchen 
Sonderung von Tisch vnd Belle 

verlanfjt werden kann, anwendbar. 
— Dasselbe gilt von dem Beweise 
dieser Ursachen. D u r a u t. II, 6ü2. 

«07. Z.B. die Yenslicift des ^ 



251 gilt auch von der Sonderung 
von Tisch und Bette. Sir. X» £ 

229. XV, II, m xxn, n, 237. 

Auch auf diese kann nicht schon 
wegen der Geständnisse der Par- 
teien, oderbloa, vreil der beklagte 
Theil nichl vor Gericht erschienen 
ist, erkannt werden. Obss. du tri- 
bunat u. Locre ad Art. 307. Vaz. 
11, 564. S. jed. Toull. II, 759. 
(Alle die oben 476 angeffthrten 
ITrthcilc, welche, erst nachdem die 
Loi V. 8. Mai 1816 Gesetzeskraft 
erhalten hatte, gesprochen worden 
sind, beaiehen sich anf die Son* 
demng von Tisch und Bette und 
nicht auf die Ehescheidung. Aber 
sie konnten aus dem §. 490 an- 
gegebenen Grunde ebeu so wohl 

«nier die Lelm Ton'derflheichah 
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!»tiidiiiig steht, das8 es sebleehtliin in das Ermessen des Klä- 
gers gesteint ist, ob er auf Ehesebeidnng oder auf Sonderang 

von Tisch und Bette klagen will. Art. 306. 307. 

S- 492- 

Von den Einreden, welche der Klage entgegengescUt werden können. 

Dieselben Einreden, welche der Klage anf Ehescheidung 

entgegengesetzt werden können (§. 477.), können auch der 
Klage auf Sonderung von Tisch und Bette entgegengesetzt 
werden.^ Hat die Fran auf die Sondemng ihres Vermögens 
von dem 'Vermögen des Mannes geklagt, so kann sie- dennoch 
in der Folge noch auf die Sonderung von Tisch und Bette 
klagen.^} — Die Klage auf Sonderung von Tisch und Bette 
kann el>en so wenig, als die Klage auf Ehescheidung, von 
den Erben oder gegen die Erben der Ehegatten angestellt 
werden.3) Angenommen jedoch, dass die Vorschrift des Art. 
299. auch auf die Sonderung von Tisch und Bette anwendbar 
wäre (TgL 494.3, ^ würde das, was oben 478. (Anm. 2.) 
von dem Rechte, die Klage anf Ehescheidung fortznstellen, 
gesagt worden ist, auch von der Klage auf Sonderung von 
Tisch und Bette gelten. 4} 

498. 

Von dem Verfahren in Sachen dieser Art.^) 

Das gericiitiiche Verfohren in der die Sondening ron Tisch 

und Bette betreffenden Rechtssachen ist im all^remeinen das- 



dang geilellt werden. Dieselbe 

Bemerkung gilt von den übrigen 
Beziehungen, in welchen die Ehe- 
scheidung und die Sonderung von 
Tif eh und Bette mit einender über- 
einiLomnen.) 

1) Pipeau II, 530. Vaz. tr. 
du mar. II, 575. Ldss. II, 150. 
— « Anch die Voisehrifit des Art. 
973 Iii auf die Klage auf Sonde- 



rung von Tisch and Bette anwend- 
bar. Sir. XXIV, II, 93. 

2) Vaz. II, 583. Merlin m. 
Separation de corps. ^, II. n. 2. 
Sir. K, I, 434. 

3) Hassol |). 23. 

4) '''Auch die Fortstcllungf der 
Klage wird den Erben mit Hecht 
versagt. Sir. LI, I, 81. LI, II, 
617. LUI, II, 77. 

. 1) Vgl Hais Ol p. soft 
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Von d. gerichtl. Verfahren u. d. Sonderung v. T. u. B. 137 

selbe, wie in andern bttrgorllchen ReditMaehen.^) Art. 807« 

Jedoch enthält der C. de pr. Art. 875 — 880. einige besondere 
Voncbiiften über dieses Verüahren;^) Y orschriften , wel€he 
fheils den Zweck haben, eine AnssSfanmig nnter den Ebeleii- 
ten herbeizulühren, theils die dem Urtheile zu gebende Offen- 
kundigkeit betreffen. S. auch C. de c. Art 66. — Die Vor- 
schriften also, welche der C. c über das gerichtliche Verfah- 
ren in Eheseheidungssachen enthiflt (Art 284 — 266.), 
sind auf die Yeihandlung der eine Sonderung von Tisch und 
Bette betreiTenden Sachen nicht anwendbar.^} Ks ist daher 
E. B. das abgekttrate Verfahren, welches bei einer Scheidungs* 
klage dann stattfindet, wenn die Klage wegen einer Venir- 
theiluug des andern Ehegatten zu einer entehrenden Strafe 
angestellt wird (Art. 261.}, nicht auf eine Klage, die aus dem- 
selben Grunde anf Sondemng voa Tisch und Bette erhoben 
wird, aussndehnen.s) Auch kann der Richter nicht in Sachen 
dieser Art auf eine einstweilige Sonderimg der Eheleute er- 
kennen, wie ihm doch (nach Art 259.) in einer £heschei- 
dnngssache za erkennen freisteht*») 



Z) Z. fi. also: Der Kifigerkann 

Eor Ublerstütziing seines Klaf^- 
grundes in der Appellalionsin- 
stanz auch neue Thatsaciicn anfüh- 
ren. Sir. XXVII, II, 2C1. XXXI, 
II, 60. *XLVI, II, 173. — Vgl. 
C. de pr. Art. 464. 469. 875. 

3) Vgl. über das Verfahren in 
Sachen dieser Art: Figeau II, 
515. Tonil, n, 765. Durant 
n, 585. Bcllot des Minieres 
du contr. de mar, II, 175. Del- 
vinc. I, 192. Vaz. 11,663. 582. 
Gr Olm. III, 460. 477. Sir. XIII, 
II, 300. XXV, II, 331. XXVIII, 
I, 234. Namontlirh schreihl der 
Art. 880 des C. de pr. eine be- 
sondere Bekanntmachung des Son- 
deranfrarAeiles vor. Sonst kann 
dieses Urtheil selbst nicht den sp8- 
t e r e n Gläubig^ern cnt{reg'enifeset7-t 
werden. Sir. XXXVH. 1,318.— 
Die Klage ist vor dum Gerichte 



der ersten Inslans, in dessen Be- 

xirke der Ehemann seinen Wohn- 
sitz hat, anzustellen. PigeauII, 
520. Troudh. I, 336. Grolm. 
III, 455. 

4) ♦Rh. Arch. XII, I, 81. — 
Kann daher f wefren der Verschie- 
denheit heider rrocrssarten) in 
einem Ehescheidungsprocesse die 
Sondemng von T. n. B. per mo- 
dum reconveationis verlangt wer- 
Heii ? und umgekehrt ? Bejaht 
wurde die erstere Frage in einem 
Recbtsfalle, der in der Jpd. du C. 
c. VIII, 466 erzählt wird. S. je- 
doch Grolm. III, 456. 

5) Tonil. III, 771. Favard 
m. Separation eutre ^poui. Sect. 
IL S. II. An. 2. n. 8. A. H. sind 
DeTvinc. u. Pigeau a. d. a. 0. 
Durant. U, 586. Sirey XU, 
II, 49. 

6) Durant. ü, 610. Sir. VI, 
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DI« TorlSnfigen odcfr ^infttweiligen Verfügungen aber, wel- 
61ie TOtl dem Kichter in einer Ehescheidungssache getroffen 
Wordeü kdnnea und sollen (Art 267 ff. ^ 481.)} kiwnen und 
Bolktt von Ihin (tidt VorbehflU 4k/i Aam. 5. erwühirten Ein* 

Bchränknng) eu Folge des Grundes , auf wdehem die diese 
Verfügungen angehenden Gesetze beruhn, auch dann getroffen 
werden, wenn die Klage auf Sondenmg yon Tisoh und Betto 
geriebtet istT) Er Jst daher bertfehtiget und Teqffliehtet, audi 
in einer Rechtssache dieser Art, auf Antrag der Betheiligten, 
wegen der Pflege und Erziehung der Kinder,^} Art. 267. we- 
gen des Hauses» kt welchem sieh die Frau wShren^ des Beehts- 
streites aufcuhalten hat, und wegen des der Fran ron dem 
Manne zu zahlenden NahruDgsgehaltcs Art. 268. 269. C. 
de pr. Art. 878. ingleichen wegen der Versiegelung der zur 
ehelichen Gfitergem^schaft gehörenden FahmissstttclLe Art 870. 
das den Gesetsen und den ümstibiden Angemessene su yer- 
fügen.^^j Auch die Vorschrift des Art. 271. ist auf die Son- 
deruDg Ton Tisch und Bette anwendbar.^^ 



II, 7. Xni, II, 300. XXVIII, II, 
167. 

7) Piff. II, 521. 529. Proudh. 
I, 337. Durant. II , 595. 613. 
Deivinc. I, 294. Vaz. II, 567. 
Lass. II, 150. Grolm. III, 467. 
Mnssol p. 14801 *De«ol. IV, 
449 f. 

8) Sir. XIII, II, 101. XV, I, 
380. 

9) Favard ».Separation entre 

6poux. Serl. II. §. II. Art. 2. n. 
8. Sir. XU, II, .509. — Wenn 
die Frau das ihr zum Aufenthalte 
angewiesene Hans verlfisst, so kann 
zwar der Mann mit der Zahlung 
des NaliniTisfsgehalles einhalten, 
nicht aber sich weigern, das Ver- 
fahren fortzustellen. Arg. Art. 307. 



jct. Art. 878 des C. de pr. Hit 
andern Worten: Der Art 269 ge- 

drohtc Rechtsnadithefl ist auf eine 
Klage dieser Art nicht anwend- 
bar. Dieser Hechtsnachtheii geht 
nicht schon ex ratione lei^noth* 
wendig hervor. Vaz. II, 568. 
*Marcad6 Art. 307. n. 2. Sir. 
IX, II, 47. 117. XI, U, 436. XII, 
II, 250. XVII, I, 8. XIX, 1, 105. 
XXXV, II, 374. CIt. — »A. M. Du 
Caurroy, Conunent duCwCtArt. 
307. n. 409. 

10) *Deinol. IV, 461. Sirey 
XLI, II, 548. Btid. Annal. UI, 
93. Kh. Ar eh. XII, I, 81. 

11) Grolm. III, 475. Jpd. du 
G. c. II, 182. VIII, 361. XII, 68. 
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Von d. rechtl. WirkungeA d. Sonderung. v. T. u. B. 130 

Die Sondemsg Ton Tisch und Bette hebt eehon ihrem 
Wesen nach die Verbipdllchkeit der Eheleute zum gemeiiH 

scliaftlichen Leben sammt allen denjenigen rechtliclien Wirkun- 
gen der Ehe auf, "welche eine luuuiUelbare Folge von jener 
VerbuMDichkeit sind. Vgl % 480. Es kann also z. B. ehie 
von Tisch und Bette gesonderte Ehefran zn ihrem Anfentbalte 
einen Ort wählen, welchen sie wiil.^J Eheleute, die von Tisch 
und Bette gesondert sind, 'hal>en nicht weiter die Verbindlich- 
heit anf sich, efaiander Hülfe nnd Beistand za lösten. — Zu 
Folge besonderer gesetzlicher Vorschriften hat 
die Sonderung von Tisch und Bette (und zwar von Rechts- 
wegen,) die Wirkung, dass die Eheleute von nun an 3} in ge» 
sonderten Gütern leben.*) Art 311. 1441. Es wird daher 
durch die Sonderung von Tisch und Bette die eheliche Güter- 
gemeinschaft aufgelöst f oder es hat der Mann, wenn er die 
Nntzniessung von dem Vermögen der Frau hatte, dieses der 
Frau herMszugeben. — Dagegen iBsst die Sonderung yon Tiseh 
und Bette alle andere rechtlichen Folgen der Ehe unverändert 
bestehn.^) £s haben daher Eheleute, welche von Tisch und 
Bette gesondert sind, im übrigen alle die persönlichen Ver- 
bindlichkeiten gegenseitig auf rieh, welche sonst einem Ehe- 



1) Vr^l. Uberhaupt Hassol p. 
3l7'ff. 

2) Jpd. du C. c. IX, 19. S. je- 
doch La SS. II, 140. Grohn. III, 
494. Vrgl. oben ^. 143. — «Die 
Fraa, welcher bei der Trennung 
die Kinder überlassen worden sind^ 
darf ihren Wohnsitz nicht so wählen, 
dass dem Vater die Ausübung sei- 
nes Aufsichtsrechts unmöglich ge- 
nacht wird. Art. 303. Massol 
p. 195. Sir. XLI, n, 218. XLII, 
I, 210. 

3) *Vom Jage des Urthcila an; 



das Urtheil wirkt hier niclit anf 

den ta^ der Kla^anstellun^ zurttck, 
der Art. 1445 J)ezicht sich nur nuf 
die (jutcrtrennunfrsklage. D e ni o 1. 
lY, 514f. Marcadö Art. 311. n. 
4 S. auch Rhein. Arch. XL VII, 
I, 79. 

4) Auch wenn in demHeiratfaa- 

vertrage ein Anderes bedungen 
worden wttre. Sir. X, II, 362i. 

51 Locrö ad Art. 311. Prou- 
dhon I, 339. Pifreau II, 541, 
loull. II, 772. Vas. U, 580.^ 
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galten gegen den andern obliegen; s. B. die Verbindlicbkeit 

zur ehelichen Treue. Ks bedarf die Frau nach wie vor der 
Autorißation des Mannes. Art. 215. 217. Der vermügende 
Ehegatte hat den bedürftigen mit Geld Terhältnissmüseig zu 
unterstützen-^) Den Ehegatten verbleiben die Rechte und Vor- 
theile, welche dem überlebenden Theile den Gesetzen nach 
zuleommen 7j oder durch den Ueirathsvertrag ausbedungen wor- 
den sind; übrigens nur so, dass sie erst dereinst nach dem 
Ableben des einen Ehegatten von dem überlebenden in An- 
spruch genommen werden können. Art. 1452. Vgl. Art. 1518. 
Der Kechtsnachtheil also, welcher nach Art. 299. den schul- 
digen Ehegatten bei der Ehescheidung trifft, trifft ihn nicht 
bei der Sondening von Tisch nnd Bette. ^) Eben so haben 



6} «'Demol. IV, 501. -Einige 
wenden den Art. 301 auf die in 

Frape stehende Unterstützungs- 
pUichi an. Andere leugnen diese 
Flliclit schlechthin. Aber man hat 
bei dieser und bei allen ähnlichen 
Fragen keinen festen Boden , so- 
bald man von der 489 aufjje- 
stelltün Hegel abweicht. Vgl. Pi- 
ireau II, 539. TouIL II, 780. 
Durant. II, 633. Vaz. II, 588. 
(irolin. III, 49(i. Jurispr. du C. 
c. XV, 16. 

7) Auch dem von T. u. B, ^e- 
soudeilcn Ehegatten stellt also das 
Erbfolgerecht zu, welches der Art. 
767 den Eheleuten ertheilt. Vgl. 
Discuss. Malev. und C habet 
ad Art. 767. Durant. II, 634. 
Vaz. II, 589. Grolm. III, 496. 
•Dem Ol. IV, 5i9. — A. H. Ist 
Mackeldey in der Theorie der 
Erbfolge ord nun? nnrii ^'apoleons 
Gesetzbuche. Marb. 1812. 8. §. 4G. 

8) Die neueren Anslejrer des C. 
c. bekennen sich insgcsammt zu 
der Meinung, dass der Art. 299 
nicht auf die Sondening von Tisch 
und Bette auszudehnen sei. In der 
That , wenn auch vielleicht zu 
Wünschen wttre, dass der Rechts- 
nachtheil des Art. HSjü den tdii 



Tisch und Bette gesonderten Ehe- 
gatten eben so wohl, als den ge- 
schiedenen träfe (wenigstens kann 
man für diese Ansicht das ültere 
Recht anfuhren) , besonders in 
Frankreich, nachdem hier die loi 
vom H. Miiiv. 181') dem in seinen 
Uechteu gekriuikten Ehegatten die 
Wahl zwischen der Scheidungs- 
klage und der Klage auf Sonde- 
rung von T. u. B. benomnien hat, 
tauicn pocnalia non sunt exten- 
denda. So z. B. Tonil. II, 781. 
Durant. U, 629. Merlin m.s^- 
par. de corps. §. IV. n. 5. TC o i n- 
D e I i s I e, Tr. des donat. Art. 954. n. 
4i\ Uh. Arch. XXIII, I, 88. XU, 
I, 138. — A. M. sind P ig. II, 539. 
Proudh. I, 341. Delvine. I, 
197. La SS. II, 102. Grolnuill, 
500. (Für die iMeinun;: der zu- 
letzt a. Schrittstciler kann aller- 
dings aus dem Art.1518 ein nicht un- 
erheblicher Grund entlehnt werden. 
Vgl. §. 529. Jedoch von Einigen wird 
nicht der Art. 299 aul" die Sonde- 
rung von T. und B. ausgedehnt, 
woU aber behauptet, dass eine dem 
schuldigen Ehegatten gemachte 
Schenkung ob ine^rntitndinem do- 
natarii widerrufen werden könne. 
Die Frage stellt sich alsdann so : 

Stellen die domlioiisii IntercMau« 
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Eheleute, welche von Tisch und Bette gesondert worden sind, 
io Beziehmig auf ihre Kinder dieselben Rechte und Pfiichteiii 



gea unter der Ydrschril^ des Ar~ 
Ukel 959? S. über diese Fra- 
?e den §, 737. — •Naclulom der 
K(iH. früher in constanter Praxis 
der von Zachar. vertheidifften 
Meinnn^ ^efol^t war (vr^. Gil- 
bert, C. c. Art. 299. n. 2), hat er 
in dem Urlheil vom 23. Mai 1845 
(Audience solennellc), Sir. XLV, 

I, 321 die eotgegeustehende An« 
sicbl an^renomnieii, und ist dersel- 
ben bis jetzt treu geblieben. Die 
AGHöfe sind gleicher Meinung, der 
Gerichtsgebrauch bietet demnach 
keine Verschiedenheiten mehr dar. 
Sir. XLV, 1,321. 551. XLVI,l,r)2. 
383. XLVII, II, <)1. 19(). XLVIII, 

II, 199. XLIX, I, 5Ü5. L, I, 5. 
LH, II, 522. Eine Ausnahme bil- 
den nur die heiden ITrtbeile des 

A. G.Tl. V. Doiiai Sir. XLVIII, H, 
194. XLIX, I, 505. (Cass.), wel- 
che die frühere Ansicht des KGH. 
feathielten. Die Frage wird in 
Frankreich als erledigt betrachtet, 
um so mehr nh die neuem Sehr, 
fast ohne Aufnahme die Ansicht 
des K(]ll. vcrtlieidigen. In diesem 
Sinne: Demol. IV, 526ir. Mar- 
cad^ Art. 311. n. 2. Valette 
s. Prondh. I, p. 543 — 548. Mas- 
sel p. 297. Pont in der Uevue 
t. Foelix 1844, pag.339 und in 
der Revue v. Wolowski 1845, 
p. 90. Nicias-Ga il lard in d. 
Ucvue V. Wolowski 1850, pag. 
129. Für diese Ansicht spricht 
nnfser dem alten Reckt der Um- 
stand, dass das Gesetzbuch die 
Wirkungen der Trennung von T. 
u. B. nicht angegeben hat, dass es 
also erlaubt nnd sogar nothwendi« 
ist, die Wirkungen der Eheschei- 
dung auf die Trennung von T. u. 

B. überzutragen, insofern sie nicht 
wie es bei Art. 380 und 707 der 
Fall ist, Folgen der Auflüsnngder 
Ehe find. Hierzu ermfichUgt der 
zwischen der Ehescheidung und 
der Trennung v. T. u. B. nach der 



Absicht des Gesetzgebers beste- 
hende Farallellsmns ; sie stehen n e- 

ben einander, sie sollen beide 
«lleiche Wirkungen haben, nur ist 
die AuflOsuug der Ehe nicht bei- 
den gemein, bt* dies der Fall« 
so kann einerseits auch nicht zwi-» 
sehen solchen Wirkungen, die eine 
Strafe enthalten , und andern un- 
terschieden werden, sie sind viel- 
mehr beide zur Anwendung su 
bringen, in.sofern sie nicht mit der 
Auflösung der Ehe in Verbindung 
stehen. Andererseits aber kanu 
dann auch daraus kein Argoraent 
hergeleitet werden , dass das. 
besetz einzelne Wirkungen der 
Kliesclieidung auf die Trennung 
vou T. u. B. nicht übertragen hat; 
es folgt daraus noch nicht, dass 
das Gesetz diese Wirkungen nicht 
will. Dass nun der Art. 299 mit der 
Auflösung der Ehe zusammenhänge, 
wird nicht behauptet werden, er 
ist also anf die Trennung von T. « 
u. B. anwendbar. Die gcgenthei- 
lige Ansicht stOsst ausser dem (we- 
niger erheblichen) Widersprach mit 
Art 1518 auch auf die Schwierig- 
keit einer Vereinigung zwiadien 
den Art. 299 und 310. Wenn der 
schuldige von T. u. B. getrennte 
Ehegatte von der Brianbniss des 
Art. 310 Gebrauch macht und die 
Scheidung verlangt, so ist alsdann 
der unschuldige Theil derjenige, 
gegen weichen die Ehescheidung 
ausgesprochen wird (contre lequel 
le divorce sera admis). Da nun 
dieser Fall in Art. 299 nicht aus- 
genommen ist (pour quelque cause 
ifue le divorce ait Ken, hors etc.), 
»0 verliert alsdann der unschuldige 
Theil seine vermögensrechtlichen 
Vortheile, während sie der schul- 
dige behält. Zu bemerken ist üb- 
rigens, dass neben diesem Veriait 
der Schenkungen Demol. u. Mar- 
cad6 auch den Widerruf wegen 
Undanks festhalten. S. S* 737. 



« 
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irie m ^ Son^enmg, Dalier gilt s* B. Bechtaregtl: 
Der Mbdh der Mutter Ist der Vater des Kkides (Art. di2.)9 

auch von Eheleuten, welche von Tisch und Bette gesondert . 
siBd.^) Daher läast ferner die Sonclenuig yon -Tisch und Bette 
die Rechte der elterlichen Gewalt, so wie das YerhaltnisSi 
in. welchem die Eltm bei der AnsübuDg dieser Gewalt »i 
einander stehn (vgl. z. B. Art. 373. 474.), unverändert. Ob 
wohl aber m Folge dieses Satzes die Kinder in der Kegel 
devi Yater an lassen sind; so steht es doch den Gttidittti 
(Arg. Art. 302.) frei, zum Besten der Kinder, z. B. in Bfick* 
sieht auf die Gründe , aus welchen die Sonderung von Tisch 
und Bette ausgesprodien worden ist, eine Ausnahme Toa die* 
ser Regel an machen und die Kinder der Matter oder auch 
einer dritten Person anzuvertrauen. * 9 

Wird auf die Sonderung von Tisch und Bette wegen 
eines yon der Frau b^angenen Ehebruchs erkannt, so ist in 
diesem Erkenntnisse i^) die Frau mit deiselt^en BixaSt au be- 
legen , wie in dem Falle einer Ehescheidung aus derselben 
Ursache. Art. 308. Vgl. 486. Jedoch kann der Mann die 
Va)iaiehung der Strafe yerhindem oder liemmeUt wenn er die 



9) Jedoch wird, wenn der Mann 
wegen der Entfernung, in welcher 
er TOD «einer Fnui gelebt hat, das 
Khid verlftugnet (Art. 312. §. 2.) 
der Umstand, dass die Eheleute 
von T. u. B. gesondert waren, al- 
lerdings von dem Ricliier sa be- 
rücksichtigen sein. Loer6 ad 
Art. 312. Vaz. II, 586. Lass. 
1, 340. 342. Demol. IV, 503. 
Sir. XY, II, 85. — ♦Ein Gesetz 
T. 0. Des. 1850 hat fbr Frankreich 
die Frage anders entschieden. Lei 
relative au dcsaveu de paternite ea 
Qaa de Separation de corps. Artide 

Snii|ue: „U aera igoatö ä Tarl. 
13 du C. c. un paragraphe ainsi 
concu : En cas de Separation de 
Corps prononcäe , ou mdme de- 
mand^e, le mari poarra d^avouer 
reofiuil qui sera troia centa 
jouff «prte rordonuuiipe da pr^ 



sident, rendue aux termes de l'art. 
878 du C. de pr. c. et mein« de 
cent quatre vingt jours depuis le 
rejet definitif de la demande ou 
depuis lareconciliation. L action en 
desaveu ue sera pas admise, s'il y 
a ea rönnioii de fait enlre lea 
öpoux." 

10} Z. B. die elterliche Nulz- 
niessung. D u r a n t. Ii, ü34. V a a. 
n, 589. ♦Demol. IV, 510. 

11) Pigeau II, 539. Lass. I, 
151. (Jrolni. III, 510. *Mas- 
sol p. 310. n. 1. Demol. IV, 511. 
— Sir. VI, II, 7. VII, II, 177. 
X, n, 363. 485. 488. XV, I, 380. 
XXI, I, 333. XXII, n, 161. XU, 
I, 289. *XLVI, I, 52. — S. aacbg. 
m. Anm. 18. 

12) Also durch ein spHterea 
Urthefl kann auf diese Strafe nicht 
erlupal werden. Sir.2}gu,l|,7fi. 



Digitized by Google 



I 



Ton der Aufiiebiiiif ^o^denmg t. T. v. E 



f wieder «m gic{| nipunt Art 809. G, p. Ax^ 337« Pav 
G. p. Art. 339. bedroht auch den Mann mit einer Strafe, (mit 

einer Geldstrafe,) wenn auf die Sonderung von Tisch und 
Bette wegen dec im Art ^SiQ. enthaltenen Ursache erkannt 
wird.13) 

§. 495. 

Wie die Sondenmg von Tiseh und Bette wieder anl^ebabfin werden kanii^ 

Die Sondenmg Ton Tisch und Bette wird durch die bloee 

Uebereinstimmung der Eheleute, (also ohne dasa es der Da- 
awiechenlLonft des Richters bedarf^) wieder aofgehoben.i) Arg. 
Art 309. Ja es dflrfte der Ehegatte, welcher die Sondernng 
Ton Tisch und Bette erwirkt hat, berechtiget sein, die Wie* 
deraufhebung der Sondernng und die Wiederherstellung des 
gemeinschaftlichen Lebens sogar gegen den Willen des andern 
Ehegatten zu Terlangen.^) — So wie die Sonderang von Tisch 
und Bette, auf die eine oder auf die andere Weise, wieder- 
aufgehoben wird, tritt die Ehe sofort wieder in ihre volle 
Wbksamkelt^) Jedoch bleibt, ungeachtet die Sonderang toi^ 



13) Auf diese Strafe kann je- 
doch nur das Gericht der Zucht- 
poUsei erkennen. Favard unter 
dem a. Worte, Sect. II. §. III. n. 
2. S. auch oben %. 486. Anm. 20. 

1) Locrö ad Art. 311. Pig. 
n, 542. Vas. n, 593. Favard 
a. a. 0. Sect. II. §. IV. Sir. 
Vn, II, 661. Es bedarf für die 
Ehegatten keines authentischen 
Acts, um ihre persönlichen Ver- 
Iiftltniase wiederherzustellen. Der 
Beweis der Uebereinstimmung kann 
durch die gewöhnlichen Beweis- 
mittel geführt werden. ^ Die Wie- 
derhervtelliing des Ehevertraga da- 
gegen erfordert notarielle Urkunde, 
Artikel 1451. Demol. IV , 536. 
Jlassol p. 349. n. 2. S. Anm. 5. 

2) Dieser Meinung sind z. B. 
Locr6a* a. 0. Vaz. II, 595. 
Duranton II, 618. Sie folgern 
diese Behauptung aus dem 309. 
Art. — "^Diese Meinung wird von 

den Hensm iiii Redü Tcrworfea. 



Vgl. Demol. lY, 532. Marcad6 
Art. 311. n. 5. Massol p. 350. 
n. 3. Sir. XXXIX« H, 243. XLI, 
I, Ö8. Der angeführte Art. 300 
bezieht sich auf den Erlass der 
von der Frau verwirkten Strafe, 
er setzt auch den Willen der Fran, 
in das clieUflhe Haus zurUckfukehr 
ren voraus , es heisst vom Ehe- 
roanne enconsentant ärepren« 
dre sa femrae. Das Urtheil, wel- 
ches die Trennung ausspricht, gibt 
beiden Parteien das Recht des 
Vollzugs, nicht Mos der siegen- 
den, dies wird aucii di^-clk Artikel 
1451 besttttiji^; La oonmianaat4 
dissoute par la Separation — * peut 
ütre r^tablie da cooseotement des 
deux 6poux. 

3) Angenommen, dass man den 
Alt. 299 auch auf die Sonderang 
von T. u. B. oder dass man den 
Art. 959 (vgl. unten die Lehre von 
den Schenkungen), nicht auf die 
Schenlimigen, w4iäie ein Ehegatte 
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Eliereeht 



Tisch und Bette wieder aufgehoben worden ist, das TermSf en 

der Frau von dem des Mannes fortdauernd gesondert.^) Wol- 
len die Eheleutei vorausgesetzt, dass sie nidit schon zu Folge 
des Hdraths^ertrages in gesonderten Gütern lebten , auch die 
Gütergemeinschaft, welche unter ihnen ursprünglich bestand, 
oder iiacii der Verschiedenheit der Fälle, die Nutzniessung, 
welche der Mann au den Giiteru der Frau ursprünglich hattei 
wiederheistellen, so haben sie noch uberdiess die Vorschrift 
des Art 1451. ssu beobachten. — Ein Ehegatte, welcher, 
von Tisch und Bette gesondert , sich wieder mit seinem 
Ehegatten meiniget hat, kann zwar w^en neuer Thatsachen 
^e neue Klage auf Sonderung von Tisch und Bette oder 
eine Klage auf Ehescheidung anstellen ; dagegen sind die Gründe, 
aus welchen er früher auf Sonderung von Tisch und Bette 
gelüagt hat| als durch die Wiedervereinigung oder Versölmung 
getilgt zu betrachten, wenn auch mit dem aus dem Art 278. 
hervorgehenden Vorbehalte.^) 

UT) Von dem Verhältnisse zwischen derKlage auf 
Ehescheidung und der Klage auf Sonderung von 

Tisch und Bette. 

%. 496. 

Wie schon oben augeführt worden ist, haben beide Klagen, 
die auf Ehescheidung und die auf Sonderung von Tisch und 
Bette, dieselben Ursachen zur Grundlage. — Aber aus einem 

und demselben gesetzlichen und faktischen Grunde kann nur 



dem andern gemacht hatte, für an- 
wendbar hält, so entsteht die Fra^e, 
ob die dem schuldigen Ehegatten 
von dem anadiuldigreii (gemachten 
Schenkungen , sei es , dass diese 
Schenkungen nach Art. 290 als 
widerrufen tu betrachten sind oder 
dass sie der Geber nach Art. 053 
widerrufen hal, durch die Wie- 
dervereiniffunff der Eheleute ipso 
jure Wiederaufleben ? S. über diese 
Frage: Proudb. I, 348. Gren. 
tr. des dornt. «» teelaiii. I, 433. 



Grohn. III, 523. *Der Art. 1451 
ist auch auf diese Schenkungen 
anwendbar, sie können zufolge 
dieses Art. nicht von selbst Wie- 
deraufleben. S. Demol. IV, 544. 
S. Anm. 5. 

4) Vaa. II, 594. 

5) Pigean II, 542. Lass. II, 
153. Grolm. in, 521. Vgl. den 
folgenden Abschnitt dieses Haopt- 
Stuckes. 

6) Jpd. du C. c. 1808. I, 307. 
Sir. XV, 1, 380. *XXXD; ü, 37a 
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entweder auf Ehescheidung oder auf Sonderung von Tisch 

und Bette geklagt werden. Wer daher eine Klage auf Ehe- 
scheidung angestellt hat und sachfällig geworden ist, kann 
nicht aus demselben gesetzlichen und faIcUschen Grunde ^e 
Klage auf Sonderung von Tisch und Bette erheben ; und um- 
gekehrt.^) Eben so wm'iß; kann ein Ehegatte, welcher die 
Sonderung von Tisch und Bette erwirkt hat, in der Folge aus 
demselben gesetzlichen und faktischen Grunde annoch auf Ehe- 
sdlieldung klagen. Wenn dagegen dieser von Tisch und Bette 
gesonderte Ehegatte aus einem neuen faktischen Grunde auf 
Ehescheidung idagt, so ist diese Klage allerdings zulässig.^) 
— Dem Klfiger steht die Wahl frei, ob er ans einer yon den, 
Art. 229 — 232. angegebenen, Ursachen auf Ehescheidung oder 
auf Souderung von Tisch und Bette klagen will. Dagegen 
kann er nicht, wenn er einmal die eine oder die andere Klage 
angestdlt hat, die angestellte Klage in die andere verwandefai, 
da für eine jede dicker Iviagen ein besonderer Rechtsgang 
vorgeschrieben ist. Wohl aber ist der Kläger berechtiget, die 
KUge^ die er gewählt hat, fallen <u lassen und statt derselben 
die andere anzustdlen.^) 



1) La SS. II, 146. Grolra. III, 
272: z. B. A. klafft auf Eheschei- 
dung wegen eines vun äciner Frau 
begangenen Ehebraclu, für wel- 
chen er die und die Thatsachen 
anführt. Er wird saclifälljo^. Rr 
kann nicht auf Sonderung von T. 
tt. B. ebenfalls ei capiie adnlterii 
und gestützt auf dieselben That- 
pach en klagen. 

2) Toull. II, 710. Var. II, 
578. Merlin ni. divorce. (Uier 
findet man ancb ein Urlheil des 
KGH. für die im Paragraphen auf- 

festellte Meinung.) (irolm. III, 
73. A. M. ist Lass. III, 405, 
weicher, verieitel durch ein Ur- 
theil bei Sir. XI, II, 65 annimmt, 
dass ein Ehegatte, der die Sonde- 
rung von T. u. B. erwirkt hat^ 



schlechthin nichl auf Ehefcheidang 
klagen könne. 

3) Eine ausdrttckliche gesetsli- 
che Vorschrift musste dem Klflger 
entgegenfjchaltcn werden können, 
wenn er hierzu nicht berechtiget 
sein sollte. V^. G. de pr. Art. 
403. Aber eine solche Vorschrift 
gibt CS nichl. Gleichwohl nehmen 
die meisten Ausleger (ob odiura 
divortiorum) an, dass wenigstens 
der, welcher auf Sondemng Ton 
T. u. B. geklagt habe, nicht diese 
Klage fallen lassen und statt der- 
selben die £hescheiduBgsklage an- 
stellen kenne. S. TouII. II. 709. 
Lass. III, 405. v. Strombeck 
Rechtsw. des Gesekab. Napoleon. 
IL Hft. n. 2. 
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14^ Vermögen der Eheleute. 

Eweiter Absdhnitt« 

Von deiu Vermögen der Eheleute. 

Art i581. Von den Quellen des C. c. in dieser Lehre 8. $. 

497. — Schriften, welche die gesanimte Lehre det C, c 
von dem Vermögen der Bhelente nmfatien: Commentaire 
fur la loi dn 20. Pluv. XIL dn contrat de mariage etc. Par J. E. 
D. Bernard t. Par. XHI. TraiM du cofttral de mariage. Par Co 
maille. Per. XIV. IL T. (Beide Sduriften lassen lehr vielniwin- 
sdien ttbrif.) Trait6 da contrat de mariage. Par H*. Par. 1813. 
IL T. Traitö sur les engagemens qui se formen! sans conTenlion el 
snr 1e contrat de mariage. Par J. B. Carrier. Par. 1819. Dn 

' eentrat de mariage. Par H. H. Bellet des Minieres. T. IV. 
Die ersten drei Binde an Paris, der vierte zu Poitiers. 1825. (Das 
Weik enthilt viel Gutes, Jedoch konnte der Vortrag gedrflngter sein.) 
Ton liier T. XII — XIV. Die Vermögensrechte der Ehegatten nach 
den Omndsitsen des Gesetzbuches Napoleons. Cassel 1808. — *Die 
neueste Literatur ikber diese Materie ist um ein Bedeutendes reich- 
linltiger als die ältere: Odicr, Tr. du contrat de mariage. 1846. 
III. Vol. Pont et Kodiere, Tr. du contrat de mariage. 1847. II. 
Vol. Troplong^, Commentaire du contrat de m. 1850. IV. Vol. 
(Hit dem Citate T r o p I o n g ist in diesem Abschnitt immer das letz» 
tere Werk bezeichnet.) — Schriften über die Lehre von der 
ehelichen Güterfiremeinschaft. Trait6 de la conimunaut^. 
Far Henusson. Die neueste Ausgabe. Paris 1723. Auch in ^en 
Oeuvres de Renusson. Par. 1760. 1777. Fol. Traite de la coni- 
munautf^. Par Lebrun. N. \. Par. 1757. Fol. Traite de la com- 
niunaut^. Par Pothier. (Dem letzteren Schriftsteller ist man bei 
der Abfassung des C. c. vorzugsweise gefolgt.) Trait6 de la com- 
munautd de biens enfrc (^poux. Par Battur 1830. II. Vol. (Unter 
den nouern Werken übu- diese Lehre entschieden das vorzüglichste.) 
Theorie von der Lehre von der ehelichen Gütergemeinschaft der Ehe- 
leute. Von J. M. Neuss. Dttsseid. 1809. Uebcr die Gütergemein- 
schaft der Eheleute nach dem C. N. Marb. 1809. Systematische 
Daratellnng der Lehre Y^n der Guteigiuieinschaft unter Bheleuteii 
nach Anleitung des Rap. Gesetabnehi. Von R. F. Terlinden. Mtln- 
fter nnd Leipi. 1810. *Die eheliche Guteigemeinfchaft lOnck franaO- 
sisehem Becht. Von Sehneider. Ilaneheim 1840. — Bcbrifteft 
Aber dhs Dotalreelit: Tnüe de la dot Par Benoit. €frenoble 
nnd Par. 18!^. U. Vol. Traiti de la dot Par Tessier. Par. u. 
Bordeanz 1835. IL VoL (pas letstere Werk ist ffdr den ptaktisehen 
Juristen das brauehbarere. Ss aeichnet sieh besonders darcb seinen 
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ReiHithiim an Literniiir aus.) Tratt6 4es bieits paraphemaux. Fnr 
13 e 110 it. Grenoble u. l'ar. 1834. *Tr. du regime dotaL Par So- 
riziat. 1843. Questions sur la dot. Par Tessier. 1852. Bei- 
leides Minieres, Regime dotal. 1853. IT. Vol. Vgl. auch: Da 
r^gtme doiti et de la iiAeeMiM d'tme rdfome. Ptf Mtreel. 18i& 
ttdkdri» dtfwia 4m r^flM d^üL 1843. D« abw db Mgino d«H 
tat. Par Homberg. 1849. 

Einleitung. 

Zur Geschichte dieser^ Lehrd.0 

Die EMufSbmg dar Piovinatn to FnuusösisdbeB Bfirta 

in die Länder des geschriebenen Reclits und in die Länder 
des GewohnheiUreehts war iusbesoodere in der Lehre von dea 
V#nn^i^geii8¥«dittltaii888ii dar MMwd» tm ««teokttdeader Wieb* 
ll^ieit — Ib den LSndem der eret«rn Art riehleliB man 
glch In dieser Lehre ganz nach dem Römischen Hechte; hier 
waren also die Güter der Frau entweder Dotal- oder Pafiajßbec* 
aelliUer; .hier traft eiee unter £heieiiten nur In eo Um eine 
GMeinsehaft dar Geifer etn, ala ale dnneh den Heiralbawti«^ 
bedungen worden war etc. — In den Ländern der letztem 
Art bestand hingagan» wenigatena nach den meiaten Gewobar 
Mlaraahten^) unter SheleHlen ksßä CKwwtaeB eioe Gameia» 
adiaft der jQtler, weim aiieh diese geeataliche Gütergemehi*- 
aehaft hier so, dorl anders, modiiicirt war. Sie war deutschen 
Utfpnmga imd acdieint aioh aue der ^b^^kben VoiaMudaabaft 
adar Vagtei dea Kamea durch daa IiiteNaae dar Stttdia 
gefordert entwickelt Ju haben*'} NamKtliab wttrdnatß 

1} ^Histoite dn rägime dotal et Noraiandle verbot sOcar den Ehe- 

de la comrounaut^ cn France. Par Icuten eine (lemeinschaft der Gtt- 

Ginoulhiac. 1843. Schaeff- ter xu bedingen. (Ueberhaupt ent- 

nar m, g. MNt Wavukaaif Holt diate Coataaie aber dU Vai^ 

II» 8. 243. magensverhältnisse der Eheleute 

mehrere ihr allein eigeiithtimÜche 

2) Einige Gewohnheitsrechte Vorschriften J Merlin u. com* 

machten jedoch allerdings eine munaut^. 

Aaflutea» Z« 1> die Caaiaaiada 3) iB*M«r 4, 59«. 

10» 



uiyili^Oü by Google 



148 



Vermögen der Eheleute. 



die Ooutnme de Paris: ^Les conjolntf font commiiBs 

en biens meubles et conquets imnieubles faits 
durant et constant ie mariage.^ (Art. 220ff.3 Nach 
der Coutome de Paris bestand also unter den Eheleaten eine 
Oemeinscliaft der Güter, welelie Üiells das gesammte bewege 
liehe Vermögen der Eheleute, sie muchten dieses schon vor 
der Ehe erworben haben oder während der Ehe mittelst eines 
belastenden oder eines unentgeltlichen Rechtstitels erwerben, 
iheils die Liegenschaften^ die Errungenschaft d. f. durch Arbeit 
oder Sparsamkeit erworbenes Gut waren, umfasste, alle andere 
Liegenschaften der Eheleute aber nicht unter sich begriff. (Der 
Hauptgrund aur Ausschliessung aller andern Liegenschaften Ton * 
der ehelichen Gütergemeinschaft lag in den Vorschriften, wel- 
che die Coutume über die propres de succession, über die 
Erbfolge in die Stammgüter enthielt, in der Maxime, die Stamm- 
guter bei dem Stamme au erhalten.) Es konnte jedoch nach 
den meisten Gewohnheitsrechten, und namentlich nach der Cou- 
tume de Paris, die Gütergemeinschaft, welche kraft Gesetzes 
(oder in Ermangelung ehies Heirathsvertrages) unter Eheleu« 
ten etaitrat, durch den Heirathsyertrag iheils modifidrt, theUs 
beschränkt oder ausgedehnt, theils auch gänzlich ausgeschlos- 
sen werden. Um die Gütergemeinschaft gänalich auszuschlies- 
sen, iLOnnte man sich zweier, ihren Folgen nach wesentlich 
▼ersehiedener, Klausehi im Heirathsvertrage bedienen; entwe- 
der der Klausel, dass sich die Eheleute ohne Gütergemein- 
schaft verheirathen wollten, oder der Klausel, dass das Ver- 
m5gen des einen Ehegatten von dem Vermögen des andern 
Siegatten gesondert sein solle. Durch die erstere Klausel 
wurde ein Verhäitniss unter den Eheleuten begründet, welches 
seinem Wesen nach, (wenn auch nicht in ehier jeden einzel- 
nen Beziehung,) mit dem VerhSltnisse tibeieuikam, das unter 
Eheleuten, dem Römisdien Rechte nach, alsdann besteht, wenn 
das gesammte Vermögen der Frau Do talgut ist; ausgenom- 
meii| dass In den Liindem des Qewohnheitflrechts der iwaiim 
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dotalis nicht miyerSiisserlieh war. Die letstere Klausel aber 
hatte die Folge, dass das gesainmte Vermögen der Frau Pa- 
raphernalgut im Sinne des Bömischen Bechtes wurde oder blieb. 
(Das R^nüBohe Becht hatte, wo nieht die Anfiiahme dieser 
Klauseln fai die HeirathsTerträge yeranlasst, doch auf die Aus- 
legung dieser Klauseln einen bedeutenden Einfluss gehabt.) 
So gab es also in den Ländern des Gewohnheitsrechtes drei 
wesentlidi yerschiedene Arten, wie die YermögensrerhlQtiilsse 
unter Eheleuten bestimmt sdn konnten. Entweder bestand unter 
den Ebeleulen eine Gemeinschaft der Güter, (die gesetzliche 
oder eine vertragsmSssig modifidrte,) oder der Mann hatte an 
dem YmiQgen der Frau die NutndesBung, oder die Ehe- 
leute lebten in gesonderten Gütern. Die Gütergemeinschaft 
war die Regel. — Diese Verschiedenheit der Rechte bestand 
noch fast unirerändert, als der C. c. abgefasst wurde. Ge- 
treu dem Grundsatae^ die bisherige Verschiedenheit der 
Civilrechte aufzuheben und so die Einheit der Nation auch 
auf die Einheit der bürgerlichen Gesetzgebung zu gründen, 
vereinigte man sich bald über eine Bogel, unter welcher in 
Zukunft in ^anz Frankreich die YermögensyerhiCltnisse der 
Eheleute stehen sollten, jedoch mit dem Vorbehalte, dass die 
Eheleute mittelst des Heirathsvertrages von dieser Regel ab- 
weichen könnten. Man entlehnte diese Bogel aus der Coutume 
de Paris, d. i. nach dem 0. c besteht mit jenem Vorbehalte, 
wie einst nach der Coutume de Paris, unter Eheleuten eine 
Gemeinschaft der Güter, welche theils das gesammte beweg- 
liche Vermögen beider Ehegatten, theils die Liegenschaften, 
die Errungenschaft sind, umfasst. (Ob man, die Güterge- 
meinschaft der Coutume de Paris zum gemeinen Rechte Frank- 
reichs erhebend, die richtige Wahl traf, dürfte sehr zweifelhaft 
sehL Der Grund , aus welchem ' Jenes Gewohnhdtsrecfat die 
Liegenschaften der Eheleute, mit Ausnahme der errungenschaft- 
lichcD) von der ehelichen Gütergemeinschaft ausgeschlossen hatte, 
war nicht mehr vorhanden. Dem Wesen der Ehe entspiicbt 
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allflln diia allgondM GitöiKemdiiscbiiLO IN» üiiuiig» iKftf 
iddi fiir getroffene Wahl tagen, das« die Ontfume de Paris 

in einem nicht unbedeutenden Theile Frankieiclia Gesetzeskraft 
hatte, eine neue GivilgefletBgebuAg aber sieh billig an 4ag Be- 
steheaie aMchlieaat) Um aber den bisherifeti Beehtsmatand 
Fra ri k r el cha mdgUebü au berfidniobtifeB , begnügte man sieh 
bei der Abfassung des Gesetzbuches nicht damit, denen, wclclie 
flieh w Terheirathen Wiliene wären, die voUate Freüi^ wegen 
der AhSndenmg jener Begel dnrch den HeirathBrertrag einan- 
rttamen, und die gewöhnlicheren Klauseln der Heirathavertiügc 
2U deuten etc. sondern man berechnete noch übcrdiess die 
ganze Darstellung dieser Lehre auf die (in dem Obigen aar 
gegebene) Yenchiedeiihelt dar Rechte, welche bisher hu Franll- 
reich gegolten hatten«^) Vgl. §. 498. 

Von der Metliode, welche der C. c. bei der Darstellung dieser Lehre 

befolgt hat. 

Abgesehen einstweilen von der Form oder Methode, wel- 
che dar a c (mit Rtieksieht auf das ältere Eeeht,) für den 
Vortrag dles^ Lehre gewählt hat, kann man die Terschlede- 
nen Arten, wie die Vermögcnsverhältuisse unter Eheleuten 
nach den Vorschriften des C. c. möglidierweise bestimmt sein 
können, auf folgende drei Haiq^tfiUle zurückführen: Ent- 
weder besteht unter den Ehdeuten eine Gemeinschaft der 
Güter; oder der Mann hat die Verwaltung und Nutzniessung 
des Vermögens der Frau; oder die Eheleute leben in ge- 
sonderten Gütern. £hi jeder yon diesen drei HauptßtUen lässt 
wieder mehrere Modifikationen zu, welche ihm dnrch den Hei- 
rathsrertrag gegeben werden können ; auch können unter den- 

4) *Wo!owskj, Memoire sur Revue de l^gislation 1846, I, pag. 

la soci^te conjugale (gelesen in 146 f. S. dagegen Tropl. I, 300. 
der Acad6mie -des «Bcieacet «non- 5) Vgl Discnss. uzid Maler. 

lesetpo1itiqaeslV.lin.t840),iBd. ad Art 1387. Merlin a. «. 0* 
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bnngsweise eiptnstieii. S. z. B. Art. X500. 1581. Dia geseti- 

Jiche Regel ist, dass unter l^beleuten eine Gemeinschaft der 
Güter besteht. — Hätte man nun, W49 die Lehre yon dea 
Y«nii$geii8yerhiütiii866ii unter Sbeleiiteq betriff!, bei 4er Ab* 
jSwMing des G. e. die Methode des Vortrages lediglich mi 
allein auf die Natur des Gegenstandes berechnen wollen, so 
würde sich die folgende Ordnung d^ Vortrages vqd selbst 
dargeboten haben. Einleitpng. Allgemeine Vorscbiülten. -r- 
T) Yon der GKitergemeinschaft, welche kraft GeeetEes unter 
Eheleuten eintritt. — II) Von den verschiedenen Arten, wie 
die Vermögensrechte der Jb^jsleute diprch den Heiratbsyertrag 
baatimmt werden klhmen. A) Von den Vertri&g^, durcb wei- 
che die Gütergemeinschaft modificirt, ausgedehnt oder beschränkt 
wird. B) Von den Vertrügen, durch welche dem Manne die 
Verwaltung und Nutsniessung des Verml^gens der Fiiifi mit 
Anascbliesflimg der Gütergemeinschaft gegeben wird. G) Ym 
den Verträgen, zu Folge welcher das Vermögen des einep 
Ehegatten von dem des andern Ehegatten gesondert bleibt. 

fm% endere Methode des Vortrages bat der Q. e. (mit 
Jtficksicht auf Frankreichs ehemaliges Recht) gewäblt. Nach- 
dem er in dem ersten Ilauptstücke des Titels von dem Hei- 
rathsvertrage (III. B. V. Tit.) die allgemeinen Voracbriften 
vorausgeschickt hat, handelt er in dem zweiten Hauptstücke 
yon dem Gemeinschaftsrechte und in dem dritten Hauptstflcke 
von dem Dotalreclite. Das zweite Hauptstück enthält theils 
die Lehre Yon der gesetiElicben Gütergemeinschaft, tbeijs die 
EfiSniernng der Klauseb des Heiratbsyertragesi dordi welche 
ehemals in den Libidem des Gewohnheitsrechts die gesetshche 
Gütergemeinschaft entweder moditicirt, ausgedehnt oder be- 
sctoitnkt oder aber ausgmUoesen au werden pflegte. Bm 
drttte Qauptstüek spiicht von 4em Beefate, nach welchein ehe- 
mals in den Ländern des geschriebenen Rechts die Verm9- 
jensy.^hältmsse iier fl^ielßttte bQurtljueilt yrmi^uf nicht fda ob| 
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was die vorliegende Lebre betriffk, Frankreieh noch jetzt in' 

die Länder des Gewohnheitsrechts und in die des geschriebe- 
nen Hechts eiugetheiit werden könnte, sondern es hat der 
C. 0* in dem dritten Hauptstttcke nur die Klaasein des Hei- 
rathsyertrages besonders und sasammen erlttntert , durch welche 
die zukünftigen Eheleute iiire Vermü^^ensverhältnisse so be- 
stimmen können, wie diese Verhältnisse ehemals in den Län* 
dem des geschriebenen Bechts durch das Gesetz bestimmt 
waren. So ist es aber geschehn, dass der C. c. von der Ver- 
tragsklausel , durch welche dem Manne die Verwaltung und 
Kutzniessung des Vermögens der Frau gegeben wird (vergl. 
Art 1530—1535. 1540—1573.), und eben so von der Yer- 
tragsUansel, durch welche das Vermögen des einen Ehegatten 
von dem des andern Ehegatten gesondert wird (vergl. Arti- 
kel 1536 — 1539. 1574 — 1580.), an zwei verschiedenen Orten, 
das einemal in dem zweiten Hauptstficke oder in dem Ge- 
meinschaftsrechte und das andereroal in dem dritten Hanpt- 
stücke oder in dem Dotalrechte, handelt. (So viel dürfte ge- 
wiss sein, dass der C. c, unbeschadet des Zwecks, sich an 
das Sltere Recht anzoschllessen, deh Vortrag dieser Lehre da- 
durch Tereinfaeht und abgekürzt haben würde, dass er die 
aus der Natur des Gegenstandes sich ergebende Methode 
gewählt häUe.) 

§. 499. 
Regeln der Ausleguni;. 
Aus dem, was §. 497, 498. gesagt worden ist, ergeben 
sich für die Auslegong des Toriiegenden Titels des C. c fol- 
gende Regeln: 1) Der.G. c. ist in dem zweiten HauptsCttcke 
(oder in dem Gemeinschaftsrechte) aus dem ehemaligen Ge- 
wohnheitsrechte und insbesondere aus der Coutume de Paris, 
in dem dritten Haoptstücke (oder in dem Dotalrechte) aber 
ans dem Römischen Rechte zu erlSntem.^ — 2) Die Vor^ 

i) Der zweite Iheil der Aegel ist jedoch mit heionderer Vorsicht 
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scbriften, welche der C. o. Im iweiten Haniitetfieke (Art 1580— 

1535.) und die, welche er im dritten Hauptstiicke (Art. 1542 — 
1573) über die Klausel enthält, nach welcher der Mann die 
Verwaltimg und KatznieflBnng des Vermögens' der Fraa hat, 
können die einen sur ErlSnternng nnd ErgOnsong der andern 
gebraucht werden, aus^^enoninien, dass zu Folge dieser Klan- 
sei, nur in so fern, als sie nach den Vorschriften des dritten 
Haaptstüekes m beortheilen ist (Art. 1390. 1391.), der Am* 
duB dotalis die Eigenschaft der UnFcrBusserliehkeit hat Die- 
selbe Regel gilt auch von den Vorschriften, welche der C. c. 
bezlehongsweise im aweiten und im dritten Uauptstücke (s. 
Art 1586—1539. 1574--1580.) ttber die KUusel der Ofitw- 
sondemng aufstelit. Denn die eine nnd die andere dieser Klau- 
seln ist ihrem Wesen nach in beiden Hauptstücken dieselbe; 
^e eine und die andere ist nur wegen der Methode, welche 
der G. e. mit ROcksicfat anf das ttltere Recht für den Vortrag 
dieser Lehre gewählt hat, an zwei verschiedenen Orten abge- 
handelt worden.^) Jedoch versteht es sich von selbst, dass 
weder in dem einen noch in dem andern Falle der vorliegen- 
den Regel die analogische Anwendung solcher gesetilichen 
Vorschriften zulässig ist, welche auf einem dem Gemeinschafts- 
oder dem Dotalrechte eigenthümlichen Grunde beruhn. — 



antuwenden, ds das Französische 
Dotalrecht in s^o manchen Bestim- 
mungen von dem Romisclien ab- 
weicht. 

2) Die sweite Regel des Para((ra- 
fiktn iit für die Entscbeidnnd^ meh- 
rerer 7,wcifelhaft(3r FragPii (welrlier 
weiter unten gedaciil werden wirdj, 
TOD der grösstcn Wichtij^lieil. Eini- 
ge Auslej^e r, z. B. H e 1 1 o l d e 8 M i- 
nieres (III, IV, 480 etc. ob- 
wohl dieser Schriftsteller nicht im- 
mer dieser Meinun^trcu zu bleiben 
scheint) Darant. XV« 296 ff. hal- 
ten es für unzulässig, die Artikel 
1530 — 1539 aus dem Dotalrechte 
zu erläutern und zu ergänzen ; 
and omg^elLehrt. Nach der Mei- 



nung dieser Ausleger sind beide 
Rechte, das Gemeinschaftsrecht and 
das Dotalrecht (oder beide Haupt- 
stiicke, das zweite und das dritte), 
als einander gunziich fremd zu be- 
traehten. For diese Meinung Iftsst 
sich allerdings anführen, dass der 
C. r. in dem zweiten Ka|)itol des 
vorliegenden Titels aus einer an- 
dern Qnelle getichö|>ft hat, als in 
dem dritten Kapitel desselben Ti- 
tels. A!)er ein Gesetzbuch hat man 
vor allen Dingen aus sich selbst 
auszulegen. Auch benutzte man 
was die Art. 1529 erwfthnten Kian- 
seln betrilTt, schon ehemals das 
römische Recht zur Krihuierung 
und Erganziuig des üewohabeit«- 
rechtes. 



Digitized by Google 



3} Cto Kiaiifleln »wm ^ei|wAAF#I<fag88,' durch w^lehs die f ^ 
setsliche QittergpmfliMchaft mat mod^oUrt, «rwctte?t oder * be- 
schränkt (Art. 1497 — 1526.), nicht aber aufgehoben wird, sind 
aus den Yorscliriitßn zu erläutern, welche das Gesetz für die 
gflsetiUehe Qütorg^n^iiiMbaft embfilt £jQ# KJamel dimr Ali 
Iliwt diese VonehrifteD beetebo, wmio und in wie Iscii nicbt, 
sei es die Ucbereiukunft der Parteion oder die Deutung, welche 
das Gesetz der Klausel gegeben hat, eine Ausnahme von die- 
ser Regel ausdrtteiitiob oder folgenmgsveiBe begrtittdet.^) Act 
1588. — Eine rierte Regel der Auslegung, die jedoch nieht 
auf §. 497. 498. sondern auf einem andern Grunde beruht, 
ist die, dass die Vo{8chri0;eii, weiche der C. c über die Kiau- 
Bei der Gfitcieoodenuig im sweiten lud dritten HeuptiMleke 
enASlt (Art. 1586—1539. 1574—1580.), m den Viorscbri^ 
ten erläutert und ergänzt werden liÖDDen, welche das Gesetfr 
buefa über die Gütersendemog, die diss Gericht au^prieht» 
Art. 1448—1450. «ofiiteUt, nad «mgekebrt. Den» die Güter« 
sonderung mag bedungen oder von dem Gerichte ausgespro- 
chen worden sein, in dieser Verschiedenheit ihres Ursprungs 
Üsgt kein Grund, der G<|tersonderung in dem einen Falie an* 
dere Felgen als in dem andern beitulegen. Ebie posftlye Vor- 
schrift aber, welche sich hier dem Argumento ab analogia 
entgegensetzte, Jtommt in dem jGesetzbuche nicht vor.*) — 
Uebf igens ist in dem Obigoi nur ven der Amdeg^g der G es e ts e 
die Rede gewesen. Bei der Auslegung eines einselnenBei- 
raths Vertrages hat maü vor allen Dingen die Absicht der 
Parteien zu berücksichtigen ^ und um so melu:, da das Gesetz 
Icünftigen f)heleut6n die yoliste Freiheit gestattet, ijire Yer- 
mSgensreiiiältidsse yertvagsweise sn be8timmen.<) Art 1887. 

3) Man übersehe nicht, dass der gchriinkt oder inodificirt wird. Er 

Art. ir)2s sowohl der Stelle nach, steht also der Anm. 1 vertheidig- 

die ihm im C. c. angewiesen wer- ten Mcinunf^ keineswegs entgegen, 

den ist, als seinem Wortlautenach, 4} Von dieser Ansicht ge^en aucii 

nur von de ja YertrSgen handelt» jdie A^^lctfer des C. 9. s. 9* 

durch welche die gesetzliche Gu- Pigeau 11^ 507« Pttiraal; 

tergemciitfcbaft erweitert o4fir iip' .39& 
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S, 500. 

Von dem Heiradugute oder dem BnmtielMitae. 

J)m HeiiAtiiBgat oder der BcAnUehaisi) (U 4ol, 
4o8,) ist das G«t, wdcbea die Frau dem Meime nur Beitr^ 

tung der Ausgaben des Ehestandes zubringt. Art. 1540. Das 
Geig«ptbeU de» HeirathsgiUe« Utdas Sondergut der Frau. 
Pia frai»0ai0€be MktßpmUn'^ nennt dai S^ndcrgat dar Frau, 
In Bedehnsg auf dae Oamelnsehaflsreebty biens perBonnalB ou 
propres de la femmei s. z. B. Art. 1409. n. 1. 1413. 1417. 
lind, in auf dae Dotalrecht, hiane para|»heriiauz. 

fiL Art 1570. — £lna Sbe vag naeb detii Gameinschafia- 
rechte oder nach dem Dotalrecfate abgeschlossen worden sein, 
unter beiden Voraussetzungen kann die Frau, nach der Yer- 
BßtuadenMt dar antar dar ainea und unter der andern Yorauf- 
flCtenäg nSgUeben FlUe, dam Manne QClter angebraoht haben 
oder nicht zugebradit haben, unter beiden Voraussetzungen 
kann mithin bedingungsweise von einem Heirathsgute oder 
BsMileehatae die Rede sein. Besteht unter den jßhalenten eine 
Genainscbaft 4er Gatar, die geeetiliche oder dne durch Ver- 
trag bestimmte, so ist das Vermögen der Frau, welches In die 
<i4WergeaeinBchaft iaüt, Heirathsigut oder Brautschata in der 
oben angegebenen Bedeutung des Wortes. (AriU 1409. 9. 5.) 
Ist in dem ]Ialrallh0reiBlPa9e dia Klansal enAalten, dase sieh 
die Eheleute lahne XriitergeBieinschaft Yerheirathen wollen, 
ao ist das gesammta Vecmögan der Frau» der ISutzniassnng 
nach, Heirathsgut oder Brautschats. (Art. 1580.) Haben sich 
die Eheleute nach dem Dotalredbte yerheirathet, so haben die 
Güter diese Eigenschaft, welche die Frau oder welche ein 
IMtar in dem Heirathsmtiage onr Mitgift besteUt «hat. (Art. 

5) Battur II, 395. Vgl. auch in der Folge als gleichbedeutend 
Art. 1527. Em Beifpiel b. Sir. gebraucht. In dem C. c. bezeich- 
XL, II« 323. net auch das Wort: dot, den Gat- 

tungshegriff. S. z. B. Art. 1438. 

1) Beide Waita witonaMarml 1540. ISifu 
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1540. 15il.) Haben sich dagegen die Eheleute mit der im 

Heiratlisvertrage getroffenen Verabredung vcrhcirathet , dass 
sie in gesonderten Gütern leben wollen (Art. 1536.}, oder 
haben sich die Eheleate durch den Heh'adisyertrag dem Do- 
talrechte unterworfen^ ohne dass die Frau oder ein Dritter ge- 
wisse Güter zur Mitgift bestellt bat (Art. 1574.), so Ist das 
gesammte Vermögen der Frau Sondergut, 2} so kann mithin 
in einem gegebenen Falle dieser Art tibarall nicht ron einem 
Heirathsg^ite oder Brautschatze die Rede sein. Allerdings ist 
das Heiratbsgnt oder der Brautschatz nach verschiedenen Grund- 
sätzen zn beurtheiien, je nachdem unter den Eheleuten eine 
Gemeinschaft der Güter besteht oder der Mann (nach Art. 1530. 
oder nach \rt. 1540 ff.) die Nutzniessung des Vermögens der 
Frau hat. Aber der Begriff des Heirathsgiifes oder Braut- 
Bchatzes ist und bleibt in allen diesen FftUen derselbe. Jedoch 
wird das Vermögen der Frau, das hi die Ctoiheinsdiaft ftUt, 
In Beziehung auf das Gemeingut das Einbringen der Frau, 
l'apport de la femme,^) und nur in Beziehung auf diejenigen, 
welche ihm die Bestimmung geben, dass es das Einbringen 
der Fran sein soll, welche also die Fran ausstatten, Heiratbs- 
gnt etc. in den Gesetzen o:enannt.*) Dieser Sprachgebrauch 
wird auch in der Folge in der Lehre ?om Gemeinschaftsrechte, 
beobachtet werddi. 

Der Brantschatz kami sich 1) Y<m dem eigenen Ver^ 
mögen der Frau herschreiben. Wenn unter den Eheleu- 
ten die gesetzliche Gütergemeinschaft eintritt, wenn also z. B. 



2) Das Wort : S o n d c r u t , 
wird liier und ia der Folge so- 
wohl Y9n dem Falle, daHanntind 
Frau (na eil Art. 1536) in geson- 
derten (intern leben, als von dem 
Falle, da das Vermögen der Frau 
(nach Art. 1574) Paraphernal- 
gut ist, };el)rauchl. 

3) S. 7.. B. Artik(-I 1501. 1502. 
15 U. 1514. Dasselbe Wort be- 
zeichnet zugleich die Güter des 

Ifaones, die in die Gemeiosdiaik 



fallen oder zum (lemeingute zu 
bringen sind. Vgl. Merl. m. apport. 
— Ebenso werden auch die Gttter 
des Hannes, welche nicht in die 
Gemeinschaft fallen, biens person- 
nels QU propres (du mari) genannt. 
S. X. B. Art. 1409. n. 1. 1412. 

4) S. z. B. Art. 1392. §. 1. Art. 
1438. Das deutsche Wort: Mit- 

&ift, könnte der Bezeichnung^ des 
eiratbsgutes in dieser BeziebunK 

ToriiehslteB werden. 



uiyili^Oü by Google 



Eiuleitung. ^ Von dem Ueirathsgute. 157 

die Eädeate füA obne Heiratharertrag v erdiielidieii , ist das 

Vermögen der Frau kraft Gesetzes Brautschatz , ist es 
kraft Geaetees das EinbriDgen der Fraa, jedoch mit Ausschluss 
der Liegeosehafteii, welche die Frau bei ihrer Yerheirathung 
besitzt, oder welche sie während der Ehe mittelst eines un- 
entgeltlichen Kechtstitels erwirbt. Art. 1401. In allen andern 
Ffillen ist das Vermögen der Frau nur kraft des Heirathsrer« 
träges Brantscfaati. Von dem Rechte der Frau, ihr Vermögen 
in Brautschatz zu verwandeln, wird ^. 502. die Rede sein. — 
Der Brautschatz kann 2) von den Eltern bestellt werden. 
Von dem Rechte der £ltem, die Tochter (oder den Sohn) 
anaanstatten, [wird thells in der Lehre von den Sdienkungen, 
theils in dem vorliegenden Abschnitte, da, wo von den ver- 
schiedenen Arten, wie die Yermögensverhältuisse der Eheleute 
besthnmt sein, können, gehandelt wird 509. 534,), die Rede 
sein. Vgl Art. 1422. 1488. 1439. 1469. 1544—1547.5) (Es 
bestehn für die Schenkungen, welche von Eltern zum Vortheüe 
ilirer Kinder in dem üeirathsvertrage der Kinder gemacht wer- 
den, besondere gesetsliche Vorschriften. Das Recht der Eltern, 
Ihre Kinder auszustatten, hängt zugleich von der Art ab, wie 
die Eltern, als Eheleute, ihre gegenseitigen Vermögensverhält- 
nisse bestimmt liaben.) Eine Pflicht, die Kinder aussustat- 
ten, liegt den Eltern nicht ob.<^) Art 204. — Der Brant- 
schatz kann 3) von dritten Personen, mittelst des Hei- 
rathsvertrages oder auf eine andere Weise ^ bestellt werden. 
Auch wegen dieses Falles aber kann hier einstweilen nur auf 
die Lehre von den Schenkungen verwiesen werden. 

Die Bestimmungen, welche der Heirathsvertrag oder statt 
dessen das Gesetz über den Bestand und Betrag des Braut- 
sehataes oder des EinbringeDS «nthült, können wfihrend der 

5) Vgl. über die Ausstattung der Art. 204.) Poth. n. 630ff. Her- 
Kinder Uberhaupt (der Töchter oder lin m. dot. §. I. II. 
der Söhne, denn auch auf die Aus- 6) Der C. c. folgt mit diesem 
stattung dieser sind die ange- Satze dem Gewohnheitsrecht. Me r- 
ftthrten Artiksl sa .beliehen, vgl l|n n. doi. $. JL n. 6. 
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bar abgeändert werden. Art. 1395. 1096.^) Die Frage aber, 
ob oder in wie fern daaaelbe von dritten Personen ge^diefan 
kSnnOy ist, Je nadidem die VennögenBTeiliSlt&isse imter den 
]!%elettten bestlmim sind, Terseliiedeii za beantworten. YgL 
einstweilen Art. 1401. n. 1. Art. 1503. 

Ein Jeder, der einen BrautsobatB bestaiit, bat für di# 
Sacben oder Fordenuigen,^) dte «r km BnuüMbBtse bestoOt 
hat, Gewähr zu leisten. 9) Art. 1440. 1547. Es gilt dieser 
Satz sowohl dann, wenn sich die Elieleute nadi dem Ge- 
meioscbafiBreebte, als dann, wwm tfe sieb naeb dem Dotalr 
xeebte Teilicfratbet haben» Er gilt ferner nidit blos tob den 
Eltern und von dritten Peraonen, in wie fern die einen oder 
die andern einen lirautscbatz bestellt haben, sondern auch von 
dor Ehefrau selbst^ die ^oh einen Brautsohats besteUt hat, 
wenn an<^ die Yerbiadiiclbkeit sur Oewährlelstung , was d«n 
von der Frau bestellten Brautschatz betrifft, nicht unter einer 
jeden Voraussetzung wirluam sein kann. 3ie ist z. ß. auch 
in diesem Falia wirksam, w<eai sich die Ffan naeb dem G»- 
meinsehaftsreidite mid mit der Klausel der EatUegenseiurfltang 
gewisser Grundstücke, vgl. unten zu Art. 1505 — 1509. oder 
wenn sieb nach dem Dotakechte verh^ratbet und nur ge* 
Gmer sam ^autschatze besteift hat i«) die leidet da^ 



7) Vjtl. S. bO'6. 

8) Vfkr die Forderuni^eB nach 
Wassgabe des Art. 1695. D e 1 v. 
III, 103, Ueberhaupt sind die Grund- 
sätze, die von der (icwalirleistuiig; 
im allgemeinen gelten auch auf 
diesen Fall anwendbtr. Daran t. 
XV, 374 fr. 

9) Das Gesetz betrachtet aiso 
die Bestellung eines Brautschatzes 
gleich als einen belastenden Ver- 
timg» Eine Abweichung von dem 
Röm. Rechte. Vgl. 1. 1. C. de 
jure dotium. *S. hierüber %. 313. 
Anm. 11*. — Kein Zweifel» 4bss, 
wenn wüureiid der liie die B»* 



währonff statt hat, der Hann asf 
GewShTieistnng klagen Icann. Aller 

dieselbe Kla^e wird , nacll lltti^^ 
löster Ehe, auch der Frau /.ustenn, 
und selbst in dem Falle , da die 
Entwubrung erst nach aufgelöster 
Ehe «Catt gefunden hat. (Die Mo- 
difikationen, die dieser Satz bei 
der Gütergemeinschaft leidet , laa* 
«en sich leicht aus der Matur die- 
aes VerhSltnisaef ableiten.) Lex 
non diaCnigHil. Bellet I, 588. 
Durant a. a. 0. Benoit I, 8Ö. 
Tessier I, p. 193. *MBrcad6 
Art. 1440. n. 2.>^A. H. ift Del- 
▼iacm, 1«L 



Digitized by 



Eilileil. — Von der Ab«obUef8iiqg dtt Heirathsrertrages. 159 

gegen keine Anwendung, wenn der Mann die Natzniessnn^ 
das gesammten Vermögend der Frau haL^^} — Din be^ 
steOter ]foaat8eliate trSgt von dea Tage der abgeachlosBeiieii 
Eh« an Bdhon von Rechtswegen Zinsen; und awar selM 
dann, wenn die Auszahlung des Brautschatzes vertagt worden 
ist; jedoeb mit dem Yorbebalte) dam die eine und die andere 
Regd vertragsireiBe aol^ehoben oder abg^dert werden kann. 
Art. 1440. 1548.^3) Alles das, was über den Umfang der 
Yerbindiiehkeit , für den Brautschatz Gewähr zu leisten, ge- 
sagt wo^en ist, ist auch auf die Verbin^iehkeiti den Brant- 
sdiatä an Yenfaiseii, anwendbar.tt) 



%. 5Ö1. 

Ten tesi HeihMUvoilrige eder der BhelMredMif. BcigrilT. 

Der Heiratbsyertrag oder die Ebeberedung — 

beide Worte werden als gleichbedeutend gebraucht werden — 



10) "Wie, wenn die Ehe nach 
dem Dotalrechte geschlossen wor- 
dMi iii vmä die Fran tritt dem 
Ibane statt der entwährten LIe- 
g'enschaft, welche Dotalgiit war, 
eine ihr eigenthnmliche Liegen- 
schaft ab, ist diese dann nach dem 
Redile dot Audi dotiHi m bear- 
theilen? S. DelTine. HI, 108« 
Bellet IV, 53. 

11) Kam Patrimonium non in- 
telligitur nisi dcducto aerc alieno. 
Aber bei der Herausgabc des Braut- 
•c^tses wird die Entwlbrung al- 
lerdingi in Betracht au liefaen sein. 

18) Awghmwniiien » wenn Bintfr 

eine nnverzinsliche Schuld, die ihm 
ein Dritter zu zahlen hat , zum 
Brautschatze bestellt. Delvinc. 
Hl, 106. Beilot lY, 58. Da- 
rnat. XV, 382. Benoit 1, 158. 
Tessier I, 167. *M a r c a d 6 Art. 
1440. n. 3. Odier HI, 1154. 
Tropl. U, I255f. — A. M. ist 



To Uli. XIV, 97. Ein Urtheil für 
die letztere Meinung s. b. Sir. 
XXXV, I, 914. 

13) Z. B. wenn ein Brautscbatz 
reservato nialHictn b^steirt Worden 

ist, so laufen die Zinsen erst inde 
a die finiti ususfructus. Sircy 
XXVII, I, 144. — Das, was die a. 
Artikel von den Zinsen verordnen, 
ist auch auf andere fructus dotii 
anwendbar. Sicjfehoren dem Manne 
vom Tofje der abgeschlossenen Ehe 
an. Die Nutzungen, die der Mann 
vor diesem tage Ten defcn Braut- 
schätze bezogen hat, werden naöh 
Befinden zum ßrautschatze zu schla« 
gen sein. Vgl. Male v. u. Brauer 
ad Art 1848. D e 1 Vi n c. lU, l03. 
Benoit I, 143. a. 1.7. B.dejürö 
dotium. 

14) Z. B. die Art. 1440. 1548i 

sind auch dann anwendbar, tvenn 
sich die Frau den Brautscbatz be- 
stellt hat. D u r a n t. XV, 381. 
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ist derjenige Vertrag, durch welchen die künftigen Eheleute 
die Bedite bestimmen, die ihnen, als ElieleuteU) gegenseitig 
ziLStehn soUeo, Der über diesen Vertrag aii&anehmende Akt 
kaiiii jedoeh zugleich Sehenkimgea enthalten^ welche entweder 
ein Ehegatte dem andern , oder welche ein Dritter zum Vor- 
theile der zukünftigen ii^heieule, (^eutweder allein zum Vor- 
theiie dieser oder ttberdiess zum Vortheile der Kinder, die sie 
mit einander erzeugen werden,) macht; and es sind sogar 
Schenkungen dieser Art besonders bevorrechtet, Vgl. Arti- 
kel 1081 ff. und unten die Lehre von den freigebigen Verfü- 
gungen. (In dem vorliegenden Abschnitte wird der Heiraths- 
rertrag nur seinem Hauptinhalte nach, nicht aber in wie fem 
er zugleich Schenkungen enthalten kann, abgehandelt werden.) 
\ — Es steht sciüecbtLun in der Wiilkühr der zukünftigen £he- 
leutOf <^b leae einen Heirathsvertrag mit einander abschliessen 
wollen oder nicht wollen. Haben sie keinen Heirathsvertrag 
mit einander abgeschlossen,'-^) so sind ihre gegenseitigen Rechte 
nach dem Gesetze zu beurtheiien; es tritt also in diesem Falle 
die gesetzliche Gütergemeinschaft unter den Eheleuten ein. 
Art. 1387. 1393. 



1) In den Akt, welcher den Hei- 
rathsvertrag enthält, können aller- 
dings ancli andere Vertrüge (wel- 
clie weder Schenkun^^en sind, noch 
dip jjrprcnseitifjcn Hfchfr der 7,ii- 
künfti<>cn Bhegatten xuni (iegen- 
slande haben), aiifgeuomaien wer- 
den, mit andern Wortaii, bei Ge- 
legenheit der Elieberedung kön- 
nen zufHllig^ auch andere der Ehe- 
beredung an sieb gänzlich fremde 
Verträge abgescUoiten werden. 
Aber diese Verträge stehen dann 
mit dem Ilcirathsvertragc nur in 
äusserer Verbindung; sie sind 
gleichwohl schlechtbm nach den 
Gnmdsitaeii sn benrtheilen, wel- 
che von ihnen, abgesehen von je- 
ner Verbindung, gelten. S. Fälle 
snr Erlttuterimg dieses Satxes bei 



Sirey Vi, 1, 350. XIl, II, 434. 
XXVi, II, 245. Dagegen sind 
Schenkungen, welehe in cüiem Hei- 
ratiiayertrage den- lUknMgen Ehe- 
leuten gemacht worden , allemal 
zugleich Klauseln dieses Vertrages 
und als solche zu beurtheilen. Z. B. 
die Sdienliun^ iat eine AuMtal- 
tung. Sir. XXVn, I. 144. Eben 
so sind diese Schenkungen nach 
besondern Grundsätzen zu be- 
nrtheilen. Es war alao in dem 
Paragraphen der Schenlinngentns- 
driiclüicb £rwthnnng su thoa. 

2} "^Oder : ist der Heirathsvertrag 
•o donlcel, dass daran« nicht er- 
sehen werden kann, welches Gtt- 
tersystem gemeint aeL Haread^ 
Art. 1393. n. 5. 
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$. 502. 

FortseUung, — Von den Parteien, welche zur Abschliessung clicses 

Vertrages rechtlich befähiget sind. 

Das Recht, einen Heirathsyertrag absoschliessen, ist be« 

dingt durcli das Reclit, eine Ehe einzugehn. Es ist mithin 
derjenige zur Abschliessung eines Heiratbsvertrages rechtlich 
beflihiget, welcher za der Zat, da er den. Vertrag abschliesst,!) 
theils überhaupt sich zu Terehelichen theils diejenige Person, 
mit weicher er den Heirathsvertrag abscliliesst , zu heirathen 
berechtiget sein würde. Arg. Art. 1398. Ein MmderjiUuriger,^) 
der berechtiget ist, eine Ehe abznschliessen,^) kann mit Bei- 
tritt derer, deren Einwilligung er zur Abschiessung der Ehe 
bedarf,^} sogar alle die Verabredungen mittelst des Heiraths- 
Vertrages treffen, weiche ein Vol]|jähriger mittelst dieses Yer* 
träges treffen kann.^) Art. 1398. Vgl. Art 1095. 1309. 8. 
jedoch Art. 2U0. 



1) Delvine. III, 4. 

2) *n. h. ein Miiiderjährijfer un- 
ter 21 J. uiul nicht, wie Odier 
il, ÖU7 auniiumt, unter 25 Jahren. 
Udler den Heirathsvertraii^ desjeni- 
gen, welchem ein gerichtlicher Bei- 
stand bestellt worden utt g, Mar- 
cs d 6 Art. 1398. n. 4. 

3) Z. B. also, der das zur Ab- 
schliessung einer Ehe erforderli- 
che Alter hat oder ab impcdi- 
mento aetatis dispensirt worden ist. 
S i r. XXXVl, 11, 247. — *Sind diese 
Bedingangen nicht erfilllt, so ist 
der Ehevertrafif des Minderjährigen 
nichtijr. Ganz irrip ist die Mei- 
nung von Pont et Kodiere i, 
38, dass ein solcher Vertrag dnnA 
Bestatiffunif nach Art. 1338 Gttltig- 
Iteit erlanjifcn könne. 

4) Diese Personen sind , nach 
der Verschiedenheit der Fälle, die 
Elteni, die übrigen Ascendenten, 
der Familienrath. Diese Peffonen 
müssen bei der Abschliessung des 
HeirathsTertrages zugegen sein. 
Denn der Art. 1398 gebraucht das 

Sasharll, Ikiai, OMtatcU. UL 



Wort : a s s i s tö. Jedoch wird, 

was den Familienrath betrifft, schon 
der B e s c h 1 u s s desselben hinrei- 
chen. Delvine. III, 4 f. *Dartlber, 
ob dieaer Besehloaa vom Gericht wa 
bestätigen sei 8. Odier II, 609. 
— Die Ceffenwart der Mutter ge- 
nügt auch dann , wenn sie zu 
einer sweiten Ehe geschritten ist, 
and die Vormundschaft verloren 
hat , zur Bekräftigung der von 
dem niinderjähr. Kinde gemachten 
Schenkungen. S i r. XXXVI, II, 248. 
— *Anch die Gegenwart dea Minder- 
jährigen selbst ist unerlässlich, tio 
kann nicht dadurch ersetzt wer- 
den , dass die Eltern u. s. w. für 
ihn gut sagen. Sirey XLIX, II, 
133—135. LI , II. 613. Dies gUt . 
auch von (irossjäbrigen. Sirey 
XLIX, II. 129. L, II, 91. 5ü5. Vgl. 
hierüber Sir. LH, II, 257 u. 450. 
(Note.) Die Eltern u. a. w. kön- 
nen sich durch Bevollmächtigte ver- 
treten lassen. !W a r c a d 6 Artikel 
1398. n. 3. Pont et Rodiöre 
I» 43. 

11 
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§. 503. 

Forüettimf . ^ In welcher Fonn ? und wann ii t dieser Vertrag 

absoaclilieaien? 

lieber einen jeden HeicathaYertrag mass eine Notariats- 
urkimde «— mit den .durch die KotariatBordnong vorgeschrie- 
benen Förmlichkeiten 9 aufgenommen werden. 2) Art 1394. 
S. über die Ileirathsverträge , welche ein Hundelsniann oder 
eine Handelsiraa abschliesst, den C. de c Art. 67 ff. — Bis 
zom Abschlüsse der Ehe (biß zur Trauung) sfaid die Partelen 
berechtiget, den Heiriithsvertrag zu einer jeden Zeit, früher 
oder später I einzugehn. Nach der Trauung aber köunen die 
Parteien weder einen Heirathsvertrag abschliessen, noch auch 
einen TOiher abgeschlossenen Hehratfasrertrag abändern.*) Art 



5) Z. B. eine Minderjähripc ver- 
heirnthet sich luich dtin Dotal- 
rechte, Pikiärt aht r, (hiss der fini- 
dus dütalis verUu.sserlich suin soll. 
Der Vertrag ist gültig. D e I ▼! n c. 
III, 4. Bellot 1,71. Sir. XXV, 
II, 312. S. jed. S i r. XIV, II, 79. 
XXI, I, 217. — Ferner: die Art. 
903. 904 leiden in diesem Falle 
eine Ananahme. Dnr^nt. XIV, 
14. 22, — Jedoch kann eine Min- 
derjährige nicht das gesetzliche Un- 
terpfand, weicbeü ihr au den Lie- 
faateliafteii des Hanies sustehl^ 
durch den Heiraths vertrag beschrän- 
ken. Denn in so fern steht ihr 
eine bc sondere gesetzliche Vor- 
schrift (Art. 2140) entgegeo. Gre- 
nier tr. des priv. et hyp. I, 269» 
Tropl. des priv. et hyp. n. 637. 
Durant. XX, 56. Favardhyp. 
Sect. UI. S- Iii- n. XI. Sir. XX, 
I, 367. XXXVU, II, 239, »XLIV, 

H, 449. XLVIII, II, 301. 

1) Die Urkunde tnuss von zwei 
Notarien oder von einem ^otarin 
Gagenwai« iweier Zengeo aufge- 
Bommen werden. Die Urschrift 
muss bei dem Notar bleiben etc. 
Vgl. Art. 1092. 1397. Bellot I, 
27fl: Toull. XII, 70. Battar 

I, 54ff. Sir. ZIV» 6. XIX* 



n, 91. XX, II, 1. Ln, n, 165. 

— '-'Die Kosten des Vertrags ha- 
ben beide Khegalten zu tragen, 
sie bilden eine Geineinschaftsschuld; 
mit Recht warde hieraus lo Sir. 
LH, I, 696 gcfolgen, dass die Ver- 
pflichtung, die der eine Ehegatte 
überuoiumen habe, die Kosten al- 
lein sa tragen, eine mm Heiniths'- 
vertrag gaherige Bestimmung bil- 
det und nur durch diesen (nicht 
z. B. diireh Schiedseid) bewiesen 
werden kann. 

2) Ein Heiralhsverlnig war mit- 
telst einer Privaturkunde abge* 
schlössen worden. Die Parteien 
hatten den Akt bei einem Notare 
niedergelegt, mit der Brklinmg, 
dass sie bei dem Vertrage all«ii- 
halben beharrten. Der Vertrag 
wurde aufrecht erhalten. Sirey 
XXVI, II, 217. 

3) Vgl. Bellot I, 80. Toull. 
XII, 70. *Font et Kodiere I, 
149 1". 

4) Folgerungen aus diesem Satze 
s. b. Dnttllnirer III, 607. Sir. 
XXX, II, 240. XXXI, I, 107. 
XXXII, II, 665. — Die Eheleute 
können weder unter sich, noch 
aosammen mit einem Dritten den 
Kairaihavtrtniff ablndani. Tonil» 
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13-95. Dieses Verbot, den Heiralhsveiü-air abzuUndoni, erstrecltt 
sich aucli auf die in dem Heirathsverlrage enthaltenen Schen- 
knDfen^) ingleichatt auf solche Ablttaderoageir eiMS HeiraÜHh 
Vertrages^ welche mittelst eiiles Testamentes getrsffM wordeft 
wären j*^) und eben so diiifte das Verbot auch auf diejenigen 
Verträge anwendbar sein, duich welche bios eine sweUteutige 
oder dMiUe Stelle des Heiradisviertrag'et edXutert wirdL^ Da- 
gegen wild doreh dieses Verbot nloh« ä&n "EMWtm Offer 
den Kltern oder dritten Personen das Reciit benommen, solche 
ffeigebige Vesfügnigen su treien, wekfae neben den imr Hei- 
raAsvertrage enthaltenen best^ kümen.®) So wie cta ein-' 
mal abgeschloBScnÄr Heirathsvertrag nach der Trauung schlecht- 
hin unabänderlich ist, so kann er auch schon vor der Trauung 
m» unter folgenden Bedingungeit abgeändert^) oder aafgoho^ 
ben werden 1) Die AbÜnderang »ms in der fttr £e' Ab>- 



XII, 62. B n 1 1 u r I, 48 (f. • - Eine 
Klausel , durch wck:lic sich die 
Paifelen in dem Heirathsvertni^ 
das Recht vorbchieUcn. diesen Ver- 
trag abzuändern, wllrdc als ungül- 
tig zu betrachten sein. Arg. Art. 
1387. Potb. tp. d& ia ftiissaiiee 
4a mari. n. 09. 100. B ;i 1 1 u r I, 
16. — S. auch Sir. XXVII. I, I0<<. 
(In dem hier crziihlten Falle halle 
sich dasselbe Paar zweimal , das 
eratemal im Auslande, dai andere- 
mal in Frankreich, boidemal mit 
Äbschlicssun» eines Heirathsver- 
trages vcrbciratbet. Der zweite 
Vertrag wurde TOndeii CHliibiffem 
anfeuchten.) — »Auch für dieae 
Bestimmnn}» ffilt der Salz: Locus 
regit actum, Al)änderun|?en zu ci" 
nem im Ausland ^eschlosscncu Ehe- 
vertrag aind gültig, wmm das aus- 
ländische Gesetz sie erlaubte. Sir. 
XLV, II, 7, Tropl. I, 179. 

5) Sir. XV, II, 71. XVIH, I, 
390. XXII, II, 365. S.auch Pail- 
liet ad An. 1395. 

6) Sir. XVIH, 1, Ö8. 

7) Battur I, 51. Sir. XVIH, 



II, 129. S. jedoch Belle t l^ 4i. 
Pailliet ad Art. 1395. 

8) Tgl. Ob. diese Frage Tonil. 
XII, 25 IT. Pailliet ad .\rt. 1395. 
F a V a r d in. conlrat de mar. Sect. 
I. S. 6. Üurant. XIV, 38. 72. 
Battur n, 498. nropl. 1,1^. 
174; Marcadö Art. 1397. n. 2. 
3. — Sir. XIII, I. 137. XXXVI, 

I, 518. »Rh. Arch. XXXVIl, I> 
180. XL, II, A, 25. 

9) Ala Abänderungen aind auch 
/i u s N t z e zu betrachtet». D e 1 - 
V ! n c. ad Arl. 1395. D u r a n t. 
XIV, 51. Battur I. 45f. *Odier 

II, 681. — M. ist TdnM. XR, 
58. — Eben so sind uikU» der Re- 
gel mich Verabredungen beg»riffen, 
die mittelbar (ah effectu) Abände- 
rungen sind. Sir; XXXVIl, I, 53S. 

10) Jedoch wird auch dieaar' 
Salz mit Vorbehalt der freigebigen' 
Verfügungen zu verstehen sein, 
welche die Kheieule etc. unbe- 
aehadtft dea Hekvtbawrfraftto, s. 
B. der eine der zukünftigen BHie* 
galten zum Vortheile des andern, 
getroffen haben. Vgl. Delvinc. 
m, 6. BelUd, 57 A T»ull. 

11* 
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schlieflsrmg' der Heirathsverträge vorgeschriebenen Form, also 
mitteist einer ISotariatsurkunde, geschehii; Art. 1396. §. 1. 
und swar Yor demselben Notarei welcher den Heirathsvertra^^ 
an^mommen bat^^ ^'S' Art 1897. 2) Eine Abfinderan^ 
des lleiratlisvertrages ist weder unter den Partheieii noch 
in Yerhältniss zu dritten Personen gültig, wenn nicht alle die, 
weiche bei dem HeirathsTertrage Parteien gewesen sind, 
dabei gleichseitig gegenwärtig sind/^) und insgesammt ihre 
Einwilligung zu der Abänderung ertheilenJ^J Art. 1396. §. 2, 
Der Grund dieser Vorschrift ist der, dass bewandten Umstän- 
den nach alle Klausehi eines Heirathsyerftrages als durch ehi- 
ander wechselseitig bedingt su betrachten sind. 8) Auch eine 
solche Abänderung des Heirathsvertrages, welche mit Zustim- 
mung der sänrnitlichen Parteien (gemäss dem Satze 2j ge- 
sdiehn ist, Ist gleichw«^ gegen dritte Personen nnr in so 
fem gültig, als sie von dem Notare der Urschrift (minute) des 
ursprünglichen Aktes beigeschrieben worden ist. Art. 1397. 
. Ueberdiess darf der Notar kehie mit der ezekutorischen For- 



XII, 61 if. A. M. ist Duraut. 
XIV, 58 IT. 

11) Malev. ad Art. 1397. 

12) Toull. XII, Ö2. Sir. XIII, 
I, 378. Hier leidet also der Art. 
1321 eine Ausnahme. 

13) D. i. Hitpaeiscenten. Z. B. 
die Kinder standen in dem Alter, 
dass sie sicli ohne die Einwil- 
ligung der Kitern vcrbeirathen 
konBten, die Eliem sind jedoeh 
bei der Abfdüiesiiiiig des Hei- 
raths vertrage» su^eg'en gewesen. 
Die £ltern brauchen nicht bei der 
AbttndeniDg des Vertrages ^egen- 
wörti^ zu sein. Toull. XII, 51. 
Bellot I, 42. *Tropl. I, 239. 
A. 31. Marcad6 Art. 1394. n.4. — 
Dagegen muss der, welcher den 
Eheleuten eine Sehenkung in dem 
HeirathsTertrage gemacht hat, al- 
lerdings bei der Abänderung des- 
selben zugegen sein. Delvinc. 
ad Art. 1890. Doranl. XIV, 551. 
8. Jed. Tonil. ZU, M. 



14 j E» genügt also nicht, wenn 
sie blos Ettm »cheinen bemfen 

worden sind. Delvinc. a. a. 0. 
Bcllot I, 51. Durant. XIV, 53. 
Favard a.a.O. ^. 3. (Doch kön- 
nen die Parteien auch darch; ei- 
nen Bevollmächtigten erscheinen.) 
♦Tropl. I, 234. Odier II, 656. 
Älarcadi? Art, 1397. n. 4. — A. 
M. iät Malev. ad Artikel 1390. 
Tonil. Xn, 50. (•Fttr die ei^ 
stere Ansicht spricht anch die 
Discussion.) — Wie aber, wenn 
inmittelst eine Partei verstorben 
ist oder entmündigt worden ist? 
etc. S. Bellot I, 48. Dnrant. 
XIV, Ö6. 

15) Wenn die eine oder die an- 
dere l'artci ihre Einwilligung zur 
AMUidemng verngt, 00 rnnt* die 
AbSnderung schlechthin unterbiet* 
ben oder ein ganz neuer Vertrag 
abgeschlossen werden. Durant. 
XIV« 66. S. jedoch Toull. XII, 
58A 
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mel reraehene so wie keine andere Ansfertigaiig des Hdiraühs- 

vcrtrages aushändigen, ohne der Ausfertigung die getroffene 
Abänderung beizuBchreibea. Wenn der Notar dieser letzteren 
Yonchrift nicht genügt, so bleibt zwar die Abänderung oder 
der Gegenbrief auch gegen dritte Personen bei Ki^tflen;!^) 
dagegen hat der Notar den Betheiligten Schadenersatz zu 
leisten, auch ist er nach Befinden zu einer Strafe zu ver- 
nrth^. Art 1397.1^ 

§. 504. 

ForUetKong. — Von dem Inhalle der Eheberedung. 

Die Eheberedung kann nur die gegenseitigen 
Rechte der Ehegatten und auch diese Rechte nur 



16) Ad0 der Wortfassung des 
Art. 1397 folgt unzweideutig, dass 
die Abänderung, wenn sie auch 
nicht unter der Ausfertigung steht, 
gleiehwobl dritten Personen ent- 
gegengehalten werden kann. Del- 
vinc. ad Art. 1397. Durant. 
XIY, 69 f. *Troül. I, 248. — A. 
M. ist Tonil. XII, 66 ff., welclier 
nnnimmt, dass die Abänderung auch 
unter der Ausfertigung stehen rmiss, 
wenn sie gegen Dritte wirksam 
sein soll. 

17) Der Art. sagt: Des parties. 
Das sind in der Regel die dritten 
Personen, welche durch die inan- 
gelhafte Ausfertigung Srhaden ge- 
litten haben. Jedoch können nach 
Befinden auch die» welche die Ab- 
Sndemng getroffen haben, den No- 
tar auf Entschädigung zu belangen 
berechtigt sein. 

18) Mit einer Disciplinarstrafe 
nach Blassgabe der Notariatsord- 
nungl Dnrant. XIV, 68. 

19) *Eine Erginzung der Ober 

. die Abschliessung des Ehevertrags 
vorgeschriebenen Förmlichkeiten 
bildet das fr. Gesetz vom 10. Juli 
1850, welches eine grössere Oef- 
fenlKchkeit der Ehevertrige be- 



sweckt. Dasselbe enthält Zusätze 
zu den Art. 75. 76. 1391. und 
1394 des Code c. Die Zusätze zu 
den ersten beiden Artikeln schrei- 
ben Tor, dass der Civilstandsbe- 
amle vor Abschluss der Ehe den 
zukünftigen Ehegatten die Erklä- 
rung abzufordern habe, ob ein Ehe- 
vertrag besiehe und wo er hinter- 
legt sei. Diese Erklärung ist in 
die lleirathsiirUunde aufzunehmen. 
Der Notar hat die Parteien auf 
diese Erklärung aufmerksam zu 
machen und ibnen sn diesem Zweck 
ein Certifirat auszustellen. (Artikel 
1394). Am wichtigsten ist der 
Zusatz zu Art. 1391. £r lautet: 
Tontefois, si Tacle de eöl^bration 
du mariage porte que les äpouz se 
sont mari^s sans contrat, la femme 
sera r6put6e, ä l'^gard des tiers, 
capable de contracter dans les ter- 
mes du droit commun, imoinsqne 
dans rficlc. qui contiendra son en- 
gagemeiit, eile n ait döclar6 avoir 
fait un contrat de mariage. Durch 
die letztere Bestimmung wird dem 
Misshrauch entgegengetreten, dass 
eine Ehefrau, welche anscheinend in 
Gütergemeinschaft lebt, später die 
ihr zustehenden Dotalprivilegiea 
geltend macbt. 
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80' fern sum Gegenstände liaben, &I0 sie das 

Vermögen der Ehegatten betreffen. Arg. Art. 1387. 
1388. Die Vermögensverliiiitnisse der Eheleute aber kann die 
£heberedang sowohl für die üaaer der £he als in Beziehung 
anf die Auffösung der £he bestimmen. — Zu Folge der auf- 
gestellten Regel können die Elielentc 1) nicht die Rechte 
durch den lleirathsveitrag schmälern, welche dem Manne kraft 
der gesetalichen Gewalt, die er über die Frau hat, oder kraft 
der ihm gebührenden Hausherrschlifit zustehn. Art. 1388. Da- 
her ist z. B. die Klausel ungültig, dass der Mann nicht der 
Herr der Gemeinschaft sein solle,*} so wie die Klausel, dass 
die Frau zu ihren Rechtsgeschäften und Rechtsstreitigkeiten 
nicht der Autorlsation des Mannes bedürfen solle. S. jedoch 
Art. 223. Vgl. oben 472. Zu J'olge derselben Regel können 
die Jiheieute 2) niclit die Rechte der väterlichen und elterli- 
chen Gewalt, oder die Rechte, welche dem überlebenden Ehe- 
gatten über die Kinder zustehn, durch den Heiratfasvertrag 
schmälern, Art. I088. Es ist daher z. B. ein Verzicht, wel- 
chen dpr eine oder der andere Ehegatte auf die elterliche 
Nntmlessnng in dem Hehrathsvertrage leistet, ungültig.^) £ben 
so wenig dürfte die Klausel für bindend zu erachten sein, 
welche festsetzt, dass die Kinder in dem Glauben einer be- 
8tigun(en Kirche erzogen werden soUen.^) 

Aach bei der Bestimmung ihrer gegenseiti- 
gen Term^gensrerhältnisse können dieEheleute 
nicht solche Verabredungen mittelst des Hei- 



1) Toull. Xil, 307. Durant. 
XIV, 288. Biblioth. du barreao. 
180e. P. I. p. 145. Jedoch ist die 
Klausel zuliissig, dnss (K r Mnnii 
nicht berechligt sein solle, errun- 
gene Liegenschaften zu veräussern. 
Toull. XII, 309. D u r a n t. X1V,266. 
Battur II, 549. — 'Die nonern 
Schriftsteller haben sich niit Hecht 
gegen die ZuUissigkeit der letzte- 
ren Klausel ausgesproclieii. T r 0 p 1. 
I» di. Pont et Rodiere J> 61. 



Marcade Art. 13ö9. u. Ö. Das 
Recht, die errungeneii Liegenieltaf- 

ten zu veräussern, steht dem Manne 
als Oberhaupt der Ehe und Ge** 
mcinschaft zu. Art. 1388. 

2} Bellot I, 16. Toull. XII, 
15. *Marcadö Art. 1389. d. 7. 

3") Durant. XIV, 24. ♦Mar- 
en dö Art. 13H9. n. 3. 4. Odier 
II, 628. erklären diese Klausel 
tcblechtiiiii für ungültig. •^*S. audi 
TropL I, 61. 
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rathBTertrages treffen, welche entwed^er ttb^f- 
haüi»t Bieht mittelst eines Vertrages oder welche 

au Folge eines besonderen gesetzlicken Verbo* 
tes nicht mittelst des HeirathsvertrageB getrof- 
fen werden kennen. Art 1387. — Also 1) nicht wiche 

Verabredungen y welche, als Vertragsklauseln über- 
haupt betraclitet, ein verbietendes Gesetz oder die 
guten Sitten T«rletzen würden. Z. B. £in jeder Vertragi 
welcher die Erbschaft efaies Lebenden cum Gegenstände 

hat, ist widerrechtlich.*) Art. 791. 1130.5) Daher kön- 
nen die zukünftigen Eheleute in ihrer Eheberedung nicht auf 
euie Erbschaft, die sie an erwarten habmi, veraiehten,^) nicht 
dem Redite entsagen, emander durch frdgebige Verfügungen 
zu bedenken,") iiiclit die i^csetziiche Ordnung verändern, in 
welcher Eitern und Kinder einander gegen?eitig beerben; 
unbeschadet übrigens der Gültigkeit der freigebigen Verfügun- 
gen, welche von den Eheleuten in dem Heirathsvertrage oder 
sonst auf eine rechtsbeständige Weise getroffen worden sind.®) 
Alt 1389. — Eben so wenig dürfen die zuküuitigen Ehe- 
leute 2) solche Verabredungen treffen, welche mit den ret- 
Uetenden Gesetaen, die der 0. c. über den Inhalt der 
Heirathsverträg einsbesondere enthält, in Widerspruch 



4) S. andere Beispiele b. Bel- 
iot I, 7. III, 4. n. bei DelviDC. 

III, 3. 

5) *Ucl)cr die KIniiscl, dass der 
überlebende Ehegatte sich nicht 
wieder verbelrathen soll vf^* T r o p I. 
I, 52. Mercad4 Art. 1389. n. 2. 

6) M e r I. m. renonciatioD. T o u 1 L 
XII, 19. 

7') Eine solche Kfansel ist einem 
Verlrage, durch welchen die ge- 
setzliche Erbfolge beststigt wird, 
p^lclch 7.11 achten. BcIIot I, lÖ. 
Tonil. XII, IS. Battur 1, 305. 
Sir. IX, I, 400. 

H) Es Uann rIso z. B. mittelst 
des Heiratiisvertrages nicht das £rsl- 

gebuitoreclil unter den Kindern ein* 



gefulirt oder eine EinkindsGliafl (ge- 
schlossen werden. Merlin m. af- 
lV<5rissemenl. — - Eben so wenig 
kann durch den Heirathsvertrag die 
Ordnnnjr der Erbfolge der ttbrigen 
Verwandten abgeändert werden. 
Sir. XXV, II, 378. 

9) Dieser Vorbehalt des Artikel 
1380 enthält nicht eine Ausnahme 
von der im ersten Paragraphen des 
Art. aiifiiestt Ilten Kegel. Sondern 
, er soll nur dem .Missverständnisse 
vorbeugen, als ob dieser Art. mit 
andern VorschrifleB des €. c. na- 
mentlich mit dem Art. 1091 in Wi- 
derspruch Stande. .>! n I e v. ad Art. 
1389. (ireu. des donat. et test. 
I, 409. Anders legt den Art. ans 
Braaer. 
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stfilm würden. Art 1888. Bei der Anwendmig dieses Satses 
hat der Richter nicht sowohl auf die Wortfassiing, als auf den 

Grund der Gesetze Rücksicht zu nehmen. Wenn auch eine 
den Inhalt der Heirathsverträge betreffende gesetsliehe Vor- 
schrift nidit als ein Verbot gefasst ist, so kann sie dennoch 
(s. z. B. Art. 1453.) ihrem Grunde nach, von der Art sein, 
dass sie durch die Eheberedun^^ nicht aufgehoben werden darf.*<>) 
Zu Folge der aufgestellten Bogel ist z. B. die Klausel un- 
gültig, dass der Frau nicht die Wahl mstehn solle, ob sie 
die Gemeinschaft annehmen oder ausschlagen wolle (Art. 1453.); 
die Klausel, dass die Frau für di(^ Schulden der Gemeinschaft 
sciilechttiin oder sciilechthin nicht oder aber auch dann, wenn 
sie das Gemeingut nicht inventarisiren lasse, nur bis an dem 
Betrage ihres Antheilos an diesem Gute zu stehn habe (Art. 
1483.); die Klausel, dass die Schenkungen, welche ein Ehe- 
gatte dem andern wShrend der Ehe machen werde, unwider- 
ruflich sein sollen ^1) (Art. 1096.). S. auch Art. 1395. 1441. 
1442. 2140. Ein besonders folgenreiches Verbot ist das, dass 
der zukünftige Ehegatte, der Kinder aus einer früheren Ehe 
hat, niclit dem andern Ehegatten durch den Heiratlisvertrag 
oder indem das Brautpaar die gesetsliehe Gütergemeinschaft 
eintreten lässt, mehr als ein Kindestheil zuwenden darf. Art. 
1098. Vgl. Art. 1496. 1525. 1527. und unten 690. Die- 
ses Verbot, kraft dessen die Kinder i^) berechtiget sind, die 
• Vortheile, welche der zu einer neuen Ehe schreitende Ehegatte 
dem andern Ehegatten über den Art. 1098. bestimmten Be- 
trag zuwendet, bis zu diesem Betrage zu mindern, tritt also 
nicht blos hi dem Falle jehi, da die Vortheile auf den Elau* 
sein der Eheberedung bernhn, sondern auch in dem Falle, da 
sie eine Folge von der gesetzlichen Gütergemeinschaft sind, wei- 
che die Eheleute unter sich bestehn lassen. Art. 1496. Eben 

10) T o u II. XII, 16. 12) Aucli der conjux binubus ? 

11) Vrgl. über diefo Klaoaeln Vgl. Sir. XXIV, II, 218. u. unten 
Fcrriöre Iii, 263. Pothiern. %. 690. 

8711: 
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80 ist das Verbot nicht blos auf die Stipulationen der Ehe- 

beredung zu bezielin, welche unmittelbar eine Schenkung cut- 
halten, sondern auch auf diejenigen, weiche die Vermögens* 
verhfiltnisse der Ebelente während der Ehe und die dereinstige 
Auseinandersetzung dieser YerhSltnisse betreffen. Art. 1525. 
1527. (Die Stipulationen der erstem Art werden sogar hier 
überall nicht, sondern erst unten in der Lehre von den frei- 
gebigen YerfSgungen in Betrachtung gezogen werden.) Es 
beschränkt sich jedoch dieses Verbot, sowohl in seiner Be- 
ziehung auf die Klauseln der Eheberedung als auch in seiner 
Beziehung auf die gesotaliche Gütergemeinsdiaft, auf die Vor- 
theile, welche der Ehegatte, der zu einer neuen Ehe schreitet, 
von seinem Vermügeiisstocke dem andern Ehegatten zuwen- 
det. Es erstreckt sich also nicht auf die Vortheile, welche 
ein Ehegatte dem andern yon den Einkünften, die während 
der Ehe bezogen, oder von den Ersparnissen, die während 
der Ehe gemacht werden, zuwendet.^^) Arg. Art. 1525. 1527. 
Z. B.^*} Wenn unter Eheleuten die gesetzliche oder eine all- 
gemebe Gemeinschaft der Güter besteht und von Seiten des- 
jenigen Ehegatten, welcher Kinder aus einer Mheren Ehe hat, 
ein grösserer Geldwerth in die Gemeinschaft gefallen ist, als 
von Seiten des andern Ehegatten, so haben die Kinder i^} 
nach Befinden das Recht, diesen Mehrbetrag bis zu dem Be- 
trage eines Kindestheiles zu mindern.i<^) Art. 1496. Dasselbe 

13) Dieser Grundsatz ist jedoch, conjux binubus im Augenblick des 
wie sich ans den folgenden An- Todes des leUterii und nicht im 
merkuiigen er^^eben wird, bestrit- Augenblick der Bheseheidung. Vgl. 
ton, obwohl weniger als Gnindsats, Rh. Arch. XLVII, I, 79. 

als in einigen seiner Folgesatze. If)) Jedoch nehmen die Ausle- 

14) Vrgl. Durant. IX, H()5ff. ger an, dass in diesem Kalle das 
XY, 242. 519 f. Battur II, 494 ff. KeducUonsrecht alsdann nicht statt 
Bei dieaen Schrlflstellero findet man finde, wenn die tiemeioachaft durch 
noch andere Beispiele zur Erläu- den Kunstfleiss des andern Ehe- 
tcrung der aufgestellten Kegel. gatten bedeutend gewonnen hat. 

löj *Auch bei der Auflösung der Toull. V, 893f. — Dagegen wird 

zweiten Ehe durch Scheidung fin« das Reductionsrecht auch dann be- 

del diese Bestimmung Anwendung. gründet sein, wenn das Vermögen, 

Die Berechnung des Kindstheils das in die Gemeinschaft iri fallen 

aber richtet sich nach der Zahl der ist, dem Ehegatten, der Kinder aus 

Jünder und dem Yermügea des einer früheren £lie hat, ctsi wüh- 
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Recht steht den Kiittleni auch 4takn m, wewi der Ymas 

oder Vorempfano:, den der andere Ehegatte zu Folge des Hei- 
raths Vertrages aus der Gemeinscliaft zu ziehen berechtiget ist, 
oder^ nach der Yereohiedenbeit der Fälle (e. Art 15 Id.), cße 
Hälfte dteses Yoraiie oder Tosempfaiiges mehr, ab ^ Kindesflieil 
beträgt.^') Dagegen fällt dieses Mindemngsrecht schlechthin weg, 
wenn der lleirathsvertrag so lautet, dass das ganze Gemein- 
gat dem überlebenden Efaesatten yerbleiben, den Erben def 
znerst Terftorbenen Ehegatten aber deesen Einbringen hwana- 
gezahlt werden soü,^'^) Art. 1525. oder wenn die Frau, die 
£U einer zweiten Ehe schritt, die Nuteniessung ihres gesamm- 
ten Yermögene dem Manne fiberlasBen hat (Art 1530. 1542.); 
indem in allen diesen FSUen die Yortheile, welche der nch 
verbeirathende Ehegatte dem andern Ehegatten zuwendete, nur 
das Einkommen und die Ersparnisse betrafen. Im übrigen 



rund der Ehe ancefallen ist. S. 
jed. Beilot II, 567. Toull. V, 
896. Diese Schriftsteller nehmen 

an, dass ein Vorlheil «liescr Art, 
wepen seiner Uiigewissheil , nicht 
unter der Uegel begriffen sei, es 
Wäre denn, diiss sich der eine 
Ehegatte die Erbschaften, die ihm 
eröffnet werden winden, vorbehal- 
ten hätte, der sich wiederverhei- 
rathende Ehegatte aber nichl. 

171 Toull. V, 892. 

18) (;iei( hwohl nahm der k(JH. 
{s. Str. Vlü, 1, 326} au, dass der 
Art. 1008 anch auf den Fall dff» 
An. 1325. S' 1 anzuwenden sei, 
mit andern Worten, dass der Art. 
1525. S. 2 durch den Art. 1527. 
$. 3. befcbrlnltl werde, dass da- 
her, wenn der eine oder der an- 
dere Ehegalle Kinder aus einer 
früheren Khe habe, nur die ß I e i- 
cUe VcrlheiUmsf der Errungen- 
schafl, nnfreaditet der Ungleich- 
heit des Einbringens der Ehegat- 
ten, bedungen werden könne. Die- 
selbe Auslegung ist auch von den 
neiatat Sehrirtatellem «ngenon- 
mn wofden. S. Bellot ]II,3id. 



Toull. Y, 899. Merlin ra. se- 
condec noeea. %. IV. Art. II. 7. 

Sir. Vlll, I, 328. *Odier U, 
<)?(). Pont et H ndi^re II, 384. 
31areade Art. ir)25. n. 3. — Al- 
lein der Eudsatz des Art. 1527 (der 
Übrigens sehr nnbestimmk gefasat 
iat), durfte vieiraehr als eine Be- 
statitrunir des Art. 1525 oder der 
Gültigkeit der Art. 1520—25 er- 
läuterten Klausel auszulegen sein; 
iheils nach den Regeln der juri- 
di.s« lien Auslegung überhaupt, theils 
ar«i". Art. 1490. Auch nnissle man 
zu Folge der Meinung jener Schrift- 
steller anoehmen, dass die nzor 
binuba nicht berechtigt wäre , die 
Nutzniessung ihres gcsammten Ver- 
mögens (Artikel 1350. 1542. j dem 
Hanne zu überlassen. Vgl. Gren. 
des donat. et testani. III, 695. S. 
anch Sir. XXXVllI, II, 446. — Da- 
gegen .steht unstreitig der Fall 
unter der Yorschrirt des Art. 1098, 
da, zu Folge des Heirathsvertrages, 
das gesanimlc bewegliche Vermö- 
gen des zuerst mit Tode abgehen- 
den Ehegatten an den überleben- 
den Ehegatten bllen soll. Sir. 
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^It Too dem Hfnienmgnejchte, yon welehem Uer gfehandelt 

worden ist, alles das, was von demselben Rechte, in wie fem 
es sich auf die difektea SchealLungeiif die ein sieh wiedenrer- 
Mradieiider oder ein in der zweiten £lie stelieiider Ehegatte 
dem andern Ehegatten macht, weiter unten in der Lehre yen 
den freigebigen Verl iigui igen gesagt werden wird. Vgl. Art. 
1098. 1099. und unten §. 690. 

Mit den in dem Obigen angeführten üin* 
schränlcnngen aber sind die Eheleute berechtig 
get, wegen ihrer gegenseitigen Y ermögeus ver- 
htlltni«8e eine jede ihnen beliebige Verabredung 
mittelst des Heirathsrertragee cn treffen, eo daas 
das (Sesetz (die gesetzliche Gütergemeinschaft) nur in so fern 
dije Hegel für diese Verhältniflse ist, als die Eheleute nicht 
Tim jenem Bachte Gebrauch gemacht haben. Art. 1387. — 
Ee können also die künftigen Eheleute, eie mögen sich nun 
nach dem Gemeinseliarts- oder nach dem Dotalrechte mit ein- 
ander verheirathen , nicht nur die KiauseUi, deren der C. c. 
auedrücklich gedenkt, sondern auch andere KJanseln dem Hei- 
ratbsyertragc einverleiben. Art 1527.<^) Eben so können eie, 
unter der einen und unter der andern Voraussetzung, ihre 
YermögensverhäUnifiise auf mehr als eine Weise (d. i. durch 
mehrere Klausehi zusammen) modificiren. Auch sind sie be- 
rechtiget, ihre VermÖgensverhSltnisse beziehungsweise nach dem 
Gemeinschafts- und beziehungsweise nach dem Dotalrechte zu 
bestimmen; Art. 1681. also z.B. festzusetzen, dass, wenn sie auch 
die gesetzliche Gütergemeinsohafit unter sich bestehn lassen, den- 
noch die Liegenschaften, welche die Frau dem Manne zubringt, un- 
veräusserlich sein d. i. demDotah'cchte unterworfen sein soUen.^^j 



Id) Vgl. über solche in dem C. 
€. Dicht erläuterte kiauselu Mer- 
lin m. AfTrärissemeiit. Aufrroent 
de (lot. Bagut s et jüvaux. Doiiaire. 
Düt. V. Ei)en(l. qu. in. doii- 
aire. Deiviuc. Iii, lö. (Die 
Sidle handelt tibtnUHi» vop dem 



Wilthume.) Brauer Iii, 421. S. 
auch Sir. XXVII, 1, 270. 

30) So Bellet, TouIlierXII, 
372. Sir. XXI, I, 405. XXXV, 
II, 558. A. M. ist ßattnr II, 
349 ff. — *Es inüsaen jedoch die 

Sliegattep aus(lrll«l^h eridftree, 
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Eben so sind die Kukünftigren Eheleute be- 
rechtiget, für die Stipulationen, welche sie in 
der Eheberedung machen dürfen und wollen, die 
Wortfassnng zu wählen, welche Bie ffir gut fin- 
den. Sie sind namentlich berechtiget, sidi in allgemei- 
nen Ausdrücken entweder nach dem Gemeinschaftsrechte 
(Buch III. Tit y. Kap. IL} oder nach dem Dotalrechte (ebend. 
Kap. IIL) zu verheirathen.. Art 1891. — Jedoch: 1) Die 
snicfinftigen Ehelente sind nicht berechtiget, in allgemeinen 
Ausdrücken zu verabreden , 2 dass ein durch den C. c. ab- 
geschafftes Gewohnheitsrecht, Gesetz oder Statut die Regel ^ür 
ihre gegenseitigen VermÖgensverhSltnisse sehi solle. Eine sol- 
che Klausel, sollte sie sich auch auf einen bestimmten Artiicel 
des aufgehobeneu Gewohnheitsrechtes etc. beziehn, ist als 
nicht geschrieben zu betrachten; und es treten daher, was 
den Gegenstand der Klausel betrifflt,^^) die gesetzUcfaen Begebi 
des C. c. in Kraft. Art. 1890. Dagegen hat die Vorschrift 
des Art. 1390. (durch welche mau nur die Klauseln beseiti- 
gen wollte, welche ^ie Einheit der nenen Gesetzgebung ge- 
fährden konnten), nicht den Shin, als ob auch eine Stipula- 
tion, durch welche mau eine Vorschrift des älteren Kechts von 
Wort zu Wort wiederholen und so förmlich in eine Klausel 
der Eheberedung verwandeln würde, fUr ungültig za erachten 



dass sie sich in diesem Punkte dem 
Dotalrecht unterwerfen. Art. 
1392. Tropl. I, 79— 81. Mar- 
cadd Art. 1497. n. 3. Sir. XUI. 
I, 5. XLVII, I, 057. L, I, 353. 
A. M. sind zwar Pont et Kodiere 
n, 785, welclie die Erldttning, dats 
die Guter der Frau onverinsser- 
hch sein sollen, für pcnü^jcnd hal- 
ten , eine solche £rklürung kann 
jedoch, nach den CSrimdsätzen der 
Vertrage Dritten gegenüber lieine 
Wirkung haben. 

21) Auf das Testninent eines Ehe- 
gatten ist also der Art. nicht an- 

wendlNtr. Herlin gi» imtitutioa 



d luriiier. Sect. IV. n. 3. ♦Mar- 
cade Art. 1393. n. 1. Anm. 2. — 
Sir. X, 1, 361. II, 345. XXXIY, 
II, 171. S. jed. Ebend. XXIX, 

I, 155. 

22) Beilot lY, 504. «Xropl. 

I, 138. 

23) Z. B. der Mann setzt seiner 
Frau ein Witthuni aus, dessen Be- 
trag sich nach einer I»estimmten 

Contume richten soll. Die Frau 
kann dieses Witthnm nicht fordern, 
aber die übrigen Klauseln des Hei- 
rathsvertrages bestehen. S i r e y 
XXYI, U, a74. 
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wäre.^) — 2) Im Zweifel ist anzunehmen, dass sich die Ehe- 
leute nach dem Gememscbaftsrechte mit einander verehelicht 
haben; und es aind dahec die Stipulationen eines Heirathsver- 
trages in der Bege] nach Massgabe des Gemeusehaftsrechtes 
auszulegen.'^»^ Art. 1528. Soll dagegen eine gegebene Ehe 
nach dem Dotahrechte zu beurdieilen sein, so muss der ilei- 
rathsrertrag ausdriicklidi die Worte, dass sich die Parteien 
nach dem Dotahrechte verhehradien wollen, oder doch ehie 
Klausel, welche denselben Sinn unzweideutig gibt, enthalten. 
Wenn also z, B. die aukünfüge £hefrau blos ihr gesammtes 
dermaliges und zukünftiges Vermögen sieh zum Hehrathsgute 
besteUt hätte, ohne dass die Eheberedung sonst ^en erlSu- 
temden Zusatz enthielte, so würde gleichwohl unter den Ehe- 
leuten Gfitergem^schaft eintreten; und sollten zu dem Yer- 
mögen der Frau Liegenschaften gehören, so könnte Jene Ver- 
abredung, dass das gesammte Vermögen der Frau Heirathsgut 
sein solle , in Beziehung auf diese Liegenschaften auf jeden 
Fall nur als eine Entliegenschaftung betrachtet werden. Eben 
so wenig wird eine Ehe dadordi dem Dotahrechte unterworfen, 
dass ein Dritter der zukünftigen Ehefrau ein Heirathsgut in 
der Eheberedung besteUt; sondern auch dieses Heirathsgut 
ffillt in der Begel in die Gütergemeinschaft.^«) Art. 1398. 1893. 
Wenn sich aber die Eheleute dem Dotahrechte unterworfen 



24) Vgl. Disruss. ad Art. 1300. 
— Kein Zweifel, dass eine solche 
Klaosel mit Rttcksicht anfdasebe- 
mallge Gewohnheitsrecht auszule- 
gen isC Arg. Art. It5d. 1159. 

25) Bellet I, 23. Sir. IX,II, 
322. XXVII, II, 15. XXVm, I, 
175. XXXII, II, 837. 

26) Die Meinungen der Ausle- 

Ser Uber die Deutung, welche man 
ieaea oder ilmlieben KJaoiehi m 
caben habe, sind verschieden. Al- 
lemal wird viel auf den {ganzen 
Zusammenhang des Vertrages an- 
kommen. S. Halev. Delaporte 



und Brauer ad Art. 1393. Bel- 
let lY, 3, 451. Merlin m. dot. 
S. n. n. 13. nropl. 1,143-60. 
Odier m, 1050. Pont et Ko- 
diere II, 375 f. Marcad^ Art. 
1393. n. 3. — Sir. XXVII, II, 15. 
(In dem Falle, welchen man bei 
Sir. Andel, hatte die soiiUnftige 
Ehefrau gewisse Liegenschaften 
von der Gemeinschaft ausgenom- 
men, mit der Klausel, qu'ils lui 
tiendront aatore 'de dot. £• wurde 
angenommen, dass man diese Lie- 
genschaften dennoch nicht nach 
dem Dotairecble au beurtbeilen 
habe.) 
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htdMny 80 das gemmnte VennSgoi der Frau kraft Geietet» 

als Süudcrgut (als Parapliernulgut) zn betrachten ; die Kigen- 
sebaü des Heicaths^tes erluiU es nur dadureh, daas sich die 
Fratt ihr TemiQgeii oder gewisse Güter oder daas ihr ebi An- 
derer gewisse Güter fn der Eheberedung ansdrfieLlieh wtm 
Ileirathsgute bestellt.27) Art. 1574. 

Uebrigens hat die Ungültigkeit der einen oder des andern 
Klausel des Heirathsveriragea nicht die Folg«, dass dav Hal- 
ratfasvertrag seinem gaxtzm Inhalte nach nichtig und unwlrk- 
sam wüte, ^ur die gesetzwidrige Klausel ist ihrem ganaen 
Umfange nach und in allen ihren- Besiehungen ala nicht gn»* 
sehriehen au betEaehten.^^) 

Erste Unterabtlieilung. 
Von dem Gemeinschaftsrechte. 

1. Von der gesetalichen Gütergemeinschaft 

$. 505. 

BcgriiP dieser Gtttergemeinsobaft. 

Die gesetzliche Gütergemeinschaft unter 
Eheleuten oder die eheliche Gütergemeinschaft iu 
der engeren Bedeutung ist eine Gesellschaft, welche unter 
Eheleuten, ab suchen oder kraft Gesetzes , besteht, das ge- 
sammte bewegliche Vermögen, (jedoch mit Vorbehalt gewisser 
beweglicher Güter, welche das Gesete von dieser Kegel aus- 
nimmt,) sammt der ehelichen Errungenschalt, zum Gegenstande 
hat und gemfiss den unter Eheleuten eintretenden persönlichen 
Verhältuisscn gesetzlich geordnet ist. Die dieser Gesellscliaft . 

27) Sir. XXVIII. II, 82. XXIX, HeiratbBcnto bealellt lia», so ist 
1,313. XXXIII, II, 277. (Z.B. ihr ährigefVenDagenPaNikliemil- 
wenn sich die Eheleute nach dem gut.) 

Dotalrechte verheirathet haben und 2äj Duranl. XI Y, 33. S. auch 

die Fian ihr MobiliarrermOgen »un Amb» 24. 
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Von der gesetzUchen Gütergemeiaächaft. Begriff. 175 

g«Ii9reiidai.G0tear werden daa eheliche 0emeliigut genannt. 

(Auch das Wort: Gemeinschaft, wird oft TOn dem ehelicliea 
Qemeiiigate, also in ohjekti^er Bedeutung, gjshraucht, und in 
den folgenden Paiagra])hen gehraaeht werden.) 

Die Merkmale, die in dem aufgestellten Begriffe dejr ge- 
setzlichen Gütergemeinschaft liegen, sind zugleich die Grund- 
sätze dieser Lehse. 1) Die geeetzliehe Gtttergemein* 
eehaft ist eine unter den Eheleuten bestehende 
Gesellschaft. Das Eigenthum an dem Gemeingute steht 
also beiden Ehegatten zusammen au, .wie bei einer jeden Ge- 
srilschaft die Mitglieder Mitelgenthtimer sind.^ Ditf Geaeil- 
sehailerecfat ist audi anf die elieliehe Giltergemeinsebaft er- 
gänzend anwendbar.'^) — 2) Die eheliche Güterge- 
meinschaft tritt unter Eheleuten^ als solchen, 
oder kraft Gesetzes ein. — 3) Zu dem Gemein- 
gute gehören thells die sSmmtlichen bewegli* 
chen Güter, welche die Eheleute zur Zeit der 



1} Die Heinunj!: Eini<?cr (z. ß. 
Proudlion's de riisufr. I, 279, 
♦Tropl. 1, 306ff0 — da«» die 
GeiDCinsehaft gleich als eine rao- 
ralisdie Person zu betrachten sei, 
ist so aiisrcTi5cheinlich unhallhar, 
dnss ich niclit erst ;iuf' die l'nifmig 
dieser Meinung einzugehen brau- 
che. Viyl. Battur I, 150. Hit 
mehr Schein nehmen Andere (z. B. 
Dn Moulin, l'oth.. Tonil. XII, 
75 ff.}, an, dattä während der Ehe 
ttberall nicht eine Gemeinschaft exi^ 
stire, sondern das Eigenthnm an 
dmn Gemcin<>-ute dem Manne zu- 
stehe. Du Moulin snj^t jedoch 
nur: „Quainvis ista cuminunio, du- 
rante malrimonio, non sit in acta 
sed in credito et habita tarnen so- 
luto matrimonio ipso jure exit in 
aclualem dominii et possessionis 
eemnraaienem.* Gleichwohl scheint 
mir anch diese Meinung (welche 
tibrigens mit der Sprache der Ge- 
setze gänzlich unvereinbar ist), 
verwerlUch zu sein; hauptsächJich 



aus d em Gründe, weil es nach der* 

selben nnerkliirbar ist, wie der 
(jütergemeinschart eine Verbind- 
lichkeit schon dadurch aufgele^ 
wird, dass sich die Pran mit Au- 
torisation des Mannes verpflichtet. 
(Art. 1427.) S. auch Art. 1422. 
und unten 576. Anra. 2. Aller- 
dings ist der Mann der Herr der 
(jenicinschnfl. Aber dieser Salz 
lässt sich mit dem Mileigenthume 
der Eheirau an dem (lemeingute 
recht wohl vereinigen. S. den Satz 
4 des Paragraphen. — *Eine Kri- 
tik der AulTassung der chcl. Gü- 
tergemeinschaft als juristischer Per- 
son s. bei Kunde, deutsches ebe- 
liehes Gdterreeht 1841. $. 58—63. 
S. auch ohcn $. 377. Anm. 1*. 

2) Die eheliche Gütergemein- 
sebaft gehört zu den allgemeinen 
Gesellschaften, weicht jedoch Toa 
der Natur dieser GesellMhafteB In 
mehr als einer Hinsicht ab; TgL 
Art. 1636. Poth. n. 3. 
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Trauung^ besitzen oder !n der Folge erwerben, 
theils die Liegenschaften, die Erriingenscbaft 
sind. Art 1401. Zwar stellt der C. c. den Satz, dass das 
gesammte bewegliche Vermögen der Ehelente Oemeingut sei, 
nirgends in dieser Allgemeinheit anf. (Er sagt Art. 1401. nur, 
dass das gesammte bewegliche Vermögen , welches die Ehe- 
leute beim Abschlüsse der Ehe besitzen, so wie das ge- 
sammte Einicommen der Ehelente wiOirend der Ehe Gemehigut 
sei.) Allein, da der C. c. nur die Liegenschaften, welche nicht 
Errungenschaft sind, ausdrücklich von der Gemeinschaft aus- 
nimmt (Art. 1404.), da er femer dem Manne das Becht er- 
theflt, alle Mobiliarklagen der Frau anzustellen (Art. 1488.), 
ein Recht, welches nur daraus abgeleitet werden kann, dass 
das gesammte Mobiiiarvermögen der Frau Gemeingut ist, 3) so 
ist gleichwohl jener Satz als die Bogel za betrachten.*) Zur 
Unterstützung dieser Regel kann man auch die Goutume de 
Paris (die Quelle des C. c. in dieser Lehre,) benutzen, als 
welche ausdrücklich das gesammte bewegliche Vermögen der 
Eheleute für Gemeingut erklärt. Es ist mithin ein jedes ein- 
zelne Falimissstück, welches die Ehelente beim Abschlüsse der 
Ehe besitzen oder während der Ehe erwerben, und eben so 
ein jedes einzelne Mobiliarrecht der Eheleute für Gemeingut 
JEU erachten, bis dass nachgewiesen werden kann, dass eine 
gewisse Sache oder ein gewisses Recht, sei es dnreh eine be- 
sondere gesetzliche Vorsclirlft oder durch eine rechtlich zuläs- 
sige Verfügung (Art. 1401. n. 1. Art. 1500.) von jener Re- 
gel ausgenommen worden seL Dagegen fallen die Lie- 



3^ Perriire DI, 346. 



A. N. ist To Uli. XII, 92., 
welcher vlolmehr die Ke{^el auf- 
stellt, dass nur die Güter der Ehe- 
leute Eur Gemeinschaft ffehOren, 
welche eine ausdrückliche Vor- 
schriTt der Gesetze für Gemeingut 
erklSrt, oder welche kraft einer 
nothweudigen Folgerung aus einer 
iolchen Voncbrift ali Gemeingut 



Ea betrachten sind. (Nur io eini- 
gen wenijren Füllen ist die Frage 

von praklisrhcm Interesse. Denn 
der C. c. zöhll die beweglichen 
Güter, welche von den Eheleuten 
während der Ehe erworben wer- 
den können, ziemlich vollständijj 
auf.) — *S. gegen Toull., Mar- 
cad6 Art. 1403. u. 1. 
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Von der geseldi^Mi €klt«rg«Bfiiii9elitfl. *— Be^ff. ITY 

gensehafteD, welche die Eheleute beim Ab- 
schlüsse der Ehe besitzen oder während der Ehe 
zu Folge eines unentgeltlichen Rechtstitels er- 
werben, schon Icraft Gesetzes nicht in die eheli- 
che Gütergemeinschaft. Art 1404. Wenn nun die 
Eheleute Liegenschaften dieser Art besitzen, so hat der eine 
und der andere Ehegatte, oder so hat der Ehegatte, welcher 
Liegenschaften dieser Art besitzt, theils ein eigenes Vermögen, 
theils seinen Antfaeil an dem Gemeingute.^ Es kann also 
unter dieser Voraussetzung der eine Ehegatte von wegen sei- 
nes eigenen Vermögens Ansprüche an die Gemeinsclia£( d. L 
' an den andern Ehegatten, hi wie fem dieser Miteigenthflmec 
des Gemeingutes ist, oder (Art. 1453.) in wie fern dfesem 
das alleinige Eigenthum an dem Gemeingute verbleibt, zu 
machen berechtiget sein; und dasselbe güt umgekehrt von der 
Gemeinschaft in VerhSltnlss zu dem eigenen Vermögen des 
einen oder des andern Ehegatten. (Aehnliche Ansprüche kön- 
nen bei einer jeden andern Gesellschaft eintreten.) — 4) Die 
Gesetze haben das Reoht der ehelichen Güter- 
gemeinschaft, (die gegenseitigen VerhSltnisse 
der Gesellschaftsglieder,) gemäss der unter den 
Eheleuten bestehenden persönlichen ^Verhält- 
nisse bestimmt. Daher ist z. B. (was diese Gemeinschaft 
besonders auszeichnet,) der Mann, kraft eines ihm von dem 
Gesetze ertheilten Auftrages, der Herr dos Gemeingutes, gleich 
als ob dieses ein Bestandtheil seines eigenen Vermögens wäre* 
Dagegen wird das Miteigenthum, welches der Frau an dem 
Gtemeingute zusteht, nur unter der Bedingung wirksam, dass 
sie mit Autorisation des Mannes eine Verfügung triflFt oder 
eine Verbindlichkeit eingeigt. Die Art, wie die gegen- 
seitigen Beehte dieser Gesellschafter bestimmt 
sind, entscheidet sngleieh über das Verhültnise 

o) Dasselbe gilt in dem Falle, hesltxen, welche von der Gemein- 
de die Aflleale beweg hohe CHttsr scM «usgenonwi sind. 
iMktf 11« tai. OhOmlii fkiili HL |2 
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dür Gesellschafter zu dritten Personen. Da aber 
durch die unbeschränkte Herrschaft, welche das Gesetz dem 
Manne über das Gemeingnt ertheilt, das Interesse der Frau 
wtteniHch gpefilhrdet wird, so vefleiht das Gesete, mn Aese 
Gefahr wenigstens zu mindern, der Frau zugleich gewisse 
Vorrechte; namentlich das Vorrecht, dass die Scluüdeni welche 
de^ Mann macht, nicht gegen die Frau oder gegen deren eige- 
nes Vermögen eingeklagt werden kennen; — das Voiredit, 
dass die Frau auf die Gemeinschaft verzichten, und sich so 
eines jeden Beitrages zu den Gemeinschaftsschulden entschla- 
gen kann; — das Vorrecht, dass sie, wenn sie die Ctoiein- 
schaft annimmt,' für die Hülfte der Gemeinsdiaftssehnlden, 
welche alsdann <auf sie fällt (unter gewissen Bedingungen), nur 
bis zu dem Betrage ihres Andieiles an dem Gemeingate zu 
stehn hat 



S. 506. 

Unter welchea Eheleuten — von welclier Zeit an tritt die dieÜdie 

Gtttergemeiiuclialt ein? 

iMe gesetzliche Gütergemeinschaft tritt unter einem jeden 
Ehepaare ein, welches eine gültige Ehe oder eine seiner Mei' 
mmgnaeh gültige Ebel) (etamatrimoniumpntatiyamjabgescfalos- 
Ben liat; voransgesetst Hbrigens, dass die Ehe nnter der Herr- 
schaft der Französischen Gesetze steht.'^) — Die gesetzliche 



1} DeWinc HI, 10. TouU. 
XD, 90. 

2) Wio also, wenn gich ein 
Fremder in Frankreich verhei- 
rathet? Hat der Fremde vor sei- 
mtt VeMieirathuiig mit Bewillif^ung 
der Regierung ieiaen Wohnsitz in 
Frankreich genommen , so ist es 
keinem Zweifel unterworfen, dass 
die Yermögensverbfiltnisse swi- 
vchen einem solchen Fremden und 
seiner Ehefrau nach dem Französ. 
Hechte zu beurtheilen seien, dass 
also unter ihnen, abgesehen von 

dsn UasMtft dnifliAiitt#teHiiige9> 



Gemeinschaft der Güter bestehe s. 
Art. 13. Dasselbe dürfte aneh nn- 
ter der ent|]^e{e^cn^eset2ten Voraus- 
setzung Rechtens sein. Denn es 
ist anzunehmen, dass sich der 
Fremde, der in Frsukreieh eine 
Ehe abschloss, auch den Gesetsen 
des Landes (veluti ox pacto) un- 
terworfen habe. *Sir. XLIX, I, 
420. ^ Jedoch schlägt alsdann in 
die Frtge die sehr «Igemein an- 
genommene Unterscheidung der 
Gesetze in statuta personalia, realia 
«t mixta ein. Vrgl. Xouli. Xll, 



Digitized by Google 



Von demlEuttritte der GiMrgemeuischaft. 179 

Gütergemeinschaft nimmt in dem Augenblicke der Trauung 
ihren Aafaog; die Parteien kömien nicht die Veiahredung tref- 
fen, dass die Gemeinsdiaft erst spSier anfangen aelL Art. 1899. 
Dagegen ist eine Verabredung, durch welche die eheliche Gü- 
tergemeinschaft von einer (aufschiebenden oder auflösenden) 
BedingoDg abhängig gemacht wird, alierdinge ni Becht heetin- 
dig. Es kitenen also die künftigen Eheleute & B. die üeber- 
einkunft treffen, dass unter ihnen nur dann Gemeinschaft der 
Grüter eintreten soll, wenn sie Kinder mit einander erseugen 
oder wenn) bei dem Absterben d«8 einen oder dee tmätm 
Ehegatten, Kinder am Leben sind, femer, dass die BtUmym* 
wandten der Eheleute keinen Antheil an dem Gememgute haben 
sollen.^) Jedoch darf die Bedingung nicht eme in die WiUr 
kiihr des einen oder des andern Ebegatteo sehkiflrthln gestellte 
Bedingung sein.^) Arg. Art I39& 

Von den Gtttem, weiche aar Gemeinsdiaft gehOna. 

Zur dem ehelidien Gemeingate gehört das gesanunte be» 
weglieha YermSgen der ESieleato' 505. Z. S.)* — 

Es sind mithin Gemeingut: 1) Alle die beweglichen Bachen 
und Güter, welche die Eheleute zur Zeit der Trauung be- 
sitaen.!) Art. 1401. n. 1. — 2) Alle die beweglichen Sachen 



Frage kann sich auch bei einer 
Ehe darbieten, welche ein Frau- 
BMe im Ausland eingegangen hat» 
Darob Hdratkaverträge kann man 
am besten einem jeden Rechtsstreite 
ttber diese Frage vorbeugen. — 
*Bei beiden Fragen kommt es auf 
den Wohariti du Maanea an, deaa 
darcb dieaen Wohnsitz wird das 
Guterreckt der Ehegatten bestimmt. 
\rg\. obea S> l^t- Aan. 10. und 
TropL I, 93. Odiev],de« 

8) Poth. n. 2C7. Delviae. u. 
Brauer ad Art. 1399. Tonil. 
JOit US. Daraat. XIV« 97«. 



Battar II, 351. *A.M.Marcad6 
Art. 1399. n. 2. Tropl. I, m 
4) Delvinc. III, la Toull. 

XU, 84. 

1) Oranes res mohiles tarn cor- 
porales, quam incorporales. Die 
Anwendung dieses Satzes auf die 
eiaaehien Aitea der h e^re g l Mi eB 
Aachens. b. Toull. XII,9S£ Dn- 
rant. XIV, 106«". B atturl, 156ff. 
"TropL 1, 3ä2L Marcad« Art. 
IM. «. 1^, ^ Ab« E.B. aaeb 
eine Handlung. Doraat. XIV, 139. 
S i r. XXXIV, U, 1 90. auch ein Amt, 
daa vttkAttflidi iist» fttllt indietie» 
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und Güter, welche der eine oder der andere Ehegatte während 
der EhC) wenn auch mittelst eines unentgeltlichen Hechtstitels 
(als Erbe^ oder zu Folge einer Schenkung oder als Vermfieht- 
aiBBnelimer),^) erwirbt Art. 1401. n. 1. Diese Regel behält 
auch in d e m Falle ihre Gültigkeit, da eine Erbschaft, welche 
aus unbeweglichen und beweglichen Gütern besteht, dem einen 
oder dem andern Ehegatten eröfinet whrd, und dieser Ehegatte 
statt der Liegenschaften, die verhältnissmässig auf seinen Erb« 
theil kommen wüideu, bewegliches Gut auf sein Erbloos er- 
hält oder annimmt^) — 3} Alle die Früchte, Einkünfte, Zin- 
aen und Rentenrieler, welche die Eheleute während der Ehe 
beziehn oder zu bezielin berechtiget waren, sei es, dass sich 
das Einkommen von dem Gemeingute oder von dem eigenen 
Vermögen der Eheleute^) herschreibt Art 1401. n. 2. Die 
Frage, weldie Früchte ete. als bezogen während der Ehe oder 
während der Dauer der Gemeiiiscliaft zu betrachten sind, ist 
nach den in der Lehre von der liutzniessung aufgestellten 
Begehl Qedoch mit Vorbehalt der besondem Vorschriften des 
Artikels 1403 ., von welehen gleich hemadi Äe Rede sein 
whrd,) wx entscheiden.^) Vgl. 195. 227. Dagegen kann 

»«iiischaft. D u r a n t XIV , 1 30. 
Sir. XXXIY, U, 189. XXXVI, U, 
255. Cit. 

2) Der Art. gdmudil nvr das 

Wort: Schenkung. Aber dieses 
Wort begreift hier auch die Ver- 
mächtnisse unter sich. H a l e v. ad 
b. Art. 

3) Poth. n. 100. *Tropl. I, 

870. — Sir. XIII, n, 109. 

4) Mithin die Liegenschaften der 
Eheleute, welche nicht in die Ge- 
meinsdiaft fallen, ferner anch die 
beweglichen Guter, welche von 
der Gemeinschaft durch den Ilei- 
rathsvertrag ausgeschlossen wor- 
den sind, gehören in Beziehung auf 
die Nuliiiiessnng zur Gemeinschaft. 
Poth. n. 198, Sir. XVI, n,209. 
S. auch zu Art. 1401. n. 2. über- 
haupt Bat tu r I, IdOff. und Uber 



Enisehttdigungen, welche dem 

einen oder dem .?ndern Ehepatten 
ob damnum deiiclo vel quasi de- 
licto datam lugesprodien werden. 
Sir. XXVIII, U, 215. 

5) Pothier n. 2001f. Toull. 
Xll, 121ff. Durant. XIV, 146. 
Nicht der Art. 1571 ist hier in An- 
wendunff an brin|fen. — Ueber die 
Berechnung der Zeit s. Bellet 0, 
421. — Für die impensas in fruc- 
tus tempore initi matrimooü pen- 
dentes wird die Gemeinschaft keine 
Vergütung zu leisteu haben: wohl 
aber sind der Gemeinschaft die im- 
pensae in fructus tempore soluti 
matrimonii pendentes zu vergüten. 
Bellet I, 138. Toull. XII, m. 
Proudhon de l'usufr. V, 2685. 
•Tropl. I, 465. 467. Odier I, 
95. Sir. XUXf U, 544. ^ A. IL 
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Von den Gütern, welche zur Gemeinschaft gehören« 13). 

man nicht auch den Umfang der Nutzniessung , welche der 
Gemeinschaft an dem eigenen Vermögen des einen und des 
andern £hegatten zusteht, nach den Ton der Nntsniessimg 
tibeihaupt geltenden Regeln benrtheilen. 'Vielmehr nmfasst 
jene Nutzniessung, zu Folge der allgemein lautenden Wort- 
fassung des Art 1401. n. 2., alle und jede Nutzungen und 
iänkfinfte, welche Ton dem eigenen Yermögen der Eheleute 
bezogen werden können , blos mit Vorbehalt der besondem 
(gleich hernach anzuführenden) Vorschriften des Art. 1403. 
Z. B. wenn ein Schatz auf dem Grundstücke des einen oder 
des andern Ehegatten gefbnden würd, so fiOlt die Hfilfte, wel- 
che von dem Gesetze dem Eigenthümer des Grundes und des 
Bodens zugesprochen wird, in die Gemeinschaft.^) Die be- 
reits berührten Vorschriften betreffen a} die Gehölze oder Wal* 
düngen, welche idch auf den Grundstücken des einen oder 
des andern Ehegatten befinden. Die Holzschläge fallen in so 
fem in die Gemeinschaft, als sie zu den Nutzungen geböreui 
weiehcf ein jeder anderer Kutzniesser von einem .G^ölze oder 
▼on einer Waldong zu beziehn berechtiget Ist. Vgl. Art. 590. 
591. 592.^ Wenn das Holz, welches nach dieser Regel wäh- 
rend der Dauer der Gemeinschaft geschlagen werden durfte, 



ist Delvinc. Iii, 14, weicherauf 
die impensasderletsteren Art den 

Arl. 585 anwendet. 

6) Diese Hälfte ist zu den fruc- 
tibus extraordinariis fundi zu rech- 
net.. Ferriöre III, 85. (Schon 
nach dem tllteren Rechte war die 
Frauke streitig.) Merlin m. com- 
munaut^. ^. II. n. 4. *TropI. I, 
417. Odier I, 86. — Andere 
nehmen dagegen an , dass dieae 
HöIFte dem fäfenthnm nach dem- 
jeni|^en Ehegatten gehört, auf des- 
sen Grundstücke der Schatz ge- 
funden worden ist, und dass nur 
die Nntooiessung dieser Hälfte in 
die Gemeinschaft falle. So z. B. 
Poth. n. 98. Delvinc. III, 12. 
XouIl.XU, m Batur I, 16i. 



Brauer ad Artikel 1403. n. 14. 
^Harcad« Art. 1403. U.S. C*IHe 

letztere Ansicht stutzt sich auf den 
unhaltbaren Grund, dass die in Rede 
stehende Hälfte jure accessionis als 
unbeweglich gelte.} — • Auch die 
Hllfke, welche dem Finder gehen» 
füllt, wenn diese Hllfite dam einen 
Ehegatten gehört, wenn dieser also 
der Finder ist, in die Gemeinschaft 
BeWine. ad Art. 1401. A. M. 
i.st, waa den Fall betrifift, da der 
Ehegatte den Schatz auf seinem 
Grund und Boden findet. Tonil, 
a. a. 0. 

7) Auch der Art. 592 iat anf die 

dieliche GtttergemeinachafI an- 
wendbar. Delvinc. HI, 12. Bei« 

iot i, ui, xouu. Mt m. 
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nf^ht in dieser Zeit geschlagen worden ist, so hat die Ge- 
meinschaft deflshalb einen Anspruch auf Ersatz.^) Vgl. Art 
69<K b) Bben so gehört oacli Art. 1408. die Ansbeote der 
Betnirerke und Steinbrüche, welche sieh auf dem Grunde und 
Boden des einen oder des andern Ehegatten befinden , nur in 
80 fern der Gemeinschaft, als sie auch einem jeden andern 
Nvtttiewer gdttfren würden.*} Werden die Bergwerice oder 
(Biflinbrüohe erst wXhrend dar Ehe erGffiiet, 90 bat, nach Be- 
finden, der Ehegatte, auf dessen Grund und Boden sie eröff- 
net worden sind, der Gemeinschaft die Kosten der Eröffnung 
tkter die Gemehisebaft jenem Ehegatten den durch die Eröff- > 
Mmf verurBachten Schaden m rergüten.to) — Von der oben 
aufgestellten Kegel, dass die sümmtlichen beweglichen Güter 
der Eheleute in die Gemeinschaft fallen, sind jedoch auszu* 
Befamen: 1) Das Eigenliium der Sehriftsfteller und Künstler 
an ihm Werken, li) 2) Ruhegehalte, 3) Die Mobiliar- 
scheniaingen und Vermächtnisse, welche unter der Bedingung, 
4mB «le nicht in die Gemeinscha£t faiien sollen , den Eheieii- 



Der An. 1403. „ 11 en sera 
di i>teon0eiwe i Y^^nx non-pro- 
pri^taire au fonds^ — richtiger, 
„k la communautö." Delvinc. ad 
Arl. 1403. S. auch I'roudh. de 
l'iisufr. V, 2087. Durant. XIV, 

Die Aiifbeate — «idit das 

ßeriE^werk oder dessen Zu bekOr. 
S, loi T. 21. Apr. 1810. 
16) Ber favegatte batVevctttong 

EU leisten, wenn die Auslage be- 
deuteod grösser, als der Vortheil, 
gewesen ist, das Grundstück aber 
an Werth gewonnen hat; die Ge- 
«^iMebaflv — ^eim dis Omd- 
«IMok^urcAi Aie Er(Tffnung des Berg- 
"weiftes an Werth verloren hat. 
Obss. du tribunat ad Art. 1403. 
Del Tille, m dem«. Art. A. M. 
sind Bellot I, 143. Toull. XII, 
128, welche (fnlschlich ) den Art. 
59H. §. 2. auf den vorliegenden 
Fall auwondon. ^ "^Hie itMzteru 



Meinung ist gleichwohl die allge- 
meine. Vgl. NarcBdA Art. 1403. 
n. 6. Tropl. I, 560 f. 

11") Dekr. V. 5. Febr. 1810. Art. 
39. Tou I I. XII. 110. B;i ttur I, 
188 f. S. jed. Art. 1401. n. 2. — 
*A. H. alail nH Reckt Tropl. i, 
433r. Odier I, 182. Marcad6 
Art. 1403. n. 5. Das £igenthum 
der Künstler und ScbrifUteller an 
ikreii Werken ist bewegliehes Bi- 
genthum und lullt 4aruin in die 
(iemeinschaft. Der a. Art. 39 des 
Dekr. v. 5. Febr. IblU steht nicht 
entgegen, das £igentbum soll nach 
4ieeeBi Art. 4er Wittwe iMtekes, 
..,si les Conventions raatrimoniales de 
Celle- ci lui en donnent le droit," 
d. h. wenn sie nach dem ehe- 
ikhea ^Merreekt im Reekt da- 
lavf hat. 

12) »Tropl. I, 400. Sirey 
XXX, I, m 6. jed. Aj^t. 1401. 
«. 2. 
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Von den Gütern, welche enr Gemeinschaft gehören. 18B 

ten YOf der Trauung gemacht worden sind oder während der 
Ehe genoAcht werden, ^-^j Art. 1401. n. 1. Ea kann diese Be- 
diogung aaoh eine stillflchweigend gemachte seui d. i Ans def 
Besehaffenhdt des Gegenstandes der Yerffigimg hervorgeho» 
Z. B. Die Nutzniessiing , auch wenn sie bewegliche Sachen 
zum Gegenstande hat, da3 Nutzungsrecht, das Wohnungsrecht, 
eine Leibrente I ^Nahrongsgelder fallen nicht in die eheiiche 
Gfltergeinein8chaft.i^) Endlich ddrften von der aoQresteUten 
Regel 4) auch die ausstehenden Forderungen auszunehmen 
sein, welche sich von der Yeräusaerung einer Liegenschaft, 
die der Ehefrau gdiörte, oder vm der Theiliing einer dar 
Ehefrau angefallenen I|nmobilien->Erb0chaft hemdireiben.*^ Arg. 
Art. 1433. 1437. 



13) Auch die Sclieokungen der 
toltteren Arl; denn darin Hegt 

nicht eine Veränderung des Hei- 
rathsvertrages. — Auch der Vor- 
behalt (Art. 913 ff.) kann mit die- 
fer Bedingung belef^ werden. 
Tonil. XII, 114. A.H. ist D el- 
vi nc. ad Art. 1401. — Kann der 
Schenkgeber etc. dem Manne auch 
die Verwaltung entziehen? Die 
Frage ist swar bettritten, de durfte 
jedoch zu bejahen sein. Vgl. Da- 
ran t. XIV, 150. Delvinc. ad 
Art. 14Ü1. Sir. XXXV, II, 65. 
518. Cit. 

14) Toull. Xn, 109. Durant. 
XIV, 125. 130. Noch andere Bei- 
spiele Jä. b. l'ütb. II, 177 f. Doch 
übersehe man nicht, dass die Nuz- 
inngen,' welche krafi dieser Rechte 
während der Ehe bezogen werden, 
Gemeingut sind. — •*31arcad6 Art. 
1403. n. 3. TropL 1, 405f. De- 
mante in d. Zeitsehr. Themis 
VIII, II. P., p. 160. ITO, sprechen je- 
doch mit Recht die Leibrente, als 
beweg!. Gut, auch hinsichtlich des 
Grundkapitals der Gemeinschaft zu. 
In diesem Sinne Sir. XU, II, 553. 
XUV, II, 98. — Einige Schriftstel- 
ler, z. B. Delvinc. ad Art. 1401 
nehmen jedoch an , dass die in 
Frage stehende Bedingung nur, 



wenn sie ausdrücklich gemacht 
worden sei, dia Sadie Met da« 
Recht von der Gemeinsefaaft aoi- 
schliesse. 

15) Ei Yersteht sich Ton selbst, 
dass die Vertosserun^ währendder 

Ehe geschehen sein und eben so 
die Erbschaft der Frau während 
der Ehe eröffnet worden sein muss. 
*Tropl. I« 444. Sir. Ii, II» 180. 
Rh. Arch. XXXVin, I, 35. — 
Aber ist der Satz blos von dem 
Gcide zu verstehen, was noch bei 
dem Kttufer oder beidemliiterben 
aussteht? oder noch Uherdiess von 
dem bereits erholxMicn jedoch noch 
nicht wieder angelegten Gclde ? 
Mir scheint nur von dem ersteren 
Gelde. Art. 1436. A. H. sind P<h 
Ihier n. 99. Tonil. XII, 118. 
Battur I, 189. Vgl. auch Bel- 
let I, 200. (Es sind uwei ver- 
schiedene Fille, ob ein Ebegatio 
▼Ott der Ciemeiasdiaft Ersatz jwe- 
gen einer gewissen Sache oder 
Forderung zu verlangen berechtigt 
ist, oder ob ein gewisser Gegen- 
stand nicht in die Gemeinschaft 
fUlt, so oft auch beide F&Ile mit 
einander verwechselt werden. Der 
Unterschied äussert sich z. B. wenn 
der Mann in Gant gerätb.) 



Digitized by Google 



184 Gemeinfchaftorecbl. 

Zu dem ehelichen Gemeingiite gehören ferner die Lie- 
geii8c]iafteii,^<Q welche £rrangen8chaft sind,^^} d. u 
die Iiiegenschaften, ro deren Erwerbimg das eheliche Gemehi- 
gnt, das Efaibring^en oder das Einkommen, verwendet worden 
ist. Alle andere Liegenschaften derEheleute sind 
(dem Eigenthume nach) von der Gemeinschaft ansge» 
flohlossen« Art 1401. n. 3. Jedoch ist eine jede Liegen- 
sdiaft, welche die Eheleute eur Zeit der Anflfisting der Güter- 
gemeinschaft besitzen oder welche sie, während die Güterge- 
meinschaft bestand, besessen haben für Gememgat an er- 
aditen, bis dass erwiesen werden Icann,^^) dass die Liegen- 
schaft zu einer von denjenigen Arten der Liegenschaften ge- 
hörte, welche das Gesetz von der ehelichen Gütergemeinschaft 
ansschliesst. Art 1402. — Zu Folge der aufgestellten Bogel, 
dass nur die errongenen Liegenschaften anm ehelichen Ge- 
meingnte gehören, sind von der Gemeinschaft ausgeschlossen; 
1} Die Liegenschaften, weiche der eine oder der andere £he> 
gatte schon vor der Trauung, als Eigenthtimer oder sonst auf 
eine rechtmilssige Weise,^") besessen liat,^^) sollte auch dieser 

16) So wie dai Zabehor dieser 

Liegenschaften. Poth. n. 186 0*. 
Bellot I, 89. Delvinc. III, 23. 
Dasselbe gilt von den Liegenschaf- 
ten, welche von der Gemeinschaft 
ansgeseUoMen siod. Vgl. Batlnr 
■I, 189. 

17) Das allere Recht nannte 
diese Lieffenschaften immeubles- 
COTiqiidta. Der C. c. gebrancht rar 
Beieichnung derselben sowohl die- 
ses Wort als das Wort: Immeu- 
ble8-acqu6t.s. S. Art. 1402. 1408. 
VgL Poth. n. 105. 
; 18) Sir. XVI, I, 363. 

19) Die Stelle des Beweises kann 
nach Befinden das Geständniss des 
Hannes vertreten. Sir. XXXYII, 
I, 437. *Aiidi der Zevgenlieweit 
ist zulässig. Vgl. Tropl. I, 535. 

20) Der Art. gebraucht den Aus- 
druck: Possession lä^ale. Zwar 
fallen äuch die Liegenschaften nicht 



in die Gemeinschaft, welche der 
Ehegatte beim Abschlüsse der Ehe 

auf eine unrechtmiissiffc Weise be- 
sitzt. Aber der Zusatz, y)oss. le- 
gale, bezieht sich darauf, dass, 
wenn die Ersitanng einer Liegen- 
schaft vor der Trauung ihren An- 
fang genommen hat, wJihrend der 
Ehe aber vollendet worden ist, die 
Liegensehaft dennoch tu dent ei- 
genen Vermögen des Ehegalten ge- 
hört. Delvinc. III, 16. Bellot 
U, 375. To Uli. XII, II, 173. Du- 
rant. XIV, 176ff. Favard m. 
acquÄts. *Tropl. I, 527. 534. 

21) Als z. B. eine Inimobliliar- 
Schenkung, welche dem einen oder 
dem andern Ehegatten in dem 
Hfeirathavertrage gemacht 
worden ist, gehört nicht achon ron 
Rechtswegen, sondern nur ex vo- 
luntate expressa a el tacita donato- 
tis zum Gemeingule. Poth*n. 153. 
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Besitz erst während der Ehe bekräftiget d. 1. gegen die Ein- 
reden eines Dritten gesichert worden sein. Art 1402. 1404. 
% 1. Vgl. Art. 1338. Uebrigens Ist der Begriff einer Lie- 
genschaft auch hier nach Massgabe der §. 170. 171. aufge- 
stellten Regeln zu bestimmen, so dass er z. B. auch die Im- 
mobiliarklagen welche dem einen oder dem andern Ehe« 
gatten sehon vor der Trannng snstanden, unter sich begreift. 
Es sind also z. B. auch diejenigen Griindstücke von der Ge- 
meinschaft ausgeschlossen, zu deren Besitze der eine oder der 
andere Ehegatte zwar erst während der Ehe, jedoeh kraft 
eines Elagerechts gelangt oder wiedergelangt, welches sehon 
vor der Ehe begründet war.23) Gleichwohl, wenn der eine 
oder der andere der zukünftigen Ehegatten nach Abschluss 
eines Heirathsvertrages, in welchem die gesetzliche Güterge- 
meinschaft bedungen worden ist,2*) und vor der Trauung eine 
Liegenschaft erworben hat, welche, wenn die Erwerbung wäh- 
rend der Ehe geschehn wäre, in die Gemeinschaft gefallen 



^ Zweifelbafter isi es, ob eine 
solche Schenkung, wenn sie bei- 
den Ehc«^atten zusammrn <rc— 
macht worden ist, in die Gemein- 
schaft falle oder nicht. Man kann 
den Art. 1405 für die elrie und 
für die andere Meinung benutzen. — 
*Die Sehr, sind iiher die letzte Frage 
gcthciiter Ansicht. Wahrend To ul- 
lier XU, 135. OdierI,125. Mar- 
cadö Art. 140ß. n. 3. eine solche 
Srhenkunjf in dip (Jemeinsehaft fal- 
len lassen, sprechen D u r a n t. XIV, 
189. Tropl. I, 614. Sir. XXVIII, 
II, 211. sie jedem Ehegalten sur 
Hälfte zu. Die erstere Ansicht ist 
vorzuziehen, der Art. 1405 ist re- 
strictiv gcfasst und für diese An- 
sicht spricht auch das alte Recht. 
Siehe hierüber Marcadä a. a. 0. 
Poth.n.l73. Rh.Arch.XXXVlU, 
I, 48. 

22) Z. B. wenn die Frau die 
Klaffe ob laesionem ultra dimidium 
anstellt und der Käufer das Kauf- 
geid ergttiut (Art. 1681)» so ftOit 



das Geld, das nachbezahlt wird, 

nicht in die Gemeinschaft. Du- 
rant. XIV, II I. • - * Ueber den 
Fall, dass ein auf dem Grundstücke 
des einen Ehegatten haftenderNiess- 
brauch mit den Geldern der Gemein- 
schaft lüsjfckauft wird s. TropL 
I, 501. Sir. XLV, I, 721. 

23) Z. B, mittelst einrr Nichtisr- 
kcitskla^e oder durch die A\ ieder- 
einsetzun^ in den vorigen Stand, 
oder zu Folge des Art. 1183. 1184. 
Qui actionem habet, rem ipsam ha- 
bere videtur. V^l. Poth. n. 151 ff. 
Delvinc. III, 10. 22. Bellet I, 
158. Tonil. XII, 179. Battnr 
I, 204. Durant. XIV, 170lf. 'S. 
auch TropL I, 509f. 

24) Die g es etsliche Güterge- 
meinschaft — z B. wenn der Ehe- 
gatte nur eine gewisse Summe zur 
Gemeinschaft zu bringen hätte, so 
Würde die Vorschrift des Art. nicht 
anwendbar sein. Delaporte ad 
Art. 1404. S. jed. De It. m> 11. 
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Bein wfirde,^^) so gehört dieia Liegenaduift in deAi Gemein- 
gute; 26) es wäre denn, dass die Erwerbung zu Folge einer 
Klausei des HeiratfasTertragea geschehn wiiiei als in welchem 
Falle sie nadi Massgabe dieser Klausel su benrtfa^len Ist 
Art. 1404. % — 3) Die Liegenschaften, weldie der eine 
oder der andere Ehegatte 27) mittelst eines unentgeltlichen 
Bei^htstitels (als £rbe^^) oder Erbfolger, oder durch eine Schen- 
kung oder durch ein YermSchtniss) während der Ehe er^ 
wirbt. Art. 1404. §. 1. 1405. Jedoch sind von dieser Regel 
iheils diejenigen freigebigen Verfügungen, welche zu Folge 
einer ausdrücklichen Erklärung des Gehers in die Gemeinschaft 
fallen sollen, Art 1405. theils die vergeltenden Schenkungen 
in der engem Bedeutung d. i. in der vorliegenden Beziehung 
die Schenkungen auszunehmen, weiche zur Befriedigung einer 
zum Gemeingute gehörenden Forderung gemacht werden.^^^ 



25) Auf diese EinschrHiikung be- 
liebt sich das Wort: acauis, das 
der Art. gebraacht. Delaporte 

a. a. 0. 

26} Wie, weun umgekehrt der 
siliUloflige Ehegatte in dieser Zwi- 
scheiueit eine Liefjenschaft ver- 
liussert, fallt gleichwohl der Kauf- 
preis in die Giitergremeinschaft? 
Die bejahende Meinung durfte den 
Vorsug verdienen. Nam exceptio 
a regula (und mithin die Vorschrift 
de» Art. 1404. S- 2.) est strictis- 
simae interpretationis. Foth. n. 
77. Betlot 1,170. Toull.Xn, 
171. *Marcad6 Art. 1405. n. 2. 
0 d i e r I, 77. — A. M. sind Del- 
vinc. III, 11. Durant.XIV, 184. 
Battur II, 353. "^ropl. 1,364. 
Diese SchriflsteUer nehmen an, 
dass der Ehegatte dcreiii-^t bei der 
Theilung der (Jemeinscliari ilieses 
Kaufgeld in voraus wegzuuebuicu 
berechtifft sei. 

27) Also nicht die -Schenkungen 
und Vermächtnisse, welche bei- 
den £hegatten zusammen ge- 
macht werden» wenn nicht der 

Mec oder ilEchlfiwer ein Andm 



verfügt hat. Arg. Art. 1405. D e- 
lap. ad h. Art. Beilot I, 175. 

To Uli. Xn, 135. *Odier 1,125. 
Marcad6 Art. 1406. n. 3. — A. 
M. sind D u r a n t. XIV, lÖ9. D e I- 
vinc. ad Art. 1405. S. aochSir. 

XVIII, II, 211. 

28) Unmittelbar oder mittelst 
einer Erbtheilung oder eines de- 
ren Stelle vertretenden Aktes. S ir. 
XII, II, 196.'— «Auch wis durch 
Ausübung des in Art. 841 erwähn- 
ten Vorkaufsrechts erworben wird 
(Uelrait successoral ) , gehurt zum 
Sondergiit der Ehcf^aUen. Tropl. 
1 , 586. 0 d i e r 1 , 120. Ferner 
die Riickfallsreehle der Art. 351. 
747. Marcade Art. 1406. n. 2. 

29) Die Vorachrilt des Art. 1404. 
$. 1. ist auch in dem Falle an- 
zuwenden , da die Erbschaft der 
Kliegatten schon vor der Ehe cr- 
olfuet worden ist, aber erst wäh- 
rend der Ehe getheilt wird. Die 
auf das Loos des Ehegatten fallen- 
den Lieffcnschaftcn sind Sondergut. 
Vgl. Art. HH3. Ingleichen in den 
FäUen der Art. 747. 841. Ua- 

rant. znr, x&hl 
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Wenn der Vater oder die Mutter oder dn anderer Ag- 

cendent dem Ehegatten eine Liegenschaft überläset oder ab- 
tritt, sei es, um das Kind wegen dessen, was sie üun schuldig 
sind, au befriedig^ sei es auch mit der Last, dass das Kind 
die Sdrald«! des Gebers oder die eines Dritten besablen soll, 
80 ist und bleibt die Liegenschaft von der Gemeinschaft schlecht- 
hin aufgeschlossen. 31) Art. 1406. — 3} Wenn während der 
Ehe eine Liegenschaft gegen eüie andere, weldie au dem eige« 
nen Vermögen des einen oder des anderen Ehegatten gehört, 
eingetauscht wird, so ist die eingetauschte Liegenschaft nicht 
Gemeingut, sondern sie tritt an die Stelle der vertauschten; 
fibrigens mit Vorbehalt der dem Ehegatten, dessen Liegen- 
schaft vertauscht worden ist, oder der Gemeinschaft zu leisten- 
den Vergütung) wenn entweder der Gemeinschaft oder wenn 
▼on der Gemeinschaft Geld zugeiegt worden ist.32) Art. 1407« 



30) Andere fassen die letztere 
Ausnahme oder den Begriff der 
vergeltenden Schenkungen weitcr 
«ad Cttfen noch ttbeidieif die be- 
lastenden Schenkungen hinzu. V^l. 
Toull. XII, 143. At exceptio est 
striciissim«e iuterpretationis. AHer- 
dioff hai die Gemeinsdiaft ein 
fiecbt auf Vergütung , wenn die 
dem Schenknehmer aiiferiegte Last 
von dem Gemeinij^ute getragen wor- 
den ist Aber die geschenkte l^ie- 
genscbaft flilU desidielb nidit in 
die Gemeinschaft. 

3t) Die Vorschrift des Art. 140ü 
beruht auf der praesumtio juris, 
taiem donatienen esse tnoceasie- 
aem antieipatam. Battur I, 
242. *Trop!. I. 625. — Sie ist 
daher auch aut die Fälle <lcs Art. 
918 anwendbar. Beilot I, 197. 
Toull. XII, 146. S. auch Coul. 
de Paris. Art. 246. Poth. n. 165. 
hn ilbrifjen ist sie strirtissimae in- 
terpretutiuiiis. D u r u n t. XIV, 192 f. 
fi. jed. Siv. XXXIi, U, 355. -«fai 
dem leijLteni IMeil wurde mit 
Unrecht angenommen, dass auch die 
von einem Ascendentcn an die 
Ebegauen gefcheheue Yerttuise- 



runo^ unter Iiis Ii gern Titel unter 
den Art. 1406, d. h. nicht in die 
(icnieinschaft falle. S. dagegen die 
ricblige Ansieht in den l^lheil des 
Hofes von Caen , 1. Antust 1844. 
Jüurn. du Palais 1844. II, 621. 

32) Die Vorschritt wird auch 
dann anzuwenden sein* wenn das 
Geld, Welches für die eingetauschte 
Liegenschaft herausgezahlt worden 
ist, eben so viel oder mehr, als der 
Werth der vertaucchten Liegen-* 
Schaft betrügt. Lex non distinguit. 
Toull. Xll, 149. A. M. sind mit 
Poth. II. IU7. Delvinc. ad Art. 
1407. Beilot 1, 2U3. Durant. 
XIV, 195. (Jedoed sind diese 
Schriftsteller bei der Enlscheidang 
der > orliefrendcn F"raire wieder un- 
ter sich {jetliciit.j S. auch Sir. 
XXXII, I, 505. — *Die in dem IclJt- 
lern UrlheUadoptirte Meinnnir, wel- 
che von den Neuern fetlieill wirdi 

{foht mit Recht davon aus, dass in 
eiueui äoldien i^'aile das BecUta- 
geschaft als ein ans Kauf n.Tan8eh 

zusammengesetztes zu betrachten 
sei. Das eingetauschte (irundstuck 
wird nur pro rata, d. b. für die 
üüh» de^ileBigea Werths j^oadjer- 
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— EndBch i^iiÜilQt der Art. 1408. einen Fall) In welchem eine 

Liegenschaft, ob sie wohl an sich eine Errungenschaft ist, 
dennoch kraft der Yorschrift dieses AxtÜLels (und ausnahme- 
weise) lu dem eigenen Yermdgen des einen oder des andern 
Ehegatten gehört. Wenn nSmlich eine Liegenschaft dem einen 
oder dem andern Ehegatten '^-^J in Gemeinscliaft ^) mit einem 
Dritten gehört und der Antheil, welchen dieser Dritte an der 
Liegenschaft liat, Ton den Ehegatten 35) mittelst ehier Licita- 
tion oder auf eine andere Weisels) titolo oneroso erworben 
worden ist, so fällt dieser Antheil nicht in die Gemeinschaft, 
sondern er gehört, (mit Vorbehalt der der Gemeinschaft we- 
gen des heransgezahlten Gieldes zn leistenden Yergtttung,) dem 
Ehegatten eigenthiimlich , welchem das Miteigenthum an der 
Liegenschaft zustand.''«^) Gesetzt, dass das Miteigenthum der 
Fran zustand und dass der Mann für seine Person und . in 
seinem eigenen Namen ^ die Liegenschaft oder den Antheil^) 
des Dritten als Meistbietender oder sonst titulo oneroso an 



gut, welchen das vertauschteGrund- 
Stück hatte; Hu dm Ueberschuss, der 
aus der Gemeinschaft beslrillen wor- 
den ist, wird das Grundstück Ge- 
meingut. Ygh Troplongl, 037. 
Od! er I, 130. Marcadö Art. 
1407. n. 1. S. auch Poth. 107. 

33) Wie wenn beide Ehegat- 
ten wegen der Liegenscbafl in Ge- 
meinschaft mit einem Dritten ste- 
hen? S. Oll ran t. XIV, 202. 

34) Also der Art. 1408 ist nicht 
dann anwendbar, wenn eine Thei- 
long vorausgegangen ist. D u- 
r a n t XIV, 198. S i r. XX ViO, U, 
101. 

35} Von den Eheleuten. — Der 
$. 1 des Art sagt: L'acqnisition 

faite pendant le mariage etc. Die 

Hegel jrilt mithin sowohl von dem 
Falle, da die lirwerbung von b e i- 
d e n Ehegatten, als von dem Falle, 
da sie blos von dem einen Ehe- 
gatten gemacht worden ist. Poth. 
n. 152. *Tropl. I, Ö64f. Sir. 
XLVUI, II, 073. 675. 
3Q Oder auf eine andere Weife 



d. i. durch irgend einen Akt, wel- 
cher die Gemeinschaft aufhebt. Z. 
B. auch dann ist die Vorschrift an- 
wendbar, wenn die Liegenschaft auf 
Betreilien der Gliubiger versteigert 
und von den Ehegatten erstanden 
worden ist. Ton liier XII, 159. 
Battur I, 257. 259. Sir.Xll,!!, 
196. XIX, II, 142. A. M. ist, was 
die gezwun<;enc Versteigerung be- 
trifft , Bel lot 1 , 219. S. auch 
Journ. du pal. 1817. III, 453. — *Die 
erstcre Meinung ist jcd. mit Recht 
niclit mehr bestritten. Auch diese 
Art der Erwerbung ist als Thei- 
lung aufzufassen. S. d. folg. Anm. 
u. 0 d i e r I, 135. M a r c a d 6 Art. 
1408. n. 1. Tropl. I, 662. Vgl. 
auch Sir. L, I, 270. 

37) Die Ratio legis enthttlt der 
Art. 883. 

38) Oder zwar im ^amen der 
Frau, jedoch ohne deren Znstiin- 
mung. Vgl. Du ran t. XIV, 204 f. 
*Marcad6 Art. 1408. n. 3. 

39) =^ Sir. XLVlll, U, 673. 675. 

40) Dnraiit. XIV, 202. 
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sich gebracht hat,^!) so hat die Frau die Wahl,42^ ob sie die 
Liegenschaft an sich nehmen oder sie der Gemeinschaft über- 
lassen wili.^^) In dem erstem Falle hat die Fraa der Ge- 
meinschaft eine verliSltnissmlKsBige Vergütung, in dem letztem 

Falle, diese jener eine verbältnissmiissige Entschädigung zu 
leisten. Art. 1408.^^) 



41) Ist abo die Liegenschaft von 
der Frau oder von beiden Ehe- 
gatten erworben worden, so bleibt 
es bei der in dem ersten Paragra- 
phen des Art. aufgestellten Regel. 
Poth. a. a. 0. Bellet I, 217. 
*TropI. I, 670. S. auch Sirey 
XUV, II, 197. — A.M. ist To Uli. 
XII, 164., welcher annimmt, dass 
wenn die Erwerbung von beiden % 
Eheleuten geschehen ist, die Lie- 
genschaft oder der Antheil an der 
Lie^nscbaft, welcher gemeinschaft- a 
lieh erworben worden ist, in die . 
Gemeinschaft fällt. 

42) Wie lange? — wenn die • 
Frau die Gemeinschaft annimmt, r 
bis SU beendigtem Theilungsge- ^ 
Schäfte; wenn sie auf die Gemein- 
schaft verzichtet, so lange, als sie 
überhaupt ihre Ansprüche gegen 
die Gemeinschaft geltend machen 
kann. Vrgl. Delvinc. ad Art. 
1408. B e 1 1 o 1 1, 218.— *Nicht aber, 
wie Tropl. I, 079 mit Sir. XLIV, 
II43I9 annimmt, hut die Frau das 
Walilrecht vfthrend der Daner der 
Gemeinschaft; der Art. sagt: lors 
de la dissolution de ia communaute, 
denn nur dann handelt die Frau, 
wie das Gesetz annimmt, freL Jene 
Ausdehnung des Wahlrechts der 
Frau hinsichtlich der Zeit würde 
vielmehr eine Beschränkung des- 
seiben enthalten. YgL Marcad^ 
Art. 1406. n. 4. Sir. XLIV, I, 
614. Aach ist die Frau keiner 
Gefahr ausgesetzt, da die Ausübung 
des Wahlrechts rückwirkende Kraft 
hat. T r 0 p 1. I, 648. S i r. XXXIX, 
n, 513. L, II, 445. — Bis rar 
getroffenen Wahl kann sie z. B. 
nicht wegen des rückständigen 
Kao^eldes belangt werden. Sir. 



XXXV, n, 61. Das Wahlrecht 
steht auch den Erben der Frnu 7.11. 
Toull. XII, 169. Hhein.Arch. 
XXVIII, I, 125. Nicht aber den 
Gläubigern der Fran. Sir. XXXIV, 
I, 537. XXXVII, I, 331. *IIin- 
sichtlich der Frage , ob die Gläu- 
biger das Wahlrecht für die Frau 
ansttben können, i^pd die Neuem 
getheilter Meinung. Gegen das 
Recht der Gläubiger sprechen sich 
TropL I, 678. Odier I, 143 
mit den a. Urtheilcn aus. Das 
Wahlrecht der Frau dürfte jedoeh 
kaum in einem favor personae, wie 
es oben §. 312 heisst, seinen Grund 
haben ; der Gegenstand dieses Rech- 
tes ist Geldeswerth und den Glilii* 
bigern liann das persönliche bite- 
resse der Frau nicht entgegenge- 
setzt werden. VrgL Marcad6 
Art. 1408. n. 6. 

43) Abgesehen von diesem Wahl* 
rechte der Fran bleibt es auch in 
dem Falle des ^. 2 bei der Regel 
des 1. Mithin — der Hann ist 
in dem Falle des aweilen Para- 
graphen nur bedingt berechtiget, 
die Liegenschaft zu veräussern oder 
zum linterpfande einzusetzen. Wenn 
die Frau die Liegenschaft an sich 
nimmt, resoWitur dominium ex 
tunc. Delvinc. ad Artikel 1408. 
Bellot I, 217. Toull. XII, 170. 
D u r a n t. XIV, 207 ff. Sir. XVII, 

I, 6S. S. jedoch Sir. XXVI, II, 
63. XXVII, I, 286. 

H) Der Art. dürfte auch auf 
Liegenschaften, die Dotal- oder 
Paraphernalgutsind, anwend- 
bar sein. S i r. XXIX, H, 77. XXXV, 

II, 383. XLI, II, 126 •XLIV,n, 
JM4. 319. TropL I, 687t-- VfL 
L 78. D. de jure dot. 
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Gemeiaschafttrechi. 



S- 508. 

Von doB SckuUen der Gemeinichaft. 

Die Schulden der Eheleute sind entweder Schulden der 
Gemeinschaft oder persönliche (eigene) öchul- 
den des einen oder des andern Ehegatten, je nach- 
dem de Ton der Gemeinschaft und mithin aus dem Gemein^ 
gute oder von dem einen oder dem audeni Ehegatten und 
mithin aus dem eigenen Vermögen desselben zu bezahlen 
sind. Uebiigens kann eine und dieselbe Schiüd eine Gemein- 
schaftsschuld und eine persönliehe Sdmld des einen oder des 
andern Ehegatten oder beider Ehegatten zugleich sein. Vgl. 
X. B. Art. 1426. Eine Schuld, für welche der eine oder der 
andere Ehegatte nicht für seine Person, sondern nur als MK- 
eigenthihner des Gemeingutes haftet, kann man in Besielrang 
auf den nicht persönlich verpflichteten Ehegatten eine Ge- 
meinschaftsschuld in der engeren Bedeutung nennen. 
— Schulden der Gemeinschaft sind: 1) Die Mobiliar- 
schulden, 9 mit welchen der eine oder derandere 
Ehegatte für seine Person am Tage der Trauung 
belastet war; übrigens mit Vorbehalt der dem Gläubiger 
gegen sdnen Sdiuldner zustdienden Rechte, so wie mit Vor* 
behalt der Vergütung, welche der Gemeinschaft wegen der auf 
die eigenthümlichen Güter des schuldenden Ehegatten sich be- 
gehenden Schulden zu leisten sein kann. Art. 1409. n. 1. (Der 
Grand, wanan alle diese Schulden der Gemeinsehaft zur Last lie- 
gen, ist der, dass das gesummte bewegliche Vermögen der 
Eheleute m die Gemeinschaft idlii,^) Eine Schuld ist also zu 



1) Sollten sie aurli das Kinhrin- 
gen des schuldenden Ehegatten noch 
M> weit übersteigen. Daher der 
fleehtssprudi: QSi femne epooM, 
ses deltes ^ponse. Ferri^rellT, 
t04. P o t h. n. 235.— *Vgl, L o y s e 1 , 
faistitutes eou^mi^res (Ansg. vea 
D.upin 0. lahealaye) I, a» 



110: Qiii epousc le corps (^poase 
Ics dettes, si non qu'il soit autre- 
luent convemi el k cette tia fai( 
iZTeatair«. (EiMnlHurdi, dMtMte 
Recbtosprichworter S. 129: Die 
den Mann itaaek, dUa üutt dia 
^ttl4.) 

a) PakiMiiM mm fiiimgriiif» 
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Folge des aufgestellien Satzes eine Gemeinsdiafltmlmll, wenn 

a) der Ehegatte persönlich für die Schuld zu haften hat. 
Z. B. also, die Schulden, für welche blos eine Liegenachaft 
des £3iegatteii zmn Unterpfande eingesetzt Ist, ohne dass der 
Ehegatte fttr seine Person auf Bezahlnng belangt werden kann, 
fallen nicht in die Gemeinschaft.^) h) Die Schuld muss eine 
Mobiliarschuld sein.^) YgL Art. 529. Jedoch lösst sich 
andi die Verbindlichkeit, etwas zu ihnn oder nioht aa thnn, 
mm sie nidit erfüllt wird, in dne MobUfarsehiild aiif.f) Art 
1142. c) Die Schuld muss erweislich vor der Ehe®) 
gemacht worden sehi. Art. 1410. 1. Vgl Art. 1328.^ Je* 
doch hat dieser Satz, nor was die Schulden der Fran betrifll, 
ein praktisches Interesse, da die Schulden des Mannes schlecht- 
hin d. i. auch dann, wenn er sie während der Ehe gemacht 
hat, in die Gemeinschaft fallen. Wenn nun ein Gläubiger 
zwar gegen die Frau, nicht aber gegen den Mann, den Be* 



Ulli dedoeto aere alieno. Poth. 

dn contr. de soci6t6 n. 52. De- 
lap. ad Art. — Wenn daher 

nach ;der Ehebereduug gewisse 
FahmisMttteke nicht in die Ge- 
meinschaft fallen, so fallen auch 
die Schulden , deren (iegenstand 
diese Fahrnissstückc sind, nicht in 
die Gemeinschaft. Ferriere III, 
101. Poth. n. 227fr. 

3) Poth. n.232. Duraiit.XIV, 
220. Dagegen fällt eine persön- 
lidie Mobiliarschuld des Ehegatten 
Sueh dann in die Gemeinschaft, 
Wenn sie zugleich anf einer Lie- 
genschaft des Schuldners unter- 

Efändlich haftet. Poth. n. 239. 
Sir. XLVI, U, 533. 

4) Beispiele larErlftnterun^ der 
Begriffe Mobiliar- und Inimobiliar- 
Schulden s. b. Durant. XIV. 224ff. 
Ueber Pacht- und Miethfelder s. 
Battur I, 27Z. Sir. XfXII, II, 
&83. 

5) Poth. n. 228 lieber die al- 
ternativen und fakultativen Ver- 
htndlicMieiten s. Pothier n. 238. 
Delvlne. Bl, M. Y««li SI, 



206. ^Viread« Art. 1410. n.2. 
^ imd oben 300. 

6) *ßis zur Trauung, nicht bis 
zum Abschluss des Heirathsvertra- 
ges. Odier I, 158. 

7} *l8t die Veraehrift des Arti 
1410. §. 1. auch auf Forderungen 
unter 150 Fpcs. anwendbar? Die 
Frage wird mit Marcade Art. 
1410. n. 3. Anbry a. Bau Dl, 
$. 508. Anm. 14. Pont et Bo- 
dicrc I, 529 zu verneinen sein. 
Der ^. 1 des Art. 1410 ist durch 
Art. 1328 zu erklären und letzte- 
rer wieder dordi die Art. 1341— 
1348 zu pro:nn7.pn. Bei Handels- 
schulden der Frau ist nach dem 
obigen Grundsatz der Art. 109 C. 
de c. anwendbar. Sir. LI, H, 539. 
Dagegen werden Präsumtionen, 
welche Tropl. II, 773 in allen 
Fallen zulassen will, zum Beweise 
schlechthin nicht genügen. Auch 
ist die Vorschrift des Art 1410. 
§. 1. nur von Scfanlden der Frau 
im engeren Sinne (von Geldschul- 
den) zu verstehen. Rh. ArcL 
Xn, 1,11 Sir. U, 0,413. 
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wdff sa Itthren ▼ermagi daai die Schuld, die er einkUigt, too 
der Frta vor der Ehe gemadit worden «ei,^) so kann er seine 

Bezahlung nur gegen das eigene Vermögen der Frau und mit- 
hin, da das Mobiliarvermögen der Frau schlechthin, die Lie- 
geneehaften aber der Nutaniessnng nach som Qemefaigate ge- 
hören, nur gegen das Mose Eigentham dieser Liegenschaften 
verfolgen.^) Auch ist, wenn der Mann eine solche Schuld be- 
aahlt hat, die Frau oder deren Erben nicht verbunden, dese- 
halb dem Manne oder der Gemeinschaft eben Ersatz zu lei- 
sten.io) Art 1410. §. 2. 8. Dagegen fallen die Mobiliarschulden, 
welche die Frau am Tage der Trauung liatte, auch dann in 
die Gemeinschaft, wenn sie erst nach dem Abschlüsse der 
Eheberedung von Ihr gemacht worden sind.*^ — ^® Schiild, 
welche in Gcmässhcit des Art. 1409. §. 1. in die Gemeinschaft 



8) Der Art. 1410. §. 2 ist al- 
lein von dem Falle zu verstehen, 
da der Beweis, dats die Schuld 
vor der Ehe jjemacht worden sei 
(s. Artikel l.S'is) xvvar iiegen die 
Frau, uicitt aber gegen den Mann 
^reftthrt werden kann. Denn eine 
schuld, welclie die Frau während 
der Ehe ifcinaeht hat, ist nach den 
Vorschriften der Art. 217. 1409. 
n. 2. zu beurtheilcn. Delap. ad 
Art. 1409. Sir. IX, II, 400. 

9) Die Liegenschaft kann also 
2war zur Vcrsteiffcnin^ «rebrnehl 
werden, jedoch nur mit Vorbehalt 
der der Gemeinscbaft anstehenden 
Nutznicssun^. Malev. ad Artikel 
1413. S. auch Sir. XX, I, 420. 
(Die Frau hatte sich zu ihrem Un- 
terhalte — pour son entretien per- 
sonnel — eine Summe Geld vor» 
hehalten. Ks wurde angenommen, 
dass auf diese Summe einstweilen 
nicht Beschlag gelegt werden könne, 
weil sonst die Ünterhaltnnffslast 
auf die (icmeinschaft fallen wttrde.) 

10) Denn, indem der Mann eine 
solche Schuld bezahlte, erklärteer 
stillschweigend, diis die Sehuld 
vor der Ehe gemacht worden sei. 
Beilot h 273* Tioull m, m 



♦Tropl. II, 7H3. — Einige Aus- 
leger beschranken jedoch die Vor- 
schrift des S* 3. Art. 1410. Sie 
nehmen an , dsss die Frau oder 
deren Erbe, z. B. dann eine Ver- 
gütung zu leisten habe, wenn der 
Hann , um die Versteii^emnf der 
Liegenschaften seiner Frau zu ver» 
hindern und mit Vorbehalt seiner 
Hechte bezahlt habe. Delap. ad 
Ii. Art. Beilot a. a. 0. '■'Odier 

I, 157. Narcadö Art. 1410. n. 
.3. f*DerMann miiss jedoch einen 
forrnlirlien Vorbehalt raachen.) — 
Auf keinen Fall wird durch den 
S- 3. Art. JI410 dem Hanne dai 
Recht benommen, aus einem be« 
sondern Grunde Vergütung für 
die geleistete Zahlung zu verlan- 
gen. Durant. XIV, 230. 

11) Denn nirgends nimmt das 
Gesetz diese Schulden von der Re- 
gel aus. Bellot I, 222. Dur. 
XIV, 219. A.M. ist Delvinc. III, 

II. insofern, als.er annimmt» dass 
die Frau wegen dieser Schulden 
VergütunjT zu leisten habe, u. B a t- 
t u r I, 290, welcher (mit L e-B r u n) 
annimmt, dass diese Schulden den 
Rechten dea Hannes ieUechtUa 
kcioea Eintrag «bmi keniMii. 
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fiült, ist gans auf dieselbe Weise gegen die Qemeinschait 
(und mithin gegen den Mann ygl. 509.) widonm, als ob 
die GemMnsebaft wSlurend der Eiie mit der Sebald belastet 

worden wäre. Es sind daher z. B. die Rechtstitel, welche we- 
gen einer Sdiuld dieser Art gegen die Frau ToUziehbar sind, 
andi gegen die Gemeineciiaft (tmd mithin gegen den Hann) 
Toll^hbar. Jedoeb können die GlSnbiger die Vollriehung eines 
solchen Titels erst acht Tage, nachdem sie den Titel dem Manne 
haben anfertigen lassen, gegen den Mann verfolgen.^) Arg» 
Art 877. Aneb kann der Mann niebt mittelst persSnUcfaer 
Haft zur Bezalüung einer Schuld angehalten werden, weldie 
von Seiten der Frau in die Gemeinschaft gefallen ist, unge- 
achtet die Schuld von der Fran mittelst persönlicher Haft her* 
beigetiieben werden konnte (und fortdanemd berbelgetrieben 
werden kann). 1 3) — Wenn schon die Mobiliarschulden, welche 
die Eheleute zur Zeit der Trauung haben, in die Gemeinschaft 
fallen, so verbleiben doch den Gläubigem (mit Vorbehalt der 
im Art 1410. enthaltenen Einsehriinkang ,) alle die Rechte, 
welche sie gegen ihren Schuldner und gegen dessen Vermö- 
gen vor der Trauung hatten. Z. B. Wenn ein Gläubiger auf 
^e nicht blos gegen die Fran sondern auch gegen den Mann 
gflltige Wdse (Art 1828.) darthnn kann, dass die Schuld von 
der Frau schon vor der Ehe gemacht worden sei, so kann 
der Gläubiger die Liegenschaften der Frau schlechthin, d. t 
ohne Vorbehalt der Nutaniessung aar Versteigerung bringen, 
sollte auch die Frau, von diesem Gläubiger belangt, nicht mit 
Autorisation des Mannes, sondern nur mit Autorisation des 
Gerichts, den Bechtsstreit geführt haben.^*) — Wenn schon 
Jtoe Scfanlden hi die Gemefaisdiaft fiÜlen, so hat dodi diese 
wegen geleisteter Zahlung, wenn die Zahlung zum VortheUe 
des eigenen Vermögens des schuldenden Ehegatten gereicht, 

12) Bell. I, 222. Toull. XII, — Jedoch haben die Gläubiger de« 
tot. fliaen oder des indeni Bbegaltta 

13) P i g e a u I, 513. nicht (wie die Glttubiger etaea Erb- 

14) Vax. tr. du manage. II, 369. lawei») dss lieaeflci— fepeistieaii. 
SaskaiU, fiaai. CMIfidit. 6. Aal. UL Ig 
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einen Anspruch auf Vergütiing. Ast 1409. n. 1. DieMn An?^ 
f^mdi hat rio «kro i. K dann, wenn die öelrald der wKniiiitgiidigo 
PraiB f9t eine Llegfemdiaft oder für eine andere Sache ist, if eleiie 

zu dem eigenen Vermögen des schuldenden Ehegatten gehört. 

2) Die Sehuiden,!«) die auf den Erbschaften, Yermächt- 
Bünen oder Sehenkongen haften, welehe dem einen oder dem 
andern Ehegatten wSfarend der Ehe eröffhet nnd besi^ungs- 
weise gemacht werden, in so fern diese Erbschaften etc. in 
die .Gemeinschaft iaUen. Art U09. n. 1. YgL Art 1411—1418. 
und unten 513. 

8} Die Schulden, welche der Mann oder welche die Frau 
mit Zuätimmung des Mannes während der Ehe maclit.*^) Art. 
1409. u, 2. S. Jedoch Art. 1424. 1425. VgL ^ 609. 

4) Die Zinsen und Rentenii^er, welehe ron den Ge^ 
meinschaftsschulden oder von den eigenen Schulden des einen 
oder des andern Ehegatten während der Dauer der Gemein* 
sdiaft m enirichlen smd.^^) Art. 1409. n. 2. 3. 



15) Po(h.n. 233. DarBDtXIV« 
mf. 362ff. 

16) Aus dem Art. 1409. n. 1. 
Iiönnte man den Schluss ziehen, 
als ob nur die Mobiliar schulden, 
welche «of diesen EriMchafton- etc. 
haften, in die Gemeinschaft fielen. 
Allein der Satz jjilt auch von den 
Im m ob iliar schulden^ wie sich 
theils aus allgemeinen (irundsätzen, 
Ibeils am den Vorschriften der Art. 
1411 ff. ergibt. (Die Redaktion des 
Art. 1409. n. 1. ist durch Abkiir- 
lung fehlerhaft geworden. Bat- 
tut I, 328. n-ropl. II, 787.) 

17) ÜEin beschrUnkc den letzte- 
Mir Satz nicht etwa auf d i e Srluil- 
den, welche die Frau in den An- 
felegenheiten des Hannes oder in 
denen der Clemeinschaft gemacht 
Bat, wie man zu dieser Beschrän- 
kung durch die Art. 1431. 14h7. 
Terleitet werden könnte. Alle 
»nd jede Sebalden, wetohe 
die Frau mit ^Zustimmung des Han- 
ne» niMhtii iindr in BeaMMug 



die Gläubiger (j^meinschaftsschnlr 
den , in wie fem fie nicht (wie 
z. B. der Verkauf einer der Frau 
gehörenden Liegenschaft), die ei- 
genen Güter der Frau zum Gegen- 
stände hahen oder hi wie fem nicht 
das Geseta ausdrücklich eine Aus- 
nahme von der Regel macht. Nor 
so sind jeue Art. zu deuten. 

18) Die Zinsen etc. von den Ge- 
meinschaftsschulden bat die Ge- 
meinschaft kraft der Rechtsregcl zu 
trafen : Acccssorium Sequilar suum 
pcincipale. T o u 1 1. XII, 212. Die 
Zinsen von den eigenen Schulden 
der Eheleute trägt die Gemeinschaft 
als Nutzniesserin des' Vermögens 
der Eheleute. (Zu den eigenen 
oder fersAolichen Schnlden der 
Eheleute gehört s. B. in Beziehnng 
auf das Verhöllniss unter den Ehe- 
leuten, der Kaufpreis, der liir die 
eigenen Liegenschaften des einen 
oder des andern Ehegatten rück- 
ständig ist. S. auch Art. 1512. xu 
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Tob den -SdniMMf M CWeinicliaft. IfQ^ 

5} Die La0t8ft} wddi« ^i» jedet MaUEiiicas« ni tragen 
Inn (b. B. die UntetiiBltiingikwteii, & Asrt $05. 606.)» itf 
Bezi^hnfig auf die eigenen Liegensehaften dei eiBfen oder daf 
andern Ehegatten. i^J Art. 1409. n. 4. 

6) Die Ausgaben, welche ate Lasten dee Ehestandes nc 
betraditen sind; b. B. ako die Ausgaben, wdob^ Ae Tratmt^, 
das Hauswesen ,2^) die Unterhaltung und Erziehung der Kiu* 
der 21) verursacht, Art. 1409. n. 5. 

7) Die Kesteni- welehe, nach Auflösung der Gemeinschift» 
wegen der TheQung des Ckmeingutes bu vmntiAeA sind^) 
Art. 1482. 

8J Die Schulden, welche auf einem jeden Vermögeoi und 
mitbin aneh auf dem Gemebignte, kraft Gesees bafteaff & B« 
die debHa ex veisiene in utUitatem eommnnionis ex nc^ 
gotiorum gestlone. 

9) Die Yeigütung^ und Entschädigungen , weiebe dfis 
Gemeinschaft dem einen oder dem- andern EhegatteA^ s. Bk 
ans dem Grande, weQ die Liegenschaften des Ehegatted ohne 
Ersatz veräusäert worden sind, zu entrichten haben kann. YgL 
Art. 1470. 1493. 

scliea n. 3. utid 1. des Art. 1409 
k% Mm Vfiitnpnu^ N, 1v ban- 
delt von den Mobiliarschulden der 
Eheleute quoad crcditoros, ii. 3. 
handelt von denselben Srhuiden in 
Bexlehung auf das Yerhältniss der 
Bheleate cor Gemeinscbart. Fa- 
vard, commuD. conjagale. Sect. 

1. s. n. 

lül Poth. n. 260—262. Dur. 

xpr, 2Ö1 f. 

20) Also z. D. die UntcrhaltuD^ 
der Eheleute, Jedoch l<nnn eine 
Ehefrau, welche sich eigenmächtig 
anf dem Hanse des mrnite» eiti- 
ferat hat, keine Vergütung fUr ih- 
ren Aufwaird aus dem Gemeingiite 
fordern. Battur I, 325. •Vrgl. 
oben ^. 471. Anm. 7. — *Anders 
▼erhilt ea fich mit den Sebalden, 
welche die Frau Pta ihre Bedtrf* 
. niiie fcmacht hat| wenn iie nach 
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friedlichem Uebereiulioninien ab- 
gemdcM Von ifaicm Hm» leb^ 
oder wenn sie vom Hanne nicht 

in dessen Wolinimg anf]|{'enommÖij 
wird. Touli. Xli, 272. Sirey 
X^XXIX, II, 416. 

21) Auch der Kinder, welehe 
der eine oder der andere Ehegatte 
aus einer früheren Ehe hat. Poth. 
n. 259. Battur I, 326. Sirev 
XUV» n, 348. C»VoNHi«eielBt, 
daaf die Kinder erster Ehe kein 
eigenes Verm<>gen haben.) — Die- 
selbe Schuid ist übrigens zugleich 
einfe persdHfiche Schuld dtis Vaters 
oder der Mutter. Vgl. SirL Xffl^ 
ff, 373. — Auch die auf den Arti. 
205. 206. beruhenden Pflichten ge- 
hören zu den Lasten des fihestan- 
dei. DurantlOy, 263. 

22) Poth. n. 263. Tonil. 301, 
300. 



196 Gemdinidiaftirecht. 

Alle diese Schulden sind Gemeinschaftsschulden mit Vor- 
behalt der Ausnahmen, welche cliirdli den HeirathsTertrag jge* 
macht worden sefai können. Vgl. Art. 1510. Alle andere 
Schulden der Eheleute, also namentlich die Immobiliarschalden, 
welche der eine oder der andere Ehegatte zur Zeit der Trauung 
hat,^ shid dagegen, mit Vorbehalt derselben Ausnahme, vgl 
Art. 1505flP. persSnÜche Schulden des einen oder des andern 
Ehegatten. Auch versteht es sich von selbst, dass die Schul- 
den, welche von dem efaien oder von dem andern Ehegatten 
erst nach Auflösung der Giitergemeinscfaaft gemacht werden, 
80 wie die Lasten, welche das Gesets dem Vermögen des 
einen oder des andern Ehegatten auferlegt, weil oder nach- 
dem die Ehe oder die Gütergemehischaft aulg^elöst worden ist 
(s. jedoch Art 1482.), nicht an den Gemefaiscfaaftsschnlden 
gehören. Es haftet daher die Gemeinschaft z. B. nicht für 
die Kosten des Begräbnisses des einen oder des andern Ehe- 
gatten,^) und eben so wenig für die Trauerkosten der Witt* 
we, als welche Tiehnehr von den Erben des Mannes der Wittwe 
zu vergüten sind.25) Art. 1481. Aus demselben Grunde tref- 
fen die Yerurtheilungen, welche gegen einen Ehegatten, wegen 
eines Verbrechens, das den bürgerlichen Tod nur Folge hat, 
ausgesprochen werden,^^) nicht die (Gemeinschaft, sondern nur 
den Antheil dieses Ehegatten an der Gemeinschaft. Art. 1425. 
— S. auch Art 1423. 1480. jcL Art. 1096. 



33) Potb. n. 237. Merlin m. 
eoBmimaiit^. $• HL n. 2. 

24} Po th. 11.274 TonU.XII, 
801. 

25) Poth. n. 264. 207. Diese 

Kosten gehüren überhHU|)t zu den 
Lasten der Eibschaft des Mannes. 
De Up. ad Art. 1481. Vgl. Art. 



1570.^ Der Art. 1481 pflejrtauch 
eaf die Kosten für die Trauer der 

Dienstleute ausgedehnt lu werden. 
Durant. XIV, I, 469. Sirey 
XXXVIU, U, 291. 

26} Also I. B. dieVemriheilung 
sn den Prozesskosten, die su Sehn- 
denersatz. Battur I, 316. *]Iar- 
cad6 Art. 1425. n. 1. 
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Von der Verwaltung der Gutergemeüuchaft 197 

Von der Verwaltung der GUtergemeüuchaft. 

80 lange die eheliche GfitergemeinBchaft be* 

steht, ist der Mann, kraft öiner ihm, dem Haus- 
herrn, von dem Gesetze ertheilten £rmächtigang| 
berechtiget, mit dem Gemeingntei gleich als wl(re 
es ein Bestandtheil seines eigenen Vermögens, 
nach Gefallen zu schalten und zu walten. (Mit 
andern Worten, der Mann ist der Herr der Gemeinschaft.) 
Dagegen ist das Miteigenthum, welches der Frau 
an dem Gemeingate snsteht, so lange die Ge- 
meinschaft dauert, nur in so fern wirksam, (es 
kann mithin die Frau nnr in so fem die Gemeinschaft ver- 
pflichten oder Aber das Ctomeingat yerfligen,} als sie mit 
Zustimmung (mit Autorisation) des Mannes handelt. 
Art. 1409. n. 2. Art. 1419. 1421. 1426.1) — Der Mann aUein 
also verwaltet das Gemeingut; er lumn die^gememschaftlichen 
Sachen verkaufen oder sonst verttossem oder sie mm Unter- 
pfände einsetzen ,2) ohne dass er der Zustimmung der Frau 
bedarf. Art 1421. £r kann das Gemeingut sogar yerschwen- 
deo, verderben oder in Verfall gerathen lassen, ohne dass er 
desshalb der Gemeinschaft eine Vergütung an leisten htttte.^) 

1) Toull. XII, 303 ff. *Tropl. dass die Frau den Kauf nicht un- 
II, 726. — S. jedoch Battur II, ter«chrieben hat. Sir. XIX, II, 
525. (Die Einwendungen, welche 102. — Ferner : Wird der Mann 
dieier Sehriflsteller gegen den an einer Zatünng vemrlheilt oder 
Grundgati erhebt — mirikun etse ift er schon vor der Ehe zu einer 
dominum communionis — durften Zahlung verurthcilt worden, so er- 
sieh leicht widerlegen lassen.) greift das richterliche Unterpfand 

2) Ameli d«f .Eigenllrani <n den aneli die gern ein telinftli eben 



gemeinschaftlichen Liegenschaften Liegenschaften. Vgl. §. 504. 
den ünterpfandsghlubigern aufg-e- 1. — *Ueber die Veräusserung von 
ben. Sir. YII, I, 398. — Ebenso Grundstücken der Gemeinschaft ge- 
kann er die gemeinschaftlichen gen eine Leibrente s. Tropl. II, 
Güter En neuen Erwerbungen Ter- §68. Sir. XLI, D, 5S3. XUV,I, 
wenden. Wenn er daher mit der 409. 

Frau zugleich ein Grundstück er- 3) Das einzige Mittel, welche« 

liauft hat , so kann er den Kauf der Frau zu Gebote steht, um ihr 

nicht aus dem Grunde anfechten» Interesse gegen die iU)lo WirUi- 
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teiAiiisGhaftfrMkt. 



Moeh leidet di« Regel, dass der Mann über das Gemeingat 

nach Gefallen veifügen könne, folgende Ausnahmen: 1) Der 
Mann darf sich nicht selbst, weder unmittelbar noch mittelbar, 
Bx4 S(0»te9 d00 Qjemeiiigutes bereich^riL^) Art. 1437. 2) £r 
kiini Hiebt über die gemeinecbaftlicben Liegenschaften oder 
über das gesammte Mobiliar vormügen oder über einen so viei- 
^tfi^ TheU dieses Vermögens AiUtelst einer Schenkung unter 
.de^ Lebendigtn yerfUgen» ansgenonuDen zui iäiurichtuog oder 
Ansstattiiiig der gemeinschaftUcben Kinder. (Vgl. Art. 204. 
1438 — 1440.) Dagegen kann er zwar über einzelne Fahr- 
joissstüeke nach Gefallen freigebige Verfügungen unter den Le- 
be^digep treffen, jedoch nicht so, dass er sich die KnUniessusg 
ßn deß versebenkten Sachen TorbebiQt. Auch darf er nicbt 
mittelst einer soldien Schenkung das Verbot umgehn, sich 
peU|8t «uf Ivosten der Gemeinschaft zu. beretchern. ^} Sehen* 
jß^eßf wdiche der Mann gegeii die eine oder 4i0 andere 
dieser Yorscbrilten gemacht bKtte, sind jedoch nicht sehlecht- 
]m nichtig, sondern sie l^önnen nur von der Frau, wenn und 
in yfit fm sie zu deren Nachtheile gereichen, so wie, unter 
derselben Bedfagippg, ¥oii den Erben der Fran angefi)chten 
werden.''} Art. 1422. 3) Die Verfügungen auf den Todes- 



3cbaft dcf Mannes wafarannebBen, 

iat die Klaffe auf GiUersondenmg^. 

4) £r hat also, was er aus dem 
Genieipgutß zu seiuein Vortheiie, 
«maittefter eAer mittelbar (z. B. 
Bur Ausstattung^ der Ki tider einer 
früheren Ehe, B e 1 1 o 1 1, 230) ver- 
wendet bat, der (ieineinschaft zu 
«ratMiMi. Diireni. XIV, 863ff. 
nropl. II, 727. 

6} Merlin m. comniunnut^. §. 
in. 5. Bellot I, 415. Tonil. 
XII, 2U. Vfgl. Art. 91t. — Je- 
doch sind kleinere Clesphenke und 
Verehrungen, welche der Mann z. 
B. den Kindern einer früheren Ehe 
iM<:bt, niobt nach der Strenge dic- 

nß Qw^nim'w stt benrihf^ik«. 
Delap, fd Art. im. 



0) Vffl. über diesen (nicht un- 
hestriltrnrTil Satz: Delvinc. III, 
34. Bellet I, 420. Tonil. XII, 
314. Duranl. XIV, 275. ßat- 
tarll,D28ir. Matt kann ans die- 
sem Satze folgern, dass die Sehen- 
kunp: hesttht, wenn sie mit Bei- 
tritt oder mit Zustiuiuiung der Frau 
gemacht worden Ut. Delv. a. a. 
0. Durant. XIV, 272. Battur 
II, 53.1. 576. S. jedoch, den 
Fall l>ctrilll, da sich der Mann selbst 
durch die Schenkung mittelbar he- 
reiebert, Art. 1099. *Die im 
Text und in der Anm. vertheidigle 
Meinung: hat zwar die MehrEiihl 
der Sehr, und den neuem («erichts- 
gebrauch flir sich (T r o p I. II, 903 f. 
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Von der Vni mlliiig 4er Cüeifcniefaiidiaft, IM 

itXif weiche der Mfuui trffit, können niebt eeinen Antbefl an 
dem Gtoieingate übersteigen ,7) Toraosgeeetit , dass die Fmii, 

nachdem die Gemeinschaft aufgelöst worden ist, das Gemein* 
gut annimmt, und mUhin die Tbeilung demselben verlangt. Der, 
weicher mil einem com Gemeingirte gehörenden Stücke auf 
diese Weise bedaclit worden ist, kann dieses Stack nor dann 
in Natur fordern, wenn es auf das Loos der Erben des Man- 
nes gefallen ist. In dem entgegengesetzten Falle iiai>en ilun 
die £rben des Mannes den gansen Werth des YermoiGhten 
Gegenstandes au rergUten.^) Art 1433. S. aneh Art 1480. 
jct Art. 1096. 4) Wenn die Frau auf Ehescheidung, oder 
auf Sonderung von Tisch und Bette oder auf Gütersonderuag 
geklagt hat, so ist sie Iwrechtiget, diejenigen Verfügmigen über 
das Gemetaigat anaofechten, welche der Mann wVfarend dea 



L, I, 337. n, 508. LI, U, 009.) 
sie bernht jedoch auf der unhah- 
baren Annahme, dass die Nichtig- 
keit der in Rede stehenden Schcti- 
kungen eine relative sei. Diese 
Nichtigkeit ist vielmehr eine abso- 
lute, sie ist nicbl in Interesse der 
Frau eingeführt, um dieselbe ge- 
gen Verletzung zu sichern, sondern 
der Blann hat überhaupt die iSe- 
ftifiiiM nichl, solche Sdienkunipea 
KU machen. Danach ist auch die 
Frage zu beantworten , ob durch 
den Beitritt der Frau eiue solche 
Schenkung convalescire. Die Schen- 
kung convalescirt nicht. Denn 
der Mann kann nicht verschenken, 
die Frau kann über die (Jcniein- 
schaft überhaupt nicht dispouireu, 
nidiiB briBfft auch das Znsammea- 
wirken beider kein Hechtsgeschöft 
hervor. Die richtige Ansicht liegt 
dem Urlheil Sir. XLIV,JI, 3bti zu 
Grunde und sie wird (ausser Trop- 
ion gj von den Neuern vertheidift. 
Od ier 1,225. Pont et Kodiere 

1, ti62. Marcadö Art. 1421. n. 

2. S. auch Windsoheid, Un- 
gültigkeit S. 97. and Sir. L, I, 
337, Kote. 

7) Pmweihe gilt auch von den 



Verfügungen der Frau. Eine Ver- 
fügung anf den Todesfall, sie ge- 
schehe von dem Manne oder von der 
Frau, wird auf den Fall getroffen, 
dass die Gemeinschaft aufgek)8t ist. 
r o t h. n. 265. *R h. A r c h. XLII, 
I, 117. ^ Uebrigeos begreift der 
Ausdruck „donation testam." (Art. 
1 1231 t'ine j e d c Verfügung auf 
den Todeslaiij also auch eine Ver- 
tragserbeinsetiaBg anter sich. Du- 
rant. XIV, 281. *Sir. XLIV,I,9. 

8j rot!., u. 465 — 4Ü8 unter- 
scheidet hier mehrere Fülle. Der 
Zweck des Art. 1423 ist, eine für 
alle Falle gttltige Kegel aufzoskel- 
len. *Marcad6 Art. 1422. n. 6. 
— Die Vor.schrifl des Art. ist ub- 
rigeus auch uul die testamentari- 
schen Verfügungen der Frau an- 
wendbar. Duranton XIV, 280. 
0 di er I, 230. Vgl. Art. 480. — *A. 
M. ist Marcade Art. 1423. n. 6. 
£r nimmt an, dass der Art. 1423. 
§. 2 als Ausnahme von den Art. 
1021 nicht auf die Frau auszu- 
dehnen sei ; auch spricht für letztere 
Ansicht die Verse iüedenheit, wel- 
che Bwisehen den Verhlltnifls des 
Mannes und dem der Frau «ir Ge- 
BNiDfohaft beiteht. 
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SOO Geaieiiucbafkn^clit 

Bechtflstroites m Schmfilening der Bechta der Fran getroffin 
hat^ Art 271. und Arg. Art 1167. — Alle und jede Ver- 

bindlichkeiteD, welche der Mann eingeht oder welchen sich der 
Mann unterwirft, haften zugleich auf dem Gemeingutes sie 
können daher eben so wohl gegen das Gemeingut, als gegen 
das eigene YennÖgen des Mannes, geltend gemacht werden.l<>) 
Arg. Art. 1421. §. 2. Jedoch sind 1) die Einschränknngen, 
welchen das Yerfügungsrecht des Mannes nach Z. 1. und 4.. 
nnterworfen war, anch auf das Becht des Mannes, die Ge- 
meinsdiaft mit Sebalden an belasten, anwendbar. Eben so 
sind von der Regel, dass alle Schulden, welche der Mann 
macht, Gemeinschaftsschulden sind, 2) die Schulden auszunehr 
men, welche das eigene VennÖgen des Mannes snm Gegen- 
stände haben.ii) 8) Die G^dstrafen, zu welchen der Mann 
verurtheilt wird, können zwar ans dem Gemeingute herbeige- 
trieben werden; jedoch hat der Mann desshalb dereinst der 
Frau, wenn diese die Gemeinschaft annUnmt, oder, unter der 
gleicbeu Bedingung, die Erben der Frau, zu entscfaSdigen.^^) 



9) Vgl. Art. 481. 493. Sirey 
YII, I, 398. Ballet de joritprad. 

U, 291. 

lOj Z. B. der Hann veräussert 
eine Liegentebafl der Fnia ohne 

Binwilligung der Frau. Die Yer- 
hlndlichkeit , dem Kütifor (jewöhr 
zu leisten, ist eine (jeroeioschafts- 
•chuld. Wenn also die Frau die 
Gemeinschaft annimmt, so kann die 
Frau, die ohne ihre Einwillio^uii^ 
veröusserte Liegenschaft nur zur 
Hälfte vindiciren. ßellot I, 
237 und 500. (In der letsteren 
Stelle findet man jedoch eine Be- 
schränkung dieser Regel. T o u 1 1. 
XII, 226. "Vgl. Uber diese Frage 
■aretdd Art. 1428. n. 3. 

11) Z. B. der Mann bestellt an 
einer ihm gehörenden Liegenschaft 
ein Unterpfand für eine Schuld, 
die ein Dritter schuldet. Die Yer- 
bindiiclikeit, die inni Unterpfande 
eingefetite Liegenschaft auszuant- 
wortCB (Art. 2168) isi nicht eine 



GemeiDachaftsiehald. Wem der 

Mann , um sich von dieser Ver- 
bindlichkeit zu befreien, die Haupt- 
schuld bezahlt und zwar mit Gel- 
dern, die der Gemeiniehaft gehö- 
ren, bezahlt, so hat er dieae Gel- 
der der Geineinschaft zu vergüten. 

12j Der Art. 1424 gebraucht zwar 
das Wort: crime s. Er dürfte ie- 
doch ob parltatem rationia auf alle 
Arten der Vergehen auszudehnen 
sein. Durant. XIV, 298. *Mar- 
cade Art. 1425. n. 1. — Der Art. 
1424 enthält eine (dem «Ileren 
Rechte unbekannte s. P o th. n. 242) 
Ausnahme von der Regel, dass der 
Mann mit dem Gemeingute schal- 
ten und walten kann, wie er will. 
Es wird daher der im Art ge- 
machte Vorbehalt des Ersatzes nicht 
über den Fall auszudehnen sein, 
von welchem der Art. handelt ; niit- 
kio a. B. nickt auf die Verbind- 
lichkeit zum Ersätze des durch ein 
Veifehen oder durch ein Quander 



uiyili^Oü by Google 
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(Auf dieselbe Weite sind »ach die Amnaluneii 1. 2« m deu- 
ten.) Art 1434. Vgl. Art 1495. — Die Klagen, welche der 

V 

Gemeinschaft zustelin , können von dem Manne ohne Beitritt 
der Frau und nur von dem Manne angestellt werden. Es 
ist daher der Ifann s. B. berechtiget, die Mobiliaridagen , die 
von Seiten der Fraa in die Gemeinschaft gefallen sfaid,t3). jn. 
gleichen die Besitzklagen, welche die eigenen Liegenschaften 
der Frau smn Gegenstande haben, anausteUen. Dieselbe Regel ist 
auch anf die petitorischen Klagen anwendbar, welche die der 
Frau eigenthümHchen Liegeosehaften betreffen, in Betracht, dass 
theils die Nutzungen von diesen Liegenschaften in die Ge- 
meinschaft fallen, theils der Mann für die Nachtheile verant- 
wortüdi ist, welche ans der Nichtaostellang dieser Klagen für 
die Fran entstehen können; also arg. Art. 1401. n. 2. und 
arg. Art. 1428. §. ult. Jedoch ist die Partei, gegen wel- 
che die petitorische Klage erhoben wird, berechtiget, die Ad- 



likt verursachten Schadens. Toull. 
Xll,224f. ♦Tropl.11,918. Odier 
I, 244. (A. M. fiiud Del v ine. 
III, 33. Yas. tr. da mar. II, 371. 
Beilot I, p. 433. 437. Durant. 
XIV, 298. Battur I, 316. Je- 
doch sagt Battur nur: La ju- 
risprudeoce y a compris les r^pa- 
ralioni eiviles") und elieii ao we- 
nig auf die Gerieiitilcoaten, in wel- 
che der Mann wegen eines Vcr- 
geheus verurtheilt worden ist. t. 
Bohnhorst, Jahrb. 1827, S. 183. 
Sir. XL, II, 322. — «Die entgegen* 
stehende Ansicht wird mit der 
Mehrzahl der Sehr, auch von Mar- 
cad6 Art. 1425. n. 1 ver(beidigt, 
aoa Gründen der Billiglieit. Dieae 
Anaicfat wurde jedoch zuderCJOD- 
seqiienz führen, dass der Mann auch 
für denjenigen Schadensersatz Ver- 
gütung an die Gemeinschaft zu lei- 
aten habe , der ihm aus rein ci- 
vilrecbtlichen Gründen obliegt. Auch 
ist auf den Unterschied zwischen 
Art. 1424 u. 1425 zu achten, in 
deü enteren lieiaat ea «mendea 
haletatenioondemBations, der 



eratere Auadruck ist enger ala der 
zweite. — Die Geldstrafen, zu 
welchen die Eheleute vor der £he 
verurtheilt worden aind, aind 
schleefatliin GemeinscIiaftaadNilden. 
Durant. a. a. 0. 

13) Sie mögen einzelne beweg- 
liche Sachen oder eine Gesammt- 
iieit deraellien sum Gegenatande 
liaben. A. H. ist (was die Klage 
der letzteren Art betrifft), Battur 
II, 559. Wie aber, wenn gewisse 
Fahrnissstiicke oder Nobiliarklagen 
der Fran von der Gemeinschaft 
ausgenommen worden sind ? In 
den Fallen dieser Art wird allein 
die Frau {mit Autorisation des 
Mannea oder dea Gerichta} an kla- 
gen berechtigt sein , wenn andere 
nicht gleichwohl (Art. 1500) der 
Mann die Verwaltung dieser Güter 
hat. Vgl. Art. 818. s. jed. Fig. 
I, 8t. Delvinc. III, 31. *Trop- 
long n, 1002. — Uebrigens wird 
die Frau allerdings berechtigt sein, 
in Rechtssachen dieser Art, nach 
erhaltener Autorisation, so inter» 
▼enireir. Halev. ad Art; I4d8. 
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cUation der Fhra m veiiangen, da, wem die Fraa nicbl in 
der Badie Part^ war, die in der Sadie gesprochenen UrAeile 

nur gegen den Mann und gegen die GemeinBchaft die Kraft 
Rechtens haben. Anderenieits kann der Mann in denselben 
FXUen, in welchen er aUein d. i. ohne Beitritt der Fraa an 
Magen berechtiget ist, anch seinerseits aHein und ebne Mit- 
vorladung der Frau belangt werden. Wenn jedoch die 
Schuld, welche der Gegenstand der Klage ist, sogleicb die 
persönliche Schuld der Frau ist, z. B. also, wenn die Fran 
die Schuld vor der Ehe gemacht hat, so steht es dem Kläger 
eben so wobl frei, die Frau mit dem Mamie zugleich in An- 
spruch zu nehmen.^^ Vgl. Art 2208. — Dagegen hat das 
Miteigenthnm, das der Frau*an dem Gemeingate 
zusteht während der I ii h o nur unter der Bedingung, 
dass sich die Frau mit Antorisation des Mannes 
▼erblndlich macht, die Wirkung, dass dioTonder 
Frau eingegangenen VerbindlichlLeiten zugleich 
Schulden der Gemeinschaft sind.^^j Ait. 1409. n. 2. 
Art. 1419. 1426. — Also: Ij Obwohl auch eine in Güter- 
gemeinschaft stehende Eheirau, wenn üir der Mann die Auto- 



14) Andere iiebmen yier ar^^. ». 
contrario ex Art. 1428. n. 2) an, dass 
die petitorisdieii Klaffen, welche 
die Li( nschaflen der Frau be- 
trefTeri , nur von dem Manne und 
der Frau zusammen oder, nach Be- 
inden, «ach nur von der Frau al- 
lein aDgestellt werden können. 
CRnlhsnm wird es fllleinal sein, 
dass der Mann mit der Frau zu- 
gleich kla(^.) Vergl. über diese 
Streitfrafre : Delvinc. a. a. 0. 
Bellol I, 484. ritfeaii I, 81. 
Toull. Xll, 381fr. Durant. XIV, 
31Ö. ßattur i, 110. Geht mau 
yon der Heinun^f ana, dasa der 
Hann nicht berechtigt sei, diese 
petitorischen Klagen a 1! e i n an- 
auftellen , so euisteht die Frage, 
wer die Nichtigkeit des Verfall- 
rens geltend machen künne. Vgl.* 
aber dieie Frtge: DelTiaoiH« ft. 



0. Sir. XIU, II, 51. XVIII, II, 
271. — *Der im Text vcrtheidigten 
Anficht ist jedoch der tierichtag»- 
Itrauch und Troplonglf, 1006 — 
um. Sir. \XXII, I, 389. XXXiX, 

1, 445. XLI, I, 140. 

15) Poth. n. 462. Maler, ad 
Art. 142,8. Sir. XXVIII, II, 175. 

10) Ferrirre III, 102. 110. 
Sir. XIII, 11, '66. — Es ist rath- 
sam, in den Fallen d ieser Art zu- 
gleich die Frau su belangen, da- 
mit man gegen sie ein gerichtli- 
rhps Unterpfand erwerbe. Poth. 
n. 4ü2. Merlin m. communautö. 
% V, n. 2. und 6. Pig. I, 90. 

17) Wenn aber die Frau mit 
Autorlsalioii des Mannes hnndelt, 
60 kann der Mann die Verbindlich- 
keit nicht dadurch von der Ge- 
meinschaft (luid vao flieh) abwen- 
den, d«M er sich niuäit elaer 
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riAHtioii verweigert, a»it AotoiisatUMi des Greriehte eine Ver- 
bMlkMeit einzugehii oder einen Reehtestrett zn führen be« 

fugt ist, so verpflichtet sie doch durch das, was sie gegen den 
WUlea des Mannes blos mit Autoiisiaion des Gerichts abge« 
schlössen oder rerhandek hat, nur sich selbst, nicht aber die 
Gemeinschaft. Ks kann mithin die von der Frau Übernommene 
Verbiudiichlieit oder die gegen die Frau ausgesprochene Ver» 
uribeilung, unter dieser Voraassetzang, nnr gegen das dgene 
Vermögen der Frau, d. !. (wenn anders nicht die gesetzliche 
Gütergemcinscliaft veilra^sweisc modiliciit worden i."^t,) nur 
gegen das nackte Eigeulhum der Liegenschaften der Frau in 
Yoliziefaung gesetzt werden, es wäre denn, dass die Schuld 
zugleich aus einem andern Grunde, z. B. ob versionem in 
rcm,^'^) eine Gcnioinscliaiisscliuld wäre. 2) Obwohl auch eine 
in Giltergemeinscliaft stehende Ehefrau wegen eines begange- 
nen Vergehns oder wegen eines Quasidelikts auf Sdiadener* 
satz belangt werden kann, so hat dennoch die Gütergemein- 
schaft für diesen J>satz nur in so lern zu haften, als entwe- 
der die^Frau, auf Ersatzleistung belangt, von dem Manne zur 
Führung des Rechtsstreites ermächtiget worden ist,^'} oder als 
die Schuld kraft eines besonderen Gesetzes ^o) oder aus einem 
andern besondern Grunde,^^} zugleich eine Gemeinschaftsschuld 
ist. Endlich 3) obwohl auch eine in Güteigemeinscbaft ste- 
hende Ehefrau wegen eines von ihr verübten Vergehns zu 
einer Geldstrafe verurtheilt werden kann, so haftet doch für 
die Geldstrafen, in welche die Frau veruiLhcIit wird, nicht die 
Gemeinschaft, sondern nur die Frau. Ja es libnnen diese 
Geldstrafen, sogar dann nicht aus der Gemeinschaft herbeige- 



rrotestatioii gcpen diese Folf^c ver- 
wahrt. Est proUjsUtio facto con- 
traria. A. M. ist B c 1 1 o t 1 , 303. 

ISJ Potb. n. 248. Sir. XXX, 
I, 136. 

19 t Die (lemoinschaft li.'U nnter 
dieser Voraussetzung niciit einmal 
einen Anfpruch auf Vergütung ge- 
gen die £heÜrau. Proudbon I, 



273. M ü r I i n m. autoris. niarit. Sect. 
VII. S. jed. D el vinc Vaz. und 
Beilot in den Anm. IIa. Stellen. 

20) Vgl. oben $. 447. AUdann 
aber hat die Güterf^cmcinschafltltei- 
nen Ansprnrh auf Vergütung ge^ 
gen die Frau. 

21) Z. B. ob TeniHBeai in rem 
oder weil derlian^seciiia delicti war. 
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trieben werden, wenn die Fran anf die gegen sie eiiiebene 

Anklage mit Autorisation des Mannes geantwortet hätte.22) 
Art 1424. Vgl. % 472. — In Beziehung auf aUe Civüyer- 
bindliehkeiten ab«r hat die Autorisation, welehe der Mann sei- 
ner Fran sei es snr Atmchliessang eines Rechtsgeschäfts oder 
zu Führung eines Rechtsstreites ertheilt, die Folge, dass die 
Schuld der Frau, (die Leistung, zn welcher sich die Fran 
▼eipflicbtet hat oder zu* welcher sie Ton dem Bichter Teurthdlt 
worden ist,) zugleich eine Gemetnschaftsschuld ist, mithin eben 
so wohl gegen das Gemeingut als gegen das eigene Vermö- 
gen der Frau in Vollziehung gesetzt werden kann.^^) Jedoch 
leidet die Bogel, dass eine von der Frau mit Autorisation des 
Mannes eingegangene Verbindlichkeit zugleich als eine Ge- 
meinschaftsschuld zu betrachten sei, eine Ausnahme in den 
Fftllen, in welchen die Verbindlichkeit der Frau daraus ent* 
steht, dass die Frau (von dem Manne autorisirt) ^e Ver- 
fügung über ihr Sondergut getroffen oder Gegenstände, die 
nicht in die Gemeinschaft fallen, erworben hat. Denn in den 
Fällen dieser Art ist anzunehmen, dass der Mann, indem er 
seine Frau zu dem Rechtsgeschäfte antorisirte, nur als Ehe^ 
mann und nicht zugleich als Herr der Gemeinschaft die Auto- 
risation ertheilt habe. Arg. Art. 1413. 1432. jct. Art. 1419. 



22) Dns Gesetz (der Art. 1424) 
macht keinen Unterschied, ob die 
Frau mit oder ohne Autorisation 
dea Mannes anf die Anklage geant- 
wortet liat* — Man hat diesen Art 
(ex ratione lej^is) ausdehnend aus- 
zulegen. Wie auch die gegensei- 
tigen Vermögensverhaltnisse der 
Eheleute durch den Heirathsrer- 
trag bestimmt worden sein mOgen, 
die Geldstrafen , welche die Frau 
verwirkt, können nie die Rechte 
teliniSlern, welche der Mann an 
dem Vermögen der Frau hat. Dn- 
ranL U» 493. 

23) Merlin ra. autoris. marit. 
Seet. YII. Fallen jedoch taeb die 



Kosten eines Ebescheidungsprozes- 
ses der Gemeinschaft zur Last? 
Vgl. Sir. XIV, 11,92. XXVllI, II, 
247. XXXVII, I, 367. ~ Wenn 
der Art. 1419 hlnzusetit: Sanf la 
rdcompense due ä la communaut6 
ou l'indemnitü due au mari, so ist 
das nicht so zu verstehen , als ob 
die Frau wegen einer jeden Schuld, 
die sie mit Autorisation des Man- 
nes macht, Vergütung oder Ent- 
schädigung zu leisten hätte, son- 
dern nur anf den Fall an beiiehn, 
da sich die -Frau in ihren eigenen 
Ansrelegenheiten verpflichtet, z. B. 
Geld aufnimmt, um das wegen ih- 
rer Liegenschaften rückständige 

Ktnfgeld SB besalileii. 
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Z. B. also, wenn der Mann die Frau zur Veräusserung einer 
ihr gehörenden Liegenschaft ermächtiget hat, so ist er nicht 
schon kraft dieser Antorisation sondern nur yermöge ehier be-' 
sondern Uebereinknnft dem ESofer zur GewShrleistang ver- 
pflichte t.^^) Art. 1432. S. ein anderes Beisinel im Art. 1413. 
— Uebrigens gilt das, was von der Autorisation des Mannes 
oben 472. Im allgemeinen gesagt worden ist, von ilir auch 
in der vorliegenden Begehung. Es kann also die Antorisation 
sowohl ausdrückJich als stillschweigend ertheilt werden ; und 
es ist eine Ebefiran, welche mit Einwilligung üires Mannes 
Handlung tr^, als antorisfart zu allen, Ihren Handel betref- 
fenden, Rechtsgeschäften zu betrachten. Art. 320. 1426. 
Die Autorisation, welche das Geriebt der Frau ertheilt, hat in 
so fem, als der Mann aus einem rechtlichen oder aus einem 
physischen Grunde die Antorisation au ertheilen nicht yermag, 
dieselben Folgen, wie die von dem Manne gegebene. Eine 
Vollmacht, weiche der Mann der Frau ausstellt, statt seiner 
gewisse Cksdiäfte au führen, ist nicht eine Autorisation In 



24) Die hier im Texte angeführte 
und erläuterte Ausuahnie ist be- 
itritten. Sie wird angenommeii 
und Tertheidigt z. B. von D el- 
vi nc. III. p.258f. von Bellotl. 
p. 279. von Durant. XIV, 236. 
248. von Battur I, 332, wenn 
auch diese Schriftsteller, was den 
Grund und den Umfang der Aus- 
nahme betrifft , weder Unter sich 
noch mit der iu dem Paragraphen 
aufgoioiDneiieB Heinimg alTeiit1ii1-> 
ben ttbereinstimmen. Sie wird da- 
gegen (insbesondere was den Fall 
des Art. 1413 betrifft), verworfen 
von T o u 1 1. XII, 282. — Der Streit 
steht so: Die Art. 1409. n.2. und 
1419 stellen allerdings den Satz, 
dass eine Schuld, welche die Frau 
mit Autorisation des Mannes ge- 
■uidit iiat, zugleich Sdndd der Ge- 
meinschaft ist, allgemein (oder 
ohne E i ns chrttnkung) auf. Sie 
enthalten in so fem eine Abwei-> 
chung von dem älteren Rechte. 



Denn Poth, (n. 248) sapt nur: 
„Les dettes contractöes par la fem- 
me pendant le conuniimmte poar 
iei affaires de la commn- 

naut6 sont charges de la com- 
munautä, lorsqu'elle a 6t6 autori- 
s6e de son roari pour les contrac- 
ter.** Allein fttr die BeaehrSnkong 
der Regel in den im Paragraphen 
erwHhnlen Fällen spricht schon der 
Art. 1413 und noch entscheidender 
der Art. 1432, spricht ttberdiest die 
im Paragraphen herausgehobene 
doppelte Eigenschaft, in welcher 
der Ehemann betrachtet werden 
kann und in Beziehung auf die vor- 
liegende Frage billig su betrach- 
ten ist. S. auch 513. u. •! r o p I. 
II, 846. 1050. Odier I, 265.266, 
welche die Frage im Sinne Za- 
char.'a entachdden. 

25) »Marc ad 6 Art. 1419. n.2. 

26) Toull. II, 638. Durant. 
XIV, 251 ff. 300. •Tropl.II,953ff. 
— Vgl. C. de c. Art. 5. 7, 638. 
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dem Sinne, daas sich die Frau für ihre Persoü kraft einer 
sollen ToUmacfat yerpfliehteD könnte. Art. 1420. Auch 
leiden die Grundsätze, welche % 472. über die Ungültigkeit 
der von einer Ehefrau ohne Aiitorisation abgeschlossenen Rechts- 
geschäfte aufgestellt worden sind, nicht aus dorn Grunde eine 
Ausnahme, weil das GreschSft von einer in Gütergemeinsehaft 
stehenden Ehefrau in dem Interesse der Oemeinsehalt abge* 
schlössen worden ist.^^J Z. B. Die Frau kann ohne die xVuto- 
risation des Mannes selbst nicht zu dem Zwecke sich und 
die Gemeinschaft verpfliditen, um den Mann aus der Haft m 
beirein oder um die gemeinschaftliehen Kinder ^^') aussnststteA. 
Sie bedarf dalier um sich und die Gemeinschaft zu dem einen 
oder dem andern dieser Zwecke zu verpflichten, selbst in dem 
Falle einer Antorisation, der Autorisaiion des Gerichts, da ihr 
der Mann, weil er verhaftet^) oder abwesend ist, die nöihige 
Ermächt ig uuj^ nicht ertheilcn kann , ganz so , wie sie , wenn 
der Mann nicht im Stande ist, die Autorisation zu ertheilen, 
überhaupt nur mit Autorisation des Gerichts sich (und die 
Gemeinschaft) yeipflicfaten kann. 31) Art 1427. — Da der 



27) Dil' Frau verpnichtet durch 
(las, was sie in Geitiuüäiicit einer 
solclieii Vollmaclift thnl, nur den 
Mann und mithin die Gcmcinsdnirt. 
*Tropl. II, 838. — Vgl. S. 472. 
Anni. 1. 

28) Mit andern Worten, niciit 
•88 dem CSrandOt weil die Hand*- 
lang als eine negotiorum gestio 
betrachtet werden kann. Nur eine 
versio in rem ist hinreichend, diu 
Gemeinschaft zu Folge einesRechlf- 

.fetehfirts zu verpfliebten, welchea 
die Frau ohne Autorisation abce- 
ichlossen hat. S. Battur 1,301. 

29) Die gemeinschaftlichen 
Kinder. — Yrgl. Art. Iö55. und 
Prondli. L 37d. A^H; iftCh«i«o 
d 0 n , Cr. m troif pttlnances I, 
1^8. 

30) Schulden halber oder wegen 

eine« Vergehens. Doch iuum der 



verhärtete Ebemauu die Autorisa- 
tion auch selbst ertheilen. Bar* 
XIV, 301. Pavard m. autoris. 

de In frnune inaric^e. §. VII. 

31) Man hat den Art. 1427 nicht 
als eine Ausnahme von der Regel 
des Art. ,1426 , sondern als eine 
Anwendung der Kegel auszulegen, 
da!5S, wenn der Mann die Frau zu 
auturisircn nicht im Staude ist, das^ 
ficrichl mit demselben Erfolge, wie* 
der Mann, die .Autorisation erthei- 
len kann. Der Art. hat den Zweck, 
eine Strt itfrafje des altern Rechts 
zu entscheiden. Daher die (aller- 
dings nichl gsns tadellose) Werl- 
fassung des Art. Vrgl. Foth. n. 
35fr. Vaz. tr. du mar. II, 351. 
Toull. XII, 235. Durant. VIII, 
206 f. XI?, 305. Battur I, 301; 
•Tr opl. n, 970. M a r c a d e A«. 
1427. n. 2. Sir. XXXI, II, 69: 
und oben *72. — 'Der Ans-' 
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Mann der Herr der Gemeinschaft ist, gleich als 
ob diese ein Bes tan dt heil seines Vermögens wärei 
80 Bind aaeh Ton der andern Seite alle SehuN 
den, welehe (naeb 508. 509.) Schulden der Ge- 
meinschaft sind, so lange die Gemeinschaft he- 
steht, zugleich persdnliohe Sebalden desMannes* 
(Sie haben diese Eigenschaft proi»ter confiuioneni biter patri- 
monium mariti et communionem.) Sie können daher eben so- 
wohl aus dem Vermögen des Mannes, als aus dem Gemein- 
gute herbeigetrieben werden. 32) A^. I4id. 1426. Jedoch 
kann der Mann wegen einer Geineinschaftssdiuld nur unter 
der Bedingung mittelst persönlicher Haft zur Zahlung ange- 
lialten werden, dass sie von ihm selbst gemacht worden ist^^} 
Noch sind hier die Vorschriften anaufttbren, weiche das 
Gesetflbuch über die Ausstattung der Kinder bi Beaiebnng auf 
den Fall enthält, da die Kitern in Gemeinschaft der Güter 
stehn ; Vorschriften, welche theils auf eig/enthümlicheu Gründen 
tbeib^ aber auf den bi de» obigen aufgestellten GrandsStzen 



druck ! ni e m e iu Art. 1427 will 
niclit sagen, dass in dcu ubrigto 
Fäflen auob dits Gericht die Freu 
nicht autorisiren kann, sondern nur, 
dijss sie si'l!)st in solchen Fallen, 
wie die angeführten sind, nicht 
allein handeln luinn. A. M. ist 
Odier I. 259. 

32) Poth. n. 236. 710. Pip. 
II, Durant. II, 558. Der Mann 
haftet auch für die Schulden, wel- 
che von Sdteti der Fran in die 
Gemeinschart gefallen sind, oder 
welche die Frau mit Zustimmunje^ 
des Mannes gemacht hat, nicht blos 
nr mifte, sondern solidariscfa. 
Vgl. Art. 1431. 1416. 

33) Was die Schulden hetrifTl, 
welche die Frau vor der Ehe ge- 
macht hat (Art. 1409. u. 1 j ist der 
im Faraifiiaphen aufgestellte Sats 
■ioht zweifelhart. Yrgl. §. 508. 
Anro. 12. Zweifelhafter ist es, ob 
gegen den. Mann auch wegen der- 



jenigen Schnidcn, welche die Frau 
mit Zustimmung des Mannes ge- 
macht hat und namentlich wegen 
der Handelsschulden der Frau nicht 
mit persönlicher Haft verfahren 
werden künuc, vorausgesetzt übri- 
gens, dass cur Herbeitreibung der 
Schuld personliche Haft Überhaupt 
zul'issif; ist. (Auch nach dem Al- 
tern Rechte war die Frage strei- 
tig.) Die Ausleger des C. c. ha- 
ben sich fast einstimmig fOr die 
verneinende Meinung erklärt. Und 
in der That gibt dieser Meinung 
schon das ein grosses Gewicht, 
dass der C. c. den tiMobigem der 
Frau nirgends das in Frage ste- 
hende Recht ertheilt. Arg. Art. 
2063. Vrgl. Locre ad Art. 220. 
Delvinc. ad Art. 2066. Yaz. 
n, 358. Lasi. 325. Sir. XXIII, 
II, 288. (In dem bei Sir. erzähl- 
ten Fall wurde nach dieser Meir 
nung gesprochen.) 
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bertüm. Man kann diese Vorschriften auf folgenden Haupt- 
■ats surÜckfUhren: Die Verbindlichkeit, die gemeinicbaftlichen 
Kinder auesustatteni^f) kt dne natürliche VerMiidliehkjBlty wel- 
che dem einen und dem andern Ehegatten , einem Jeden für 
seine Person in gleichem Grade obliegt. Wenn da- 
her der eine oder der andere Ehegatte, oder wenn beide Ehe- 
gatten «in Kind anegestattet haben, so ist anamiefamen, dass 
die Ausstattung in Gemässheit dieser dem einen und dem an- 
dern Ehegatten für seine Person obliegenden Verbindlich- 
keit geschehn nnd dass mithin die Schuld als eine persön- 
liche Schuld des einen oder auch des einen und des andern 
Ehegatten , (je nachdem das Kind blos von dem einen oder 
von beiden Ehegatten ausgestattet worden ist,) au betrachten 
sei. Jedoch ist der Mann, so wie, mit dessen Antorisatlon, 
die Frau, berechtiget, sur Erfilllung dieser Verblndllchkdt das 
Gemeingut; (mit Vorbehalt der der Gemeinschaft zu leistenden 
Vergütung,} au yerwenden* Auch steht es dem Manne, als 
dem Herrn der Gemeinschaft frei, die Kinder angleich Im Na- 
men seiner Frau auszustatten; ja es ist sogar im Zweifel an- 
zunehmen, dass er das Kind, wenn er anders zu dessen Aus- 
stattung das Gemeingut yerwendet hat, zugleich im Namen 
der Frau ausgestattet habe. Jedoch kann er die Ausstattung 
nur als eine Gemeinschaftsschuld (und nicht als eine 
persönliche Schuld) der Frau zur Last legen. 35) Art. 1438, 
1439. Vgl. Art. 1422. 1440. 1469. Hieraus folgt: Wenn 
beide Ehegatten susammen das Kind aus dem Gemeingute 
(z. B. mit baarem Gelde) ansgestattet haben, ohne den Antheil 
zu bestimmen, zu welchem der eine und der andere Ehegatte 
m der Ausstattung beitragen 80l]|3<») so Ist aniunehmen, dass 



34) Diese Sätze gelten sowohl 
von der Ausstattung der Töchter, 
ab TOD der Ansftattung (ötabliMe- 
ment) der Sohae. Tonil. W, 
316. 

35} Den bebten Kommentar über 



die Art. 1438. 1439 gibt Poth.n. 
633 ff. S. auch Delvinc. III, 73. 
Bellet 1, 543. Tooll.Xn, 316. 
Merlin m. dot. $.1.11. Durant. 
XIV, 294 ff. Sir. XIV, I, 279. 
36) Sir. XIV, I, 279. 
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das Kind zur Hälfte von dem Vater zur HSIfte von der Mut- 
ter ausgestattet worden ist. Wenn in diesem Falle die Frau 
auf die Gemeinschaft Yeraiehtet, so hat sie wegen der anf sie 
kommenden Hälfte der Ausstattung der Gemeinschaft Vergü- 
tung zu leisten. Wenn, in demselben Falle, das Heiratbsgut 
des Kindes bei der Auücisung der Gütergemeinschaft noch lück- 
atSndig ist, so kann die Frau auf Bezahlung ihrer Sttlfte yon 
dem Kinde belangt werden ,3'') sie mag die Cremeinschaft an- 
genommen oder ausgeschlagen haben. Ferner: Wenn beide 
Ehegatten ansammen das Kind ausgestattet haben, ohne den 
Antheil zu bestimmen, au welchem der eine und der andere 
' Ehegatte zu der Ausstattung beitragen soll, die Ausstattung 
aber von den eigenen Gütern des einen oder des andern Ehe- 
gatten genommen worden ist,.. so hat dieser Ehegatte gegoi 
den andern ein Recht auf Entschädigung wegen der ffllfte 
des Heirathsgutes, dieses zu dem Wertbe gerechnet, den es 
zur Zeit der Schenkung hatte. Ist unter denselben Voraus- 
setzungen die Ausstattung theUs von den eigenen Gütern des 
einen theils von den eigenen Gütwn des andern Ehegatten 
genommen worden, so hat der eine Ehegatte den andern ver- 
hältnissmässig d. i. nach Massgabe des Minderbetrages der von 
seinen Gütern genommenen Ausstattung zu aitsehädigen. Wenn 
der Mann ausdrücidich blos fUr seine Person und nicht als 
Herr der Gemeinschaft, oder wenn die Frau blos mit Autori- 
sation des Mannes und nicht mit dem Manne zugleich das 
Kind aus dem Gemeingnte ausgestattet hat, so hat in dem 
ersteren Falle der Mann und in dem letzteren Falle die Frau 
der Gememschaft Vergütung zu leisten, u. s. w.^^) Vgl« ^ 534. 

37) Und zwar scMechtliiii, d. Ii. — Eben io wenig kanii die Sehndd 

nicht blos Bis zu dem Betrage ih- in Vorauf von der Gemeinschaft 

res Antheils. Denn die Schuld ist abgezogen werden. Sir. XIV, 

eine persönliche Schuld der Frau, 116. 

wenn anders nicht bei der Am- 38) Ueber den Fall, da der eine 

Btattung ausdrücklich bedungen Ehegatte das i^ndy das der andere 

worden ist, dass die Schuld nur Ehegatte aus einer früheren Ehe 

von dem Gemeingute bezahlt wer- hat, aiUMlaUet, B, Dttranl. XlVy 

den ioUe. Durant. XIV, 285ff. 295. 

Itfktiii, Fm GivlIiMlb Ctiali OL 14 
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8- «10. 

Von dem Ei^enthume, welches dem einen und dem andern der in Gü- 
teryemeiiiBchaft lebenden Ehegatten au seinem eigenen Vermügen zusteht. 

Der Mann hat In Besiehung aaf »ein eigenea Yerraögen, 

ungeachtet zwischen ihm und seiner Frau Gemeinschaft der 
Güter bestekt, dieselben Bechte und Verbindlichkeiten^ die ihm 
in dem en^eg^ngesetztea Falle sostehn würden. Jedoch gehS- 
ren die Nutzungen dieses Yermögens zu dem Gemeingute ; und 
andererseits haften die Schulden der Gemeinschaft zugleich auf 
dem eigendn Yerm($ges des Mannes. §. 607, 509. 

Dagegen ist der Mann kraft Gesetzes 0 der Verwalter 
der eigenen Güter der Frau und zwar aus dem Grunde, weil 
die Nutzniessung dieser Güter der Gemeinschaft gehört, der 
Mann aber der Herr der G^einschaft ist. Art. 1428. ^ 1. 2. 
Iii wie fem nun der Mann die eigenen Gilter der Frau an 
verwalten hat, stehn ihm dieselben Rechte zu und liegen ihm 
dieselben Verbindlichkeiten ob, wie einem andern Güterver- 
waker.3} Art. 1428. %. 3. Vgl. Art. 2254. £s ist daher der 
Mann z. B. nicht l>erechtiget, ohne Zustimmung der Fraa die 
eigenen Liegenschaften der Frau zu veräussern oder sie mit 
einer Dienstbarkeit oder mit einem Unteipiaude au beschweren.^) 



1) Jedocli mit dem Vorbehalte, 
tes diel es Verwaltnngsreeht durch 
denHcirathsverlrag beschränkt wer- 
den kann. Toullicr XII, 380. 
•T r 0 p 1. I, 66 f. — "■' Auch durch 
die euer menkniif^ an die Frau 
zugefügte Bedingung kann das 
Verwaltungsrecht drs Mnnnes be- 
schränkt werden. Tropl. I, 68. 
Sir. XU, II, 11. XLIV, H, 114. 
XhYi, H» 149. Uei»er HndeU- 
fimnen s. TrepL II, 079. 

2) £r hat diese Güter als ein 
guter Bittfwifdi s« vertraften ; wi- 
drigeDfiril* ist er der Frau zu Scha- 
denersatz verantwortlich. Vgl. Po- 
thi.er n. 12(). ßellot T, 4. 
*IropL II, 973 f. 982. 



3) Ferriere III, 237. — Hat 
der Mann eine Liefenschaft der 

Frau ohne Zustimmung der Frau 
verSussert, so hat die Fran, nach 
AuilOsungderGcmcinschaft 
das Recht die Liegenschaft in rin- 
diciren, und zwar schlechlhhi,weim 
sie die (lonicinschaft ausschlägt, 
nur zur Hälfte aber, wenn sie die 
Gemeinschutt annimmt. Der Mann 
aller kann nicht die vea ilmi ge- 
schehene Veräusserung anfechten. 
Arg. Art. 1560. 2256. Ferriere 
Ul, 235. Toull. XII, 400. Du- 
raat. XIV, 320f. S. jedoch Sir. 
XV, n, 40. — *Es darf jedoch die 
Meinung, welche dem Manne das 
Recht der Anfechtung abspricht, 
nicht dadurch motivirt werden, dass 
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Art. 1428. §. 2. Besondere YorschriiteB enthält der C. c. 
iiber das Recht des Maanes, die eigenea Liegeaseliaftsn dei 
Frau in Bestand m geben. Wenn nKmfioh der Mam tSMk^ 
die GKHer^) seiner Frau auf mehr als neun Jahre vermiethet 
oder verpachtet liat oder einen wegen dieser Güter bestehen* 
den Mieth- oder Pachtvertrag auf mehr als nenn Jahre v«^- 
Utngert hat, so ist, hn Falle der AnflSsang der Gttteyg^nuäa-> 
Schaft, der Vertrag gleichwohl nur nenn Jahre lang von der 
Anfangszeit der ersten oder der verlängerteu Mieth- oder Pacht- 
Mit an gegen die Fran<Q und gegen deren Erben wiriomku^ 
Art 1489. Bben so ist die VerlSngemttg eines wegen de» 
Güter der Frau bestehenden Bestandvertrages , der Vertrag, 
weleher verlängert wird, mag ölnrigeas anf nenn Jalire oder 
atif ^e kttrsere oder ISngere Zeit lauten,®) wMi sie bü 



die NichtiglKeit der VerSiuseniDg 

eine relative, nur zu Gansten der 
Frau bestehende sei. Die Nichtifj- 
keit ist vielmehr eine absolute, es 
liepft eine Verllnsserunfr fremden 
£i^cnthuiii8 vor. Vgl.W i n d s c h c i d 
ITnjTültigKeil S. 07. Anrn. 36. Der 
Mann kann also dir Veränsserung 
insofera anfechten, als er die Ue- 
berlleferunff der Sache verweigert, 
denn eine VeriMndliclikeil fremdes 
Eigenthum «u überliefern ist für 
ihn nicht entstanden. Dagegen kann 
er tilerdings die überlieferte Sa- 
dbe nicht snrttckfordem. Quem 
de evictione tenet actio , eundcm 
agentem rcpellit exceptio. S. ül)er 
die letztere Einrede (die fr. Sehr, 
sagen: Clwcmi doli garantir son 
fait,) Windscheid S. 04. Anm. 
34. S. auch oben 509. Anm. 6*. 
und Uber Art. 15Ö0. s. ^ 537. — 
Kann der Mann durch den Heiralbs- 
Yfrftrag ermächtigt werden, die ei- 
genen Liegenschaften der Frau ohne 
die Zuslininmng der Krau zu ver- 
aussern? Verneinend wird diese 
Frage beanHrertet bei Ferriire 
III, 239 247. Vgl. S- 502. Anm. 5. 

4) Also mit Einwilligung 
der Frau ist der Mann aUerdings 



berechtigt, die Gater «uf Magere 

Zeit an verpachten oder zu ver- 
miethen. Dlscnss. ad Art. 1429. 
Dasselbe durfte von der Verlänge- 
rung des Bestandes in den Fallen 
des Art. 1430 gelten. 

5) Die Landgijter oder die Häu- 
ser der Frau. Tonil. XII, 405. 

0) *Die JNichtigkeit ist hier al^o 
dne relaliTe. Yp, Windscheid 
Ungültigkeit S. 1Q8. 

7) Auch der Mann wird nicht 
auf Entschädigung belangt werden 
können» da der Miethsraann mit 
dem Stande seines Vermiethers be- 
kannt sein masste. Anders würde 
sieh die Sache verhalten, wenn der 
Vermiether seinen Stand böslicher 
Weise dem Miethsnunne Terbeim- 
lichct hätte. Bell. I, 499. To all. 
XII, 405 f. — Leidet die Vorschrift 
des Art. dann eine Ausnahme, wenn 
die Pran den Hnm beerbt? Vei^ 
neint wurde diese Frage bei Sir. 
XIV, II, 63. — Diese Sätze sind 
auch auf die Vorschrift des Jki%, 
1430 anwendbar. 

8) So dttrfte der Art., laineai 
Grunde nach, an deuten sein; in 
dem Falle des Art. 1430 kommt 
nichts auf die Zeitdauer der Miethe 

14* 
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Landgütern länger als drei Jahre und bei HSQsem länger als 
zwei Jahre vor Ablauf der Pacht- oder Miethzeit geschehn 
ist,^) kraftloB, es wäre denn, dass rar Zeit der Auflösung der 
GütergemtinschAft die Vollsiehung der yerlttngerten Ifiethe oder 
Pachtung bereits ihren Anfang genommen hätte. Art. 1430. 
Dagegen ist die Frau verbunden , einen Bestandvertrag , wel- 
chen der Mann mit Beobachtung dieser Vorsc|nriflten und sonst 
ohne Gefährde über die Gfiter der Frau abgeschlossen hat, 
auch dann zu halten, wenn sie auf die Gemeinschaft verzich- 
tet. — Mit Vorbehalt der Rechte, welche dem Manne an 
dem Venndgen sebier mit ihm in Gütergemebisohaft lebenden 
Ehefrau mstehn, (also des Rechts, die Güter der Frau su 
verwalten, so wie des Rechts, die Nutzungen von diesen Gü- 
tern im iiamen der Gemeinschaft au beziehn,) hat diese Frau 
alle die Redite fiber ihre eigenen Güter so wie alle die Ver- 
bindlichkeiten wegen ihrer eigenen Güter, welche efai Jeder in 
Beziehung auf sein Vermögen hat, jedoch so, dass auch die 
in Gütergemehisidiaft stehende Ehefrau zu ihren Rechtsgeschäf- 
ten und Rechtsstreitigkeiten der Autoiisation des Mannes oder 
der des Gerichts bedarf. Es kann also z. B. eine in Güter- 
gemeinscliaft lebende Ehefrau mit Autorisation des Mannes 
oder mit Autorisation des Gerichts eine jede Art yon Erwer- 
bungen noachen, z. B. eine Schenkung (Art 934.) oder eine 
Erbschaft annehmen. ^2) Sie kann eben so, gehörig autorisirt, 
ihre Liegenschaften veräussern, verpfänden, mit Dienätbarkeiten 
beschweren. Sie luum sich unter derselben Bedingung ver- 



oder des Fachtes an. Bellet I, 
497. *TropI. U, 1029. Mar- 
cs Art. 1430. n.2.— AH. iat 
Proudh. de rusiifr. DI, 1313, 
welcher annimmt , dass ein auf 
mehr als 9 Jahre abgeschlossener 
Mieth- oder Pachtvertrag, wenn er 
vor der im Artikel 1480 aesetaten 
Zeit erneuert werde, scUec^tliin 
nichtig sei. 

9) Sollte auch die Utergemein- 
scliBft bii ro der Zeit beftanden 



haben, da der Vertrag rechtmässig 
erneuert werden konnte. loull. 
XII, 412. 

10) Delaporte ad Art. 1429. 
To Uli. XII, 408. S. auch Sir. 
XXXII. II, 421. 



in Toull. XII, 407. 
12) Dagegen 



kann der 

nicht statt der Frau eine dieser 
angefallene Erbschaft annehmen. 
Sir. XXYI, U, 75. XXIX, U, 9. 
•XLIY, I, 113. 
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bindlieh maehen,i3) n. b. w. Sie kann (Immeir unter dersel- 
ben Bedingung) selbst zum Vortheile des Mannes oder zum 
Vortheile der Gemeinschaft eine Verbindlichkeit aingAhi^- VgL 
^ 472. Wenn sie sieh jedoch mit dem Manne zugleich , Ter- 
bindllch gemadit hat, so kann sie wegen einer solchen Schuld 
nur zur Hälfte belangt werden , ausgenommen , wenn sie 
sich mit dem Manne sammtverbindlich (in solidum) yeipflich- 
tet hat^^ Art. 1487. Auch hat die Fran, wenn sie sich zum 
Vortheile des Mannes oder zum Vortheile des Gemeingutes 
verbindlich gemacht hat, iß) einen Anspruch auf Entschädigung 
gegen das Gemeingut , gleich als ob sie sich blos verbürgt 
hittte; sie hat unter dieser Yoraussetsung einen Anspruch auf 
Entschädigung selbst dann, wenn sie sich mit dem Manne 
sammtverbindlich verpflichtet hat.^^ Art. 1431.i^} 



13) Wenn jedoch der Mann seine 
Autorisation der Frau verweigert 
hat, und die Frau nur von dem 
Gerichte autorisirt worden ist, 
80 kann B. eine Liecjenschaft 
der Frau nur mit Vorbehalt der 
ehelichen Nutzniessung veraus^ert 
oder von den GlSobiirern der Fnm 
2ur Versteigerung gebracht wer- 
den. S. auch Art. 2066. 

14) Dieser Satz ist eine blose 
Folgerung aus dem Gesellscbafts- 
reehte. Art. 1863. Nur deaawe- 
gen ist er von dem C. c. aus- 
drücklich bekrüftiift worden, weil 
der Mauu für eine Schuld, die er 
mit der Frau zugleich macht, g a n s 
(in tolum) haftet. — 'Derselbe Satz 
ist nicht auf den Fall auszudehnen, 
da die Frau, von dem Manne au- 
torisirt, eine Schuld alleinmacht, 
sollte auch die Schuld znm Vor- 
theile der Gemeinschaft gereichen. 
Z. B. die Handelsschulden, die 
eine Uandelsfrau gemacht hat, kön- 
nen gleidiwoM gegen die Frau 
aHein eingeklagt werden. Del- 
vinc. I, 166. Dur an t. II, 481. 
— • Wenn Mann und Frau sich zu- 
gleich mit einem Dritten verpflich- 
ten, fo sind sie nar filr ehie ein« 



zisfe Person zu rechnen. Fer- 
ri^re III, 116. Battur 1, 306. 
Sir. XXVin, I, 169. 

15) Die Ausnahme bezieht sich 
nur auf das Verhültniss zu dem 
Gläubiger, nicht auf das Verhält- 
niss unter den Samiulschuldnern. 
Vgl. Art. 2113f. und •Harcad« 
Art. 1431. n. 2. 

16) Also, der Art. ist z.B. nicht 
in d e m Falle anwendbar, da sich 
Hann und Fran einem Einsteller 
(Rempla^ant) ihres Sohnes samml- 
verbindlich gemacht Iwben. Sir. 
XXXm, II, 654. 

173 ^lan lege den Art. nicht so 
ans, als ob die Fran nur dann ei- 
nen Anspruch auf Entschädigung 
hätte . wenn sie sich in solidum 
verpflichtet hat. Vrgl. Art. 1404. 
Der Al l. hat nur, wie so mancher 
Art. des Gesetzbuches, einen be- 
sondern und von den altern Rechts- 
lehrern herausgehobenen Fall zum 
(jlegenstaude. £r sagt mit andern 
Worten nur so viel: Eine Gemein- 
schaftsschuld ist auch dann wie 
jede andere Gemeinschaftsschuld 
zu beurtheilen, wenn sich die Frau 
mit dem Manne in solidum ver* 
plUflbtel hat, (Bi kann ja sogar 



SU 



Von dem Verhältnisse, io welchem das eigene Vermögen des einen 
und des andern £hegaUen und das Gemeingut zu einander stehn. 

1) Von den Ansprüchen, welche der eine oder 
der andere Ehegatte wegen seines eigenen Ver* 
mögens an die Gemeinschaft an machen be-recfa- 
tiget sein kann.^ — Erster 0rnndsat2: Der eine 
und der andere Ehegatte ist berechtiget, dereinst, wenn die 
Gemeinschaft aufgelöst .wird, die Sachen in Yoraos an sich zu 
BflSimen, welche ^ ob sie wohl kraft Gesetses oder an Folge 
des Heirafüisyertrages (vgl. Art. 1500.) dem ehien oder dem 
andern eigenthtimlich gehüi'ten, dennoch mit dem Gemeiugute 
gnsammen y^rwaltet worden shid; also namentlich die Liegen- 
achafiten, welche der Ehegatte zur Zeit der Traunng besass 
oder welche er, während ffie Gemeinsdiaft bestand, mittelst 
eines unentgeltlichen Rechtstitels erworben hat. Art. 1470. n, 1. 
Art 149^. n. 1. Vgl. 507. Derselbe Sata gilt auch von den 
IJogenschafteni welche anm Ersatz für dne eigene aber während 
der Gemeinsdiaft veräusserte Liegenschaft erworben worden sind.2) 
8. d. a. Art. Anlangend nun die Frage: Wann ist eine 
liegensicball; als erworben aom Kcsata für eine eigene aber 
verttasserte Liegenschaft des einen, oder des andern Ehegatten 
zu betrachten? so hat man zwischen den Liegenschaften des 



der Ifann wegea der Gemeinfchafto- 
•Sholden, die er aus seinem Ver- 
mögen betahlt hat, Entschädig^un^ 
von der Gemeinschaft iordern.j Vgl. 
Foth. 11.719. 722. Daraiit.XIV, 
90S. — Eben so wenig darf man 
den Art. so deuten , als ob die 
Ehefrau, die Bich mit dem Manne 
in solklBm veipflicbtet bat, auch 
den 0iiiiMfer nnr ■1s Birfe haf- 
tete. Toull. XII, 234. Battur- 
1, m II, 599. A. M. ist Bel- 
lol II, 547. 

18) Besteht anter den Eheleu- 
ten keiae €toaefascli«ft der CKRer 



nnd es Init sieh die Frau fllr den 

Mann verbindlich gemacht, so ist 
der Fall nach dem gemeinen Rechte 
zu beurtheilen. Vgl. Sir. XXXIII, 
II, 396. 

1) Udler den Unterschied zwi- 
schen dem prdl^vement und einer 
gewöhnlichen Forderung s. Sir. 
XU. II, 82. 347. 

2) Ja es kann der Ekefjfatte nnr 
die zum Ersatz angeschafften Üb- 
genschaflen, nicht aber Vergütung 
für den Werth der veräusserten 
(verhältnissmässig) in Anspruch 

ttobmen« Ais* ^ii* t4Si» 
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Manne« und xwisdiai den<m der Fran m nnterfchelcieii. 

Beziehung auf den Mann ist der Ersatz als gescliehn zu be- 
trachten, wenn der Mann, bei der Erwerbung einer LiegeOr- 
sdiaüti^) erklftrt bat,^) daas die laegensehail mit dem mß eeioAr 
Liegensehaft gelösten G^de'») und m deren Ersats erworben 
worden sei. 6) Art. 1434. In Beziehung auf die Frau ist der 
Ersatz dann und nur dann als geschehn zu betrachten, wenn 
theils der Mann, dass die Liegensdbaflt mit dem aus der Lie- 
genschaft der Fran gelösten G-elde nnd znm Ersatz dieser Lie- 
genschaft erworben worden sei, erklärt 7) theils die Frau diese 
Erklärung förmlicb^} angenommen bat.^) Art. 1436. S. anch 
Alt 1595. Hiernach dürfte In dem Falle des Artikels 1436. 



3) Also nur in dem Akte selbst 
kann er diese Erklärung thun. Von 
den Augenblicke der geschehenen 
Srklilrang aber an tritt die er- 
worbene Liegenschaft (qiioad pe- 
riculum et commodura) an die Stelle 
der veräusserten. Blalev. ad Art 
1434. DelTinc. III, 62. Du- 
ra nt. XIV, 392. 

4) Formeller Ausdrücke l)edarr 
es hierzu nicht, die Absiebt kann 
auf dem Gän gen d ea Akts hervor- 
gehen. Sir. XXXVIß, I, 525. 

t 5) Wie, wenn diese Erklürung 
falsch ist? Dennoch wird sie ge- 
gen den Mann gelten. Vergl. 
Anm. 7. 

6) *l'cidcs, nicht blos das Eine 
oder d:)s Andere muss erkliirt wer- 
den, der Art. sagt „et'' nicht „uu". 
Vgl. Hareadö Art. 1435. n. 2. 
Sir. XXXVIII, I, 525. 

7J Die Erklärung wird sofort 
bei der Erwerbung zu thun sein. 
*A II. Marcad^ Art. 1435. n. 3. 

Wie, wenn der Hanp nur das 
eine oder das andere erklärt hat? 
Die Erklärung, dass die Lieijcn- 
schaft der Frau zum Ersatz der 
verSuMerten dienen aoUe, dürfte 
hinreichen. Delap. ad All. 1435. 
*A. M. Anm. 6. — Wie, wenn die 
Erklärung, dass die Liegenschaft 
mit dem aus der verttu|ser(en ge- 

.1^1« lGsldeeffVOKi»fiawerdfinMi» 



falsch ist? Sie ist dennoch wirk- 
sam. Touil. XII, 371. Sir. XX, 
I, 108. Die Erklfimng kann auck 
in Voraus, d. i. ehe noch dta Lie" 
genschaft der Frau verünssert wor- 
den ist, geschehen. Sir. XXVU, 
I, 270. XXIX, n, 327. 

8) Also blos stillschweigend 
(factis) kann die Annahme nicht 
geschehen. Jedoch wird es hinrei- 
chen, wenn die Frau den Akt un- 
terschrieben hat Auch ist nicht 
der Art. 1250. n. 2k aof den vor- 
liegenden Fall anzuwenden. Poth. 
n. 194. Dclv. III, 62. Toull. 
XII, 361. Sir. XX, I, 108. - »A. 
H. ist Marcade Art. 1435. n. 3, 
welcher stets eine förmliche An- 
nahme verlangt. Eine öffentliche 
Urkunde ist jedoch nicht erforder- 
lich. Vgl. Tropl. II, 1131. 

9} Die Annahme braucht nidit 
sofort bei der Erwerbung zu ge- 
schehen. Sie kann auch erst spä- 
ter, jedoch nur so lange die Ge- 
meinschaft dauert ('^Sir. XLIII, l|y 
418. XLV, II. 85.) und nur unter 
der Redinc^uno^, dass dtr M;inn seine 
Erklärung nicht zurückgenommen 
bat, gesdiehen. Diacuss. ad Art. 
1435. Beilot I, 516. Tonil. 
XII, 360 f. Durant. XIV, 393. 
*Marcad<i Art. 1435. n. 3. — A. 
M. ist Delvinc. III, 62. S.auQb 
jBiitti^r II» 688. 
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iolöhe ErUKning und Aimahme ieUwt dann erforderlidi 

sein, wenn in dem Heirathsvertrage bedungen worden ist, dass, 
nach geschehener Yeräusseruug einer der Frau gehörenden 
Liegensehalt, die erste Liegenschaft, welche der Mann kaufen 
werde, an die Stelle der verfinsserten treten solle. Wenn 
übrigens die Liegenschaft, welche zum Ersatz für die ver- 
äusserte Liegenschaft (des einen oder des andern Ehegatten) 
erworben wird, den Werth dieser letzteren übersteigt, so ist 
sie in Beziehung auf den Mehrbetrag als Errungenschaft zu 
betrachtenJi) — Zweiter Grundsatz: Der eine und der 
andere Ehegatte hat einen Anspruch auf Entschädigung gegen 
die Gemeinschaft wegen aller der Verwendungen, welche ans 
seinem eigenen Ymiögen zum Besten des Gemeingutes ge- 
macht worden sind.i2) Art. 1470. n. 2. Art. 1493. n. 2, ö. 
auch Art. 1403. Wenn also eine Liegenschaft, die zu dem 
eigenen Vermögen des einen oder des andern Ehegatten ge- 
hörte, während der Gemeinschaft verkauft oder sonst gegen 
eine Vergeltung veräussert worden ist,i^j und die Gemeinschaft 



10) Vgl. über diese Streitfrage 
Tonil. Xn, 362ff. Sir. XXXI, 
n, 253. (Der Art. 1436 scheint 
unter anderen den Zweck zu ha- 
ben, den Streitigkeiten vorzubeu- 
gen, welche eher die Folfjfen einer 
solchen Klausel des Heirathsver- 
trages entstehen könnten.) *VrgI. 
auch Marcadö Art. 1135. n. 4. 

11) Sed minima non curat prae- 
tor! Poth. n. 198. Toulh-Xn, 
387. Durant. XIV, 391. Sir. 
XXI, I, 387. A.M. ist Delvinc. 
III, 62, welcher den Art. 866 auf 
den TOrliegenden Fall anwendet, 
und Bellet I, 522, welcher (arg. 
Art. 1407) der Gemeinschaft nur 
ein Recht auf Verfrülunj? einräumt. 

12) P 0 1 h, u. 573 If. Nicht aber 
entreckt aicb dieses fintachttdi- 
gungsrecht auch auf die Erwer- 
bungen , durch welche der eine 
oder der andere Ehegatte die Ge- 
meinaehaft bereidiert liat, unge- 
seiltet er beieclitigt wsr> durcii 



diese Erwerbungen sein Sondergut 
EU Termehren, also z. B. nicht auf 
den Fall, da er bei einer Erbthei- 
lung Mobilien und nicht Liegen- 
schaften auf seineu Erbtheil ge- 
nommen hat. Poth. n. 597. Sir. 
XIII, II, 109. 

i:^) Der Art. 1433 spricht zwar 
nur von dem Verkaufe der ei- 
genen Liegeuächalteo. Er ist je- 
doch seinem Grande nach aof eine 
jede alienatio titolo oneroso facta 
auszudehnen. F e r r i e r e III, 326. 
Poth. n. 58211. S. über den Fall, 
da eine Nulsniessung verilussert 
worden ist, Poth. n. 592. TouII. 
XII, 347 und über den Fall , da 
die Verausscrun«; einer Liegenschaft 
mit Vorbehalt einer Leibrente ge- 
•chehen ist, Poth. n. 504. Mer- 
lin qu. m. remploi $.11. f oulL 
XII, 350. Ucbrigens ist die Vor- 
schrift des Art. 1433 auch dann 
anwendbar, wenn eine Liegenschaft 
der Freu ebne Zvut^nmng der 
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das Eanfgeld oder den Preis nnmlttelbaT oder mittelbar be- 
zogen hat,!*) ohne dass die veräusserte Liegenschaft durch 
eine andere ergetat worden ist, ao ist der Ehegatte,, welchem 
die yer&iuserte Liegenschaft gehörte, berechtiget, * den Preis, 

für welchen die Liegenschaft veräussert worden ist,i5^ aus der 
Gemeinschaft zurückzufordern. Art. 1433. Eben so hat der 
eine nnd der andere Ehegatte efanen Ansprach auf Entschädi- 
gung gegen die Gemehischaft , wenn Gelder , die sonst (m 
Folge des Heiratlisvcrtrages oder zu Folge der Verfügung eines 
Dritten} sein Eigenthum waren, zum Besten der Gemeinschaft 
Ycrwendet worden sind. Art. 1470. n. 3. nnd arg. Art. 1437. 
Ansprfiche dieser Art shid nach den Gmnds&zen Ton der rer- 
sio in rem zu beurtheiien.^^ — Dritter Grundsatz: Die 



Frau veräussert worden ist. Denn 
die Frao liat die Wahl, ob sie die 

Liegenschaft vindiciren oder ans 
dem Gemeinpite Entschädigung 
fordern will. S. jedoch über den 
Betrag des in diesem Falle zu lei- 
alendenErsatzes. Ferrit r e 111,319* 

14) Mittelbar — wenn z. B. mit 
dem gelösten Gelde eine Gemein- 
schaftsschuld bezahlt worden ist. 
Dagegen fHllft die Yerbindlielikeit 
zur l^tschfidigung weg, wenn daa 
Geld zum Besten des Ehegatten 
verwendet worden ist , welchem 
die Liegenschaft gehörte. Fer- 
ri&re n. Foth. a. d. a. 0. De- 
1 a p 0 r t e ad Art. 1433. — Den Be- 
weis der für die Gemeinschaft ge- 
schehenen Verwendung hat der 
Ehegatte an fahren, welchem die 
Liegenschaft efchörte, oder dessen 
Erbe. Sir. XXXII, I, 641. Rh. 
Arch. XXVII, I, 94. 

15) Dem Ehegatten ist nicht mehr 
nnd nicht weniger, als dieser Preis 
(in Geld oder andern Sachen und 
Vortheilcn) betrügt, zu ersetzen. 
Art. 1436. ♦Tropl. II, 1162. Sir. 
XLVI, II, 451. «Jedoch der 
wahre Preis, s. Sirey LH, II, 
300. — Siehe jedoch z. B. über 
den Fall , da ein Theil des Prei- 
se« auf die Fruchte zu rechnen 



ist, Pothier n. 578. Bellet II, 
376. Auch ist der Fall einer Ge- 

föhrde, deren sich der Mann schul- 
di<^ gemacht hätte, von der Reg^el 
auszunehmen. Toull. XII, 345. 
— Ziuäcn Iritgt die Eutschädigungs- 
forderung nicht. S. Art. 1401. B.2. 

16) In so fem nicht in dem Hei- 
rathsvertrag eine andere Verabre- 
dung getroffen worden ist. T o u LI. 
XII, 373. g. jed. Ferriöre HI, 
318 und Battur II, 591. — Wel- 
che Hechte hat die Frau an dem 
Kaufjielde, das aus ihren Liegen- 
schaften gelost worden ist, bis dass 
mit den Gelde eine andere Lie- 
irenschafi angekauft worden ist? 
vorausgesetzt, dass es nicht in das 
Gemeingut verwendet oder einge- 
zahlt worden ist? S.Sir.XXVni, 
11,39. XXXIV, n, 53 1. *L, II, 445. (Es 
istSondergut.l ■ — Uebri^ens handeln 
die Art. 1433 — 1435 nur von den 
aus der Veräusserung der eigenen 
Liegenschaften des einen oder des 
andern Ehegatten gelösten Geldern; 
also z. B. nicht von dem Falle, 
da gewisse Gelder, zu Folge der 
Voftlgung eines Dritten, zum An- 
kaufe einer Liegenschaft an ver- 
wenden sind. Vgl. DuranttXIY, 
389 f. Sir. XU, II, 534. 

17) Durant. XIY, mS. 
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Frau ist bereditigel, aiu dem Ctemtingote Enats fifar den 

Schaden zu fordern, welchen ihr der Mann bei der Verwaltung 
ihres Vermögens (coramittendo vel omittendo) verursacht hat^^} 
Art li28. ^ 8. und Arg. b. Art V^ ^ 510. ^ Vierter 
0rHod«atB: Die ErwitB- end EatsohSdigoiigsfordenBigeB 
des Mannes und die der Frau unterscheiden sich von einander 
in Beziehung auf die Güter, gegen welche sie gelteod gemaebt 
werden köBaen.^^) Zwar kennen beide Ehegatten diese For^ ' 
derungen gegen das Gemeingut geltend niachen.2<>) Aber 
der Mann kann nur aus dem Gemeingute, die Frau hin» 
gegen kaim nocb überdiess, — in Betracht, dass die Schuir 
den dar Gemeiaäbliaft angleieh persGnficbe Sebalden des Man- 
nes rind) ^ wenn des Oem^gnt unsnreiehend ist, ans dem 
eigenen Vermögen des Mannes Ersatz und Entschädigung for- 
dern. Daher geben auch die Entscbädigongsforderungen der 
Fran denen des Hannes yor.^i) Die Fnm hat sich wogen 
dieser ihrer AnsprOche znySrderst an das haare Geld, sodann 
an die Fahrniss, endlich und zuletzt aber an die Liegenschaf- 
ten der Gemehiscbaft au halten. Wenn sieb die Frau (oder 
deren Erbe) an die Liegenschaften an halten berechtiget Ist 
und zu dem Gemeingute mehrere Liegenschaften gehören, so 
bat die Frau unter diesen die Wahl. Art. 1436. 1470. 1471,22) 



18) Die Schuld ist nicht eine 
Mos personliche Schuld des Man- 
nes. Deuu alle Schulden, die der 
Hun macht, gind luirleidi Schuf- 
den der Gemeinschaft. Und nir- 
^ilds nehmen die Gesetze die vor- 
liegende Schuld von dieser Regel 
ans. < — Dagegen bat der Vami nidil 
dien ao einen Enttchüdigungaaii'- 
Spruch an die nentcinschaft, wenn 
bei deren Verwaltung seine eige- 
nen Guter Schaden gelitten hulieu. 
Cur «Din male admioiatraTit ? S. 
jedoch Art. 1403. 

19) Dasselbe gilt in dem Falle, 
da die Eheleute den Werth ge- 
wisser bewegücher Gtttisr in vor- 
aus von 4«P (MCüeiiigiile ahsive- 



hen berechtigt sind. Vgl. Art. 1503. 
Der Abzug de prdövement) ver- 
wandelt sich dann in eine £nt- 
schftdignng. B e 1 1 o t 11, 436. 

20) Jedoch kann die Frau dem 
Manne (und umgekehrt), wenn sie 
ihn mit einem Vernuichtnisse be- 
denkt , die Bedingung auferlegen, 
dass er diese Fordianiiicen aus sei- 
nem eiffcnen Vermögen befriedi- 
gen solle. Sir. XXXIII, I, 395. 

21) S. jed. Sir. XXYIll, 1, 377. 
(Der Mann hatte der Fran seinen 
Antheil an der Gemeinschaft ver- 
macht, die Frau die Gemeinschaft 
«ine inventario angenommen. £nt- 
acheidiing: Der Art. 1471 ist auf 

Lienen Fett niokt mwwidbirO 
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Uebrigens liat die Fniii (mid deren Erbe) wegen ihrer Ersats- 
und Entschädigungsfoiderongen , dieselben und (abgesehn von 
4em ihr muUkmäm geseUUcfaeo UntoipfBode) nur diaBelben 
Beohta, «ia eän amlerer Gliliibiger. Wae sie auf diese Far- 
demngen erhält, ist bei der Bereeiinung des Betrags, bis m 
welchem sich ihr Antheil an der Gütergemeinschaft, wenn sie 
diesa annimmt, bai&aft und bis an welchem sie unter deisd* 
hen Voravssetanng für die Scfaidden der Gremehuschaft m haf- 
ten hat (vgl. Art. 1483.), nicht in Anschlag zu bringen.23) 
— Fünfter Grundsatz: Auch die Entscliädiguiigsansprü- 
ebei (and niaht blos die Aba(ige ron dem Gemeingnte,) wel- 
che der eine oder der andere Ehegatte an machen berechtiget 
ist, können erst dereinst, nach Auflösung der Gütergemein- 
acfaalt V4m dem einen und Yoa dem andern JBhegatten oder von 
den Erben^) geltend gemacht werden. Art 1470. Jedoeh ist 
die F^an allerdings berechtiget , zur Siehemng ihrer Ansprftehe 
schon während der Ehe diejenigen Massregeln zu ergreifen, 
weiche mit den hausheirlichen fiechten des Mannes vereinbar 
sind.^ 

II) Von den Ansprüchen, welche die Gemein- 
schaft an das eigene Vermögen des einen oder 
des andern Ehegatten an machen berechtiget sein 
kann. — Erster Grundsats: Der Ehegatte, welchwdas, 

was er zu Folge des Heirathsvertrages einzubringen hatte, 
nicht eingebracht hat, hat desshalb der Gütergemeinschaft Yer- 
^tnng zu leisten.26) Art 1500 £ Vgl. Art 1846. — ^^wei* 



22) Vrgl. zu diesen Art. Poth. 
a. 596 ff. Oelv. 111^59. «Mar- 
cad6 in diefeo Art. Bei der 

nach Art. 1471 verstatteten Wahl 
wird übrj(^ens vornusgesetzt , dass 
der Werth der Liegenschaft, wel- 
che die Fmi wakß, den Betrag 

der Entschädi^ungsforderung we- 
•nig'stens nicht bndeutend übersteige. 

23) Durant. XIV, 477. Sir. 
XXXi, Ii, 101. 



24) Beiloi IV, 312. Sir. V, 
II, 574. 

25) Z. B. wemi eine LiegeBfclMft 

des Hannes oder der Gemeinschaft 
versteigert wird. Sir. V, II, 673. 

2ti) YgLFoth. n. 276 ff. u. oben 
§. 500.— Bei der Anwendtuiff die» 
ses und der folgenden Chundstttse 
ist übrigens nicht ausser Acht za 
lassen, dass der Ehepatte, welcher 
der Uemeiuächaii die Vergütung zu 
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Gemeinschaftsrecbt. 



ter Grnndsats: Weder der eine noeh der andere Ehegatte 
darf sich auf Kosten der Gemeioschaft bereichern. Sowohl 
der eine als der andere Ehegatte hat also, wenn nnd in wie 
fem er sich auf Kosten der Gemeinsdiaft (unmittelbar oder 
mittelbar) bereichert hat, dieser Vergütung zu leisten.27) Art 
1437. Hieraus folgt: 1} Der eine und der andere Ehegatte 
liat der Oemeinaohaft das au vergüten, was ans derselben ge- 
nommen worden ist, um seine Güter von den Sehnlden und 
Lasten, welche darauf hafteten, zu befreien, z. B. um das von 
einer Liegenschaft des einen oder des andern Ehegatten rück- 
stKndige Kanfgeid au beaalilen^} oder um ehie DienstbarlEeit, 
die auf der Liegensehaft lastete, abcul($sen.^^) Art 1487. Vgl. 
Art 1409. n. 1. 1406. 1408. S. jedoch Art 1409. n. 4. 
2) Der eine nnd der andere Ehegatte liat der Gemeinschaft 
das SU yergüten, was ans ilur verwendet worden ist, nm dem 
Ehegatten m dem Besitse der ihm eigenen LiegensebaftenEnver» 
helfen oder ihm den Besitz dieser Liegenschaften zu erhalten.30j 



leisten hat, bei der Theiluner des 
Gemeingutes wieder seinen Autheil 
von dieser Vergütung erhält. Sir. 
XXXV, I, 914. 

27) Der Grundsatz beruht auf 
dorn Gesellschartsrerhle. Die Ge- 
inoinscbaft kann jedocb von dem 
Ebegatten nie mehr fordern, als 
einerseits aus ihr xum Vordieile 
des Ehegatten verwendet worden 
ist und als andrerseits der Ehe- 
gatte von der Verwendung gewon- 
nen hat V|rl. ober diesen Gmnd- 
satz und t'iher die Folgerungen, 
die aus demselben abgeleitet wer- 
den können, Ferriörelll, 275 ff. 
Poth. n. 602ff. Delvine. m, 
53. Bellot 1,528. Duranton 
XIV, 32:1 324. *S. jed. Maread^ 
Art. 1437. n. 1. C'I» der Regel 
wird auf den Gewinn , den der 
Ehegatte ans der Verwendung ge- 
sogen, keine Rücksicht zu nehmen 
sein , er hat die volle Summe zu 
ersetzen. Eine Ausnahme , bildet 
der Faii, Twenn die Gemeinschaft 



selbst die Verwendungf i^craachthat.) 
— Können die Eheleute wegen die- 
ser Forderungen einander gegen- 
seitig (pro praeterito) qmttirön? 
Sir. XXX, II, 139. (Allerdings!) 

2H) '^Kh. Arch. \\XIX,I, 228. 
— . Dieser Satz (^welcher Übrigens 
mehr aeqnitatis als juris stricU ist), 
ist auch auf das Geld aussudehnen» 
wclehes ein Ehe{*^alte we^jen der 
Theilung einer Liegenschaft seinem 
Miteigenthünier uder Aliterben ber- 
aussniahlenhat. (Lasoulte.) Toal- 
lier XII, 210. — Wenn das Kanf- 
geid für eine vor der Ehe erwor- 
bene Liegenschaft auch bei der 
AnflOsung der Getergemeinschait 
noch rtlckständig ist, so muss der 
Ehegatte, dem die Liegenschaft ge- 
hört, die Schnld allein übernehmen. 
Merlin qu. ui. rente constitu^e. 

29) Z.B.emeNotsniet8ung. Vgl. 
Poth. n. 623. 

30) Z. B. es ist die eigene Lie- 
genschaft des einen oder des an- 
dem^Ebegatten (Tor oder während 
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Art. 1497. 8) Der eine nnd der andere XÜMgatte hat der 

Gemeinschaft das zu yergilten, was aus ihr genommen worden 
iBt, um die eigenen Güter des £hegatten zu, erlialten oder za 
TerbeB8em.3i) Art. 1437. Vgl. Art 1403. S. jedoch Art 1409. 
n. 4. 4) Der eine und der andere Ehegatte hat der Gemein- 
schaft das zu vergüten, was er entweder gesetzwidrig (vgl. 
Art 1422.) oder mittelbar za seinem eigenen Yortbeile, 2. B. 
zur Ansatattang seiner Kinder ,3^^ (ygL Art 1469.) von dem 
Gemeingute verschenkt hat. — Dritter Grundsatz: Die 
Frau hat der Gemeinschaft den Schaden zu vergüten , welchen 
sie den gemeinsohafiüidien Gütern mgefügt hat^) Arg. Art 
1850. Dieselbe YerbindlicIilLeit liegt nicht anch dem Manne 
ob , da dieser über das Gemeingut nach Gefallen zu schalten 
und zu walten berechtiget ist. S. jedoch Art. 1424. — Vier- 
ter Grnndsata: Die VerbindlichiEeit der Ehegatten, in den 
so ebw aufgezählten FlÜlen der Gemeinschaft Vergütung zu 
leisten, ist eine persönliche Schuld beziehungsweise des einen 
oder des andern Ehegatten. Die Ehefrau hat diese Verbind- 



der Ehe) verkauft worden. Der 
VeilUlafer übt dte ibm Torbebal- 
tene Wiederkaufsrecht aus oder 
klagt wc<^en einer Verletzung. S. 
Art: 1659. 16H1. — Auch die Pro- 
zesskusten, welche in Fällen dieser 
Art za entrichten sind, werden un- 
ter der Regel des Paragraphen be- 
ritten sein. Bellot I, 528. ^ 
Nach dem älteren Rechte waren 
■Miirefe Arten ron Aemlem kSnf- 
ücli. Dieses Recht ist in Bezie- 
hung auf gewisse Stellen durch die 
loi V. 28. April 1816 wiederherge- 
stellt worden. Das Kaufgeld, wel- 
ches for ein soldies Ant uns dem 
Gemeingute bezahlt worden ist, ist 
der Gemeinschaft zu vergüten. Po- 
thij&r n. 649 fif. Merlin m. of- 
floe. Dassellie dürfte Ton denlHenst- 
itautionen gelten, weldie dem iiea- 
tigen Rechte nach, wegen gewis- 
ser Aemter zu bestellen sind. Hüt- 
te au in der Ausg. v. Poth.'s tr. 



de la Gommun. a. a. 0. A. M. ist 
Delap. ad Art 1430. 

31) Zu verbessern. • — Es ist 
nicht zwischen impcnsis utilibus 
und yoluptuariis zu unterscheiden. 
Sondern nur darauf kommt es an, 
ob durch den Anfimnd der Werth 
der Liegenschaften erhöht worden 
ist. Sir. XV, U, 21. Vgl. Poth. 
n. 623 ff. — Zu Folge des Satzes 
3 bat z. B. die Fran fttr die Fel- 
der, die sie eingesäet zurückerbttlt, 
der Gemeinschaft die Bestellungs- 
kosten zu erstatten. (Der Artikel 
585 ist nicht auf diesen Fall anzu- 
wenden.) Dnranton XTf, 153. 
Sir. XXX, II, 139. 

32) Poth. n. 630. Bellot U, 
372. 

33) Jedoch werden bei der An» 

Wendung dieses Grundsatzes die 
Umstände und die Verhältnisse ganz 
besonders zu beruduicbtigen sein. 
Bellot I, 44;^. 
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GemeinsditfUraeht. 



HchkeH a«f iich, sie mag: die GütergWDefamsbift aattdim«! 

oder darauf verzichten. 3^) — Fünfter Grundsatz: Die 
in Frage stehende VergUtimg kann ent nach Anäteung der 
Gememsohaft beziehuagsweke dem einen oder dem andern 
Ehegatten angeionnen werden. Art. 146B. (Vgl. Ann. 96. 97.) 

Sowohl die Entschädigungen, welche die Gemeiuscliaft 
dem einen oder dem andern £hegatten, als die Vergütungeo, 
wdehe der eine. oder der andere Eh^atte der QesMiiiidnift 
zu leisten hat, tragen Tom Tage der Anfl^uiig der Gtiterge- 
meinsdiaft an schon von Kechtswegen Zinsen.^^) Art. 1473. 
— Zifisehea den Forderungen der eiMB nnd der andern Art 
tritt Wettsefalagong (Kempon8atio&) tku^') 



§. 512. 

Von dem VeiiiiliiiiMe swi«ekeB dem eigenen VemidgeD dei eiMB md 
des andera Ehegatten oder von den Fordenuif en, welche die Eheleute 
für ihre Person an einander an machen berechtiget sein kennen. 

Die Mobiliarforderungen , welche der eine Ehegatte an 
den andern vor der Ehe hatte, erlöschen durch die Yerei« 
nigung des beiderseitigen MobÜiarvermögens,^ wenn sie anders 
nicht durch den lleiratlisvertrag (vgl. Art. 1510 ff.) vou der 
Gütergemeinschaft ausgeschlosseu worden slnd.^} Dagegen ver« 
bleiben den Eheleuten die Immobiliarklagen, welche dem dnen 
Ehegatten gegen den andern vor der Ehe zustanden. — Ehi 



34) Peth. B. Ml. 

35) Jedoch mit Vorbehalt der 
Konfusion, welche, wenn die Frau 
die GOtertremeinaeliaft annimmt, 
pro rata statthaben kann. Vrf^l. 
D e 1 V i n c. III, 63. S i r. XVI , If, 
209. — Uebrigens tragen diese von 
der Frau zu leisteiiden Zahlungen 
nach dann (a die aointao oonnm- 
nionis) Ten Rechtswegen ZineeSi 
wenn die Frau auf die Güterge- 
meinschaft verzichtet. Sir. XXXV, 
I» 283. 



86) S. jediteh Bellet IV, SM. 

Sir. XU, II, 82. 

1) Brauer ad Art. 1488. n. 69. 

2) Vrgl. Delvinc. üi, 72. — 
Alt eine Ansoalmie ▼an derReifd 
kann auch der Fall betrachtet wer- 
den, da sich die Frau in dem Hei- 
rathsvertrage die Rückerstattung 
ihres Einbring ens , unter der Be* 
«Hngung, das« «e anf die Gemein» 
Schaft verzichten würde , vorbe- 
halten hat. Auch auf diesen Fall 
ist der Art. 1479 anwendbar. Sir. 
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Ebegattokann wSlfrend der Ehe der Schuldner des andern 
Ehegatten werden, theils zu Folge eines Vertrages (vgl. Art. 
Iö95.)i theils kr&ft Geietees. Der letztere Fall tritt x. B. 
dann ein, wenn das dgene Vermögen des dnen EAegatteik 
aur Bezahlung der eigenen Schulden des andern Ehegatten 
unmittelbar verwendet worden ist; Art 1478. wenn die Ehe- 
leute ihre gemehischaftlichen Kinder gemeinschaftlich ausge- 
stattet haben mid diese Ausstattang von den eigenen Gütern 
des einen Ehegatten genommen worden ist; Art. 1438. wenn 
dem einen Ehegatten eine Immobiliarerbschaft aofliüt und zu 
dieser eine Immobiliarsehuld des andern Ehegatten gehört | 
wenn die Frau eine ihr eigene Liegenschaft Terkauft mid der 
Mann für den Verkauf ausdrücklich, sei es übrigens in soli- 
dum oder auf eine andere Weise Gewähr geleistet hat^} 
Art 1432. — Alle diese Schulden tragen erst vom Tage der 
angestellten Klage an Zinsen. Art. 1479. Alle diese Schulden 
können gegen das eigene Vermögen des schuldenden Ehegat- 
ten, so wie gegen das auf diesen Ehegatten kommende Ge- 
mebignt, (übrigens erst nach Auflösung der Gütergemehraehaft,^ 
vgL Art 1478. 2253.) eingeklagt werden.?) Art 1432. 1478. 



3} Z. B. die Frau war für eine 
Liejjenschaft, die sie vor der Ehe 
erkauft hatte, das Kaufgeld schul- 
di(r. Der Mann veikaaft eine ihm 
ei«2fene Liegenschaft wffhrend der 
Ehe und verwendet' das creloste 
Geld zur Bezahlung jenes Klick- 
Standes. Vrg). DelTine. m, 71. 
Bellot 11, 495. Durant. XIV, 
354 ff. 

4) ^Solldairement ou autrcniciit.'' 
— - Man kann das letztere Wort, 
adion dem Znstnmenhanife nach, 
nicht so deuten, als oli der Mann 
zu dieser fiewSlirleistung schon 
dann verpflichtet wäre, wenn er 
die Fran inr Verinsseninf thret 
Liegenschaft auch nur ermächtigt 
hat. »Maren d^ Art. 1432. — Vgl. 
§. 509. Anm. 24. S. jed. Merl, 
in* autoris. maritale. Sect. VII. 



5) Wie, wenn der Mann die ei- 
gene Lie<Teiisthalt der Frau ohne 
Einwilligung der Frau verüussert 
liat? Kein Zweifel, daas er als- 
dann dem Käufer GewJihr zu lei- 
sten hat. Aber ist diese Schuld 
eine (jiemeinscbaftsschuld oder did 
persenliehe Sehnfdi des Mannes? 
Zu Folge des §. 509 aufgestellten 
und erliiiilerlen (Grundsatzes hat sie 
entschieden die erstere Eigenschaft. 
Toull. Xn, 226. A. M. sind Mer- 
lin a.a.O. Bat»nr 1,306. (Sclieii 
unter den älteren Rechtsgelehrieii 
war die Frage bestritten.) 

6) Sir. V, U, Ö74. Bellot II, 
m S. jed. IMd. I, 507. 

7) Die Eheleute stehen also, wat 
die Verzinsung dieser Schulden be- 
trifft, unter dem gemeinen Rechte. 
Durant. XIV, 360. Das geseU- 
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S94 ' taMiifdiaftiiMlrt. 

— Endlieh yenteht es sieh von aelUsti tos, wenn eist mit 
oder naeh Auflösung der Ehe oder der Güterge- 
meinschaft der eine Ehegatte der Schuldner des andern 
Ehegatten wird, vgL Art. um, 1481. die Schuld auf dem 
eigenen Vermögen des sdiuldenden Ehegatten und auf dem 
auf diesen komoiendeu Gemeingute haftet.^} 

S. 518. 

Von den Erbschaften, welche den Eheleuten während der Ehe rufal- 
len; ADwendong der ^. 507 fr. aufgestcUteo Regela nnd besondem 

Vorschriften. 

GrundsStze: I) Erbschaften, welche dem ei- 
nen oder dem andern Ehegatten eröffnet werden, 
gehören ihrem Aktivbestande nach, wenn sie Mo- 
biliarerbschaften sind, zu dem Gemeingute, wenn 
sie Immobiliarerbschaften sind, zu dem eigenen 
Vermögen des Ehegatten, welcher der Erbe ist, 
und, wenn sie theils in unbeweglichen theils in 
beweglichen Gütern bestehn, yerhSltnissmSssig 
s 0 w 0 h I z u d e m ( 5 e m e i n g u t e als zu dem eigenen 
Vermögen des Erben.iJ II) Anlangend die Schulden und 
Lasten der Erbschaften, welche dem einen oder dem andern 
Ehegatten eröffnet werden, also den Passivbestand die« 
ser Erbschaften, so ist zu unterscheiden zwischen dem 
Verhältnisse, in welchem die Ehegatten zu den Erbschaits- 
glänbigem, und zwischen dem Verhältnisse, in welchem die 
Ehegatten unter sich und zu dem Gemeingute stehn. Den £rl>- 



liche Unterpfand der Frau erstredU 
sich aber auch auf diese Forderan- 
gen. Battur II, 819. 

8) Poth. D. 665 ff. 

1) In so fem die Erbschaften* 
welche dem einen oder dem an- 
dern Ehegatten eröffnet werden, 
in die Gemeinscbafk fallen, tritt 
diüo vdati es jm oeüo an die 



Stelle der Erben. S. über die Fol- 
gen, die sich aus diesem Satze er- 
geben. Battur I, 3411. Vgl. 1. 
2. 18. D. de hered. vend. 1. 37. 
D. de pepyl. *Die liauptallch- 
lichste Folge daraus ist, dass «wi- 
schen den Forderungen der Ge- 
meinschaft und denen des Erblas- 
sen Icfline confusio eintritt. Tropl. 
n, 790f. 
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schaf tsglUubigern haften die Eheleute schlecht- 
hin, (d. i. die Erbschaften mögen Mobiliar- oder Immobiliar- 
erbsdiaften und die Schulden Mobiliar- oder Immobiiiarsdiul- 
den seinj nach den Regeln, welche oben über die 
Schulden der Gera einschaft und über die eigenen 
Schulden der Ehegatten aufgestellt worden sind; 
jedoch mit dem Vorbehalte, dass die Erbschaft 
mit der Rechtswohlthat des Erbyersefchnisses 
angenommen werden kann.^j Was aber das Ver- 
hältniss unter den Eheleuten selbst betrifft, so haf- 
ten, je nachdem der Nachlass blos in Mobillen 
oder blos in Immobilien oder sowohl in beweg- 
lichen als in unbeweglichen G ütern besteht, ent- 
weder blos die Gemeinscjiaf t oder blos der Ehe- 
gatte, welcher der Erbe ist, oder beide verhSIt- 
nissmässig für die Schulden und Lasten dieser 
Erbschaften. Wenn daher die Gemeinschaft oder wenn 
der Erbe den Erbschaftsgl&ubigem ein Hehreres gezahlt hat, 
als ihnen beaiehungsw^e aus dem Gemeingute oder aus dem 
eigenen Vermögen des Ehegatten zu zahlen war, so ist in 
dem ersteren Falle der Gemeinschaft Vergütung und in dem 
letsteren Falle dem Ehegatten Entschädigung sn leisten. HQ Die 
Erbschaft, welche dem einen oder dem andern 
Ehegatten eröffnet worden ist, mag in die Ge- 
meinschaft fallen oder dem Ehegatten verblei- 
ben, allemal hat die Gemeinschaft einerseits 
die Früchte und KutKungen von der Erbschaft zu 



2) Ist die Erbschaft mit dieser 
Rechtewohltbat aDgenenmtii wor- 
den, 10 können sich die Erbschafts- 
{jlHuhiger, wie iiberhaupt unter die- 
ser Voraussetzung, so auch in die- 
sem Falle, nur an den Naehlais 
halten. In den Art. 14tl~1417 
wird vorausjfesetzt. dass die Erb- 
schaft nicht cum beneficio inven- 
(arü angenommen worden ist. (Das 

Sifkatil, Fiub CMMb i. 4il» HL 



Invcntarium, dessen in einigen die- 
ser AfC. geweht wird, beiiehtaieh 

nicht auf diese Rechtswohlthat, 
sondern auf den wegen des Be- 
standes der Erbschaft zu führen- 
den Beweis.) Zur AUtttrzung: des 
Vortrags wird auch in dem Para- 
graphen von dieser Rechtswohlthat 
nicht weiter die Rede sein. 

15 
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beEiehn and anderereeits dieZinien, welcbe we- 

gen der Schulden und Lasten der Erbschaft auf- 
laufen können, zu tragen. Vgl. Art. 1401. n. Ir 2. 
MU U09. n. d. Alt. 1411. U17.. IV) Bei der Anwen- 
dung dieser GrnndsStxe Ist sugleieh dag persön- 
liche Verhältniss unter den Eheleuten und na- 
lAQJdtiicli das Eecht der Eheleute» die Geiuein- 
aebaft mit Schulden au helasten, in Anschlag au 
bringen.^) Vgl. §. 509. < — Anwendung dieser Grund- 
aStae: A) Auf Mobiliarerbschaften. Diese Erbschaf- 
ten iaUen in die Gütergemeinschaflti welche dagegen auch für 
die Schulden und Ijasten des Nachlasses« (nach Massgabe der 
sofort anaufBhroDden näheren Bestimmungen,) au haften hat 
Art. 1401. n. 1. Art. 1411. Ist die Erbschaft dem Manne 

• 

eröfihet und von demselben angenommen^) worden, so können 
9ich die ErbschaftsgUinbiger nicht Uos an das Gemehigut, son- 
dern auch an das eigene Vermögen des Mannes halten. Ist 
die Erbschaft der Frau angefallen und von derselben mit 
Autorisation des Mannes angenommen worden,^ so 
können sich die Erbschaftsgläubiger eben so wobl an das eigene 
Vermögen der Frau, als an das Gemeingut und an das eigene 
Vermögen des Mannes haitem. Hat dagegen die Frau eine 
Ihr angefallene Erbsclmft nur mit Zustimmung des Ge- 
rieh ts angenommen, so können dch die ErbscbaftsglSubig« 
nur au die Erbscliaftsmasse und an das nackte Eigenthum der 
Gütdi der Frau iiaiteQi wenn anders nicht die Gemeinschaft 
«Inen Gawinn rcn dem Kachlasse geaogen hat.^) Wenn in 



3) Vgl. über diese (aus der Con- 
tume de Paris und aus P o t h. ent- 
lehnten) CJriindsalze: Ferrier© 
lU, 117ff. Füth. n. 254ff. 

4) Ueber den FaU einer f till- 
gchweigenden Annahme einer 
— dem einen oder dem andern 
Ehegatten angefallenen^ — Erl)»cliaft 
1. DelTinc. III, 28. 

5) Weigert sieh die Fraa, eine 



ihr angefallene (3Iobiliar- oder fai* 
mobiliar-) Erbschaft anzunehmen, 
so ist der Art. 788 anwendbar. 
Chabüt Sur la lui des succes. ad 
b. Art. Beilot I, 281. TonlL 
Xn, 389 

6) Vrgl. Art. 1416. §. 2. Art. 
1417 und Poth. u. 254. — Auch 
dann abery wenn die Fvaamit An- 
terisstioA des Geiiditi (joadgeg^ 
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dem ersten oder In dem Bweiton Fa&0 der Itad sät MinM 

eigenen Yfflviögta oder wenn in dem zweiten Falle (Me Frau 
MS ihrem eigenen TenBögen da» fifbeehAfiegläalNger besaUt 
bftty so hat beBieihttigiweiBe det Mann oder die Frsd einen' 

Anspruch auf Entschädig uiiu gegen die Gemeinsehaft AM» 
1409. n. 2. 1419. und Arg. Art. 1412. §. 2. Art. 1416. — 
B) Auf Immobiliarerbeciialten^ Diese ErbiohafMn fd« 
bSten (dem SiaMne nach irgL Art. IdOl. n. %.} eddeehlUB 
zu dem eigenen Vermögen desjenigen Ehegatten, welcher der 
£rb6 ist, Art. 1401. n. 1. 3. Auch haftet das eigene Ve]>* 
inigen dieeee Ehegatten aHeia lUr die Mmldett md Lnrtiw 
dieser Erbsehaften; soweU fl^ die Mobffinr- als für die te^ 
mobiiiarschulden und Lasten, (jedoch mit Vorbehalte der ane 
dem Art 1412. sieh crgebeudeo flinachräalKttag , von welcher 
l^eieb hanacb die Bede sein wird.) Art. 1. Art 

1497. 1478. S. jedoeh Art 1409. n. $. — Anwendimg des 
letzteren Satzes 1} auf das Verhältniss der Eheleute zu den 
Gläubigern des liachlasses, das Wort Glitebiger in seiner 
weitesten Bedentnng genosunen. a) Wenn die Erbschaft deas ' 
Hann e eröffiiet und ron demselben angenommen worden ist, 
' so iLÖnnen sich die Erbschaftsgiäubiger nicht blos an das ge- 
sammts eigene Vermögen des Mannesi^ sondern auch an dal^ 
Gemehignt baJIsn. Art 141S. 9. b> Wenn die f tnn eivs 
ihr angefallene ErlMchaft mit Zustimmung des Mannes 
angenommen hat, so liönneu die Erbschaftsgläubiger ihre For- 
derangen blos gsgsn das gesammte eigene Vennöge» dar 
gegen dieses aber schleehtiiin d. i. dme Yofftehalt der dem 
Manne oder der Gemeinschaft (vgl. Art. 1401. n. 2.) zusto^ 

iienden Xiutzuiessung , geltend m^oheiu^j Hat aber die Mim 

dem WÜlcB dM Hannes) die lib* M«— e sngeMleae 1— otüienieuli» 

sohaftanfenommen hat, |{ASif dar lass begriffen. OMielbe gilt ven 

Activbestand des ISachlasses m tthnlicben Fftllen, z. B. von dem 

Garaeingute. Arg. Art. 1395. Falle dea Aftilbel 1413. 1. B^el- 

7) Unter dem eigenen Vermiß- lot I, 279. 

gsn des. MaaBM in nsh dir dem ^ Bsr Asli 1418 g e i mh t nishi 

16» 
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did flv angefallaie Erbschaft nur mit Autorisation des 

Gerichts angenommen,^) so können sich die Erbachaftsgläu- 
biger nur an die firbschaftsmasse und an das nackte £igen- 
thum der eigenen Güter der Frau halten. Art 1418. Jet 1419. 
1426. — Anwendung desselben Satzes 2) auf das gegen« 
seitige Verhältniss unt6r den Eheleuten. Sind die 
Schulden und Lasten eines Immobiliamachlasses, welcher dem 
einen oder dem andern Ehegatten angefidlen ist (gans oder 
zum Theil) , aus dem Gemeiugute oder aus dem eigenen Ter^ 
mögen des andern Ehegatten abgetragen worden, so hat der 
Ehegatte, welcher der Erbe ist, beaiehongsweise der Gem^- 
schaft oder dem andern Ehegattoi desshalb Vergatnng ra lei- 
sten. — C) Auf Erbschaften, welche theils in be- 
weglichen theils in unb e wegliclien Gütern be- 
stehen. Eine Erbschaft dieser Art gehört verhgitnissmässig 
iheils (qnoad res mobiles)- au dem Gemeingate, th^ (qnoad 
res immu blies j zu dem dgenen Vermögen des Ehegatten, 
welcher der Erbe ist. Art 1401. u. 1. und Arg. Art 1414. 
Eben so suid die Schulden und Lasten ehies solchen Nach- 
lasses, sie mögen übrigens Immobiliar^ oder Mobiliarschalden etc. 
sein,^*) theils und bis zu dem Betrage des Mobiliarnachlasses 
Schulden der Gemeinschaft, theils und bis zu dem Betrage 
des Immobiliamachlasses eigene Schulden des Eh^atten, wel- 
cher der Erbe ist^^) Art 1414. Es gelten daher Ton den 



des Gemeingates, noch des eigt- 
nen Vermögens des Mannes. S. 
oben ^. 509. Anm. 24. u. *Mar- 
cad« Art. 1418. n. 1. 

9) So oft in dem Paragraphen 
von der Autorisation des (ierichts 
die Rede ist, wird vorausgesetzt, 
dass der Mann seine Einwilligung 
nicht ertheilen wollte. Vgl. $. 472. 

10) Die Schwierigkeit, dass 
gleichwohl der GenK'in>^chaft die 
Nutcniessung des Nachlasses zu- 
sieht, hebt lieh dadurch, dass die 
BrhiohsftigUUibiger die Keöhti* 



wohlthat der ErbaiifOBdenmg (Art 

878) haben. 

11} Touii. XII, 2b8. Duranl. 
XIV, 237. nropl. n, 787. — 
A. M. ist Cirri^r) Bellot f, 289. 

12) Z. H. <ler jjesammte Nach- 
tass betragt 24000, die Mobilicn 
haben 6000, die Liegenschaften 
18000 an VtTerlb. Die Gemeiiueliaft * 
trägt ein Viertheil der si mm fli- 
ehen Schulden. (So ist der Aus- 
druck : jusqu ä cuucurrence im Art. 
1414 xa Yentehen. Die GemeSa- 
fdbaft iiafkel nidit «twa blot pro 
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Schulden eines solchen Nachlasses, sowohl was das Verhält- 
niss der Eheleute zu den Erbschaftsgläubia:ern als was das 
gegenseitige Verhältnias unter den £heleaten betri£Et, beEiehnngs- 
weise tfaeils die Regeln, welche In dem Obigen über die Schul- 
den und Lasten eines Mobiliarnachlasses, theils die Regeln, 
welche über die Schulden und Lasten eines Immobiliamach- 
ksses in Ansehung desselben Verhältnisses angestellt worden 
sind. Art 1416. 1417.^^ Damit aber der AntfaeO, welchen 
hiernach von den Schulden und Lasten eines solchen Nach- 
lasses einerseits die Gemeinschaft und andererseits der erbende 
Ehegatte m tragen hat, in die erforderliche Gewissheit gesetzt 
werde, legen die Gesetze dem Manne die Verbindliehkdt auf, 
über einen solchen Naclilass, dieser mag übrigens ihm oder 
d^ Frau eröffnet worden sein, ein Inventarium fertigen zu 
lassen, Art 1414. hidem sie zugldch den Ehemann, wenn er 
dieser Verbindlichlceit nicht nachkommt, mit gewissen Rechts- 
nachtheilen bedrohn. Sie gestatten nämlich 1) der Frau auf 
den Fall, dass der Mann jener Verbindlichkeit nicht genügt 
hStte und daraus irgend ein Nachtheil I8r die Frau entstanden 
wäre, dereinst nach Auflösung der Gemeinschaft den Bestand 
und den Werth der nicht inventarisirten Fahrniss durch eine 
jede Art yon Beweismitteln <9 nöthigenfalls selbst durch 



rata emolumenki, wenn anders der 
Nachlass nicht v.nm bcneHcio in- 
vcntarii angenommen worrlen ist. 
Tonil. XII, 292.) * Vrgl. Mar- 
cad4 Art. 1417. n. 1. — Zwar 
scheint dai fcgcn den Art. 1409 
zu laufen, nach welchem alle Mo- 
biliar schulden in die Gemeinschaft 
fallen. Allein diese Regel war in 
dem vorliegenden Falle aus dem 
Grunde zu modifirircn , weil die 
Gemeinschaft und (ier Ehegjitte als 
Mit erben zu betrachten sind. S. 
aoch Tonil. XII, 2d5. m 

13) Auch die Art. 1416. 1417. 
p;cdenken nicht des Gemeingutes 
und des eigenen Vermögens des 
Mannes quoad succeirioneni ozori 



delatam, quatenns est immobiliaria« 
S. Anm. H. — S. auch über den 
Sinn dieser Art. Malev. ad hos 
Art. 

14) Ein Inventarinm hat iwar 

(dem franz. Rechte nach) nur die 
Fahrniss zum Gegenstande. In 
dem vorliegenden Falle aber wird 
et aneb eine Beschreibunir nnd 
Würdigundf der Liegenschaften ent- 
halten müssen. Tonil. XII, 288. 
Jedoch würde der Kechtsnachtheil, 
den der Artikel 1415 dem Hanne 
droht, nicht schon dann eintreten, 
wenn blos die Taxe der Liegen- 
schaften in dem Inventare fehlte. 
Ebend. n. 290. 

15) Burant. XIV, 237. 
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den gemeinen Ruf i^) anszumitteln. Art. 1415. 2) Wenn eine 
ErbsobAfti di<l sowohl in Mobilien als in Immobilien besteht^ 
der Frau «QgieAülen lit md die Frau diese Eibsduift (gegen 
den WiDen des Mannes) mH Antorfsatkm des Gerielife enge* 
nommen hat , so würden zu Folge der oben unter A. aufo^e- 
stelltea Regeln die £rbicbaftsgläubiger überall nicht bereehti- 
git eein, ai4di an das Gemeingut und an- das eigene VennVgen 
«he Mannes m halten. Ist jedoch, unter derselben Toraas- 
ietsnng, der Ehemann der Verbindlichkeit, ein Inventarium 
über die Erbichaft fertigen au lassen, nicht naehgekommen 
ui Ist der Mohiliatnadilaes mit dem Gemeingate Teittengt 
worden, so haftet das Gemeingut und das eigene Termögen 
des Mannes für die Schulden und Lasten des Nachlasses ganz 
an, als ab die Fran die Erbschaft von ihm autorisirt an- 
genommen hittte.10 ^ ^^1^* S* ^•") Uebrigens sind die 
obigen Regeln unbeschadet der den Erbsefaaftsglänbigem 
stehenden Recbtswobltbat der Krbabsonderuug (^An. 878.) zu 
Witehn« 

010, was In diesem Paragraphen Ton Erbeehaften gesagt 

worden ist, gilt auch von Schenkungen und Vermächtnissen, 
w^che die Efaelente während der Ehe erwerben.i^} Art. 1418. 



16) Ueber diese Bewefrart — 
doRdi 4m feraeinen Ruf — s. un- 
ten das praktische Civilrecht in 
der Lehre vom Zeu^enbeweise. 

17) Also nicht schlechthin, son- 
dm aar |ivo rata. (FrellielikanD 
iit VollBfebuni; dieier Vorsdirill 
im eincebien Fällen ku grossen 
Sokwierigkeiten und Weiterunf en 

183 Noch endMlIea die Art. 1413. 
1417 den Zusatz: ^en eas d'insuf- 
fisance.'^ Sie scheinen also (ob- 
wohl gegen alle Grundstttte), ein 



benefiehnn eicussionis zu ertfiei- 

len. TouH. XII, 291. — lieber 
die Fraife, in wie fern in den Fäl- 
len des Art. 1414(1'. eine eonfusio 
zwischen den Forderungen des fcrb- 
hfaera und jeaen des Erben eis* 
trete, s. Beilot I, 290. Tonil. 
XII, 293 und oben Anm. 1. 

19) Vorausgesetzt jedoch, das« 
nldit die Besehslfenlieit dieser Br- 
werbun^en eine Abweichung von 
den Vorschriften der Art. 1411 — 17 
nothwendig macht. Vgl. Art. 610 
—612 u. Tonil. XII, 294. 
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Von den Erbrenten, welche der eine oder der andere Ehegatte m 
fordern berechtiget oder zu bezahlen verbunden sein kann« — Anwen- 
dung der 507 ff. aufgestellten Aegeln. 

Da Renten ^) zu den Mobiliarforderungen gehören (vgl 
Art. 530. und oben ^ 17l0i ^ gehören die Beoten, weklw 
den E3i^;«tten «ntireder schon vor der Trammg^ nwtaniiiii 
oder während der Ehe snfallen, na dem Gtem^gute, in so 
fern nicht durch den Heirathsvertrag eine Ausnahme von die- 
ier Bogel gemacht worden ist. — Auf der nndetn Seite nn- 
terseheiden sieh eben so wenig die RentensefanldeB^ weleho 
der eine oder der andere Ehegatte oder die Gemeuischaft hat 
oder welche auf den Liegenschaften der Ehegatten oder der 
Gemeinschaft unterpiändlich haftoui als Bentenschulden von 
andern Schulden. Wenn also z. B. der eine oder der andere 
Ehegatte vor der Ehe eine Liegenschaft gegen eine Beute er- 
worben hat, und diese Rente von der Gemeinschaft abgelöst 
worden Ist, so hat der Ehegatte» dem die Liegenschaft gehört, 
der Gtoieinschaft wegen des AblSsungskapitales Yergiltang m 
leisten. Auf dieselbe Vergütung hat die Gemeinschaft in dem 
Falle Anspruch, da aus dem Gemeingute eine Rente abgelöst 
worden ist, welche auf einer Liegenschaft, die dem einen oder 
dem andern Ehegatten sdion yor der Ehe gehSrte, hlos un» 
terpfändlich haftet.^) Art. 1409. u. 1. 

$. 515. 

Von der Aufl^nng der Gütergemeinschaft. ^ Von den Arten, Wie 
die GittergemeinBchaft atrfgelOst wird. 

Die Auflösung der ehelichen Gütergemeinschaft hat 
entweder luraft Gesetzes oder zu Folge eines richterlichen £r- 

1) Unter Renten sind in diesem Leibrenten siehe oben §. 387. A. 13. 
Paragraphen jederzeit Erbrenten SU 2} Delap. ad Art. 1437. Mer- 

veiilehsn. Vgl $. 397ft Yen im Hu fo. n* leme otaHilNei 
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kenntniflses statt Hiogegea kann die GUtergemeinBcbaft nidit 

durch die blose Uebereinstimmung der Eheleute aufgelöst wer- 
den, i) Art. 1395. 1443. 2. — Die Gütergemeinschaft löst 
Bich kraft Geaetsea auf: 1) Durch den physischen Tod 
des einen oder des andern Ehegatten; 2) durch den bürger- 
lichen Tod des einen oder des andern; 2) 3) durch die Ehe- 
scheidung j '■^^ 4) durch die Sonderung der Eheleute von Tisch 
und Bette. Art 1441. S. auch Art 129. und oben ^ 157. 
In aUen diesen FSllen ist die ^heUche Gütergemeinschaft Ton 
dem Augenblicke an als aufgelöst zu betrachten, in welchem 
diö Thatsache eintritt, an die das Gesetz die Auflösung der 
Gütergemeinschaft geknüpft hat.^) — Von dem Richter 
kann die Gütergemefaischaft für anfgeKist erklXrt werden, wenn 
die Frau auf G ütersonderung geklagt hat.^j S. auch Art. 124. 
und oben ^ 153. 

§. 516. 

Forlsetmiig. — Von der Klage auf Gtttertonderang. 

Die Klage auf Gütersonderung (la demande en 
Separation de biens) kann yon der Frau alsdann angestellt 



1) Hieraof folgt, da» die Klage 

auf Gtttersonderuni^ nicht schon 
durch (las Gestündniss der (legen- 
partei begründet werden kann. S. 
C. de i»r. Art 870. — Doch kann 
anf fiotenonderong auch in con- 
tumaciam erkannt werden. Vjfl. 
S i r. XXVII , 1 , 4ti6. lieber das 
altere Recht b. Sir. X, I, 45. 

2) Vgl. $. 473 und Sir. X, II, 
491. XI, r, 70. — Auch wird die 
Gütergemeinschaft nicht dadurch 
wiederhergestellt, dass der Yerur- 
theOte begnadiget wird. Battur 

n, 614. 

3) lieber den Fall, da eine Ehe 
fUr nichtig erklärt wird, s. oben 
$. 463. 

4) Also auch in dem Falle der 
EbescbeidoBg und iademderSoa* 



demng von Tisch und Bette gilt 

diese Regel, wenn sie auch in die- 
sen Fällen durch die Art. 270. 271. 
(deren Vorschriften billig auf den 
letsteren Fall anssadehnen sind), 
modificirt wird. Delvinc. I, 195. 
S. auch Sir. XVIII, II, 145. An- 
dere wenden dagegen den Artikel 
1445. ^ 2. auf jene Fülle an. So 
I. B. Bellet n, 102. Tonil. II, 
776. Merlin m. sc'par. de corps 

IV. n. 4. Sir. X, II, 362. At 
exceptio a regula est strictissimae 
interpretationis. *S. hierfiber §. 
484. Anm. 2*. 

5) Von (letd Hechte der Frau, 
Gütersonderung zu verlangen, ist 
das Recht der Frau zu unterschei- 
den, kraft dessen sie einem Be- 
acUage, der auf die Güter dee Man- 
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werden, wenn wegen der ünordnang, in welcher gieb die An* 

gelegenheiten des Mannes befinden, das Einbringen der Frau 
in Gefahr ist, oder wenn die Frau, ungeachtet sie nichts in 
die Gtomeinachaft gebradit hat, gleichwohl m fürchten hat, 
dasB sie wegen der zerrütteten VermögensnmstSnde dee Man- 
nes ihren eigenen Verdienst, (oder was sie durch ihre Arbeit 
erwirbt,) verlieren werde, Art 1443.2) J)\q Frau erlangt 
dnrch diese Klage, wenn sie der obsiegende Theil ist, 1) die 
Auflösung der Gütergemeinschaft und 3) die freie Verwaltung 
ihres eigenen Vermögens, jedoch mit Vorbehalt der Rechte, 
welche dem Ehemanne, als solchem, mid wie auch die ge- 
gens^tigen YermögensveihlQtnisse der Eheleute bestimmt sein 
mögen, zustehij.9) — Das Recht, Gütersondemng zu verlan- 
gen, steht allein der Frau zu. Es kann also die Klage auf 
Gütersonderung nicht nach dem Tode der Frau von deren 
Erben fortgesetst werden.^ tJnd eben so wenig können die 
Gläubiger der Frau, ohne deren Einwilligung, die Klage an- 
stellen. Art. 1446. 1. Jedoch können sie, wenn der Mann 
in Verfall der Nahrung gerXth oder, dafeme er ein Handels- 



nes gele|(t wird, ilur eigenes Yer- 
vogen eatsiehen kann. Sir. XXXII, 
II, 657. 

1) Oder dass das von beiden 
Eliegatten wSiirend der JBhe er- 
worbme Vermögen zu Grunde fle- 
hen werde. Chardon, tr. des 
trois puiss. I, 307. 

2) Der Art. 1443 unterscheidet 
nicht, wie der Text des Paragra- 
phen, zwei Fälle. (Er sagt : La 
fenime , dont I;i dot est inise cn 
p6ril, et lorsquc etc. und nicht 
ou lorsque etc.) Allein ex ra- 
tione legis und mit Rücksicht auf 
den Gerichtsffebrauch dürften zwei 
Fälle, die im Paragraphen unter- 
schiedenen , anzanenmen sein , in 
welchen die Klage statthart ist. 
Vgl. Dnranl. XIV, 403 F. Bat- 
tur H, (526 ff. Favard ni. separ. 
entre epoux. Seci. I. 1. n. 3. 
•Kh. Arch. XXIX, 1, 287. XXXIV, 



1, 119. 122. & dagegen ibid. XXVII, 

I, 228, — Dagegen kann die Frau 
nicht schon aus dem Grunde Gü- 
tersonderung verlangen , weil der 
Mann entmündigt worden Ist, sollte 
auch dem Manne ein Dritter zum 
Vormunde bestellt worden sein. 
Sir. XXXil, II, 428. 

3) Vgl. fiber die Geseblebte die- 
ser Lehre: Jpd. du C. c. V, 428. 
Das Franz. Hecht hat diese Klasse 
aus dem Uo?n. Rechte entlehnt. S. 
1. 29. C. de jure dotium. Aov. 97. 
— Ueber diese Lebre Qberbaopt 
8. Pigeau II, 488fr. Trait6 de 
la söpar. de biens etc. Par J. M. 
Duiourde Sain t-P a t h u s. Pa- 
ris 1812. ^Troplong ad Arti- 
kel 1443. — S. auch über die Aus- 
leffunn- des C. c. in dieser Lehre, 
oben §. 499. und Durant. XV, 
301. 

4} Sir. XXXI, U, 243. 
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3di GemeiDschaftMMht 

nMum ist, seilte Zftblmig einstelH, U» in den Betrage yirer 

Forderungen die Rechte ihrer Schuldnerin auch in dieser Be- 
liehang ausüben.^} Art. 1446. §. 2. Auf der andern Seite 
klhmea die GUtobiger dee Mannes in dem Beehtselieite tiber 
die OfKersondwong interTeniren,^) aneli haben sie das Reebi, 
eine zu ihrem Nachtheile 7) ausgesprochene Gütersonderung in 
der gesetzlichen Frist ^} anzufechten. Art 1447. — Die Fran 
ist (nach Art 1449.) berechtiget, die Klage auf Qtttersonde- 
mng anznstellent 1) Wenn, wegen der Unordnung, in wel- 
cher sich die Angelegenheiten des Mannes befinden, das Ein- 
bringen der Fran, (ihre Einlage in die Gemeinschaft,) geilihr^ 
det ist Es ist, anlangend diesen Klagegnmd, nicht erforderlich, 
dass die Güter, wdcfae zu dem EfaibriDgen gehören, schon 
wirldieh in die Gemeinschaft gefallen sind; es genügt, wenn 
■ie auch nur in der Folge in die Gemeinsohaft fallen werden.*) 
Eben so wenig ist erforderlich, dass das Einlnriiigen der Frau 
schon (ganz oder zum Theil) verloren gegangen sei; es ge- 
nügt, wenn es auch nur gefährdet istJ^'j Endlich, auch das 
ist nicht erforderlich, dass sich die Fran in dem Heirathsrer- 
trage die Zurficknahme ihres Einbringens bedungen Iiabe.i0 



5) Vgl. Art. 1166. 788. u. Bel- 
lot II, 132. Durant. XIV, 419ff. 
Um zu ihrer Bezahlung nach der 
unter ikoen eiairetenden Rangord- 
nung zn gefauigeB. Sir. XXXV, 
II, 81. 

6} 'Selbst dann steht den Gläu- 
bigera das Redrt der btenrention 
wo, wenn ihr hitereme dabei nicht 
sofort zu Tage tritt. Rh. Ai ch. 
XXIX, I, 287. — Nicht aber in ei- 
nem Rechtsstreite über die Sonde- 
Tung von T. u. B. Favtrd a. a. 
0. Sect. II. §. II. Art. 2. n. 13. 

7) Zum Nachlheile ihrer Kerhtp. 
wenn auch ohne Gefährde. Bat- 
tnr II, 646. Sir. XI, I, 38. 

8) S. C. de pr. Art. 873. Durch 
diesen Art. wird der Art. 1447 
des C. c. beschränkt. Beilot II, 
137. Sir. XVI, I, 65. XVIII, II, 

64. 158. $, jsd. Carr« ad Art. 



873 des C. de pr. — Vrgl. auch 
Sir. VIII, I, 545. 

9) Sir. VIII, II, 320. 

10) Poth. a.a.O. Pig. II, 499. 

Ob die Gefahr vorhanden sei, ist 
dem Krme.s.sen des Richters über- 
lassen. Besonders ist die Sicher- 
heit sa berlleluicbtigen« welche der 
Frau ihr cresetzHches Unterpfands- 
recht gewährt. Bellot II, 100. 
— *Es genügt schon, wenn nur 
die Zinsen der dosgeßihrdet sind. 

Sir. LH, n, ssa 

11) Die wesentliche Folge der 
Gütersonderung ist die Auflösung 
der Gütergemeinschaft. Nach aus- 
gesprochener Gttterfondening hai 
die Fran die Wahl, oh iiediedtt- 
tergemeinschaft annehmen oder 
ausschlagen will; schlägt sie die 
Gütergemeinschaft aus, so hat sie 

keiattfwogi dM Recht» Ihr Bin- 
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2) Wenn die Fraii wegen der zerrütteten Vermögensumstände 
dei Mnmes zu befurchten hat, daas sie, obwohl ohne Aus- 
8taltmig, d6B Ertrag Ihrer Arbeit yerUeren und daher wegen 
ihres Lebeneanterbaltes gefitfurdet lehi verde. Dagegen ge- 
Bffgt zur Begründung dieser Klage nicht, dass der Mann das 
Geld, welches aus einer Liegenschaft der Frau gelöst worden 
iflt, nlefat wieder anlegt, oder daie er die eigenen Güter der 
Frau nidit gehMg yenraltet.^^ Anf der andern Seite wird 
zur Begründung der Klage nicht erfordert, dass unter den 
Eheleuten ein Heirathsvertrag abgeschlossen worden sei,i^) oder 
dass der Mann durch seine Schuld in Verfall der Nahrung 
gerathen sei.^^ Anch Ist die Fran nicht nm deswiUen mit 
ihrer Klage abzuweisen, weil sie das Haus des Mannes Ter- 
lassen hat.^<^) — Die Klage anf Gtttersondemng kann an ^er 
jeden Zelt, und seihst wXhrend des Ehescheidnngsproxesses,!^ 
angestellt werden. — lieber das in den Sachen dieser Art 
zu beobachtende Verfahren enthält der C. de pr. Art. 865 — 
873. besondere Vorschriften« i») Vgl. a de c Art 65. — 
Angenommen, dass das Ürthell die Gittersondemng ansspricht, 
so ist gleichwohl die Sonderung als nicht geschehn zu be- 
trachten, ^^j wenn sie nicht in den nächsten vierzehn Tagen 



bringen nirficlizHfordern, wenn sie 
steil dieiSi Recht nicht in dem Hei- 
rathsvertrafe TOrbehalten hat. (Je- 
doch ist bei der Auslegfiing «les 
Art. 1443 nicht zu übersehen, dass 
den Heinrtiif?ertrt|feii gewSliiiHeli 
die im Art. 1514 erläuterte Klau- 
sel einverleibt wird.) Vgrj. C. de 
pr. Art. 874. Poth. n. 508 f. Pi- 
^eau II, 500.589. Bellot 11,99. 
147. Merlin m. sdpar. de biens. 
^. V. S i r. IX, IT, 34. 

12j Poth. n. 501. Kavard a. 
a. 0. Sir. VlII, II, 320. XiV, II, 
48a mh. Areli. XXIX, I, 287. 
XXXrV, I, 119. 122. - S. jedoch 
Sir. XIII, II, a59. XXII, II, 164. 
— Das was über den ersten Kla- 
gegrund, 0. Anu. 9—11, geiagt 



worden ist, ist anch auf den iwel- 

ten Klaff^rund anwendbar. 

13) S. jed. Poth. n. 500. 

14) Jpd. du C. c. XI, 58. 

15) Poth. n. 499. 

16) Sir. XXVI, II, 233. 

17) Sir. IV, II, 161. 

18} Vpl. Piff. II, 488fr. Bell. 
II, 10311. Durant. XIV, 405 ff. 
B a 1 1 u r II, 635 ff. — Während des 
Rechtsstreites kann die Frau aadi 
Massregeln zur vorläufi^n Siebe- 
runfr ihrer Rechte ergreifen. Sir. 
XXIII, n, 195. XXVII, U, 47. Cit. 
•~ Ueber die Antoriiatioii, devea 
die Frau zur Anstellang dieser 
Klage bedarf, s. C. de pr. Art. 
865 und Favard a, a. 0. Seet. 
Y. S. U. n. 3. 
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nach gesprochenem ürtheiPO) durch die freiwillige Befriedi- 
gung 21} der Forderungen der Frau, in so weit das Vermögen 
des MaaneB hinreicht, in Yollueluuig geeetst worden i^t^^) 
oder wenn nicht die Fran das VoUsiehnngsr^rfidiren bk der^ 
selben Frist eingeleitet 23) und dieses Verfahren unnnterbiochcii 
fortgesetzt hat.'^^j Art. 1444. Es kann überdiess das Urtbeil, 
welches auf Sondemng erkennt, nicht eher mit Erfolg,^) frei- 
willig oder im Wege Rechtens, in Vollsiehnng gesetEt wer- 
den,2^} als bis es auf die in den Gesetzen bestimmte Weise 



19) Nicht blos das Urtheil, son- 
dern das ganze Yerlahren ist kraft- 
und wirimngtloa. Sir. XXIIi, ly 
317. XXXIII, II, 540. Hilijard 
II, 75. Jedoch kann allerdinfjs die 
Klage vun neuem aus demselben 
(irunde angestellt werden. — *Ea 
kann auch auf die Einrede der 
Nichliffkeit Acrzichtet werden, da 
sie nicht juris pulilici ist. Die frei- 
willige YoUs.treckung sclilicsst ei- 
nen Venlcht auf die Einrede in 
sieh. Rh. Arch. XXXYII, I, 250. 

20") Der Art. jfedenkt dieser Frist 
nur bei der gezwunguMen , nicht 
hei der freiwilligen Vollziehung. 
Allein ex ratione legis ist die Frist 
auch auf die erslere 711 iK zichen. 
Bellot II, 117. — Die Frist be- 
ginnt mit dem dato des Urtbeiles. 
Merlin m. s6par. debiens. Anch 
dann, wenn das Urtheil auf Aus- 
bleihen gesprochen worden ist. 
Sir. XXIV, II, 85. 

21) *Der Art. 1444 verlangt Be- 
friedigung unter Errichtung einer 
authentischen Urkunde. Als solche 
ist ;iuch ein vor dem Vercleichs- 
burcau zu Stande gekommener Yer- 

flei^ sn betrachten. Rh. Arch. 
:xxvn, I, 250. 

22) Jedoch wird es {jenngen, 
wenn diese Vollziehung lu der ge- 
setalichen Frist nw ihren Anfang 
genommen hat. Sir. XXXIV, I, 
98. — * Ks jreniigt, tim die Frist 
zu reiten, jede prozessualische und 
sonst rechtliche, in der Frist vor- 
genommene Handlung derJBbefrvni 



aus welcher die Absicht der ür- 
theilsvollstreckung erheilt und wel- 
cher die Vollstredtungshandlangen 

folgen. Vgl. Rh. Arch. XXXVn, 

I, 245. 248. 

23) Vgl. Bellot II, 120. Sir. 
XI, I, 77. XVI, II, 89. 91. 216. 
XXVI, II, 219. 25Ü. XXYIII, f, 
284. 11,211. XXXI, 1,359. XXXIY, 

II, 211. (Alle diese Rechtsfiille be- 
treffen die Frage, wann das Ver- 
fahren als angefangen an betrach- 
ten sei.) — Der Art. 1444 ist nidit 
durch den Art. 872 des C. de pr. 
aufgehoben worden. Sir. XVIII, 
I, 283. XIX, I, 287. «Rh. Arch. 
XX. I, 22. XXIII, 1, 05. xxxvin, 

I, 250. 

24) Sir. XVII, II, 417. XIX, 1, 
354. XX, II, 57. --'Die Frage, von 
wie langer Daner die Unterbre- 
chung sein müsse, ist don Gerich- 
ten überlassen. Vgl. S i r. LH, II,- 
299. — Auf die ClUtersonderung, 
welche die Folge Yon der Sonde*- 
rung von T. n. B. ist, ist der Art. 
1444 nicht anwendbar. Vgl. Art. 
1463. Üelvinc. III. 40. Du- 
ra nt. XIV, 412. Sir. XI, 11,163. 

25) Also, wenn nicht stfror dem 
Urtheile die erforderliche Offen- 
kundigkeit gegeben worden ist, ist 
gleichwohl die Vollziehung des L'r- 
tbeils nnd mithin die Gtttersonde- 
mng unwirksam. Sir. XXVI, II, 
205. 317. 

26) *Vor erlangter Rechtskraft 
des die (iütertrennung aussprechen- 
den Urtheilf kann die VintUcationa- 
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Slfeiitiidli bekannt gemaeht worden ist.'^ Art 1445. §. 1. G. 

de pr. Art. 872. C. de. c Art. 65. Die Nichtigkeit der Gü-' 
tenonddnmg, welche aus der Kichtbeobachtong dieser Vor* 
Schriften (Art. 1444. 1445.) entsteht, dürfte als eine abso- 
lute Nichtigkeit za betrachten sein und daher von einem 
jeden Betheiligten geltend gemacht werden künnen.28j — Das 
Urtheil, welches die Gütersondenmg ausspricht, wirkt auf den 
Tag der angestellten Klage suruck,^*) s. B. was die Frfichte 
und Zinsen des Einbringens der Frau^^) oder die vun dem 
Manne gemachten Schulden betrifft. Art. 1445. §. 2.^2) 
— Von den zu Anfang des Paragraj^en gedachten beiden 
Wirkungen der Gütersondernng 33} ist hier nur die zweite 
zu erläutern. (Denn über die erste s. §. 518 ff.) Es hat 
also, was diese zweite Wirkung der Gütersouderuug betrifft, 
die in gesonderten Gütern leliende Frau 1) das Recht, alle 
Handlungen der blosen Verwaltung, ^^j und zwar ohne Autoii- 



klage der Ehefrau gegen die Bf- 
iitser ibrea Eigenthoms bei Leb- 
zeiten ihres Matincs nicht ange- 
stellt werden. K h. A r c h. XXXIV, 

I, 36. S. jed. für die provisori- 
icbe Geltendmachung der Forde- 
rungen der Frau. Sir. Uli, II, 
127. 

27} Vgl. über diese Bekannluta- 
cbang; D n r a n U II, 638. XIV, 430. 
Marcad6 Art 1445. Sir. XVI, 

II, öl. 

28) Die Frage (welche wieder 
mehrere besondere Fragen unter 
Bich begreift, als z. B. £e Frage: 
ob die Eheleute diese Nichtigkeit 
gegen einen DrittcTi geltend ma- 
chen können, gegen welchen sich 
die Fran, als in geaoiiderten Gü- 
tern lebend , verbindlich gemacht 
hatl, ist jedoch bestritten. S. Sir. 
XXIV, II, 85. XXVII, II, 135. Cit. 
XXX, II, 156. Cit • XXXVII, II, 
135. XL, II, 497. XU, H, 3. S. 
auch Anm. 19*. 

29) Poth. n. 510. .ledoch bleibt 
allerdings dem Hanne während des 

FroMtMf die Verwsltiuif dei de» 



meingatea etc. Bellet ü, 128. 

•Marcadö Art. 1449. n. 1. Sir, 
VIII, IK 105. XXVIII, II, 18. 

30) S. Art. 1514. Dasselbe gilt, 
wenn die Frau die Gemeinschart 
anoiromt, von ihrem Antheile an 
dem Gemeingute. ~ S. jed. Sir« 
XXXIII, U, 35S. 

ai) *Der gute Glaube Dritter 
beirrOndet keine Ansnahme* Sirj 
XLIII, II, 541. XLVI, I, 556. 

32) Der Art. 1445. §. 2 ist auch 
in dem Falle einer Sonderung von 
T. u. B. anwendbar. Sir. XXXVI, 

n, 61. 

33) Diese beiden Wirkungen sind 
die einzigen, welche die Güter- 
sonderung hat. Z. B. die Frau ist 
naeh wie vor verbunden, bei dem 
Manne zu wohnen. Jpd. du C. c. 
VII, 290. Vlil, 2S0. Sir. VI, II, 
135. Die Frau kann nicht etwa 
die Rechte, welche ihr, wenn sie 
den Hann überlebt, zualeheB 0^ 
droits de survieX eofort antttbeB. 
Art. 1452. 

34j Wenn zu Anfaug dieses Pa- 
ragraphen gesagt wiirie, diM die 
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sation und oline dass der Mann rm der Frau eine Bürgschaft 

wegen der gehörigen Verwaltung ihres Vermögens zu fordern 
berechtiget wäie,^^) ToraimehmeD. Art. 1449. §. 1. Art. 1536» 
1576. 1. Sie kann daher a. B. ahne AntoiiiatiiHi ihre 
Einkünfte beziehn und darüber quittiren^ ihre Kapitalien auf- 
kündigen, ihre Liegenschaften vermieihen oder verpachten.^^) 
Jedoch kann sie so wie überhaupt , ao auch in den Secto- 
flachen, welche die Verwaltung des weihlicheti Vermögens he« 
treffen, nicht ohne Autorisation vor Gericht stelm,^^) also 
z. B. nicht ohne Autorisation die Mobüiarkapitalien , die sie 
auflBtehn hat, mittelst eüier Klage herbeitreiben.38} Art. 81 5. 
1576. 2. Auch dtrfte sie niehft für berechtiget zu etadtten 
sein, ohne Autorisation ihre Liegenschaften auf eine längere 
Zeit, als auf neun Jahre, zu vermiethen oder zu verpachten.^^^ 
Arg Art. 1449. 1. Art. 1538. 1576. 2. jcto. Art. m* 
1429. 1718. Auf der andern Sdte fallen nicht nur die Ver^ 
bindlichkeiten weg, weiche, während der Gütergemeinschaft, 
der Mann als Verwalter des eigenen Vermögens seiner Frau 
auf sich hat, sondern es ist auch der Mann nicht für die Ver- 
waltung verantwortHch, wdlche die Frau über Ihre GSter fährt. 

jedoch Z. 4.} 2} Die Frau ist berechtiget, ihr Vermögen 
nach Gefallen, und ohne dass' sie dner Autorisation bedarf^ 
si nutien nad au gebrauchen, auch ihre Einktinfite aa ihrem 
Besten oder sonst auf ehie beliebige Weise zu verwenden.^^) 



Frau durch die Gtttervonderung cur 

Verwaltung ihres Vermöjfens g-c- 
langc , so wurde da das Wort: 
Verwaltung in seiner weiteren Be- 
deutuuf, &» ist tou der AniObung 
d«r Eigeuthamsrechte gebraucht. 
In der vorlieffenden Stelle ist da- 
gegen dasselbe Wort in seiner en- 
geren oder eigenllieheii Bedeutung 
genonmeu worden. S. darüber 
Benoit, tr. de la dot. n. 19 ff. 

35) Sir. XXin, II, 23. 

36) Dagegen ist nicht der Mann 

bieeohtiit» die ehui ode» die aa« 



dere dieser Handiengen statt der 
Frau vorinnehmen. Sir. XXVili^ 
II, 113. 

37) BeHot II, 155. 

38) *Wey aber kumi sie tob 
einer in einer solcbeu Procedur 
eingelegten Berufimg deai«tiren* 
Rh. Arch. XU, I, 67. 

39) Bellet IV, 300. Bidav 
II, 514. 

40) Der Satz gilt auch von den 
fructibus fundi dotalis einer nach 
dem Dotalrechte verheiratheteuFrau 
Sit. UVB, I, m 
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Art J536, 1575. §. 1. Jedoch ist die Frau verbunden, zu 
den AxofSßbvk der Wk thschalt und su dem Aofwaiide für die 
ünierhaltansf und Enielrang der gemeinscliafifiefaeii Kinder ^9 
einen mit ihren Vermögensumständen und mit denen ihres Man* 
nes in Yerhältuiss stehenden Beitrag zu leisten, und, wenn 
der Mann gtfiudieb im¥ermögend iat, diese Ausgaben gani «i 
bestreiteiL«») Art 1448. (Wenn die Ehdeute, zu Feige 
des Heirathsvertrages in gesonderten Gfitern leben, 
und der Heiratbsyertrag nichts über den Betrag des von der 
Frau an jenen Ausgaben und Kesten an kistanden Beitrags 
feetset^t,^^} so belänft sidi dieser Bettrag krafit Geaetses auf ein 
Dritttheil der reinen Einkünfte der Frau; Art. 1537. 1575. 
jedoch mit dem Vorbehalte, daas, auch wenn die Eheleute zu 
Felge des SeiratfasTertragee In gesondert^ Gütnni leben, der 
Mann aber gSnalieh nnTermSgend ist oder wird, die Wiriii* 
Schafts- und Erziehungskosten der Frau ganz zur Last fallen, 



41) Hat der Mann Kinder ans ei- 
ner früheren £he , so dürfte die 
Vovscivifi des All. 1448 auch anf 
diese anwendbar sein. Bellot II, 
149. ♦S. jed. Marcadö Artikel 
1449. n. 2. — Dagegen hat die 
Frau die Kinder, die sie aus ei- 
ner frttheren Ehe hat, auf ihre K07 
gten zu erziehen. 

42) Battur 11, 515. — Also 
die Frau kann in der Regel nicht 
▼erlangen, daas ibir aeUwl die Ftth- 
raag der Wirthschaft oder die Lei- 
tung der Erziehung überlassen 
werde, oder dass sich der Blann 
mit einem Nahrungsg( halte be- 
gaOe«. Pig. 11,508. Merlin in. 
s^par. de biens. Sect. II. JJ- 5. 
S. jed. Tropl. II, 1435. Od icr 
I, 401. Sir. YllI, II, 181. IX, Ii, 
9. XnV, I, 415. C». 

43) Dodl kann der Mann nicht, 
wegen der nach Art. 1448 der Frau 
obliegenden Verbindlichkeit , das 
Vennögeo der Frau iaaebebalteD. 

Sir. mi, u, m *XLv,ii, 580. 

• — Kann die Frau, wenn sie die 

4iiig»beii dar Wirthacliaft gana 



zu bestreiten hat, wegen der des- 
halb aufgelaufenen Schulden von 
den GlSi&igwii belangt werden? 
Die bejahende Antwort dürfte den 
Vorzug verdienen. Sir. VII, II, 
181. XXX, II, 218. S. jedoch 
Herl in m. säpar. de blens. Sect. 

H, 5. Wenn die Gtttersonde- 
rung aus dem Grunde eintritt, weil 
die Eheleute von T. u. B. geson- 
dert worden sind, so hat die Frau 
an den Ausgaben der Wirth- 
Schaft Uberall nicht beisutragen* 
Delvinc. III, 44. 

44) Auf den Fall einer gericht- 
lichen Gütersonderung wird die 
Vorschrift der Art. 1537. 1675. (we- 
gen des Dritttheiles) nicht an- 
wendbar sein. Hier ist nicht Gleich- 
heit des Grundes vorhanden. Als- 
dann tritt Tielmebr daa richterlf* 
che Ermessen ein. Bellot ffl, 
361. *Tropl. n, 14d5. Odier 

I, 401. 

45) 9. einen Beehtahll, in wel- 
chem Uber den l^no einer solchen 
Klausel geatvittea wurdt, b, Sir. 
XI, Ii» 497. 
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der HeiradiBydrtrag mag übrigens über den yon der Frau zu 
diesen Kosten zu leistenden Beitrag eine Bestimmung enthal- 
ten oder niclit^fi) Arg. Art. 203. 212. jet. Art. 6. 1388.) 
Hat die Fran, angeachtet des Our an ihrem Vermdgen aoste- 
henden Nutzniessungsrechts , dem Manne den Geuuss ihrer 
Güter gutwillig überlassen so hat der Mann die Verbind- 
lichkeiten eines liutsniessers auf sich.^^) Art. 1580. Unter 
derselben Voraussetsang hat der Mann nach Anflösnng det 
Ehe, oder so wie es die Frau (s. auch Art. 1166.) verlangt, 
jedoch nur die nocli stehenden oder die noch vorhandenen 
Früchte 1*^} nicht aber die bereits erhobenen und yeraehrten 
auszuantworten. Art 1539. 1578. Hat dagegen der Mann 
die Güter der Frau erweislich gegen den Willen der Frau 
benutzt, so hat er auch die verzehrten Früchte zu erstatten. 
Art. 1579. Endlich, wenn der Mann die Güter der Frau tu 
Folge einer ihm von der Frau ausgestellten VoUmadit ver- 
waltet hat, mit der Verbindlichkeit, ihr über die Nutzungen 
Rechnung abzulegen,^ ^ Frau, wie ein jeder an- 

dere BevolhnScfatigte, verantwortlich. Art 1577.^3) 8) Die 



46> Delap. ad Art 1537. Be- 

noit n. 56 ff. 

47) Wie weit erstreckt sich als- 
dann das VerwaUungsrccht des 
Hannes? Kann er z. B. auch die 
Kapitalien der Frau einnehmen und 
darüber quittiren ? S. B c 1 1 o t IV, 
308. — Uebrigens können die GÜiu- 
biger des Mannes gleichwohl nieht 
auf die Früchte &a Sondergutes 
Beschlag legen. Sir. XXXIH, II, 
28. 376. 

48) S. z. B. Art. 509. öüö. Sir. 
XXVil, II, 161. XXXV, II, 388. 

49) Also auch nicht das für ver- 
kaufte Früchte rückständige Kauf- 
geld. Battur II, 519. A. 91. ist 
Bellot III, 387. — Beide Art. 
(1539. 1578) sprechen nur von 
den Früchten des Sonderguts. Al- 
so, wenn zu dem Sondergutc Ka- 
pitalien gehören (die Ubrisens nicht 

auf geliehen worden find), se iii * 



dieie Art nicht anwendliar. Sir. 
XXXIV, II, 347. XXXV, 103. 

ÖO) Dieser Beweis wird, be- 
wandten Umstanden nach, nicht 

leicht auder.s , als durch eine öf- 
fentliche Urkunde geführt werden 
können. Malev. ad Art. 1579. 
Toull. XIV, 364. Beilot IV, 
310. Biret p.234. Sir. XXXVÜ, 

II, 282. 

51) Also diese Klausel muss in 
der Vollmacht enthalten sein. Sonst 
steht der Fall unter den Vorschrif- 
ten der Art. 1578. 1579. Delv. 

III, 120. S. jed. Benoit tr. de 
la dot. n. 78 f. — Erstreckt sich 
das gesetzliche Unterpfand der 
Fraa auch auf die aus einer sol- 
chen Vollmacht entstehenden For- 
derungen ? Verneint wird diese 
Frage bei Sir. XIV, II, 139. 

Kehl Zweifd, dMf dio Art. 
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Frau ist berechtiget, über die ihr gehörenden beweglichen 
Sachen nach Gtefailen und ohne Autorisation, in TeifiQgaii^^) 
ab B. sie JBU verkanfen, ni yeraehenken i^") Mobiliarkapitalien 

einzunehmen nnd darüber zu quittiren,^^) diese Kapitalien auf 
Leibrenten oder auf andere Weise anzulegen,^*^) eine ihr und 
Anderen angefallene Mobiliarerbschaft mit ihren Miterben id 
theilai.S7) Art 1449. 3. 4) Die Frau kann ihre Liegen- 
schaften nur mit Autorisation des Mannes oder des Gerichts 
yeräussern) mit Dienstbarkeiien oder mit Unterpfändern be- 
sehweren.s») Art 1449. 3. Art 1538. 1576. Wenn nun 



1539. 1577—70 juk Ii auf die ge- 
richtliche (jütersonderuiig anwend- 
bar sind. S. Beilot IV, 306. 
Sir. XXIX, II, 237. XXXI, 0,178. 

53) In dem Art. 1576 ist das 
Wort: biens (wie in mehreren 
Stellen des C. c), bios von Lie- 
I^Bschaflen su Teritelieii. Arg. 
Art. 1449. $. 2. 3. Vgl. Sir. XI, 

n, 79. 

54) Der Art. sagt : La femme 
peat disposer de son mobilier, 
et l'aliöner. Das Wort: dtfpoier 
bezieht sich aher in dem C. c. in 
der Kepel auf Ireipehi^e Verfii- 
gungeu, sowie das Wort: ali^ner 
auf yertmserunKen gegen eine 
VergeltunfT. Delvinc. ad Art. 
905. — Andere nehmen jedoch Arg. 
Art. 217. 905 an, dass die in ge- 
fonderten Gttkem sleheniie Frau 
Ihre beweglichen Guter nicht ohne 
Autorisation vorschenken könne. 
S. z. B. D urant. I, 241. VIII. 
208. XV, 314. Ebend. des contr. 
et oblig. II, 491. (Naeh dieser 
Meinung würde im Art. 1449 das 
Wort ali^ner nnr eine Erklarnnff 
des Wortes disposer sein.) Vrgl. 
noch Duttliiiger I, 431. Hil- 
gar d II, 229. — *Die letztere Mei- 
nmiy: ist cc'.'oiiwJirfiii' niil Kecht 
die .nllornicin anerkannte. Uer Art. 
905 ciilhult die specieiie Vorschrift 
für die Schenkungen derJ^hefrau. 
S. Blarcad^ Art. 1449. n. 2. 

55) Der Schuldner kann nicht 
wegen der gehörigen Auleguug des 
Zscharil, Fnai* CivilieUii. 6. AoO. lU. 



Kapitals Bürirschaft fordern. Sir. 
XXVI, 1, 463. — Die Frau kann 
zur Loschung der Inskriptionen, 
die wegen ihrer Hobiliarfordenui* 
gen fTcnommen worden sind, ihre 
ZustimmunsT ohne Autorisation er^ 
theilen. Sir. XI, II, 79. 

56) Sir. XXXIV, II, 280. 

57) Ghabot comment. sur In 
loi des success. ad Art. 818, — 
Die Beantwortung der Frage, ob 
Alles das, was unter Z. 3. von der 
Veriuaserliebkeit derFahntiss ge- 
safft worden ist. auch auf die 
Fahrniss anwendbar «ei, welche 
eine Frau, die sich nach dem D o- 
talreehte verheirathet halte und 
nun die Gtttenonderung erlangt, 
dein Manne zugebracht hnt, hängt 
davon ab, oh man dem Do tal- 
rechte nach, auch die in beweg- 
lichen Gütern bestehende Mitgifk 
für unveriinsserlieh zu erachten 
habe. \^\. V a z. tr. du mariage 
II, 320. Sir. XXVI, I, 463. Cit. 
XXXVD, n, 164. u. unten $. 537. 

58) Diese Autorisation niuss sp e- 
c i e 1 1 sein. Vgl. Art. 1538. 2. 
und oben ^. 472. Anm. .)4. Je- 
doch kann sie schon im Heiraths- 
vertrage ertheilt werden. Dur. 
XV, iill. 

fiO) Erlangt eine Frau , welche 
sich nach dem Dotalrecbte ver- 
heirathet hat, die Gfltersonde- 
rung (Art. 15^3), so sind die Lie- 
genschaften, welche Dolalgut sind, 
fortdauernd unvcrftusserlich. G r e n. 

.16 
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eine Uegensduift der Fraa veräussert worden ist, so liegt dem 
Manne nicht die Verbindlichkeit ob, die er als Herr der Ge- 
IpeinseMI auf sieh liatte, für das Geld oder fiir deaaen Wieder- 
aalegang sa stein; sondern das gelöste Geld Mdbt, als ein 
Mobiliarkapital zur freien Verfügung der Frau. Jedoch ist der 
Mann für die unterbliebene Wiederanlegung dieses Geldes in 
00 fem Yerantwortliciii als erwiesen werden kann oder als den 
Gesellen nach au Temintlien ist, dass der Mann das Geld in 
Empfang genommen habe oder dass das Geld in den Nutzen des 
Mannes verwendet worden sei. Diese gesetzhche Vermuthuug 
aber tritt in dem Falle, da die Li^enschailfc mit Aatorisation des 
Gerichts Terttnssert worden ist, alsdann ein, wenn der Mann 
gleichwohl an dem Veräusserungsvertrage Theil genommen 
hat| so wie in dem Falle, da die Veräusserung mit Autori* 
sation des Mannes geschehn ist, dann, wenn der Mann bei 
der Abschllessmig des Eanfirertrages gegenwärtig gewesen 
ist.^^) Jedoch hat der Manu der ihm in Fällen dieser Art 
obliegenden Verbindlichkeit Genüge geleistet, wenn das ge- 
Htete €Md für die Fran (doreh den Ankanf ehier Liegenscliaitt, 
dorch Ausleihen oder auf eine andere Weise) überhaupt wie- 
der angelegt worden ist; er hat nicht dafür zu stehn, dass das 
Geld auf eine yortheilhafte Weise angelegt werde«*»^) 
Axt. 1450. Uebrigens, da das Geld, welchies die Fran ans 



tr. des hypoth. I, 35. Sir. XX, 

I 19. 

' 60) *S. jed. Sir. XLVIII, 1,601, 
WO die blose AutoruBation für se- 
nttgend erachtet wurde; der f. 1 
des Art. 1450 spricht nur von der 
Mitwirkung des Hannes, der 2 
wird durch f. 1 sn erktiren fein, 
die Hitwirkung und Zustimmung 
liegt dann allerdings in der Aoto- 
liMtion. 

61) Dai scheini der Sirni dietei 

(in der Fassung etwas vernachlös- 
si(i;ten) Art. zu sein. Der Art. ist 
oSenlMur mit Rttcküiciit auf Foth. 



n. 594 dem C. c. einverleibt wor- 
den. Man wollte eine praes. facti 
in eine praes. juris verwandeln. S. 
anch Beliotll, 165. Batturü, 
655. Dur an t. XV, 316. *Mar- 
cad* Art. 1450. n. 1. 2. — • Ue- 
brigens ist der Art. 1450 auch auf 
den Fall anwendbar, da die Ehe- 
leute vertragsmässig in ge- 
sonderten Gütern leben. Bellet 
IV, 302 ingleichen auch auf Lie- 
genfchaften , die Paraphernalgut 
sind. Sir. XXIX, II, 20. *Tropl. 
II, 1459f. - A. M. Favard ra. 
regime dotal. UI. n. 1. Sit, 
XL, 11, 304. 



Digitized by 



Y<m der lla^a auf Goterfionderung. 248 

einer yon ihr yerkanften Idegenaehaft lört, ,d«r freien Verfö- 

guüg der Frau anheimfällt, so kann der Käufer der Liegen- 
sebaft Auuahliiiig des Kaii^eldes nloht unter dem Voi* 
wände Terwdgenii daB» die Frsa niTMenlt für die Anlegug 
des Geldes in Lfegeniduiften Sicherheit m leisten hahe.^^) 
5) Die Frau kann ohne Autorlsation eine jede Art von Ver- 
bindlichkeiten eingdm, solche Yerbindiichkdten allein aus- 
genommen, welche die Liegensehaften der Frau nnn Gegw- 
Stande haben würden. Sie kann also z. B. Darleheh an&eh- 
men, Bürgschaften leisten. Jedoch können die Schulden, die 
sie ohne Autorlsation madit, nur ans dem beweglichen Yei^ 
mSgen und ans den Einkünften, nicht aberians den Liegen-* 
Schäften der Frau herbeigetrieben werden.^^) Arg. Art 1449. 



62) Derselbe Satz gilt von den 
■oMliaiforderanffeii der Fran aber- 

liaupt und zwar (vorausgesetzt, dass 
nach dem Dotalrcchte nur der Fun- 
dus dotalis verüuaserlich ist, vsl. 
J. 537.) aacb dann, wenn sich die 
Eheleute nach dem Dotalrechte 
verheirathet haben. Vj»l. über den 
letzteren Satz : S i r. XXVII, II, 204. 
XXYIII, II, 340. XXX, U, 325. 
XXXIV, II, e&Sk 661, {Wegen der 
Streitfrage , von v«relcher §. 537 
die Rede sein wird , ist der Ge- 
ricbtsgebrauch , was den letzteren 
Stta betrift, sehwankend.) 

63} Eine bekannte Streitfrage 
des Franz. Rechts! Für die im 
Paragraphen angenommene Mei- 
nung scheint der Art. 1449 sehr 
unsweideiitig su sprechen. lYmn 
eine Frau über ihr MobiliarvernWi- 
gen und über ihre Einkünfte nach 
Geiallen verfügen kann, wie konnte 
und aollte es nicht verttatlet seüi» 
die Mobiliarsehuldcn , die sie ge- 
macht hat, gegen ihr Mobiliarvcr- 
mügen zu verfolgen? Nur ihre 
Liegenschaften kann die Frau nicht 
ohne Autorisatioo veräiissern; auf 
diese also kann z. B. allerdings 
nicht Inskription genommen wer- 
den, wenn «ie zur Bezahlung einer 

•olehen Sflfadd Temrdieilt worden 



ist: und eben so wwig können, 
nach anfjgeloster Ehe,' die itt Frage 

stehenden Schulden aus den Lie« 
genschaften der Frau herbeigelrie- 
ben werden. Mit einem Worte» 
die Frau haftet fttr diese Sehnlden 
nor mit ihrem Mobniarremiögen 
und nur ])is zu dem Beirage dessel- 
ben. — • Gleichwohl .sind mehrere 
Schriftsteller und Gerichtshöfe der 
Meinong, data die Fnm rileinmi 
Behufe der Verwaltung ihreü 
Vermögens oder zur Bestreitung 
ihrer persönlichen Ausgaben 
eine Veibindlichkeit eingehen kön* 
ne, dass man also den Art. 1449 
strengwörtlich zu verstehen habe. 
Vgl. über diese Streitfrage: Del- 
vinc. III, 43. Beilot II, 153. 
in, 371. Durant. H, 482. X^ 
315. ibid. des contr. et obligat. I, 
240. Battur II, 514. 652. Cou- 
lon, dial. 129. Sir. XX, U, 315. 

XXV, n, 66. XXVI, n, 271. cil 

XXVII, II, 250. XXIX, II, 423. Cit. 
XXXI, II, 101. XLV, II, 301. Die 
hier einsclilagendcn Urtheilo des 
KGH., welcher sich neuerlich für dio 
letztere Meinung eifcllrl ka^ A 
bei Sir. XIX, I, 339. XXIX, I, 
181. XXXI, I, 22. XXXIX, I, 
6Ö3. — *Auch die neuem Sehr, fol- 

gon dar JaMen lUbuuig Tr«fl» 
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$. 2. S. — 6) Anlangend das Baeht der Fran, Erwerbun- 
gen zu machen, bleibt es bei der im Art. 217. aufgestellten 
Hegel. Vgl. §. 472. Jedoch bedarf die Frau einer Auto- 
liaaüon nicht sa denjenigen Enrerbongeiii welche ala Yer^ 
waltnngBhandlungen betraditet werden können. — Die Gfito»- 
gemeinschaft , welche durch ein richterliches Krkennt- 
niss aufgelöst worden ist, sei es, dass dieses auf Sonderung 
der Eheleute von Tisch nnd Bette (Art Sil.) oder Uoa auf 
Gütenondemng lantete, kann in einem jeden Angenblicke durch 
die Uebereinkunft der Eheleute wiederhergestellt werden. 
Jedoch ist die Gemeinsdiaft nur in so fem für wiederherge- 
ateUt SU erachten, als fiber diese Uebereinkunft ehie Notariats- 
nikunde angenommen worden ist, von weldier die Urschrift 
bei dem Is'otare verbleiben muss. Eine Ausfertigui\g dieser 
Urkunde ist auf dieselbe Weise, wie das Sonderungsurtheili 
(Art 1445.) SffentUch bekannt su machen.^^) Die so wi»- 
derhergestellte Gütergemeinschaft ist schlechthin so zu beur- 
theilen, als ob sie seit der Trauung in keinem Augenblicke 



II, 1405—1407. Valeite! bur 
Prondfi. I, pa):f.463. Harcad^ 
Art. 1449. n. 1. S. jed. Rhein. 
Arch. XLl, I, 67. — Ueber die 
Frap^e, ob der aufgestellte Satz auch 
dann Hechtens sei, wenn sich die 
Frau iiaeh dem Dottlrechte ver- 
heirathet hat, s. Anm. 57.62. aiid 
■men 537. 

64) AVie, wenn die Frau, allein 
oder mit dein Manne, eine Lie- 
genschaft erkauft hat, und es ent- 
stellt die Frage, ob sie du iCmif- 
geld ans eigenen Mitteln besahlt 
habe, — wer hat den Beweis zu 
fuhren? Die Gegenpartei. Batlur 
n, 516. S. auch Sir. XXVni, II, 
191. XXX, n, 168. 

65) Auf die Tertragsmiafige Ge- 
t^MOndenillg ist dieser Satz nicht 
anwendbar. Art. 1395. Poth. n. 
512. War die Gütersonderung eine 
•Folge von derSonderasg derEhe- 
tenle.T«» T« V. B», so kam niehft 



die Gütersonderung aliein, sondem 
nor mit der Sonderung von T. u. 

B. zugleich wieder hergestellt wei^ 
den. S, Massol p. 346f. — Ue- 
l)ri|;ens ist die Vorschrift des Art. 
14öi auch auf deu Fall des Art. 
1563 anwendbar. Baltnr 0,660. 

66} Ist diese Bekanntma- 
chung unterblieben, so wird 
gleichwohl die Gütergemeinschaft 
nnter den Parteien tia wie- 
derhergestellt zu betraehten aein. 
IV ur dritten Personen kann 
die Uebereinkunft alsdann nicht 
entgegengesetzt werden. D e 1 a p. 
ad Art 1431. Bellet II, 171. 
^Andere Förmlichkeiten sind nicht 
zu beobachten , der Art. b72 des 

C. de pr. ist nicht analog zur An- 
wendung an bringen. Tropl. 
1467. Sir. XXXK, I, 460. — 
Vgl. über den Fall, da ein Ausge- 
wanderter wieder in seine Rechte 
eingesetzt worden ist. Sir. XllI, 
1,30. 
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aufgelöst gewesen wäre. Eine jede Uebereinkunft, darch wel- 
che die JEheleute die GütergemeinBehaft unter andern Bedin- 
gungen, ab nnter den nnprttnglidien , viederhenteUen, ist 
Ewar nicht schlechthin, (und so dass sie die Gemehischaft nicht 
wiederherstellte}) wolü aber in Beziehung auf die neuen Be- 
dingongen, die sie enthält, nichtig. ^7) Jedoch bleiben die 
Bechisbaindlangen bei Kräften, welche die Fran in der Zwi* 
sehenzeit vorgenommen bat, und in Gemässheit der obigen 
Regeln vorzunehmen das Recht hatte.fi^J Art. 1451. Vgl. Art 
1395. .Die wiederhergestellte Gütergemeinschaft kann nicht 
dnrcfa die blose Uebereinkanft der Partien, sondern nur durch 
ein neues richterliches Erkenntniss, (also wenn von neuem 
auf Sonderang von Tisch und Bette oder auf Gütersonderung, 
beaiehnngsw^e aus neuen Tliatsachen, geidagt worden ist,) 
ycm neuem au^elSst werden.^) Arg, Art 1443. 

Von den rechtlichen Folgen, weiche die Auflösung der Gütergemein- 
schaft unbedingt hat. 

« 

Die AuflüBung der Gfltergemdnschaft hat bi aUen den 
Fällen, in welchen sie nadi ^515. ehitritt, die Folgen, 
dass der Frau oder deren Erben und Rechtsnachfolgern^) die 
Waid freisteht, ob sie die Gemehischaft annehmen oder auf 
die Gemeinschaft versichten wollen.^) (Eine jede Uebeieln- 

67) Duranl. XIV, 431. *Mar- stHndio^e Beätimraungen zu betrach- 

cad^ Art. 1451. n. 3. Kodiere ten,-. welche allein nach Art. 1451. 

et Pont n, 990. 92t. — Andere %. 3* nichtig sind, 

ndinen an, dass der Vertrag als- 68) Der Art. gedenkt nicht der 

dann schlechthin nichtig sei. Rechtshandlungen desMannes. Diese 

Delvinc. III, 46. Battur II, bestehen schon zu Folge der Art. 

660. *Tropl. Ii, 1470. — *Die 1451. 3 aufgestellten Re(fel. 

entere Veiaimf iet Tontarieben; 60) Pif ean II, 145. 

die Wiederherstellung^ der Güter- 1) Dagegen ist mit der Aufltf- 

gemeinschaft tritt durch die üe- sung der (iiUerg-emeinschaft keine 

bereinstimmung der i'arieien ein, andere Folge unmittelbar und we- 

dieie UeberenuHnmung ist dnreh jentKch 'veroimdeii. S. Art. 1452. 

notarielle Urkunde sn constatiren 2) Nämlich den allgem. Rcchts- 

nnd die der letztem Urkunde hin- nachfolgern. Battur II, 666. S. 

sogefUcten iüauiehi find als selb> jed. Art. 788 o. unten Ann. 50. 
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kanft, durch welche der Frau etc. dieses Recht benommen 
würde} ist nichtig.^) Art 1463.) Es wird daher namentlich 
In dem Falle, da die GütergemeiiiBchaft durch den physischen 
oder 4en bürgerlichen Tod des einen oder des andern Ehe- 
gatten aufgelöst worden ist, die Gütergemeinschaft nicht — 
wie Toxmals nach der Mehrsahl der Gewohnheitsrechte^) — 
Ans dem Gnmde fortgesetst, weil der überlebende Eliegatte 
miterlassen hat, ein foyentarlnm Über das Gemeingut in der 
gesetEÜchen Frist fertigen zu lassen, Sondern , wenn der 
überlebende Ehegatte dieser Verbindlichkeit nicht nachgekom- 
men isty so haben die BetheiÜgten^ das Recht, (nnd nnr 



3) In den iltesten Zeiten hatten 
die Wittwen nicht dM Recht, auf 

die Gemeinschaft zu verzichten. 
Zuerst wurde es (xu den Zeiten 
der Kreuziüge) den adeligen \N itt- 
wen, späterhin anch den bOrj^er- 
liehen Wittwen ertliciU. Die Ver- 
zichtleistung geschah mit hesonde- 
ren Feierlichkeiten. (Die Wiltwe 
legte den Schlosse! auf das Grab; 
ein Aoadmck, der in unsern Ge- 
genden noch üMich ist.) Yrgl. 
Argou II , 60. Poth. n. 541. 
Battur II, 687. »Schäffner 
01, S. 196. Warnltonig II, S. 
252. 

4) Da jedoch das Urlheil, wel- 
ches auf Gutersonderung erkennt, 
rodewirkende Kraft hat (Art. 1445. 
$.2.) so kann die Frau schon wäh- 
rend de.s SonderunjTsproTie.sses nnf 

, die Gemeinschaft reehtshesliui<liij 
veraichten. "^M a r c a d e Art. 140 J . 
Sir. XIX, n, 216«*— Ihmelbe gilt 
Ten einer während des Sonderlings- 
Prozesses geschehenen Annahme 
der Gutergemeinscliaft. Sir. XXX, 
n, 07. XXXI, I, 268. 

5) Nach der Coutume de Paris 
Art. 240. 241 hatten die minder- 
jährigen Kinder des zuerst verstor- 
benen Ehegatten das Kecbt, die 
gesunmten Hobilien und Bmni* 
genschaften des Uberlebenden Ehe- 
gatten bei der Theilung des Ge- 
meingatfis ia Anspruch lu nehmen, 



gleich als ob die Gemeinschaft fort- 
dauernd bestanden hütte, dafernc 
der überlebende Ehejralte nicht 
liber dns (ienieinjjnt ein Inventa- 
rium binnen 3 Monaten von dem 
Todestage des xoerst verstorbenen 
Ehegatten an, hatte fertigen hissen. 
(Coininunio bonorum conliuuata.) 
Die Cout. de i'aris war in dieser 
Lehre das gemeine Redit der 
Länder des Gewohnheitsrechts, in 
so fern niebt die eine oder die 
andere Cout. iiesondere Bestim- 
mungen über dieselbe Lehre ent- 
hielt. Der Zweck des Art. 1442 
ist der, die eine continuatio eom- 
mnnionis zulassenden Gewohnheits- 
rechte aufsubeben. Die comman. 
hon. continuata halte TonjdiersB 
vielen und weitaussehenden Rechts- 
Streitigkeiten Veranlassung gege- 
ben. Vgl. I'oth. n. 759 fr. Dis- 
cuss. ad An. 1442. Sir. XVI, II, 
43. *Rh. Areh. Xi, I, 242. — 
Uebrigens ist der Artikel 1442 so 
kurz gefasst, dnss er zu mehr als 
einer Streitfrage Veranlassung gibt. 

6) Der Art. 1442 gilt ehen so 
wohl von der vertragsweise mo- 
dificirlcn als von der gesetzlichen 
Gütergemeinschaft. * T r o p 1. II, 
1304. Auch kann das laventa- 
rinm nicht nach abgelanfener Frist 
nachgeholt werden. Sir. XXXIV, 
11, 189. S. jed. ßellot IV, 345. 

7) Der Ark 1442. S* 1 gehnucht 
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das Beeht,) gegen Ilm oder gegen denen Eiben^ den Be- 
stand und den Betrag des Gemeingutes sowohl durch Urkun- 
den und Zeugen als durch den gemeinen Ruf ^) in Gewissheit 
SU eetien. Art 1442. 1. 8. jedoch Art 1415* Sind in dem- 
selben Fall mindeijShiige Kinder ans dar Ehe am Leben, 
so verliert noch überdiess der überlebende Ehegatte, welcher 
das Gemeingut entweder überall nicht oder nicht getreulich ii) 
oder nicht in der gehörigen Frist,!^) hat inventaririren lassen, dis 
gesetzliche NutmieBsrntg des Vermögens dieser Efaider ; ^3) auch 
haftet der Gegenvormund, welcher den überlebenden Ehegatten 
nicht 2tir Inventansirung angehalten hat, mit diesem sammt- 
verUndlich fibr alles das, wom der Ehegatte zum Yortheile 
der MhideijShifgeii Tttinthflilt wird. Art. 1448. 8. «och 
Art U56. 



den Ausdruck ,.parties int6ress^es". 
Er ist also von einem Jeden > zu 
versteheo, welcher ein IntereMe 
bat, dus das Gemeingut inventa- 
risirt werde. Battur II, 618. 
"Tropl. II, 128^1. — Gleichwohl 
hat (ob occasionem legis et arg. 
Art. 1443) auch die Melnmig el^ 
was für sich, dass der $• 1 aaf 
d I] Fall zu beschränken sei, dass 
der verstorbene Ehegatte — voU- 
jlihrige oder minderjährige — Kin- 
der hinterlässt. 

8) Der Art. 1442 sagt zwar nicht 
ausdrücklich , dass dieser Beweis 
nur gegen den überlebenden Ehe- 
gatten geführt werden kOnae. Aber 
dieae Beschrtakuiig ergibt sieb ez 
occasione et ratione legis. So ver- 
steht den Art auch ßattur II, 
616. 770. 

9) Der Art 1415 lütt den Be- 
weis durch den gemeinen Ruf nur 
in subsidiuni (au bcsoin j zu , der 
Art. 1442 schlechthin. — Jedoch ist 
der $. 1. Art 1442 nieht io au 
deuten, als ob das Gericht den Be- 
weis durch Zeugen oder den durch 
den gemeinen Kuf schlechthin zu- 
lassen musste. Sir. XXVU, 1,521. 



10) „Aus der Ehe." — Der Art. 
enthält zwar diesen Zusatz nicht. 
Br eifibt sich jedoch ans derBe« 
schaffenbeit des dem ttberlebenden 
Ehegatten angedrohten Rechtsnach* 
theiles. 

11) Beilot II, 286. Vax. tr. 
du mar. B, 436. 

12) Bellot II, 91. Vaz. H; 
437. *Tropl. II, 1291—1295. — 
S. jed. Froudh. de i'usufr. 1,170 
und *Sir. XLIH, II, 49. 

13) Also nicht bloa die Rnt»- 
niessung des Gemeingutes. Prou- 
dhon I, 169. Durant.III, 389. 
A. M. ist TouU. U, 1063. — Je- 
doch tritt dieser Reebtsnaebthefl 
nur in dem FaHe ein, da unter 
den Eheleuten eine Geroeinschaft 
der G&ter bestand. Poenaiia enim 
non sunt extendenda. Durant. 
ni, 390. XIV, 400. Bellot U, 
84. •Tropi. II, 1305. Odier 
I, 366. Demol. VI, 577. Sir. 
XL, II, 164. — A. H. Battur U, 
620. ^ont in der Revne de Id- 
gislat. 1848, II, p. 301. 

14) Kann derGegenvonnndaet- 
nen Rückgriff gegen den flberle- 
benden Ehegatten nehmen? Be- 
iabt wild diMo Fngt (wohlnioht 



« 
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248 GemeinicMtirecibt. 

Es bat also die Fran, in allen den % 515. an^esShlten 

Fällen, die Wahl, ob sie die Gemeinschaft annehmen will; 
ganz so, wie ein Erbe berechtiget ist, die ürbschaft, die ihm 
eröffiiet worden ist, entweder ansanehmen oder anfangeben.!^} 
Dasselbe Wahlreeht steht den Erben der Fran an, wenn die 
Gemeinschaft durch den Tod der Frau aufgelöst wird: und 
zwar, wenn die Frau mehrere Erben hinteriässt, einem Jeden 
dieser Erben für seine Person, so dass der eine Erbe die Ge- 
meinschaft annehmen, der andere sie aufgeben kann.i*) Art 
1453. 1475. (Ueberhaupt gelten die folgenden Sätze, bei 
welchen vorausgeBetzt wird, dass die Gemeinschaft nicht durch 
den Tod der Frau an%eltfst worden sei, ebensowohl von den 
Erben der F^n in dem entgegengesetaten Falle.!?) Art 1466.) 
— Die Frau verliert dieses Wahlrecht, (oder das Recht, auf 
die Gemeinschaft au verzichten,} so wie sie die Gemeinschaft 
annimmt Diese Annahme kann entweder ausdrücl^lich 
oder stillschweigend s^chehn. Sie geschieht ans- 
driicklich, wenn sich die Trau uach Auflösung der Güter- 
gemeinschaft, in einem öffentlichen oder in einem Privatakte 
die Eigenschaft einer Miteigentfaümeiin des Gemehigotes Qsl 
qnalit^ de commune) beigelegt hat; und es kann eine solche 
Erklärung, vorausgesetzt, dass die Frau sich zu verpflichten 
überiiaupt beßUiiget war,^^) you ihr weder aurflckgenommen 
noch angefochten werden, sollte auch die ErMSrung schon vor 
der Liventarisirung des Gemeingutes abgelegt worden sein, es 

mit genügendem Grunde) von D u- eingesetzt, go kann er gleichwohl 

rant. XIV, 400, welcher den Ge- nicht venichten. Sir. XLII, I, 

genvormund nur als Burgön be- 193. 

trachtet. *Vrgl. auch Sir, XUV, 17) Bellet II, 318. f. jedoch 

n, 106, Anm. 19. 

15) Diese Analogie ist von prak- 18) S. Ark 778» n. Bellet II» 

tischem Interesse. Denn man kann 202. 

die Vorschriften, weiche der C. c. 19) Z. Ii. dass sie volljttbrig war 

(Art. 774ir.) Uber das Wahlreekt Bellet II, 236. Battur n, 6671. 

des Erben enthalt, tur Auslegung *Marrad6 Artikel 146Ö. n. 2. 

der Vorschriften über das Wahl- — 'A. M. sind zwar Tropl. III, 

recht der Frau benutceo. 1567. Odier 1,446. Der Art. 1310, 

16} Battar II,6Mf.-^^der anf den sie lieli ittttsm, ditrile 

Kann mm Universallefatar derFrav jedoch kaum hier anwendbar aein. 
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wXre denn, dass die Erben oder die Gläubiger des Mannes 
List oder Gewalt angewendet hätten, um diese Erklärung von 
der Frau xa erlangen. Die Annahme der Gemeinschaft 
gesdiieht stillsehweigend, wenn die Fran, nach Auflö- 
sung der Gemeinschaft, eine Rechtshandlung vornimmt, welche 
sie nur als Miteigenthümeiin des Gemeingutes vornehmen konnte 
und dorfte.^^) Handlungen, welehe bloe die Verwaltung 
oder die Erhaltung dee Gemeingutes betreffen, haben die An- 
nahme der Gemeinschaft nicht zur Folge. Art. 1454. 1455. 
Vgl. Art. 778— 780. Dagegen kann die Verzichtleistung 
auf die Gemeinschaft nur ausdrflcklich^sj und swar nur 
in der Eanslei desjenigen Gerichts der ersten Instans gesebehn, 
in dessen Sprengel der Ehemann seinen Wohnsitz hat oder 
hatte.^) Der über eine- solche Verzichtieistung 2U fertigende 
Akt ist hl das Buch einautnigeai welches in der Kanzld för 
die Annahme der YenBichte auf Erbschaften eu halten ist 
Art. 1457. Vgl. Ait. 784. C. de pr. Art. 874. 997. Uebri- 
gens kann weder die Annahme der Gemehuchaft noch die 
Verzichtieistung an ehie Bedingung geknüpft werden; und eben 
so wenig kann die eine oder die andere blos für einen Theil 



20) Vgl. An. 783 u.Bellot II, 
231, Was von der Lisi und Ge- 
walt in beziehmig auf Vertrage 
l^ilt, ist auch hier anwendbar. 
«Sir. XXXVIIi, I, 945. S. oben 
§. 306. — Wegtin eines Irrlhuma 
oder \vp«fen einer Verlel/.uriff kann 
die Erklärung nicht augefochten 
werdea. Battur II, 667 ff. 69a 

21) Beispiele der stillschweigen- 
den Annahme, s. b. B e 1 1 o t II, 194. 
Battur U, G74tt. Sir. XAVIl, U, 
84. XXX, II, 97. *XUU, I, 189. 
U, n, 26. Rh. Arch. XV, 1,193. 

22) Ist auch die Verpachtung 
oder Vermiethunff eines gemein- 
schaftlichen Grundstücks eine blose 
VerwaltnagihuidliiDg? In der Re- 

wohl aileidiags. Bellet II, 

199. 

23) A. M. ist für den Fall, dass 
der Hann con^uriniässig stirbt, v. 



Hohn hör st, Jahrb. 1825. S. 76. 

24) Auch dann hält diese Regel, 
wenn die Sonderung von T. u. B. 
oder die GtKersonderung erst in 
der Appellationsinstanz ausgespro- 
eben wird. Beilot II, ,573. Dass 
die Frau in Person verzichte, ist 
nicht vurgeschriebeu. Ebend. U, 
265. Daa, waa von dem Redite» 
die Annabme der Gtttergemeinsdiaflt 
anzufechten etc. gesagt worden ist, 
ist auch auf die Verzichtieistung 
anwendbar, ibid. II, 267. Die Ein- 
rede, dass der Verzicht nicht in 
(iemassbeit des Art. 1457 gesche- 
hen sei, kommt jedoch nur drit- 
ten Personen und nicht der Frau 
oder deren Erben an alatten, fitar 
die Frau etc. ist ein jeder Ver- 
trag verpflichtend , durch welchen 
sie auf die Gemeinschaft versieb- 
tet. Sir. XXVin, I, m 
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der Gemeinschaft gesehefan oder Uos auf ^nen Tlidl der Ge* 

meinscliaft bezogen werden.25) — Wird die Ehe (und die 
Gütergemeinschaft) durch den Tod des Maimes aufgelöst, so 
kann die Frau in den nächsten drei Monaten nach Anflösoiig 
der Gfitergemeinschafly avoh ohne dass sie sovor das Gemehi- 
gut inventarisiren lässt, auf die Gemeinschaft verzichten.^^) 
(Dasselbe gilt von den Erben der Frau, wenn die Fran anerst 
mit Tode abgegangen ist Art 1466.) ^0 Arg. Art 1456. 
Will sie flidi aber das Recht, anf die Gemeinsehait m ver- 
zichten, auch über diese drei Monate hinaus erhalten, so 
muss sie wülurend dieser drei Monate ^^j ein genaues und ge- 
trenes Inventarinm fiher das gesammte Gemeingut, in Gegen- 
wart oder mit Vorladung der Erben des Mannes, fertigen las- 
sen. (Die Treue und Richtigkeit dieses Inventariums ist 
.von der Frau bei dessen Schlüsse yor dem Beamten, weidier 
das Ihventarium aufgenomnien hiat, mittelst Eides au bestSr- 
keu.3ij Art. 1456. Wenn die Frau dieser Verbindlichkeit Ge- 



25) Bellol n, 267. Vgl. unt. 

zu Art. 800. 

26} Der Art. sagt nur: La i'enime 
survivante , qui veut conserver 
ele. Beilot n, 321. Sir.XXVlU, 

n, 221. 

27) *Die Erben der Frau brau- 
chen in diesem Falle kein Inven- 
tar anfertigen %n lasten, der Art. 
1466 legt ihnen diese Bedingim|T 
Dichtauf.. Marcad6 Art. 146Ö. 
Sir. XLVII, I, 493. LH, IL 334. 
A. M. Tropl. III, 1548. Sirey 
XLn. I, 198. 

28} Die Yorschrirt des Art. 1456 
ist also nicht anwendbar 1) auf 
den Fall einer Ehescheidung oder 
ehier Sonderung von T. n. B. S. 
Art. 1463. 2) Auf den Fall eiaer 

Serichtlichcn Gülergonderung. In 
iesem Falle kann die Frau auf 
die (üemeinsckaft verzichten, auch 
olme dasi sie ein Inventariini 
hat fertigen lassen. Merlin m. 
inventaire. Pig. I, 158. »Mar- 
cade Art. 14Ö0. n. 1. 1463. n. 3. 

TropL lU, 1&82. Sirey XXYB, 



II, 84. XXXII, n, G37. A. H. ist 
Bellot II, 311. — Dagegen giK 
der Art. 145Ö auch von der ver- 
tragsweise raodißcirten Gemein- 
schaft. Sir. XXXV, n, 465. 

29) Von dem Tage der Auflö- 
sung der Gemeinschaft an, z. B. 
von dem Tage an, an welchem 
der eine oder der andere Bh^gatle 
mit Tod abgegangen ist (die Vor- 
schrift des Art. 928 des C. de pr. 
hat auf diese Frist keinen Einfluss) 
oder von dem Tage an, an wel- 
chem der bilrgerliclie Tod statt ge- 
habt hat. Art. 1462. S. auch Uber 
den Anfangspunkt dieser und der 
andern Frist. Bellot II, 255. 

30) Ueber den lobalt dieses fei* 
Teatariams und aber die bei dAr 
Inventur zuzuziehenden Personen 
8. Bellot II, 236. II, 593. 
Battur II, 772ff. *PontetRo- 
di«!re I, 875 f. Vgl. C. d« pr. 
Art. 941 if. — Die Kosten des In- 
ventars trägt die Gemeinschaft, 
wenn auch die Frau verucbtet. 
8ir. XU, U, 490. 
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nüge geleistet hat, so hat sie kraft Gesetzes noch eine Frist 
▼on vienig Tagen j (von dem AbUufo jener drei Monate an, 
oder wenn das InTentaiinm frtflier gescblossen worden iit, Ton 
dessen Schlüsse an,) in welcher sie auf die Gemeinschaft rer- 
zichten kann. (Spatium deliberandi.) Sie kann also, nicht 
nur, wenn Bie während jener drei Monate, sondern auch, wenn 
sie, ob aie wohl das InveDtarium bat fertigen lassen, während 
dieser vierzig Tage als Miteigenthiimerin des Gemeingutes be- 
langt wird, der Klage die verzögerliche Einrede entgegensetzen, 
dass sie sieh beziehongsweise intra apatiam confidendi inven- 
tarii oder intra spatium deliberandi befinde.^) Aneh hat es 
mit der vierzigtägigen Frist (mit dem spatio deliberandi) nicht 
die Bewandtniss, dass die Frau, wenn sie nicht in dieser 
Frist anf die Gemeinschaft verzichtet hat, min nicht weiter 
znr Verzichtleistttng zu lassen wSre. Sondern es kann die 
Frau, wenn sie anders in den drei Monaten das Inventariura 
hat fertigen lassen, noch immer, und so lange sie nicht die 
Gemehischaft angenommen hat, oder als Miteigenththnerin der» 
selben vecurtheilt worden ist,^^) auf diese verzichten; und es 
hat unter denselben Voraussetzungen der Ablauf der vierzig- 
tägigen Frist nur die Folge, dass die Fraa nnnmeiir als Mit- 
eigenthiimerin des Gemeingutes behmgt werden kann, bis dass 
sie auf die Gütergemeinschaft verzichtet hat, und dass sie in 
die Prozesskosten zu veruithcilen ist, welche bis .zur Zeit der 
Yerzichtleistung aufgelaufen sind. Wenn dagegen die Frau 
der Verbmdlichkeit, das Gemeingut in den nädisten drei Mo* 
naten nach Auflösung der Gütergemeinschaft inventarisiren zu 
lassen, nicht Genüge leistet, so ist die Gemeinschaft als von 
der Fraa angenommen and mithin diese als Miteigenibttmerin 

31) S. C. de pr. Art. 943. n. 8. allerdin^^s schon wahrend dieser 
Jedoch wird die Frau, wenn diese Fristen werden. Vgl. Art. 2259. 
eidhche Bestärkung uaterbHeben ßeiiot Ii, 257. 
ist, desshalb nicht du Recht ver- 
lieren auf die Gemeinschaft zu vcr- 33) Vgl. unten zu Art. 800. Po- 
Bichteo. Sir. XXX, II, 72. thier n. 546. jed. Rh. Arch. 

32} Belaogt kann also die Frau XIX, I, 1Ö2. 
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des Gemeingutes zu betrachten,^*) es wäre denn, dass ihr das 
Gericht eine Verlängerung der gesetsUchen Frist gestattet hätte, 
oder ihr neue Frist m Fertigung des IhTentaiiome ge- 
stattete.. In dem einen nnd in dem andern Falle hat die Frau 
ihren Antrag an das nach Art. 1457. kompetente Gericht zu 
richten, dieses aber zuvörderst die Erben des Mannes oder 
«neh naeli Befinden die Gläubiger der Gemeinschaft, mls die 
Gegenpartei, yorsuladen,^) Wenn die Frau einen Antrag dieser 
Art erst nach Abiauf beider gesetzlicher Fristen (der drei Mo- 
nate oder der Tieraig Tage) macht, so wird diesem Antrage 
nur ans besonders erheblichen Gründen, also nur, wenn der 
Frau wegen des YersKunmüMes überall keine Schuld beigemes- 
sen werden kann, statt zu geben sein.^'^J Art. 1457 — 1459. 
C. de pr. Art. 174, — Ist die Gütergemeinschaft durch die 
Ehescheidung oder durch die Sonderung der Eheleute von Tisch 
und Bette 3^ aufgelöst worden, so hat sich die Frau in den 
drei Monaten und in den vierzig Tagen über die Annahme 
der Gemeinschaft zu erklären, 3») widrigenfalls ist ihr Stili- 
sdiweigen, — sie mag übrigens eüi Inyentarlum . haben ferti- 
gen oder nicht fertigen lassen,*^^} — - als eine Verzichtieistung 



34) Sir. XIV, II, 209. XVII, II, 
367. «S.jed. Ponl et Rodler« 

I, 880. • 

35) Der Art 1458 ngl: Cette 
prorofation esl, s'ii y a lien, 
prononc6e roiitradictuirmient otr,, 
d. i. es kann diese Frisl\ erlange- 
rung nach Befinden erthciit wer- 
den, jedoch nnr cMilradictorisch. 
S. Art. 1463. A. M. ist Beilot 

II, 273, welcher das s'il y a lien 
auf die Krben bezielit. 

36) Sir. XXV, n, 334. *Rh. 
Arch. XLI, If 8. — S. auch Car r6 
loia de la proc. qti. 762. ßellol 
II, 235. 268. Pig. II, 620. (Diese 
Scturiftfteller erürtern noch einige 
StKitfragen, welche z. B. die Ver- 
längerung der gesetzlichen Fristen 
betreffen. Der Geist des Gesetzes 
ist offenbar der, dass dem ricliter- 
lIclieB Eneeiieii «n bedealendef 



Spielraum in dieser Beiiehnng 
stattet sein soll.) 

37) *()(ler durch gerichtliche 
(itUertienniiuff (s. Anin. 26.); der 
Rapport des Tribunen D u v e y r i« r 
zu diesem Abschnitt des Geseti- 
buchs iiimml zwar die gerichtliche 
Güterlrennuiig aus , indem er für 
die letztere nur den Verzicht der 
Frau statnirt, diese Aensserung ist 
jedoch ihrer Bedeutung nach nicht 
als die iMeinung des Gesetzgebers 
aurzufassen. Vergi. oben 41» 
Anm. 7*. 

38} *Jedoch kann auch hier die 
stillschweigende Annahne slatHii- 

den. Tropl. III, 1581. Sirey 
XLUI, I, 189. LI, II, 26. 

39) Battur II, 672. Bad. An- 
na L VII, S. 51. *Marcad6Art. 
14Se. ■. t 146S. B. 1. 
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ftol die Gemeliisehaft m betraehten, es wSre denn, daes de 

während dieser Fristen eine Verlängerung derselben bei dem 
kompetenten Gerichte aufgebracht hätte.^^} Uebrigens ist anch 
in dtesem FaDe, ehe. der Antrag bewiDlget wird, znTordeisk 
die Gegenpartei d. 1. der Mann vorzuladen. Art. 1468.^9 Stirbt 
die Frau in den drei Monaten, in welchen sie das Inventariam 
fertigen au lassen hat (Art 1456. 1463.)} ohne dass dieaes 
gefertiget oder beendiget worden ist, so haben die Erben eine 
neue Frist von drei Monaten von dem Todestage der Frau 
an gerechnet und überdiess eine Berathungsfrist von vierzig 
Tagen. Stirbt die Frau nach beendigtem Inventario aber in 
den vierzig Tagen, die sie zur Beratfaung hat, so haben die 
Erben zu demselben Zwecke eine Frist von vierzig Tagen, 
ebenfalls von dem Todestage der Frau an gerechnet. Im 
übrigen gilt von den £rben der Frau auch in diesem Falle 
(Art 1466.), allee das, was von der Frau selbst gilt^s) Art 
1461. — Die Frau«) wird des Rechts, **) auf die Güterge- 
meinschaft zu verzichten, verlustig, wenn sie vor der Yei^ 



40) Yrgl. über den Zeitpunkt, 
von welchem die Fristen sn lau- 
fen aofanireD, Sir. XIX, I, 133. 
(Hier auch von d6in kompetenten 
Gerichte.) XXXIY, 1, 174. II, 229. 

41) Der Art. macht vondenobi- 
cen Begeln nnr in so ferne eioe 
Ausnahme, als er c\ iitvf ntario non 
confecto eine andere Verrouthung 
ableitet, lieber die Frage, ob und 
in wie fern der Art. 174 des C. 
de pr. jenen Art. aufhebe, s. D el- 
vi nc. III, 48. Kann die Frau, 
unipeachtet der im Art. 1463 auf- 
gestellten Termothong, gleidiwohl 
in der Folge noch die Gemeinschaft 
annehmen? Bejaht wird die Fraffe 
von Battur II, 672. *A. M. Mar- 
cadö Art. 1463. n. 2. 

42) Den £rbeB frommen tther- 
diess auch die Fristen ru statten, 
die sie als Erben haben. Piff. I, 
157. — Wenn die Erben die £rb- 
fchaft auch unbedingt aMehinmi, 



so haften sie Kleichwohl für die 
Gemeinscbaftsscbalden nur nach 
Massgabe des Art. 1483. Bellet 
II, 461. *MinderjUbrige Erben kön- 
nen auch nach Ablauf der gesets- 
Hcben Fristen anf die Gtitergemein* 
sehaft ihrer verstorbenen Mutter 
verzichten. Rhein. Arch. XXIV^ 
II, 65. 

43) Auch eine minderjährige £he- 
fHin. Arg. Art. 1310. Dely. ad 

Art. 792. A. M. Bellet n, 284. • 
♦Marcade Art. 1460. n. 3. S. 
auch Anm. 19*. — Der Art. 1400 
sagt: La venve etc. Es ist daher 
bestritten, oh er auch auf den Fall 
Her Gutersonderung anwendbar sei. 
S. Beilot II, 520. Sir. XXVHI, 
U, 211. 

44) Des Rechts — also die Ge« 

genpartei kann gleichwohl die Frau 
bei der Verzicbtleistung halten. 
Beilot 11, 287. A. M. ist Bat- 
tar 708. 
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siehäeiBtiiiig^ BMlUf die ram Gemoiiigat» geMieii, entfr«* 

det oder verheimlichet.^^ Dasselbe gilt von den Erben der 
Frau. Art. 1460. Vgl. Art. 792. 801. 1477. 1483. C. p. Art 
380. Auf der andern Seite sind die Glttabiger der Freo^O 
bereehtigel, die YenlebileiitiiBg aamfeeliteii, welelie die Frau 
oder deren Erbe zum Nachtheile ihrer Rechte gethan hat, 
und sich zur Annahme des Gemeingutes in ihrem eigenen 
Namen jedeeh nur bis so dem Betrage Ihrer Ferderangen,^*) 
ermlehtigen zu la88en.5<9 Art. 1464* Vgl. Art 788. 1167. 
Dagegen steht weder den Gläubigem der Frau noch den Gläu- 
bigem der Gemeinschaft das Becht zu, die Absonderung des 
Gemefaigates ron dem eigenen YermSgen der Fraui wenn 
nImUeh die Frau die Gemeinschaft angenommoi hat, zu Ter- 
laiigen.^ij — Uebrigens wird das Kecht der Frau, die Ge- 



45) Chabot ad Art. 792. Bel- 
let II, 282. Durant. XIV, 443. 
*Odier I, 444. Harcad« An. 
1480. o. 2. A. N. ist Battur II, 
702. — 'Die unbestimmten Worte 
des Art. 1460 — nnn ohstant sa 
rönonciation — fiudeii ihre Krklä- 
nrag in den Ali. 702, welcher die» 
ieihe Beetinamnir auf die Erbschaft 
angewandt so wledorf^ibt : Lcs 
ritiers qui auraient divcrti ou recelö 
des effet« d'une succession, sont 
d6ehai de la facult6 d'y 
r e n 0 11 c c r, — es handelt sich also 
um Verheimlichungen und Ihiler- 
schlagungcn in der Zeit, wo es 
ungewiM iat, ob die Fn« an- 
ninmt oder verzichtet. Unter* 
schla^unpTPn n a rh deniVerzicht ma- 
chen den let/.tern nicht rückgängig;. 

46) Also, dieser Rechtsnachtneil 
tritt nicht dann ein , wenn die 
Frau die (Icmeinsrliaft einstweilen 
verwaltend , einige Stücke bona 
fide veräussert hat. Sir. XVIII, I, 
367. *EbeMOweiiig wegen bioser 
Auslassungen im Inventar, wenn 
die betrügerische Absicht nicht 
nachgewiesen werden kann. Sir. 
LI, II, 680.-^ Auch wird die Fraa 
mtm Beotonaohtbeae «algeheD» 



wenn sie , noch ehe sie in An- 
spruch genommen worden ist. die 
Verheimlichung etc. entdeckt. Po- 
thicr n. 680. Malev. ad Art. 
1477. 'Tropl. III, 1695. Mar- 
cade Art. 1477. — Dasselbe gilt 
von dem Kechtsnachtheile des Art. 
1477. S. die a. Seh. u. Sir. XL, 
II, 49. LI, II, 680. *S. jed. Sir. 
XLVI, II, 389. XLIX, I, .363. (Hier 
war das Anerbieten der Erben, 
die Sache zu restituiren, verspätet, 
die Klage auf Uerausgiibo war be- 
reits angestellt.) 

47") Auch den lilbubigern des 
£rben der Frau wird dieses Recht 
nicht Bu versagen sein. Dsrant. 
XIV, 463. & oben S- 313. 

48) Wenn auch ohne Gefährde. 
Arg. Art. 788. S. auch Art. 622. 
1053. Battur II, 670. Durant. 
XIV, 462. 

401 Ar- Art. 788. Favardtt. 
renonciat. Jj. II. n. 9. 

50) Die Gläubiger bedürfen der 
Autorisätion des Gerichts, wio in 
dem Falle des Art. 788. Chabot 
ad Art. 788. — Gilt die Regel des 
Art. 1464 auch von dem Falle des 
Art. 1463? Vtrarnm nicht? S. jed. 
»6Uo« a 342. 
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meinschalL aDzuneliraen oder abzulehnen, mit den aus dem 
Obigen sich ergebenden Einschränkungeiii erst in dreissig Jahr 
ren Tojähit.^) Arg. Art. 769. 1459. 

Die WHtwe- mag nira die Gemelnsehaft aimelimeii oder 
auf die Gemeinschaft verzichten, in beiden Fällen ist sie be* 
rechtiget, während jener drei Monate und vierzig Tage für 
sich und für ihre Leute den Unterhalt^) aus der gemefaischailt- 
liehen BfasseSS) su fordern. Aueh kann sie wShrend derselbett 
Zeit in einem dem Manne oder zum Gemeingule gehörenden 
Hause oder in der bisherigen Wohnung bleiben,^^) ohne dass 
sie Miethzins oder einen Beitrag m dem MelhahiBe zd ent» 
richten hStte.^^ Art 1465. 

% 518. 

Von den redidiclien Folgen, welche die AnlUliong der CHltergmneia- 
schall unter der Bedingung hu, du« die Praa die Gemeinfchaft 

annimmt, — im Allgemeinen» 

Wenn nun die Frau die Gemeinschaft annimmt« so ist 
das Gemeingut (seinem Aktiv- und seinem Fassivbestande nach) 



51) Das (o]gt schon ex solo si- 
lentio legis. Eine Kcchtswohlthat 
(Art. 878} kann man nicht über 
ihren Fall ausdehnen. Ueberdiess 
tritt swischen dem vorliegenden 
Falle und dem des Art. 878 keine 
wahre Analogie ein. r o p 1. III, 
1681. Harcadö Art. 1476. — S. 
jed. Pig. II, 33. Bellet n, 461. 

52) Poth. n.523. Pig. H, 026. 

53) Nicht aber, wenn sie eine 
Verlängerung dieser Fristen er- 
langt t auch während dieser ver- 
längerten Fristen. Halev. ad Art. 
1465. «Marcad^ Art. 1465. -7 
A. M. Durant.XIV,466. *Trop- 
long III, 1596. Odier I, 479. 
Dagegen telie^nt ans der Woftfai* 
snng des Ait. sn folgen , dass die 
"Wittwe das eine und das andere 
Recht auch dann während der 
drei Monate etc. hat» wenn sie 



früher Tcrzichtet. S. jed. Bellet 
II, 355. und Durnnt. XIV, 466. 

54) Nicht blos den nothdürftigen, 
sondern einen dem Stande des 
Mannes und der Life der Gemein- 
schaft entsprechenden UnteriuiH. 
Sir. XXVm, I, 186. 

55) Also nicht aus dem eigenen 
YennOgen des Mannes. Belfotll, 
352. — Aber, wie wenn die Masse 
übe rscbuldet ist ? & B a 1 1 u r II, 
686. 

56) Wie, weun die Miethe frü- 
her erlischt oder der Mann nnr 

die servitus habitationis hatte ? Die 
Frau dürfte allcrding^s berechtigt 
sein, eine Entschädigung su for- 
dern. Sir.XXXVlI, 1, 172. A.M. 
sind: BcIIot II, 354. Prondli. 
de l'usufr. VI, 2799. 

57) Jedoch fällt die Hälfte der 
Last allerdings auf die Frau, wenn 
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iwiadieii der Fnm und dem Manne nach Ifaasgabe der §. 519. 

520. aufgestellten Regeln zu theilen. Art. 1467. Und es wirkt 
diese TheUimg auf den Tag zurück, an welchem die Güter- 
gemeinschaft anftelöst worden Ist, so dass & B. auch die ron 
dem Gemeingute immittelst bezogenen Nutzungen zur Theilung 
zu bringen sind.^ Arg. Art. 777. 856. — Uebrigens ist das, 
was von der Fraa oder Ton dem Manne wegw der Theüong 
der Gemeinsebaft gilt, anch anf die Erben des einen und des 
andern Ehegatten beziehungsweise anwendbar. Art« 1491.^) 

Fortsetsung. — Von der Tlieilung des Aktivbeslandes der Geneinichaft. 

Vor allen Dingen ist der Aktivbestand des Gemeingntes 

in Gewissheit zu setzen. Zu diesem Ende ist der eine und 
der andere Ehegatte einerseits verbunden, der Gemeinschaft 
alles das an vergüten, was ans derselben zu seinem Yortheile 
gezogen oder verwendet worden ist, so wie andererseits be- 
rechtiget, theils die Güter, welche ihm für seine Person ge- 
hören^ oder welche an die Stelle der ihm eigenen Güter ge- 
treten sind, in voraus wegzunehmen, theils für aUes das, was 
aus seuiem eigenen Vermögen in die gemeinschaftliche Kasse 
geflossen ist oder zum Besten des Gemeingutes verwendet 
worden ist, in voraus Entschädigung zu fordern j alles dieses 
nach Massgabe der oben, insbesondere §. 511., aufgestellten 
Begehi.9 Art. 1468—1478. — Kacbdem so die gonelnsehafk- 



diese die Genieinscliaft anDimmt. 
DuranL XIV, 466. (Arg. Art. 
1465 zu Ende: Sur 1a masse ") 
1) Poth. n. 537. Bellot II, 
478. 549. Gren. tr. des liyp. I, 
205. Favard m. accept de eom- 
iBun. S. auch oben S- K^i* 
neiWPgs aber wirkt die Theilung 
hif tum Tage der abgeschlossenen 
Ehe surttcli. Daher dürfte auch die 
Meinung Delvinc.'s 111,65 nidit 
sn billigen sein» dass ein allge- 



meines UnlerpfttnU, welches aaf 
den Lieipensehaflteii des Hanoei vor 

der Ehe haftete, nicht gef^eo die 
errunsenschafllichen Liejrenschaf- 
len geltend gemacht werden kön- 
ne, welche anf das Loos derFran 

gefallen sind. Durant. XIV, 498, 

2) Verj2:l. iiher die rechtlichen 
Folgen der Theilung des Gemein- 
gutes überhaupt : B a 1 1 u r II , 
792 ff. 

1) Ueber die Stellung der Reck- 



Digitized by Google 



Von der Theilang def AJUivbeslandes der Gemeiiuohaft. 257 

liehe Aktivmasse unter den Eheleuten in Gewissheit gesetzt 
wordeo Ist, werden die gem^ngchaftUchen Güter in natura 
getheiU, und zwar bo, dass ein jeder Thefl die Hälfte er^ 
hält, ohne dass (abgesehn von den Bedingungen des Heiraths- 
vertrages, vgl. Art. 1514.3 ^^^^ ^^^^ aüdere Ehegatte 
sein Einbringen in yorans wegsonehmen berechtiget ist, und 
ebne dass (wieder abgesehn von den Bedingongen des Hei- 
rathsvertrages, vgl. Art. 1520.), wenn der eine Ehegatte mehr 
als der andere eingebracht hat, das Gemeingut desshalb ver- 
bäitnissmSssig oder nngleieh au tbeüen wllre. Art. 1474. Jedech 
ist der Ehegatte, welcher Sachen oder Fordemngen,^) die mm 
Gemeingute gehörten, entfremdet^) oder verheimlichet 5) hat, 
seines Antheils an diesen Sachen oder Forderungen verlustig,^} 
sollte er auch, kraft einer in dem Hdratbsvertrage enthaltenen 
Schenkung, noch überdtess ein von seinem Antheile an dem 
Gemeingute unabhängiges Recht an denselben haben. Art. 
1477. Wenn die Erben der Frau getheüter Meinung wegen 
der Annahme der Gemeinschaft sind, so dass der eine ^ 
Gemeinschaft annimmt, der andere auf sie veridcbtet, so kommt 
auf den Erben, welcher die Gemeinschaft annimmt, nur der 



nuag, vgl. B a 1 1 u r II, 708 ff. 777 ff. 
♦Tropl. III, 1007 f. — und wenn 
insbesondere eine Nutznicssung zu 
dem eigenen Vermögeii des einen 
oder des andern Eheg^atten oder zu 
dem Geraeingnle gehört, Prondh. 
de l'usufr. V, 26Ö1 ff. — »Ueber den 
Untersehied zwischen der Compen- 
sation der gegenseitigen Fordes 
rungen und der RückersljiHnng an 
die Gemeinscliaft s. M n r c a d 6 Art. 
1469. Tropl. III, 1614. 

2) Das, was der Art. 826 von 
dem Rechte der Erben enthält, ist 
nicht auf den vorliegenden Fall 
anwendbar. Sir. XII, il, 153. 

3) Sir. XV, II, 66. 

4) Wie, wenn die Entfremdung 
erst nach der Fertigung dea Inren- 
tariums geschehen ist? Dann dürfte 
der Rechtsnachtheil des Ark 1477 

Stsksiii» Vkais» ClffliMiL a AnB. VL 



nicht eintreten. Sir. VII, II, 836. 
A. M. Beilot II, 293. ♦Pont et 
Kodiere I, 841. ~ Vrgl. auch 
517. Anm. 45*. 

5) Hat der Mann wöhrend der 
Ehe Sachen, die Gemeingut waren, 
zum Scheine veräussert, um sie 
der Gemeinschaft in enttiehen, so 
ist auch das eine Verheimlichnng. 
Sir. XXXII, I, 526. — »In allen 
Fällen ist mala üdes des Ehegatten 
erforderlich. Sir. XLVlil, I, 21. 

6) ErhSlk der unscbaldiflre Bb»- 
gattc oder dessen Eri>en den An- 
theil des schuldigen auch frei von 
allem Beitrage zu den Schulden? 
Sir. XLI, U, 327. 

7) Sir. XXVIII, n, 193. XXXII, 
I, 526. XL, II, 387. *XLII, II, 
220. XLIII, II, 331. XLV, I, 191. 
— S. jed. Sir. XXIU, D, 351. 

17 
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Theil von dem Loose der Frau, welcher dem Erbthcile des 
Erben eotopricht Das üebrige Tcrbleibt dem Manne, ^) wel- 
dier dageg^ allein clem Erben der Fran, der yenicbtet hat, 
fflr die Ansprüche, (jed<Hdi nrur bis m dem Betrage des anf 
diesen Erben kommenden £rbtheiles,) haftet, welche die Frau, 
wenn sie amf die Gemelnsohaft Terziohtet hätte, an diese zu 
nuMAen bereehtiget gewesen wttrde.^ Art. 1475. — Im 
übrigen stellen die Gesetze die Theilnng des Gemeingutes, — 
was das dabei zu beobachtende Verfahren, die Licitatiun der 
gemeinschaftUchen Liegenschaften^ die rechtlidien Wirlcnngen 
der TheOung des Qemehigntes, die Ckwftfarleistnng, an wdeiier 
diese Theilung die Parteien ven>flichtet, und das etwa heraus- 
zuzahlende Tbeilungsgcid betrifft, ausdrücklich unter die Herr- 
sdiaft der von den Erbtheiiungen geltenden Reohtsgnmdsätae« 
Art 1476. Dieselben* Gmndsätse sind anch sonst anr En^ 
Scheidung der die Theilung des Gemeingutes betreffenden Fra- 
gen anzuwenden, wenn anders nicht dieser Anwendung ein 
besonderer Orand im Wege steht Es ist daher z.B. aneh 
dM Reeht, eine Theilung des Oem^gotes anznfeehten, nach 
derselben Analogie zu beurtheilen.*^') Das Vorkaufsrecht aber, 
welches, wenn ein Erbe seinen Erbtheil veränssert, naeh dem 
Art 841. den Miterfoen zusteht, kann von dem Idlteigentfatt* 
mer des ehelichen Oemeingntes nicht in Anspruch genommen 
werden.li) — Erst nachdem die Theilung des Gemeingutes 



8) *Oder, wenn auch dieser ge* 
«ferfc^n isl, den Eilsen des Mannes. 
Vgl. Marcad6 Art. 1475. n. 2. 

9) Z. B. die Frau hintcriasst 3 
Kinder; zwei ver/Jrhten auf die 
Gemeinschaft, das dritte nimmt die 
Oeminsdinfl an. Dieses Kind er- 
hlllt Vs von der Hälfte, die auf die 
Mntlcr ^eXommen sein Wörde, also 
Ve von dem gesammten Gemein- 
gnte. Ein jedes der beiden Übri- 
gen Kinder kann die im Paragra- 
phen bezeichneten Ansprüche zu 
einem Dritlheile ^jepen den Mann 
▼erfolgen. Das Kind, welches die 



Gemeinschaft angenommen hat, haf- 
tet für diese Ansprüche nicht. 
Poth. n. 566 ff. 

10) Sir. XIV, II, 260. XXX, 

II , 297, — Eben so wurde der 
Art. 860 auf die Theilung des Ge- 
neingntes angewendet bei Sir. 
XXXI, II, 2 T 

11) S. oben 359 und Merl, 
m. retrait successoral. (IViviiegia 
s. jura singularia sunt strictissimae 
interpretationis.) *Odier I, 523. 
Tropl. III, 1681f. Marcad6 
Art. 1476. — A. M. sind Delv. 

III, 64 imd Fardess. in seinem 
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gesdiehn ist, können die Eheleute die Ansprüche, weldie der 
ehie Ehegatte an das YermögeD des andern bot, gegen AesMI 
Termögen, äen Anthetl an dem Gemeingute, wMm tad 

schuldenden Ehegatten gekommen bt, mit eingeschlossen, gel- 
tend machen. YgL Art. 1476—1481. und oben §. dl2. 

Fortsetiinif . » Von der Theilung des Pafsivbestandes des Gemeingules 
oder von der Tlteflimg der SehiddeB der fieneimcfaaft. 

I) Von dem Verhältnisse, in welchem die 
£hegatten nach geschehener Theilung den Gläu- 
bigern der Gemeinschafth^fieiL — Erster Grund- 
satz: Die Ehegatten haften, der eine und der andere, den 
Gläubigern der Gemeinschaft für die llälfte einer jeden einzel- 
nen Schuld. 1) Art. 1482. — Ausaun ahmen von dieser 
Regel sind 1) alle die Gemeinschaftsschulden, welche ihrem 
gVLiizen 15cLra*;c nach zugleich persönliche Schulden des einen 
oder des andern Ehegatten (und nicht blos Gemeinschaftsschul- 
den in der engeren Bedeutung vgL % 508.) sind. Für die 
Schulden dieser Art hat der Ehegatte, welcher der Schuldner 
ist, — in Betracht, dass die Gütergemeinschaft, welche zwi- 
schen diesem und dem andern £^egat4en bestand, iden Keoh- 
ten dritter Personen kebien Ehitrag thnn konnte^ — ddnrGUhi- 
bigem scUeolithhi d. i. bis au dem ganaen Betrage dtiiser 
Schulden zu haften. Es haftet daher der Mann schlechthin 
fifar alle die Schulden} welche er vor der AbschUessung der 
Ehe hatte, oder welche er, oder welche mit seiner Ziiiihiiwmeg 
die Frau 2) während der Ifte gemacht hat. Axt 1484. Da* 



comv de droit commere. Battnr 
H, 796. 

1) Zu diesen Schulden pehören 
auch die Kosten, welche nach Auf- 
lösmig der Gemeinschaft we^en der 
Brbritmiff, AusmiMelimg und Thei- 
long des Gemeingutes auflaufen, 
An» 1482. — Debila communioiüi, 



seltta e owwm ine, ipf o jure iaier 

CMijnffes eorumve heredes divisa 
osso videntwr. Vgl. Sit. XJULVÜ^ 

I, 106. 

2) Der Art. 1484 sagtawarw: 
Le man est tenu, poor la toMdiMk 
des dettes de la oemmnnautd par 
lai C'eBfrr»e4öea. AUeia nu a«. 

17 • 
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gegen haftet er nur bis zur Hälfte, für die Schulden, welche 
die Frau vor Abfichliessung der Ehe hatte.^) (Diese Schuldeu 
länd in Benehung auf den Mann nur Gemeinschaftsseholden 
in der engeren Bedeutung.) Art. 1485. Auf der andern Seite 
haftet die Frau schlechthin für die Schulden , welche sie vor 
der Ehe hatte, oder welche sie während der Ehe (mit Zu- 
Stimmung des Mannes^) Tgh ^ 509.) gemacht bat, jedoch 
mit Vorbehalt der im Art. 1487. enthaltenen EinscbrSnkung. 
Art. 1486. Vgl. §. 510. Dagegen haftet sie für die Schul- 
deui welche der Mann schon vor der Trauung hatte, oder 
welche er während der Ehe gemacht hat,') nur bis zur Hälfte. 
(Diese Schulden sind in Beziehung auf die Frau nur Gemein- 
schaftsschulden in der engeren Bedeutung.) 2) Der eine und 
der andere Ehegatte kann auch wegen emer Schuld, welche in 
Beziehung auf ihn blos eine Gemeinschaftschuld in der engeren 
Bedeutung ist, in so fern schlechthin belangt werden, als die 
Scliuld auf einer Liegenschaft der Gemeinschaft unterpfändlich 
haftete und diese Liegenschaft auf das Loos des Ehegatten, 
welcher bekngt wird, gefallen ist. Art 1489. 3) Dasselbe 
gilt von dem Falle, da eine Schuld, ob sie wohl in Beziehung 



Art. 1409. n. 2. 1119. 1426. (Da- 
her machte auch das Tribunal den 
Antrag , die Worte des Artikels : 

Eir Ini contract^es xu streichen. 
B ist auB den Discussions nicht zu 
ersehen» wanim dieser Antrags un- 
berücksichtigt blieb.) S, auch Po- 
Ihier n. 419.— ^A. M. ist Mar^ 
c a d ^ Art. 1486. n. 2, indem er sich 
darauf slUlxl, dass die vom Tri- 
bunal vorgeschlagene Acndcrun^ im 
Staatsrath nicht angenommen wor- 
den seL AHein dieser Vorschlag 
ging EU weit, er würde gegen den 
Art. 1485 Verstössen haben. An- 
dererseits aber ergibt sich die rich- 
tige Ansieht des Teitet ans der 
Vergleichnnf der in der Anm. a. 
Artikel. 

3) S. auch Art. 1413 und die 
Obss» du tribuQ. ad Axt. 1485. Der 



Mann kann aber wegen dieser 
Schulden auch zur Hallte belangt 
werden, wenn sie sich aut das 
eigene Vermögen der Frau (z. B. 
als rttckstSndige Kaufgeldcr für 
eine Liegenschaft der Frau), be-- 
ziehen. Durant. XIV, 496. 

4) D. i. die Frau hat zwar auch 
für die Schulden zu haften, wel- 
che sie nnr mit Zustimmung des 
Gerichts gemadit hat. Allein diese 
Schulden waren nicht Geraein- 
schaftsschulden. S. §. 509. 

5) Jedoch versteht es sich von 
selbst, dass die Schulden erweis- f 
lieh (vrgl. Art. 1328) schon vor 
der Ehe oder wilirend der Ge- 
meinschaft gemacht worden sein 
müssen. Sir. VU, I, 456. XXVUI» 

U, 61. 
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auf den Ehegatten,' welcher belangt wird, eine 6emdBBciiafts- 

schuld in der engeren Bedeutung ist, dennoch gegen ihn allein 
tnitteUt der actio de in rem tciso oder als eine nnth^bare 
y^bindiichkeit^ geltend gemacht werden kann« 4) Die Frau 
haftet für eine Verbindlichkeit, welche sie mit dem Manne 
zugleich eingegangen ist, obwohl in der Regel nur zur Hälfte, 
dennoch ausnahmeweise in so fem schlechthin , als sie sich 
für. die Sebald sammtyerbindlidi Terpflichtet hat. Art 1487. 
— Zweiter Grundsatz: Die Frau haftet den Gläubigern 
für die Hälfte der von ihr zu tragenden Gemeinscbaftsschul- 
den, in so fem diese Schulden in Beaiehung auf die Frau 
blos Gem^sehaftsschulden in, der engeren Bedeutung 8ind| 
nur bis zu dem Betragt des Vortheiles, welcher auf sie von 
der Gemeinschaft kommt vorausgesetzt, dass über das Ge- 
mefaigut ehi genaues und getreues^} Inventaiium In der ge* 
setEÜchen Frist gefertiget worden lst.ii) Der Betrag die- 
ses Vortheiles aber ist nach dem Geldwerthe zu bestimmen, 
welchen das Loos der Frau (die auf das Loos'der Frau ge- 



6} Delvinc. III, 6G. 

7) Pigean n, 36. S. auch Sir. 

Vm, II, 58. 

8) Es hat diese Rechtswohltliat 
Aehnlichkcit mit der dem Er- 
ben zustehenden ßechtswohlthat 
des BfbTeiselchnisfles. Ferriftre 
m, 451. Poth. n. 727. — Dem 
Manne und den Erben des Mannes 

- steht diese Reciitswohlthat nicht 
za. Delvine. III, 67. — Die 
Frau kann gleichwohl auf die ganre 
Hälfte der Schuld belangt werden. 
Sie muss diese itechtswolilthat per 
modum cxceptionis vorschützen. 
Poth. n. 727. Pig. H, 35. Da- 
gegen hat die Frau diese Jlechts- 
wohltliat in dem Sinne ipso jure, 
dass sie nicht desshalb bei der An- 
nahme der Gemeinschaft einen Vor- 
behalt zu machen braucht. Eben 
so wenig ist der C. de pr. Art, 
988. 989 aui diese Rechtswohlthat 
anwendbar. Durant. XI Y, 489» 



9} Mithin wird der Frau diese 
Reehtswohlthatniebtrastehn, wenn 

sie, bei der Fertigung des Inven- 
tariums (vrgl. §. 517. Anm. 46.) 
Sachen, die zur Gemeinschaft ge- 
hörten, veriieimlichet und unter- 
schlagen hat. Obss. du tribnnat ad 
Art. 1483. Poth. n. 736. Bei- 
lot II, 291. Battur D, 699. 

10) Sir. XXVIII, I, 377. XXX, 
1, 54. XXXI, I, 152. «XlVIIl, 
I, 243. Troplong III, 1743. — 
(Ausdrücklich macht der C. c. 
nirgends diese Rechtswohlthat von 
der Einhaltung der gesetzlichen 
Frist etc. abhängig.) 

1 1) Der Art. fordert nicht, dass 
das Inventarium vor der Annahme 
der Gemeinschaft gemacht worden 
sei. C^edoch ist es rathsam, das 
Inventarium schou vorher fertigen 
zu lassen.) Beilot 11,208. Bat- 
tur II, 809. A. M. ist Tonil, ad 
Art. U83. * • 
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Mm» Qtüäm) lu Folge J«im0 j^iYenteiimni haL^) Jedoch 
düvfie der Fntu freiotehn^ die auf ihr Loos gefallenea Liegen- 
Schäften den Gläubigern abzutreten und sich so der Verbiud- 
)iohkeBl| Hir d^ in dem I«Fentare angegebenen Geldwecib 
§m Idegenoeluilteii eu atoha (velaU per daäenem in flolntam), 
zu «iitieUageD.^3) Art 1463. Wenn übrigemi die Fraa dem 
eipen oder dem andern Gläubiger ein Mehreren bezahlt hat, 
fto Jßm Sil Feige dei so eben au^esteUteo GnudsaUes 
fu beaahkin YectNuiden wai, so hat sie gleichwohl nicht ge- 
gen den GUUibiger eine Klage auf Erstattung des zu yiel Ge- 
zahlteni (nicht die condictio indebiti^ es wäre denn, dass die 
Qid^uiw ansdriichlicii besagte, dass die Frau auf ihre Hälfte 
^Sahhasg geleistet habe.^) Art U88« ^ Dritter Grund- 
satz: Schulden, welche in Beziehung auf den einen oder 
don andern £h^atten blos Gemeinschaftsschulden in der enge- 
cm Bedeutung waien, sind gegen diesen £hegalten (nach ge- 
achslumer Theihmg des Gemehigutes und %u der anf den Ehe- 
gatten kommenden Hälfte) nur unter der im Art. 877. be- 
stimmten Bedingung vollstreclkbar.i^j Arg. Art 877. 



12) Auch sind den (Iläubigern 
die bezogenen Mutzungen in An- 
fisehnung za bringen. Vgl. Poth. 
B. 737. Bellot H, 522. 

13) Wenigstens das iiltere Recht 
gestaUet der Frau «liest' Freiheit. 
Poth. B. 747. ('Da die Wirkung 
diefer ReehtswohMuit fbr die Fran 
ificü dajrin besteht, dass sie nur 
mit ihrem Antheil an der Comein- 
schaTt für die Schuldcu bis zu dem 
angegebenen Betrage haftet, dli sie 
▼ietmebr bis zu diesem Betrage 
auch mit ihrem eigenen Vermögen 
persönlich haftet, so wird den Gläu- 
bigern auch nicht ein solches An- 
eroieten der Fftn (eine dstio in 
solutum) entgegengeiMlteo werden 
können. Zwischen den aus der 
Theilung der Geiueinschaft erwor- 
benen Gütern und dem persOnli- 
i^en TecmOgen der Frau tritt Con* 

fiuloii ehi. Die Heuem haben 



daher die a. M.Po Iii. 's mit Recht 
verworfen. TroplongUI, 1759. 
Marcadö Art. 1483. n. 3. Au- 
bry und Rau III, 620. Anni. 
18.) — Keineswegs aber ist die 
Frau berechtigt . .sich der einmal 
anffenommeuen Gemeinschaft gänz- 
lich wieder xu entschlagen, sollte 
sie auch nachweisen können, dass 
sie von den Schulden keine Kennt- 
uiss gehabt habe. D e 1 v i n c. Iii, 66. 
BelTot a. a. 0. S i r. XXVIII, 1, 377. 

14) I>er Satz ist aus Poth. n. 
73Ü. Weder Poth. noch der Art. 
14H8 unterscheiden zwischen dem 
Falle, da die Frau twar nur die 
Hülfte der Schuld, aber ultra emo- 
lumentum und zwischen dem Falle, 
da sie mehr als die Hälfte der 
Schuld bezahlt bat. Also ubi lex 
non distinguit etc. 

15) DeiTiDc. lU, 67. S. weh 
Iriiea Ma. Am. 12. 
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n) Von dem Verhältnisse, in welchem nnoh 

gesehehener Theiluug die Eheleute g egenseiiig 
für die Schulden der Gemeinschaft haften. — 
Esster Grundsatz: Die Ehegatten haften gegenseiligi 
also der eine Ehegatte dem andern, für die Sohniden 4er Ge- 
meinschaft schleehthin iiirHSIfte; schlechten d. i. auch dann, 
wenn (zu Folge der oben angeführten Ausnahme) der eine oder 
der andere Ehegatte für ehie gewisse Gem e insdia ft gschnid itaBem 
ganzen Betrage nadi dem GlSuhiger zn haften liätte. Art 148SI. 
Es hat daher der Ehegatte, welcher in den Fällen dieser Aus- 
nahmen ein Hehreres, als seine Hälfte, den Gläubigern gfiftabU 
hat, wegen des zu viel Gezahlten ein l^ecfat auf Eisatu gegMi 
den andern Ehegatten. Art 1484. 1486. 1489. — Zweiter 
Grundsatz: Die Frau haftet in Verhältniss zn dem 
Manne für die Schulden der Gemeinschaft (d. i. für die HälftOi 
welche sie zu Folge des ersten Grandsatzes, in diesem Ver- 
hSltnisse von den Schulden der Gemdnscfaaft zu tragen hat,) 
schlecht hl 11 mir bis zu dem Betrage des Vortheiles, wel- 
cher auf sie von der Gemeinschaft kommt; sie haftet in die- 
sem Yecliältnisse schlechtlim nur his zu diesem Betnige d. L 
auch dann, wenn sie von dem einen oder von dem andem 
Gläubiger auf die ganze Schuld oder, (wie in dem Falle des 
Art 14S7.J auf die ganze Hälfte der Schuld belangt werden 
kann, oder wenn sie auch freiwillig dem einen od^ dw an- 
dern GlSuhiger über jenen Betrag Zahlung geleistet hStte.i<^ 
Jedoch steht ihr diese liechtswohlthat, (ut non ultra vires com- 
munionis teneatur,) auch gegen den Mann nur unter der Be- 
dingung zu, dass ehi genaues und getreues Inventarinm ^her 
das Gemeingut gemacht worden ist^^ Biben so Ist d^ was 

16) Arg. Art. 1488. Jet. Artik. gensiMlMi des MuMies custeiie«. 

1483. Der Art. 1488 hätte floiwt Poth. n. 758. Am. des Herausg. 

aufdrttcklich eine Ausnahme von Hutteau. Durant. XIV, 491. 

der ftegel des Art. 1483 machen — Die Rej^el g'ilt seihst von den 

HiUsseD. Doch wird der Frau we- Forderuiigea , welche die Frau 

sen silier Fotdenmg diMsr Art «i die <&ayihMciwft liat Poth» 

iato Ihiltqifluidimcl» 1^ n.73«. 
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oben ttte die Beetimimmg dee Betrages des toh der Fraa 

bezogenen Vortheiles in einer anderen Beziehung gesagt wor- 
den ist, auch in der vorliegenden Beziehung Kechtens. Art. 
1488. — Uebilgeiifl gilt alles dieses nur mit Vorbehalt der 
besonderen Verabredungen, welehe unter den Parteien bei der 
Theilung getroflfen worden sein können. Es können z. B. die 
Parteien übereinkommen, dass der eine Theil mehr, als die 
Hülfte der Gemeinsehaltssehulden, oder auch, dass er die Ge- 
adnsdiafissehulden gans bezahlen solL^^) Art 1490. 

Alles das, was in diesem Paragraphen von den Gemein- 
achaUksscholden in Beaiehung auf den Mann und die Frau ge- 
sagt worden ist, gilt aueh Ton den Erben des efaien oder des 
andern Ehegatten. Art 1491. 

. S. 521. 

Von den rechllichcn Folgen, welche die Aunosiin«? der (Jeiru insrhaft 
onter der Bedingung hat, dass die Frau auf die Gomcinschait 

verzichtet. 

Die Frau, welehe auf die Gemeinschaft verzichtet, ver- 
liert alle die Ansprüche, welche sie als Mitei g enthüme- 
rin des Gemeingutes an dieses zu machen berechtiget 
gewesen sein würde, das eigene Einbringen nicht ausgenom- 
inen. 8. Jedoch Art 1514. Ihr verbleibt von dem Gemein- 
gute allein das Weisszeug und das Leibgeräthe, was sie im 
Gebrauche hatte. Art 1492. Vgl. Art 785. C. de c. Art 



17) Battur II, 804. Jedoch 
kann iu dieser Beziehung der Akt, 
welcher aber die TbeihiDg dea Ge- 
mein^utes aufgenommen worden 
ist, die Stelle des Inventariums ver- 
treten. F 0 1 b. n. 745. — *Die An- 
sicht Poth. 's wird swar von der 
Mehrzahl der Sehr, ^etheilt. T r o p 1. 
III, 1750. 1751. Odier I, 562. 
Pont et Rodicre I, 862, sie 
lässt sieb jedoch kaum mit der 
audrUddiehen Vorschrift des Art 
14B3 vereinigeB. Sie wurde vom 



worfen bei Sir. XXVIII, I, 377. 
und von Marc a d c Art. 1490. n. 2. 

18) Jedoch unhpschadcl derReclite 
der Gläubiger. Fig. II, 33. Du- 
gegen kennen die Gläubiger den 
Vertrag zu ihrem Vorlheilc be- 
nutzen. Art. 1166. auch Sir. 
XL, II, 86. 

1) Also nicht alles das Weiss- 
zeug, das da ist; nicht blos ei- 
nen Aatng; Die nftbem Bestini- 
imiifett fiaddemfichterlieheD Br- 
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529. 554. — Dagegen kann die FraQ^ auch wenn rie yer- 

zicbtet, alles das aus der Gemeinschaft zurückfordern, was sie, 
wenn aie die GemeinBchaft angenommen hStte, ans derselben 
in Torans wegaunehmen bereditiget gewesen sein wflrde^ also 
namentKch ibre eigenen Liegenscbaften oder, wenn diese ver- 
äussert worden sind, die statt derselben angeschafften, inglei- 
chen die Nntsnngen, welche der Mann von den einen oder 
▼on den andern von dem Tage der Auflösung der Clflterge- 
mcinschaft an bezogen hat. 2) Ganz so verbleiben der Frau 
die Entschädigungsansprüche, welche sie an die Gemeinschaft 
SU machen berechtiget sein liann; so wie (vgl. 412.) die 
Ansprüche, die ihr etwa an das eigene Vermögen des Mannes 
zustehn. Art. 1493. Vgl. Art. 1470. 1478. — Auf der an- 
dern Seite hat die Frau, welche auf die Gemeinschaft ver- 
siebtet, nicht zur Becablnng der Schulden der Gemeinschaft 
beitragen; jedoch mit folgendem Unterschiede: In Begehung 
auf den Mann wird die Frau durch den Verzicht auf das 
Gemeingut von der Verbindlichkeit, au der Beaablung jener 
Schulden einen Beitrag sn leisten, schlechthin befreit; sie 
kann daher, wenn sie gleichwohl (sn Folge der sofort aufzu^ 
stellenden Regel) wegen einer solchen Schuld Zahlung zu 
leisten hat, von dem Manne schlechthin Ersatz fordern.^) 



BieMen uberlassen. Bollot II, 
560. *Vjrl. Marcade Art. 1492. 

2J Der Art. 1473 ist schlechthin 
auch auf den Fall der Vcrzicht- 
leiatnng anwendbar, ob er wobl 
in dem Abschnitte von der Thei* 
lunp dps (icineins'nfc.s steht. Denn 
.die VorsciiriU dieses Art. ist ihrem 
Grande nach von der Theilung des 
CSemeingutes gänzlich unabhängig. 
S. auch Art. 1570. Dasselbe gilt 
von der Vorschrift des Art. 1479. 
Vgl. Delvinc. lU, 75. — »A. M. 
ist twar in Besag auf die Anwend* 
barkeit des Art. 1473 Maroadi 
Art. 1492, aus dem Grunde , weil 
nach geschehenem Verzicht der Frau 
ci ktiae UutergemeioiScliaA mehr 



gebe, die Frau sei vielmehr per- 
sönliche CilHubigcrin des Mannes. 
Der Mann ist jedoch der Frau in 
derselben Weise verpflichtet, wie 
es die Gemeinscliaft gewesen sein 
würde. 

3) Z. B. die Cicnicinschaftsschuld 
ist eine Schuld , welche die Frau 
schon vor der Ehe hatte. Die Frau 
bezahlt diese Schuld, nachdem sie 
auf die Gemeinschaft verzichtet hat. 
Sic kann gleichwohl Ersatz fordern. 
— Jedoch kann der Mann einer 
Forderung dieser Art allerdings, 
nach Befinden, die Einrede entge- 
gensetzen, dass der (Jemeinschaft 
wegen der von der Frau bezahl- 
teu Schuld ein Katächadigungsau- 



Digitized by Google 



fiHBioiifirinftutuhf, 



Ja d«m Yerbältoim zu den Glftnbigern der Gemein- 
schaft aber wird die Frau durch die Verzichtleistung auf das 
Gemeingut nur von den Gemeiuschaftsschuldeu befreit, welche 
in Beaehnngr auf die Fcau blase Qemeinachaftaechulden und, 
a. 6» also niolit yon d«i Schulden, welche aie vor der Ehe 
hatte, oder welche sie während der Ehe mit Zustimmung des 
Mannes gemacht hat. ^} Ja selbst wegen der Gemeinschafts- 
schulden, welche in Beciehnng auf die Frau blose Gemein- 
schaftsschulden sind, kann die Frau, die Teraichtet hat, in so 
fern noch immer belaugt werden, als sie auf ihren eigenen 
Liegenschaften unterpfaudlich haften. Art. 1494. Vgl. ^ 520. 
Dagegen kann der Mann alle die Ansprüche i welche er ent- 
weder fflr sehie Person 519.) oder als Eigentfaümer des • 
Gemeingutes ^^^-ji ^ii das Vermögen der Frau hat, ge* 
gen diese auch dann geltend machen, wenn sie auf die Ge- 
mebuschaft yeraichtet Vgl. % 519. — Die Frau kann alle 
die Ansprüche auf Entschädigung oder Ersatz, welche sie au 
Folge der aufgestellten Regelu au den Mann hat, sowohl ge- 
gen dessen ^genes Vermögen als gegen das Gemeingut in 
YolUehung setien.^ Artikel 1495. 1. — Debrigens gilt 
alles das, was in diesem Paragraphen von den Folgen gesagt 
worden ist, welche die Verzichtleistung auf das Gemeingut für 
den Mann und für die Frau hat, auch yon den Erben des 
Mannes und besiehungsw^se von denen der Fran. Jedodi 
können, wenn die Gemeinschaft durcii den Tod der Frau auf- 
gelöst worden ist, die Erben der Frau nicht auf das Weiss- 
zeug und das Leibgeräthe Anspruch machen. Art. 1496. ^ 8. 

flpnieli an die Frau zufMtandsa aolitum oder nicht.) Dnrant. XIY, 

habe. Del vi nc. III, 36. 514. V^l. oben 510 zu Esde, 

4) Allein oder mit dem Manne iiad Duttiinger 111,126. 
zugleich. (In dem letzteren Falle 

ist wieder su mikencheidea, «b in 5) Battor B, 691. 
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IL Von den Vertrügen, welche in Beziehung auf 
das CremeinschaftBrecbt yon den zukünftigen 
Eheleuten abgeschlossen werden k6nnen.i) 

A) Von den Verträgen, durch welche die gesetzliche Güter- 
gemeinschaft beschränkt oder erweitert wird. 

§. 522. 

1) Van 4«r ErrnngenBcbaftsgemeimflliaft.') 

W«in zu Folge des Hebadisyertrages nur ebie G^^- 
sebaft der Errungenschaft unter den Eheleuten besten 

8oU,3} 80 erstreckt sich die eheliche Gütergemeinschaft nur auf 



1) Die Lehre von diesen Ver- 
trägen g^cbOrt SU den schwierige- 
ren des Gesetzbuches, weil dieses 
so Vii-'les der Wisscnsrhaft über- 
lüsst. Wcniffstens kann die Un- 
voliständigkeit der gesetzlichenVor- 
sebriftea gar leicht su Streitigkei- 
ten Veranlassnng geben. De^to 
raUisaiuer ist, wenn man die eine 
oder die andere dieser Klauseln in 
dem Heiralhsvertrage wühlt, ihre 
Folgen verlmgwweise genau in be- 
stioimen. 

2) lieber die Abweichungen des 
Badischen Rechts von deui Fran- 
zösischen s.OnttUnger 111,290. 
455. IV, 28. Bad. Anna!. III, 
208. IV, 294. V, 205. VII, 333. 
Trefurt, Jahrb. ib'dü. S. 

3) Es ist rathsam, dass die kq- 
kttnftigen Eheleute (wenn sie ^:icli 
anders nicht nnrli dem Dotalrichle 
verheirathen wollen, vrgl. Artikel 
1587} ausdrücklich erkläreu , dass 
unter ihnen nicht die gesetsliche 
Gfttergemeiuschaft , sondern nur 
die Gemeinschaft der Errungenschaft 
bestehen solle. V^euigstens ist die 
Klausel so zu fassen« dass unter 
ihnen nur die GenuiDSchaft der 
Errungenschaft eintreten solle. Ma- 
lev. ad Art. 1581. Toull. XIII, 
317 f. ('S. jed. Sir. XU, 1, 11, 

wonltlMitwif 4w Wflffidkadfp 



„nur^' kein Gewicht gel^ wurde. 
Es genügt die einfache Stipulation 
der Errungcnscbaftsgemeinschaft. 
Tropl. III, 1855. Marrad^ Art. 
1499 n. 1.) — Diese Genieinschnft 
war ehemals ebensowohl in dcu 
Lfindem des geschriebenen Rechts, 
als in denen des Gewohnheitsrechts 
üblich. [In den orsteren nannte 
man sie societö d'acqu^ts.) Vrgi. 
Malev. ad Artikel 158!. (Dieser 
Schriftsteller hat die Errungen» 
schaflsgemeinschaft besonders aus- 
führlich erläutert.) La jurispru- 
dence du parlement de Bordeaux. 
Par H. de Salviat. Par. 1787.4. 
Auch nach dem C. c. kann sie, 
wenn sich schon die zukünftigen 
Eheleute nach dem Dotairechte ver- 
heirathen, verabredet werden. Art. 
1581. • — jedoch nach dem eheoui- 
ligen Rechte war die Errungen- 
schaftsgenieinschaft des gescnrie- 
beuea Kcchts von der de^ Ge- 
wohnheitsrechts in einigen ihrer 
Folgen verschieden. Diese Unter- 
schiede fallen jetzt weg, übrigens 
mit dem Vorbehalte, dass, wenn 
die Ehe nadi dem Dotalredite ab- 
geschlossen worden ist, der fundus 
dütalis unveräusserlich ist. Vrgl. 
über diese Frage Bell. IV, 319. 
— Ist die Klausel, durch welche 

dte (MkJhAGüteri^eiuvuNliiift mif 
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die Nutzungen, welche die Eheleute während der Ehe von 
ihrem eigenen Vermögen, (von dem Vermögen, das die Elie- 
lente cur Zeit der Traaung bedtzen, so wie Ton dem, das 
sie wüiirend der Ehe vnentgeltKcfa erwerben,) besiehn, nnd 
auf das, was sie, (beide Ehegatten gemeinschaftlich oder der 
eine oder der andere Ehegatte für sich,) während der Ehe 
diireh ihren Verdienst erwerben, so wie auf die Ersparnisse, 
welehe sie von jenen Nntsungen oder von diesem Erwerbe 
machen. Ausgeschlossen von dieser Gemeinschaft sind also 
alle, die Güter, welehe die Eheleute jeut Zeit der Traunung 
besitzen, 4^) oder welche sie wfthrend der Ehe mittelst ehies 
unentgeltlichen Rechtstitels erwerben, die ehien oder die an« 



die Errun|ren8chaft betchrS nk t wird, 

der Saciie nach verschieden von 
der Klausel, durch welche die ge- 
teunten dermal igen und culcanf- 
tigen Moliilicn der Eheleute von 
der Gemeinschüft der (lUler ahge- 
schlossen werden? d. i. hat die 
letttere Klausel, eben so wie die, 
dnreh welehe die Geneimchall auf 
die Errunjicnscliafl 1)eschrSnkt wird 
(An, MUH. ^. 1.) die Folfire, dass 
die Schulden, welche die Eheleute 
yfOT Abflchliessuiig der Ehe haben, 
oder welche auf den Hobilien die 
sie wahrend der Ehe nnent|reltlich 
erworben, baften . nicht in die 
GemeinächaU lallen? S. Del v. III, 
76. Tonil, ad Art. 1408. Dnr< 
XV, 50. Batt. 11, 392. Brauer 
ad Art. 149H. Die Frape ist be- 
stritten. Jedoch scheint mir (un- 
geachtet der Regel: ^trimonium 
non intelligitur nisi deducto alieno), 
die verneinende Meiiumq^ den Vor- 
7.n^ zu verdienen, da die Klansein, 
durch welche die gesetzliche (iü- 
tergeneinschaft blos modifieirt wird, 
strictissimae intcrpretationis sind, 
der C. c. aber die letztere Klausel 
nicht nur als eine besondere Klau- 
sel anfstellt, sondern andi mit ihr 
die Folge der Schuldensonderung 
nirgends verbindet. (Man vergesse 
nicht , in vorkommenden Fällen 

diesen iüiweiicl durch die Faßäuog 



desHeirathsvertrages XU beseitigen.) 
— •Von den a. Sch. tbeilen nur D e 1- 
vinc. u. Battur die Ansicht Za- 
Charit'«, femer Tropl. III, 

1931) f., die übrigen bejahen die Fra- 
ge. Tonil. XIII, 324. D ii r a n t. XV, 
50. Aubry und Kau III, p. 514. 
Pont et Kodiere II, 73. Mar- 
cadö Art. 1500. n. 3. Und die- 
ser bejahenden Meinting steht nicht 
blos die Regel : Bona non intelligun- 
tur etc. zur Seite, sondern sie er* 
gieht sich ans dem steh durch alle 
Bestimmungen des Gesetzbuchs hin- 
durchziehenden (Jriüulsatz, dass die 
Mobiliarschulden der Ehegatten nur 
darum in die (jemeinschalt lalleu, 
weil auch die Hobilien Gemeingut 
werden. Wenn nun das Letztere 
nicht stattfindet, so gilt auch das 
Erstcre nicht. Vrgl. auch Artikel 
1511. 1514. n. ?oth. n. 353. 

4) 3Iithin auch frnclus ante ma- 
trinioninni perct pti. Dagegen fal- 
len die fructus tempore initi ma- 
trimonii pendentes in die Gemein- 
schaft, ohne dass diese für die im- 
y^ensas in hos fructus Ersatz zu 
leisten hiltte. 1) u r a n t. XV, 11.— 
Eben so wenig f&Ilt die Ausstat- 
tnni;, welche der eine oder der 
andere Ehegatte von seinen El- 
tern etc. erhalten hat, in diese Ge- 

meiOiBciuia Baltur U, 3ö^f. 



Digitizeü by LiOOgle 



I 



Von der ErruDgeuschaftsgemeinschaft. 269 

dem mögen Liegenschaften oder Fahrnissstdcke sein.^) Es ist 
mithin in der Klausel, welche die Gemeinschaft 
auf die firrungenschaft beschränkt, die Klausel 
der Yerliegenscbaftnng des gesammten dermali- 
gen und zukünftigen Vermögens der Eheleute 
wesentlich enthalten.6) Art. 1498. §.2. Vgl Art. 1500 
— ^1504. Jedoch sind die sämmtlichen Mobilien, welche die 
Eheleute während der Ehe oder snlr Zeit der Auflösung der 
Gütergemeinschaft besitzen, für Errungenschaft zu erachten, 
bis dass das Gegentlieil erwiesen werden kann. Dieser Be- 
weis kann von den Ehegatten gegen dritte Personeoi 
s. B. gegen die Gläubiger der Gemeinschaft, nur durch lTrkun-> 
den entweder durch ein Inventarium ^3 oder auch durch an- 
dere Urlamden, welche gegen dritte Personen Beweiskraft ha- 
ben*) — geführt werden. Art. 1499. und arg. Art 1510. 
§. 2. 3. Hat der eine Ehegatte (oder dessen Erbe) gegen 
den andern Ehegatten (oder gegen dessen Erben) diesen Be- 
weis zu führen, so ist die Art, wie der Beweis geführt wer- 
den kann und beziehungsweise zu fähren ist, nach den Vor» 
Schriften der Art. 1502. und 1504. zu beurtheüen.io) (VgL 

5) Ein Gewinn, den die Ehe- 
leute blos dem Glücke verdanken, 
ftillt nicht in diese Gemeinschaft; 
arg. Art. 149b. ^. 2. also z. B. nicht 
ein Fond, nicht die Hslfte eines 
Schatzes, den der eine oder der 
andere Ehejjatte entdeckt. Wohl 
aber ein Spiel- oder ein Lotterie- 
gewinn. Vgl. Dnrant. XV, 13. 
""Auch die Gewinne der letztem 
Art werden nicht in die Gemein- 
schaft füllen. VgL Marcad^ Art. 
1499. n. 2. 

6) Bellet UI, 24. 

7) S. jed. von dem Falle, da 
der Fraii eine Handlung in die Ehe 
Cquoad usum fructum) eiobriDgt. 
Sir. XXXV, n, 68. 

8) Das Inventarium muss in so 
fern, als es die Güter, welche die 
Eheleute bei der Abschliessung der 
Ehe besitzen, zum Gegenstände iiat, 



schon vor der Verheirathung ge- 
fertigt worden sein. Battur Ilf 
364ff. Durant. XV, 16ff. 

9) Der Art. 1499 sagt: „par in- 
venlaire o u 4tat en bonne forme.** 
(Der Art 1510. $. 3 forciert „ un 
inventairc ou <^tat authentique." S. 
jed. Art. 1322.) VgL Battur a. 
a. 0. ^«A. HL Sir. LH, I, 497. 
Eh. Arch. XXXVn, I, 28. Hier 
wurde nn^enonimen, dass das In- 
ventar das einzige Beweismittel sei. 
In Sir. XLIX, I, 310. u. lihein. 
Arcb. XXI, I, 49 wurde die Zu- 
lassung anderer Beweismittel in 
das Ermessen der Gerichte gestellt. 
VgL die lüote xu Sir. LU, I, 497. 

10) Battar n. Dnrtnt. t. a« 
0. — Der Art. 1499 ift lediglich 
und allein auf den gegen die GläU" 
biger zu führenden Beweis zu be- 
ziehen. Slalev. ad Artikel 1581. 
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§. 523.) Wenn nnter den Eheleuten nur eine Gemeinschaft 
der EmiDgenschaft besteht, so faUen alle die Schulden nicht 
Iii die Gemeinschaft, welche die Eheleute anr 2eit der Trauung 
haben, oder welche auf den Oütern haften, die ron den Ehe- 
leuten während der Ehe mittelst eines unentgeltlichen Rechts- 
tltelfl erworben werden.19 £8 enthält daher die Klan- 
Bei, durch welche die G-fitergemelnscbaft auf die 
Errungenschaft beschränkt wird, schon ihrem 
Wesen nach zugleich die Klausel, welche von 
dem C. c die Klausel der Schuldensondeiang ge< 
nannt wird. Art. 1498. % 1. Vgl. Art 1510—1518. — 
Das, was oben §. 509 — 514. über die Verwaltung der ge- 
setzlichen Giitergemeinschaft etc. gesagt worden ist, ist auch 
auf die Gemeinschaft der firmngensdiaft anwendbar, i^} jedoch 
mit den Einsdiränknngen , die sich aus der Klausel der Aus- 
schliessung des nicht errungenschaftlichen Vermügens von der 
Grememschaft und ans der Klausel der Schuldensonderung er- 
geben. Z. B. Auch wenn unter den Kheleuteii nur eine Ge- 
mefoschaft der Errungenschaft besteht, hat der Mann die Ver- 
waltung des eigenen Vermögens der Frau, in Betracht, dass 
die Ktttauagen dieaes Vermögens in die Gemeinschaft £aU«n. 
So ^e er jedodi, wenn iwischen ihm und der Frau die ge- 
setzliche Gütergcniehirfchaft eintritt, nicht die eigenen Lie- 
gen sc j^aften der Frau ohne die Zustimmung der Frau ver- 
äussern kann, so kann er noch flberdiess, wenn die Gemdn- 
sobaft auf die Errungenschaft beschränkt ist, nicht eigmn 
Mobilien der Frau ohne Zustimmung der Frau veräussern. 
Eben so können die Schulden, welche der Mann zur Zeit der 
Tknnmg tettoi oder welche er während der iSie gemaefal bat, 

w 

*Poth. n. 298. Mama d 6 Art. sind die Worte des Art. 1498. §• 
1499. n. 3. — S. auch Bcllo tili, 1. „dettes futurcs'' zu verstehn. 
28. Delvine. HI, 76. sndi Sir. Dnraiit. XV, 14. 
XXXI, I, 118. y. Hohnhorgt, 12) S. über die aus didtem Satze 
Jahrb. 1829. S. 24. sich ergebe ndenjfolgertalgcn. Pu- 
ll) jNur Ton diesen Schulden rant. XY, 2iL 
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auch nicht aus den Mobilien der Frau herbeigetrieben wer- 
den; und auf der andern Seite können die Schulden, weldie 
die Frau tm Zeit der Trauung hatte, nidit gegen das eigene 
Vermögen des Mannes geltend gemacht werden ; vorausgesetzt 
übrigens, dass beziehungsweise von der Frau oder von dem 
Manne der eben angefahrten TorBchrift des Art 1499. Ge- 
nüge geschehn kann.^^ — Die firmngenBcfaaftsgemeinsdiaft 
wird in denselben Fällen aufgelöst, wie die gesetzliche Güter- 
gem^nschaft; die Auflösung der einen und der andern hat 
die Folge, dass die Frau (oder deren Erbe) das Gemeingut 
entweder annehmen oder aufgeben kann, i*) Wenn die Frau 
das Gemeingut annimmt, so zieht zuvörderst der eine und der 
andere Ehegatte sein Einbringen (an beweglichen und unbe- 
wegUcfaen Gütern) aus der Gemeinschaft znrflck; Was ißbdg 
bleibt, also die eheliche Errungenschaft, wird unter die Ehe- 
leute zu gleichen Theilen vertheilt.*^) Art. 1498. Vgl. Art. 
1471. Auch dann aber verbleibt der Fraa ihr Einbringen, 
(d. i. das Vermögen , das sie ^r Zeit der Tranuiig besass, 
oder das sie während der Ehe mittelst eines unentgeltlichen 
Beclitstitds erworben liat,) wenn sie auf die Gem^chaft 
Tersichtet.^ — Die Schiildeti der Gemeinsdiaft d. L 



13) Es ist bestritten, ob der Mahn Al>er sie kann sich der Verttusse- 



über die Mobilien der Frau zu ver- 
fügen berechtiift sei oder nicht? 
ob sich also die Gläubiger des 
Hannes anch an die Mobilien der 
Frau halten können oder nicht? 
Da jedoch nach Art. 1498. ^. 2. 
die Eheleute, wenn die üemein- 
seiiflft auffielest wird, ihre Mobi- 
lien in natura (und nicht I)Ios den 
Werth derselben, v^I. Art. 1503.1 
zurückzunehmen berechtifit sind, 
da Uberdicss der Art. 1510 den 
^nbigem bealimmt entj^egensteht, 
so scheint die im Paragraphen an**' 
genommene Meinimn" den Vorzog 
zu verdienen. Allerdings kann die 
Fraa, wenn der Mann mte Mobi- 
lien e:l^enm8chtig verttussert hat, 
diese nidil vindidren. An. 3270. 



runs: derselben oder einem Be- 
schlag auf ihre Mobilien wider- 
setzen. Vgl. Poth. n. 315. Ma- 
ley. ad Art 1681. n. 8. Beilot 
III, 40. D u r a n t. XV, 20. »M a r- 
cadö Art. 1499. n. 4. Sir. XL, 
I, 886. S. auch §. 523. Anm. 
8. Sind die Mobilien der Fran 
vor der Verheirathung taxirt wor- 
den, so verbleibt prlcichwohl der 
Krau das Eigenthum. Durant. 
XV, 21. *Sir. m, U, 199. A. 
M. iat Tonil. 

14) MnloT. ad Art. 1581. a. 
10. 11. 

15) Malev. ad Art. 1581. n. 5. 
13. — «Anch der Art; 1408 lit 
auf dBe&mngenschaftsgemeinaiAaft 
anwendbar. Sir. L| l, 279. 
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Gemeinschaftsrecht. 



Schulden, welche während der Ehe der Mann oder die Fran 

mit Zustimmung des Mannes gemacht hat, sind nach Mass- 
gabe der oben aufgestellten Regeln (vgL z» B. Art. 1483.}, 
entweder Ton dem Manne rar Hälfte nnd von der Frau zur 
Hälfte y wenn nämlich die Frau die Gemeinschaft annimmt, 
oder, wenn die Frau auf die Gemeinschaft verzichtet, von dem 
Manne allein ra tragen. Wegen der von der Gem^nechaft 
ausgeschlossenen Schulden des emen oder des andern Ehegat* 
ten kann, wie während der Gemeinsdiaft , nur der Ehegatte 
belangt werden, welcher sie schuldet, — Uebrigens können 
die sukflnftigen Eheleute, Indem sie in dem Heiratbsvertrage 
festsetxen, dass unter ihnen nur ehie Gemeinschaft der Errun- 
genschaft bestehn soll, zugleich über die Modification dieser 
Gememschaft eine jede au sich gültige (vgL ^ 504.) Verab- 
redung nach Gefollen treffen. Sie kennen z. B. verabreden, 
dass die gesammte Errungenschaft dem überlebenden Ehegat- 
ten verbleiben , oder dass sie ungleich verüieilt werden i^) 
soll. Oder sie können das Einbringen des einen oder des an- 
dern Ehegatten au ehier bestimmten Summe Geldes anschla- 
gen, so dass dieser Ehegatte dereinst diese Summe aus der 
Gememschaft zurückzufordern berechtiget sein soll, Oder 
sie können gleichwohl gewisse Liegemichaften oder gewisse 
Fahmissstfidte ftbr Gemeingut erklären.^!) 



16) Es sind in dem einen und 
in dem andern Falle die Regeln 
in Anwendung zu bringen, wel- 
che, wenn sich die Eheleute ohne 
Gemeinschaft vcrheirathet haben, 
(Art. 1530) von der Herausgabe 
des Einbringens gelten. 

17) La jurispr. da parlem. de 
Bordeaux p. 14. Mai er. ad ArL 
1581. n. 12. 13. 

18} Malev. ad Art. 1581. n. 9. 
Rapport fait au tribnnat ad Art. 
1498. 1499. Baltur H, 362. 
*Pont et RodiöreII,18. — ''Sie 
können auch verabreden, dass die 
Errungenschaft den Kindern blei- 
heo soH Haley. Art. 1581. n. 



9. Pont et Rodicrc II, 19. A. 
M. Odier II, 715 f. Es war dies 
im Bezirk des Parlaments von Bor- 
deau die regehnässige Klausel die- 
ser (lenieinsrhaft. Vgl. auch Sir. 
XLVIII, II, 2üb. 

19) Favard m. contrat de mar. 
Seck II, §. 1. 

20) Diese Klausel dürfte beson- 
ders empfehlenswerlh sein, da die 
Erstattung des Einbringens in na- 
tura so leicht zQ StreitigKeiten Ver- 
anlassung geben Icann. 

21) Jedoch durfte nicht die 
Klausel für zulässig zu erachten 
sein, dass sich die Gemeinschaft 
auf die ermngeiisciwftUcheii I4e- 
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§. 523. 

%} Yoii der Dtiisel» dureh welcfae gewifse MobiUeii Ton der CHttefne* 
meinfchflfl aufgetebloisen werden oder von der Klaniel der 
' yerlieffeneoliaftiing.0 

Die sakünftigen Eheleute können die Mobllieni welelie 
sie mt Zdt der Trauung besitzen oder die, welche sie wSh- 

rend der Ehe mittelst eines unentgeltlichen Rechtsütels erwer- 
ben werden, ganz oder zum Theii verliegensehaften d. t 
Yon der Gemeuudbaft aossdiliessen, den von der Gemeinschaft 
gesetzlich ausgeschlossenen Liegenschaften gleichstellen. — Die 
Yerliegenschaftung kann entweder ausdrücklich oder s ti U- 
sehweigend geschehn. Sie geschieht ausdrücklichi wenn 



geiuchaften oder nuf die errun- 
gen schafllichen Mobilien beschrän- 
ken solle. Bellet III, 24. Vgl. 
Art 1096. 1422. — »Die Nenera, 
(mit Ausnahme des Tr. v. Pont 
et Kodiere II, 24), hissen diese 
Klauseln eu. Tropl. III, 1856. 
1905 f. Maread« Art. 1499. n. 
3. Devilleneuve, Dissert. in 
Sir. L, II, 193 u. LI, II, 385. Ih- 
nen folgt der Gerichtsgebrauch Sir. 
L, I, 279. II, 193. 197. LI, II, 385. 
In diefen Urtheilen wurde die auf 
<Ue errungenschaftlichen Liegen- 
schaften beschränkte Gemeinschaft, 
welche seit Alters vorzugsweise 
in der Nomandle febrünchlich 
ist , als gesetzlich erlaubt aner- 
kannt. Auch widerspricht sie kei- 
ner der in Art. 1387 ff. aufgestell- 
ten allgemeinen Bestimmungen , 
weder den Gesetien noch dengn- 
ten Sitten. Wenn dagegen einge- 
wandt wird, dass der \Villkür des 
Mannes dabei zu viel überlassen 
bleibe, indem ea yon ihn abhänge, 
ob er HobUien oder bnniobilien 
erwerben und so sein persönli- 
ches Vermögen oder das der Ge- 
meinschaft vermehren wolle, so 
ift diea eine fd^tifche Rtteksicbt, 
die um lo weniger entscheidend 
iein kann, als bei der gesetzlich 
lasktf ii, liMi. GMbSGkb «.Aafl. HL 



erlaubten Ausschliessung ider Ge- 
meinschaft die Rechte des Mannes 
noch erheblich stärker sind. Wich- 
tiger, aber aneh besMittener ist 
die Frage, wie es mit den Schul- 
den dieser Gemeinschaft steht. Vgl. 
über die verschiedenen Meinungen 
Sir. L, II, 193. LI, n, 385 in d. 
Noten. Nach der richtigen Mei- 
nung hat die Gütergeraeinschafl auch 
hier alle Gemcinschaftsschulden zu 
tragen (Art. 1528}, und es ist nicht 
mit TropL HI, 19061L v< Mar- 
cad6 Art. 1409. n. 5 eme Thei* 
hing dieser Schulden nach dem 
Yerhältniss des Werthes der errun- 
genen Mobilien mid Immobilien vor- 
zunehmen. Der erstem Meinnng 
folgt auch der Gerichtsgebrauch. 
Sir. L, II, 193. (Bruxelles.) L, H, 
197. LI, II, 385. (3 Urth.) 

1) Sie wird la clause de r4tU- 
sation oder auch stipulation de 
propres genannt. Die von der Ge- 
meinschaft vertragsmässig ausge- 
adlossenen Hobllion heissen pro- 
pres conventionnels snm Un- 
terschiede von den propres r e e l s 
d. i. von den Gütern, welche das 
Gesetz von der Gütergemeinschaft 
•nssebHesit. Vgl. Merlin m.re- 
alisation. S. andi $. 522. Anm« 1. 
uE.ii.^MarcäddArt.1500. 

18 
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die zukünftigen Ehelente in dem Heirathsvertrage festsetzen, 
dass ihr dermaliges oder dass ihr zukünftiges oder dass so- 
wohl das eine alg dt» andeie. MobiliammiSgen^ gans oder 
m einem gewisien Th^, e. B. sor Hälfte, an einem Drüt- 
iheile, — von der Gemeinschaft ausgeschlossen sein solle oder 
dass sich der eine oder der andere Ehegatte eine bestimmte 
Summe Ckdd von seinem Einbringen aom Aniianfe einer Lie- 
genschaft Torbelialte. ^ Sie gesdiieht stillschweigendi 
wenn die Eheleute in dem Heirathsvertrage verabreden, dass 
sie ihre flahrnias nur bis au dem Betrage einer bestimmten 
Svmme o4er ein» beetimmten Werthes,*) oder dass ide nor 
eine bestimmte Snmme Oeldes In die Gtoeinsehaft etaibringen 
wollen. (Qui dicit de uno, negat de altero. — Die aus- 
drückliche Verliegenschaftung wird la clause de r^alisation 
in der engem Bed^ntnng, die stillschweigende la danse 
d'appoFt genamit.)^} Art. 1500. 1511. Jedoch ist die Ver- 



V) Unter dem damaligen Ver» 

mögen der Eheleute ist in diesem 
Paragraphen jederzeit das Vcr- 
möf^en zu verstehen, welches die 
Eheleute zur Zeit der Trauung be- 
titBen nnd unter dem zulittnfti- 
gea Vermögen dasjenige Vermö- 
gen, welches die Eheleute während 
der Ehe mittelst eines un- 
entgeltlichen Reehtstitels 
erwerben. 

3) La stipulation d'cmploi, B a t- 
tur n, 385. 393. (B at tu r be- 
trachtet diese Stipulation als einen 
Fan der itUbchwelgenden Verlie- 
Mfchaftang. Richtiger dürfte je* 
noch die Ansicht sein , dass sie 
eine ausdruckliche Yerliegen- 
ichaftong sei, die aber per verBa 
aequipollentia geschieht.) — Daa 
vorbehaltene Kapital ist dann nach 
der Analogie des Kaufgeldes zu 
beurtbeilen, welches aus einer ei- 
geoen Liegena cliafi dea einen oder 
des andern Ehegatten (unter der 
Voraussetzung der gesetzlichen Gü- 
tergemeinschaft) gelöst wird. Vgl. 
Art 1434 1496. Bit- ZXXI, U, 



196. XXXV, I, 883. H, 175. — 
Auch können sich die Eheleute 
einzelne Falirnissslücke oder For- 
derungen als Eigeuthum vorbehal- 
ten. S. einen Fall dieser Art bei 
Sir. XXXVI, I, 649. 

4) Der Art. 1500. $. 2 fügt da, 
wo er von dieser Klausel handelt, 
das Wort: röcipro<]uement, hinzu. 
IHeaea Wort iat Jedoch niclit so 
zu deuten , als ob die Klausel der 
Verliegenschaflung nicht auch blos 
in den) Interesse des einen Ehe- 
gatten dem Heirathsvertrage ein- 
verleürt werden oder aji ob aicli 
nicht der eine Ehegatte mehr der 
andere weniger vorbehalten könnte. 
S. Fotb. n. 300. Delap. ad Art. 
500. n. 340. Beilot m, 49. D.11- 
rant. XV, 26. 

5) B c 1 1 o t lU, 48. — Die Clause 
d'apport kann auch so gefassl sein, 
dass der Ehegatte Mobilieu , s u 
wie ate ihm anfallen wer- 
den, bis zu dem und dem Betrage 
einbringen wolle. Ebend. -— Durch 
diese Klausel wird nicht blos das 
gegenwArtige , sondern auch da« 
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YoD der KlwiMi ißt V«ffUi»i«BscIiAfUi]if. |f| 

Heg«08cliaftimf Falirnifis, als eine Aium^ihme vm ^ Re- 
gel d. i. YOB der ge«QtIUcb«^ GutergemQ4P«9)vift| iffi 
£«eüBl für gMliehii m eiMlUii» mA AnAt vfnm «i» 9!^ 
BeMm ist, fite de» WortFerstind der Klamiel «jamfiWineii, 

Wenn also z. B. die zukünftigen Eheleute übereingekommen 
sind, dass von dem einen und von dem «nde^n Tl^eüe nur 

hetämmu Summ QMm im die^ Q w^i w ad^i ft «lBg4f8( 
weide« lott^ 80 Ist Bur dM ttbrige dermaHg« MobfltprT^rmögfm 

der Eheleute, nicht aber ihr zukünftiges Mobiliarvermöge^ ^ 
luisgesehlofiseu von der GomcteabaCt w b^a^ten-O 

L Von den KUai«|ii, mitHMt we}c)i0r d^ 
Mdbillett der Eheleute, ganz od^r zum Theile, 
liusdrücklich verliegeuaebaf tet werden. (Von der 
dauM de rdaliaation in der ei^ßtm S^äfif^m^.'} — Zu Polge 
dieser Klaiu»lii verblelM den Eigwdiap w den yetUefl^- 
Behafteten Mobilien dem Ehegatten, welchem sie vor der TEbß 
gehörten oder, beziehungsweise, welchem sie während der Eh^ 
anfaUeo. Ee kvm daher der Mann die ¥erliegeo8cI^a£teten Mo» 
bUnNi der Fi«u sidb^ ohae die Zpetbnmiiiig dar Fran yeiSo»- 
aernjO ""^ ebensowenig können sich die Gläubiger des Man- 
nes oder die der Gemeinschaft, wenn ihnen nicht zugleich die 
Fun fiir ihre Penaa Vecpfluditet ist» m die verlHgiMiachaft^ 
te& Mdldliei» halten»^ Art. 1503. Die Nutadessoiiir 4« ▼«^ 

gcns jederzeit bona titulo lucra- 
tivo acquirenda zu verstehen. 

7) Sind tie ohne ZosUmmmiK 
der Frau Acräuasert worden, so 
ist der Preis zu erstatten, zu wel- 
chem sie im Heiratbsvertrage an- 

geschlagen sind. Delvine. IH, 
06. Sir. XXXVn, n, 305. *Vgl. 
über die«e Frage Sir. Ii, I, 258. 
Kote. 

8) Toull. Xn, 377 ff. Durant. 
XV, 49. Der Art. 1503 gebraucht 
die Worte : reprendre et prölever. 
Vgl. auch Art. 1531, aus welchem 
sich ein Grund für di^aelbe Hei- 
DUQg eiidehiMa iifit S. jedodi 



zukünftige Vermögen von der Ge- 
meinschaft ausgeschlossen. T o u 1 L 
ad Art. 1500. Durant. XV, 35. 
A. M. ist (nach Poth.) Delvinc. 
III, p. 3Ö7. *S. tmh Sir. XUU, 
l, 347. 

6) Poch. n. 305—314. Delap. 

ad Art. 1500. Delvinc lU, 79. 
Bellet III, öl. Herl in m. r^a- 
lisation. Durant. XV, 28 IT. ßat- 
Ur II, 384. «Pont et Rodi^re 
76. (MaQ endet bei dieMQ 
Schriftstellern zugleich noch an- 
dere Beispiele zur Erläuterung der 
^uigestelUen Regel.) — Unter dem 
iflWniNlWi Y«innogen ?iod Ubri^ 
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Uegenschafteten Mobilien aber gehört, vom Tage der Trauung 
ZU dem Gemeingute.io) Arg. Art. 1503. 1528. — Es enthal- 
ten diese KUiisdn nicht sdioii ilurem Weeen nach die Klaiuel der 
SchiüdeiiMmdemng.^i) Jedoch kennen die Ehelente sngleieh 
die letztere Klausel dem Heirathsvertrage einverleiben. — Wird 
die Gütergemeinschaft aufgelöst, so hat der eine und der an- 
dere Ehegatte das Becht, die von ihm ehigebradbten Mobilien, 
die er verliegenschafltet hat, in Torans wegzunehmen.!^) (Die 
Vorschriften! welche das Gesetzbuch über die Ausantwortung 
des Einbringens der Frau unter der Vonrassetsung enthält, 
dasB sieh die Eheleute ohne Gemtinsdiaft verhehrathet haben, 
vgl. Art. 1531. 1532. sind auch auf die Ausantwortung des 
vorliegenschafteten Mobiliarvermögens der Frau anwendbar.} 
— Der Beweis, dass die und die beweglichen Güter an den 
Ton der Gtoeinsehaft ausgesddoesenen gehören oder dass das 
verliegcnschaftete Mobiliarvcrmögeu aus den und den Stücken 
bestehe, ist gegen dritte Personen, also z. B. gegen die Gläu- 
biger, nach den B^efai zu führen, welche oben %, 582. in 
der Lehre TOn der Emingenschaftsgemeinschaflt von demselben 
Beweise aufgestellt worden sind, t^ In wie fem dieser Be- 

von den Sachen, die durch den 
Gebrauch verbraucht werden, un- 
ten ad Art. 1532. — Andere neh- 
men an, dass gleichwoU der Hann 
der Eififenthümer der verliegenschar- 
teten Mobilien der Frau sei, da sie 
sich mit der (icraeinschafl vermi- 
schen. So z.B. Po th. n.315. Delv. 
111,78. Bellot m,m IV,3$9. 
Battur II, 380. --S. aach$.522. 
Anm. 13. zu £. 

9) Die Nutzungen, die früher be- 
logen oder fällig geworden sind, 
gehören su dem Terliegenscliafte- 
ten Vermögen. (Augcnt dotem.) 
Sir. XVI, n,209. (In dieser Stelle 
ist zwar von der clause d'auport 
die Rede. Sed ptr est ratio.) 

10) Battur II, 376 ff. Bi bat 
mithin der Mann auch von den ver- 
iiegensohafteten llobiUen der Frau 



die Verwaltoof. Art. 1428. Tonil. 

Xn, 380. 

11) Der Satz ist bestritten. Vgl. 
oben %. 522. Anm.' 2. n. Bellot 

III, 159. S. auch Poth. n. 342. 
— Auf jeden Fall sind die Schul- 
den des einen und des andern Ehe- 
gatten aus dem Gemeingute zu ver- 
zinsen. 

12) 'Und die Ehefrau braucht 
in diesem Falle nicht vorher auf 
die Gemeinschaft zu verzichten. 
Rh. Arch. XIV, I, 49. 

13) Angenommen, dass diever- 
liegenschafteten Mobilien , unjje- 
achtet die Klausel der Verliegen- 
schaftung dem Heirathsvertrage ein- 
verleibt worden Ist, gleichwoU 
anch dem Eigenthome nach in die 
Gemeinschaft fallen, so verliert der 
Sau des f aiagraphen sein prakti« 
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weis von dem einen Ehegatten (oder von dessen Erb^) 
gegen den andern Ehegatten (oder ^egen dessen Erben) 
TO führen isty hat man zwischen dem Mobiliarverm9gen, das 
die Eheleute aar Zeit der Abscfaliessnng der Ehe besitsen, mid 
zwischen dem von ihnen erst später (unentgeltlich) erworbe- 
nen zu unterscheiden. Wegen des ersteren ist der Beweis 
nach der Yoiachrift des Art 1502^ to führen, i^) Letsterea 
ist, so wie es dem ^nen oder dem andern Ehegatten mfiaift, 
jederzeit zum Beliufe des in Frage stehenden Beweises durch 
eui Inventanum in Gewissheit zu setaen. Ist kein Inventa* 
rinm ani^enommen worden, so ist wieder to anteiBehMei)t ob 
die Mobilien dem Manne oder ob sie der Fran angefallen sind. 
In dem erstem Falle kann der Manu die von ihm verliegen- 
achafteten Mobilien überall nicht in voraus wegnehmen oder 
eine EntschSdigong desshalb fordern, es w8re denn, dasa er 
den Bestand und den Werth dieser Mobilien durch den Eiv 
werbstitel (vgl. Art. 948.) in Gewissheit setzen könnte. In 
dem letzteren Falle aber kann die Frau oder deren Erbo den 
Betrag dieser Mobilien nicht nur durch ein« Jede Art von Be- 
weisnrkunden , sondern auch durch Zeugen und selbst durch 
den gemeinen Ruf in Gewissheit setzen. i^) Art. 1504. 

IL Von der Klausel, mittelst welcher die 
Eheleute ihr Einbringen an Mobilien auf einen 
bestimmten Betrag etc. beschränken und so ihre 
übrigen Mobilien von der Gemeinschaft still- 
schweigend ansschilesaen. (Von der clause d'apport) 
— Ehie Klausel dieser Art macht den Ehegatten, wddier 
das Einbringen versprochen hat, für den Betrag des^ verspro- 

• 

iclifii Interesse. Daher auch ^o- port Aber seinem Gmnde nach 

thier die«ei fieweiies nicht ge- ist er anch auf die Clause de rö- 

denkt. aUsation anwendbar. 

14) V^K antea Anm. 18. — Oer 
Art. 1502 besielit sich swtr (sei- 15) IngleieheB, in dem Falle ei- 
ner Slellunjf nach und zu ¥o]ge ner Sonderung v. T. ti. B., durch 
seiner Quelle, s. Potb. n. 285 ff.) das Geständniss des Mannes» Sir* 
unmittelbar nur auf die Clause d'ap- XXYÜI, I, 279. 
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^d^ett Einbringens zum Schuldnfer der Gemeinschaft.*') Arti- 
kel 1501. Es hat daher dieser Ehegatte, wenn er seinem 
YlstsflMMk tiidit naehkUMaliilt, OemeilMchaft Vefgatntit 

l^ettS eingebracht hat, entwahrt werden, der Gemehiflchaft 
OewSlir leidten.i'Q Art. 1440. 1647. — ' Dass die Eheleute 
IM» SM witkii^ eing^brAeht hab^n, als Bit sta Folge dimt 
KktMel ^iliitiibHBg^tt hfttMn^ Witd, was dtn Mann betriflt, 
durch den üeiraths vertrag , (in so fem in demselben der Be- 
des £iiibiüigeii6 des Mannes angegeben worden ist,) und 
MältigMi das ISilibilngMi der FraH, doiroh die Quittoiig des 
ifamies M Qewissbeit gesetttt, ^e dus jedoch andere Be^ 

weismittcl ausgeschlossen sind.i*^) Art. 1502. — Die in Frage 
istehend^ Klauseln haben unter den Eheienten nnd deren 
ErM znt^deiM die Folge, dass sie bei der Anflösang der 
OütergemelMhaft von dem Oemeingute so viel ih tDrans ab*- 
ziehn kÖnneU) als ihr wirkliches Einbringen ihehr, als da« ver- 
«iproefaeile, an Werth gehabt hat. Art 1603.1^) Sodann lOiSr 
Hegt dtesen KlaiMelii, was das gegenseitige VetbSlIniss nn* 
ter den Ehelenten betrifft, zugleich Wesentildl die Klau- 
sel der Öchuldensonderung, in dem Sinne, dass sich der Ehe- 
gelte, welcfaer das £iabriiigen refsproehen hat, alle die Schul* 
den, welche er tot d«r Abscfaiiessang der Elie hatte, tu so 



16) lieber die iPrage, welclie 
Sachen und Güter auf diis verspro- 
chene Einbr inge n zu rechnen sind, 
f. Poth. n.Snflr. Delap. ad Art. 
1509. Bellet ni, 78. Battur 
II, 385 f. Durant. XV, 45. *Vgl. 
auch Tropi. III, 1963. u. Mar- 
cado Art. 1403. n. 2. 

17) Poth. a. 290. 

18) Poth. A. 286 ff. Malev. 
ad Art. 1502. Bellet III , 68. 
Battur II, 367 ff. Ist der Art. 
1569 auf diesen Beweis anwend- 
bar? Durant. XV, 47. (Er ver- 
neint die Frage.) *S. auch Sir. 
XXXVI, I, 198. XLV, II, 536. — 
Ueber den Uegenbeweis ß» Toth. 



a. a. 0. u. Delap. ad Art. 1502. 

19) In diesem Falle hat also der 
Ehegatte nicht (w^ie in dem vori- 
gen, vgl. Anm. 6} das Recht und 
die Verbindlichkeit^ die Sachen in 
natura zurückzunehmen. Sein Recht 
bezieht sich auf den Werth des 
über die verabredete Summe Ein- 
l^ebracfaten. Arg. Art. 1503 verbo: 
1 a V a 1 e u r. Der Grand dieses 
Unterschiedes liegt darin , dass in 
dem vorliegenden Falle, nicht aber 
In dem Yorigen, das gesairnnte Ho- 
hiliarvemögen der Eheleute dem 
Eigenthnme nach (mit Vorbehalt 
der Er.stattunir des Mehrbetrages} 

iA die tit}iueia£chAlt Mt. 
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fem diese Sdinlden das Tenproehene EtolMliig«ii remiiiideit 

haben, dereinst bei der Auflösung der Gütergemeinschaft auf 
dieses Einbringen anrechnen lassen muss.20) Art. 1511. — 
Mit Vorbehalt dieser FolgeD aber lässt die in Frage stehende 
Klausel die gesetsliche GUtergem^nsdiaft miTerSiidert besteha. 
Es lallt also, ungeachtet der Heirathsvertrag diese Klausel 
enthülti lücht nur das versprochene Einbringen, sondern auch 
alles das in die Gfitergemeinsehaft , was sonst taift (aksetaes 
SU dem ehelichen Gemeingute gehört Und eben so shid den- 
noch alle die Schulden aus dem Gemeingute zu bezahlen, 
welche abgesebn von jener Klausel aus dem Gemeiogute aa 
beaahlen sind. Es können daher die Eheleute von dber Kfam- 
sei dieser Art namentlich nicht den Gebrauch machen, dass 
sie desshalb den Gläubigern die Einrede der Schulden- 
sonderoi^ (Art 1504.) entgegensetien därlten.^^ 
1528. Jet Art 150a. 1611. 1518. 

$. 524. 

3) Von der Klausel, durch welche die Licj^enschaften der Eheleute den 
beweglichen Gütern gleichgestellt werden — oder von der iUauäel der 

EnthegenschaftuDg. 



Die snkfinftigen Eheleute f) können In dem 
trage die Uebereinkunft treifen, dass ihre dennaligen oder zu- 
künftigen Liegenschaften, (d. i. die Liegenschaften, welche sie 
sur Zeit der Trauung besitsen, oder welche sie wührenid der 
Ehe mittelst eines nnentgeltUehen Beehtstitels erwerben,) ent* 
liegenschaftet d. i. den beweglichen Gütern gleichgestellt sein 
soUeu. iVrt. 1505. (La clause d'ameublissement.) — Auch 

20) Potk ii.'d43. Bellot III, eommtuiioBis et bona propriacon- 

77. Duranl. XV, 43. *3Inr- jujfum. 

cad6 Art. 1503. n. 3. — (iSur 1) Auch blos der eine Ehefratte. 

uneigcntlicli wird diese Klausel die Polh. n. 291. Eben so kann der 

Klausel der Schuldeoäonderung ge- eine EhesaUe seine Liegenschaf- 

Munt. Sie ist vielmehr die im Art. ten aof eine aadere Weife alt der 

1513 erwähnte Klausel , — dass andere die seinigeB entliegenschaf- 

das Einbringen sehuldenfrei iei.) ten, z. B. der eine bedingt, der 

*S. auch Tropl. III, 2048. andere unbedingt. Durant, XV, 

i i) Conf«MO facta 6«( i&ter bona 54 f. 



SSO ClMieiiMelitltarMlit, 

▼OD to EntUegwiBdiaftnng > (dem Gegentbeile der Yerliegen- 
sehaftang,) gilt die Regel, dasB sie weder im Zweifel für ge* 

schehn zu erachten, noch auch, wenn sie geschebn ist, über 
den Wortverstand der in dem Heirathsvertrage enthaltenen 
Elaiuel ansindehnen sei. Wenn s. B. die zuicfinftigen Efae^ 
lente ihre gesammten Liegenschaften für Fahrniss erklärt ha- 
ben, so ist die Klausel gleichwohl nur auf die dermaligen 
Liegenschafiten der Parteien zu beaiehn.^) — Die Entiiegen- 
sehaftmg ist 1) entweder eine unbedingte oder eine be- 
dingte Entliegenschaftung , je nachdem durch den Vertrag 
die Liegenschaften entweder schlechthin oder nur bis zu dem 
Belage einer gewissen Summe Geldes den beweglichen Gü- 
tern gleichgestellt werden.^) — Sie ist 2) entweder ^ne (in* 
dividuell) bestimmte oder ehie unbestimmte (entweder 
eine besondere oder eine allgemeine) £ntliegenschaftung| 
je nachdem sie eine einzefaie bestimmte Liegenschaft oder ge* 
wisse besthnmte Liegenschaften oder aber eine Gesammtheit 
von Liegenschaften (die gesammten dermaligen und zukünfti- 
gen Liegenschaften, oder die einen oder die andern , oder 
dnen sovielsten Th^ der ehien oder der andern oder bdder), 
mm Gegenstande hat Beide EinfheOungen sind einander coor- 
dinirt. Die Eheleute können z. B. ihre gesammten dermaligen 
Liegenschaften schlechthin oder nur bis au dem Betrage einer 
gewissen Summe Geldes entliegenschaften.^ Art. 1506. 1507. 

2) Delvinc. III, 82. Dur. 
XV, 57 ff. *Trop long III, 1986. 
Marcad^ Art. 1505. n. 3. — An- 
dere Beispiele nur Erlttuterung der 
aufgestellten Regel findet man bei 
dem §. 523. Anm. 6. «. Schrift- 
stellern. 

3} Wie, wenn eine bestimmte 
Lie|;eiiieiiaft m eiDem iovielitev 
Theile, z. 6. zur Hälfte entliegen- 
schaftet wird ? Die Entliegenschaf- 
tung ist (pro rata) als eine unbe- 
dingte und als eine bestimaite 
SndiegMucliafliiDg su hetiachten. 



Dur am. XV, 62 f. A. M. ist (was 
die crstere Liegenschaft betrifft), 
Delvinc. III, 83. — Von der 
Klausel der bedingten Entliegen- 
schaften verschieden ist die IQan- 
sei, dass die Frau eine bestimmte 
Summe Geld in die (lemeinschaft 
einbringe, und dass zur Deckung 
dieser Summe eine gewisse Lie- 
gemdiaft etc. • der Frau verkauft 
werden solle. S. Durant. XV, 69. 

4) Wie, wenn die Eheleute ihre 
gesammten dermaligen und zu- 
kttaftigea Uefeiiscbaften entUegea* 
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L Von der unbedingten Entliegensehaftung. 
— Durch die unbedingte Entliegenschaftongi sie mag eine 
bestimmte oder eine unbestimmte sein, werden die liiegen«- 
sdiaften, auf welche sieh die Klausel bezieht, den beweglichen 

Gütern schlechthin gleichgestellt. Es trifft mithip ein jeder 
Unfall, durch welchen diese Liegenschaften beschädiget oder 
seiBtSrt werden, die Gemeinschaft ^ ^^'^ Hann über 
diese Liegenschaften gans so, wie über die braft Gresetses in 
die Gemeinschaft fallende Fahiniss (und mithin ohne die Zu- 
stimmung der Frau), verfügen; sie sind ganz so, wie das übrige 
Gemeingut, zur Theilnng zu bringen.') Art 1507. Jedoch 
hat der Ehegatte, welcher eine Liegenschaft oder, welcher s^e 
Liegenschaften entliegenschaftet hat, das Recht, diese Liegen- 
schalten bei der Theilnng^) zu ilurem dermaligen Werthe an- 



ichaftet haben, ist dann noch zwi- 
schen dieser Klausel und der Ver- 
abredung einer allgemeinen (iü- 
tergemeinschaft ein Unterschied? 
B r a a e r ad Art. 1505 ninmt (wohl 
olme einen hinreichenden Grund) 
den Unterschied zwischen beiden 
Klauseln an, dass der Art. 1509 
mir Ton det enteren, nteht aber 
von der letateren Klausel gelte. 
V^rl. Duranl.XV,52. «'Marcadö 
Art. 1505. n. 2. Potbier n. 304. 
(Diese stellen beide Klauseln 
einander seblenlidiin gleich.) — 
Wie, wenn die Eheleute ihre ge- 
iammten dermaligen Liegenschal- 
ten entliegenschaftet haben und der 
eine oder der andere Ehegatte in 
der Zwischenzeit zwischMi dem 
Abschlüsse des Ileirathsvertrages 
und zwischen der Trauung eine 
Liegenschaft mittelst eines uoent- 
geldiolMn Reclilftitels (f. An. 1404) 
erwirbt, ist diese Liegenschaft flir 
entliegenschaftet zn erachten ? S. 
Bellet III, 112. und Marcade 
Art 1505. n. 3. 

5) Offenbar vermisehen diese Art. 
zwei wesentlich verschiedene Ein- 
theilungen mit einander. Jedoch 
liat dieser RedaJoiojufehler keinen 



Einfluss auf die verba dispo- 
sitiv« legis gehabt. Denn s. 
Art. 1507. S. 3. Art. 150«. S- 2. 
*Vgl. hierüber Marc ade Artikel 
1509. n. Z. 3. TropL m, 1999. 
2000. 

6) Battur II, 402 ff. 

7) Auch danii, wenn sich die 
Fran auf den Fall, dasi sfe anf 
die Gemeinschaft verzichten werde, 
die Zurücknahme ihres Einbrin- 
gens bedungen hätte, dürfte der 
Manu berechtigt sein, die Liegen- 
aehaflen , welehe die Fran unbe- 
dingt entliegenschaftet liat, obne 
die Zustimmung der Frau zu ver- 
äussern. Yrgl. Bellüt III, 237. 
248. 397. — ^enrehenken kann der 
Mann diese Immobilien nicht, Art. 
1422. §. 1. Die Fiktion geht nicht 
so weit, dass auch in dieser Be- 
ziehung die Immobilien den Mobi- 
lien gleicbatehen sollten. Verfl. 
Narcadö Art. 1505. n. 4. 

8) Mithin die Frau, welche auf 
die tiemeinschaft verzichtet, kann 
▼on dietem Vorrechte nicht Ge- 
brauch machen. Privilegia sunt 
strictissimae interpretationis. Hel- 
lo t III, 156. *TropI. III, 2019 f. 
Odier II, m. ^M.is(Del- 
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Biinfllitiitn.() Art 1509» — , Auch auf die Sefauldefi der 

Gemeinschaft erstrecken sich die Wirkungen jener Klauseln. 
Wenn z. B* eine gewiase Liegenachaft schlecbthiD endiflgear 
■dMlket worden ist, ao wird die GemeiiuBeliaft nidit berechti- 
get sein, wegen der auf diese Liegenscliaft sidi beziehenden 
Mobiliarschuiden) die aus dem Gemeingiite bezahlt worden sind, 
einca Anspnieh auf Ersata gegen den Ehegatten m machen, 
▼on wMKm die Liegenschaft herrührt TgL Art 1409. 
n. 1. Wenn das ^esammte zukünftige Immobiliarvermögen 
der Eheleute schlechthin entÜegenschaftet worden ist, so wer- 
den auch die Schulden, welche auf den dem einen oder dem 
andern Ehegatten anfallenden Lnrnobiliarerbachaften haften, Ton 
der Gemeinscliaft zu tragen sein. Vgl. Art. 1411 ff. — üebri- 
gens hat der eine und der andere Ehegatte der Gemeinschaft 
für die Liegenachaften, die er unbedingt entUegenscbaftet hat, 
Ctowifar an leisten, ausgenommen, wenn die EntBegenschaftnng 
eine unbestimmte war.^') 

IL Von der bedingten Entliegenschaf tun g. 
— • Durch dne Entiiegcnachaftnng dieser Art erwirbt die Ge» 
mdnschaft nicht das Eigenthum an der Liegenschaft oder an 
den Liegenschaften, auf welche sich die Klausel bezieht, son- 
dern nur eine Geidforderung gegen den •Ehegatten, welciier 

die Regel ist ihrem Grunde wuk 
eben sowohl auf die unbestimm- 
te Kui^egenschaftung aoweudbar. 
So wird aie aueli i. B. Toa Po- 
«hier B. 298 oiiffeitallt 

10) *A. H. Tropf, m, im 
Odier II, 825. 

11) Die Froge, die hier berttbrt 

wird, ist bestritten. Die im Pa- 
ragraphen aufgestellte Rege! be- 
ruht darauf, dass der Ueirathsver' 
trii<,^ als ein belaftender Vertrag in 
betrachten ist. Vgl. Poth. n. 290. 
D e I a p. ad Art, 1597. D e I v i n c. 
III, 83. Battur II, 401 ff. D u- 
rant. XV, 701L ^^Marcade Art. 

im. 



vinc. III, 84. und (ob rationem 
legis) Durant. XV, 78. Auch 
kann sie auf jeden Fall , obwohl 
vertichtend, von diesem Vorreebte 
dann Gebrauch machen, wenn sie 
aich die Zurücknahme ihres Ein- 
bringens vorbehalten liat. Dur. 
«. a. 0. — Der Ueiruthsvcrtrag kann 
die Pnn andi rar Zvrüdinebnie 
der Liegenschaft verpflichte n. 
Battur II, 399. — Die Dienst- 
barkeiien und Unterpfänder, wel- 
elie der Hann auf die Liegenteheft 
»^egl litt, bleiben jedoch in dem 
Falle des Art. 1509 in Itraft. On* 
ranl. XV, 76. 
9) Der Art. sagt: L'^poux <|ui 

auaeuMi «n Ii.4nug6 Mc. Amt 
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das Versprechen gethan hat, eine Fordenmg, welche jedOüK 
aof eiüe gewisse Liegeuschaft oder auf gewisse Liegenschaf** 
teil, iitkd swiit AiawdüieSBlieli, angowies^ ist Ajtt 1608. Hie« 
ttMB ftl^ 2. B. 1) Der MaAn kann die lAegemksfttiky w^«- 
che die Ft-au entli^gpenschaftet hat, zwar bis zu dem Betrage, 
bis 2U welchem sie der Fahraiss gleichgesteilt worden siadi 
eiUkt» ZiMumm^ der tnnn zam Untetptede eteeetten, aletat 
Aber oMie ZasKllHiiHillg der Pratt diese Liegensdiaften verSus* 
sern.i2) Art. 1507. §. 3. Art. 1508. §. 2. 2) Wenn die ent- 
li^genaehafieton Liegenschaften yerttussert worden sind und das 
aifln denselben g^dste Eat^fgdd eb die Summe betoSgt, 
bis EU Weither sie entliegensehaftet worden sind, so hat die 
Gemeinschaft, vorausgesetzt, dass das Kaufgeld in die gemein- 
eehaftUche Kasse geflossen ist, diesen Mehrbetrag dem Ehe* 
galten , w^debem die Llegenechaften gehfirteb, tn eieetsen.!^ 
3) Wenn die Liegenschaften zur Zeit der Auflösung der Gü- 
tergemeinschaft noch in dem Besitze der Ehegatten sind, so 
shid sie unter der gemeinschaftlichen Masse, sei es dass diese 
getheilt witd, od6r wegen der Verziditietstung der Frau dem 
Manne verbleibt, zu begreifen. Art. 1508. So wie dem Ehe- 
gatten, welcher die Liegenschaften bedingt, entUegenschaftet 
hat, die Wahl freisteht, welche Liegenschaften er snr Masse 
bringen wiN,<^) (yoraasgesetzt , dass Ton ihm mehrere Lie- 
genschaften entliegenscliaftet worden sind, und dass schon ein 
TheU derselben cur Bezahlung der Schuld hinreicht,) so kann 
er sich auch der Verbindlichkeit, die Liegenschaften zur Masse 
«to bringen, dadurch entsdilagen, dass er die Summe, welche 
er aui seine Liegenschaften angewiesen hat, in die gemein- 



12) Doch kann er die Frau im 
Wege Kerhlens zur Frtlieiluug iii- 
rer Einwilligung anhalteu. Vr{^1. 
Durant XV, mV. •Toull. XIU, 
338. — Auf diese Art kuti eine 
bedinge Entltegenschaftung in eino 
unbedingte verwandelt werden. 

Kmm ütM YenriuuUaiig auffih dwcb 



die bloae Uebcreinkunft der Per^ 
teien geschehen? S. Delap. ad 
Art. 1508. Durant. XV, 83 (af- 
lirniat.) Vgl. Art. 1595. 

13) Dclap. .((! Art. 1507. 

14) Poth. n. 301. Delap. U 
Ark im «Iropi. m, 3013. 
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schaftiiehe Kasse saUt oder dass er sieh diese Snnune bei der 

Auseinandersetzung der Gemeinschaft in Anreclinung bringen 
lässt.^) 4} Wenn die Liegenschaften durch einen Unfall be- 
sdiadiget werden oder an Qronde gehn, so trifft. swar der 
Verlust den Ehegatten, welcher sie entUegensehaHtet hat Je- 
doch wird zugleich die Schuld, welche der Ehegatte der Ge- 
meinschaft zu entrichten hatte, (per interitum rei) ganz oder 
znm Theü getilgt; ganz wenn die Liegenschaften gSnalleh m 
Grunde gehn ; zum Theil, wenn der Werth, den sie noch ha- 
ben, nur zur Bezahlung eines Theiles der Schuld hinreicht, 
5) Wenn die Entliegenschaftung eine oder mehrere bestimmte 
Liegenschaflen zum Gegenstande hat und es werden diese 
Liegenschaften dem Ehegatten, welcher sie verliegenschaftet 
hat, entwährt, so bleibt er wegen der Summe, die er auf die 
liegenschafton angewiesen hat, Schuldner der GemeinschalUiO 

525. 

4) Von der allgemeinen Gittergenieinicliafl.0 

Die allgemeine Gütergemeinschaft umfasst aus- 
ser den Gütern, welche kraft Gesetzes zu der ehelichen Gü* 
tergemelnsehaft gehören, das gesammte Übrige Vennögen der 
Eheleute, mithin namentlich auch die Liegenschaften, welche 
die Eheleute zur Zeit der Trauung besitzen oder während 
der Ehe mittelst dnes unentgeltlicfaen Rechtstiteis erwerben.^) 

la) Das fol^t unmittelbar da- behalten könne, ohne ir<^end eine 

raus, dass der Ehegatte Eigenlhil- Einschränkung auf.) Delvinc. III, 

mer der Liegenschaften geblieben 84. Durant. XY, 77. 81. Bat- 

iit nnd der Gemeinschaft nur eine tur II, 409. *Marcad6 Artikel 

Snmme Geldes schuldet ; wennmui 1509. n. 6. 

auch den Art. 1509 nicht eben so- 16) Delvinc. III, 81. Bell. 

wohl auf die bedingte als auf die III, 141. Battur II, 402 tf. Der 

unbedingte Entliegenschal'tung au- Satz beruht auf dem vermuthbaren 

inwenden hStte. Vrgl. Poth. n. WiUen der Parteien. 

298. (Aus dieser Stelle ist der 17) S. die Anm. 11 a. Sclifift- 

Art. 1509 wörtlich entlehnt. Po- ' steller. 

thier aber stellt den Satz, dass 1) *Tropl. III, 2186 f. 

der £hegaUfi seine laegeuschaft 2^} Die allgemeine Gutergeiuüia- 
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Art. 1596.^ — Aneh von den KlAnseln, durch welche die 
zukünftigen Eheleute eine allgemeine Gütergemeinschaft unter 
sich einzuführen beabsichtigen, gilt die Begel, daas die Vei^ 
mudrang für die gesetsliche Gfitergemeineehaft etrrite. 
Wenn daher der Heirathsvertrag so lautet, dass das ge sammle 
Vermögen der zukünftigen Eheleute Gemeingut sein soll, so 
Ist die Klausel gleiehwohl nur auf das dermalige Vermögen 
der Partden, (also nur anf die Idegenschaften, weldie sie nur 
Zeit der Trauung besitzen,) zu beziehn.*) — Zu der in Frage 
stehenden Gemeinschaft gehört, wenn sie anders gehörig be- 
dungen worden Ist, das gesammte dermalige und lukünftige 
Vermögen der Ehdente, es mag in beweglichen oder In nn* 
beweglichen Gütern bestehn, das Vermögen, welches die Ehe- 
leute während der Ehe erwerben, mag Errungenschaft oder 
gewonnenes Gut sein. Der Hann Ist der Herr auch dieser 
Ckmeinschaft ; das gesammte Gemeingut wird dereinst zu glei- 
chen Theilen unter die Eheleute getheilt u. s. w. Jedoch ist 
alles dieses auf den einaehien Fall mit Vorbelialt der beson* 
deren Verabredungen anzuwenden, welche yon den Eheleuten 
in dem il ei raLlis vertrage getroffen worden sein können. Auch 
kann ein Dritter, welcher den Eheleuten eine Schenkung macht 
oder ein Vermäehtniss hüUerUsst, verfugen, dass die Schen- 
kung oder dass das VennXehtidss ron der Ctomtinsehaft aus- 
geschlossen sein äoll.^3 — Auf der andern Seite sind alle die 



Schaft unter Etieleuten macht also 
«ine Auraalme Ton der Regel de« 
Art. 1837. §. 2. Eben so wenig 
ist der Artikel 1840 (vffl. §• 379. 
Anni. 9) auf diese Gutergemein- 
«cbaft anwendliar. Arg. Art. 1527. 
S. 3. Vgl. Beilot m, 319 und 
oben §. 504. 

3) Der C. c. gedenkt in diesem 
Art. (oder in dem Abschnitte de la 
eomiiiiniaiiie ä titre nniTetiel) noeh 
der nanseln, doreh welche die 
Eheleute une commünantö de tous 
leitfs bien« pröien» ieulement oa 



de tous leurs biens ä venir seole* 
menlTenbredeD, Allein diese Klan- 
fein lassen sich auf die schon in 
den vorig^en Paragraphen erläuter- 
ten Klauseln der Yerliegenschaf- 
tong und der Bntliegeiuchaftung 
Borttckführen. Vgl. Poth. tr. du 
contrat de soci6l6 n. 29 — 42. De- 
lap. ad Art. 1526. (Beide Stellen 
handeln zugleich von der allge- 
meinen Gatergeaieinaeliafl.) Bell, 
m, 317. *M a r c a d 6 Art. 1505. n. 2. 

4) Beilot III, 318. Durank 
XV, 221 ff. Battur U, 491. 
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Sdittlden, weMie die ElM^ttten cor Zelt der Trauung haben 
oder welche auf den Gütern haften, die von den Eheleuten 
während der £he mittetet eines iuM4itg«UUclMn Aeebi^titele 
erwofhen weideii| eeMechthin GeaeiBBehftftsadiuldeii; ee 
wie die Schulden, welche der Mann oder mit dessen Zustim- 
mung die Frau macht. Jedoch sind die Vorschriften der Ar^ 
149^ 1438. 1438. auch dann ia Anwendimg III ksHig^t 
irenm unter den Eheleuten eine allgemeine CHMemeipeimiPMI 
besteht.^} 



B) YoB den Vertrugen, dvreh w^leke die gesell^ 
Helle Oü^ergemeinechaft ihren Folgen nacli 

modificirt wird. 

$. 526. 

1) Von 4ei lOaml der S^ald^ii|0|i4ermig. 

Die zukflnftigen Eheleute können In dem H^atiiflTertrage 

übereinkommen, dass die Schulden, welche sie dermalen haben 
oder welche der eine von ihnen dermalen hat,^) von der 
Gemeinaefaaft auegeeeUossen sein sollen. — Diese Ueberehi-' 
knnft kann von den ISieleoten entweder ansdrileklieli oder 



5) 9elUt V» 3f6. 

6) Bellot m, 317. 

1) Oder auch nur der eine von 
ihneii — 9^ Ferri^re Ol, 198. 

2) Leurs dettes personnelles, d. 
i. die Schulden, die sie derinalea 
haben, mit andern Worten , deren 
Rechts titel schon tur Zeit der 



vorhanden ist. Allerdings können 
auch die zukünftigen Schulden der 
JEbeleute von der Gemeioachaft au«- 
fee cUoseMi werden ; aber nnr be* 
dingunfnmbe, d. 1. nur, wenn 
das Vermögen , auf welchem sie 
haften, von der Gemeinschaft aus- 
geichloMen wird. Vgl Potlv a* 



344IL Delvinc. DI, 80. 9eU. 
m, 164. Durant. XV, 90. Wie, 
wenn eine Mobiliarerbscliaft schon 
vor der Ehe der Frau angefallen 
iat, aber eral vaeh derMrath anr 
genommen oder getheilt wird? §1« 
ibid. n. 92. Vrgl. auch Potli. u. 
341. *Die Schultlon dieser Erb- 
sciiait iüUen nicht in die Gemein- 
wMt, die Aeiiehne der j^bachafi 
wifkt auf den Tag der Eröffnung 
zurück. Tropl. III, 2030. A. M. 
Marcade ArtiM 1512. n. 2. — 
Uebrigens rerateht ef sich von selbst, 
dass die Vorschrift des Art. 1328 
auch in Beziehung auf die Klausel 
der Schuldeusonderung zu beach- 
ten kU Vgl j^ijir«im X\, ii(k 
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atilltohwfigr^D^ fefroffen wefdea. PieKhnael derSehal** 

densonderung ist als stillschweigend dem Heirathsvertrage ein- 
verleibt zu beUaohten, wenn und in wie Cent z. B. die zu- 
kliiiltigen Eheleute die GQtergemeiiiscIiall äuf die Enunfeii* 
sebaß besebt&ikl haben. ^ B, auch Art. 1511. Biet wird 
nur von dem Falle die Kede sein, da die Klausel der Schul- 
deasonderuiii^ auadrüeklich, und ungeaebtet das gesainiiite 
deimalige und lukiinftige MohOiarvem^geii der Eheleute de* 
meingut verbleibt , in dem Heirathsvertrage enthalten ist. 

I. Von den rechtlichen Folgen, welche diese 
Klausel in Beziehung aut die Eheleute hat-^Def 
eme und der andere Ehegatte hat dereinst, hei AuffiSsung der 
Gemeinschaft, dieser dasjenige zu vergüten, was aus derselben 
zur Bezahlung seiner von der Gemeinschaft ausgegchlosfienen 
Sehulden erweislieh yerwendet werden ist, es mag Qhrigeiis 
das Hohülarvennögen , das yen Seiten des Sehnldners In die 
Gemeinschaft gefallen ist, inventarisirt worden sein oder nicht. 
Jedoch hat auch von den Schulden, welche von der Gemein- 
schaft ansgescUosBen worden sind, die CtöteigeneiBBebaft die 
^sen und die Rentenzieler zu entrichten.*) Art 1510. §. 1. 
2. Art. 1512. — Dieselbe Klausel verhindert, dass die Mobi- 
harforderuagen, welche der efaie Theil an den andern vor der 
Ehe hat, durch die Gutergemeinsehaft n^ttelst der Konftuion 
getilgt werden. Z. B. Der Mann hatte vor der Ehe eine 
Forderung von 10,000 Gulden an die Frau. Die Forderung 
fällt in die Gemeinschaft, aber, kraft jener Klausel, nicht die 
Schuld. Wenn daher nach dem Tode des Mannas die Fraa 
die Gütergemeinschaft annimmt, so schuldet sie den Erben des 
Mannes dennoch 5000 fl. Schlägt sie die Gemeinschaft auS| 
SO hat sie ihnen die ganzen 10,000 fl. zu bezahlen.^ 

3) S. ^. 522. 523. B e 11 o t UI, schaft au^geschluMen werden , s. 
I57ft Tropl. m, 9065. 

4) Battur n, 417. 420. S. jed. 

Delap. ad Art. 1512. * Auch diese 5) Poth. n. 343. Beilot Ut, 
Zinsen können durch eine Klausel 159. Duraat. XY, 102. Batt. 
4ei £lieveruagfl von d^r Gemein- II, 41d* 
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288 Gemeinschaftsrecht. 

n. Von den rechtlichen Folgen, welche diese 

Klausel in Beziehung auf die Gläubiger hat, de- 
ren Forderungen von der Gemeinschaft ausge-» 
schlössen worden sind. — 1) Während der Gfiter- 
gemeinschaft. Die Rechte der Gläuhiger, deren Forde- 
rungen als Schulden von der Gemeinschaft ausgeschlossen wor- 
den shid, sind hi der Regel gans dieselben , wie wenn die 
Klausel nidit in dem HeiraAsvertrage enthalten würe. Wenn 
jedoch der Bestand des Mobiliarvermögens, welches die Ehe- 
leute eingebracht haben, durch ein Inventarium oder durch 
ein hu ehur andern öffentlichen Urkunde enthaltenes YermS- 
gensverzelchniss^ vor der Trauung 7) in Gewissheit ge- 
setzt worden ist, so können sich die von der Gemeinschaft 
ausgeschlossenen Gläubiger der Frau nur an das Einbringen 
der Fran^ und die von der Gemeinschaft ausgeschlossenen 
Gläuhiger des Hannes nicht an dsüB Eänbringen der Fran^ 



6) Un ^tat authentiauc. — Z. B. 
ein VerseiclmuM der Hebilien der 
Frau, daf in dem Hoirathsvertraiire 
enthalt cn ist. S. Poth. n. 353. 
Bellot III, 171. 

7) Ad impediendas fraudes. S. 
jedoch (s. B. fibw den Fell, da 
der Vermögensbestand von der Ab- 
legungr einer Vormundschaftsrech- 
nung abhangt), Delap. ad Art. 
1510. Merlin m. fl^pan^ dei 
dettes. 

8) In diesem Salze, stimmen die 
Ausleger des C. c. mit einander 
überein. S. die Anm. 9 a. Sehr. 
(Nor Brauer ad Art. 1510 madit 
eine Ausnabme, ohne ttbrigena 
Gründe für seine Meinung anzu- 
fkÜireD.} — Der Mann ist nicht ver- 
bnndeii > auch die von dem Ein- 
bringen der Frau bereits erhobe- 
nen Nutzungen den Gläubigern aus- 
zuantworten oder xn vergüten. 
Battur II, 411. 

. 0) So Battnr 11,412. *Tropl. 
m, 2042f. Pont et Kodiere II, 
217. Marcadö Art. 1512. n. 5. 
— Dagegen nehmen ias% alle an- 



dere Ausleger des C. c. an, dass 
•ich die Gläubiger des Hannes 

(fleiebwohl an das Einbringen der 
Frau zu bnlten bereehtipt seien. 
Denn der Mann sei der Herr der 
Gemeinschaft. Sie behaupten also 
mit andern Worten, dass die IDau- 
sei den Gläubigern des Mannes 
überall nicht entgegengehalten wer- 
den könne. S. Delap. ad Art. 
1510. Dolvinc. III, 87. Bellot 
m, 167. Dnr. XV, 110. (Schon 
unter den alteren Rechtslehrern war 
die Frage boslriltcn. S. Battur 
a. a. 0. und Ferri6re III, 128. 
Poth. berttlirt diese Fra^e nicht.) 
Allein dieser Meinung scheint mir 
die Wortfassung des Art. 1510 ent- 
schieden entgegenzustehen. — Ueb- 
rl^ens ist es keinem Zweifel un- 
terworfen, dass sidi die Gläubiger 
des Mannes, ungeachtet diese Klau- 
sel dem Heirathsvertrage einver- 
leibt worden ist, auch an die £r- 
rungensehaft haften können. — *Die 
der Ansicht des feztes entgegen- 
stehende Meinung stützt sich da- 
rauf, dass der uSum bei jeder Art 
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halten. Dasselbe gilt yon dem Falle', da die Frau während 
der £he Mobilien mittelst eines unentgeltliehen Bechtstitels 
erwirbt und der Bestand dieser Mobilien dnreh ein Inventar 
lium oder durch ein in einer ofTentlicben Urkunde enthaltenes 
Verzeichnlss in Gewissheit gesetzt worden ist.^^) Art 1510. 
% 2. 3. und Arg. h. Art. 8) Nach Auflösung der 
G-üt er gern ein Schaft kihmen sich die G-lSnbiger^ welche 
die Frau vor der Ehe hatte, nicht weiter an den Mann halten, 
sollte auch das Yermiigen der Frau nicht inventarisirt worden 
sein; übrigens mit dem Vorbehalte, dass sie die Fordenmgen, 
welche die Frau an den Mann hat, mit Beschlag belegen 
können. 

8- 527. 

2) VoA der IO«iieel, durch welche da» Embringen des einen oder das 
andern Ehegatten für schuldenfrei erklärt wird. 

Die Erklärung, dass auf dem Einbringen des einen od«r 
des andern Ehegatten keine Schulden haften, i) kann lawoM 



der Gemeinschaft freie Disposition 
über die 3Iol)ilien habe und mithin 
dieselben tuich zur Befriedijfungr 
seiner Glaubiger verwenden könne. 
Jedoch bei der Klansei der Schul- 
densonderung Ittsst die Frau ihre 
Mobilien nur unter der Bedin<rnng 
in die lit iiu-inschaft fallen, dass 
die Gemeinschaft nicht die vor- 
ehelichen Schulden des Mannes be- 
zahlt , sie können desshalb auch 
nicht vom Manne zur Tilgung die- 
ser Schulden verwandt und von 
den GlSubigern des Hannes nicht 
angegriffen werden, denn die Glau- 
biger können nicht mehr Kecbte 
haben als der Mann selbst. 

10) Der Sat£ ist nicht etwa auf 
die Schulden zu beziehen, welche 
auf den Mobiliarerbschafti ii haften, 
die dem einen oder dem andern 
Ehegatten während der Ehe an- 
fallen. 8. Anm. 1 und Durtnt. 

xy, 91. 

11) Vgl. über diese Frage (sie 
Za«]itiii« riuti Civtfr«6hl» 6* Aafl* BL 



ist bestritten), Ferridrelü, 131. 
P o t h. n. 355. D o 1 a p. ad Art. 
1510. Delvinc. I, 87. Beilot 
Hl, IbÖ. "^Die INeuern entschei« 
den allgemein die Frage mit Reebt 
im Sinne Zachar. 's. Tropl. 
III, 2046. Odier 11,782. Mnr- 
cad6 Art. 1512. n. 3. 

i) La clause de franc et quitte. 
Sie kann dem Heirathsverlnife wmA 
dann t'inverloihl werden, wenn 
sich das l'aar ohne (liitergemein- 
8chaft|,Art. 1530) verbeirathet oder 
wenn das Vermögen der Frau Do- 
talgut sein soll. Poth. n. 369. 
Beilot III, 209. Dnrant. XV, 
135. — Gewohnlich wird sie zum 
Vortheile der Frau den Heiraths* 
vertrügen einverleibt. Dnrant; 
XV , 123 ff. — Verschieden von 
dieser Klausel ist die Klausel, durch 
welche sich die Verwandten des 
snkfinftif en Ehegatten Ter|Adileii| 
dessen Tor der Ehe gemachte 
Sebalden ittbeHhlen. Vgl iPotk , 

19 
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von döm Ehegatten, als von einem Dritten, (z. B. von den 
£Uem| von den übrigen Ascendenten, von dem Yonaunde, 
«vm eineia Fremden,) 2) ali aii«|i yon dem Ehegatten mid von 
•einem Dritten ragleich gesöhehn. — In allen dieeen Fül- 
len 3) liegt in dieser Klausel des Heirathsvertrages znglefdi 
dio KlaiiAel der Schnldeosonderungi jedoch nur in Beziehung 
auf das gegenieitige YerhiOtniee unter den Eheleoten, nkitf 
Aet in Beziehung auf die Gläubiger: d. h. zu Folge der fa. 
Frage stehenden Klausel hat der Ehegatte, dessen Einbringen 
0br aelwldenfrei erUMrt wprden ist, wenn gleiehwohl Schulden 
auf dem Ehihringm haften, der Gemeinzebail wegen der Be* 
Zahlung dieser Schulden Vergütung zu leisten;*) dagegen sind 
die Gläubiger des Ehegatten nichts desto weniger sich an die 
Ctemeinschaft zu halten berechtiget^) Auch dadurch anter* 
fdieidet sieh die Klaosel des sehnldenfreien EinMigens von 
der Klausel der Gütersonderung , dass zu Folge der ersteren 
auch die Zinsen der Gemeinschaft zu vergüten sind. 6) YgL 
Art, 1512. — * In den Fällen abor, in welchen ein Dritter, 



B. 363. Bell Ol III, 209. Du- 
rant. XV, 119. Battur II, 427. 

Eben so ist die clause de frone 
«I 'quüie veffMldedea von d«r Klaa- 
iel, davoh welche ein Ascendent 
des Mannes oder ein jeder Andere 
der Frau für ihr Einbringen oder 
lUr die ihr im Heirathsvertrago be- 
daaftnen Vetlhefle Bttr^schaft lei- 
sten. Durant XV, 120ff. Bat- 
tur II, 426. — (Der C. c. weicht 
in dieser Lehre wesentlich von 
den titam Reehto ab, inibeiOB- 
dere in so fern, als auch durah die 
Erklärung eines Dritten eine 
Schuldensonderung unter den 
fihe 1 e u t e n bewerkstelliget wird. 
Daraat XV, 116«. Battar H, 
4:^3. S. Anm. 3. 7.) 

2) Der Art. Iöl3 gedenkt zwar 
hlos der £ltern, der übrigen As- 
mmdeBtaa oad de« Vomumdea. 
Aber er hat nur den gewöhn- 
lichen Fall vor Augen. Beilot 
« iU, 19L aiO. Darant. XV» 134. 



3) Also auch in dem Falle, da 
die Erklärung von einem Dritten 
ausgegangen ist. Praesumitur con- 
jux ia dtMoftusae. DelTiacIU, 
87. Bellet in, m 

4} Die zu iciätende Vergütung 
trügt arg. Art. 1846 schon von 
Rechts wegen Zinsen. Durant. 
XV, 136. ^Tropl. 111, m9. 

5) Delv. III, 87. Durant. XV, 
115. »Marcadö Art. 1513. n. 2. 
— A.M. ist Bellot III, 108. wel- 
cher der Klausel des schuldenfreien 
Einbringens auch gegen die GlSa- 
biger dieselbe Wirkung, wie der 
Klausel der Schuldenaonderiinf , bei- 
legt. 

6) Delvinc, a. a. 0. Bellot 
m, 202. Durant. XV, 114. — 
Ba also diese Elaosel der Ilaa- 
sel der SchuldensonderuBg (to dir 
Bedeutung des $. 526) aar ?ef» 
waadt. 
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6ei et «Uein ote mit ^am £be£«tte» iKm;l«iob| «bis ÜMiäng«» 
für sdüddeiifrei erfclSrt hat, Jmaa noch fiberdim 4i«s«r Diftto^ 

Yon dem Ehegatten, zu dessen Yortheile das EiBbrin^en dei 
anderu Ehegatten für schuldenfrei erklürt wof^en iUt «uf 6e* 
wfilNrlefetuDg^) belangt werden f jedoeh um Im $9 ftnii «jyi daa 
Vermdgen des Ehegatten, dessen Einbringen für scholdoBiMl 
erklärt worden ist , zur Befriedigung jener Kntscliädigungsfor- 
derung nicht bixureicht. ^) Die Frau liianu die Klage auf Ge^ 
wfihileistiipg mt nach Auflösw^ der Gfitergemainschaft^ dsr 
Mann aber kann di« fiSage sehen während dar 0ütergemeli* 
Schaft anstellen. Auf der andern Seite ist derjenige, wel- 
cher das Einbringeu des einen oder des andern £hegatte% 
(sei es allein oder mit dem Ehegatten angleleh}) Ar sehuida»- 
finei erklärt hat, berechtiget, gleteh als ^ Bürge seinen Säck^ 
griff gegen den Ehegatten zu nehmen, für welchen er gut ge- 
sagt haL^^) Jedoch kann er von diesem JUchtOf wenn «r 
das Einbiegen dar Fraa lür schnldenM erklftrt bat und sdum 
während der Gütergemeinschaft von dem Manne be» 
langt wird, erst nach Auflösung der Gütergemaill- 

aehait Gebrauch mafihen*^) Art^ 1513. 

% 628. 

^ Yaa dar Klausel welche der Frau verstatlel» Uur Sinhijai^n frimh 

danfrei xaracksanebnen. 

Die Frau kann sich in dem Heir&thsvertrage ansbediiih 
gen,i) dass ihr, (oder ihren Kindern oder ihren ^beui) auf 



7) Z. B. der Vonnimd, wenn 
dieser die Erklttrang n^than hat. 

Aber auch dann, wenn er in Auf- 
trags des Familienraths {gehandelt 
hat? S. Delap. ad Art. 1013. 
Bellet III, 211. 

8) D. i. ad praeslsndum id, quod 
interest alterius conjugis, dotem a 
debiti» esse liberam. jB e i 1 o t IJI, 
190. S. ied. Poth. a. 357. Ma- 
le v. ad Art. 1513. « 

0) Pisser Vhfigm ist sIsp 



schledittia ab der Hanpisehnidner 

zu betrachten. Delvinc. in, 89. 

10) Der Mann wird dann blos • 
zu beweisen haben, dass das Ein- 
bringen der Frau nicht zur Be- ' 
yaMnnir ihrer SehnldeB bfnreicbe. 
•Vgl. MarcadÄ Art. 1513. n. S. 

11} Delap. ad ArK.^M3» Hel- 
lo t Ul. 210. 

12) Da dordi die Klaaiel des 
schufdenfirden Eiobringene die 
9shnldeii| tnldie der EhegstteTor 

19* 
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den Fall, dass sie etc. auf die Gemeinschaft verzichten werde,^) 
das Recht zostehn sollen ihr Einbringen — entweder das, was 
(Bto gleich anfangs in die Ehe gebracht hat oder das, was sie 
während der Ehe mittelst eines unentgeltlichen Rechtstitels er- 
worben hat, oder das eine und das andere, — ganz oder zum 
Theil schtddenfrei zurückzunehmen. — Als ehie Ausnahme 
von der Regel ist diese Klausel nicht über ihren Wortverstand 
auszudehnen. Diese Regel der Auslegung gilt 1) von den 
Gütern, wdche die Frau etc. zurückzunehmen berechtiget 
ist Z. B. Wenn sich die Frau yorbehalten hat, ihr Einbrin- 
gen oder ihre Mobilicn zurückzunehmen, so erstreckt sich die* 
fier Vorbehalt nicht auf die Fahrniss, welche die Frau wäh- 
rend der £3ie mittelst eines unentgeltlichen Recfatstitels er- 
whrbt.9) Dieselbe Regel gilt 2) von den Personen, welche 
das Einbringen zurückzunehmen berechtiget sind. Z. B. Wenn 
der Hehrathsvertrag so lautet, dass der Frau, oder so, dass 
der Frau und deren Ejndem das Recht zustehn solle, so k9n* 
neu in dem erstem Falle weder die Kinder noch die übrigen 
£rben der Frau, in dem letzteren Falle nur die Kinder, nicht 
aber die übrigen Erben der Frau auf dieses Recht Ansprudi 
machen. Jedoch shid unter den Kindern auch die entfernte- 
ren Nachkommen der Frau für begriffen zu erachten. Auch 
dürfte, wenn das Recht der Frau und den Seitenverwandten der 
Frau yorbehalten worden ist, dasselbe Recht den Kindern der 
Frau nicht zu versagen sein.^) Uebrigens, nachdem das Recht, 



der Trnuunghattc (quoad conjuffcs), 
von der Gemeinschaft aus«rescIilos- 
sen werden, ao kann der £he{;:ilte, 
welcher tnit dieser Re^essklage 
belangt wird, nicht desshalb einen 
Entschädigungsanspruch an die Ge- 
meinschaft oder au den andern 
Ehegatten macben. D e I y i n c. III, 
89 f. 

1) Es ist stili und es ist rath- 
sani , diese Klausel dem lh?iraths- 
verlrage einzuverleiben. Zuweilen 
.wird jedoch. dem Hanne einen ge- 
wiMen Abzug SU madien geatattet* 



Poth. u. 291. Aus dem Fol- 
pendeti erjribt sich, dass die Klau- 
sel mit besonderer Vorsicht zu fas- 
sen ist. 

2) ''•"So lange die Frau nicht auf 
die Gemeinschaft verzichtet hat, 
kann sie die Klausel nicht geltend 
machen. Sir. XLIV, II, 391. 

3) So ist der (in der Redaktion 
vernachltissi^fte) §. 2. des Artikel 
1514 zu deuten. Durant. XV, 
141. S. andere Beispiele bei ibid. 
XV, 144ff. Battur H, 433ft 
*Pont eft nodiöre II, 260* 
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das Einbringen schnldenfird BorttcbEimehmen zum VorÜheUe der 

Frau oder einer andern im Heirathsvertrage benannten Person 
eröffnet worden ist d. i. nachdem die Auflösung der Güterge- 
meinschaft bei Lebseiten der Frau oder der im Heiratbsrer- 
trage sonst benannten Personen eingetreten ist, kann dieses 
Kecht von allen und jeden Kechtsnachfolgern, so wie von den 
Gläubigern der Frau oder der Personen, denen es eröffnet 
worden ist, ausgeübt werden.^ Die aufgestellte Bogel der 
Anslegung gilt dem strengen Rechte nach B) anch Ton den 
Fällen, auf welche der Vorbehalt gemaclit worden ist. Z. B. 
Wenn der Vorbehalt auf den Fall des Absterbens des einen 
oder des andern Ehegatten gemacht worden ist, so lumn er 
dem strengen Rechte nach nicht auf den Fall der Gttterson- 
derung ausgedehnt werden. Jedoch berücksichtiget die Praxis, 
was die Ausdehnung dieses Vorbehaltes von emem Falle auf 
den andern betrifft, billig den Termuthbaren Willen 4er Par- 
teien.6) — Die Verbindhchkeit, welche zu Folge der in Frage 
stehenden Klausel dem Manne oder den Erben des Mannes 
obliegt, das weibliche Einbringen herauszugeben, ist, (in Er- 
mangelung besonderer Verabredungen,) nach den GrundsStzen 
zu beurtheilen, welche von der Herausgabe des ITcirathsgutes 
in dem Palle gelten, da sich die Eheleute ohne Gütergemein- 
schaft Tcrheirathet haben.?) VgL Art. 1530 ff. Allemal aber 
muss sich die Frau ihre persönlichen Schulden abziehn 
lassen, in so fern diese von der Gemeinschaft bezahlt w^orden 
sind; Art. 1014. also die Schulden, welche auf ihrem Einbrin- 



4) Der Erbnehmer durfte (in 
dem Falle des Art. 1006) nicht un- 
ter den Erben begrüTen sein. Vgl. 
Ilbw diese und »hnÜclie Frafjen 
Potli, n. 375 U. lielap. ad Art. 
1514. DelTine. III, 02. Beilot 
III, 722. Duranton XV, 14011: 
•Tropl. III, 2077 f. Pont et 
Rodii're II, 24ö. — Zum Vor- 
theile dritter i'ersonen, d. i. soi- 

dber» welche nidit Erben der Fran 



sind, kann der Vorbehalt nicht ge- 
maetit werden. Bellet III, 424. 

5) Poth. n.384ff. Favard v. 
contrat de mar. Soct. II. §. 5. D n- 
rant. XV, lölif. Battur il,4(il. 
*llaread6 Art. 1514. n. 2. 

6) ßcllot HI, 214. Batturn, 
44f)ir. ' Tropl. III, 208d. — & 
auch r of h. n. 371 ff. 

7) Vgl. l'oth. n. 390. Bellot 
ID,m ^ropl. U, 2105. 
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294 Qwttefaiidwftwedit, 

wenn od«r in wie fern die Fnni dae Mo-^ 

billarvermögen, das sie znr Zeit der Trauung besass, zurück* 
fli^t, alle die Mobiliarschulden, welche die Frau vor der Ab- 
ediSeMang der £lie liatte,^ ingleiclien die Sdiitlden, für weldie 
ile der Ciemeineduift, im FaDe der Versid^dttmi^, Yeri^tttmi^ 
na leisten hat.») S. auch Art. 1409. n. 1. 1424. 1425. 1438. 

§. 529. 

4) Vi», den Mmgeiie» Yomif- oder TorempfMige« 

Der bedungene Vorempfang ^ ist die Klausel des 
He to i teve i U ages, ionft w^ete der ittierlebende Siiegatte^) 
berecbtiget Ist, ttm dem GemefngDfe, ebe dieses getbeflt wird, 
ein Gewisses, z. B. eine bestimmte Summe Geld oder eine 
bestlamle Q««ntliat Ton FafamlssstöelienS) in yorftus wegen- 
nefttoeüb Der ytmapbiag ist fti Betiehnng «ef Ae V^tm* 



8) Patrimonium enim non inkel- 
ttlfitur nisi dcdiirlo aere aTieno. 
Delvinc. III, 93. -»Sir. XLIX, 
II, 694. — Die Schulden, welche 
die Vmt wahrend der Bbe mit 

Autorisation des Mannes gemacht 
hat , bleiben in der Regel dem 
Mmiie zur Lttt. 

9) Vgl. Dura ntXY, 166. Bat- 
tsr II, 445. — Dagegen hat sie 
IWB den Schulden, die ihr zur Last 
falten, nicht die Zinsen zu entrich- 
ten. Duraiit. XV, 16». Die2itf- 
sen von dem Einbringen, dessMl 
Zurücknahme sie sich hedimEfcn 
hat, kann sie erst von Zeit der er- 
hobenen Klage an fordern. (Die 
AH 1493. iBW aisd »ielt md 
die»c Zinsen anzuwenden.] Sir. 
XXIX, U, 231. *A. IL Tropl. 

Ulf 2ioa. 

1) Trgl. Traitö des gains nof- 
tiauz ot de tarvie. Par B o u c h er 
d'Argis. tyon 1735. 4. — Der 
bedungene Vorempfang, le pr6- 
ciput conveAtionneh Nackei- 
aigeB CouMee» «sb' et auch ein 
prddFnl U§ßk Betb. n. dOi. 



Man hat diese Klausel nicht mil 
einer in dem Hcirathsverlrage ge- 
schehenen Erbeinsetzuag zu ver- 
wechseln. Vergl. Sir. XXIX, II, 
19e. XXX| ly 384. 

3) Ber elMr oder der asdero. 

Jedoch kann der Vorempfang aucli 
blos zun» Vortheile des einen Ehe- 
gntten bedungen werden. Dur. 

XV, 180, 

3) Der Art. 1515 ist in den Wor- 
ten , an welchen er die Gegen* 
üftnde des Vorempfeiigee beioieiir- 

nct („une certaine sonime ou nne 
certaine quantile d eflets niobiliers") 
nur exemplificative und nicht limi- 
•aliv ansilegvn. 2. B. der Vor- 
eMpfnng kann anch einidae bv* 
stimmte Fahrnissstücke zum Ge- 
genstände haben. Vgl. Uber dieses 
nnd Uber andere Beispiele. Fotb. 
Ar 43iir. Duranton XV, 180. 
Bnttur IT, 466. Allemal aber ist 
die Klausel, was die GegenslMnde 
des Vorempfangs betrifft, stricUs- 
liMie ieteijKe iai i oai«. Vuranft 
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MMUßf wddbie bei der BesMmi^ deeeelbeit m beolmdxteii 

sind (sive quoad fonnam), nur eine Klausel des Heirathsver- 
trages, seinem Gegenstande nacli aber oder was die .Verfügung 
betriff^ welche mittekt dieser Klausel über daa GomeiDgiit 
troffen wird (s. qnoad materiam), eine Schenkang. Art 1516« 
und arg", h, Art.*) — Aus dem aufgestellten Begriffe des be- 
dungenen Vorempfanges folgt: 1) Der Vorempfang gebührt 
dem fiberiebenden Ehegatten; entweder aQwoU dem 
Manne ak der Frau, oder nur dem einen Ehegatten, je naek- 
dem er zum Vortheile beider Ehegatten oder nur zum Vor- 
theiie des einen Ehegatten auf den Fall des Ueberlebens be* 
düngen worden ist Es wird also der Vorenq^iiuig durch det 
physischen und durdi den btirgerlioben Tod des einen Ehe* 
gatten eröflfnet;^ Art. 1517. nicht aber durch die Eheschei« 
dung oder durch die Sonderung von Tisch und Bette oder 
dmcfa die CKttersonderang. Art 1459. 1518. Vgl oboi ^ 48#b 



4) Die Deutung des Art. 1516 
ist pressen Schwierijjkeiten nnter- 
worfen. (Die Discussions gel)en 
keinen Aufschluss. Offenbar ist er 
mit Rtebicht auf eine Stelle bei 
Foth. D. 442 in das Gesetzbuch 
aufgenommen worden. Aber, auch 
i wenn man ihn mit dieser Stelle 
yergleicht, heben tieh die Schwie- 
rigkeiten nicht.) Seinem Wort- 
laute nach ist der Artikel günzlich 
übernussip. Denn, was er sagt — 
dass die Bestellung eines Vorem- 
pfänge« quoad formam als eine 
Klausel des Heirathsvertrages zu 
betrachten sei — versteht sich von 
selbst. Die Frage ist also die, ob 
der Art. (per argumenliim a eon- 
trario) diese Klausel qoead mate- 
riam einer Schenkung schlechthin 
gleichstelle. Die bejahende Mei- 
nung durfte den Vorzug verdienen. 
Nielit nnr l«l das arg. a contrario 
in dem vorliegenden Falle von be- 
sonderem Gewichte , sondern es 
kann dieser Schluss auch arg. Art. 
1518 and 1525 nnleniatal werden. 
So indl Delap. and Delvlao. 



ad k Art. Die Vcrtheidiger der 
entgegengesetzten Meinung betrach- 
ten die Klausel gleichwohl, in Be- 
ziehung auf den Art. 1098, (vrgl* 
Art. 1527), als eine ScbMkuigb 
So Beilot m, 267. Duranton 
XV, 190. —»Die letztere Meinung 
ist gegenwärtig mit Recht die vor- 
herrschende. Die Stelle b. Poth. 
n. 442 liest keinen Zweifel darü- 
ber, dass aus dem Art. 1516 kein 
Argumentum a contrario entlehnt 
werden kann. Poth. spricht von 
dem Wegfall der Insinnalien der 
Schenkungen. Wohl aber bietet 
der Art. 1525 ein Argument a for- 
tiori. Tropl. ill, 2123. Odier 
n, 872. Marcad« Art 1516. 

5) Wenn also der Ehegatte, der 
den andern Uberlebt hat, Uber knrs 
oder über lang verstirbt, so geht 
der Vorempfang auf die Jiirben etc. 
dieses Ehegattea über. — Wi« 
wenn die Ehegatten ausammen ster- 
ben, ohne dass man weiss , wel- 
cher zuerst und welcher zuletzt 
gestorben fei? S. ob. $.85. Anm. 
a. Pfth. n. 435. BelL iq,M7^ 
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Sondern andi in diesen drei Fällen wird der Voremptog ent 
dann, wenn der eine Ehegatte stirbt, dem andern Ehegatten 

eröffnet; bis dahin ver})]cibt der Vorempfang demjenigen Ehe- 
gatten^ aus dessen Yerlasseuschaft er zu entrichten ist.^) Je« 
doch kann die Fran, wenn sie die Ehescheidaug oder die 
Sondmnjs^ von Tisch nnd Bette erwirkt hat,?) wegen des ihr 
bedungeneu Vorempfanges Bürgschaft fordern, Art. 1518. 
Üebrigens sind aUe diese Sätze mit Vorbehalt der besonderen 
Verabredungen in Anwendung zu bringen, welche die Eheleute 
in dem Hefarathsvertrage in Beziehung auf diese Klausel ge- 
troffen haben können. Sie dürfen z. B. verabreden, dass den 
Erben, des zuerst yersterbenden Ehegatten oder denen der Frau, 
wenn diese der auerst mit Tode abgehende Theil sei, ein Vor- 
empfang zukommen solle, Arg. Art. 1520. oder dass der 
Vorempfang sofort bei der Auflösung der Gemeinschaft, sollte 
die Gemeinschaft auch auf eine andere Weise, als durch den 
Tod des Mannes, (z. B. durch die Sonderung von Tisch und 
Bette,) aufgelöst werden, der Frau auszuzahlen sei.^^) — Der 



6) Entweder ^anz, wenn die 
Frau anf die Gemeinschaft verzich- 
tet und sich den Vorcmpfanir auch 
auf den Fall der Ver/.ichthM'sfun'r 
ausbedungen hat; oder nur zur 
Hllfte, wenn sie die Gemein- 
schaft angenommen hat. Denn dann 
besitzt sie die Hftlfte schon durch 
die Theilung de» Gemeingutes. So 
ist der Art. 1518 tu deuten. V^l. 
Delap. ad Art. 1518. Delvinc. 
III, 94. B (' II o t III , 272. D ii r. 
II, 626f. Battur 11,473. "Odier 
II, 880. 

7) Also nicht, wenn die Ehe- 
scheidung etc. gegen die Frau, 
(als den schiilfliq^on Theil), ausge- 
sprochen wordüu ist. Daun ver- 
liert sie (arg. Art. 1518) den Vor- 
empfong. Dasselbe gilt auch von 
dem Ehomanne I) u r a n t. XV, 194. 
•M a r r a d e Art. 1 f) IS. n. 2. ■— Vgl. 
oben ^. 494. Anra. 8. 

• 8) Also, — der Mann ktim 
«iekk BorgBchaft fordern. Qoi di- 



cit de uno etc. (Freilich dürfte es 
schwer sein, einen Grund für die- 
sen UntPf.schied /ii finden; daher 
•'S aurli zweifclhalt ist, oh nicht 
slalt der Regel: ^)ui dielt de uno 
etc. die ausdehnende Auslegung an- 
zuwenden sei.) Delap. ad Art. 
15 |K. lU llot III, 271. *Mar- 
cadc Art. 1518. n. 3. — 'Die Vor- 
schrift, welche der Art. 1518 Qher 
die Bitrgsdiaftsleistung enthlli, ist 
aiirh üuf den F;il! eijier Güterson- 
deniiHj; eimendhar. Battur II, 
474. Delap. a. a. 0. — ""Das in 
Anm. 6 Bemerkte gilt auch von 
der Bürcsrhnfl des Mannes. Der 
ganze Anikel ist ühriir^Mis nur in 
einem Falle anwendbar: wenn 
die Frag sich den Voremplan^^r auch 
ttae den Fall des Verzichts bedun- 
gen hat. Maren de Art. 1518. n. 
a. 1*0 n t et H od iere 1 , 301. 
S. jed. Tropl. III, 2l3ö. üdier 
II 881. 

. 9) Bellot 1,9. UI, 956. 
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Vorempfang seist in der Begel Torans, dass die Gemeinacluilt 

get heilt werden soll. Es kann daher die Frau, die auf die 
GG. verzichtet, auf den ilir bedungenen Vorempfang keinen 
Anspruch machen, es wSre denn, dass sie sich den Vorempfang 
ansdrücldich anch auf den Fall der Versichtleistang Torhehfd- 
ten hätte. Art. 1515. §. 1. — 3) Der überlebende Ehegatte 
erhält den Vorempfang aus der gemeinschaftlichen 
Masse, welche sonst unter dte£heleute getheilt worden sein 
würde; und es kann daher die Frau den Vorempfang, den sie 
sich bedangen hat, nicht (wie andere Forderungen, die ihr 
gegen die Gemeinschaft mistehn,) aus dem eigenen Vermögen 
des Mannes herbeitreiben. Jedoch ist von dieser Regel der 
Fall auszunehmen, da sieh die Frau den Vorempfang auch 
unter der Voraussetzung, dass sie auf die Gemeinschaft ver- 
zichten werde, beduugen hat.iQ Art. 1515. Da also der Vor- 
empfang in der Regel blos von der zu vertheilenden Masse 
zu nehmen ist, so ist, wenn die vorliegende Klausel in dem 
Ueiratlisvertraii^e steht, der Bestand der Masse vor allen Din- 
gen, nach Massgabe der oben aufgestellten Regeln, in Gewiss-, 
heit zu setzen, worauf der überlebende Ehegatte seinen Vor- 
empfang von der Masse (also zur Hälfte von seinem eigenen 
Antheiie an dem Gemeingute etc.), in voraus wegnimmtJ^) 
Uebrigens thut die Klausel dem Rechte der Gemeinschafts- 
glänbiger, das Gemeingut und mithüi auch die zu dem Vör- 



ie) Dnrant. XV, iStf. Sir. 
VIII, I, 209. XI, I, 358. »Tropl. 
III. '21^9. - Der C. c. geht von 
der N Oranssclzun^ , dass der Vor- 
enipiang auf dun Fall des Abster- 
bens des einen oder de« andern 
Bhegalten bedungen worden sei, 
nur aus dem Grunde aus, wpil die 
Klausel gewöhnlich auf diesen 
Fall beschränkt wird. 

11) In diesem Falle Icann die 
Frau den Vorerapfan»? auch aus 
d«Mn ei {jenen Vermögen des Man- 
nes herbeitreiben, sie mag nun auf 
•die GemeiiiMhaft versiditen oder 



die Gemeinschaft anneh- 
men. Foth. n. 439. Durant. 

XV, 187. *3Iar(ade Art. 1516. 
n. 3. Sir. L, II, lüB. (*Mit a. 
W. der Vorempiau«^ hat alsüauu die 
Natnr einer gewohnliclien Forde- 
run? der Frau pepen den iMann.) 
— Uebripens ist dieser Vor! ehalt 
(Art. 151.1. 1. zu Iv) nicht mit 
der Klausel zu veiwccitscln, dass 
der Frau, wenn sie auf die Ge- 
meinschaft Terxichte, eine Summe 
Geld hcrausjfezaltlt werden solle. 
Durant. XV, 18Ö. 
12) Bell« t Ul, 201. 
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empfang« l^ehQrende» Sttteke mr Yeitteigefiiiig m bringoi, 
keinen Eintrag. Es verbleibt dem überlebenden Ehegatten, 
wenn die Gläubiger von diesem Rechte zum Nachtheile des 
Yorempflangefl Gebrauch machen , nur ein EntschädigongMii- 
spraeb. Aneh dieser Anspmeh aber kann in der Begel nur 
gegen die gemeinschaftliche Masse (oder gegen den Antheil, 
weicher von dieser Masse an die Erben des andern Ehegat- 
ten gekommen ist,) gehend gemacht werden* t^) Art. 1519. 
jct. Art. 1515. 

S. 530. 

5} Von den Klauseln, mittelst welcher eine migleicbe VerdteSong des 

GcBeingutes venliredet wird. 

« 

Die zukünftigen Eheleute sind berechtiget, die Regel der 

gleichen Vertheilung des Gemeingutes durch den Heirathsver- 
trag nach Gefallen abzuändern; 9 jedoch unbeschadet der Gren- 
aen, welche diesem Rechte durch die Vorschriften der Art. 
1521—1525. gesetzt shid.^) Art. 1520. — Es können also 
die zukünfti^^en Eheleute 1) verabreden, dass die Gemeinschaft 
dereinst nach einem andern Massstabe, als nach dem gesetz- 
lichen, yertheilt werden soll,^) dass also z. B. der überlebende 
Ehegatte oäee dass die Erben desjenigen Ehegatten, welcher 



13) Vr^I. Obsf. du tribooBt ed 

Art. 1519. 

1) Der Art. 1^0 ist niciit li- 
mfistiv geftisfll. Er tShlt zwar 

die meisten F.llie auF, wie die 
Regel der gleichen Vertheilung des 
Gemeingutes abgeändert werden 
kann ; doch nicht alle, z. B. nicht 
den Fall, vod welchem Ann. 3 
die Rede sein wird. — Uebrigont 
können diese Fälle auch modificirt 
werden. £s kann z. B. der Frau, 
wenn tfe der flberlebende Tbeil ist, 
je nachdem die Bhelente mit ein'- 
ander Kinder erEengen werden oder 
nicht, ein grösserer oder ein klei- 
nerer Theii ausgesetzt werden. 

Bellet lüi ffid. Dnrant. XY, 



lOOff. S. rach Sir. XXXUI, I, 

371. 

2) Diese Klauseln können dem 
Heimthsrertmiife einvevleibt wer- 
den , wenn auch das Einbringen 
der Eheleute ungieiob Vit. Dur. 
XV, 201 ff. 

3j Nach der Analogie dieses Fal- 
les wird auch der Fall eu bemr- 
theilen sein, da Terabredet wor- 
den ist, dass die errungenschaftli- 
chen Liegenschaften dem einen die 
Mobilien dem andern Ehegatten m* 
fallen sollen. *Tropl. III, 2143. 
S. einen Fall dieser Art bei Sir. 
XXXIII, I, 371. (Jedoch war die 
Stipulation in diesem Falle in ei- 
ner andern Beiieliang, eli in Bi- 
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zuerst mit Tode abgeht,*) statt der HälA#, ein Dritttlieil, cm 
Yiertheil etc. von dem Gemeingute erhalten sollen.^} Ist diese 
Vei'abredimg unter den EMeuten gcrtreffen worden, g» haften 
bMe Thefle, (def Mann und Ae Fratt oder die Erben des 
2üettt rerstorbenen Eiiegatten J nachdem die Khe durch den 
Tod dee dnen oder des anderen Ehegatten aa^elöst worden 
Ist, Ar die Sehnlden der Gemefaisdiaft In demselben Yethttt« 
ntsse, in welchem zn Folge jener Klansei der AktiTbestand 
der Gemeinschaft unter die Parteien za yertbeilen ist^ und 
awar gegons^tig schlechthin , in Besiehnng anf die Gläubiger 
aber in so f^m nur in diesem Yevliilltnlssey als die Sehnldeü 
nicht zugleich persönliche Schulden des einen oder des andern 
Ehegatten sind ; übrigens mit Vorbehalt der Rechte, welche der 
Frau und den Erben der Frau nach Art 1463. nnd 148d. anstefan. 
Die Üebereinlranft, dass die Schulden der Qemetnsdiaft idcht 
nach dem obigen Massstabe von den Eheleuten getragen wer- 
den soileO) — dass also der Ehegatte, dessen Antheii an dem 
Gemehignte beschilinkt worden ist, nicht etaien verlijÜtnissmM»* 
sigen (sondern einen grösseren oder einen geringeren) TheU 
der Gemeinschaftsschulden zu berichtigen habe, — ist nichtig 



Ziehung auf jene Analocie, der Ge- 
genstand des Keciitsütrcites.} > 

O'Dsr Arft. 1530 aagl: Soit en 
ne donnant & l'^ponz sunivant ou 
k aea h6ritiers. Ein Redak- 
tioo^fehler ! Ea sollte heissen : ou 
•OS hSritfoif du pt6A€c€d6. D u r. 
XV, 108. 

5) Wenn der tlhejfatle, welcher 
den andern Ehejratten überlebt hat, 
in der Folge trüber oder später 
verstirbt, so l>egrelft die Klausel 
sowohl In diesem als in den fol- 
genden Fällen dieses rarnj^raphen, 
auch die £rben des Khe?Htten un- 
tersicb. Aber das, was eine Klau- 
st dieser Art ▼en den Efbeii dee 
•ineD oder des andern Ebeg^atten 
festsetzt, ist desswegen noch nicht 
auf den Erblasser selbst anwend- 
bar, j^ Bw wetiA der Heirathsrer- 



traiE^ besagt, dass die Erben der 
Frau uur ein Drituheil von dem 
Clemetegote heben sollen, so kam 
gleichwohl die Frau, wenn sie die 
Auflösung der (Jcmcinschaft über- 
lebt, die gleiche Yertheilung des 
Gemeingutes fordern. Art. 1523. 
Delvinc. III, 96. Bellet III, 
279. 2m Battur II, 484. S. 
oben 5^. 529. Anm. 5. — Auch 
kann die Klausel auf den Fall der 
Auflösung der 6oter|fenielnsehaft 
überhaupt (und nicht Mos auf den 
Fall , da die Gemeinschaft durch 
den Tod aufgelöst wird), lauten. 
Vgl. Bellot 111,300, welcher so- 
gar annimmt, daü die'Klansel in 
dem Falle des Artikel 1521 
schlechthin auf eine jede Auflö- 
sung der Gemeinschaft zu erstrek- 
ken seL 
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300 Gemeinschaftsrecht. 

d. i. die GemeinBcliaftsBchiilden sind dennodi nach dem Mais- 

Stabe der bedungenen Vertheilung des' Gemeingutes , (welche 
bei Kräften bleibt,) Ton den Eheleuten zu tragen.^} Art 1520. 
1521. — Die zukünftigen Eheleute kdnnen 2) yeiabredra, 
dass der eine Ehegatte oder dass die £rben des einen Ehe- 
gatten statt ihres (gesetzlichen) Antheiles an dem Gemeingute 
blo8 eme gewisse Summe Geldes erhalten sollen, dass mithin 
das Gemeingut dem andern Ehegatten oder den Erben des 
andern Ehegatten verbleibe.'') Eine Uebereinkunft dieser Art 
ist ein Vertrag auf Gewinn und auf Verlust Es kann daher 
der Ehegatte etc., welchem die Summe ausbedungen worden 
ist, weder mehr, als diese Summe, von dem andern Ehegatten 
oder von dessen Erben fordern , noch h.u er sich mit einer 
geringeren Summe zu begnügen, die Gemeinschaft mag sich 
in einem guten oder in einem . schlecliten Zustande befinden, 
sie mag zur Bezalünng dieser Summe hinreichen oder nicht; 
jedoch mit dem Vorbehalte, dass die Frau gleichwohl auch in 
diesem Falle auf die Gemeinschaft yerzichten und sich so von 
der VerbUidlichkeit, die versprochene Sunmie zu bezahlen, be- 
freien kann.^ Art. 1522. und Arg. Art. 145B. Wenn nun, 
zu Folge dieser Klausel, der Manu oder dessen Erben die 
Gemeinschaft belialten, so ist sowolü das Verhäitniss zwischen 
6aa Eheleuten oder deren Erben, als das Verhäitniss zwischen 



6) Durant. XV, 206. A. M. 
sind Poth. n. 440. Delap, ad 
Artikel 1521. D e l v i n c. III , 95. 

iVarh fliesen Sehriflstellern ist iiicht, 
l)los die Veral)rediiii" wt'j^en der 
Ycrtheilurifi der Schulden, sondern 
auch die wegen der Vertheilung des 
Aktivbe sta n d es nichtig'. S. 
über eine iihnliehe FrRfre 516. 
Anni. 07. — *Zu der letztern Mei- 
nung belienncn sich sämnitliche 
neuere. Sehr. Der Art. 1521. $. 2 
spricht die Nichtie;keit der sran- 
zen Uebereinkunft zu förmlieh aus, 
aU dass D u r a d t. ' s Ansicht ge- 

.)>illigt werden konnte. Aach er- 



klärt sich Püth. ausdrOcklich für 
die Nichtigkeit des Gänsen. T r o p ). 
HI, 2150. Odier II, 893. Pont 
et Kodiere II, 325. Marcadö 
Art. 152 1 . n. 2. Der 516. Anm. 16* 
erwähnte Ffill ist Acrsrhioden. 

7l Man nennt diese Klausel: le 
forlait de comnmnaulc. 

8) Toth. n. 451. Delap. und 
Delvinc. ad Art. 1522. Bellot 
III, 296. — Dairegen kann weder 
die Fran noch der Mann etc. die 
Theilnncf des Gemeing^ntes verlan- 
gen, salva stipulatione in contra- 

liun. Durant. ZY, 481ir. 
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den Eheleuten oder den Erben einerseits und den Gläubigern 
der Gemeinschaft andererseits ganz so zu beurtheilen, wie es, 
wenn die Frau nach Auflösung der Gütergemeinscbaft, 
auf das Gemeingut Tersichtet hätte, zu beurtheflen sdin würde. 
In beiden Fällen sind die Ansprüche, welche die Frau an die 
Gemeinschafit oder die Gemeinscbaft an die Frau zu machen be- 
reditiget ist, und eben so die Rechte, welche den Gemein- 
sehaftsglSubigeTn gegen den Mann oder gegen die Frau zu- 
fitehn, dieselben.9) Art. 1524. §. 1. 2. Wenn dagegen zu 
Folge dieser Klausel, die Gemeinschaft der Frau oder den 
Er1>en der Frau Terbleiben soU, so hat die Frau etc. dennoch 
die Wahl, ob sie die Gemeinschaft aufgeben oder (gegen Be- 
zahlung jener Summej behalten will.^^) In dem ersteren Falle 
d. i. wenn die Frau die Gemeinschaft aufgibt, hat ihr Ver* 
zieht ganz dieselben Folgen, wie wenn sie, olme dass der 
Heiraths vertra ,5 die in Frage stehende Klausel enthielte, auf 
die Gemeinschaft verzichtet hätte. In dem letzteren Falle d. i. 
wenn die Frau etc. die Gemeinschaft behilt, liat die Frau, 
sowohl in Beziehong auf den Mann als in Beziehung auf die 
Gläubiger die sämmtlichen Schulden und Lasten der Gemein- 
schaft zu tragen« Jedoch haftet sie dem Manne und eben so 
denjenigen GlSubigem der Gemehischaft, welchen sie nicht 
persönlich verpflichtet ist, nur bis zu dem Betrage des Vor- 
theiles, den sie von der Gemeinschaft bezieht. Auch ver- 

9) Also K. B. die Vergütungen, D e 1 a p. ad b. Art. D e I v i n c. IH, 

welche die Frau im Falle der Ver- 96. Bellot III, 289. Besonders 

zichlleistung an die Gemeinsclinrt darüber kann j,'estriltcn werden, 

zu entrichten bütte (und umgekehrt) ob die Frau, wenn sie die Ge-> 

find dieselben. Da ran t. XY, 211. meinschaft annimmt, ronderRecht»- 

Battur II, 486 {f. ^ S. auch Art. wohltbat des Art. 1483 Gebrauch 

1494. (Diese Klausel ist daher we- machen könne. Für die veniei- 

sentlich verschieden von der schul- neude Meinung scheint der Art. 

denfreien Zurücknahme des iüin- 1522 allerdings sehr bestimmt zu 

bringens. S. Art 1514. $. 4 und aprecben. Aber diese Meinung steht 

Dur an t. XV, 168.) gleichwohl mit der Regel in Wi- 

lOj Durant. XV, 207. Bat- derspruch, dass die Frau nicht auf 

tur II, 484. jene Kechtswohltbat verzichten 

11) Vgl. ober die Auslegung des kann« Diebejahende Meinung dttrfte 

1524. Art., der wegen seiner Kürze also dennoch den Vorzu<( verdie- 

der Anilegung gar sehr bedarf» nen. 8o auch Bellol lU» 297« 
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IMben d«n Oemdosdiaftsgläubigern , wtlAan te Um ptt- 

ÄÖnlich verpflichtet ist (Art. 1484.), die ihnen gegen ihren 
Schuldner ciisteheadeii Bechte und Klagen; übrigens mit dem 
YoMbt^ da« der Mami wegen dar ZeUnngetii die er die- 
«en Glitnblgeni leifteC, won der Fraa (bis m dem Betrage 
ihres Yortlieiles) Ersatz zu fordern berechtiget ist. Art. 1524. 
^ Uebrigens eind, wenn die Fran die Gem^sehaft an** 
nlmml, dieielbeii Ab- und Znrechnmigen awiadieii den Mam» 
tmd der Gemeinschaft zn machen, wie in dem Falle, da das 
Gemeingut getheilt wird. — Die zukünftigen Kheleute können 
8) Terabreden, daas daa gaaaminte-GeineiDgiit^) denjeniigeii 
Ehegatten, weicher den andern überlebt, oder nur dem einen 
Ehegatten, wenn er der überlebende Theil ist, (dem Manne 
oder der Frau,) oder auch den Erben des zuerst versterben«- 
den £hegattea gehören woäe, Dieae Klauael lit weder ihrer 
Form BOdi ihrer Materie nach als eine Schenkung en be- 
trachten; sondern sie ist nur eine Uebereinkunft , welche die 
eheliche Grütergemeinschaft modificirt. (S. jedoch §. 504. 
Amn. 16.) £b enthiUt jedoeh diese KlAuael lur^ft Geaetaes 
den Vorbehalt, 1^) dtsa den Erbe« des auerat veiatorbonen 



(D e 1 V i n c. berührt diese Fraf^e 
nicht. Audi Pnth. gibt, keinen 
Aufschluss über diese Frage. — *Die 
Neuem Tenheidigen ohne Aiu- 
naluDe die verneinende Meinung, 
wenn auch aus verschiedenen Grün- 
den. So Tropl. III, 2ir>(). Odier 
II, 904. Pout et Kodiere II, 
337. Mareadö Art. 1524. n. 2. 
An schwächsten ist wohl das von 
Marradö a. a. 0. beigebrachte 
Argument, dass das Gesetz nirgends 
die Rechtswohlthat dei Inventars 
(Art. 1483,) auf gleiche Stufe mit 
der Rechtswohlthat des Verzichts 
stelle. Beide Uecblswohlthaten ste- 
hen sich vielmehr ihrem Grunde 
und Wef en nach voTlalfindinr gleich.' 
Sf Tropl. o. 1760. Jedoch spricht 
für die verneinende Meinung im 
vorliegenden Falle die besondere 

Mettt¥iig , wißl^h^ die Annidiiae 



der Gemeinschaft hier hat. Sie hat 
nach der Absicht der Parteien die 
Natur eines gewagten Geschäfts, 
•Ines ffanfs nnd die Wirkonpf dei 
letztern hl untheilbar, wenn die 
Frau dabei verharrt. 

12) Oder die Nutzniessung des 

fesammten Gemeinguts. ,Vgl. De- 
an, ad Art. 1525. Bellot III, 
313. 

13) Bellet III, 301 IT. 

14) £s erstreckt sich also R. 
nicht die qaerela inoffidofae do- 
nntionis auf diese Klausel. Sir. 
XXX, I, 75. Eben so wenig ist 
der Art. 299 auf diese Klausel an- 
wendbar. Durant. XV, 213. 217. 
•Vgl Tropl. in, 2173. — »In an- 
derer Form ausgedrückt kann je- 
doch diese Klausel zu einer Sehen» 
kung werden. Sir. XLIX, I, 446. 

XS) Andere n^hmeii an, dm die 
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Ehegatten das Einbringen ihres Erblassers, also das MobiÜar- 
yermögen, das ihr Erblasser cur Zeit der Trauung besass, so 
irie daigeoigei welches er wiQiiend der ESie mittelst dnes un- 
entgeltlichen Reehtstitels erworben hat,!^) yerhlelben soD.^^ 
Wenn die Klausel dem überlebenden Ehegatten auch das Ein- 
bringen des andern Ehegatten autheiit, so ist sie in so fem 
als ^e Schenkung an beurtheflen nnd mithin & B. der Wnr 
derung (vgl. Art. 920. 1098.) unterworfen, i«) Art. 1525. 
Vermöge der Aehniichkeit, die zwischen dieser Klausel und 
dem bedungenen Vorempfänge eintritt, sind die Vorschriften, 
welche die Art. 1517. 1518. über die Eröffnung des bedun- 
genen Vorempfanges enthalten (§. 529.), auch auf diese Klau- 
sel anzuwenden. Uebrigens sind die rechtlichen Folgen die- 
ser Klausel schlechthin nach den Begeln au beurtheilen, wel- 
che oben über die rechtlichen Folgen der Klausel aufgesteDt 
worden sind, nach welcher dem Manue oder der Frau das 
ganze Gemeiogut gegen eine dem Erben des andern Ehegat- 
ten aussuaahlende Summe Geldes Tcrbleibt. Es kann also 
z. B. auch in dem yorliegenden Falle die Frau von den ihr 
nach Art. 1453. 1483. zustehenden Rechten Gebrauch ma- 
chen.^<) Das Einbringen, welches die Erben aurückziehn, wird 
ihnen tai der Begel,' d. 1. wenn nicht in dem Heirathsrertrage 
ein Anderes festgesetzt worden ist, nur nach Abzug oder mit 
Anrechnung der Schulden, welche darauf haflteten, herauszu- 
geben sein. (Bona enhn non inteUiguntur nisi deducto aere 
alieno.) 

Klausel nichtig sei, wenn sie die- 18) Delap. ad Art. 1525. Bel- 
sen Vorbehalt nicht ausdrücklich I o|t III, 303. *Tropl. III, 2183. 
enthalte. So Battur II, 489. — Delvinc. III. 96. Sir. XI, 
*Dte Kkiuet entliilt den Vorbehalt II, 335. — *mcht aber ist die 
kraft Gesetzes. Sir. L, II, 150. Festsetzung der ungleichen Antheile 

16) Vrgl. OhM. du tribunat ad selbst der Reduction onterwoifen. 
Art. 1525. Sir. L, II, 537. 

17) Die andern beiden Hlaiuela n^n^f m an^ ▲ u 
eoiäditigen nicht aar Zurttck- n.!?L. Vi «9«' ^ 
nähme des Rinhriäymf Dnrant. ''"^^an*- 

AY, miL 20) Delap. ad Art. i&»5. 
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C) Von den Verträgen, durch welche die Güter- 
gemeinschaft ausgeschlossen wird. 

§. 531. 

1) Von der Klausel, weldie besaget, dass sich die Eheleute ohne Ge- 
meinschaft verheirathen. 

Wenn die zukünftigen Eheleute in dem Heirathsvertrage 
übereingekommen sind, dase sie sich ohne Gemeinschaft 

verheirathen wollen^ so yerbleibt der Fran das Eigenthum 
an ihrem V er mögen d. i. sowohl an den Gütern, welche 
sie zur Zeit der Trauung besitzt, als an denen, welche sie 
während der Ehe mittelst eines anentgeltlichen Rechtstiteb er^ 
wirbt, die Güter mögen Liegenschaften oder Fahrnissstiicke 
sein; der Mann aber hat die Verwaltung und die Nutz- 
niessung dieses Vermögens.^ Art. 1530. 1531. — 
Also: 1) Zu Folge dieser Klansei verbleibt der Fran das 
Eigenthum an ihrem Vernir>gen, das Wort Vermögen 
in der so eben bestimmten Bedeutung genommen. Es trifft 
daher die Frau ein jeder Schade und Verlust, welchen ihre 
Liegenschaften oder ihre heweglichen Gäter durch Unfälle er- 
leiden ; 2^ ,es kann ferner * der Mann sowohl die beweglichen 
als die unbeweglichen Güter der Frau nur mit Zustimmung 
der Frau TerSussem.^) (Dagegen kann die Frau, welche sich 
ohne Gütergemeinschaft yerheirathet hat, anch ihre Liegen- 
schaften mit Autorisation des Mannes oder des Gerichts ver- 
äussem, oder mit Unteipiandern oder Dienstbarkeiten beschwe- 
ren.^ Art 1535.) Jedoch leidet die Regel, dass zu Folge 

1) Ist die Vorschrift drs Arfik. ! 3) Dclvinc. III, 98. Bcllot 
lÜ'JSauf diese Klausel anwendbar? 111,339. Tropl. III, 2262. An- 
S. D e 1 V i n c. Iii , 98. u r a n t. dere erstrecken das Recht des Man- 
XV, 273. und oben §. 504. — üe- nes auch auf die Ve r ii u s s c r ii n|f 
her die Aiislcgunj»^ der Vorschrif- der bevvcjjlirhen (inter der Frau, 
ten do3 C. c. in diese^ Lehre s. Auf jeden Fall bleibt die Vorschrift 
§. 499. des Art. 2279 auch in dieser Be- 

2) Der Art. 1567 ist auch auf Ziehung bei Kriften. 

diese Klaoiel anwendbar. Dur. 4} Des Hannes oder des Ge- 
XY, 283. richts. Wenn jedoch die Fran, 
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der vorliegenden Klausel der Frau auch das Eigenthum an 
ibren beweglichen Gütern verbleibe , eine Ausnahme in 
Ansehang deijeiügen bewegUchen Güter, welche durch den 
Gebravcb Terbraucht werden. Das Eigenthnm an diesen GKl- 
tern geht auf den Mann in dem Masse über, dass er dereinst 
den Werth dieser Güter und nur diesen der Frau oder den 
Erben der Frau au erstatten hat Eb verordnet daher das 
Gesetz, dass über diese Güter ein den Wertb derselben ange* 
bendes Verzeichniss dem Ileirathsvertrage beigelegt, oder, wenn 
sie der Frau erst während der Ehe zufallen,' ein Inventaiinm 
gefertiget werden solL Der in diesem Yeraeiehnisse oder In^ 
ventaie angej?ebene Werth der Güter bestimmt dann den Be- 
trag der zu erstattenden Summe.^) Art. 1532. — 2} Der Mann 
hat die Verwaltung und die Nutanlessung des Yer» 



weil ihr der Ihmi seine Ziuliiii- 

mung verweigert , nur von dem 
Gerichte {mtorisirt \vord(Mi ist, so 
ist die Yerausseruuß nur unbescha- 
det der (nutznicssUchen) Rechte des 
Hannes gttltig. Vgl. 472. — Hat 
der Mann die Li(>freiis('hafton der 
Frau ohne die Zustiinniunjj der 
Frau veräußsert , so ist die Vor- 
achrifi des Art. 1560 anwendbar, 
jedoch so, dass nur dio Frau oder 
deren Erbe, nicht aber der Mann 
die Verausserung anzufechten be- 
rechtigt ist. Hat der Hann diese 
Liegenscliaflen m i t Zustimmung 
der Frau veriiusscrt, so treten we- 
gen des Ersatzes die Vorschriften 
der Art. 143311. 1450 ein. Dur. 
XV, 264. 305. »Rh. Arcli. XIV, 
I, 41. — Uebrigens unterscheidet 
sich die vorliegende Klausel von 
dem Dotaircchte wesentlich da- 
durch , dass nach der ersteren, 
nicht aber nach dem letatern, der 
fundus dotalis unTeiHusserlich ist, 
Art. 1535. 1554. 

5) liier leidet also der Art. 587 
eine Ausnahme. — Auf Sachen, 
die durch den Gebrauch blos ab- 
genutzt werden, erstreckt sich 
der Art. 1532 nicht. Vrgl. Dur. 

Xtehaiii, Franx. Cinür«cbU 6. Anfl. Ol. 



XV, 28i ff. — Wenn der Hann der 

Vorschrift des Art. 1532 nicht 
(ientige geleistet hat, so wird der 
Art. 1415 anwendbar sein. Delv. 
111,98. *Ma read e Art. 1532. n. 
3. — Uebrigens ist der Art. 1533 
nicht so auszulegen, als ob biet 
über die beweglichen Sachen, 
welche durch den Gebrauch ver- 
braucht werden, ein Veneichniss 
oder ein Inventarium zu fertigen 
wäre. Auch das übrige Mobiliar- 
vermogen der Frau ist aufzuzeich- 
nen oder zu iuventarisiren. Arg. 
Art. 600. Battur II, 505. *Har- 
cadö Art. 1532. n. 3. — Vgl. auch 
Art. 1504. — Sind die Mobilien 
taxirt worden, so ist im Zweifei 
ansnnelimen , dass die MTtlrdemng 
Tttiditionis causa (animo tiansfe- 
rendi dominium) geschehen sei. 
Arg. Art. 1551. Durant. XV, 287. 
•Tropl. III, 2259. « A. M. sind 
Delap. ad Art. 1535. Delvinc 
a. a. 0. Beilot III, 330. 482. 
(Uebrigens ist es allemal rathsam, 
die Mobilien dem Manne kaufs- 
weise sa überlassen. So beseitigt 
man die vielen Streitfragen, die 
sonst dereinst über die Herausgabe 
des fiinbriogens entstehen kOttnea») 

20 



Digitized by Google 



« 306 Gemeiaschaftsreclit. 

m5gen0 der Frau. Er kann also, kraft dieees i^Beg Ter^ 

waltuDgsrechtes , z. B. ohne Zuziehung der Frau die Liegen- 
schaften der Frau Qedoch mit den aus den Art. 1429. 1430. 
flieh ergebenden Einscbrgnkqngen, vgl. Art 1718,), yermieiheii 
und vapaehten, die Kapitalien, welche die Frau anstehen hat, 
herbeitreibeu und über den Empfang dieser Kapitalien quitti- 
ren, Art. 1531. iemer die der Fran nutehenden Besitz- oder 
MoUliarklagen anstellen, so wie auf die Klagen dieser Art, 
welche gegen die Frau erhoben werden, antworten. 6) Art. 1428. 
YgL Art. 818. — Eben so ist der Mann, kraft der ihm an 
dem Yennögen der Fran nutehenden Nutaniessung, berechtigt, 
Ton diesem Vermögen alle die Nntaungen zu besiehn, welebe 
ein jeder Nutzniesser von dem Gegenstande seines Rechts zu 
beziehn befugt ist.^ Auch gehört dem Mann alles das, was 
die Frau durch ihre Arbeit oder durch ein Grewerbe verdient^} 
IGt ehiem Worte, der Frau gehört nur das, was sie anr Zeit 
ihrer Verheirathung besitzt oder was sie während der Ehe, — 
entweder unentgeltlich oder zwar mittelst eines belastenden 
Beehtstitels jedoch mit ihrem Gelde und üi ihrem Namen*) 

0 

— erwirbt Vgl. §. 641 b. — Dagegen ist der Mann, als Ver- 
walter und beziehungsweise als Nutzniesser des Vermögens 
der Frau, verbunden, 1) das Vermögen der Frau (das 
H^athsgnt) als ein gnter Hauswirth zu Yjsrwalten. Arg. Art 
1428. 3. Er hat daher der Fran fiir einen jeden Schaden 
und Verlust zu stehn, welchen sie an ihrem Vermögen durch 

7) Doraat. XV, 267f. 

8) Durant. XV, 259. •Mar- 
cade Art. 1532. n. 2. — S. je<L 
ßeiiot m, 350. 

9) Darant. XV, 201ff.-**lMe 

Praesumtio Huciana des ROm. R. 

ist von dem C. c. nirgends aufge- 
nommen und darum auch hier nicht 
anwendbar; es entscheiden viel- 
mehr die gewtfbnliehen Beweisre- 
geln. Marc ad d Art. 1532. n. 2. 
Sir. XXXm, II, 240. XXXV, U, 
143. XLUI. U, 222. A U.Xrop]. 

ni^sm iY»3ai& 



BaiyanL XV, 2751. —Von 

..den petitorischen Klagen, welche 
■die Liegenschaften der Frau zum 
Gegenstande haben, gilt das, was 
oben 509 aber dieselbeo lOa- 
gen in dem Falle bemerkt wor- 
den ist, da unter den Eheleuten 
Giltergemeinschaft besteht. A. M. 
ist Durant XV, 278, welcher dem 
Haine das Recht, diefle Klagen an- 
xustellen (mit Vorbehalt der im 
Art. 818 enthaltenen Ausnahme}, 
abspricht. *VrgL TropL ad Art. 
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■ 

seine Fahrlässigkeit erlitten hat.^^) Der Mann hat 2) alle die 
Lasten zu tragen , welche einem Nutzniesser obliegen, so wie 
die Ausgaben des Hanswesena alMn an bestreiten. Art 1530, 
1533. Jedoch ist der Mann nieht gehalten, die Bürgschaft 
au bestelieni deren Bestellung sonst einem Nutzniesser obliegt, 
wenn andeis nicht dar HekathsTertrag dia SteUung eines Bür- 
gen fordert.!!) Arg. Axt^ 1550. Fflr die Selnddan der Fran 
hat der Mann nicht für seine Person (also nicht mit sei* 
nem Vermögen), zu haften.^) Sondern es liönnen diese S.diul* 
den nnr ans den Vermögen der Frau hecbeigetriebeii wer- 
den, bald sdbst ans dem Hemitiisgnte, wenn sie nSmlich von der 
Frau erweislich vor der Ehe gemacht worden sind oder wenn 
sie auf den Gütern halten, welche &ß Frau während der jB)he 
miflntgaldieh erworben Im*» bald mr aaa dorn Sondergate der 
Fran, wenn ale von dw Fran wShrend der E3ie (obwohl mtt 
Autorisation des Mannes) gemacht worden sind. ^3) Auf der 
anderen Seite können sich eben so wenig die Gläubiger des 
Mannes an das Vermögen der Fran, diese» dem Eigenthmne 



10) Nach Massgabe des VVcrthes, 
den die Sachen zur Zeit der Be- 
•chMdiguBg etc hittaii. S. jsd, 
Batturll, 508, welohsr dana^n 
Art. 950 für anwendbar halt. — * 
Nicht aber iat für den Blinderwerth 
dcir Sachen Ersatz zn leisten, der 
eiae Folge des Gebrauchs der Sa- 
chen oder der Zeit ist. D e 1 v. 
III, 98. BcUot UI, 341. Sir. 
J,IV, U, 31. 

11) Bellot ni, 347. Doraat. 
XV, 270. Battur U, 503. S. 
auch oben 226. Anm. 15. Eben 
so wenig kann von dem Manne 
gefordert werdeo, dass er die Ib-* 
pitalUn 4er Frau , die er in Em* 
pfang getUHniaen hai» wieder an- 
lege. 

12) Also, der Art. 1419 ist aof 
eiaa ohne Gemeinschaft eingegan- 
gene Ehe nicht anwendbar. Dur. 
XV, 294. ♦Tropl. UI, 2272. — S. 
jedoch,, waft den Fall dei Ar(.2i20 



des C. de c. betrifft. Dur« XY» 
295. Tropl. UI, 2273. 

13)Darant.XV«291ir. «Trop- 
long III, 2268. Odier H, 954L 
Vgl. Artikel 1410. 1413 und ohen 
S. 472. - »A. M. Marcadö Art. 
1532. n. 4 Sirey XL, U, 412. 
Nach dieser Ansicht kann auch 
wehren der vorehelichen Schulden 
der Frau nur das blosse Eigenthum 
der Frau iu Anspruch genommen 
werden, unbeschadet des dem Hanne 
wislehendcn Niessbrauchs. Für 
diese Ansicht spricht, dass nur das 
gegenwärtige Vermögen desSchuld- 
ners den Glänbigem haftet, dass 
das Vermögen der Frau durch den 
Niessbrauch des Hannes gemindert 
ist und die nicht hypothecarischen 
Gläubiger der Frau kein Vorrecht 
TOT dem Hanne haben. Die Actio 
Panliana steht den Gläubigem auch 
hier zu , wodurch sich auch der 
Einwand Irojiloug's erledigt: 

80» ' 
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nach bötrachtet, haitön, vorausgesetzt, dass die Eheleute den 
Bestand dieses Vermögens gehörig erweisen könuen.^^) Vgl, 
Art 1499.. 1510. ^ Das Recht des Mannes, das Veimögen 
der Frau zn verwalten und zu benutzen, erlischt nnd es hat 
mithin der Mann oder dessen Erbe der Frau oder den Erben 
derselben das Heirathsgut herauszugeben , 1} wenn die £he 
durch den physischen oder büigerlichen Tod des dnen oder 
des andern Ehegatten oder durch die Ehescheidnng aufgelöst 
wirdj wenn 2) der Richter auf Sonderung von Tisch und Bette 
oder auf Gütersonderung (vgl. §. 516. und unten zu Art 1563.) 
erkennt Art 1581.' In allen diesen Fällen ist die Erstattung 
des Ileirathsgutes nach den Grundsätzen zu beurtheilen, wel- 
che von der Erstattung des Heirathsgutes unter der Voraus- 
setzung gelten, dass sich die Eheleute nach dem Dotalrechte 
verheirathet haben.i<9 — Uebrigens ist alles das, was in die- 



Dos in fraudem creditorom coiw 

Stitiii non potest. 

14) Bellot lU, 252. Durant. 
XV, 285. 

15) Z. B. der Art. 1571 iat auch 

auf diese Klausel anwendbar. B a t- 
tur II, 510. Vfrl. ^. 499. A. .^I. 
ist Bellot III, 352, welcher an- 
nimmt, daM man die VortchrifteD, 
welche der C. c. üb er diese Klau- 
sel enthiilt überall nicht aus dem 
Dolalreclite ergänzen konue, und 
welcher daher in der Lehre de rc- 
stituenda dote, die der C. c. bei 
dieser Klausel (Art. 1530 — 1535) 
jfänzlich übcrganj^en hat, zu an- 
dern (aus den Lehren von der 
gesetzlichen Gflterj^emehischaft und 
von der Nutzniessun^ entlehnten) 
Analogicen seine Zuilucht nimmt. 
Derselben Meinung ist auch 1) n - 
rant. XV, 2ü7f. , wenn er auch 
nicht durdigän^ig ihr treu bleibt 
Allein diese. Meinung dürfte um so 
wenififcr zu billigen sein, da bei 
der Ahlassung des C. c. der Plan 
urspi unfTüch der war, das rögime 
dotal du droit coutumier und das 
du droit ^crit {fUnzlich zusamraen- 
anichmeUeii und man nur im In- 



terc.ss(> der Praxis diesen Plan auf- 
jral). Vjfl. die Di.scuss. Nur was 
den Beweis des Einbringens be- 
triill, ist die im raragraphen auf- 
gestellte Regel nicht unbedingt gül- 
tig. Denn , was zu dem Einbrin- 
gen gcli(trt. bestimmt in dem einen 
Falle das Uesetz, iu dem andern 
der Helrathsrertrag. Das hat ni- 
gleich auf die Beweisführung Ein- 
fluss. Vgl. Art. 1499. 15Ü2. 1504. 
Delvinc. III, 97. Du rant. XV, 
288 ff. Sir. XII, II, 199. Jpd. du 
C. c. IX, 369. XVII,288. — *Anch 
die Neueren sind ^^eichwoh1 der 
Meinung, dass die Vorschriften über 
das Dotalrecht nicht zur Ergän- 
zung des Systems der ausgescmos- 
sencn Gemeinschaft benutzt wer- 
den können, woil nach dorn Inhalt 
der Di.scussionen des Staatsratfis das 
letztere als eiu vun dem Uumisch. 
Dotalsystem Vetschiedenes behan- 
delt werden sollte. In diesem Sinne 
Tropl. III, 2234. Odier II, 944. 
Marc ade Art. 1532. n. 1. — Die 
Kosten fiir die Trauer der Frau 
(Art. 1481) sind von den Grben 
des Mannes auch dann zu tragen, 

wenn sich die fiheleule ohne («e^ 



Digitized by Google 



Von der Klausel der GiUersonderong. 309 

86m Paragraphen gesagt worden ist, mit Vorbehalt der be- 
sonderen Verabredungen in Anwendung zu bringen, welche 
in dem Heirathsvertrage getroffen worden sein können« Es 
k(}imen s. B. die za1dlnftige& Eheleute wigeachtet sie sich 
ohne Gemefnsdiafk reih^atiien wollen, übereinkommen, dass 
unter ihnen zugleich eme Errungenschaftsgemeinachaft bestehn 
sollyi^} oder dass die Liegenschaften der Frau miTerSosserlich 
sein soUen,^^ oder dass die Frau berechtiget sehi soU, jähr- 
lich gewisse Einkünfte gegen ihre eigenen Quittungen zu er- 
heben und sie nach Gefallen zu verwenden. Art. 1534. 

S. 532. 

2) Yon der Danael der Gfllenondeniiig. 

Wenn die zukünftigen Eheleute in dem Heirathsvertrage 
verabredet haben, dass sie in gesonderten Gütern leben wol- 
len, so tritt unter den Eheleuten ganz dasselbe Rechtsverhlilt- 
niss ein, als ob der Richter auf Giitersonderung erkannt hätte. 
VgL Art. 1536—1539. und oben §.499.516. Jedoch: 1) In 
dem YorHegenden Falle können die rechtlichen Folgen der 
Gittersondemng, s. B. was die Verbindlichkeit der Frau an- 
langt, zu den Lasten des Ehestandes beizutragen, i) durch den 
Heirathsvertrag abgeändert oder modificirt werden. 2) In dem 
vorliegenden Falle kamt die Gütersonderong nicht withrend 
der Ehe wieder aufgehoben werden.^) Arg. Art. 1395. 

meingebaftTerheirathet haben. Da- 
ran t. XV, 304. 

lül \(rl Art. 1581 und Malev. 
ad Art. 1581. Jpd. du C. IX, 369. 

17) Delap. ad Art. 1535. Du- 
rant XV» 297. Vgl. Sir. XXXV, 
n, 558. — *S. jed. S- 504. Anm. 
20*. 

18) Auch kann verabredet wer- 
den, daj8 gewisae Guter deirPran 

Sondergut sein sollen. Wenn 
der Heirathsvorlraff die im Para- 
graphen gedachte Klausel enthält, 
SO werden die Ersparnisse , wel- 



che die Frau Ton diesen Einkünf- 
ten gemacht liat, für Sondergut zu 
erachten sein. Bellot III, 348. 
ßattur II, 507. *Marcad6 Art. 
1535. n. 1. 

1) Z. B. der Heirathsvertrag 
kann die Frau von dieser Ver- 
bindlichkeit ganzlich lossprechen. 
Jedoch bleibt sie auch dann für 
den FaD der Noth beitragspflichtig, 
ßellot IH, 361. Troplonff lu, 
2287 ff. 

2) Es versteht sich von selbst, 
dass die liediogoogen, unter wel- 
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Zweite UnteraLtheiluug. 
Von dem Dotakechte. 

$. 583. 

Einleituiig in diese Lehre.0 

Wenn sich die ZHkiinftigen Eheleute in dem Heirathsvcr- 
trage dem Dotalredite unterworfen haben, so kann das Ver- 
mögen der Fraa entweder Dotal- oder Paraphemalgat (ent- 
weder Hdrathsgut oder Sondergut) sein,') oder mm Theil 
die eine und zum Theil die andere Eigeiiscliaft haben. In der 
Bogel aber ist unter dieser Voraussetzung, (also wenn sich 
die Eheleate nnd obwohl sie eich dem Dotalrechte unterwor- 
fen haben,) das gesammte Vermögen der Fran Paraphernal- 
gut. 3) Art. 1541. 1574. Wenn aber, immer unter derselben 
Yoraasaetzuog, die Fraa sich gewisse Güter oder ihr gesamm- 
tes Vermögen in der Eheberednng mm Heirathsgute bestellt 
hat oder wenn ihr von einem Dritten in der Eheberednng ein 
Heirathsgut bestellt worden ist,^} so ist dieses Heirathsgut als 



chen die ven dem Bichter anaee' 
spfo^ene Gtttersonderong anein 
wh^am ist, niclit von dem vorlie- 
genden Falle gellen. Jodorh wird 
auch in diesem Falle der Bestnnd 
des weiblichen Verniöj^cns durch 
ein bventariom «der dirch eias 
andere Öffentliche Urkunde in Ge- 
wissheit zu setzen sein , damit z. 
B. die Eheleute von der ivinrede 
der Sdinldentonderang Gebranch 
machen können. Arg. Art 1409. 
1510. Battur II, 517. 

1) *Das Dotalsystera ist in den 
Rbeinlanden wenig oder nicht im 
Gehnmdi, die rbelniaehe ifmiit 
bietet daher nur wenige Ergänzun- 
gen in dieser Lehre. Auch hier 
i»t auf die deutschen Schriftsteller 
ttber &0m« IL sä verweiteDy inso- 



fern das Gesetzbuch nicht Abwei- 
chungen von letzterem enthält 

2) Wenn in dieser Ablheilunjf 
die AA'orto: Hciriitfisgut , Sonder- 
gut, gebraucht werden, so sind sie 
jederzeit beziehungsweise von dem 
Dotal- nnd von dem PkraidieiMii- 
guto des Dotalrechts zu Tsritehen. 

3) Durant. XV, 336. Te««ier 
I, pag. 32. M a r c a d 6 Art. 1541. 
M. t. Sir. XXVIU, II, 82. XXIX, 
I. 313. — Wenn sich jedock die 
Eheleute dem Dotalrechte unter- 
worfen und zugleich erklärt hat- 
ten, dass die und die bestimmten 
iSntw der Fran Pnrapkeinalgiit sein 
sollten, so würde das übrige Ver- 
mögen der Frau Dotalgut sein. 
Durant. XV, 337. i r. XL VIU, 

I, ;85. 
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Dotalgfüt zn betraditen d. i. nach den OrnndsiitBeii m beiir- 

theilen, welche der C. c. in dem Hauptstücke von dem Dotal- 
rechte (Art 1542—1573.) über das Dotalgut aufstellt, in so 
fytn nicht die Bheberednng eine andere Bestimmung entfalflt. 
Dagegen ist und bleibt alsdann das übrige Vermögen der Frau 
Paraphernalgut. Art. 1541. 



1} Von dem Dotalgute. 
S- 534. 

1) Ton der Bestelliiiig des Heinthsgutef. 

Die Fran kann sich sowohl ilur gesanuntes dennaligee 
und Kokünftiges VormSgen, als blos ihr dermaliges oder blos 
ihr zukünftiges Vermögen ^ oder blos einen so vielsten Theii 
ihres dermaligen und sukünfügen Vermögens (des einen oder 
beider) oder auch Uos einaelne G^itter') aum Heirathsgute be- 
stellen. Art 1543. — Das Heirath sgut kann während der Ehe 
weder bestellt noch vermehrt werden d. i. nur die Güter ge- 
]i5ren lu dem Heirathsgute, welche vor Abschliessung der Ehe 
für Heiratfafgut erkl&rt worden sind. Art 1543.^ Selbst 
die Scheninmgen, welche ein Dritter den Eheleuten, oder den 



4) itt es sweifelhafi, auf wel- 
che GOter sich die geschehene Be- 
stellung des Heirathsgutes erstrecke, 
so tritt wieder die Verniuthung des 
Art. 1574 ein Z. B. wenn sich die 
Fnm ihrgetfammtet Vermoiifeo »in 
Dotalgute bettellt hat, so ist die 
Klausel gleichwohl nur von dem 
der mal igen Vermügeii der Frau 
saTentehen, wenn Diebt ans 4en 
Wordaate der Klaoiel oder ans 
dem Zusammenhftnge das Gegen- 
heil hervorgeht. Art. 1542. §. 2. 
Sir. III, I, 264. S.auch Trefurt 
Jahrb. 1838. S. 409. «Sir. XLVm, 
II, 439. LI, n, 409. - Ueber die 
verschiedenen Bedingungen und 
Modifikationen, welche der Bectel- 
iung des Heirathsgute«. (tob der 



Fraa oder tob eiaeiii Dritten) bin- 

zugefügt werden können, s. Tes- 
sier I, p. 55 ff. *Vgl, auch Sir. 
XXXIX, I, 449. LIIl, II, 78. 

1) Dur au t. XV, 350. — Alle- 
mal aber aind onler dm biens k 
venir nur diejenigen Güter su ver- 
stehen , welche der Frau wäh- 
rend der Ehe anfallen. Sircy 
XXXV, II, 554. »XLIU, I, 131. 
Derool. in der Revne Ton We- 
lowski II, p. 282. 

2) Doch nicht eine bestimmte 
Erbschaft, welche die Frau erst au 
erwarten hat Arg. Art 1130. Du- 
ra nt. XV, 347. 

3) *Der Art. 1543 bezieht sich 
nur auf Vergrösserungen darcb Ver- 
trag. Iropl IV, 3037. 
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Ehdenten unter der Bedingung macht, dass irie mm Dotalgnte 

gehören sollen, sind YOn der Kegel nicht ausgenommen. Es 
gehören also diese Schenkungen zwar in so fern zum Dotai- 
gute, als in dem HeirathsYertrage das aukünflfcige Yennögen 
der Ehefrau für Botalgut erkUCrt worden ist Wenn aber diese 
l'rkiai iiiig in dem Heirathsvertrage nicht enthalten ist, so kann 
zwar der Geber verordnen, dass die geschenkten Sachen der 
Frau dem £igenthame nach und ^i^m Manne nur der J^uta- 
niessmig nach gehören sollen, nicht aber der Schenkung die 
Vorrechte des Heirathsgutes (s. z. B. Art. 1551. 15C3.) 
ertheilen*^) Eben so wenig kann das Heirathsgut während 
der Ehe yermindert d. L der Eigenschaft, welche es zu Folge 
des Hdrathsrertrages hat, beraubt werden. Arg. Art. 1395. 
Jedoch steht es einem Dritten allerdings frei, der Frau eine 
Schenkung mit der Bedingung zu machen, dass das geschenkte 
Gut nicht Dotalgut sein soll.^ lieber ^e Bestellung des Her- 
rathsgutes, welche von Eltern geschieht, die sich nach dem 
Dotalrechte verheirathet haben,^) enthält der C. c. folgende 



. 4) Bellot lY, 37. Merlin m. 
dot. §. II. n. 14. Benoit I, 29. 

Tessier I, p. 47. *Tropl. IV, 
3058 ff. Marcad6 Art. IfilB. n. 
2. ~S. jedoch Duranl. XV, 3(i(). 
— Wie, wenn die Frau einen An- 
thdl an einer Liegenscliaft liat, den 
sie sich zum Heirathsgute bestellt, 
in der Fol^^e al)i'r das EiffOTithiini 
an der ganzen Liegeuscliaft er- 
wirbt? Dennoeh ist vm jener 
Antluil Dotalgut Vrgl. Durant. 
XV, 3611V. *Tropl. IV, 3059. 
5i r. XLIV, II, 64. 

5) Bellet IV, 40. Tropl. I, 
68. MarcadÖ Art. 1543. n. 3. 
Cui licet raajiis , licet et minus. 
*Sir. XU, II, 11. 114. XLII, 1, 
513. XLVI, II, 149. 402. XLVU, 
I, 158. A. H. Odier HI, 1102. 

(■)) Bios von diesem Fallchan» 
dein <lic Art. 1 1 540. (Der 
Grund, warum die Vorschriften die- 
ser Art. verschieden von denen der 
Art. 1438. 148D tSuL DcIt. m, 



101.) Das iüt jedoch nicht so zu 
verstehen, als ob die Art. 1544— 
1546 schlechthin nicht auf den 
cntf^eq-engesctzten Fall , also auf 
den Fall, da sich die Eltern nach 
dem Gemeinscbaftsrechte vorehe- 
licht haben, anwendbar wttren. 
Vielmehr gelten sie, \u wie fern 
sie auf einem von dem Dotalrechl 
unabhiingigen Grunde beruhen, auch 
Ton dem letiteren Falle. SocB. 
der Art. 1544. §. 2 mit Vorbehalt 
der ans dem Art. 1530 sich erge- 
benden ['.inschriinkiinn-- Bcllot 
IV, 49. Duranl. \V , 307. S. 
auch Benoit I, 59f. f essier 
I, p. 117ir. Harcadö Art. 1546. 
n. 2. — Das macht dagegen, wenn 
die Eitern ihre Tochter ausstatten, 
ttberall nicht einen Unterschied, ob 
sich die Tochter nach dem Gemein- 
sch.'iftsrcchte oder nach dem Do- 
talrechte verheirathet. Durant. 
XV, 367. — Uebrigens gelten die 

folgenden SätM auch von der Am- 
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Vorschriften: Wenn der Vater und die Mutter zusammen ein 
Heirathsgut bestellen, ohne zu bestimmen, zu welchem Thelle 
ein Jedes dieses Heirathsgat stelie, so ist anznnehmen, dass 
sie die Tochter m gleichen Theilen ausgestattet haben. Hat 
der Vater allein die Tochter ausi^estattet , so haftet die Mut- 
ter , auch wenn die Ausstattung auf das väterliche und auf 
das mfltterliohe Vermögen lautet, fOr das Heirathsgut nicht, 
und zwar auch dann nicht, wenn die Frau hei der Ehebere- 
dung gegenwärtig gewesen ist; sondern das Heirathsgut fällt 
ganz aliein dem Vater zur Last^} Art. 1544. Wenn der Va* 
ter nach dem Tode der Mutter oder wenn diese nach dem 
Tode des Vaters die Tochter für das väterliche und fSr das. 
mütterliche Vermögen ausstattet, so ist das Heirathsgut zu- 
vörderst von dem Erbtheile za nehmen, welcher auf die Toch* 
ter von dem Nachlasse beziehungsweise der Mutter oder des 
Vaters kommt ; und nur das Uebrige hat beziehungsweise der 
überlebende Vater oder die überlebende Mutter zu tragen.^} 
Art. 1545. Auch wenn die Tochter, die von den £ltem aus- 
gestattet worden ist, eigenes Vermögen hat, ist das Heiraths- 
gut nicht aus diesem Vermögen , sondern aus dem Vermögen 
der Eitern, weiche das Heirathsgut bestellt haben, zu nehmen, 
und zwar selbst dann, wenn die Eltern die Nutzniessung des 
Vermögens der Tochter haben.^ Und es gilt dieser Satz nicht 
nur von dem Falle, da beide Eltern noch am Leben sind, 
sondern auch von dem Falle, da der überlebende Theü das 
Kind ausgestattet hat, ohne dass jedoch, was den letzteren 
Fall betrifft, der Heiraihsvertrag die Klausel enthielte, dass 
die Ausstattung für das väterliche und für das mütterliche 
Vermögen geschehe.i^') Art. 1546. — Vgl. §. 500. 

stattung (efnblissement) eine» Soh- 1515 vorausjjesetzt, (Inss das Hei- 
nes. Durant. XV, 371. rathsg^nt in (ich! bestellt worden 

7) nropl. IV, 3070. 3071. sei. Vgl. Durunt. XV, 3ö6. 

8) Der Grand des Gesetsef : 9) So sind die Worte des Art. 
Ouilibelpraesumitur se liberare vo- 1546 „dont ils jouissent" za doa- 
luisse. Merlin m. dot. §. II. n. ten. Durant. XV, 372. 

6. ~ Uehrigen« wird ixk dem Art. 10) Der Art. Iö46 ist nicht so 
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S. 535. 

Von den Rechten , welche beziehungsweise dem Manne und der Frau 
SD dem Dotalgute zuAtehn. — Von der Yerwaltnog und NuUnieMung 

des Dotalgutes. 

Dem Manne steht die Verwaltung und Nata- 

niessung, der Frau das Eij^enthum des Dotalgu- 
tes ZU.1) Art. 1549. 1551. 1552. 1562. Vgl. Art 1530. 1531. 

Es hat also der Mann das Recht, alles das, was blos aar 
Verwaltung gehört, in Besfehiing auf das Dotalgut Torsu- 
nehmen.2) Er ist daher bereclitiget, z. B. die Mobiliarklagen, 
welche ihm die Frau augebracht hat, so wie die auf das Do- 
talgut sich besiehenden Besitsklagen , 3[) ja selbst, nach der 
fast allgemein angenommenen Meinung ,4) die zu dem Dotal- 
gute gehöreoden Imiuoblliarklagen anzustellen, und eben so 
diese Klagen, wenn sie gegen das Dotalgut gerichtet sind. 



SU deuten, als ob beide Eltern 
noch am Leben sein mttssten. Son- 
dern nur dadurch antencheiden sich 
die Art. 1445.1140 wesentlich von 
einander, dass der erstere den Tod 
des einen Kiterntheils schlechthin 
voraussetzt, der andere auf den 
Fall, da der eine Elternlheil ver- 
storben ist, nur bedingungsweise 
angewendet^ werden kann. Bell. 
IV, 40. A.1I. iat Brauer so den 
Art. 1545. 1546. 

1) lieber das Hvchl des Mannes 
am Dotalgut s. B e u o i t, des biens 
paraphernaux p. 171. Sein Streit 
mit Tonil. XIV, 145 ist mehr ein 
Wortstreit. 

2J Jedoch kann sicK die Frau, 
ungeachtet sie sich nach dem Do- 
talreebte Terbeirathet, dennoch die- 
Verwaltung ihres Vermögens vor- 
behalten. Sir. XXXVII, I, 193. 

3) Jedoch können diese Klagen 
auch von der Frau mit Autorisa- 
tion des Mannes angestellt werden. 
Bellot IV, 65. Toull. XIV, 141. 
Sir. XII, II, 271. XXXV, H, 52. 
(Auctoritas mariti est instar mao- 

daü, Pts Wort «Mid'* im ArtOb 



1549. ^. 1 ist nur relativ zu ver- 
itehen!) A. H. ist Durani XVI, 

402. S. auch Sir XII, H, 247. 

4) Delap. ad Art. 1549. Bel- 
I o t IV, 64. Toull. XII, 390. D u- 
rant. XV, 394ff. *Harcad6Art. 
1549. n. 2. Tropl. IV, 3105. — 
Vgl. I. 9. C. de rei vindic. A. M. 
ist Pig. I, 82 89. S. auch Tes- 
sier 1. p. 136 il. (^Dieser nimmt 
an, data der Hann «e Immobiliar* 
lilagen, welche tich auf das Do- 
talgut beziehen zwar ohne die 
Frau anstellen und beantworten 
könne, jedoch nur in s eine m In- 
teresse und unbeschadet der Reehte 
der Frau.) Der Art. 1549 gebraucht 
den Ausdruck : detenteurs. Er ist 
auch sonst anders, als der Artikel 
1428, ifefaast. Alles dieses spricht 
(satnint dem iiiteren Rechte) fOt 
die im Text des Paragraphen a. 
Meinung. Andererseits aber sind 
nach dieser Meinung die Art. 818. 
2208 entweder als Ansnahmen Ton 
der Regel zu betrachten oder aber 
auf die nach dem (jemeinschafts- 
rechte eingegangenen Eben zu be- 
soMahen. 
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m beantworten,^ Art. 16^. §. 3. die anstehenden Dotalka* 

pUalien herbeizutreiben, in Empfang zu nehmen und darüber 
m ^Qittiren;<») Art 1549. ^ 2. die Theiltmg der la dem 
Dcftalgfote gdiSrenden ErbediaAen, weidi;aten8 ' der MobiBar» 
erbechaften, zu verlangen; 7) vgl. Art. 818. die Liegenschaften 
des Dotalgutes, jedoch mit Vorbehalt der in den Art. 1429. 
1430. gedaobtea EinsohriUikangBn,^) zu Tenniethen und m 
Terpaehten; wegen der m dem Dotaignte gehörenden mit eteem 
ünterpfande verbundenen Kapitalien Inskriptionen zu nehmen 
oder die genommenen Inskriptionen zu erneuern, wegen der 
ioskribirten Dotatfeiderangen nach Maesgabe des Art 2185. 
ein Uebetgebot au than.^) — Dagegen hat der Mann Ve^ 
bindJichkeit auf sich, das Dotalgut als ein guter Wirth zu 
verwalten ; a. B. also die gegen das Dotalgut laufenden 
Vegährongen an nnterbrechen , Dotalfordeningen nadi« 

dem de fiÜlig geworden shid, einanklagen die Dotalgelder 
auf die im Heirathsvertrage etwa bestimmte Weise anzule« 
gen.i3) Art. 1562. Vgl. Art 1428. 3. 



5) Vgl. die Anm. 4 a. Sehr. S. 
jed. Sir. XXVIU, II, 4Ö. XLVi, 
II, 18. (Hier werde angenommen, 
dM0 die rei vindioatio und die ao- 

tio confessoria , wenn sie gegen 
den fundus dotalis gerichtet ist, 
gegen VaDn and Frau zugleich 
aMUtellen sei.) — Nach der im 
Texte des Paragraphen a. Meinung 
hat übrigens ein llrthcil , das in 
einer Immobtliarsache für oder wi- 
der des HaaB gesprochen worden 
ist, auch für oder wider die Frau 
Rechtskraft. D u r an t XY, 398ff. 
Odier III, 1180. 

0) Auch die auf Renten stohen- 
den Kapitalien. Delap. ad Art 
1549. 

7) Die Frage , ob und in wie 
fem der Mann auf die Xheilung ei- 
ner Immoblliarerbachaft, wel* 
che sum Heirathainite gehört, ohne 

die Frau antragen könne, steht mit 
der Anm. 4 berührten in Zusam- 
menhang. Yrgl. Art 818. Cha* 



bot ad h. Art. D el vi n c. III, 140. 
Bellot IV, 412. Durant. XY, 
394ff. Tropl. IV, 3110f. Mar- 
cad6 Art. 1549. n. 3. Sir. XI, 
II, 469. XXXV, II, 294. *XLIII, 
II, 416. XLV, II, 501. XLVI, I, 
263. (*Der Gerichtsgobrauch und 
die Mehrxahl der Selirateteller ver- 
sagen dem Mann die Theilangs- 
klago ohne Mitwirkung der Frau, 
weil ihm diese Klage auch nach 
Rom. Rechte nicht anateht.) 

8) Bellot I, 493. 

9) Sir. XXVIII, II, 183. 

10} S. I. 17. D. de jure dotiuni. 
Delvinc. lU, 105. Durant.XV, 
387 ff. 482. 

11) Sie mögen schon vor oder 
während der Ehe ihren Anfang 
genommen haben. OhM. du trib. 
ad Art 1562. ^Moeh atimmt die 
I. 16. D. de fundo dotali mit dem 
Geiste des Gesetzes (par sa n6gli- 
gence) vollkommen ttberein. Bel- 
lot lY, 217. 



Digitized by Google 



t 



316 



Dotalrecht. 



> Eben bo hat der Mann die NntsnieBBnn^ des Dotal- 

gutes. — Es stehen daher dem Manne alle die Rechte zu, 
welche sonst in der Katzniessung enthalten sind, und zwar 
Ton der Zeit an, mit welchem sehie NntsnlesBimg ihren An* 
fang nimmt. Jedoch kSnnen diese Bedite durch den Hei- 
rathsvertrag beschränkt werden, z. B. in der Masse, dass der 
Frau verstattet wird, jährlich g^ewisse Einkünfte gegen ihre 
eigenen Quittungen zu erheben und Bie nach Gefidlen zu Ter- 
wenden. Art. 1649. §. 2. 3. — Auf der andern Seite liegen 
dem Manne nicht nur alle die Verbindlichkeiten ob, welche 
ein jeder NutzniesBer zu erfüllen hat.i^} Art. 1562. 2. vgL 
Art 15dd. sondern noch fiberdiess die VerbindlicU^elt, von 
seiner Nutzniessung die Ausgaben des Hauswesens zu bestrei- 
ten. Art. 1549. Einen Bürgen für die Erstattung des Hei- 
rathsgutes brauclit der Mann nicht zu steUen, wenn er sich 
nicht dazu in dem Heiraihsvertrage TerhhuUich gemacht hat 
Art 1550. 



§. 536. 

Fortsetzung. — Von dem £igenthume an dem Doulgute. 

Das Eigenthum an dem Dotalgute verbleibt 

in der Eegel der Frau.^ Arg. Art 1551. 1552. 1562. 



12) Sir. XXIX, n, 205. 

133 Durant. XV, 4H2. Der 
Schuldner kann nicht Sicherheit für 
die Erfüllung einer solchen Stipu- 
lation des neiratlisvertni^es ver- 
langen. Sir. XXXI, II. 211. "A. 
M. Sir. XLI, I, 468. XUV, U, 
131. 

14j Fructus ante matrimonium 
percepti aiig«nt dotem 1. 6. 7. D. 

soluto malrim. Vgl. §. 540. An- 
merk. Der Verdienst der Frau ge- 
hört dem Manne. Sir. XXVI, II, 
21. S. jed. T.Holinhorst, Jalurb. 
1831. S. 161. 

15) Daher ist auch der Art. 599. 
§. 2. 3. auf den £hemann anwend- 
bar. Sir. XXV, I, 161. 3vied. 



(dena die Frage ist bestritten) D n- 

rant. XV, 463f. Benoitp.172. 
Tropl. IV, 3594. Sir. XXVII, 
II, 101. Cit. 
16) Die letBtere Verbindliclilceit 

jedoch mit dem Vorbehalte, dass 
dennoch im Falle der IVoth dio 
Frau aus ihrem Sondergute zu die- 
sen Ausgaben beizutragen hat. 

1) Man Icann nach dem Frans. 
Rechte nicht wie nach dem Röm. 
sagen: Maritus est dominus dotis, 
so oft auch von den Auslegern des 
G. e. auf diese Regfel Bezug ge- 
nommen wird. Delap. ad Art. 
1549. Bellot IV, 70. Brnuor 
ad Art. 1551. 1552. Marcadö 
Art. 1554. n. 3. 
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Hieraus folgt z. B. : Wenn das Dotalgut durch einen Unfall 
Schaden oder Verlust erleidet, so trifft dieser die Fran. 3) 
Art. 1566. 1567. Die Gläubiger des Mannes können nnr auf 
die Nntznngen des Dotalgutes nidit aber anf die Dotalgüter 
selbst Beschlag legen; und es i^ann daher die Frau Einspruch 
tlinn, wenn unter einem Bescblage, welclien die Gläubiger des 
Mannes angelegt haben, Dotalgüter begriffen 8hid.3) Eben so 
kann die Frau Einspruch thun, wenn der Mann die Mobilien, 
welche Dotalgut sind^ veräussert jedoch noch nicht übergeben 
hat.^) VgL Art 2279. (Von der Veränsserang der Liegen- 
schaften, welche Dotalgut sind, s. §. 537.) Zn Folge dersel- 
ben Regel kann der Mann nicht auf die Rechte, welche Do- 
talgut sind, z. B. nicht auf eine Erbschaft, welche der Frau 
er5fbet wird, und Welche Dotalgat ist, yeraiehten.^ £r hat 
dereinst die Dotalgüter in natura wieder heranszugeben. Arti- 
kel 1564. 

Es leidet jedoch die Hegel: dass das Eigenthum an dem 
Dotalgnte der Frau verbleibe, in folgendem Fällen eine Aus- 
nahme, und zwar so, dass in allen diesen Fällen das Eigen- 
thnm an dem Dotalgute auf den Mann übergebt, dieser aber 
d^einst schlechthin und allein den Geldbetrag au erstatten 
hat, KU welchem das Dotalgut in dem Hefrathsrertrage an^ 
geschlagen worden ist. 1} Wenn und in wie fern das Dotal- 



2) Del«p. ad Art. 1566. 

3) Pier. II, 86. Delvinc. Ul, 
105. Bellet IV, 172. 

4) Delrinc. a. d. a. 0. S. je- 
doch Bellot IV, 172. — Zu den 
Mobilien gehören auch hier Kapi- 
talien und Renten. Bellot lY, 
70tr. *Marcad6 Art. 1552. n. 2. 

5) Bellot lY, 416. Merlin 
qu. m. regime dotal. — - Bestritten 
ist dagegen die Frage, welchen 
Eintluss das Dotalrecht aut die 
Annahme einer Erbschafl habe, 
welche der Fran eröffnet worden 
ist. Zwar ist es wohl nicht zwei- 
feUudty dais die £rb»cbaft von der 



Fran selbst (mit Autorisation des 
M;mncs oder des Gerichts), ange- 
nommen werden muss, wenn an- 
deif die Erbfchaft nieht dem Ei- 
gentibomeaadi Dotalgut ist. Nimmt 
man aber an , dnss das gesammte 
Dotal(ffat unveräusserlich ist, so hat 
die Frau ipso jure das beneficinm 
inventarii. Das Sichente ist, dass 
die Frau , deren Verinngen Dotal- 
gut ist, Erbschaften , die ihr an- 
fallen, nur cum beneiicio inventa- 
rii annimmt und nur in dieser Hasse 
zur Annahme autorisirt wird. VgL 
Bellot a. a. 0. Chab. ad Alk 
776. Sir. XXV, I, 160. 
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gat in Sachen besteht, welche man nicht gebrauchen kann, 
ohne sie zu verbrauchen, (z. B. in Geld, in Früchten,) 80 und 
In 80 fem ist der Mann kraft Gesetses Eigentktfmer dm 
Dotalgates. Arg. Art 1588. Der Geldbetnigr de« Hekidugii- 
tes , das in Sachen dieser Art besteht , ist jederzeit auf die 
in demBelben Artikel beatimmte Weise in Gewiasbeit zu setzen«^} 
Angenommen I dase der Mann GeMLer, weleha der I^an um 
Heirathegnte beeteUt worden sind, com Ankaofe einer Liegen» 
Schaft verwendet hat, oder dass ihm für solche Gelder eine 
Liegenachafit an Zahlungsstatt abgetreten worden iat, 80 ist 
und bleibt er dfinnoeh ISigentbOmer dieser Liegeneduiftei^ gann 
80 wie ibm die Oelder eigendiiinillch gehört haben würden, 
an deren Stelle die Liegenschaften getreten sind ; es wäre 
denn, daqs den Ueiratbavertrag die Klausel enthielte^ dasa das 
QM anm Ankanfo einer Liegenaolialt yerwendet werden aoUe. 
Art. 1553. Enthält der Höhraths vertrag diese Stipulation, so 
wird eine Liegenschaft, welche während der Ehe erworben 
wirdi dadoreb Dotalgat, dass der Mann bei der Erwerbong 
eiklSrt — dass er . die Liegenschaft mit Dotalgeldem edcanft 
oder beziehungsweise statt der Dotalgelder angenommen habei 



6) Der Art. 1533, ob er wohl in 

dem Hauptstücke von dem Gemein- 
schaftsrechte steht , ist dennoch 
auch auf das Dotalrecht anwend- 
Imf. Poth. de la puiMaRce du 
mari n. 110. Dolvinc. III, 104. 
Bellol IV, 70fF. Vgl. 1. 42. D. 
de jure dot. und ^. Ö31. Anm. 1. 

7) Es in dahor der Art. 1406 
auf eine nach dem Dolairechte ein- 
gegangene Ehe nicht anwendbar. 
Dur. XV, 433. Marcadö Art. 
1553. n. 3. A. M. ist Delvinc. 
II, 106. — Die Rcpcl bleibt auch 
dann bei Kräften, wenn der Mann 
bei dem Ankaufe der Liegenschaft 
erklirt hat, daii lie Dokalfut sein 
SoDe, «ad die Frau diese Erklä- 
rung angenommen hat. Arg. Art. 
1096. Sir. XXXIU, 1,637. W^enn 
auf SonderuDg von I. u. B. (od^r 



auf Gütersonderung) erkannt wor- 
den ist, und der Mann statt der 
Dotalgelder eine Liegenschaft sei- 
ner Frau abgetreten hat, so ist 
diese laegenschaft nicht anverSaf 
lieh. Durant. XV, 43f). Sirey 
XXIX, II, 188. Die entgegenge- 
setzte Meinung (s. Sir. XXV, II, 
19. XXVIU, II, 19. XXXI, II, 
180—298) irt nur dann haltbar, 
wenn man annimmt, dass auch das 
bewegliche Ootalgut unverttusser- 
lich seL — ^ Dasselbe dttrfle auch 
von dem Falle gelten, daderfnn- 
dus dotalis den Eheleuten entwahrt 
wird und diese desshalb von dem 
Gewahrsina noe Entschädigung er- 
halten. Vgl. Uber dieae StteiSraffe 
ToulK u. DeIvine»adArt.l559, 
Durant. XV, 435. *Harcade 
Art. 1553. n.4. TropLIY, 3189t 
Sir. XUY, D, 59a 
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— und dass die Frau diese Erklärung annimmt.^) Arg. Art. 
1435. — 2) Durch den Heirathsvertrag können auch 
die übrigen Dotalgöter für Eigenthom des Mannet erklärt wer- 
den. Jedoch i0t, was die Art betrifft, wie diese ErklSrung 
geschehn kann, ein Unterschied zwischen den beweglichen und 
den unbeweglichen Gütern xu. machen« Beide können in dem 
Hdiratitoyertgage zwar ausdrücklich für Eigenthua des Man- 
aes erkUirt werden. Anders yerhSh rieh dfe Sache dar 
Vermuthung, die aus der in dem Heirathsvertrage geschehe- 
«an Würderong der Dotalgüter herrorgeht Wenn die Miabi- 
Ben, die anm Heirathsgate gehören, in der Eheberedung ge- 
wflrdert worden sind, so wird der Mann Eigenthtimer dieser 
Mobilien, wenn nicht die Parteien ein anderes verabredet ha- 
ben.^) .Dagegen bleiben auch die Li^enschaften, welche im 
H^tbiivertrage ge^ürdert worden sfaid, Eigenihnm d|^ Fiav, 
jedoch mit demselben Vorbehalte. Art. 1551. 1552. 

S. 537. 

PortsAtenng. — Von der UnTerlnueilicUceii dei Dotalgutet. 

Die Liegenschaften 170. 171.), welche D<h 
talgnt sind, dürfen während der Ehe^ weder von 



8) Ja, es wird dieser Accepta- 
tion nicht einmal bedürfen, wenn 
der Mann durch den Heirathnver- 
trag verpflichtet worden ist, 
die Dotalgelder in Liegenschaften 
anzulegen. Delvinc. III, 106. 
Durant. XV, 426fiF. S. auchSir. 
XIX, I, 373. A. M. aiiid Herlin 
m. dot. §. X. u. Toull. ad Art. 
1553, welche annehmen, dass, wie 
auch die Stipulation gefasst sei, 
eine wettere Aeeeptttidn der Frau 
nieht erfordert werde. Nach ei- 
ner dritten Meinung ist die Ac- 
ceptation jederzeit erforderlich. 
So Delap. ad Art. 1553. (Diese 
dritte MeiDung ist ala die ficberale, 
re adhuc integra, jederzeit zu be- 
folgen.) »Vgl. Tropl. IV, 3198. 

Beaeeil, de r^|doi et da rem- 



ploi de 1a dot sous le r^me do- 
tal. 2. äd. 1847. n. 41 f. 

9) Ueher die Folgen einer sol- 
chen Verabredung s. D u r a n t. XV, 
405 f. *Die Frau hat alsdann das 
Privilegium des Verkäufers. Sir. 
XLVIU, Ii, 557. — Der Art. 1504 
ist imeli anf die naoii dem Dolal- 
rechte eingegangenen Bhea an- 
wendbar ibid. n. 413. 

103 D. i. salva stipulatione in 
eontrarium. Biae iolobe Stipula- 
tion ist ein Verkauf oder eine da- 
tio in solulutn. D ur an l. XV, 418fif. 
— -Also, in der Kunstsprache: Res 
dotales mobiles venditionis gratia, 
immobiles tantionii gratit aeati- 
matae esse iridenlnr, donee pro- 
betur eontrarium. 

1) Wttlurend der £he.«^DieBe- 
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dem Manne noch von der Fran noch von heiden 

zusammen veräussert oder mit einem Unter pfände 
oder mit einer Dienttbarkeit^) beaehwert wer» 
den.9) Art 1554. C. de e. Art 7. — Es begreift dieses Ver- 
bot eine jede Verftlgung unter den Lebendigen unter sich, sie 
mag mittelst eines Verkaufes oder eines Tausches oder eines 
Vergleiches^) oder mittelst einer Schenkung^} oder auf maß 
andere Weiset geschehn. Dagegen erstredtt sich das Ver- 
bot nicht auf Verfügunji^en auf den Todesfall, ^ also z. B. 
nicht auf Schenkungen, welche ein Ehegatte dem andern wäh- 
rend der Ehe maeht^ Dasselbe Verbot eistredct sich auch 
anf solche Verfügungen, weldie mittelbar Verfügungen über 
die Liegenschaften der Frau sein würden,^} ingleichen auf 



gel bleibt mithin auch dtum bei 
Kräften, wenn auf Sondernng von 

T. 11. B. oder auf (Jülcrsondcrung 
erkannt worden ist. (iren. Ir. 
des liypoth. I, 35. Vig. II, 009. 
HaraBt. XV,519f. *Tropl.IV, 
3598. lilarcadß Art. 15.') I. n. 5. 
6. Sir. XLVII, 1,201. II, KH. IGl. 
XIiYIII, 1, 56. — (hange scliwankle 
der Gericht8|rebniiien Aber diese 
Frage. S. eine Abb. fQr die est- 
geffenjjeselzte Mcinunff bei S i r. 
XIII, II, 209. Auch Delvinc. III, 
114 ist dieser letzteren Meinung.) 

2) Pardesa. If. des serviladea. 
$. m Durant. XV, 5.35. S. 
jedoch Sir. X, II, 235. (In dem 
hier erzählten Falle war ein Ehe- 
mami wegen einer Weg^erechlig- 
keit, die ein Dritter an dem fun- 
dus dotalis zu haben behauptete, 
ein Komprorniss eingegangen. Die 
Schiedsrichter entschieden gegen 
den Ehemann. Die SntsclieidunK. 
würde aofirei^ erhalten, da sie 
einstweilen nur die Nutzniessung 
des Grundstuckes treffe; jedoch 
mit dem Vorbelulte, dass sie der- 
einst nach Auflösung der Ehe, nicht 
für die Frau bindend sei. Vrgl, 
tiber diesen Fall Tonil. XII, 397.) 
* 3) Auch UandelsSirauen stoben 



nach dem C. de c. nnter dieser 

Vorschrift. Vrgl. Sir. XI, I, 39. 

41 S i r. XXXI, II, 182. XLI, I, 
515. S. jed. ibid. XXIX, H, 256. 
und Tropl. IV, 3127. 

5) Aach eine Eibeinsetsung im 
Ileiratbsrertrage , ansKenommen 
( Art. 155(i), wenn sie zum Vor- 
theile der Kiuder geschieht, steht 
nnter der Regel. Sir. XXXIV, II, 
276. ♦XLin, II, 74. XLIX, II, 
703. A.M. Tropl. IV, 3272. Sir; 
LH, II, 227. 

(jj Vgl. Tessier I. pag. 304 ff. 

7) Sir. XXI, 1,433. Daher kann 
auch eine Verüusserung des fundns 
dolalis von der Kran durch ein 
Testament bestätigt werden» Sir. 
XXXIII, II, 279. 

8) Denn diese Schenkungen .sind, 
da sie in einem jeden ,\uiienblicke 
widerrufen werden können , als 
Veri'ugungeu aut den Todesfall zu 
betrachten. Bell. IV, 118. Trop- 
long IV, 3273. Sirey XXVII, 
II, 45. 

9) Also auch z. B. auf das Recht 
4ler Frau, einen Glflubitrer des Man- 
nes in ihre gesetzliche Hypothek 
einzusetzen. Vgl. Sir. XXXI, 11,^ 
173. 289. XXXIV, I, 200. (Jedoch 
ist beider J^enataang dieser Hechts- 
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die YolLdebbarkeit der yon der Fraa während der Ehe ein* 

gegangenen Verbindlichkeiten. Vgl. §. 536. — Aus diesem 
Verbote ioigt; 1) Die Frau i^') ist berechtiget, jedoch erst 
nach Aiiflöflsang der Ehe, oder nachdem ihr Vermögen von 
dem des Mannes gesondert worden ist,^^ bo sind 

nach dem Tode der Frau deren Erben und Rechtsnachfol- 
ger berechtiget, die veräusserte Liegenschaft von einem 
jeden Besitser derselben za yfaididrenjis) ohne dass der Klar 



fällc nicht zu übersehen, dass dein 
(iorichtsgebrauche nach das Hei- 
rathsffut, auch wenn es in Mobi- 
]ien besteht, unveräusserlich ist.) 

10) Die Nichtigkeit der VerSns- 
serun^ ist eine Mos relative. Bell. 
IV, 192. Hieraus fol^jt: I) Der 
Käufer kann die IVichti^keitsklaf^c 
nicht anstellen. T r o p 1. IV, 3522. 
Sir. XVI, I, 161. XXIX, II, 150. 
XXXII, I, 623. 2)DerKäiuferkann 
seine Evictionsklaffc nicht eher an- 
stellen , als bis die Liegenschaft 
von ihm vindicirt wird. Sir. XVI,' 

I, 161. S. jed. Delvinc. 111,113. 
(Dieser Srhriristfller nimmt den 
Fall aus, da der Käufer in gutein 
Glauben war.) *Die Frau haf- 
tet nicht lUr Eviction und Scha- 
densersatz. Tropl. IV, 3544. Sir. 
XLI, II, 71. XLIV, II, 344. XLV, 

II, 28.. XLVI, I, 865. L, I, 283. 
Der Hann haftet aher selbst dann, 
wenn er die Frau blos zum Ver- 
kauf autorisirt hat. 31 a r c a d Art. 
1j6U. n. 3. — 3) Die Veriuisse- 
runff kann durch Genehmhaltung 
(soluto matrimonio) aufrecht er- 
halten werden. Bellet IV, 210. 
4) Es kann für eine solche Ver- 
ttusserung BUr^^ichaft {geleistet wer- 
den. Sirey Vn, I, 214. — Den 
Gläubigern der Frau dürfte diese 
Klage nicht 7-ustehcn. Art. 116f). 
Marcadö Art. 1560. n. 5. Sir. 
XXXII, U, 519. CiL XXXIII, II, 
230. S. jed. Art. 1167. — »Vgl. 
über den hlstoriadien Zusammen- 
hang, nach welchem die Vcräus- 
serung des DotalgrundstUcks iin 
Gesets nur für relativ nichtig er» 

Sasktill« ftiab CMinckt. fi« An& II 



klört worden ist. Windscheid, 
Ungültigkeit der Rechligeschtile. 

S. 99 f. 

llj S. jedoch einen Fall, in wel- 
chem man von dieser Regel ab- 
wich, bei Sir. XXVI, II, 97. 

12J Die Frau hat die AVahl, ob 
sie, anstatt die Liegenschaft zu vin- 
diciren , Entschfldigung von dem 
Hanne fordern will. Sie kann da- 
her auch, wenn eine Liegenschaft 
des Mannes Schulden halber ver- 
kauft wird, verlangen, wegen je- 
ner BntschSdigungsfordemnr schon 
vorlfiufig locirt zu werden. T r o p L 
tr. des priv. ethyp. n. 61211". Sir. 
XXI, I, 422. XXVI, I, 65. XXVII. 

I, 246. II, 175. 246. XXVIU, II, 
47 f. XXXIIl, II, 559. Doch ge- 
statten Einige der Frau diese Wahl 
nur nach Auflösung der Ehe, weil 
die Frau sonst die Verausserung 
crenehmiiren könnte. Sir.XXVn^ 

II, 173. S. auch G r e n. tr. des hyp. 
I, 260. Tcssier tr. de la dol. II, 
p. 62. Merlin v. remploi. §. 9, 
n. 2. ♦Vgl. Gilbert, C. c. Arfc 
1560. n. 2—4. Sir. XLIX, H, 147. 
Ml. 11, 401. Die Mehrzahl der 
Schriltsteller rna« lit die letzter- 
wühntc Einschränkung. 

13) So sind die Worte: faire 
revoquer Vali^nation , zu deuten. 
Delvinc. III, 112. — Ueber die 
Erstattung der von dem Beklagten 
erhobenen Nutzungen, s. bei Sir. 
XXIX, II, 263. ^'XLV, I, 423. L, 
I, 283. UI, II, 177. — und über 
die Vergütunf^en, welche die Frau 
zu leisten hat. ibid. XXVII, I, 14. 
XXXIV, n, 599. 

21 
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ge dfe Einrede der während der Ehe gelaufenen Verjährung 
entgegengrofjotzt werden kann. Dasselbe Keclit steht, so 
lange die £he dauert^^^ auch dem Manne zu, wenn er sich 
anders nicht für seine Person zur Gewährleistung Terhindlich 
gemacht hat.^^) Jedoch hat der Mann dem Käufer Gewähr 
zu leisten, ausgenommen, wenn er in dem Vertrage erklärt 
hat, dass die Liegensdiaft, die er yerluinfe, Dotalgut sei.^^ 
Art. 1560. Uebrigens ist die Klage auf Abtretung der yer- 
äusserten Liegenschaft, (sowohl die der Frau, als die des Man- 
nes,) auch dann statthaft, wenn das Kaufgeld bereits wieder 
in Liegenschaften angelegt worden isti^ 2) Es kann eine 
DotalBegenschaft,^^) wenn sie anders nicht durch den Heiratbs- 
vertrag für veräusserlich erklärt worden ist, während der Ehe 



14} Vgl. Art. 2255. In weicher 
Zeit wird diese Klagrc , nachdem 
sie vcriitliricir geworden ist, ver- 
jährt? In (1er o:e\v0hnlirhon Z"( if, 
wenn die Frau nicht ;in der Ver- 
Uusserung Theil genoiumeu hat ; 
sonst (Art. liMH) in 10 Jahren. 
Tessier II, p. 107 flf. Cit. — ♦Die- 
ser Meinung , nach welcher die 
Klage in 30 Jahren verjährt, wenn 
der Mann das Grundstück in eige- 
nem Namen veräussert hat, ist auch 
Tropl. IV, 3583. 3584. S. auch 
Sir. XLIII, II, 24. Dieser Fall 
bildet jedoch keine Ausnahme, auch 
hier ist die Nichtigkeit durch die 
eigenthUmlichc Gesetzesbestimmung 
eine relative. Marc a d e Art. 1560. 
n. 5. ^ Auch dann, wenn die 
Prau etc. den Hann beerbt hat, 
wird die Klage zulässig sein. Arg. 
Art. 1500. ^. 2. IJellot IV, 160. 
A. M. ist D e 1 V i n c. III , 1 12. - 
Ferner auch dann, wenn die Frau 
dem Käufer ausdrücklich f&r das 
Eigenthum an der Liegenschaft Ge- 
währ geleistet hat. Sir. XXVIU, 
U, 315. 

15) Wie aber, wenn CSttlersoB» 
demng statt gefunden hat? Dann 

würde ihm die exc. tua nnn in- 
terest entgegenstehen. Aiirlikann 
für diese Meiauog ein ^cUiu^fi aus 



den Endworten des Art. 1500. §. 
1 gezogen werden. 

1(5) Sir. XXIV, I, 370. Quem 
(Ir evirlidiio tenef actio, rundem 
:iirrnten) repellit evceptio. S. auch 
1 r o u I. IV 3552. 

17j Also die blose Wissenschait 
des KHufers ist nicht Irinreichend, 
diese Klage auszuschliessen. Ohss. 
du trihunat ad Art. 1560. Malev. 
und Marcad^ ad Art. 1560. S. 
jed. Durant. XV, 522 n". Auf der 
andern Seite schützt auch die im 
l'aragraphen erwähnte Krkliinmg 
den Mann nicht, wenn er fälschlich 
hinzugefügt hat, dass er die Lie- 
genschaft KU Folge der Ehehere- 
dung verftussern dürfe. Sir. XXV'I, 
II, 40. — Im Uhrigen sind die im 
§. 355 von der Gewährleistung nut- 
c:> >ti \\lvn Sill/e auch auf den vor- 
litireuden Fall anvvendhar. Del- 
A ine. III, 113. Beilot IV, 200. 
Merlin ni. dot. ^. VIII, IX. Du- 
rant. a. a. 0. Pavard m. rig, 
dotnl. §. II, n. 16. (Favard be- 
merkt, dass gleichwohl der Mann 
das Kaufgeld dem Kaufer zu er- 
statten habe.) 

18) Sir. XXXIV, II, 535. 

19) Auch nicht ein dingliches 
Recht an einer solchen Liegen- 
üchuft. Duraut. XXI, 305. 
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nicht durch Ersitzuni^ erworben und eben so eine Immobiliar- 
kiage, welche zum Heirathsgute gehört, während der £he nicht 
vetjährt werden, ee wfire denn, titss beiMinngsweise die Er^ 
s!tzun<^ oder die Verjährun,«^ schon vor der Ehe ihren Anfang 
genommen hätte.^^) So wie jedoch das Vermögen der Frau 
Ton dem des Miumes gesondert wird, nimmt der Lauf der 
Ersitzung oder der VerjXbmng seinen Anfang,^^ ausgenommen 
in den Fällen des Art. 2256.22) Art. 2261. 3) Die Schulden, 
welche die Frau während der Ehe auf irgend eine Weise 
gemacht hat, können hi der Begel (d. L mit Yorbdialt der 
gleich hernach anzuführenden Ausnahmen) weder während der 
jBhe noch nach Auflösung der Ehe, — weder gegen die Frau 



20) Der Art. 1561. $. 1 enthftU 

in so fern einen Zusatz zum Art.' 
löfiO als er auch die Falle unter 
sich begreift, in welchen der fun- 
du8 dotalis ohne eine Veräusaerung 
in die Bünde eines Dritten geJccm* 
men ist. Dnrant. XV, 530. 

20 Der Art. \'y{\\. §. 2 enthalt 
einen Keclaktiou^i'ehler, statt: la 
prescription ist sa lesen : 1a |)os- 
session. Sonst würde der ^. 2 
mit dem ^. 1 in Widerspnieli ste- 
hen. Dclvinc. III, 115. Dur. 
XV, 538. (Der 2 des Artikels 
wurde von dem Tribunale in Vor- 
schlag gebracht.) Ks liefet im Art. 
1561. 2 eine Beschränkunfj des 
Art. 1500. — *Letiterer Meinung 
ist auch Tropl. IV, 3575 IT. Die 
Beschränkmifi^, welche der Artikel 
1560 durch Art. 1561. §. 2 ( rlei- 
den soll , würde darin iicsteiu n, 
dass die Bevocationsklago ehen- 
falls nach der Gütertrennung xu 
verjähren hejrinnt. Der Art. 1561 
bezieht sieh jcdoeli nur auf die 
t^rsitzung des iJotaln^rundslücks; der 
• vom Trihnnat Torgeschlagene 2 
dieses Art. kann ebeafaJIs nur aaf 
die Ersitzung bezogen werden, er 
])ildet eine Beschränkung des ^ 
dieses Art. , nicht aber des Artik« 
1560, TO welchem er in keiner Be^ 
Ziehung steht. Dieser Meinung 
.üAgt anch der Geric^tsgehraoch. 



Marcad« Art. 1561. n. 2. Sit. 

XF>VII, I, 181. L, I, 283. 

22) Beilot IV, 225. Sirey 
XVll, I, 304. 

23} Also der Satz gilt nicht blos 
von Vertni|[[8verbindlichkeiten, son- 
dern auch von obligationibus quasi 
ex contractu vel quasi ex delicto. 
Tcssier I, 4Ö6ir. Sir. XXVI, 
160. XXXni, II, 159. XXXIV, I, 
108. — Nur, was die obligaliones 
ex delicto hefrifU. ist der Satz be- 
stritten. (Der K(jH. bcurtheiit auch 
diese Verbindlichkeiten nach der 
im l\')ragraphen aufgestellten Re- 
gel. Die anderen Geriehtshöfe sind 
zum Thcil der entgegengesetzten 
Meinung. Auch die Kuchtsiehrer 
sind fvetheiller Meinung.) Yergl. 
über diese Streitfrage Beilot IV, 
88. Üurant. XV, 5:i'{. Tessier 
I. pr. 454. Conion, dial. 88. Sir. 
XXV, II, 162. XXVni, II, 201. 
XXXIV. I, 208. — *Die Frage ift 
niehl mehr bestritten, die obliga- 
tiones ex delicto bilden eine Aus- 
nahrae. Tropl. IV, 3324. Sir. 
XXXVI, H, 61. XXXVm, I, 37. 
XXXIX, II, 349. XL, II, 12. XLV, 
I, 5i;V II, 69. XLVII, I, 816. 
XLViU, II, 241. S. auch Sir. LU, 
I, 769. Bine Ausnahme bfldenAocii 
die auf die dos und die Gutertretf- 
nung bezüglichen Prozesskosten. 
Sir. XXXYIU, 11,49. 346. XUU, 

21 ♦ 
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noch gegen deren Erben und Rechtsnachfolger,^ 9 — 
Dotalli^enschatoi^ herbeigetrieben werden. — Aus- 
nahmen Ton dem eu Anfang des Paragraphen anf- 

gestcllten Grundsatzes: 27^ Auch wenn sich die zukünf- 
tigen Eheleute dem Dotalrechte in dem üeirathsvertrage un- 
terwerfen, können sie die Liegensehaft, welche die Fran dem 
Manne inbringt, in demselben Vertrage für Teräasserlieh 
erklären.28J Art. 1557. Ein Vertrag dieser Art ist, als eine 
Ausnahme von der Begel, strictissimae inteipretationis. Z. B. 
also, wenn die Dotalliegenschaft dnrch den Heirathsvertrag im 
allgemeinen ftlr TerSusserlich erklSrt wordw Ist, so kann sie 
gleichwohl nicht von dem einen Khegatten ohne Zustimmung 
des andern veräussert werden.^^) £ben so miächtiget die 
8tipnlation, dass die Dotalliegenschaft yerihiBsert werden 
könne, nicht zur Errichtung eines Kompromisses über die Lie- 
genschaft oder zur Bestellung eines Unterpfandes an der 
Liegensehaft. Auch smd die Eheleute nicht berechtiget. 



II, 92. XLV, n, 506. S. auch 
Uli, I, 5. 

24) »Sir. XLVII, 1, 194. 740. 

25) *Und aus den Früchten der- 
felbisn — f. Marcs d6 Art. 16M. 
n. 4. 8. Sir. XLVII, I, 201. H, 
161. ir)4. XLVIII, I. 56. 

26) Durant. XV, 531 f. Sir. 
XXIX, I, 30. Cit. XXXV, I, 925. 
XXXVI, I, 913 * XLVII, I, 194. 
740. II, 162. A. M. ist zwar 
Tropl. IV, 3312. 3313, s. jedoch 
Marcadö Art. 1554. n. 7. 

27} Nor die in den Gesellen 
anidrUcklich (ifenuichten Ausnah- 
men sind zuziilasson. Sir. XXV, 
1, 160. XXXm, 11, 159. XXXIV, 
I, 208. 

28) Eine Minderjährige kann ei- 
nen solchen Vertrag schon mit Zu- 
stimmung der Art. 13y8 gedachten 
Personen eingehen. Sir. XXVII, 
I, 15. XXXI, II, 154. Cit. «XLVn, 
I, 241. S. jedoch Sir. XLIX, H, 
417. — Auch kann (in dem Hei- 
raUuivertr^e) die finnlichtigung sur 



Verfiusserung der Liegenschaft ei- 
nem Dritten, z. B. dem Schwie- 
gervater, ertheilt werden, ibid. a. 
dem zuletzt a. 0. 

29) Durant. XV, 475. Sir. 
XXXIX, I, 340. Ueber die Vei^ 
bindlichkeit zur Gewährleistung s. 
Durant. XV, 483. »Ueber die 
Verftuaierung gegen eine Leibrente 
8. Sir. XLIV, U, 592. XLVI, I, 
865. 

30) Duritnt. XV, 481. Sirey 

XXIX, II, üb. Vgl. C. de pr. Art. 
1004. jct. Art 83. S. auch den C. 
c. Art. 1989. *A. M. Tropl. IV, 
3398. Sirey XLVI, II, 519. L, 

II, 93. 

31) Bellet IV, 116. Dely. 

III, 112. Duranton XV, 489. 

Marcad^ Art. 1557. n. 1. Tont 
et Kodiere II, 501. 502. Sir. 

XXX, I, 68. XXXYI, I, 434. 

xxxvii, 1, 190. xxxvni, n, i74. 

XXXIX, I, 450. Cit. II, 3. XLII, 
II, 431. XLIII, I, 193. A. M. 
lefiier 1| (»ag. 390. Anm. 597. 
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eine Dotallie^^enschaft, deren V.erkauf der Heirathsvertrag 
gestattet, zu vertauschen.32) Die Frage, ob das Geld, welches 
ans iem Verkaufe der Liogenschaft gelöst wird, wieder in 
Liegenschaften anzulegen sei, Ist nach dem Inhalte des He!«- 
rathsvertrages zu entscheiden. 33) Verpflichtet der Heiraths- 
vertrag die Eheleute zu einer solchen Anlegung, so kann der 
Käufer, auf die Zahlung des Kaufgeldes belangt, fordern, dass 
dieser Stipulation zuvorderst Genüge geschehe.^) Unter der- 



Tropl. IV, 3363-94. Odierlll, 
1208. — Daher kennen auch die 

Gläubi|^er der Frau auf eine Do- 
talliej^enschaft nicht desswe^en Be- 
schlag legen, weil die Liegenschaft 
in dem Heiralhfrertrasre fttr ver^ 
ftuMerlich erklärt wordiii ist. Du- 
ra nt. a. a. 0. — U( brigens ver- 
steht es sich von selbst, dass der 
Heirathsvertrag auch so gefasst 
werden kann, dass den Eheleuten 
gestattet sein solle , die Liegen- 
schaft zum Unterpfande einzusetzen. 
»Sir. XL, I, 796. XLV, II, 260. 
XLIX, I, 385. S. jedoch Sir. 
XXXVII, I, 800. 

32) Sir. XXXIII, II, 164. At 
facultas a 1 i e n a n d i continet et 
facultatem permutandi. Sir. XXXII, 
I, 623. bt der Vertausch gestat- 
tet, so bedarf es nicht einer vor- 
honielicnden Würdcrung nach Art. 
1 jDd. S i r. XL, II, 451. ~ Nimmt 
man an, dass auch das sunt Hei- 
rathsgnte bestimmte Mobiliarver- 
mögen unveröusserlich sei, so liegt 
in der facultas alienandi res im- 
mobiles dotales nicht auch die fa- 
cultas alienandi res mobiles do- 
tales. Sir. XXXVII, I, 97. 11,397. 
•VgL Maren d 6 Art. 1557. n. 2. 
— Unter derselben Voraussetzung 
kann das Geld, welches ans einer 
(au Foliie einer Klausel des Hei- 
ralhsverlraijes) veräu.sserten Lie- 
genschaft der Frau gelöst worden 
ist, nicht wegen der Schulden, wel- 
che die Eheleute gemacht haben/ 
mit Beschlag belegt werden. Sir. 
XXXVII, I, SOO. - S. mehrere 
ähnliche fülle bei Iqssiqi h p« 



386 ff. *Sir. XL VII, H, 195. L| 
n, 93. Cit 

33) Diese Verbindlichkeit tritt 
nicht ipso jure ein. Bellot IV, 
118. Ist sie daher im ileirathsver- 
trage nicht bedungen, so kann sich, 
der Knufer nicht der Auszahlung 
des Kaufgeldes weigern. Sirey 
XXX, II, 238. — *lJeber die Kosten 
der Anlegung des Kaufpreises s. 
Beneeh, de l'emploi et du rem- 
ploi de la dot pag. 212. Tropl. 
IV, 3429. Die zum Ersatz erwor- 
benen Liegenschaften werden nicht 
durch die blose Klausel der An- 
legung Dotalgut, sondern die Klau- 
sel muss dies bestimmt erklttren. 
Sir. LI, II, 030. LH, II, 54. 

34) Denn die Veräusserung ist 
in diesem Falle nichtig, wenn die 
Anlegung unterbleibt. D u r a n t. 
XV, 484 ff. Sirey XXXI, II, 186. 
XXXll, II, 288. 301. 694. XXXIV, 
I, 201. II, 587. Jedoch wird der 
Haun nicht berechtigt sein, wegen 
unterbliebener Anlegung de.s Kauf- 
geldes die Nullitätsklage (die rei 
vindicatio) anzustellen. £r ist selbst 
in culpa. Sir. XXII, I, 270. ^S. 
auch Sir. XXXII, U, 472. (Hier 
ein Fall, in welchem der Heiraths- 
vertrag nur die Stipulation ent- 
hielt, dass das Gold, weldtes aus 
dem Verkaufe der Liegenschaft ge- 
lOSSt werden würde, gegen hypo- 
thekarische Sicherheit au.sgeliehen 
werden sollte. IVach geschehener 
Gatersond«rung klagte die Frau auf 
Bezahlung des riickstttndigen Kauf- 
geldes. Der Kaufer verlangte Kau- 
tion, Aber die Frau erwidert, - 



Digitized by Google 



896 Doldraeht. 

Belbeo VoNnuwetiung kann Übrigens die VerXinserang} wenn 

die bedunj^cne Anlegung des Kaufgeldes unterblieben ist, erst 
nach AuÜüsuDg der ELe angefochten werden.^^j Sodann aber 
gibt es gewisse FäUe^ in weleben die Dotalliegenschaft schon 
kraft G- es et 8 es Teräussert werden darf; übrigens nach der 
Verschiedenheit dieser Fälle unter verschiedenen Be- 
dingungen, liämiich: 1) Es kann die Frau mit Autori- 
sation des Mannes oder, anf dessen Weigerung, mit Autorisa- 
tion des Gerichts die Kinder, die sie aus einer früheren 
Ehe hat, mit der Dotalliegenschaft ausstatten ; jedoch ist, 
wenn, die Autorisation nur von dem Gerichte ertheilt wirdi^j 
dem Manne die Kutzniessnng yorzubebalten. Art 1555. 2) Eben 
80 kann sie mit Autorisation des Mannes, niebt aber mit Au- 
torisation des Gerichts, 3^) die in der dermaligen Ehe erzeug- 
ten Kinder mit der Dotalliegenschaft ausstatten.^oj Art. 1556. 



mit Erfolg, das» sie das Geld zur 
Beatreitang üirer Haushaltung be- 
dürfe.) 

35) Denn bis dahin kann die 
Anlegung noch immer geschehen. 
Sir. XXVII, I, 246. Vr«l. auch 
ibid. XXXIV, n, 535. XXXV, U, 
196 

36) *Und Enkel — s. Tropl. 
IV, 334b f. 

37) *Aach durch Sclienkang und 
anticipirte Tlieilimg. Sir. L, II, 

338. 

38) Jedoch ist es uur dauii uu- 
bedingb notbweudig, diesen Vor- 
behalt SU machea, wenn das (Be- 
richt wegen der abweicht nJt n 
Meinung des Mannes die Auluri- 
satiou ertbciit , nicht aber üanu, 
wenn es, weil der Mann seinen 
VITillen nicht erklären kan n, die 
Frau autorisirt. S. §. 472. — Auch 
in dem Falle des Art. 155G kann 
das Gericht, wenn der Mann nicht 
in Stande ist, die Frau zu er- 
nttcMigen, die Autorisation erthei- 
ien. *Sir. XLII, II, 77. ~ lieber 
die Rucksichteu, welche das Ge- 
richt auf da4 Interttse di» ttbrigcn 



Kinder zu nehmen hat, s. Sirey 
XXXIII, II, 427. 

39) *Trop]. IV, 3317. Mar- 
ca d 6 Art. 155(). n. 3. S i r. XXXVI, 
II, 25. A. M. Durant. XV, 4Ö7. 
Sir. XLII, II, 77. 

40) Ausstatten. — Beide Artikel 
(1555. ir)56) gebrauchen das Wort 
eta hl i s s e uj e II t. Sie sind also 
nicht blus von der Bestellung .ei- 
nes Heirathsgutes zu versteh». 
D u ra n t XV , 494. S i r. XXVIII, 
11, 24Ü. L, II, 338. Cit. 4Ü7. 5s:?. 
— Sie sind daher auch auf den 
Fall anwendbar, da der Sohn von 
den Kriegsdienste durch einen 
Stellvertreter befreit werden soll. 
Sir. XXVIII, II, 189. XXXV, II, 
31Ü. XXXV Iii, II, 112. *XLV, 1, 
156. — In den Füllen dieser Art. 
kann die Dotalliegenschaft auch 
verpfändet werden, Dura n t. 
XV, 492. Gren. tr. des priv. et 
hyp. I, 34. Tessier de la dot. 
I, 60. •Tropf. IV, 8352-3364. 
Marcadö Art. 1556. n. 4. Sir. 
XXV, II. 223. XXXIV, II, GS5. 
XXXVI, II, 94. XXXVm, II, 102. 
*XLY, I, ü, 585w U, 1,29. 
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Yergl. §. 473. 3) Die DotalliegeiMchaft kann femer, je- 
doch nur mit Bewilli;,'uug des Gerichts und nur im Wege 
der öffentlichen Versteigerongy^^} veräusaert werden, um den 
Mann oder um die Frau aus der Haft m befrein;43j| um 
den Unterhalt der Famihe, in GemSssheit der Art 203. 205. 
206. und 212. zu bestreiten ; um die Schulden,, welche die 
Frau erweislich vor der £heberedung^^) gemacht hat, 
oder am die Schulden derer zu bezahlen, welche das H^aths* 
gut bestellt haben j^^^j vgl. §. 538. um die Kosten einer auf 



— Urtheile für die entjjei^enpfc- 
setzte Meinung s. ibid. XXXVII, II, 
230. XXXIX, ][, 233. XLII, II, 
431. 

41) Der Artikel ffebrauclit das 

AVort : lUTiiiission , und iiiclit das 
AN'ort : autorisation, weil die Vcr- 
üusseruug nach Beriiidcn auch vuii 
dem Manne feschehen kann« Vas. 
ir. du mar. II, 308. Delvinclll, 
109. B p 1 1 o t IV, 1 22. — Die Er- 
laubnis« des Gerichts aber isl in 
allen diesen Füllen unbedingt 
nothwcndig. Sir. XII, II, 168. 275. 
S. je.l Sir. XXXVI, 11,323. (Von 
ErhthL'üuiiffcn.) ^ Das (lericht ksMiii 
die Erlaubniss auch verweigern. 
Sir. XLVI, n, 70. 

42) S. C. de pr. Artikel 055 ff. 
Dclvinc. III, 107. Durant. XV, 
503 ff. (Uicr auch von dem Ge- 
richte, welches die Autorisation 
ertheilen kann.) 

43) Pas (i«\<etz unlorsrlipidet 
nicht, oh der Manu etc. Schulden 
balber oder wegen eines Verge- 
bens verhaftet ist. Jedoch wird 
das Gericht allerdings die Ursache 
der Haft zu bcriicksichlisren haben. 
Discuss. ad Art. Iö58. be 1 1 o t IV, 
121. Durant. XV, 508. C^a- 
Dicntlicii ist darauf /u sehen , ob 
^icht <ler Haft eine siuiulirle Schuhl 
zu Grunde licfft. S. Sir. XLII, I, 
753. XLVll, 1, j7.) — Ehen so 
macht es, wenn der Hann etc. 
Schulden halber verhaftet ist, nicht 
die Bc(!in«jnn5r, dass der Mann nicht 
yon der iiechtswohlthat der Gu- 
tersübtrctimg Gebrauch macheu kön- 



ne. Delvinc. III, 108. Sir. Y, 

II, 120. — Aber die (lefahr einer 
bevorslelienden Verhaftung ist nicht 
hinreichend. Durant. XV, 509. 
Sir. XXVII, II, 150. XXXIII, II, 
359. XXXVIII, II, 104. XLII, I, 
541. • — Wie, wenn der Glüubiger 
den Maun auf das hlose Verspre- 
chen der Pran, das Dotalfut der 
Frau zu veräussern, aus der Haft 
entlassen hat ? S. S 1 1. XXXU, II, 
587. 

44) Also aoüh nm die Ausgaben 
des eigenen Hauswesens zu be- 
streiten. Durant. XV. 510. Sir. 
XXII, II, 225. *TInd die zur Er- 
ziehung der Kinder nothwendigen 
Ausgaben. Sirey XLIV, II, 178. 
XLV , II , 583. Die Frau kann in 
dickem Kalle spütor keine Rückver- 
gütung \om Manne fordern. VgL 
Marc ad« Art 1558. n. 2. 

45) Hieraus scheint zu folgen, 
dass dir Frau schon in rler Zeit 
zwischen der Eheheredung und <ier 
Heirath das Dotulgut nicht weiter 
mit Schulden belasten oder ver- 
ä'usscrn kann. *T r o p l. IV, 3468. 
Tessier I, pag. 121. Anni. 638. 
S i r. XXX, II, lieber die Frage, 
ob das Recht, auf den Vexkauf an- 
zutreiben den Gläubigem der Frau 
oder nur deu Ehegatten selbst zu- 
steht, 8. Marcadü Artikel 1508. 
n. 2. 

. 46) Der Kiufefder LieirenscbaA 

darf alsdann das Kaufgcld nur den 
GhinhiiTcrn bezahlen, welche da- • 
rauf speciell angewiesen worden 
sind. ^is. XXYIII, I, iZ7. 
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einem Dotalgrundstücke unumgänf^lich noth wendigen Hauptre- 
paratur (vgl. Art. 605. 1562.} zu bestreiten; endlich, wenn 
die Fran nur ein Miteigenthum an der Liegenschaft hat und 
diese von dem Gerichte fllr untheilbar erachtet wird.^^ In 
allen diesen Fällen aber ist das , was nach Bestreitung des 
aneriuuuit nothwendigen Bedürfnisses von dem Kanfgelde übrig 
bleibt y fortdauernd Botalgut; auch muss dieses Ueßermass in 
dieser Eigenschaft znm Besten der Frau, (wo möglich, durch 
Ankauf einer andern Liegenschaft,) angelegt werden.*^) Art. 
1558. Uebrigens iuum in allen diesen Fällen die Frau auch 
ermScfatiget werden, ein Darlehn aufzunehmen und fQr das 
aufgenommene Darlehn ihre Dotalliegenschaft zqqi üuterpfande 
einzusetzen.^^} Hätte das Gericht die Yeräusserung einer Do- 
talliegenschaft sine justa causa gestattet, so würde die Vor- 
schrift des Art. 1560. euitreten.^9 4) Ehie Dotalliegeuschaft 
kann von dem Manne gegen eine andere Liegenschaft, jedoch 
nur mit Uebereinstimmung der Frau und nur mit Einwilligung 
des Gerichts,^^) yertauscht werden. Das Gerieht hat den Tausch 
nur In so fem zu gestatten, als der Mann darthut, dass der 



47) Sir. XXXni, II, 484. (Hier 
wurde der Satz analo|^ch auf die 

Kosten eines l'ro/.esscs angewen- 
det, welrher \vt ^i>n des Dotfiljju- 
tes gciuhrl worden war.j *Vrgl. 
Anni. 23.* a. E. 

48) Die im Art. 1558 vorge- 
schriebenen Furmlirlikeiten sind 
auch dann zu beubachlcn , wenn 
der HBteigenthttiner auf Licitation 
anträgt. Sirey XXX, I, 394. — 
Wie, wenn die Frau oder wenn 
der Mann oder wenn beide die 
Liegenschaft, bei der Licitation er- 
stehen? S. Art. 1408. 1.78. $.4. 
D. de jure dotiuni. D e I v i n c. III, 
109. Beilot IV, 139.475. Mar- 
cade Artikel 1558. n. 5. (*Das 
Grundstück wird nur für den ur- 
sprünglichen Atttheil der Frau Do- 
talgut.} 

49) Delap. ad Art. 1558. 31 er- 
lin m. dot. ^ YilL — Per Käu- 



fer kann daher fordern, dass, ehe 
er das Kaufgeld aunahlt, fikr die 

Anlegung desselben gesorjjt werde. 
Sir. XXVIII. II, 100. 2bi. XXXI, 
II, 211. XXXII, U, 640. XXXIII, 
II, 230. 

50) D u r a n t. XV, 507. Sirey 
XXXIV, II, 588. 685. XXXVIII, 
II, 102. 450. XXXIX, II, 233. XL, 
I, 943. II, 209. XU, II, 612. 
XLII, I, 842. II, 520. 

51) *Tropl. lY. 3493 IT. Sir. 
XXXIII, II, 427. XLII, I, 250. Es 
ist jedoch aul die bona iides des 
Erwerbers nnd auf die Art des 
Irrthunis, welcher der gerichtlidiea 
Bewilligung zu tirunde liegt, SU 
sehen. Sir. XL VII, I, 576. 

52} Ist diese Förmlichkeit nicht 
beobachtet worden, so können die 
(Jläubiger der Frau auf die einge- 
tauschte Liegenschaft Beschlag le- 
gen. Sir. XXX Yil, U, 89. 
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Tausch vortheilhaft für die Frau sei, und dass der Werth der 
einzutauscheuden Liegenschaft weuigstens vier Fünftheile von 
dem Werthe der zu Tertausehenden beträgt.^^) Es hat daher 
das Grericht zuydrderst die eine und die andere Liegeneehaft 
durch Sachverständige von Amtswegen würdem zu lassen. So- 
wohl die eingetauschte Idegenschaft , als das Geld, welches 
etwa dem Manne heransgezahlt wird, ist Dotalgnt;^) das 
Geld ist 80, wie in dem vorigen Falle, anndegen. Art 1569. 
• 6) Der in Fra^e stehende Grundsatz kann auch durch die 
exceptio rei judicatae seine Anwendbarkeit verlieren.^^} End- 
lich 7) auch angenommen, dass der Heiratfasvertrag das ge- 
flammte künftige Vermögen der Frau fSr Dotalgut erklSrt, so 
ist gleichwohl eine Liegenschaft, weiche der Frau mit der 
Klausel geschenkt oder y^rmacht worden ist, dass die Liegen- 
schaft yträussert werden dürfe oder solle, unter jenem Grund- 
sätze nicht begriffen.56) Uebrigens versteht es sich von selbst, 
dass, so wie die Ehe aufgelöst wird, der fundua dotalis 
aufhört nnveräusserlich su sein. 

Der G. c. stellt den Satz, dass das Dotalgut nnveränsser- 
lich sei, nur von dem liegenschaftlichen Dotalgut auf. Hie- 
raus hat mau (per argumentum a contrario} zu folgern, dass 
das in Fahrniss bestehende Dotalgut rerftusserlich sei, d. i. 
Ton dem Manne mit Zustimmung der Frau oder von der Frau 
mit , Autorisation des Mannes veräussert werden dürfe; und 
man iiat diesen Schluss um so mehr zu ziehn, da theils auch 
das Römische Recht, wenigstens nach der richtigem Meinung,^?} 

racknibringenden) Liegenscbaft ei- 
ne andere erhidt. Sir. XXXVII, 

II, 133. 

54) Sir. XII, II, 285. (Nur durch 
die wirkliche Verwendung des Gel" 
des zum Besten der Frau wird die 
andere Partei gesichert.) 

55) Sir. XXJJU Ii, 557. 

56) Durant.XV,490. *Tropl. 
I, ()8. Sir. XLI, II, 11. 114. XLII, 
U, dJL3. XLYI, U, 149. 



53) Also, von einem höheren 
Werthe darf die einzutauschende 
Liegenschaft sein. ALsdann aber 
ist sie pro rata Ei^cnthum des 
Hannes. Arg. Art. 1543. S. jed. 
Bellet IV, 147. Marcad6 Art. 
15.59. — Der Art. 1559 ist auch 
auf den Fall anwendbar, da der 
Fran auf ihr Erbtheil eine Liegen- 
schaft zun) IIeiraths<;ute bestellt 
wird und die Frau bei der Erb- 
theilung »im dieser (von üir znr 



Digitized by Google 



330 Dotolrecht. 

die YerlUiBseiraDg der mm Heiraihsgnte gehdreaden MoblHen 

zulässt, theiJs aber (Art. 1123.) ein Jeder das Kecht hat, über 
sein ^ermügeu nach Gefailen nu verXügeii| in so fem ibm 
nidil eine ausdritcUiehe Vorschrift der Gesetie im Wege steliO^) 
— Glelchwohi wird ron der Praxis 59) und, mit dieser, von 
mehreren Auslegern des C. Cy^'^) die Unveräusserlichkeit des 
Dotalgutes anch W die Fahmlss erstreckt. Und man beruft 
rixh für diese Meinung theils aaf das iSitere Becht,^i) ÜieUs 
auf Folgerungen, welche aus einis^en Vorschriften des Gesetz- 
buches (wenn auch nicht ohne Zwang) gezogen werden kön- 
nen. Uebfigens führt die Annahme oder die Voraussetzong, 
dass auch die Mobilien (a. B. auch die Geldfordenmgen) der 
Frau, welche die Ki<<en8chaft des Dutalgutcä haben, unveräus- 
serlich sind, umnitteibar zu der Folgerung, dass diese Mobilien, 
wegen der von der Frau, (wenn aucii mit. Autorisation des 
Mannes,) gemachten Sebulden, weder wSbrend der Ehe noch 
nach Auiiüsung der Ehe mit Besclilag belegt werden köunen ; 

57) T h i b a II t, System des Pan- verfinsserlicb sind, dass aber gleich- 

dckt*'nrcchts. ^. 118. Anin. a. wohl der Mnnn sie voriiiissen» dnrf. 

5S) Vit'l!ci("lit liatlc iii;ni .so<>;sr Dies Iiat jedoch mir die Bcdcu- 

deii GruiidsuU, dass der fuadus i^ngy dass die Yerüusserung dem 

dolalis unverHusserlieh sei, überall Hanne, nicht der Frau snsteht Die 

nicht in das Gesetzbuch aufneh- Natur der beweglichen Dota]$:e- 

mcn . sondern nur den Kheleulen «renstiinde hejrrundet keinen Un- 

gestaUeu sollen, die Licj^enschal- lerschicd. Sirev XbVI, I, (502. 

ten der Frau in dem Heiratbsver- XI.VI1I, I, 72^. L, II, 97—103. 

Irage für «nverünsserlicb zu er- 339. S. die Dissert. bei Sir. L, 

klären. H , :r>9 und Marcadö Art 

50) Das isi nütnenllich die l'ia- 1 .');') 1. ii. 3. 

xis des liCiU. Sir. XXXVl , Y, Üüj S. Üclap. ad Art. 1654. 

7l5. XXXVIIJ,97.Cift. DieGrttnde DelTinc. in, 110. Beliot IV, 

für diese Meinung findet man hei »S. Tessier I. p. 288ff. Yrgl. 

Sir. XIX. 1, HG und iln'd. XXXIV, auch Poth. de la puiss du man 

II, 64U (in dun Entscheiduuc^s^rilu- u. 147. S. dagegen Dur. XV, 

deu) am vollstHodi^^ten ausgeführt. 542K Tropl. Tr. des hyp. o. 

S. auch die zu $.538 a. Sehr. Je- 923. (Sehr beachliitj(;svvcrtlic Au- 

doch heujEfen sich noch iiielit alle torititten !) S. auch Trop. Contr. 

GerichtshOl'e unler die Meiiiunjf des de mar. IV, oTIT. 3247. 

KGH. S. z. ß. Sir. XXVI, ii, 25, Ol) Jedoch wurde nicht von al- 

wo die enttre^ren^esetzte Meinung len Parlamenten nach dieser Hei- 

sehr gut vertlieidif^t wird. — *Der nung gesprochen. D u r a n t.XV,472. 

Gcrichts'^ehr.'uicli lüilt den schein- 02) M.ui macht sich, unter die- 

haren AViderspnuli lest, dass die ser \ Orausset/uni^, einer lukonse- 

I)u\vegUclienDu(<iigegcii;$luude ua^ qucuz i>diuldig, wcuu mw den 
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ja es ist ffiese Folgenmg selbst anf die Friiclite des Helratbs- 

gutes zu erstrecken.63) Vgl. 538. Allemal aber ist diese 
Meinung nnr mit den Einscluränltungen in Anwendung jku briur 
gen, weiche sich theils aus dem Verwaltungs- und Nutnies- 
sungsrechte des Mannes ,^^) theils, nach erfolgter Gtltersonde- 
rung (§. 539.}, aus dem alsdauu der Frau zustehenden Hechte, 
ihr Helrathsgut zu verwalten, zu nutzen und zu gebrauchen 
(ygL $. 538.)) iheils aus der Vorschrift des Art. 2279. erge- 
ben. Auch ist unter Voraussetzung dieser Meinung anzuneh- 
men, dass die UnverUusscrlicbkeit des beweglichen Dotalver- 
mögens dieselben Ausnahmen leide, wie die des liegenschaft- 
Uchen.<0 



538. 

Fortfelxuiig. — Von den Schulden einer Frao, welche Dotalipit bat 

Die Schulden, welche eine Frau vor der Ehe hat, liün- 
nen gegen das Dotalgut nur in so fem geltend gemacht wer- 
den, als sie theils erweislich (Art. 1328.) vor der Ehe 
gemacht worden siiid,^) Art. 1558. theils als eine auf dem 
Heiratlisgute haftende Last d. i. ais eine Last zu betrachten 
sind, welche, wenn die Dotalgfiter nicht Ddtalguter, sondern 
nur Güter wSren, an denen dem Manne das (dingliche) Recht 
der JKutzniessung überhaupt zustäude, von dem Manne als 
einem Nutzniesser zu tragen sein würde. Denn einerseits kann 
der Heirathsvertrag den Rechten dritter Personen, also den 



Erben der Frau uichl dieaelben 
Hechte, wie der Frau, zusprirht. 
Und doch ist die Frjiffc bestritten. 
Vgl. Sir. XXXI, II, ;mu. XXXlll, 
Ii, 372. XXXV. II, 462. CiL 

(53) Sir. XXVIII, 11,194. XXIX, 
1, 30. XXXIV , II , 473. XXXV, 
I, 925. XXXYI, 1, 913. Cit. — 
Vgl. über die Folferungen, die lieb 
aus dieser Heinuu«; ergeben, über- 
haupt Daran l. XV, r)42. Tes- 
sier I. p. 288 (T. (Diese Meinun«^ 
hat zu viele u ;>treitfragcu Vcrau- 



lassung gegeben. Sie steht auch 
mit di ni Infcrossc des Verkehres 
und des hrudits keineswegs im 
Kinklaug.j 

64) Favard m. regime dotaL 
n. n. 9. 

65) Sir! XXXIII, II, 584. 

1) Der Satz dürfte auch dann 
anwendbar sein, wenn die Schuld 
erst nach Auflösung der Ehe aus 
deniÜoln!j4iile herbciiretriebeii wird. 
Ae fraus iiat legi.. Durant. XV, 
511. 
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Rechten der Gläubiger der Frau, keinen Eintrag thun, und 

andererseits steht der Mann als Nutzniesser des Dotalgutes in 
demselben Yerbältniasei wie ein anderer Xiutzniesser au den 
Gläubigem der Frau. Wenn nnn, su Folge der aofgeetellten 
Regel, eine Sehnld ans dem Botalgnte herbeigetrieben w^en 
kann, wenn also z. B. eine gewisse Schuld der Frau auf einer 
Liegenschaft, welche Dotalgat geworden ist, unterpfändlich 
haftet, 80 kann die Schuld aus dem Dotalgnte gana so, wie 
Tor der Ehe, herbeigetrieben werden, ohne dass der Unterschied 
zwischen den in Fahrniss und den in Liegenschaften bestehen- 
den Dotalgütem, Wie man ihn auch bestimme, einen Einfluss 
auf das Recht des Gläubigers hätte. Uebrigens können sich 
die Gläubiger, welche die Frau erweislich schon vor der Ehe 
hatte, nach Auflösung der Ehe an das Vermögen der 
Frau schlechthin halten, das Vermögen mag Dotalgut gewesen 
sein oder nicht^) 

Anlangend die Schulden, welche die Friiu während 
der Ehe (mit Autoiisation des Mannes oder des Gerichts} 
macht, so hat man zuvörderst zwischen den Liegenschaften 
und den Mobilien des Dotalgutes zu unterscheiden. — So wie 
die Frau die Liegenschaften, welche Dotalgut sind, wäh- 
rend der Ehe nicht veräussem kann, eben so wenig kann sie 
diese Liegenschaften während der Ehe mit Schulden belasten; 
sie kann das eine wie das andere auch dann nicht, wenn 
schon das Heirathsgut von dem Vermögen des Mannes ge- 
sondert worden ist^} Jedoch leidet die Regel, dass die Frau 



2) Delv.IÜ, 106. BelloilV, 

88. 128. 359. 

3) Vgl. §. 537. Anm. 1. - Je- 
doch wird sich die Regel, da« die 
Frau den fundus dotalis nicht mit 
Schulden helasten kann, nicht auf 
die fructus dotis erstrecken. Z. B. 
Wenn sich eine Frau, deren Hei* 
rathsgal von dem Vermögen des 
Mannes «jesondert worden ist, auf 
eine gültif^e Weise verbindlich ge- 
macht h&i, so kann wegen der 



Schuld ;iiif die fructus fundi dota- 
lis Besrhhig gelegt werden, S. Sir. 
XXIIl, I, 331. —* Der neueste Ge- 
riehtsgebrauch ist mit Recht ent* 
gegengeselzler Meinung. Sirey 
XLVII, I, 201. Cit. II, Ifil. 164. 
lüö. Jedoch wird, was den Ue« 
berachitss über die nicht für die 
el)('liehen Zwecke verwandten 
Früchte hetrifTl , zwischen den 
Schulden der Frau unterschieden, 
welchi} vor oder nach der Güter- 
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die Liegenschaften des Dotalgutes nicht mit Schulden belasten 
kann, in denselben Fällen, wie die Veräusserlichkeit dieser 
Liegensehftften, eioe Ausnahme , mithin, s* B. wemi und in 
wie fem der Heirathsvertrag der Ehelente gestattet, diese Lie- 
genschaften mit Schulden zu belasten, oder wenn und in wie 
fem die Schtdd (in den FäUen der Art. 1558. 1559. mU Be- 
wiUigung des Gerichts) m einem Zwecke gemacht worden 
ist, zn welchem die Liegenschaft^ Terinssert werden dnrften. 
Vgl. §. 537. Zu Folge der aufgestellten Regel und mit Vor- 
behalt dieser Ausnahmen kann also eine Schuld, welche die 
Fian während der Ehe, sei es mit Autorisation des Man- 
nes oder mit Autorisation des Gerichts, gemacht hat, weder 
während der Ehe noch nach Auflösung derselben, weder ge- 
gen die Fraa noch gegen deren Erben ans den Liegenschaf- 
ten, welche Dotalgnt sind oder waren, herb^getrieben wer* 
den.*) — Dagegen hängt die Frage, ob sich eine Frau, deren 
Mo biliar vermögen ganz oder zum Theil Dotalgut ist, auf 
eine fOr dieses Vermögen wirksame Weise Torpflichten könnOi 
▼on der Frage ab, ob auch das in Fahmiss bestehende Do- 
talgut unveräusserlich sei. Verneint man diese letztere Frage, 
SO ist das Itecht der Frau, ihre zum Dotalgute gehörenden 
Mobilien mit Sebalden zn belasten, nush denselben Gnmd- 
sStzen zu benrtheilen, wie in dem Falle, da sich die Frau 
ohne Gütergemeinschaft verheirathet hat. VgL 531. Be- 
jaht man dagegen Jene Frage^ so ist das, was.ron dem lie- 
genschafilichen Dotalgute in der rorUegOnden Bedehung ge- 
sagt worden ist, auch auf die zum Dotalgute gehörenden Mo- 
biUeu anwendbar. VgL 537. Aum. 59. £s können also 



trennung gemacht sind. S. hierüber 
Maread^ Art 1554. n. 4. 

4) Durant. XV, 531f. Sir. 
XXIX, I, 30. Cit. XXIX, II, 230. 
S. Jed. Sir. XXII, II, 342. {InAtm 
hier entlhlten Reebtsfalle liatte fich 
die Frau mit ihrem Manne zugleich 
Tsrbindlich gemachli Mach den 



Tode belangte der Gläubiger die 
Eriieii, um eine gerichtliche Hy- 
pothdl u dorn fundiu dotalia eu 
erlangten. Die Klaffe wurde für 
zulässig erachtet. Man nahm also 
fälschlich au, dass das Vorrecht der 
Unverlufterliehkeit, aar 00 lange 
die Ehe bestehe oder die Frau 
Iflhei den fandoi dotalis sehtttas.) 
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z. B. unter dieser Voraiissetzimjr (und mit Vorbehalt der oben 
erwähnten Ausnahmen) die Mobüien des Heirathsgutes nicht 
wegen der Sdiulden, welche die Frau mit Autorisation des 
Mannes, und so lange dessen Nntsniessnng dauerte, gemacht 
hat, mit Beschlag belegt werden.^) Es kann, unter derselben 
Voraussetzung, die Frau während der Ehe, auch nachdem ihr 
Heirafhsgut ron dem Vemiögaa des Mannes gesondert worden 
ist,, die MohiUen des Dotalgutes nicht nach Gefallen^) sondern 
nur unter der Bedingung mit Scliuldcn beschweren, dass sich 
die von ihr ehigegangenen Yerbindlichlteiten durch das iiur 
nach erfolgter Gütersondening anstehende Recht, ihr Vermö- 
gen zu verwalten, rechtfertigen lassen.'^ Vgl. 517. — 
Uebrigeus haftet der Mann nicht schon aus dem Grunde für 
die Schulden der Frau, weil sie mit seiner Autorisation ge- 
macht worden sind. 

S. 539. 

VoB der Zarttdigabe de« Heirathfgutefl. — Warn itt du Heimthflgut 

beraufzageben? 

Der Mann (oder dessen Erbe} hat der Frau (oder den 
Erben der Frau) das Heirathsgut herausaugeben, 1) wenn die 

Ehe durch den ph3rsischen oder durch den bürgerlichen Tod 
des einen oder des andern Ehegatten oder 2) durch die Ehe- 
scheidung aufgelöst, 3} wenn der Mann für verschollen er- 
kllrt worden ist, Art 133. s. jedoch Art. 134. 139. vgl. oben 
§. 153. 4) wenn die Eheleute von Tisch und Bette, Art. 311. 
oder 5) den Gütern nach gesondert worden sind. Art. 1441. 
1563.9 — Das, was iu dem Gemeinschaftsrechte 516. von 
der (sKitersonderung gesagt worden ist, gilt von dieser audi 

5) Sir. XIX, I, 146. XXI, U, 7) Sir. XXIV, II, 318. XXVI, 

84. S. MiGh die 537. Akb. 59. II» 38. XXXII, II, 296. XXXIY, 

a. Stellen. I, 176, 

6} Sir. X, II, 313. XXIII, I, 
331. l, 463. U» 25. 38. 1) Xegsier II, 219ff. 
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dem Dotalrechte nach. Jedoch wird durch die Gütorsonderung 
nichts ao der Eigeiucbait der Unveräusserüchkeit verändert^ 
welche dem Dotalgnte, (dem fimdas dotalte und, nadi der ge- 
meSoeii Meimmg, auch den MobUien) zukommt.^} S. §. 537. o38. 

540. 

. Fortsetsmg. Wie ist das Heiradisgnt herausBogeben? 

Das Heirathsg^t ist d^ Frau oder den Erben der Frau 
in natura heransisageben, ausgenommen , wenn das Eigen» 
ühnm an demselben auf den Mann übergegangen Ist, als in 
welchem Falle der Mann oder dessen Ihbe den empfangenen 
Geldbetrag und nur diesen su erstatten hat.^ Vgl. %, 536. Der 
Mann hat die GHiter, welche er in natura heraussugeben hat, nur 
nach ihrem dermaligen Bestände und nur in ihrem der- 
maligen Zustande abzuliefern ; jedoch so, dass er zugleich 
für die Nichterfüllung der VerbindlichkeiteQ Tsrantwortlich ist^ 
welche er als Verwalter und Nutzniesser des Heirathsgutes auf 
sich hatte.'^) Anwendung dieser Regel auf einzelne 
Fälle: 1) Die zu dem Dotalgute gehörenden Liegenschaften 
hat der Mann in der Bogel (s. Art 1552. 1554 ff.) in natura 
herauszugeben, und zwar mit dem Zuwachse, den sie dureh . 
die Natur oder durch Kunst erhalten haben. 2) Er leistet 
der Verbindlichkeit, die beweglichen Sacheui deren Eigenthum 
der Frau verblieben ist, herauszugeben,* GentigO) wenn er das, 
was davon noch da ist und wie es dermalen beschaffen ist, 
herausgibt. Füi* den Schaden und den Verlust, welchen diese 
Sachen durch die Zeit oder durch den Gebrauch und ohne 
s^e Schuld erlitten haben, hat er nicht zu haften.^} Allemal 

2) Sir. XXVII, I, 14. auf dea Mann als Verwalter der 

1) Unter der Ausnahme sind auch dos anwendbar. Sir. LH, II, 685. 
die Gelder begriffen, welche der 3) Jedoch kann er für die ac- 
Maon für die Frau eingenoninien cessiouet industriales Vergütung 
hat. Beilot IV, 230. fordern. Delap. ad Art. 1560. 

2) Bellot IV, 242. Sir,XIV, Tcssier O, 194 S. auch mifteil 
U, 31. *Der Art. 1733 itt nicht Aun. 21« 
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aber, d. i. das Eägentfaum der Fahrniss mag der Frau ver- 
blieben oder auf den Mann übergegangen sein, steht der Frau 
das B6cht za, das Weisszeog tud das Laibgerätb, das sie ia 
Getiraach hat, an sich za nehmen; jedoch hat sie sich, wenn 
der Mann Eigenthiimer der Fahrniss geworden ist, diese Stücke 
nach deren dermahgem Werthe auf das Iloi rathsgut anrechnen 
zu lassen.^) Art. 1566. Vgl. Art. 1495. und G. de c. Art. 529. 
3) Wenn zu dem Heirathsgute Schuldrerschreibungen (z. B. 
Staatspapiere) gehören, so ist der Mann nicht für das verant- 
wortlich, was ohne seine Schuld an den Forderungen verloren 
gegangen ist; es genügt, wenn er die Verschreibangen oder 
das, was er darauf erhalten hat, herausgibt.^) Art. 1567. 
4J Wenn eine Nutzniessuug zum Heiratlisgute bestellt worden 
ist, so Jiat der Mann nur das Becht selbst und nicht die Ter- 
möge derselben erhobenen Nutzungen wiederherauszugeben.^ 
Art. 1668. — Die Frau hat den Beweis zu führen, dass 
das bestellte Ueiratksgut wirklich eingebraclU worden sei.^} 



ist das Ei gon- 
der Frau ver- 
ist 8ie berech- 
etc. oliue Ver- 



4) \ffl Art. 589. 868. 950 und 
oben §. 531. Anm. 5. Hat der 
Mium Sachen dieser Art verkauft, 
so wird er den Preis, den er da- 
für erhalten hat, herauazngeben 
haben. 

5) Entweder 
thum der Fahrniss 
bliel>en. Alsdann 
tigt, die Wäsche 
g'ülunfj zu behalten, wenn sie auch 
den Betrag oder den Werth der 
eingebrachten Wäsche etc. ftber- 
steigen sollte. Oder der Mann 
hat die Fahrniss für eine .Summe 
(jeldes angenommen. Alsdann kann 
sie zwar die Wasche behalten, aber 
mit dem im Parafrrapben gedach- 
ten Vorbehalte. Das scheint der 
Sinn des Art. 1466. §. 2 zu sein. 
Vgl. Bellot IV, 247f. Toull. 
XIV, 268. Dur. XV, 588. Mar- 
ead^Art. 1566. n. 1. Tropl. IV, 
3645. S. jed. Sir. XXXI, I, 820. 

• — Garnier-Deschesnes gibt 
in s. tr. du. notariat n. 291 den 



Rath, Äur Vereinfachung des Thei- 
hingsgesrhafles , die Waselie und 
die Kleider der Frau in dem liei- 
ratbsrertrage nicht sn taziren^ 

sondern nur zu bedingen , dass 
diese Sachen der Frau dereinst so 
verMeib( n sollen, wie sie sich in 

3uaii und quauto vorfinden wer- 
en. 

6) Tessier II, pag. 216. Sind 
jedoch die Schuldverschreibungen 
dem Manne c e d i r t worden , so 
tritt der Art. 1604 ein. Dnrant 
XV, 559. 

7) Der Art. 1571 wird auch auf 
diesen Fall anwendbar sein. Vgl. 
über andere specielle Objekte des 
Heirathsgntes and deren Herans- 
Ipibe. Durant. XV, 561 AT. Tef- 
s i e r II, p. 277. 

8) lieber den Beweis der illatio 
dotis und des Bestandes der Pa- 
raphernalgüter , s. Delvin C.III, 
119. Bellot IV, 10. 456. Tes- 
sier II, p. 233. Tropl. tr. des 
priv. et byp. n. 59111. und Con- 
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Wenn jedoch die lAic zelin Jahre lanj^ gedauert hat, von der 
Zeit an geredinet, da das von einem Dritten^) bestellte Hei- 
rathflgot ausiazahlen gewesen wSre,^^) so kann die Frau 
oder 4eren Erbe^^) dieses Heirathsgut zarückfordern,^^) ohne 
dass sie den Beweis zu führen brauclien, dass es der Mann 
in Empfang genommen habe; jedoch bleibt dem Manne der 
Gegenbeweis yorbehalten, dass die Zahlung ohne seine 
Sehnid iraterblieben sei.*^ Art. 1569. S. jedoch C. de e. 
Art. 551.14} Wird die Ehe durch den Tod der Frau auf- 
gellest, 80 geh(Sren die Nutzungen des Heirathsgutes, (fructus 
tarn natorales quam dyiles,} von dem Tage der Aufliteung der 
Ehe an den Erben der Frau; auch ist von diesem Tage an 
dasjenige Heirathsgut, welches in Geld bestellt worden ist,^^) 



trat de mar. iV, 3622 f. 3655 f. — 
Merlin ni. dot. III. ibid. qii. 
m. hyp. Sir. XII, II, lOS. XXXI, 
I, 8. Im Allgemeinen ist die Frag-e 
nach den Regehi zu beantworten, 
welelie von dem Beweise Ober- 
haupt gelten. S. jed. Art. 1502. 
(Der C. c. .schreibt nirgends vor, 
dass das Heirathsgut zu inventa- 
risiren sei. Jedoch wird es alle- 
mal rathsam sein, den Bestand des 
Heirathsgutes durch ein Im entarium 
oder sonst durch eine öffentliche 
Urkunde in Gewissheit zu setzen.) 

9) Der Art. ist mithin nicht an- 
wendbar, wenn das Heirathsgut von 
der Frau selbst bestellt worden ist. 
Die Frau ist dann selbst in culpa 
gewesen. S. auch L3d. D. de jure 
dotiuin. Delv. m, IIH. ßellot 
IV, 257. Brauer ad Art. 1569. 
*M a r c a d t:- Art. 1569. n. 2. 0 d i e r 
m, — A. M. i.st D e ] a p. ad 

h. Art. in so fem, alt er annimmt, 
dass die Frau zwar gegen die 
Gllnbiger des Mannes (gegen wel- 
che sonst die im Art. 1569 ent- 
haltene Rechtsvermuthung eben 
sowohl, als gegfen den Mann gül- 
tig ist. s. Bousquet u. Brauer 
ad Art, 1569 ) nicht aber gegen den 
Mann selbst diesen Beweis zu fUh- 

latfcarli, Itam» OMbidl. 9,äA UL 



rcn habe. S. auch TropIonglV, 

3658. 

10) War das Heirathsgut in meh- 
reren Terminen auszuzahlen, so lau- 
fen die 10 Jahre von einem jeden 
einzelnen (nnd nicht erst Yen dem 
letzten) Verfalltage an. Bellot 
IV, 259. Brauerad Art. 1569. 
Marcade Art. 1569. n. 1. A. M. 
ist Delap. %a dems. Art. 

11) Also der debitor dotiskann 
von (lirser Einrede nicht (lebrauch 
machen. Malev. ad Art. 1569. 
Delvinc. III, 118. Merlin m. 

dot. $. in. 

13) Der Art. setit hinsu: aprte 
la dissolution du mariage. Aber 
bei der Souderung von T. u. B. 
etc. tritt ebenfalls die ratio legis 
ein. Delap. ad Art. 1569. S. 
jed. Art. 1445. S- 2. 

13) So sind die Endworte des 
Art. zu deuten. B e 1 1 o t IV, 261. 
^Gerichtliche Schritte, um die Aus- 
zahlung der dos zu erlangen, braucht 
der Mann nicht gethan zu haben. 
Tropl. IV. 3663. Sir. XLV, IL 
229 in d. Note. 

14) Sir. XXVn, I, 336. XXIX, 

II, in. 

15) Da der Art. 1570 nur von 
den Zinsen das Ueir athsgutee 



» 
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den Erben der Fran kraft Gesetzes zu verzinsen. Wird da- 
gegen die Ehe durch den Tod des Mannes aufgelöst,^*') so 
hftt die Frau die Walü, ob sie von dem in dem ersten Falle 
ihren Erben zustellenden Rechte Gebrauch machen oder aber 
wShrend des Traueijahres Ihren Unterhalt aus dem Nachlasse 
des Mannes verlangen will.^^) Sie mag aber das eine oder 
das andere wählen, allemal bat der Nachlass des Mannes für 
die Wohnung der Frau während des Trauerjahres, so wie fOr 
die Trauerkleider der Fran zu stehn, ohne dass desshalb der 
Frau irgend ein Abzug oder irgend eine Anrechnung gemacht 
werden dürfte. Art. 1570. VgL Art. 1465. Jedoch wird der 
Artikel 1570., in so fem er die Nutzungen des Hdrathsgutes 
betrifft, durch den Artikel 1571. so erläutert und modificirt,^^) 
dass die Nutzungen des Heiratlisgutes bei der Ausantwortuug 
desselben nach Verhältniss der Zeit, während welcher die Ehe 
in tiem letzen Jahre gedauert hat, — das Jahr nicht als 



spricht, so diirflr er nicht auf die 
Ersatz- und Eutschadijrunfisforde- 
rungeii der Frau auszudehnen sein. 

16) Die Art. 1570. 1571 spre- 
chen nur von dem Falle, da die 
Ehe durch den Tod (durch den 
natürlichen oder hurgerlichcu Tod 
des einen oder des andern Ehe- 
gatten), aufgelöst wird. Sie sind 
jedoch aucli auf die ii])rigen Falle 
anwendbar, in welchen das l!ei- 
rathä|{ut waiireud der Ehe heiaus- 
snireben ist; ttbrlf^ens mit Rück- 
ficht auf die EigenthUmlicbkeiten 
dieser Fälle quoad tcnipus dotis 
resrituendae. (S. z. B. Art. HIT). 
§.2.) Prondh. de riisufhiit V, 
269S. Tropl. III, 3672. S. jed. 
Durntit. XV, 570 ond Tessier 
II, ]>. 

17) In dem letztem Falle aUo 
befrioDt das tempus dotis restitn- 
endae erst nach Ablauf des Trauet^ 
jähre.«?. Wie, wenn die Frau, nach- 
dem sie da;^ Letztere ^ew ühlt hätte, 
innerhalb dea Traaerjahrea atirbt? 
üeber diese ond thiiUcbe Fragen 



s. Delap. ad Art. 1570. Bellet 
IV, 2(j(J. Durant. XV, 574. 

Ibj S. Benoil II, 2ü5 und die 
in der gleich folgenden Anm. a. 
Sehr. — Andere betrachten den 
Art. 1571 als eine Ausnahme Ton 
der im Art. 1570 für die Nutzun- 
^tu des Heiratbsgutes aufgestellten 
Begel; mit andern Worten, sie 
nehmen an, dass der Art. 1571, 
seinem Worllaule ireniäss, n u r von 
den fructibus fuudi dotalis gelte. 
So Durant XV, 447. Allein sei- 
nem Grande nach ist der Art. 
allgemein geltend. S. auch I. ß. 
7. §. 1. D. soluto uiatrim. I. un. 
^. 9. 0. de rei uxoriae act. (Die 
QueUen des Artikel 1571.) Uebri- 
gens ist diese Streitfrage seihst 
(juoad fruetus civiles von ])rakti- 
schem Interesse. Vrgl. Art. 5b6. 
Denn sonst wttrde der Zweifel ent- 
stehen, oh der Art. 1571 auch in 
dem F'alle eintrete, da der funduf 
dutalis verpachtet worden ist. 

19) In dem letzten Jahre. — 
lat dag lotike £h(4abr sugl«ich das. 



Dlgitized by Google 



I 



Von der Hennugabe des Heiratbsgntes. 



389* 



ein Kaleniierjahr sondern \ oii dem Tage der Trauung an gc- 
reehnet, >^ 2Wisehen dem Manne und der Frau (oder diaren 
Krben) An theilen sind. sind hlema«h die Hatirangeii M 
Hpiraths ütps , die auf das letze FJif'jalir kommen, schlechthin 
als ein Ganzes in Anschlag zu bringen, zu welcher Zeit die<^ 
aes Jahres ancfa die Nutzungen erhoben werden m5gen| und' 
es ist die aus diesem Anschlage sieh ergebende Smuine naolr 
jietrem Verhältnisse, mit Rikksichf auf den Todestag des Man- 
nes oder der Frau, unter die beiden Parteien zu vertheilen.^^}' 
Z. B. Angenommen, dass die Ehe den 1. April 183& dJugfH^ 
schlössen tind den 1. Januar 1887. dnreh den Tod des eüieiir 
oder .des andern Ehegatten anffirelöjjt wurde, so gehören di^ 
Nutzungen des Heirathsgutes, welche in die Zeit yoni l, Aftifr 
1886. bis sum 1. April 1837. faUen, ta ^4 dem MabMe oder 
dessen Erben, und m Vü ^ deren 'Exhen, UeMA 

gens sind die ini])en,sac in fructus jederzeit nach demselben 
Massstabe, wie die Früchte selbst, su vertheiien.^!) Arg. Art 
548. — Wenn und In wie fem das Üotalgut in natura heramT- 
zugeben ist, wenn und in wie fem also der Frau das Eigen- 
thum des Dütaigutes verbleibt, kann der Manu oder dessen 
Erbe sofort nach Auflösung der Elie^^) zur Ueränsgabe ab- 
gehalten werden; in dem entgegengesetzten Falle aber, alee^ 
wenn und in wie fern das zu erstattende TTeirathsgut in Geld 
'besteht,^^) erst nach einem Jahre.^^j Art. 1564. 1565. — 



erste , so ist iifxjrdipss <iie Krage 
in Betrachtung zu ziehen, wel- 
che NolBiiflgeii dem Menne knili 
stilles Notzniessuni^sreclites von der 
Zeit an {;ehört<'n, da dieses Recht 
seinen Anfunijf nahm. Vrgl. D e 1- 
vidc. III, lOäf. Belltft IV, 378. 
Durant. XV, 443ff. *TropI. IV: 
3675. S. jcd. ProQdh. dol'usiifir. 
V, 270<)tr. 

20) S. Beispiele zur Erlaulerung 
(Eeses Satoei b. Proudii. a. t. 0. 
V, 2679. 2702. 271 6 ff. B e 1 1 o t IV, 
273. Durant. XV, 456ft »Mar- 
cad6 ad Art. 1571. 



21) Hellot IV, 275. Durant. 
XV, 44U. S. jed. Maler, ad Art. 
1571 und I. 7. D. solnto nwtrim. 

22) In dem Falle derGutMM»* 

dernnf» hat der Mann das pe- 
s a mm t e Ueiratbsgut sofort her- 
auszugeben. Delap. und Delv. 
ad Art. 1565. Da^j^ei^en bleibt es 
in dem Falle einer Scheidiifiir von 
T. u. B. bei der Vorschrift des Art* 
1565. Dar. XV, 554. 

33) Der Art. 1565 iradcnilGt iw^r 
mir aweier einzelner Fitlle, in wel- 
chen das Heirathsgut erst nach Jah- 
re« fr iäl berauszugebeD ist| wenn 

22» 
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Uebrigens hat die Frau auch wegen ihres Dotalgutes nur ein 
gesetsliches Uuteiplaod und nicht, (wie nach dem Bömischeii 
Rechte,) ein yofsagnrecht Art* 1572.^ — Auf der andern 
Seite iflt der Mann berechtiget, der Frau alles das in Anrech- 
nung zu bringen, was er aus gutem Willen^ (und nicht kraft 
der ihmi als einem Nutzniesser, obliegenden Verbindlichkeiten,) 
jEnm Besten des Heirafhsgntes verwendet hat^) 

Wenn der Prau von ihrem Vater oder von ihrer Mutter 27) 
ein Heirathsgut bestellt worden ist und der Mann schon da- 
mals, als dieses Heirathsgut bestellt wurde, zahlungsunilUiig 
war, auch nicht ein Gewerbe oder ein Geschäft trieb, welches 
äun statt eine« Vermögens dienen konnte, so hat die Tochter, 
wenn sie das Heirathsgut verliert, als Kr bin nur die Klage 
lum Nachlasse des Vaters oder der Mutter aurttckaubringen, 
welche ihr auf Erstattung des Heirathsgutes gegen den Mann 



Btnilieb dai Heiralhsgiit in Geld 

oder in rebus niobilihus venditio- 
nis gratia aestiinatis bestellt wor- 
den ist. Kt ist aber auciiaufdeu 
Fall anwendbar, d« die Güter, 
Weh^e der Mann in natura her- 
auszugeben hätte , kraft einer 
Klausel des Heirathsver- 
trages (Artiliel 1557) verAuasert 
worden sind. Vrgl. Bellot IV, 
234 IT. Durant. XV, 550. — Der 
Art. ist nicht anwendbar: 1) In 
dem Falle, da der Mann seine Zah- 
lungen eimpteHt. Art. 1188. Dur. 
XV, 553. 2) Auf die Hypothekar. 
Klage, welche der Frau wegen ih- 
rer Dotalforderungen gegen den 
dritten Besitzer, der ihrer gesets- 
hchen Hypothei( unterworfenen 
Liegenschaften snsteht. Sirey 
XXVIU, U, 41. 

IM) Die Frau fctnn nicht, indem 
Falle des Art. 1565, die Stellunir 
eines Bürgen von dem Manne for- 
dern. Herl in m. dot. XI, n. 
5. — Uebfigeni sind die Artikel 
1564 f. mit Yorhehalt der Ausnah- 
men anzuwenden , welche durch 
den üeirathsvertrag gemacht wor- 



den sein können. Dely.ül, 116. 

B e II o t IV, 240. 

25) Der einzige Zweck dieses 
Art. ist, die 1. 12 (die 1. Assiduis) 
C. qui potioree in nignore aufzu- 
beben. M a I e V. ad Artikel 1572. 
Bellot IV, 2H0. 

2ö) Vergl. Delvinc. III, 116. 
Proudh. III, 1430. Merlin m. 
dot. §. XIII, n. 4. Tropl. IV, 
3640. 

27) Der Art. gedenkt nur des 
Vaters und nicht der Mutter. 
Aber es tritt Gleichheit des Grun- 
des ein. Delv. II, 41. Dar. XV, 
576 V a z. tr. des success. ad Art. 
850. *Marcad6 Art. 1573. n.2. 
— A. M. ist Bellot IV, 282, weil 
der Art. eine Ausnahme von der 
Regel enthalte. S. auch Gren. tr. 
des donat. H, 530. Väelieicht hatte 
man bei der Abfassung des Art. 

welcher eine Streitmge des Al- 
tem Rechts entscheidet — einen 
Schriftst« Her vor Augen, der nur 
des Vaters, desselben aber nur aus 
dem Grunde allein gedachte, weil 
nach dem Röm. R. in der Regel 
nur der Vater zur AusstattaOff der 
Tochter verpflichtet ist. 
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zusteht. Ist dagegen der Mann erst nach der Ehe zahlungs- 
unfähig geworden oder trieb er sur Zeit der Abschliessong der 
Ehe ein eintrfigliehes Geschilft oder Gewerbe, so trifft der Ver- 
lost des von den Eltern bestellten Heirathsgutes die Tochter. 
Art. 1573.-^8j Vgl. Art. 851. 

II) Von dem Paraphernalgüte. 

541. 



Wenn oder in wie fem das Vermögen der Fran in Folge 

des Heirathsvertrages (§. 533.) Paraphernalgut ist, hat sie 
über dasselbe ganz dieselben Bechte, als ob sie sich, unter 
der Voranssetsung des Gemehisehafisreehtes, mit der Klaiisel 
der Gütersonderong yerheiraihet hätte. Vgl. §. 499. 516. 589. 
Sie kann daher z. B. die Fahrniss, weiche Paraphernalgut ist, 
mit Schulden, und zwar ohne Autonsation, belasten. Dagegen 
kann sie Uber die zu dem Paraidiemalgate gdiörenden Lie- 
genschaften nicht ohne Antorisation des Mannes oder des Ge- 
richts verfügen. 1) Die Schulden, welche die Frau schon zur 
Zeit der Trauung hatte, itönnen g^en das Paraphernalgut 
nach wie Tor geltend gemacht werden.') Vgl. Art 1574 — 1580. 



2H) Ist dieser Art. auf das von 
den Eltern bestellte Heiratlisgut 
ttberhaupt anwendbar, die Ehe- 
leute inöereii sich nun nach Hein 
(lemeinsc-liHfts- oder nnrli ticni l)o- 
lalrechte vertieirathcl haben etc. ? 
Die FragG dürfte zu iiejahcii sein. 
Venn auch der Art aus dem R. 
R. entlehnt Ist (Nov. 97) und wenn 
er auch in dem Kapitel des C. r. 
von dem Dolalrechte steht, so ist 
er docli teinem ISrande nach all- 
g^emein (ifUltiGr. Delrinc. ad Art. 
1573. Vaz. tr. des sncc, ad Art. 
850. A. M. sind Chabot ir. des 
•ucc. ad Art 851. Gren. tr. des 
donat II, 529. Dur. VII, 407., 
♦Marcad6 Art. 1573. n. 2. — 
welche den Art. auf die nach dem 
Dotairechte cingegaugeucn Ehen 



beschränken. — Eben so erstreckt 
sich die Vorschrift des Art 1573 
sowohl auf das unhewefliche als 
auf das bewegliche Dotalitat* S. 

VajK. a. a. 0. 

1) 3Iithin auch nicht ein Unter- 
pfand an denselben bestellen, (j r e- 
nier tr. des hyp. I. 34 f. 

2) Wie aber, wenn die Frau 
wc^en einer SchuW, diesiewöh- 
reud der Ehe ohne Autorisa- 
tion femaehl hat, belanift und aar 
Zahlung verurtheilt wird ; kann sa 
Folge eines solchen Urtheiles In- 
skription auf die Liepensrhaften 
des Paraphernal- oder Sonderguts 
genommen werden? Keineswegs! 
Vrgl. Batt. tr. des hyp. I, 191., 
welcher jedoch die Frage nur be- 
rührt 
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Das Elternrecht. 

. Einleitung. 
%. 542. 

Man hat die EigeoBchaft eines Kindes gewisser Eltern 
entweder TOn Natur oder krafit Gesetzes, durch eine fictio 

juris. Die Kinder, welche von Natur diese Eis^enschaft haben, 
sind entweder eheliche oder im eheliche (natürliche^ Kin- 
der, je nachdem sie in der Ehe oder ausser der Ehe erzeugt 
worden sind. (Die ersteren sind wiedemm entweder eheliche 

Kinder in der engeren Bi^deutiing oder legitimirte Kinder.) 
Die Kinder, welclie allein Icraft Gesetzes dieso, Eigenschaft 
haben, aind entweder Adoptiv- oder Pilegeitinder. 

Erster Abschiitt. 
Von den beliehen Kindern. 

Art. 312'-333. 371—387. 476—487. üeber die Ouollen s. 544. — 
Trnite du maria^e et de la puissnnce maritale et de la puissaDCO 
palerneile. Par Vazeille. Par lS2ö. II. T. Essai sur )a puissance 
palernelle. Par J. P. Ohrestioii de Poly. Paris 1820. II. Vol. 
*Traile des trois puissances: paternelle, maritnU- et tiifrlaire. P?r 
Chardon. 1841. III. Vol. Tr. de Telat des faiiiilifs le^ilimes et na- 
turelles et des succeäsious irr^gulieres. Par Iii che fort. 1S42. III. Vol. 

1) Begriff der elterlichen Gewalt. 

^. 543. 

Die eiterliehe GrewaTt, dieses Wort in seiner wei* 

leren Bedentung genommen, umta.'ist alle die Rechte, welche 
den Eltern über ihre Kinder oder an dem Vermögen der 
EUlder sostehen. In der engeren Bedeutung aber ist die 
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elterliehe G-ewalt die Pflldit und das Redit, <Be IDnder 

zu erziehn d. i. sie in den Staud zu setzen, von den Kräften 
und Anlagen, welche in ihnen bei der Geburt noch unent- 
wickelt liegen, ^en ni($glichst vollkommenen gesetzmSssigen 
«nd löblichen Gebrauch zu machen, Arg. Art. 372. Die 
elterliche Gewalt in dieser Bedeutung begreift alle die 
Bechte und nur die Rechte unter sich, welche entweder in 
dem Wesen des Erxiehungsrechts liegen oder von den Ge- 
setzen an die Zeitdauer dieses Rechts geknüpft sind d. i. mit. 
der Volljährigkeit oder der Emancipation der Kinder aufhören. 
— In dem vorliegenden Abschnitt wird zwar von den Rech- 
ten der Eltern über ihre ehelichen Kinder überhaupt (oder 
von der elterlichen Gewalt in der weiteren Bedeutung) die 
Kede sein, das Wort: elterliche Gewalt jedoch jederzeit in der 
engeren Bedeutung gebraucht werden. 

n) Zur Geschichte der Lehre von der elterlichen 

GewalU) 

S. 544. 

Vor der Revolution trat auch in diesem Theile des bür- 
gerlichen Rechts ein wesentlicher Unterschied zwischen den 
Ländern des geschriebenen Rechts und zwischen denen 
des Gewohnheitsrechts ein. — In den erster en befolgte 
man auch in dieser Lehre (wenn auch mit einigen Einschrän- 
kungen und Abweichungen) die Grundsätze des Römischen 
Rechts. Es p^ab also in diesen Ländern eine väterliche Ge- 
walt im Sinne des Römischen Uechts, eine Gewalt, welche 
allein dem Vater über seine Kinder zustand. — In den letz- 
teren stand nicht dem Vater allehi, sondern es stand beiden 

' I) V|rl. Motifs ad tit. IX, Liv. I, Essai sva ffaiüoire de lapnissanee 

des C. c. patemelle. Par Nougar^ d e. Par. 

1) VjtI. übrr die nesrhichte die- Jahr. IX. 12. Vaz. II, 390«". 

ser Lehre: Merlin ni. puissance "^Schaitner III, S. 230. Warn- 

paternelle. Secl* L latff. D,156. kümü, Oemol. YI» dd6f. 
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Eltern eine Gewalt über die Kinder su, wenn andi diese Ge* 
w;alt wShrend der Ehe vorzugsweise von dem Manne ansge* 

übt wurde. (Daher die Regel des Gewohnheitsrechts: Puls- 
sance patemelle n'a lleu.^) Auch ihrem Umfange und ihrer 
Daner naeh war diese elterliche Gewalt verschieden von der 
vSterlichen Gewalt des R5misehen Rechts. Die letztere war 
bei den Römern ursprünglich ein Eigen thumsrecht des 
Vaters an den Kindern; und, ob sie sich wohl isfi Verlaufe 
der Zeit milderte, so verräth sich doch selbst noch im Justi- 
nianeischen Rechte ihre ursprüngliche Grundlage. (Die Modi- 
fikationen, weiche dieses Recht iii Frankreich — in den Län- 
dern des geschriebenen Rechts — erhalten hatte, waren haupt- 
sftcUich darauf berechnet, den Charakter der römischen vfiter-s 
liehen Gewalt zu mildern.) Die Gewohnheitsrechte aber, (einige 
jedoch ausgenommen, welche aus dem Römischen Rechte die 
väterliche Gewalt oder gewisse Rechte derselben entlehnt hat- 
ten,) gaben in Uebereinstimmung mit dem altdeutschen Rechte, 
der elterlichen Gewalt nur den Umfang, welcher ihr, als einer 
Folge von der Fficbt der Eltern, für die Erziehung 
und überhaupt für das. Wohl der Kinder au sor* 
gen, gebührt Die Verirrungen der Revolution fährten sehr 
bald dahin, dass man, das geschriebene und das Gewohnheits- 
recht iu dieser Lehre aufliebend, den Eitern kaum einen 
Schatten von Gewalt über ihre Kinder Hess. So wie die Kin- 
der das Alter der Volljährigkeit erreicht hätten , sollte über- 
diess die Gewalt der i{)ltern schlechthin aufhören. Dekret v. 
28. Aug. 1792. Der Geist der Demokratie, meinte man, for- 
dere diese Veränderungen. (Und doch lautete a. B. das Recht 
des Rl^mischen Freistaates so ganz anders ! Ist die Hausherr- 
scbaft kräftig, so braucht der Staat desto weniger zu herrschen.^ 
— Der 0. c ist in dieser Lehre zu dem Gewohnheitsrechte 
znirnckgekehrt, wenn er auch Manches in diesem Rechte ver^ 
ändert, Einiges aus dem Römischen Rechte entlehnt hat. Aber 

3) ^Loyiel, Imtitates conlmBl^ I, r^le 65. 
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woM nicht ohne Grund ist der G. c darttber getadelt worden, 

dass er der elterlichen Gewalt nicht den Umfang und Nach- 
druck gegeben oder gelassen hat, welcher ihr im Interesse der 
Sittlichkeit nnd des öffentlichen Rechts so sehr gebührt,^) dass 
er namentlich den Vorbehalt (den Pflichttheii) der Kinder an 
hoch angesetzt, den Eltern das Recht, die Kinder zu enter-* 
ben, gSnzlicb versagt,^) die Dauer der elterlichen liutzmessong 
nicht einmal bis aar Vol^ShriglL^t, sondern nur bis zum acht- 
zehnten Jahre des Kindes erstreclct hat n. s. w. Mit einem 
Worte die Lehre von der elterlichen Gewalt ist in dem C. c. 
eine von denen, bei welchen das Gresetzbuch die moralische 
Seite der Aufgabe nicht genugsam berttcicsichtiget oder in die 
Moralität der Menschen ein nicht zu rechtfertigendes Misstraun 
gesetzt hat. 

m) Von der Erwerbung der elterlichen Gewalt. 

§. 545 a. 

Von der Erwerbung^ der ello'Ueheii Gewalt in allgemeinen. 

Eheliche Kinder sind die, welche entweder von den Eltern 
in der Ehe erzengt 9 oder, obwohl ausser der Ehe erzeugt, 

von den Eltern, indem sich diese mit einander veiheiratheten, 
ehelich gemacht (legitimirt) worden sind. (Acquiritur patria 
potestas justis nnptiis vel per legitimationem. S. unten yon 
der Adoption.) Die einen nnd die andern stehn kraft Ge- 
setzes unter der elterlichen Gewalt. Von den ehehchen Kin- 



3) Vrffl. Locrti u. Malev. in 
der i^inleiu zum Tit. 9. L, I, des 
C. c. 

4) Liegt in der Bemerkung, wel- 
che man im SlaaUralhe inachte : 
„ L'cxh6r^dation est un principe 
souvcnt de crime, et toujonrs de 
d^nnion dans les familles wohl 
ein hinreichender Grund . den El- 
tern das Enterbungsrecht gtlnxlich 
zu versagen? 

1) In der Uebertclirift des ebap. 



I. tit. VII. L, I, des C. c. „de la 
Uliation des enfans liigitimes ou 
nds dans le m'eriiii^ e*^, sind die 
End Worte nicht (mit La ss. 1,337) 
von den leffitimirlen Kindern, son- 
dern (mitLocrö} dem Inhalte des 
Kapitels ^emilM, Yon den Kindern 
zu verstehen, welche SWSf wah- 
rend der Ehe von der Mutter ge- 
hören worden sind, jedoch von 
dem Manne verläugnet werden 
kennen. Da*Roi p. 3. 
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dem der enteren Art oder Ton den ehelichen Kindern In der 

engeren Bedeutung wird j:^. 545 — 547., von den legitimirteu 
aber 548. die Kede sein, 

% 545 b. 

1) Von der Erwerbnng der elierlichen Gewalt durch die eheliehe 

Erkeuiping eines Kindes. 

Da ein eheliches Kind in der Klie nvzeu^i sein muss, 
SO wird, wenn Jemand den Stand efaies ehelichen Kindes in 
Anspruch nimmt, jederzeit vorausgesetzt, dass zwischen den 
Personen, von welchen er abzustaninien beliauptet, eine Ehe, 
und zwar eine entweder an sich oder beziehungsweise (§. 465.} 
gültige Ehe, erweislich bestanden habe. Alles das aber, 
was in dem Eherechte über den für den Abschlnss ehier Ehe 
zu führenden Beweis 4ÖG.) und über die Bedingungen der 
Gültigkeit einer Ehe gesagt worden ist, ist auch in so fern 
Bchlechihin anwendbar, als die Ehe in Beziehung auf die ehe- 
liche Abstammung eines Kindes in Frage kommt.^) — Voraus- 
gesetzt nun, dass zwischen einem Paare eine Ehe und eine 
> gültige Ehe (erweislich oder eingestandenermaassen) bestanden 
hat, so kann^ was die eheliche Abstammung einer gewissen 
Person von diesem Paare betrifft, entweder die Frage die 
sein, ob das Kind, weiches von seiner Mutter während der 
Ehe oder bald nach Auflösung der Ehe (erweislich oder ein- 
gestandenermaassen) geboren worden ist, auch als.üi der 
Ehe erzeugt zu betrachten sei, oder aber die, ob das Kind 
überhaupt von der Ehefrau, die es für seine Mutter ausgibt, 
geboren worden sei, und mithin die Eheleute, von welchen 
es erzeugt worden zu sein behauptet, zn Eltern habe, so dass 

1) Proudh. 11, 53. Merlin ra. schlossene £he die Vermuthung der 

Idgitimit«. Sect. I. S- 1- 3. Lhss. GQltiffkeit f&r sich, mit dem Vor- 

I, 367. Du-Roi p. iX S i r. YTTT, behalte, dass die Gei^enpartei die 

II. 201. IX, I, 8S. \l, I. 216. II, exc. nullitaiis vonchlltieii kami. 
95. JikI. du C. c. ms. II, 2. Je- Tonil. II, bÖ2. 

doch hat eine erweifllicb abge- 
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aldann die Frage, ob dw Efnd als in der Ehe eraeugt 

zu betracliteii sei, entweder überall nicht oder nur als eine 
üebeaiukge im Streite ist. In dem ersten Falle ist nur die 
Vaterschaft, in dem zweiten -Falle ist die eb^ebe Ab* 
stammung in Beziehung auf beide Eltern (oder unmittel- 
bar nur die Abstammung von der MutterJ streitig. Indem 
ervten Falle bat das.^ind die Begel des Art. 312. 2. 
(vgl. §. 546.) für sieb: Pater is est, quem legitimae niip* 
tiae demouötrant ; in den) zweiten Falle will oder mu ss 
es sieb erst unter den Schutz dieser Kegel stellen. Von 
dem ersten Falle wird ^. 546. von dem sweiten % 547. 
gehandelt werden.^) 

Die Klagen , welche den Stand eines ehelichen Kindes 
betreffeo,^) haben entweder den Zweck, diesen Stand für eine 
bestimmte Person in Beziehung auf ein bestimmtes Eltempaar 
zn erlangen, (actione en r^elamation d*^tat) oder aber den 
Zweck , diesen Stand einer bestimmten Person in Beziehung 
auf ein bestimmtes Klterupaar zu entziebu. (Actions en con- 
testation d'tot in der weiteren Bedentung. Ehie Art die* 
ser Klagen sind die actions en d^saveu, die Verleugnungsklage. 
Gebraucht man das Wort: Actions en contcstation d'ctat in 
seiner engeren Bedeutung, so scbUesst diese die Verleugnungs- 
klage aus.) — Wenn nun ein Kind von emer Ehefrau wäh- 
rend der Ehe oder vor Ablauf der im Art. 315. bestimmten 
Frist geboren worden ist, (^weun also der eisie von jenen 



2) Vgl. über diese Lehre: Abh. 
über den Unterschied zwischen Le- 
gitimitiit und Filialion. In Gun- 
ner'8 Archiv etc. III. Bd. 2. Hfl. 
n. 17. Qui ülii sint lL';;ilimi? Disa. 
inaufj. nd capita C. N. de la filia- 
tion des enfans lefjitimes et des 

}>reuves de la iiliatiun des enlans 
«gltiiiiefl. Anol. G. A. W. Du-Roi 
Heidelli. 1812. {Eim der weni- 
gen gutausirearbeitetcn Schriften, 
welche in Deutschland über den 
C. c. erjächieaea »uxd.) Essü flur 



la paternite et la filiation sous le 
C. c. l'ar Rirhcfort. Par. 1825. 
(Ebenfalls eine schätzbare Schriit 
über diese so wichtige und schwie- 
rifse Lehre.) 

3) Les questions d'ctat Art. 327 
und im Art. '620 les röclamations 
d ötat. Vgl. 67. — Verschieden 
von diesen Klagen sind die Kit- 
gen, welche die Berichtigung ei- 
nes Aktes Civilstandes zani 
Gegenstande haben. ^t>3. Dur. 
lU, 15;^. 
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Fällen oder die Vaterschaft in Frage steht,) so bravclit das 
Kind einerseits den Stand eines ehelichen Kindes nicht mittelst 
einer Klage in Ansprach an nehmen, in Betracht , dass ihm 
die RechtSYennnthnng: Pater ig est etc. nur Seite steht, und 
so kann ihm andererseits jener Stand nur mittelst einer Ver- 
leugDimgsklage bestritten werden. (Von dieser Klage, welche 
sich Yon anderen Klagen auf AberJcennnng eines Standes, kraft 
besonderer gesetalicher Yorsehriften, wesentlich nnterscfaeidet,^) 
wird §. 54G. die Rede sein.) Ist das Kind von einer Ehe- 
iiau nach Ablauf der im Art. 315. bestimmten Frist geboren 
worden, so gelten yon den Kkigen, weldie den Stand (die 
Vaterschaft) eines solchen Kindes betreffen, gams dieselben 
Grundsätze, wie von dem gleich folgenden Falle.^) — Die 
(zweite) Frage, ob eine gewisse Person überhaupt von einem 
gewissen Ehepaare abstamme, kann auf dne doppelte Wdse 
xat Sprache konmien, entweder so, dass von einer gewissen 
Person oder für eine gewisse Person, welche nicht in dem 
Besitze des Standes emes Kindes gewisser £ltem oder der mit 
diesem Stande yerbnndenen Rechte ist oder war,<^} die Ab- 



4) Ztt Folfe diesM Unterschie- 
des darf man nicht uoter dem Ge- 

WiTFide einer action en conlestation 
d'ettit eine action en desaveii ein- 
führen ; mit andern Worten , man 
hat io ^nem jeden einzelnen Falle, 
in welchem der Stand hestritten 
wird , sorgfältig zu untersuchen, 
ob die Klage von der einen oder 
von der andern Artaei. Proudh. 
n, 75. Du-Roi p. 77. 

5) Z. B. es kann in diei«eni Falle 
die action en contestation d'^tat 
von einem jeden Betheiligten au- 
ireHeilt werden, sofpar von dem 
Kinde selbst, wenn ihm ein An- 
derer den Stand eines ehelichen 
Kindes (in Beziehung auf den ge~ 
weaenen Hann der HntCer) i>eile|Ko. 
Toull. n, 632. Duranton III» 
64 (T. 

6) Auch in dem vorliegenden 
Falle braucht derjenige nicht zu 



lilagen, welcher im Besitie iit. 

2. J. de actionibn«. Wenn da- 
her auch die aelion en r^clamation 
d'^tat nur in so lern auf die Er- 
ben übergeht , als sie von dem 
Kinde bereite angestellt worden ' 
ist (nur nls eine actio praopa* 
rata), so ist das doch nur von 
dem Falle zu verstehen, da dem 
Kinde der Stand bestritten wur- 
de. Es steht also jene Vorschrift 
(Art. 329) 7. B. nicht denen ent- 
gegen, w^eiche eine Erbschaft als 
Blutsverwandte in Anspruch neh- 
men und au diesem Ende den Be- 
weis Hu er Verwandtschaft zu füh- 
ren haben, vorausgesetzt, dass das 
Kind in dem unbestrittenen Be- 
aitae seines Standea war. (Der 
Art. 329 sagt: L'enfant quin'apaa 
rc^clani^. Das Kind musste also 
Ursache haben, eine Klage an- 
zustellen.) Uebrigens ist dieser Be- 
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stammung von eioem gewissen Ehepaare in Anspruch ge~ 
n 0 m in e n wird , oder so , dass einer gewissen Person gegen 
ihren Besitzstand diese Abstammung bestritten wird; mit 
andern Worten, die obige Frage kann entweder mittelst einer 
action en r^clamation d'etat oder mittelst einer action en con- 
testation d'dtat zur richterlichen Entscheidung gebracht wer- 
den. In beiden Fällen ist die Frage naeh denselben Grand- 
sätsen m beortheilen. ^ Dagegen unterscheiden sich beide 
Fälle in I5eziehim^ auf die Personen, welche zu klagen 
berechtiget sind. 1 j Die Klage auf Anerkennung des Standes 
kann in der Regel nur von dem Kinde selbst angestellt, von 
den Erben und Rechtsnachfolgern ^) des Kindes aber nur fort«» 
gestellt werden. Und selbst fortgesteilt kann die Klage von 
den Erben etc. des Kindes nicht werden | wenn entweder das 
Kind die Klage 9) förmlich und auf eine gfiltige Weise ^o) hat 



weis nach denselben (jrundsätzon 
XU fuhren, wie der für die action 
en r^clamation d*^tat. Tonil. II, 
913. Dur. III, 152. Du-Roi p. 
42. Demol. V, 295. Sir. IX, II, 
272. X, I, HO. XXX, II, 57. 

7) Durant. III, 70. Z. B. die 
eine Klage kann gegen einen Je- 
den angestellt werden , der den 
Stand bestreitet, die andere gegen 
einen Jeden , der sieb den Stand 
anmaaat. — Ueber die exe. rei ju- 
dicatae, in wie fem aie diesen 
Klagen entgegengesetzt werden 
kann , 8. i* r o u d h. 11 , 76. Dur. 
HI, 161. Merlin qu. m. qüest. 
d*etat. S' 3. Du-Roi p. 83. 
*Demol. V, 307—323. Sirey 
IX, I, 5Ü. XXI, I, 249. XXIII, 11, 
Ö3 und über die £inrede des ge- 
leiiteten Ven&iebta. Durant III, 
102. Sir. XXI, I, 8. XXII, I, 177. 
XXX, II, 208 und oben ^. 420. 

Aom. ^^ 

8) Die Art. 329. 330 gedeniten 

nur der Erben. Aber anderen 
Rechtsfolgern dürfte dasselbe Recht, 
wie den Erben, zustehen. Gar oft 
nennt der C. c. nur die Erben, 



wo er offenbar die sftmintlichen 
Rechtsfolger einer Person meint. 
Delv. ad Art. 329. Tonil. II, 
914. Dur. III, 158ff. Merl. m. 
leg. Secl. IV. I. ri 2. Du-Roi 
p. 43. Dalloz ni. filiation. ch. I. 
Sect. III. Einige dieser Schrifl- 
steller gestallen jedoch das frag- 
liche Recht nnr den allgemei- 
nen Rechtsnachfolgern. 'So M a r- 
cad^ Art. 330. n. 2. Dagegen 
lafsen Demol. V, 302. Vafelle 
8. Proudh. II, p. 122. N. a. auch 
die Particularlegatare zu, nicht als 
Erben, sondern mit Recht als Gläu- 
biger. — (Ganz dieselbe Frage 
konnnl auch bei dem Art. 317 yor.) 
— • Kennen die Erben nur als 
Erben (oder schon als Verwandte) 
diese Klage anstellen ? S. P r o u d h. 
II, 82. TottlL n, 49. Du-Roi 
p. 47. *Sie müMon die Erbaehaft 
angenommen haben. Maro ad 4 
Art. 330. n. 4. 

9) Die Klage — und nicht blos 
das Verfahren. S. C. de pr. Art. 
403. Dnr. m, 156. 

10) Richeforl ad Art. 330. 
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fallen lassen ^i) oder wenn es, von der letzten processualischen 
Handlung an gerechnet, drei Jahre hat vorübergehn lassen, 
ohne seine Klage fortsuatellen. Jedoch leidet die Regel, 
daes jene Klage nnr von dem Kinde seihst, nidit aher von 
den Erben und Recbtsnachfolgern des Kindes angestellt wer- 
den kann, eme Ausnahme, wenn das Kind, das die Klage 
anzustellen nnterlassen hat, vor oder in den n&ehsten fünf Jah- 
ren nach erreiohter Yoiysiirigkeit mit Tode abgegangen ist^ 
Art. 329. 330. Dagegen kann die Klage auf Aberkennung 
des Standes von einem Jeden angestellt werden, wdcher irgend 
efai rechtlidies Interesse' an der Bestreitung des Standes hat, 
dessen sich eine Person anmasst. Z. B. Wenn sich Jemand 
den Namen oder den Titel einer gewissen Familie beilegt, so 
kann ein jedes Mitglied dieser Familie eine Klage zu dem 
Ende erhöhen, dass sich der Beklagte entweder wegen des 
Namens, den er führt, rechtfertige, oder der Führung dieses 
Namens enthalte. ^^j 2) Die Klage auf Anerkennung des Stan- 



11) Dem Kinde kann diese Ein- 
rede nicht ent^egengesetst werden. 
Arg. Art. 1004 des C. de ]uoc. 
Ohas, (hl trib. und Delv. ;ul Art. 
330. TouM. II, 914. *l)einol. 
V, 280. 290. 

lÄ) Aber den Erben wird die 
euif »ind die Hiulrrc Kiiirodc ;mrli 
dann cnl^rgtMi{;est't7.l werden kön- 
nen, wenn ihnen noch die Frist 
des Art. 329 llHifi Denn der Art. 
329 sapl: Lcs höriliers de l'cnfnnt, 
qui n'a pBS reclarne. 
iioi p. 44. Dailuz ni. ülialion. 
Ghirp. 1f. Seet. IV. Art. 1. A. M. 
sind Mülcv. ad Art. 329. Dur. 
III, 157. — *Hat das Kind drei Jahre 
seit der letzten protessuaÜschen 
Handlung vorübergehen lassen, so 
Irin die Peremtioii derlostansein, 
jedoch nicht kraft Gesetzes , son- 
dern sie muss vom Geg^ner bean- 
tragt werden. Die Vorschriften 
eBtbSU der C. de pr. Art. 397— 
401. Die Vorschriften über die Alh- 
standnahme, desistement, s. C. de 
pr. Art. 403. Da aun durch 



die Peremtion sowohl wie durch 
die Abstandnahme nur das Ver- 
fahren . nicht aber das Klagerecht 
erlischt, ('. de |.r. Art. 101. 403, 
so können die i^rbea nur die Klage 
des Kindes aicbt fortstellen , woW 
aber jederseit eise neue Klage an- 
stellen, wenn ihnen durch Artikel 
das Kiagerecht einmal erwor- 
ben ist. Die a. Meinung Dura Dt 's 
ist daher die richtigere. M a r c a d 6 
An. 3.30. n. 6. Demo 1. V, 260 
-204. 

l'i) Dagegen werden die Erben 
nicht mit dem Vorwaade so hO-' 

len sein, dass der (erst splterver- 
sforbcnr) Erblasser seinen Stand 
nicht gekannt habe etc. Dur. Iii, 
151. Maread^ Art. 330. n. 4. 

14) Merlin m I^gitimite. Sect. 
I. S. 2. Si r. XIX, I. 4 10. In der 
Kecbtssache, die in diesen Stellea 
erzählt wird , berief sich der Be- 
klagte Booh nf den Art 187. Ba 
wurde geantwortet, dass avcb in 
dem Falle dieses Art. doch immer 
ein Beweis für die von den £i- 
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des Ist in so fem, als sie dem Kinde zusteht, unverjährbar; 
Art 328. die Kla^^e auf Aberkeunun.tr des Standes wird in 
der gew5hiilielien Zeit verjührt^^ Art 2262. jct Art 328. 
(Einen dritten Unterschied s. im Art dS5. Tgl. unten 547.) 
— lieber Standesklagen sind allein die bürgerlichen Ge- 
richte zu erkennen berechtiget. Art. 326. Daher kann we- 
gen des Vergehns der Unterdrüclcung des Standes eines Kindes 
nicht eher eine Anklage erhoben werden, als bis das bürger- 
liche Gericht über die Standesfrage endgültig entschieden hat. 



tern abgeschlossene Ehe vorhan- 
den sein müsse. *VffI. auch Kh. 
Arch. XIX, I, 45. 19. XU, 1, 124. 

15) Die Klage der Erben (^Art. 
3293 wird eben so, wie die Klage 
auf Aberkennung des Standes, in 
30 J.Thrcn verjührt. Prondh. II, 
bl. bü, Ton iL 11, 910. 913. Üu- 
rant. III, 154. Delv. und Ri-t 
cheford nd Art. 329. (Sollte die 
Klage nicht mich in so l't rn un- 
verjährbar sein , ;il.s sie .'ail" <lir 
Nachkommen des Kindes iiber- 

feht ? *S. hierober M a r ca d 6 Art. 
30. n. 3, der die Frage mit Rocht 
bejaht; dit; hlasfe wird in diesem 
Falle zur eigenen Stüudesklagc der 
Naehkeimneo. S. jed. Demol. V, 
303 f.) — Wenn aber auch die 
Klage, in wie fern sie dem Kinde 
zusteht, unverjährbar ist , so sind 
doch die von ihr abhängenden 
Klagett^ X. B. die hereditatis peli' 
tio, verjfihrbar. Toull. II, 909. 
— Auf die Klage, durch welche 
der Klager die Eigenschaft eines 
natürlichen Kindes in Anspruch 
niEUBt, ist der Art. 32H nicht an- 
wendbar. Sir. XXXVII, II, 25. 

!()") *A. M. sind mit Recht A u- 
b r y u. Hau 111, p. Ü64. Demol. 
V, 328. 329. Es gibt lieine Er- 
sitzung des Standes , dnrum kann 
auch die Klage auf Aberkennung 
dessbiUeu, so weit sie nicht pecu- 
niftfiM Iirteresse hat, nicht verjäh- 
ren. Oer Artikel 328 enthält kein 
Ärg. a contrario. S. auch Anm. 
14. .Auch tiber diese Klage (wie- 
derum abgesehen von dem pecu- 



niären Interesse) kann kein Ver- 
gleich «?( schlössen werden und es 
kann nicht auf sie verzichtet wer- 
den. Demol. V , 334. S. oben 

420. Am». 9* u. Sir. LH, I, 
383. Cit. 

17) Der Art. ist nicht über sei- 
neu Fall, d. i. nicht auf andere 
Klagen als die Standesklagen in der 
engcrrn Bedeutung auszudehnen. 
Denn er enthält eine Ausnahme 
von der Hejrel. S. C. d'instr. crim. 
Art. 3. Vgl. Vaz. I, 204. Merh 
m. I^i^itimitä. Sect. lY. $. 4. n. 5. 
Er ist also z. B. nicht in dem 
Kalle anwendbar, da in einer Straf- 
sache die Frage die ist, ob sich 
der Angeschuldigte einen falschen 
\juneu gejri'Lien habe. S i r. XXYIII, 
I, 3U".). ^\rr\. Demol. V, 276 f. 

l8j Kann auch der Kriedeusrich- 
ler oder ein Handelsgt rieht über 
den Stand einer Person incidenter 
erkennen? S. über diese und über 
einige ähnliche Fragen: Aleriin 
m. (]uest. d'^tat. 

19) Hit andern Worten: So oft 
fUr die Entscheidung einer Krimi- 
nalsache die S(;ind( .sfrage präjiidi- 
eiell ist, ist diese Fmir»' schlecht- 
hin (also, wenn auch die Civil- 
klage noch nicht bereits aBhUngig 
ist, Sir.XXXIf, I, 107) zuvördenl 
im Wege des Ci^ ilpr(»ce<?ses zu 
entscheiden. Also auch \oii der 
Anklage des Kronanwaltes gilt diese 
Regel. Demol. V, 270f. Sir. 
XI, I, ä-. XIII, I, 2:^9. XIV. I, 
571. XVII, I, 60. XXV, I, 135. 
181. XXXVlli, 1, lOOti. Wenn 
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Art. 327. — Das bei der Verhandlung einer Standesklage zu 
beobachtende Verfahren ist das des gemeinen Kechts, da die 
Gresetie keine besonderen Vonchriflten über jenes Verfahren 
entlialten.20^ S. jedoch G. de pr. Art. 48* und 83. n. 3. 



S. 646. . 

FortsetiBi^. — Welche Kinder sind alj eheliche Kinder zu betrachten ? 
oder von der ebeliehen Val6f»eiMft and Ton der Verleug^ungsklage. 

Das Kind, das während der Ehe empfangen 

worden ist, hat d e n E h c m a n n d e r M u 1 1 c r zum Va- 
ter. Es ist mithin ein solches Kind ein eheliches Eind.ij 
Art 312. ^ 1. Ks fragt sich also: Von welcher Zeit 
an und bis zu welcher Zeit (nach Auflösung der Ehe) 
ist ein Kind als in der llhe erzeugt zu betrachten? und fer- 
ner: Hat ein Kind, das als in der Ehe erzeugt zu betrach- 
ten ist, und mithin die Yermnthung der ehelichen Abstammung 
fOr sich hat, diese Yermuthung unbedingt fSr lideh? 

Tempus a quo. — Das Kind hat die Vermuthung 
der ehelichen Abstammung für sich, wenn es frühestens am 
ISOsten Tage nach dem Tage der Abschliessung der Ehe (oder, 
was dasselbe ist, am 181sten Tage von dem Tage der Trauung 
an und diesen Tag mitgerechnet, also zu Anfang des sieben- 
ten Monats) geboren worden ist.^) Arg. Art. 312. 314. Das 



jene Voraussetzung nicht eintritt, 
so ist auch die Vorschrift des Art. 
nicht anwendbar. Sie erstreckt 
sich z. B. nicht auf den Fall, da 
ein Kind frestohlen oder ausj^csetzt 
oder weggeschafft worden ist; 
Touli. IX, 906f. *Deraol. V, 
275. Sir. XXIV, I, 107. 181. 
XXVII, I, 10. XL, I, 796. S. ied. 
ibid. XXXII, I, 107. Cit. Vgl. C. 
p. Art. 345 und eben so wenig 
auf den Fall, da ein Kind Hllsch- 
lich als ireboren und als herna^ 
verstorben in die StandesbUcher 
eingetragen worden ist. Sirey 

X}uu, n Od. 



20) ToulJ. il,901if. *DemoL 

V, HO. 

' 1) Ueber den fiinfluss der Re- 
ff el: Pater esl, quem justae nup- 

tiae demonstrant, auf die Legitimi- 
tät der Kinder nach den Princi- 
pien des Franz. u. Bad. Civilrechts. 
Von K. F. Baurittel. Freibnrg 
1825. 

2) L. 12. D. de statu hominum 

I. 3. 12. D. de suis et legitimis 
heredibns. Du-Roi p.20. *Vt- 
lette s. Proudh. 11, pag. 26—29. 
Du Caurroy I, 430. Demol. 
V, 19. — Anders rechnet T o u 1 1. 

II, 19US'4S, weicher den m Tag, 
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Kind also, das frfiher zur Welt gekommen ist, hat diese Yer- 

muthuug uicht für sieb. Jedoch hat dieser Satz nicht den 
Sinn^ als ob das früher ssnr Welt gekommene Kind schon Ton 
Rechtswegen als unehelich zu betrachten wäre; sondern es ist 
vielmehr ein solches Kind für stillschweigend le^timirt zu er- 
achten, 3J wenn es von dem Vater nicht verleugnet worden 
ist,9 vorausgesetzt jedoch, dass das Kind per subsequens mar 
trimoninm legitimiit werden konnte.^) Uebrigens sind auch 
bei der Verleugnung eines vor jener Zeit zur Welt gekom- 
menen Kindes die (gleich hernach zu erläuternden) Vorschrif- 
ten der Art. 316 — 318. zu beobachten.^), — £s kann jedoch 
der Mann f) das vor jener Zeit von seiner Fran gebome K3nd 
nicht in den folgeiiden Fällen verläugnen: 1) Wenn er schon 
Tor der Ehe Kenntniss von der Schwangerschaft gehabt hat;^) 



den Tag der Trauung m it «berech- 
ne t, annimmt. So auch Duraiit. 

III, 44. *Harcad6 Art. 312. n. 
2. — Allerdines sind die hier ein- 
seiilii inenden Art. des ('. v. nicht 
so g'efassl , dass sie niciit eine 
Verschiedenheit der Mt iiiuutr» n /.u- 
Hessen. Aber aus der üeruthuiig 
des Staatsratlies scheint benronra- 
pehen, dnss man keineswesfes die 
Ahsicht hatte, sich von den» Ii. U. 
und von der mit diesem überein- 
stimmenden Meinnnip der Mehrzahl 
der Piiysiolojren zu entfernen. Vgl. 
Medicinisclie Bemerkungen über ei- 
nige ältere nnd neuere (iesetze, 
besonders Uber einige Art. des C. 
N. von Hasins. Rostoclc 1811, 
lind Uber die Geschichte der Lehre 
de tempore a quo et »d i|uod le- 
gitimae nativitatis: Jud. du C. c. 

IV, 452. 

3) Delv. ad Art 314. Dur. 
III, 20. Andere hallen ein sol- 
ches Kind, mit Vorbehalt des Ver- 
leugnuugsreehts, für ehelich. P r o u- 
dhon II, 10. «DemoL V, 56— 
62. Sir. IX, II, 115. S. auch 
Du-Roi p. 1 f. 

4) Das will jedoch nicht so viel 
sagen, ■!• ob dai Kisd, wann «• 

Saslaiil, Vnai» OMMhk UäA UL 



nicht Für le(;itimirt zu erachten sein 
solle , schlechthin von dem Vater 
zu verleugnen sei, also z. B. auch 
dann , wenn der Geburtsakt den 
Vater weder unmittelbar noch nut- 
iflbar bezeichnete. Merlin qu. 
m. legitimite. §. U. Sir. X, I, 77. 
XUI, II, 310. 

5) Dar. IH, 24ir. Sir. XI, L 
129. XIII, II, 88. »Hält man daf 
Kind für ehelich fifeboren (s. Anm. 
3), 80 ist auch in diesem Falle die 
Verlttugnungsklage arfordertieh. 
Demo!. V, 62. 63. Sir. XXXI, 
II, 330. 

0) Durant. HI, 22f. Sir. VI, 
II, 24. 

7) Von dem Vater. —Die Hnt^ 

ter Iiat überall nicht das Recht» 
das Kind einem andern Vater zu- 
zueignen. Eben so wenig kaon 
das Kind einen Andern, als den 
Mann der Mutter, mit der Vater- 
schaftsklage belangen. (Die letz- 
tere Frage kam einst in einem 
Falle zur Sprache, der zu seiner 
Zeit viel Aufsehen erregte. Bine 
Dlle. Aurora behauptete, von dem 
Mar6chal de Saxe im Ehebruche 
erzeugt worden zu sein.} DalL 

vu 0m». Seck OL 

23 
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3) wenn er bei üet Aofiutoe des Gebnrtsalctes als Zeuge 
oder als Anzeigeperson zugegen gewesen ist, und ohne Vor- 
behalt,^^ entweder den Akt unterzeichnet oder in demselben 
erUirt bat, dass er .nieht u^terzeidmen gelernt habe oder sonst 
nicht zu unterzeichnen vermöge,^ 9 so wie auch, wenn er auf 
sein Verlengnungsrecht ausdrücklich verzichtet liat; 3) wenn 
das Kind todt^^} oder awar lebendig, jedoeh nach dem Gut- 
achten der Kunstverständigen tA) nicht lebensfi£hig zur Welt 
geikommen ist.i^) Ail. 314. Ausser den in diesem Artikel 
enthaltenen Einreden kann der Yerleugnungsklage in dem Falle 
dner sa friihen Niederkunft keiae andere £inrede entgegen- 
gesetst werden. Andererseits aber ist gegen diese EUureden 
nicht der Beweis des Gegentheiles zulässig.^^ 



8} Den Beweis hat das Kind zu 
fahren. Delv. ad Art. 314. Er 

kann durch eine jede Art von Bo- 
weisniitlelii {jcluhrt werden. Disc. 
u. Lnci i' Hfl cund. Art. Proudh. 
II, Ib. Juii^jpr. du C. c. lY, 452. 
Die Wissenschafl des NaDoes kann 
zwar nicht allein daraus ^cfol^ert 
werden, das.s der Mann vor der 
Ehe einen verdächtigten Umgang 
mit seiner zukünftigen Frau ge- 
habt hat. Jedoch ist diese» Uan- 
8land allerdingfs (als eine praesum* 
tio facti s. judicis) bei der Ent- 
scheidung zu berücksichtigen. So 
cntMheidet diese Streiifraiife (siehe 
Proudh. II, 18. R i cli e f. ad Art. 
314. Toull. II, <S26. Morl. m. 
]6git.) richtig Durant. Iii, 30. S. 
auch Dalloz m. flUatiMi. Chap. 
l S. rt. II. 

9) Du-Koi p. 59. 

10) Richef. ad Artikel 314. 
La SS. I, 347. Ou-Roi p. 59. 

11) Richef. ibid.»Jedoch wird 
allemal TOrausgesetKt, dass der Akt 
den Mann der Muttor als den Va- 
ter bezeichne. — 1) u - il o i p. 59. 
*Ein Akt, welcher den Vater des 
Kindes als unbekannt angibt, w ird 
daher der Verleug^nunffsklaire nicht 
entgegengesetzt werden können. 
Demol. Y, 70. Aber auch, wenn 



nur ein solcher Akt vorliegt» sind 
die Fristen des Art. 316 einznhal- 
ten. Rh. Arch. XXXVII, I, 1. 

12) l'roudh. II, 12. Delv. ad 
Art. 314. Tonil. II, 824. Dur. 
ill, 32. Demol. V, 74. 75. So- 
gar warde eine schon yor der Ge- 
hurt des Kindes gethane Verzicht- 
leistunsr für hinreichend erachtet. 
Deuev. 1806. S. p. 77. — Kine 
andwestillschweigendeVer^ 
siclitleistung, als die im Art. wtr 
h;i1trm\ dürfte dagegen kaum zu- 
zulassen sein. Du-Roi pag. üO. 
S. jed. Touli. a. a. 0. und De- 
mol. V, 76. 

18) Richef. ad Art. 314. 

14) Proudh. II, M. Du-Hoi 
p. 62. Den Beweis hat die (le- 
gegenpartei des Hannes sn führen. 

15} Diese Ausnahme ist keines- 
weees blos p\p?n[tlificative, d. i. 
blos als ein Beispiel von der exc. 
Tua non interest, sondern restric» 
tive ausanlegen. Du-Roi p. 67. 
A. M. ist Las s. I, 349. — Ist das 
Kind lelxMulisr und lebensfähig zur 
Weit gekommen, jedoch in der 
Folge verstorben , so kann den- 
noch die Klage an- und fortge- 
stellt werden. Jpd. da C. c IV, 
452. 

16j Z. B. nicht die Einrede, da^is 
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Tempus ad quod. — Das Kind hat mir dann die 
Vermuthuiig det ehelichen Abstammung lür sich , wenn es 
spStestens t^n SOOste» Tage Tom Tage der. XvMmmg der 
Ehe an, (oder am 2998ten Tage nach dem Tage der Auflö- 
sung der Ehe und diesen Tag nicht mit gerechnet,) also spä- 
testens zu Ende des zehnten Monats, zur Welt kommt. i^) 
Das Kind, daa später (z. B. zu An£ang des elften Monates) 
zur Welt kommt, braucht daher nicht verleugnet zu werden; 20) 
sondern es hat ein jeder Betheiiigter^^ Recht, gegen das 
Kind, wenn es sieh dennoch die Eigenschaft eines ehelichen 
Kindes des gewesenen Mannes s^ner Mntter anmasst, eine 
Klage aiit Bestreitung dieses Standes zu erheben. (S. §. 547.) 
Jedoch ist auf der andern Seite das Kind, wenn ausserordent- 
Mche Umst&nde für dessen eheliche Ahetammang sprechen, be- 
rechtiget , diesen seinen Stand mittelst einer Elage oder Ehir 
rede geltend- zu machen.^^) Art. 315. 



der Mann die Frau enli'uhrt habe. 
Proudh. II, 2Ü. Du-Hoi p. Ü3. 
Die Entfttbmiifr wird nur bei der 
ersten der im Paragraphen an- 
geführten Einreden zu berücksich- 
tigen sein. Demo). V, 79. Vgl. 
Art. 840. S. jed. Dalles m. filia- 
tion chap. I. Sect. II. (Dieser hält 
itbcrbaupt auch andere Einreden 
für zuiiissig.) 

17) S. Dalloz a. a. 0. De- 
al 0I. V, 80. 

18) Delvinc. I, 101. Du-Uoi 
p. 79. Anders scheint Dnrant. 
III, 44 zu rechnen. *S. auch De- 
mol. V, 19. 

19) Ist aber das Kind vor An- 
fang des elften Monats zur Welt 
gekommen, so sind die Erben nicht 
zu dem Beweise zu lassen, dass 
der Mann schon vor seinem Tode 
nicht im Stande war, der Frau 
ehelieh beizuwohnen. Dalloz m. 
filiation. Chap. I. Sect. I. *A. M. 
Demol.V,a8. Sir.XLIII, I, 6.— 
"^Kann ein Yor Anfang des elften 
Monats geborenes Kind von einem 
Dritten als sein naiUrUciief Kind 



anerkannt und durch nachfol^jcnde 
Ehe mit der Mutter legitimirt wer- 
den? S. Demol: V, 96r. Str. 
XLIII, II, 399. XLVn, I, 81. 

20) Irriff wurde bei Sir. XXII, 

II, 318 angenommen, dass der Art. 
317 auch anf den PaU des Art. 
315 anauwenden 8. Durant. 

III, 91. 

21) Richer, nd Art. 315. Sir. 
XXI, I, 404. Sir. XXXIV, I, öö8. 
DalloB m. lUiafion. Cliap.L Seet. 
II. (Z. B. der Art. 315 iil attehe 

für flns den ehelichen Anverwand- 
ten zustehende Erbrecht entschei- 
dend.) 

22} Der Art. 315 betriflt die be- 

rlihnite Fraqre de partu undecime- 
slri. Sic wurde im Staatsrathe sehr 
ausführlich verhandelt. Ein Bericht, 
den der Staalsn^di Pearervy 
über diese Frage erstattete, ga» 
Veranlassung zu der sehr unbe- 
stimmten Fassung des Art. 315. 
Denn dieaef Bericht gin^^ duhin, 
dass zwar nach dem Zeugnisse der 
bewährtesten Physiologen, der 10. 
Monat da« Endziel der Scfawanger- 

23* 
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Tempus mediam. — Das K3nd also, das innerhalb 
der so eben bestimmten Zieler einer Ehefrau geboren worden 
ist, hat die Vermuthung der ehelichen Abstämmling ~ der 
Abstammimg yon dem Mamie dieser Frau — für sich; roraus- 



schaft soi, dn5?s OS jedoch einige un- 
verdäclitige Beispiele von Schwan- 
ffersdbaften gebe, welche länger 
(bis in den elften Monat) dauer- 
ten. — Die Ausleger sind iiln r 
den Sinn des Art. 315 (..la k'f.ntini. 
de reulaut ne etc. pourra ctre 
eontest^e";) getheilter Neinniiiir* 
E^ige nehmen an, dass der par- 
tus undecimestris nur nicht die 
Vermuthung der ehelichen Abstam- 
mung fflr sich habew So Locr6 
ad Art. 315. Du-Roi pag. 79 ff. 
Andere (bei weitem die Mehrz.ili!) 
behnupten dagegen, dass der par- 
tum undecimestris kraft (lesetzes, 
und ohne Vorbehall des Gegenbe- 
weises, unehelich sei. Sie beziebn 
die Endvvorle des Artikels darauf, 
dass, wo kein Kläger, auch kein 
Richter sei. S. z.B. Prondh. II, 
28. Delv. ad Art. 315. Tonil. 
11,828. D ur an 1. 111,58. Riehe f. 
ad Art. 315. — Ich glaubte der 
ersteren Meinung den Vorzug 
geben m mOssen, weil ihr theiU 
das ältere Recht, s. Merlin ni. 
l^git. Sect. II. §. 3 theils die Re- 
rathung des Staatsrathes, theils die 
Wortfaisung des Art. zur Seite steht. 
— Die.einuge bedeutendere Ein- 
wendung gegen diese Meinnnjr liegt 
in den» Art. 312, welcher aller- 
dings der zweiten 3Ieinung sehr 
bestimmt das Wort spricht Allein 
diese Einwendung verwandelt sich 
in einen neuen Grund für die erste 
Meinung, wenn man die Geschichte 
der Entstehung der Art. 312. 316 
m Rathe zieht. Das Tribunatging 
von der Ansicht aus, dass der par- 
tus undecimestris schleciitiiin für 
unehelich zu erachten sei. In die- 
sem Sinne machte es sowohl an 
Artikel 312 als zu Art. 315 einen 
Verbesserungs Vorschlag. Der V o r- 
schlag zu Art. 312 wurde 
Ton dem Staatsrathe ange- 



nommen, der zu Artikel 315 
nicht. — Falle, in welchen die 
Frage zur Entsdieidung kam , s. 
b. Sir. IX, II, 288. XII, II, 214. 
(In beiden fiel die Entscheidung 
ffegcn den partus undecimestris 
aus. Aber in dem ersten wurde 
die eben vertheidigte Heinnnir in 
den Entscheidunffsgrflnden gebilli- 
get; in defn zweiten sprachen die 
Umstände entschieden gegen das 
Kind. Das Kind war 315 Tage 
nach dem Tode des Mannes gel>o- 
reu ! Die Witlwe Ratte einen un- 
ordentliehenLebenswandel geführt.) 
S. auch Aum. 19. — ''Auch die Keu- 
era sind, wie die Hehrxahl der Hl- 
tern Sehr,, entgegengesetzter Mei- 
nung und die Discuss. steht der 
letztern zur »>eite. Marcade Art. 
315. n. 2. Valette s. Proudh. 
II, pag. 41—46. Demol. V, 86. 
Fievet in der Revue de droit fr. 
et (ilrangcr 1841. p. 52—63. (S. 
auch Orfila, Le^ons de m^decine 
legale I, p. 232. 233.) Der Staats- 
rath hat allerdings einen Vorschlag 
des Tribunals zu Art. 315verwor* 
fen. Nach diesem Vorschlag sollte 
der Art. 315 so gefasst werden, 
dass es nicht erst auf eine Be- 
streitung des Standes ankomme, 
um das narh dem 300slf'n Taire 
gebort-uc Kind für uueiielich zu 
erklären. Die Torgesoblagene Fas- 
sung lautote : La loi ne rcconnait 
pas la legitimit(5 de l'enfant n6 trois 
Cents un jour apr^s la dissolution 
dnmariage. Wenn also der Staats- 
rath diesen Vorschlag verwarf, so 
hat er damit nicht das Princip ver- 
worfen, dass solche Kinder schlech- 
terdings für uuelieiich erklärt wer- 
den messen, sondern er bat nnr 
den weitem Grundsatz verworfen, 
dass es keiner Klage bedürfe. Die 
Meinung Z a c h a r.'s wurde noch be- 
folgt bei Sir. XL, II, 509. 
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gesetzt übrigens, dass das Kind nüthigenfalls erweisen kann, 
dass es von der Ehefrau, die es für seine Matter ausgibt, ge- 
boren worden sei.^^^ Es kann jedoch der Mapn der Mutter 
^as Kind in folgenden Fällen und nur in folgenden Fällen 24) 
verleugnen d. i. dein Kinde die Eigenschaft emes ehehchen 
Kindes absprechen: 1) Wenn er beweisen kann, dass es Ihm, 
entweder weil er entfernt von seiner Frau lebte,^ oder we- 
gen eines Unfalles 26) in der Zeit vom SOOsten bis zum ISOsten 
Tage von dem Tage der Geburt des Kindes zurückgereclmet^T} 



23) Vgl. ttber diesen Beweis den 

S. 547. 

24j Toull. II, 807. Du-Roi 
pag. 55 n*. Z. B. der Mann kann 
das Kind nicht aus dem Grunde 
Terlenfnen , dast er- seugun^sun- 
fahig sei. Art. 313. Ebenso we- 
iiiir kann er sich blos auf den 
Ehebruch der Frau berufen, sollte 
auch die Frau selbtt elni^estehen, 
dau aie von einem Andern schwau- 
g^er .sei. Locrt^ ad Artikel 313. 
Proudhon U, 21. Sir. XXYIII, 
II, 159. — Wie aber , wenn die 
Fran eines Weissen einen Mulatten 
zur Weit brinp:t?elc. Dann dürfte 
allcrdinjj.s dem Manne das Recht 
zustehen, das Kind zu verleuguen. 
Bedel tr. de Tailnltfere n. 77. 
*Vatism(^nil in d. Fncyclofxidie 
du dr. m. adullere J^. .0. n. 35. 

25) Wann aus diesem (irunde 
die Vaterschaft für unmöglich zu 
erachten sei, ist dem Ermessen 
des Richters überlassen. *R h e i n. 
Ar eh. XII, I, 110. ~ In dubio 
praevaleat favor partus. Auf kei- 
nen Fall genügt schon der Um- 
stand, dass die Eheleute von T.n. 
B. «gesondert «ifowesen sind; Lo- 
crä u. Ma 1 1 V. iul Art. 312. Lass. 
I, 338. Sir. XIII, II, 310. XVI, 
I, 206. (* Anders nach dem fr. 
Gesetz v. 6. Dez. 1850.) — Oder 
dass die Elieleute nicht bei einan- 
der gewohnt haben und das Kind, 
wthrend der SeheidungsproKess an^ 
bönffig war, pehoren worden ist; 
8. jed. Sir. XXVII, II, 152. (Hier 
wurde diei»e frage fäUcbUch an* 



ders entschieden) oder dass der 

Mann verhaftet war. TouII. II, 
800. *V{il. Demol. V, 30. Sir. 
XLIV, I, <i2r,. 

26j „Par I etfet de quelque ac- 
eident^,- d. i. durch eine Verwun- 
dung oder Verstümmelung, bt 
auch eine schwere und lanjjwie- 
rige Krankheit hierher zu rechnen ? 
S. den Bericht des Trib. Dnrey- 
rier. Proudh. II, 23. Lass. I, 
313. Du-Roi p. 50. *Demol. 
V, 32f. — Fi rnor eine aii?eborne 
Missbildung der Gescblechtstbeile ? 
S. oben 451. Anf keinen Fall 
kann sich der Mann aufbloseZeu- 
«Tiin<rsunf;ihiffkeit (auf die Schwä- 
che der Organe} berufen. Art. 
313. Obss. da trib. ad b. Art. 

27) Also, das Hindenriss mnss 
fweniifstens) vom zehnten bis zum. 
ijiebenten Monate vor der Geburt, 
beide Jlonate eingeschlossen, ge- 
dauert haben; oder, der 800. und 
der 180. Tag von der Geburt an 
ist so zu rechnen , dass in beiden 
Fallen der Tag der Geburt nicht 
mitsnrechnen ist. Eben so ist der 
Tag nicht mitzurechnen, an wel- 
chem das Ilinderniss seinen An- 
fang genommen hat. S. Anm. 2. 
15. Auch über die Berechnung der 
Zeit in dem Falle dieses Artikels 
sind die Ansichten getheilt. Siehe 
Delv. I, 101. Durant. III, 44. 
Richef. ad Art. 312. Bedel tr. 
de l'adult^re n. 73. Der letstere 
Schriftsteller will die Zeit sogar 
a momenlo ad momentum gerech- 
nel wüsen. Vtrie» wenn ein 
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physisch unmöglich war, seiner Frau ehelich beizuwohnen; 
2) wenn ihm die Geburt des Kiades verheimüchet worden 
iBt^) und er, (was ihm nnter dieser Bedingung sn tiinn frei- 
steht,) Tliatsachen beibringen kann, ans welchen sich schlies- 
sen lässt, dass nicht er, sondern ein Anderer, der Vater des 
Kindes seL^^) Thatsachen dieser Art sind s. B. der ärger- 



Tfaeil dieser Zeit über die Ab.srhlles- 
fung oder über die Aunosmii; der 
Ehe MntOffälk? S. Du- Kol p. 

51. 02. 

28) Dieser Beweis (wetcfaea der 

Mann zu fiibren bat, s, jod. Delv. 
ad Art. 313) ist i. B. für erbracht 
KU eractiten, wenu das Kind nicht 
«Ufer den Nene« des Ifaniies in 
4ie Standesbücher einffetmgcn wor- 
den ist. Sir. XX, II, 7. XXI, II, 
98. = XLIV, II, 185. — Es ist 
gleichgüliid^, ob der Mann um die 
Miederkaoft i^ewnsst htl, oder 
Bielit; wenn sie ihm nur ver- 
heimlichet worden ist. I) n - 
Aei p. 54. — Wie, wenn die Frau 
Kwer ihre Kiederknnft, nicht aber 
ihre Schwanjrerscliaft dem Manne 
verheiniUcht h;it ? Die Frape dürfte 
nach der BeschnIVenheit eines je- 
den einzelnen Falles ku entschei- 
den «ein. 8. Da-Roi p. 55. 

29) Die Verbciniiichnnff der Nie- 
derkunft emiHchligt nur dön Mann, 
den iiihebruch der Frau geltend zu 
«acbeo, nicht aber (wie man aus 
der FaasnniT des Art. 313 schlies- 
sen könnte) sich ;uif st ine Zeu- 
«runsrsunfiihigkcit zu berufi n. Ohss. 
du trib. ad Art. 313. — DerEbe- 
iMrueh'der Fran ist keinesweges 
die PrAjudicialFrafre. Sondern aus 
der VerheiniliehunjT der Nieder- 
kunft ij^eht eiue praesunitio adul- 
lerii herror, welehe, wenn sie 
^urch andere Unistände nnterslOtst 
wird (sülltcn diese auch nicht po- 
sitiver, sondern nur negativer Art 
sein, das ist, nur so viel darthun, 
dasa 4er Mann nicht als der Vater 
des Kindes betraditet werden kön- 
ne), zur Verleuffnunjf hinreichen. 

JLU» I, m. XXYU, U, 1Ö5. 



CiL «XXXVIII, I, 499. XLIV,n, 

1S5. Ducaurroy I, 433. — A. 
M. sind L 0 er ad Art. 313. Mer- 
lin m. legit. Sect. II. ^. 2. Du- 
Roi p. 54. (Diese Schriftsteller 
halten den bcgranjrenen Ehebruch 
für die Pr}ljudicia!fra£re.) D u r a n t. 
Iii, 54. *Marcadc Art. 313. n. 
3. Valette s. Prondh. II, p. 30 
—33. (Diese Schriftsteller nehmen 
nur an, dass der Beweis jederzeit 
zujrleich auf ileu Ehebruch der PVau 
zu richten sei.) — *Die letztere An- 
sicht sttttEt sieb auf die DiscnssioB. 
Aus (h n ncmerkungen des Tribu- 
nals sowohl als aus dem Ex|)os6 
des motits zu Art. 313 f(chl her- 
vor, dass der Beweis des Ehe- 
bruchs an den ftbriireB Beweisen 
hinzukommen niuss, dererstero Re- 
weis «;eli(Ml zum Klasrrundainent 
Sir. XLIV, II, 185. LH. 1, 161. 
Dieser Ansicht folgt auch Demol. 
V , '46 , nur will er den Beweis 
des Ehebruchs erloirlitert wissen 
und i'rösuniliüneu zulassen. — 
Nicht wird znr Begrttndnnjr die- 
ser KlajBre erfordert, dass der Ehe- 
bruch liereits durch ein richterli- 
ches Urtheil in Gewissheit gesetzt 
worden sei. Sir. XXVIII, II, 145. 

XXXI, I, 81, Andererseits genügt 
zur Begfründung derselben Klage 
nicht, dass die Ehe weffen des 
von der Ehefrau began<;cnen Ehe- 
bmchs geschieden worden ist. Sir. 

XXXII, U, r.()7. — n.«r Kliiper 
muss zwar in der Hegel die That- 
sachen , welche den Sehluss be- 
gründen, dass er nicht der Vater 
des Kindes sei, noch besonders 
beweisen ; was übrigens auch durch 
Zeugen geschehen kann, Froudh. 

p. ^ louli. U, 814. Dtt- 
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• 

liebe Lebenswandel der Frau, das Torgerfickte Alter oder die 

Kränklichkeit des Mannes, die Entferuung des Orts, wo sich 
der Mann aufgehalten hat, von dem Aufenthaltsorte der Frau.^^) 
Art 312. 313. Der Verleugnungsklage kann in dem ersterea 
Falle (Art. 312.) nach Befinden die Einrede der m frilbzeiti- 
gen Js'iederkunft ,^9 weder in dem einen noch in dem andern 
Falle aber die £inrede entgegengesetzt werden, dass das Kind 
nicht lebendig oder nicht lebensfiChig znr Welt gekommen seL^) 
— Das Recht, das Kind in den obigen Fällen zu verleugnen, 
steht nicht nur dem Manne der Mutter, sondern auch den 
Erben und Sechtsnachfolgern^^) des Mannes, wenn diese an- 
ders nicht die eheliche Abstammung des Kindes schon aner- 
kannt liaben jedoch beiden nur während einer gewissen 
Fiist,^^j den Erben und Bechtsnachfolgern noch überdiess nur 



raiit.-nT, 49. Jedoch IcOnnen die 
Gerichte auch sofort, d. i. ohne 
einen weitern Beweis auf/.uerlp^rn, 
das Kind für unelielicb erklären. 
Sir. XXXVII, I, 439. 

30) Bedel de l'ftdalt a. 77. 

31) rroiifih. II, 2H. Dtt-Roi 
p. 63. H) t (II ü I. V, 47. 

32) Delvinc. ad Artikel 314. 
Proodh. IT, 25 f. 

33) *Ist der Mann interdizirt. so 
sfrlil die Klappe dem Vornuiiul (Ks 
Mju.iins 7,11. S. Dem Ol. V, Hb. 
Sir. XUV, 1, ti2(i. 

34) Vgl ttber die Fnige, ob du 
Recht auch andern Rechtsnnclifol- 
f^ern, als den Krben, zuslelu', Lo- 
cr^ u. Delvinc. ad Artikel 317. 
Prottdh. II, 41. Toall. II, 835. 
Daran t. III. 80. Bedel de Tadult. 
n. 79 ff. (Die Ansichten dieser 
Sehr, sind verüchieden.) S, auch 
oben §. 545 b. Anm. 8. — *Dio ge- 
meine Heiniing geht mit Recht da- 
liin, dass unter h<^ritiers nur die 
allg^emeinen Ueclitsnachfol^er zu 
verstehen sind. Marcadö Art. 
817. n. 1. Valette t. Prondb. 
II, p. 65 — 67. I). niül. V, 130. 
Dann ist jcrlocli auch die Bedin- 
gunff liiii/.iiziilii{Ten , dass sie die 
Erbschuit augeuommcu haben uiiu- 



sen. Art. 785. Demol V, 131. 
Fttr die Ei1>eii bat die Klaire Bur 

( in poruniiin s Interesse , fiir den 
Mann ein moralisches, darum kön- 
nen auch die (iläubigfer des Man- 
nes diese -Klaffe nicht kraft Art. 
1166 anstellen, wohl aber die Gläu- 
bitrer der Erben. Maren d 6 Art. 
317. n. 1. — Aber die Mutter und 
deren Erben und sonst dritte Per- 
sonen iLOnnen das Kind nicht ver- 
leugnen. Duranl. III. 7fi f. Auch 
können die Erben und Bechtsnach- 
folger des Mannes nur erst nach 
dessen Tode von dem Verleuf- 
nungsrechte Gebrauch inachen. B e- 
del a. a. (). — Die Erben haben 
das Recht in allen den Fällen, in 
welchen es dem Manne zusteht S. 
jedoch (was die aus einem Unfälle 
entstandene physische UnniOtrlich- 
ki'it der Beivvohnunaf betriÜij Mcr- 
1 i u ni. legit. — Ein Jeder einzelne 
Erbe hat dieses Recht fikr seine 
Person. Est jus individnnm. Dn- 
Roi p. 68. 

35j Sir. XXXII, I, 617. XXXVI, 
I, 238. »LI, II, 753. 

30) Jedoch wird voraasjiresetEt, 
da.ss das Kind den fiehurtsnkt oder 
einen Besitzstand für sich habe. 
t>oast ist die ülage eine actio per- 
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bedingungsweise su. Ist nSmlich der Mann sur Zeit der Kie- 

derkunft an Ort und Stelle, 3*9 so hat er in Monatsfrist von 
dem Tage der Kiederkunft an gerechnet , ist er zu jeuer 
Zeit nicht an Ort nnd Stelle, so hat er in zwei Monaten von 
dem Tage seiner Zurückkunft an gerechnet, und ist ihm die 
Geburt des Kindes vcilieimlicht worden, so hat er ebenfalls 
in 2wei Monaten von dem Tage an gerechnet, an weichem 
er Wissenschaft von dem Betrage erlangt hat,^^) von seinem 
Bechte Gebranch zn machen.^^ ^^^* ^ Mann ge- 
storben, ohne das Kind zu verleugnen, so steht den Erben etc.^^j 
des Mannes das Recht in so fern nnd nur in so fern zu, als 
dem Manne die Frist, in welcher er das Kind zu verleugnen 
hatte, noch nicht abgelaufen war; und sie haben alsdann, um 
das Kind zu verleugnen, eine Frist von zwei Monaten, von 
der Zeit an gerechnet, da sich das Kind in den Besitz des 
Nachlasses des Mannes gesetzt,^^^ oder die Erben in dem Be- 



petoa. Pavard m. palernit^. §. 
IX. *Demol. V, 145f. Sirey 

XLIV, II, 185. 

37) D. i. befand er sich, nach 
dem Ermeäsen des Hichters , in 
einer solclieii Nshe, daas er die 
Geburt des Kindes sogleich in Er- 
fahrung bringen konijte. Locrd 
ad Art. 316. Touii. 11,839. Du- 
Roi p. 68. Demol. V, 142. Sir. 
XIII, II, 310. 

38) Z. IJ. dnn 1. Jan. 1827 ist 
die Frau niedergekommen. Die 
Verleugnung niuss spätestens den 
1. Febr. desselben Jahres f^esehe- 
hen. Dur. III, 84. 

39) Also von dem Tag^e an ge- 
rechnet, wo er sich -wieder an Ort 
nnd Stelle befanden bat. Richef. 
ad Art. 316. Sir. a. a. 0. Erst 
von diesem Tage an läuft ihm die 
Frist auch dann, wenn er schon 
von der Niederkunft früher benach- 
richtii^t worden ist. Bedel de 
l'adult. n. 80. — Nach dieser Re- 
gel wird auch der Fall 7,u beur- 
theilen sein » da der Mann ge- 
vQthiknulk war. Haler, ad Art. 



316, Bedel n. 80. La 88.1,353. 

Du-Roi p. 70. S. Anm. 33*. 

40) Der Mose Verdacht ist 
also nicht hinreichend. Lücr6 ad 
Art. 31t>. Du-Roi p. 70. Jpd. 
dtt C. c. IX, 205. Sir. XXXVIH, 
I, 854. 

41) Der Mann hat den lietrug, 
die Zeit der Entdeckung des Be- 
truges etc. nothigenfalla au erwei» 
aen. Dnrant UI, 85. — Wie, 
wenn von Zwillingen nur die (le- 
burt des einen Kindes dem Manne 
verheimlichet worden ist? Siehe 
Bedel n. 78. 

42) Aii('!i drnen, welche die 
Einweisung in den Besitz des Ver- 
mögens eines Verschollenen ver- 
langen oder erhalten haben, dttrfte 
dieses Recht nicht abznsprechea 
sein. S. jed. Sir. XXVIII, II, 202. 
XXIX, 11, 157. Vgl. Anm. 34. 

43) Durch Handlungen , welche 
cur Kenntnisa der Erben kommen 
konnten. Dur. 111,88. Richef. 
ad Art. 317. Bedel n. 81. *Was 
von der iürbschalt des Mannes gilt, 
gilt aach Ton andern ErbidumD, 
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Bitze dieses Nachlasses durch eine gerichtliche oder durch 
eine aussergerichtllche Handlung gestört liat.*^ Art. 317. 
Dagegen kann das Kind, Tor Ablauf der gesdtslichen Fzisty 
zn einer jeden Zeit^O ™^ vor der Geburt yerleug« 
net werden.49) — Die Verleugnung des Kindes kann sowohl 
mittelst eines aussergerichtiichen Aktes ^^j als mittelst einer 
, Klage, mittelst der yerlengnungsklage,^^ geschehn.^^) Jedoch 



an welche das Kind als solches 
Ansprüche erhebt 'Oemol. V, 

150. 

44) Z. B. dnrrh eine Klage des 
Kindes auf Berichtigung des Ge- 
burtsaktes , zu welcher die Eliten 
voreeladen wordoji sind. Sirey 
XXXV, I, 545. XXXVI, II, 29». 

45) Sir. XYII, I, 251. 

4ü) Es ist, damit die Verleug- 
nungsklage von den Erben erhoben 
werden kOnne, keinesvveges er- 
forderlich, (Inss der Mntiti srhon 
den Ehebruch der Frau gerügt habe. 
Denn das Gesetz maiml das Yer- 
leognnngsrecht der Erben nirgends 
von dieser Bedingunjj ahhiini^ig. 
Tonil. II, 841. Du-Roi p. Ü(>. 
Dem Ol. V, 12 t. A. M. sind (in 
dem Falle des Art. 317) Locrö 
ad Art. 317. Troudhon II, 41. 
Sir. X, II, 311. V}:!. oben Anm. 
28. ('S. einen Fall, in welchem 
die Verleugnungsklage wegen Ehe- 
bruchs and Verheimlichung der Ge- 
burt erst nneh dem Tode des Man- 
nes angestellt werden konnte, weil 
die Frau erst nach dem Tode des- 
selben niedergekommen war, bei 
S i r. LH, I, 161.) — Uebrigens läuft 
die Frist, als eine Frist, auch 
gegen Miuderjührige. D u r a n t. 
XXI. 290. 

47) Es kennen cB. die Erben, 
noch ehe sie in dem Besitze des 
Nachlasses gestört werden , die 
Klage anstellen. Du-Koi p. 71. 
Sir. VI, II, 953. 

48) Sir. VI, II, 24. S. jedoch 
Bedel n. 79. Lass.I»342. «De- 
mo 1. V, 161. • 

49) *KOüüeu die Erben die Ver- 



leugnungsklage auch dann anstel- 
len , wenn das Kind niehl unter 
dem Ifamen der Frau des Kaones, 
sondern unter dem Njimen einer 
andern Mutter in das Civilstands- 
register eingetragen ist, wenn also 
blos zu beftlrchten steht, dass das 
Kind spiiter seine eheliche Ab- 
stammung behauptet? S. über diese 
bestrittene Frage Sir. XLIX, II, 
657. LI, I» 208. LH, H, 295. S. 
auch Anm. 36. ' 

50) Ein jeder Akt (nur nicht 
eine blos mündliche Erklärung) ist 
hinreichend , selbst ein Privatakt, 
wenn er nur ein sicheres Datum 
hat. Das fJesetz fordert sogar nicht, 
dass der Akt der Gegenpartei zu- 
gestellt worden sei. Vrgl. Dur. 
in, 041. Bedel n. 83. Demol. 
V, 154 f. 

51) Aclion cn d^saveu; nicht 
über blos mittelst einer dcmande 
en rectification de I'acte de nais- 
sance. Sir. XXXI, II, 336. 

52) Auch (wie nach dem ältern 
Ucchte), per modum exceptionis. 
Sir. XXXV, I, 545. (Der Fall war 
Ider: Ein Kind war in die Stan- 
desbttcher unter einem andern Na- 
men , als dem des Mannes seiner 
Mutter, eingetragen worden. Das 
Kind verlangt Berichtigung seines 
Gebnrtsaktes. Der Hann der Mat- 
ter widerspricht dem Suchen, weil 
er wegen der Entfernung, in der 
er von der Mutter gelebt hatte, 
nicht Vater des Kindes sein konnte.) 
S. auch Sirey XXVIII, II, 145. 
♦b e m o 1. V, 173. — A. M. ist D n- 
II 0 i p. 73. Dieser nimmt an, dass, 
auägcaommen in dem Falle des Art. 
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ist die Verleugnung, welche mittelst eines ausser^i^erichtlichen 
Aktes geschehn ist, als nicht geschelm zu betrachten,^"^) weim 
nicht nach derselben in Monatsfrist die VerleagnnngBUage an« 
gestellt worden ist.'*) Es ist diese Klage gegen das Kind 
und, wenn das Kind noch unter Vormundschaft steht, ge- 
gen einen demselben von dem Familienrathe ^^j zu wählenden 
Tutor ad hoe, mit Beiladung der Mutter, ^V) m riehten.^^) 



325, die Verleugnung per nioduni 
actionis sescheben mOsse. 

53) Wenn rlein Mnnne oder den 
Erben noch die Verleiijrnnngsfrist. 
läuft, so kann diu Verleugnung 
ionerhalb dieser Frist von neneni 
geschehen. Malev. ad Art, 318. 
Tonil. II, 842. Du-Roi p. 72. 
Hat der Alann in der gesetzt iclan 
Fri«t das Kind mittelst eines auh- 
serferichllichen Aktes verleuj^et 
und Ist er , ohne die Klage anzu- 
stellen . jedoch noch vor Ablauf 
der im Art. 31ü bestimmten Frist 
gestorben, so wird deonoch die 
Vorschrift des Art. 317 eintreten. 
Durant. III, 92. 

54) Wie, wenn die (iegenparlei 
in Monatsfrist zum Versuche der 
Gote (en conciliation) vorgeladen 
worden? Dnduroh wird der Lauf 
der Verjährung nicht unterbrochrn, 
da Verleugnungsklagen nicht za 
diesem Versacke geeignet sind. 
Helv. ad Art. 318. Dur. III, 93. 
*Demol. V, 1.57. — S. j.-d. Sir. 
X, I, 77. (Hier wurde e.v aequi- 
tate der Fall anders entschieden), 
n. Ilertin qo. m. ligit. II. 
Der Mann kann die Klaffe ausnah- 
meweise auch nach AIiIümC eines 
Monats anstellen, wenn ihm noch 
die Artikel 316. $. 2. 3 bestimmte 
Frist läuft. Del vi nc. I. p. 306. 
Tonil. II, 842. Durant. III. 92. 
Sir. XXXVII, I, 439. XXXVIII, 
II, 482. S. jed. Sir.XLV, Ii, 21. 

55) Auch wenn des Kind einen 
allgemeinen Vormund hat , wird 
ihm dieser tutor ad hoc zu ernen- 
nen sein, (iun Gegenvormund 

taiitht diesen litor nicht emanat 



zu werden. S i r. XXXIII, II, 39.) 
Ist das Kind sui jaris, so ist die 

Klage gegen das Kind selbst zu 
rirhten. Richefoxt ad Art. 318. 

ßedel n. 81. 

öCj ^ach den Vorschriften des 
Art. 406ff. Proadhon ff, 45. 

Tonil. II, La SS. I, 351, 

1) 11 - U o i I». 72. Jedoch nahm der 
KGU. (b. S i r. VI, I, 952) an, dass 
es i^enUge, wenn der Familienrath 
blos aus Verwandten vondermQI- 
terlichen Seite zusammengesetzt 
gewe.<?en sei. 1) c I v. ad Art, 3!8 
legt das liecht, diesen Vormund zu 
ernennen (wohJ irrig), dem Ge- 
richte beL» *Hareadö Art. 318 
nimmt sogar an , dass der Fnnii- 
licnrath nur aus Verwandten der 
mütterlichen Seite zusammengesetzt 
sein dürfe, weil die der vSterlichea 
Seite bei der Kiaire interessirt seien. 
S. auch Sir. XXXVIIML 482. Bei 
diesem Widerstreit der Interessen 
wird der talor ad boc f&glicb durch 
das Gericht ernannt werden kOn- 
' nen. Valette s. i'roudh. p. 59. 
Demol. V, 10(3. 

57) ^ Der Wan^^el dieser Beila- 
dung macht unter Umstimdeu das 
Verfahren nicht nichtig. Vgl. De- 
mol. V, 168. 

58) Wie, wenn die Klage abge- 
wiesen wird, gilt die Entscheidung 
gegen die ganze Familie? Be- 
jaht wird diese Frage von Dur. 
III, 100 ff. «Veneint dagegen wild 
sie mit Recht, wenn nicht alle Er- 
ben in die Sache gesetzt sind, von 
DeraoL V, 177. Sir. XXU, II, 
177. 
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Von dem Beweise der eheUcbea Kindfcbaft. 368 

Art. 318. Die von dem Manne der Mutter angestellte Klage 
kaoQ Yon dessen £rbeii und Becbtsnachfolgern fortgesteiU 
werden.S0). Das Ver&hren ist das des gemtinen Rechts. S. 
jedoch den 0. de pr. Art. 48. und 83. n. 2. Hat das Kind 
die Vermuthung der ehelichen Abstammung für sich, so ist 
Üim während des Rechtsstreites der nötbige Unterhalt yon dem 
Manne oder ans dem Nachlasse des Mannes iro reidien.*^ 

Foitsetzung. — Von dem Beweise der ehelichen Kindschaft, oder von 
.den Klaffen auf AaetkemiuBg oder Aberkennang des Standes eines 

ehelichen Kindes. 

Der Beweis der ehelichen Abstammung d. i. der Beweis, 
dass eine bestimmte Person yon einem bestimmten Ehepaare 

abstamme, wird geliilnt — allemal unter der VoraussetznnG^, 
dass unter den Eltern eine Khe erweislich bestanden hat, 
▼gl. 645. Anm. 1. — durch den in die Bücher des bür- 
gerlichen Standes gehörig eingetragenen Geburtsalct, Art. 319. 
sollte auch dieser Akt nicht ausser dem Kamen der Mutter 
auch den I^amen des Vaters angeben oder sollte auch das 
Kind in diesem Akte als erzeugt von einem unbekannten Vater 
oder als erzeugt von einem Andern, als dem Ehemanne der 
'^Frau bezeichnet sein ; jedoch aüemai unter der Voraus- 



59) Es Irt lcii alsdann sclilrclit- 
hiu die Yuiscliriiteu des allgemei- 
nen Prosetsrechtea ein. Dnrant 

• III, 90. 

60) J|)(l. du C. c. VIIK 1»)2. 

1J Die Fraife, ob das Kind, wel- 
chem zu Kulgc des GcburUaktes 
iele. eine Ehefrau sur Mutter hat, 
n allen Füllen unter den Schatz 
der Kc{»L'l ijestellt werde : Pater is 
eat etc. ist bestritten. Die beja- 
hende MeinuMg dürfte jedoch arg. 
Art. 312. $. 1. den Vorzug ver- 
dienen. Dnrant. III, llö. "'•M a r- 
cade Art. 31'.). n. 2. I) e m o I. Y, 
197. Valette i'iuudü. JLl,p.bI. 



u. 3. Sir. XX MV. II, 131. XXXVI, 
11, 299. XXXiX, II, 279. XL, I, 
524. Andere legen dem Geburt«- 
akte nur dann diese Kraft und Wirk- 
sninlvcit Itei,' wenn der Akt beide 
Eluleiito als die Eltern namhaft 
macht. So D u - K o i p. 24. Wie- 
der Andere sprechen ihm diese 
Beweiskraft in dem Falle ab, da 
der Akt einen andern als den Ehe- 
mann , für den Vater des Kindes 
ausgibt. S. Delv. ad Art. 319. 
T o u 1 1. n, 893. *Der Beweis der 
3Iutterschaft . welcher aus cingm 
Urlheile (iher eine Standesklage her- 
vorgeht, äiebt dem Geburtsakte nicht 
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Setzung, dass die Identität des in dem Akte aufgeführten Kin- 
des mit dem, dessen Abstammung in Frage steht, eingestan- 
den oder ervreislich ist^) Der Gebartsakt beweist die eheliche 
Abstammung anch dann, wenn das Kind den Besitzstand nicht 
für sich oder ihn selbst gegen sich hat, 3) Arg. Art. 320. oder 
wenn der Inhalt des Aktes späterhin dorch eine .£rkläruig 
der Matter oder dnrch eine widerrechtliche Verleagnnng des 
Vaters widerrufen worden ist.^) Und umgekehrt kann sich 
das Kind nicht gegen den Geburtsakt auf seinen mit dem- 
selben in Widersprach stehenden Standesbesita berufen.^ S., 
jedoch Art 323. — Wenn das Kind den Gebartsakt beisu- 
bringcn nicht vermag,*^) so genügt es zum Beweise der ehe- 
lichen Abstammung, — jedoch allemal nur unter der §. 545 b. 
Anm. 1. gedachten Y oranssetzang — wenn das Kind er- 
weislich in dem standhaften Besitze des Standes eines eheli- 
chen Kindes gewesen ist. Art. 321. I'^s geht aber der Besitz 
des Standes einto ehelichen Kindes aus einem Zusammentref- 
fen von Thatsachen hervor, welche zusammen das VerfiSltniss 
der Abstammung von und der Yerwandtschaft ndt der Familie 
andeuten, zu weicher die Person zu gehören behauptet.^} Unter 



plcirh Sirey XL, I, 117—124. 

XLiii, I. m. 

2) Proudh. II, üö. TouU. II, 
880. 883. Dar. III, 123. Dn- 

Roi p. 26. Sir. VII, II, 765. XX, 
I, 320. XXVI, II, \m. Jpd. du 
Cr. IV. 2()1. Die Beweislast ruht 
aui dem Kiiidc. Der Beweis kann 
durch Zeugen geführt werden, wenn 
auch nicht der Anfang- eines schrift- 
lichen Beweises vorbanden isl. 
•Dem Ol. V, 203. 

3) Proudh. II, 61. Dnrant. 
III, 113. Las«. I, 372. Dn-Roi 
p. 14. 

4) Lass. I, 370. Sir. VII, II, 
84. — Umgekehrt kann eben so 
wenig eine spiltere Erklining der 
Ekern dem -Kinde fuf sich zu stat- 
ten kommen. Demol. V, 193. 
Sit, X\, U, 17. 3. jed. Art. 323. 



""'S) Proudh. II, 61. Ourant. 
III, 129. Toull. II, 850 U. 

Ö) Vgl. Art. 40 und oben ^. 65. 
S. jed. Locrd ad Art. S20, wel- 
cher (wohl ohne Grund) annimmt 
dass der Art. ;i20 nicht blos von 
den Fallen des Art. 46 zu verste- 
hen sei. (*Dw Meinung Locrö'f 
stutzt sich darauf, dass die erste 
Redaktion des Art. 320, welche 
die Anfang:sworlr des Art. -16 wie- 
dergab, geködert wurdp. Dieser 
Meinung folgen daher anch Mar- 
cad6 Art. 321. n. 1. Demol. V, 
206. Sir. LH, II, 289.) — Das 
Kind wird zu beweisen haben, dass 
es den Akt beizubringen nicht ver- 
niöge. Dn-Roi p. 7, A. M. ist 
Lass. I, 371. 

7) Durant. III, 128. 

Öj Also, es ist nicht nothwen- 
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diesen That&achen sind die yornehiiisteii folgende: Wenn das 

in Frage stehende Individuum jederzeit ^'*) den Namen der Per- 
son geführt hat, die es für seinen Vater ausgibt; wenn es 
Ton diesem seinem angeblichen Vater lO) jederzeit als Kind be* 
handelt nnd namentlich von- ihm erzogen, unterhalten nnd Ter* 
sorgt worden ist; wenn es stets für den Solin (oder für die 
Tochter) dieses Vaters in der Gesellschaft gehalten worden 
ist; wenn es die Familie des Vaters in dieser Eigenschaft an- 
erkannt hat. Art. 821. Der Beweis dieser und ähnlicher That- 
Sachen kann auch durch Zeugen geführt werden.i^} — Nie* 
mand kann einen Stand in Anspruch nehmen, welcher mit sei- 
nem Gobortsakte nnd mit seinem diesem Akte entsprechenden 
Standesbesitze in Widerspruch steht; und andererseits kann 
Niemand den Stand desjenigen bestreiten, welcher einen seinem 
Gkburtsakte entsprechenden Standesbesits für sich liat.^^) Art. 



di^, da«8 gerade tHe die im Art. 

331 angegebenen Thatsachen (no- 

men, tractatus, fania. wio ninn sich 
in der Kunstsprache aiisdriu kt ), 
in einem gegebenen Falle zusam- 
men eintreten mttfsen; aber eben 
00 venig ist schon eine von die- 
sen Thatsachen allein znm Beweise 
hinreichend. Ucbrigens können 
auch andere Thatsachen, als die 
des Art. 321, anji^eftthrt werden. 
(Der Art. 32t enthalt nur Beispie- 
le; aber allcrdin<j? die vortiehm- 
sten.) Proudh. II, 09. Favard 
m. filiation. $. 1. n. 3. Dn«Roi 
p. 20. Dem Ol. V, 208. Sirey 
XTI, I, 40(). Einiirc Schriftsteller 
halten jedoch schon eine von den 
Thatsachen des Art. 321, wenn sie 
eine Hauptthatsache ist, für hin- 
reichend. S. Locr6 ad Art. 321. 
La SS. I, 371. — Einen Fall zur 
Erläuterung des Art. 321. s. bei 
Sir. XXX, I, 217. 

9) »Vgl. Demol. V, 209. 210. 
Sir. LH, II, 2H9. 

10) Es genügt nicht, wenn blos 
die Frau und Mutter das Kind als 
das ihrige behandelt bat. Sirey 



XV, II, 17. •Demol. V, 211. 

Marcad6 Art. 321. n. 1. 

11) Also der Beweis des Be- 
sitz s t a n d e s kann durch Zeugen 
auch dann geführt werden, wenn 
der Anfang eines aebrifllicben Be- 
weises nicht vorhanden ist. Sir. 
XXX, II, 57. -XLIII, II, 507. — 
S. über diese Frage auch Lass. 
I, 373. Dn-Roi p. 15. »Bon- 
n i e r, Tr. des prenves n. 133. • 
Uehrigens versieht es sich von 
selbst, dass der Richter den Be- 
weis des Besitzstandes auch tur 
nnsulissig erkifiren kann, wenn 
die für den Besitzstand angeführ- 
ten Thatsachen nicht erheblich ge- 
nug sind. S. Sir. XXX, II, 57. u. 
C. de pr. Art. 253. 

12) Sir. IX, II, 112. Jpd. du 
C. c. 1808. II, 78. Die Vorschrift 
dieses Art. (welche aus altern Ent- 
scheidungen entlehnt ist, vsl. *D e- 
mol. V, 219), lantet unbedingt. 
Sie darf also nicht s.B.milerdem 
Vorwandc umgangen werden, 
dass in dem Akte das Kind unter 
falschen oder irrigen Namen anf- 
gelUhrt worden sei. Riebet ad 
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833. — Wenn das Kind weder seinen CMbnrtaakt beibringen 

noch auch sich auf den Besits; des Standes eines ehelichen 
Kindes berufen kann, oder, wenn zwar der Geburtsakt vor- 
handen ist, in diesem jedoch das Kind als Ton unbekannten 
latem ersengt aufführt wird, oder wenn, nnter derselben 
Voraussetzung, das Kiiid behauptet , unter falschen Namen 
eingetragen worden zu sein,i'-^) (ohne dass übri^jens dieser 
Behauptung der Standesbesits, in welchem sich das Kind be- 
findet, entgegensteht, Art. 323.) so kann der Beweis der ehe- 
lichen Abstammung — jedoch auch in diesem Falle nur unter 
der §. 545 b. Anm. 1. gedachten Voraussetzung — auch 
dnzeh Zeugen geführt werden. Gleichwohl ist das Kind nur 
unter der Bedingung zum Zeugenbeweise m lassen, dass der 



Art. 322. Du-Roi p. 34 ff. De- 
niol. V, 22Ö. A.' M. sind Malev. 
ad Art. 323. Lass. I, 362. Je- 
doch wird auch dann , wenn der 
Akt und der Standeshesitz ulici— 
einstinimon, /tun Beweise der eh e- 
lichcu Al):>tauimun^ noch überdies 
der Beweis .der nster den Ettem 
abgeschlossenen Ehe erforderl. S. 
die a. Sehr.» u. Toull. H. 881.- 
So wie das Kind, welches den Gc- 
burUialct und einen damit Überein- 
stimmenden Standeshesitz für sich 
hat, nicht von Andorn hciinnihigl 
werden kann , so knnn es .uirh 
nicht gegen seinen (icburtsakt und 
Standefbeaitz den Stand eines An- 
dern anfechten. Sir. XIII, 11,41. 
*Auf uneheliche Kinder bezieht sich 
der Art. 322 nicht. Vgl. Sir. LI, 
n, 753. 

13) Die Fälle, in welchen der 
Art. 323 eintritt, sind aus den Art, 
319—322 zu erlliulern. Der Art. 
tritt also nicht ein, wenn der Be- 
hanptnng des Kindes der GebartS" 
akt entgegfensteht , es wäre denn» 
dass das Kind in dem Akte nis von 
unbekannten Eltern geboren auf- 
geführt wäre oder dass das Kind 
behauptete, in dem Akte unter fal* 
scben Namen aafgeflüut wordea 



zu sein. Ar?. Art. 319. 323. Vgl. 
Anni. ü. Die Bedingungen, unter 
welchen das Kind zu dem Beweise 
dieser Behauptung zu lassen ist, 
bestimmt der Art. 323. 2. Vgl. 
Proudb. II, ()8. Lass. I, 300. 
Du-Roi p. 10. Merlin qu. ra. 
questlon d'ötat. $. HL DemoL 
V, 239. Sir. IX, I, 455. Diese 
Bedingungen sind nicht auf den 
Fall anwendbar, du sich das Kind 
auf den Besitz des Standes eines 
ebelichen Kindes der und der El- 
tern berufen kann. (S. Atim. 11.) 
Dagegen wird das Kind nllerdings 
berechtigt sein, sich gegen 
seinen Standesbesits auf den Art. 
323 zu berufen, obwohl mit dem 
Vorbebiillc. dnss dieser Besitz Yon 
deiu (iegenlheile reprobando be- 
nutzt werden kann. Locrö ad 
Artikel 323. Du-Roi p. Ö. 16. 
Wenn der Stand des Kindes durch 
den (leburt.sakt n n d durcb einen 
diesem Akte entsprechenden Stan- 
deabesily In Gewissheit gesetst wird, 
so tritt -der Art. 323 schlechtbiii 
nicht ein. S. Anm. 12. Ehen so 
tritt der Art. schlechthin ein, wenn 
weder der Geburtsakt nocb ein 
Standesbesitz vorhanden ist. 
14) Aiehef. ad Art. m 
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Anfang eines 8<^irilüicliea Beweises oder trifiSge ans den Ein* 

geständnissen der Ge2:en]iartei hervorprehende Vermuthiingen 
für die Behauptung des K.indes und mitbin für die Zulässig- 
keit des Zeugenbeweises sprechen^i^) Art 323. Der Anfang 
eines schriftlichen Beweises aber kann in diesem Falle ans 
den Urkunden der ramilie, aus den Hausbüchern und Brief- 
schaften des Vaters oder der Mutter, aus öffentlichen und 
seihst aas Priratakten entlehnt werden, wenn diese ron einer 
Person ausgegangen sind,i^) welche in dem Rechtsstreite Partei 
ist oder, wenn sie lebte, Partei sein wüide, und allein aus 
Urkunden dieser Art^^ entlehnt werden. Art. 324. Sowohl 
dieser Anfang eines schriftlichen Beweises als der Hanptbe» 
weis braucht nicht auf den Besitz des Standes, 'sondern nur 
auf die Abstammung von den und den Eltern iiberliaupt ge- 
richtet zn werden.1») In den Fällen des Artikels 323.1^) kann 
der Gegenbeweis dnrdb eine jede Art von Beweisnüttehi^^Q 



15) Holifs ad Art. 323. Tonil. 

II, 880- Le nouvrnu Denisart. ni. 
t'tat. Der Art. 323. §. 2. weicht 
also von dem Art. 4t) ab. Er for- 
dert mehr als dieser. Tonil. II, 
884. Riehe f. ;.d Art. 323. Der 
Abfjang der Strmdesbücher begrün- 
det daher noeh nieht eine zur Zu- 
lassung des Zeugenbeweises hin- 
reichende Vermn^ang. *M a r o a d 
^ Art. 324. n. 2. — A. M. ist Dur. 
I, 203. III, 1 11. — Die Anm. 1 
erwähnte Strciltra^e «greift auch in 
die vorlieprende Frage ein. — üeh- 
rigeiis versteht es sichvon selbst, 
dass die (lerichte, wenn die .\rt. 
323. §. 2 gedachten Bfdinffungen 
in einem g^^fi^^benen Falle nicht 

Senoffsam begründet worden siud, 
en Zeudrenbeweis auch nicht zu- 
lassen kruinen. Sir. XXVII, II, 
239. XXYUI, I, 172. XXXIX, 1, 
562. *Das Gericht hat den Be- 
weis nicht zuzula.sseu, ^^e^^l sich 
crpfebeu wUrde, dass das Kind im 
Ehebruch erzeugt ist. Sir. XL, 
I, 118-122. XLIU, I, 180. 

16) Ansgeganf en sind — 



ond nicht blo0 in dem RechlMtreite 
producirt worden sind. Sir. SÜDI, 

1, 4Ü6. 

17) Der Art. wird limitativ zu 
verstehen sein. Vgl. Art. 1347. S- 

2. u. Sir. XXI, I, 249. XXIII, II, . 

53. — * Jedoch fallen Briefe der 
in Rede stehctiden Parteien noch 
unter die Regel des Art., wie sie 
überhaupt den in Art. 1347. $. 2. 
bezeichneten Anfang eines schrift- 
lichen Beweises bilden. Demol. 
V, 24Ü. Vgl. l'oth. oblig. n. 803. 

18) Irrig ist anderer Meinung 
Riehe f. ad Art 324. — S. einen 
höchst interessanten Fall zur Er- 
läuterung der Art. 323 — 325. bei 
Sir. XXVII, I, 38. Im Vendee- 
Kriege war die Tochter angesehe- 
ner Ellern verloren gegangen. Ein 
Madcliru tritt in der Folge mit 
der Behauptung auf, dass sie diese 
Tochter sei. 

19) Toull. II, 896. Dur. III, 
137. In den übrigen Füllen bleibt 
es, was den (iegcnbeweis betrifft, 
bei den Regeln des gemeinen Rechts. 
20) MuSin taeh dwch Zeugen 
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geführt^ anch nicht blos daranf, dm der Kläger nicht das 
Kind der Mutter sei, die er zur Mutter zu haben behauptet^ 
Bondem selbst darauf gerichtet werden , dass, wenn auch die 
Mutterschaft erwiesen sei oder erwiesen sein sollte, dennoch 
der Kläger nicht als das Kind des Mannes betrachtet worden 
könue. Die oben §. 545. über die Vaterschaft aufgesteliteu 
Grundsätze sind auf diesen Fall kemesweges anwendbar; 'son< 
dorn es ist in diesem Falle die Beantwortung der Frage, ob 
der Mann der Mutter für den Vater des Kindes zu erachten 
sei, lediglich und allein iu das Ermessen des Gerichts gesteilt.^i} 
Art. 325. 

§. 548. 

2) Von der Erwerbung der elterlichen Gewalt durcli die LegiUmatioü. 

Die Legitimation (oder die Ehelichmachung, besser, 
die Ehelichung unehelicher Kinder,) ist eine Kechtsdichtnng, 

(eine fictio juris,) kraft welcher uneheliche Kluder als eheliche 
zu betrachten sind. — Die Legitimation findet statt, und zwar 
kraft Gesetzes ,9 wenn die Eltern eines anehelichen Kindes 



* and ohne dau es des' Anfangs ei* 
nes schriftlichen Beweises bedarf. 

Delv. ad An. 325. 

Obss. du trib. ad Art. 325. 
LocTÖ tt. Riehe f. su dems. Art. 

Proudh. II, 50. Toull. II, 893ff. 
Bedel tr, de radull. n. 90. Du- 
Roi pai?. 75. Demol. Y, 259. 
Marc ad 6 Art. 325. Sir. X, I, 
77. XXXVIII, n, 406. 

1) Man bat die Worte des Art. 
331: pourront rlre l^gitim^s'* 
nicht so zu deuten, als ob es von 
dem Willen der Eltern oder des 
Kindes abhin^r«'', oh per siil>sr(ji!ens 
matrimoiiiiim die I.efTitiin;ttion statt- 
finden solle. Diese tritt vielmehr, 
wenn sich die Eltern verheiralben, 
(unter den gesetsliclien Bedingun- 
gen) sogar gegen den Willen der 
Eltern und der Kinder ein. S. je- 
doch Art. 339. Lass. 1, 3Ö1. Du- 



rant. III. 179.189. Favard m. 

l6git. §. II. n. 5. (Dieser Schrift- 
.s(oIl< r behauptet sogar , dass in 
diesem Falle der Artikel 339 eine 
Ausnahme leide.) SireyXII. 67. 
A. M. ist Riehe f. ad Art. 330, 
welcher annimmt, dass eine Er- 
klSrung der Eltern hinzukommen 
müsse. (^Jene Worte beziehen sich 
nur auf die Anerkennung der 
natürlichen Kinder.) Eben so we- 
nig braucht die Legitimation in 
den Staudesbucher angemerkt zu 
werden. Lass. 1,385. — -*Zur Le- 
gitimation bedarr es keiner Erklä- 
rung, die Kimler künnen gegen ih- 
ren Willen lefjitimirt werden, wohl 
aber kann die Anerkennung der 
Kinder Ton Jedem, der ein Inte* 
rcsse hat, nach Art. 339 bestritten 
werden , also auch von den Kin- 
dern seihst« Die Klage richtet sicii 
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einander heirathen^) und nur unter dieser Voraussetzung.^ 
— Es werden jedoeh, durch die £he der Eltern nur dicifeni- 
gen ukehelichen (oder nattfrlieheD) KiAder geehelicht) welche 
Ton den Eltern vor der Ehe 4} ^esetzmSssig ^ anerkannt 
worden sind oder welche ein vor der Ehe gesprochenes ürtheil 
für Kinder dieser Eltern erkl&rt hat^} Da also nur die ge- 
setzmSssig anerkannten Kinder durch die nachfolgende Ehe 
der Eltern legitimirt werden können, so folgt, dass, so wie 
da^enige natürliche Kind nicht anerkannt werden kann, des- 



alsdann auch gegen die Legitima- 
tion. Sir. XLIII, n, 481. XLV, 
II, 416. 

2) Und die Ehe z.u Recht bc- 
Btfindig ist. Ueber die Frage, ob 
nnehelicbe Kinder auch durch ein 
iDatrimonium putativimi Icfritiniirt 
werden, s. oben §. 465. Anm. 8. 
und Loiseau tr. des enfans na- 
tur. pag. 321. auch Las«. I, 378. 
(Auch diese Schriftsteller sprechen 
dem niatr. pntat. die Wirkung der 
Legitimation ab.) Dalloz ni. filiat. 
Chap. III. Secl. I. — ünebeliche 
Kinder werden auch dann per sub- 
aequens matrimonium legitimirt, 
wenn in der Zwischenzeit «wi- 
chen der Erzeugung der Kinder 
und der Ehe der Vater oder die 
Mutter eine andere (nuD wieder 
aufgelöste) Ehe eingegangen sind. 
Loiseau p9g. 282. Merlin m. 
I6git. Dailoz I. 1. — Ferner 
auch dann, wenn sie in einem Lande 
geboren worden aind, in welchem 
dir legitim, per suba. matr. nicht 
Rechtens ist. ibid. 

3) Also nicht — - wie nach dem 
iiüm. und nach dem altern Franz. 
Rechte (s. Jpd. da C. e. VIII, 273.) 
— per rescriptum principis. — Die 
Literatur der Lehre von der Le- 
gitimation s. unten ) in der Lehre 
von den natürlichen Kindern. 

4) Aach wahrend der Ehe kann 
ein natOrlichea Kind anerkannt 
werden. S. Art. 337. Aber nie 
bat dieses Anerkenntniss die Wir- 
kung, das Kind zu legilimiren. Sir. 

laafcarii, Fnuu. CMbMlli i.Aal. IIL 



XVI, II, 337. XIX, II, 383. XX, 

1, 342. XXXV, II, 1. 

5) L(igalement — falsch ist die 
Lesart ^galement, weiche in eini- 
gen Ausgaben ateht. Merlin m. 
feffitination. Die gezwungene An- 
erkennung hat auch in dieser Be- 
ziehung dieselbe Wirkung , wie 
die freiwillige. Loiseau p. 303. 
Proudh. II, 108. Laaa. I, 383. 

Jedoch lasst sieh sehr viel für 
die Meinung sagen, dass die ge- 
zwungene Anerkennung auch dann 
die Legitimation sor Folge habe, 
wenn daa Urtheil erat während 
der Ehe gesprochen wird. Z. B. 
der Vater hat das Kind vor der 
Ehe anerkannt. Das Kind klagt 
gegen die Mutter auf Anerkemrang, 
nachdem sich die Mutter mit dem 
Vater verheirathet hat, und diese 
wird verurtheilt. Für diese Mei- 
nung iat TonH. II, 997. Dur. 
m, 180. *V a I e 1 1 e s. Proudh. II, 
p. 146. — A. M. Delv. ad Art. 
331. Favard m. Ugil. §. II. n. 

2. *Marcad^ Artikel 331. n. 1. 
Demol. V, 363. (*Die letitero 
Meinung ist allein mit dem Artik. 
331 zu vereinigen, der die An- 
erkennung durch beide Eltern 
ftor eine Bedingung der Legitima- 
tion erklärt.) 

6) Nie können sich also natür- 
liche Kinder, deren Eltern sich mit 
einander verheirathet haben, die 
Eigenschaft legitimirter Kinder 
kraft des blosen Besitzes dieaea 
Standes beilegen. Richef. ad 
Art. 331. 

S4 
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gen f3tem ddh zu der Zeit, da de du Kind erseugteD,?) — 

kraft eines absoluten, bleibenden und trennenden Ehehinder- 
ntiees — nicht mit einander yerheirathen durften (vgL Ait 336.), 
•0 anch ein soldies Kind nicht dnreh die nachfolgende Ehe 

der Eltern legitimirt werden kann. Zu Folge dieser RegeK 
können z. B. Kinder, die in einem Ehebruche oder aus einer 
Bintaehande erzeugt worden sind, lücht legitimirt werden.^) 
Anch dürfte diese Regel selbst dann bei Kraft bleiben, wenn 

das Ehehindemiss vor der Verheirathung der Eltern durch 
Dispensation gehoben worden ist^) Dagegen hat die Legi- 



7) Also re«picien(lnm est ad lem- 
pus eonceptionis (vrgl. Art. St2), 
liiclit ad tenipus editi partus. Dewi 

der Artilu;! 331 saff^t: nös friiii 
commerce etc. Delv. ad Art. 
331. Merlin ni. legit. M a r- 
cad6 Art. 331. n. 3. (*Je nach 
4«r Vtrachiedenheit der Fälle kom- 
men die in Arl. 'H'i. 315 erwähn- 
ten Fristeu dabei iu lietracht.j — 
A. H. ist Loiteau p. 275. Bine 
dritte Meinung ist, das.s es ^enii«;e, 
wenn das Kind die eine oder die 
antUro Zeit fur sich hat. So Ma- 
le v. ad Art. 331. — '' Auf das Kind, 
welehea wlhrend der Ehe geboren 
wird, bezieht sich die Logititnation 
nicht. Das Kind ist ehehch gebo- 
ren , und es sind die Regeln über 
die Verleugnun^rsklage anwendbar. 
Demol. V, &SL 63. 847. S. $. 
546. Anm. 3. 

8) Der Art. 331 fniul eben so 
der Art. 335) scbliesst nur die Ii- 
berol adnlterinoa und inceatuoaof 
namentiich aoi, ohne eine allge- 
meine Rejyel über die, welrhc nicht 
legitimirt werden können, aufzu- 
stellen. Aber die Vorsdifift llift 
sich auf alle impedimenta matrim. 
dlrimontio, quae publica et yierpe- 
tua sunt, ausdehnen. Aber nicht 
auf alle impedimenta malr. dirini. 
ttberbanpt. Z. B. nicht auf daa 
imped. deficientis consensus paren- 
tum oder auf das imped. aetatis. 
So weit hiüt die Analogie nicht 
ana. Loisean pag. 27£ Die 



Ausdehnung der Vorschrift ist be- 
sonders wegen der von einem Prie- 
ster erzeugten Kinder von Interesse. 

S. Aiini. 9. - Knnii ein natürli- 
rhcs Kind, das ein biirijorlich Tod- 
ler erzeugt bat, legitimirt werden? 
Allerdings. A. M. ist Loisean 
p. 293. 

9) Lex non (li.sliiij^fiiit. D u r. III, 
176. Delv. ad Art. 331. Merl, 
a. a. 0. Lass. 1,280. Farard 
ni. I^git. JJ. I. n. 1. •Demol. V, 
.354. Marcad6 Arl. 331. n. 2. 
Valette s. Proudh. II, pag^. 165. 
168. Valette u. Thi6riet in 
der Rewe de l^irislat VIIL p. 
37. 455. Sir. XXXIII, II, 322. 
XXXVHI, II, 115 in der Note. — 
A. M. sind Malev. ad Art. 331. 
Tonil. II, 933. Sententia, si nen 
reclior, certe aequior. V«?]. Art. 
ir»l. S. auch über diese Frage: 
Sir. W.XIII, II, 82. (^Verhandlun- 
gen der Kammer der Abgeordne- 
ten über dieselbe Frage.) Dalles 
m. fdiat. Chap. III. Secl. I. — 
Dieselbe Slrriflrnj:«- biotcl sieh dann 
dar, wenn das Ehehinderni5s durch 
ein Cresete aufgehoben worden ist. 
S. Merlin a. a. 0. Sir. IX, II, 
20ß. XII, L m. (Ein Priester hat 
ein Kind crzeiin-t und dieses wäh- 
rend der Revolution per subseq. 
matrim. legitimirt Die Legitima- 
tion wurde aufrecht erhalten.) S. 
auch unten ^. 565. Anni. 3. — *Die 
mildere Meinung hat auch in neue- 
rer ZnÜ Vectheidiger gefunden, 
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timati<m auch dann statt, wem Kinder rar Zeit der Yer- 
heiratbnng der Eiteni bereite mit Tode abgegangen sind, Je- 
doch — eheliche oder ehelich gemachte — Kinder bfntef^ 
lotsen haben d. i. die Kindeskinder erlangen dann durch die 
naehfelgende Ehe ihrer Grosseltem dieselben Hechte, vie wen« 
diese Ehe bei Lebseiten des Kindes geschlossen worden wlire. 
Art. 332. — Lef!:itimirte Kinder haben dieselben Rechte, als 
ob sie in der Ehe, durch welche sie geehelicht worden sind, 
erzengt worden wären. Keineswegs aber hat die Legithnation 
rliekwirkende Kraft d. i. die Rechte der geehliehfen Kinder 
sind nicht so zu benrthcilon, als ob die Kinder schon ursprüng- 
lich (schon zu der Zeit, da sie erzeugt worden,) ehelich ge«* 
wesen wXren.^9 (P^^ nnptianim est dies eoneeptfonis et 
tiTitatis legitimae.} Vgl. Art 331—333. und unten die I<ehre 
von den nnehelicheu Kindern. 

IV) Von den gegenseitigen Reehten der Eiter» 

und der Kinder. 

* 

% 549. 

1) Voo den Eecbtoa der elteflielieii Gewalt. 

Die elterliche Gewalt steht sowohl der Mutter als dem 
Vater zn.O Jedoch wird diese Gewalt, so lange die Ehe be- 



man stül&t sich auf das canonische 
Reeht; ferner taf die Discussion, 
bei welcher zunöchst nur an die 
im Elicbriich cr7.en|»len Kinder {^q- 
daclit worden und endlich darauf, 
dass im Zweifel für die Kinder eu 
enticheiden sei. D u p i n, Monitenr 
vom 4. Marz 1838. (l\v(\r in der 
Depiitirtenkaminer.) l'ont in der 
Revue de lögislat. VIH, pag. 150. 
Slrey XXXYIH, II, 145. Dieee 
Gründe werden jedoch durch den 
Art. 331 selbst widerlfirf , denn, 
wenn dieser Art. die Moglichkeii 
annimmt, dass die Eltern incestuo- 
ser Kmder fpMer efaM ffShif e She 
ehigehen, so kann er tieh anr aof 



die Falle beziehen, wo diese Ehe 
m Folife einer DiipensatiOB meg^ 

lieh wird und für diese Fälle nun 
soll zufolge desselben Art. die Le- 
gitimation nicht eintreten. 

10) Favard m. l^gitimat. §. L 
D. 3. 

11) Z. B. das legitimirte Kind 
beerbt nicht die Anverwandten, 
die vor seiner Legitimation, also 
Yor der Ehe der Bllern, gesloii»ea 
sind. Die elterliehe Niitsniessunf 
bf^rinnt erst mit dem Tajje der 
Trauung. Loiseau p. 285. Tonil. 
II, 930. Dur. III, 108. Merlin 
m. inaj. Sir. IX, II, 115. XI, h 
m XBI, U, 88. XL, II, m. 

24» 



* 
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stehty^) in der Regel allein von dem Vater ausgeübt; Art. 148. 
373. 374. 375. 384. 477. in der Regel, d. L mit Vorbehalt 
der FSUe, in welchen die Gesetze schon wXhrend der Ehe 
der Mutter und dem Vater gleiche Rechte zuschreiben. S. 
Art 151. 152. 278. 346. 361. s. auch Art. 148. Wird der 
Vater seiner Gewalt ttber die Kinder zur Strafe verlnstig (C. p. 
Art. 835.) oder ist er, wegen einer Geistes* oder GemiÜhs- 
krankheit , nicht im Stande diese Gewalt auszuüben , so tritt 
die Matter schon w&brend der £he an die Stelle des Vaters.^) 
Art 141. 149. nnd Arg. h. Art Uebrigens verbleiben den 
Eltern die Rechte der elterlichen Gewalt auch dann, wenn 
sie die Vormundschaft über ihre Kinder niclit verwalten oder 
dieser Vormondschaft Torlostig geworden sind.^) S. jedoch 
Art 383. 

In der elterlichen Gewalt liegt wesentlich und kraft 
einer Pflicht, das Recht, die Kinder zu erziehn. Die Eltern 
sind daher bereehtigidt, x. B. die Handlungen der Kinder m 
leiten nnd m bewachen, die Art des Unterrichts, den die Kin- 
der erhalten sollen, zu bestimmen, über die Lebensart, welcher 
sich die Kinder zu widmen haben, zu entscheiden, die Kinder 
zu belehren, zu warnen und zu strafen.^) Art 372. Zu Folge 
dieses den Eltern zustehenden Rechts dflrfen die Kinder idcht 

Das leg^itimirte Kind ist in Bezie- liirt der Vater, der in eine Gei- 

hung auf die Kinder, die in der steü- oder Gemüthskrankheit ver- 

Bhe geboren werden, dii Site- fkllt, nicht die elterliche Nntmief- 

ste. Favard 1. c. S* 11I> »• 3. sunff. 

Vgl. auch Art. 960. 4) Vgl. oben das Vormandschafts- 

1) Ucber die EllernffewaU nach recht und Touli. Ii, 1062. Ya». 

dem Gesetzbuche ^^apuieons. Von II, 410. 

Beek er. In der Jurist BibliotlL 5) Locrö ad Art. 374. HerL 

I, 1. 2. *Chardon, Tr.deatroia m. öducalion. m. puissance pater- 

pnissances. T. I. nelle. vSect. III, §. 6. Gönner 's 

2j Von der Sonderung v. T. u. Archiv Iii, 2, 14. (Hier ündet man 

B., in Beziehung auf ihren Einfluat eine Abb. aber die reKi^die Er* 

auf die elterlicbe Gewalt, s. §. 494 ziehung der Kinder. Vgl. oben $. 

desp:1eiehen TOB der £tieaclieidtti^ 112.) *S. auch über die letztere 

§. 485 ff. Frage oben §. 504. Anni. 3. — 

3) Vaz. tr. du mar. II, 405. lieber das Kecht des Vaters, den 

Dely. I, 245. Von dem Einflnaae Stand (4aa Stndinm) dea Maes 

der Abwesenheit auf die elterliche zu wählen vrgl. Trefurt, Jahrb. 

OewaU fl. % 160. — Jedoch ver- 1836, & 374. 
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obne Znstimmiiiigr des Vaters (oder, bedingungsweise, der 
Mutter,) das elterliche Haus verlassen,^) es wäre denn, dass 
das Kiud durch grobe Missbandiungen zvl diesem Schritte ge» 
iiöthiget iTÜrde ^ oder dass ee Daefa anrfiekgelegteiii aditaebn» 
ten Jahre freiwillige Kriegsdienste nShme.^) Art. 874. . — Vm 
der elterlichen Gewalt den ihr gebührenden Nachdruck zu ge- 
ben, ertheUen die Gesetze den £ltem, wenn diese Ursache 
haben, mit dem Betragen des Einäes schwer nnaiifiieden m 
sein, das Recht, das Kind einsperren zn lassen;^) Art 
375. 381. mit folgenden näheren Bestimmungen: Die Eltern 
k<hmen nnd müssen sn diesem Ende bei dem Präsidenten desje- 
nigen Gerichts der ersten Instanz, in dessen Bezirke sie ihren 
Wohnsitz haben , einen Befehl zur Einsperrung des Kindes 
auswirken. In gewissen Fällen hat der Präsident diesen Be- 
fehl schlechthin d. h. ohne dass er berechtiget ist, die Gründe 
des Antrages zn prüfen mid diesen naeh Befinden za yer- 
werfen, ergehn zu lassen; in andern Fällen aber hängt es 
von dem Ermessen des Präsidenten ab, ob er, nach Prüfung 
der für den Antrag anzuführenden nnd angeffilurten Gründe, 
den Befehl znr Einspeming ertheilen will oder nicbt^^ Und 
mit diesem Unterschiede hän^^t ein anderer, welcher die kür- 
zere oder längere Zeitdauer der Einsperrung betrifft, zosam- 
men, NSmlich: 1) Wenn das Kind noch nicht das seehs- 
zebnte Jahr seines Alters angetreten hat, so hat der PrSsi- 



6) Den Eltern steht daher eine 
Klage auf Ausantwortunfr der Kin- 
der zu. (Inlerdictum de liberis 
exliibendis.) \g]. C. p. Art. 354 
und oben %. 299. 471. *DemoI. 
V, 307. Debelleyme, Oidonn. 
snr reqnete i, p. 417. 

7) Sir. Xn, n, 280. 

8) Diese Ausnahme und die Be- 

rathun^ daniber erinnert g^ar sehr 
an die Yergangeniieit. S. die Dis- 
eufs. ad Art. 374. 

9) Die Quellen, ausweichender 
C e. dieses Beeht geschöpft hat, 



sind die 1. 3. G. de patria pote» 

State u. die loi v. 24. Aug. 1790. 
tit. X. Art. 15ff. — Die Wahl des 
Orts, wo das Kind eingesperrt 
werden soll, hat das Gesetz ab- 
sichtlich dem Ermessen der Eltern 
und des rtiehters Uberlassw. Lo- 
er 6 ad Art. 376. 

10) In dem ersten Falle geschieht 
der Antrag (wie sich Locre ad 
Art. 875 aasdrttekt)» par Toie d'an« 
torite, in dem zweiten par voie 
de röquisition. Der letztere Aus- 
druck kommt auch io dem C. c. 
Art 381. 383 vor. 
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deat, anf Antimg des V«tera die E^nspemmg des Kindes 

sofort (sine cotrnitione cansae) zu verordnen. Jedoch kann 
in diesem Falle der Vater das Kind nicht über einen Monat 
hag einsperren lassen. Art 376. 2} Wenn das Kind das 
seehsaehnte Jabr seines Alters angetreten hat, übrigens noch 
minderjährig und nicht der väterlichen Gewalt entlassen ist, ^9 
00 luum der Vater nur mit Anführang der einzelnen Gründe 
seines ßnebens um den Befehl zur Einsperrung des Kindes 
einkommen. Der Priisident hat sich über das Suchen mit 
dem Kronanwalte zu l)eneiimen und hierauf, nach Gutbeiinden, 
den Befehl zu ertheiien oder zu verweigern. Der Befehl kann 
bSohsteas nur auf eine sechsm'pnatiiche Einsperrung laut^. 
Art 377. Weder in dem einen noch In dem andern Falle 
(1. und 2.) ist irgend ein gcrichtliclies Verfahren oder sind 
ßchriften zuzulassen. Das einzige Schriftliche ist der Einsper- 
iwigsbefehl, welciiem übrigens keine Beweggründe einsuyer- 
lefben sind. Au«^ hat der Vater das Terspredien zu uiiter- 
zeichuen, dass er die Kosten bezahlen und das Kind auf eine 
angemessene Weise ernähren will. Art 378. 3} Wenn 
der Vater zu einer neuen Ehe gescluitten ist, so kann er auf 
die Einsperrung eines Kindes der ersten Ehe schlechthin, d. i. 
auch wenn das Kind noch nicht in das secliszehnte Jahr sei- 
nes Alters getreten ist, nur in dem durch den Art 377. yor- 
gezeichneten Wege antragen.!^) Art 380. 4) Die Mutter 



11) Mitliin kann sicli mich die 
Einsperrunfi: nicht über diese Zeit 
hinaus erstrecken. L o c r 6 ad Art* 
377. 

12) I>ef «HflieDtf convenables 

Der Vater wird also berechtigt 
sein . das Kind auch bei Wasser 
und Brod einsperren £u lassen. 
Laif, n, 205. 

13) "Was die Zeit der Einsper- 
runjj belriilf.. hat es jedodi in An- 
sehung; der Kinder unter KJ Jah- 
ren bei der Vorschrift des Art. 376 
•ein Beweadei. DaiaeUia giit von 
den Fmien der ArUkd 381. 981. 



Diese Art. lieben nur in Beziehung 
auf das Verfahren die He^el des 
Art. 370 auf, — Auf einen Witt- 
wer ist die V^orschrift des Art. 380 
nicht anwendbar. B ) o e e h e I «ur 
le titre du C. N. de hi niinoritö 
etc. p. 76. *3Iarcade Art. 382. 
n. 2. — A. M. La SS. U, 206. 
«Demol. VI, 324. Do Gaurroy 
I, 556. (•Der Vater hat das Recht 
durch die /weife Ehe "verloren, dag 
(iesetz jfibt ihm d;is.st'll)e nach Auf- 
lösung der letztern allerdings nicht 
nadrttokUeh nrHelL, da Aet der 
Vatar al« Wittwer wieder frei isl. 
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kann das Kind nur, wenn sie den Mann überlebt nnd nicht 
in einer zweiten Ehe steht, einsperren lassen. Aber auch 
dann kann sie den Antrag nur mit Beitritt der beiden nttoli» 
sten Verwandten des Kindes von der Seite des Vaters^^^) in- 
gleichen schlechthin nur in dem durch den Art. 377. vorge- 
aeidmeteu Wege machen. Art. 381. 5) Denselben Weg hat 
der Vater alsdann sclüedithin einauseblagen, wenn das Kind 
eigenes Vermögen bat oder ein Gewerbe für sich treibt Art 
382. §. 2. Das Kind, das eingesperrt worden ist, kann sich 
in diesem Falle an den Kronanwalt bei dem königlichen Ge- 
richtshofe mittelst efaier Beschwerdeschrift wenden. Dieser Krön» 
anwalt hat alsdann von dem Kronanwalte bei dem Gerichte 
der ersten Instanz Bericht zu erfordern und nach dessen Ein- 
gang an den Früsldenten des Gerichtshofes Vortrag zu erstat- 
ten. Der Präsident des Geriditshofes kann hierauf, und nad^ 
dem er den Vater von der eingegangenen Besdiwerdeschilft 
unterrichtet und alle zweckdienlichen Erkundigungen eingezo- 
gen hat, den von dem Präsidenten des Gerichts der ersten» 
Instana erlassenen Befehl widerrufen oder modificiren. Art 882. 

2. Dieselbe Vorschrift ist billig auch auf einen jeden an- 
dern Fall der Einsperrung anzuwenden.l^^ Uebrigens ist schon 
oben (§. 112.) angeführt worden, dass auch dem Vormundo 



00 wird ihm das Hecht von selbst 
wifflcr zustellen. Man hat im Zwei- 
fel für die viiterliche GewiiIt zu 
entscheiden, (ileicbes gilt von der 
Wittwe, g. die fol^. Anm.) 

14) üeberlebt-^ oder wenn 
der Mann tinmUndig^orosprorhcTi oder 
seiner Gewalt Uber die kinder ver- 
lustig geworden Ist. — Und nicht 
in einer zweiten Ehe steht 
■ — es Aviirc denn . dass sii* die 
Vormundschaft über das Kind be- 
halten hätte, Art. 408 oder wieder 
Witiwe geworden w8re. V « i* da 
mar. II, 425* 

15) Also, wenn diese ihre Zu- 
stinimun^f verweigern, so muss der 
Antrag unterbleiben oder abgewie«« 



sen werden. Locrö ad Art. 381, 
Dem Ol. VI, 350. A. M. ist Lnss. 
II, 206. — Hat dns Kind keine be- 
kannten Verwandten von der Seite 
def Vaters, so sind zwei Freunde 
des Vaters jEasnsiehea. Tonllior 
II, 1057. 

16) S. Obss. du trib. ad Art. 382. 
Demol. VI, 331. — A. M. sind 
Bloche! p. 75. Lass. II, 207, 
welche die Vorschrift des §. 2. 
Art. 382 schlechthin auf den Fall 
des 1 beschrönken. Marcadö 
Art. 88a. n. 4. Lnor« ad Art 
882 dehnen sin nur auf die FiHo 
aus, in welchen die Einsperrnn» 
auf Requisition verfügt wor- 
den iüt. 
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das Reebt TOStehe, aaf die Efanpenmog seines Mündels ansn- 

tragen. In allen den Fällen aber, in welchen ein uDgehor- 
sames Kiud eingesperrt worden ist, kann derjenige, auf dessen 
Antrag die Einsperrnng yerf ügt worden ist, das Kind in einem 
jeden Augenblicke, und ohne dass es eines neuen Befeiiles 

bedarf, wieder zu sich nehmen. Wenn das Kind nachher 
in neue Yerirrungeu verfallt, so kann von neuem auf Ein- 
sperrnng des Kindes angetragen werden, übrigens ebenfalls 
nur nach Massgabe der obigen Regeln. Art. 37 9.^^) 

Zu Folge besonderer gesetzlicher Vorschriften 
sind mit der elterlichen Gewalt in der Regel verbunden, 1) die 
Yormundschaft über die Kinder, ygL % 99. 2) Das Recht, 
einen Vormund für die Kinder su wählen, vgl. §. 100. 3) Das 
Recht die Kinder zu emancipiren, vgl. §, 119. 4) Die Nutz- 
niessung des Vermögens der Kinder. — Diese JHutznies- 
sang steht wihrend der £he^^) dem Vater und nach dessen 
Tode der Mutter su; jedoch beiden nur bis su und mit dem 
achtzehnten Lebensjahre des Kindes 2i) und, wenn das Kind 
früher verstirbt ,^^3 nur bis zu dessen Tode.^^) Art. 384. — 



17} lo CT 6 ad Art. 379. 

18) Der ,\rl. himdelt /.wnr sei- 
ner Wortfassuns; iiucli nur von dem 
Vater. Er ist jedoch seioem Grande 
Bach auch auf die Mutter und auf 
den Vormund anwendbar. Delv. 
ad Art. 379. 1) e m o l. VI, 35ü. 

19) Es ist dieses Recht an die 
Stelle der mit der i^arde noble et 
beurgcoise des altem Hechts ver- 
bundenen Nutziiiessiiiiff iretreten. 
Vgl. Coul. de I'ar. An. 205 II'. Tr. 
de ja irarde noUe et bonrgeoise. 
Par Poth. Froudh. de rusufr. I, 
133 IT. Merl. m. usufr. paternel. 

Die gesammte Lehre des Hüm. 
Recht! de peoilio filiomm familias 
ist dem Frani. R. fremd. Kinder, 
die unter der elterlichen (Jewalt 
stehen, k()nnen, abgesehen von der 
elterhchen i^iutzniessung, ganz so, 
wie homines sni juris, ein Ver^ 
nOfen erweiben und liesitsen. 



20) „Le p^-re, durant le mari- 
aije, et apres la dissolution du 
ntariage le survivant etc.^* Schon 
hieraus ist gefol|rert worden« dass 
den Eltern natürlicher Kinder 
d i c iV II tzniessung nicht zustehe. Vgl. 

21) Alan beschränkte die elter-> 
liehe Nutzniessung auf dieses Al- 
ter — damit die Eltern nicht durch 
Eigennutz verhindert würden, das 
Kind zu emancipireu oder ihre Zu- 
slimnung tu einer Heirath des Kin- 
des SU lieben! Locr6 ad Artik. 
384. 

22) Der burgerl. Tod ist dem 
physischen gleichzuachten. Vrgl. 
Dur. III, 367. 

23) Malev. ad Art 387. Prou- 
dhon 1, 126. Dur. III, 392. Jpd. 
du C. c. VIII, 256. Der Grund der 
elterlichen Nutsnietfung ist die 
Last der Eniehnog. Atqoi etc« 
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Die dterliehe NutmieBiunif mnfasBt die gesammten C^flter 

des Kindes; ausgenommen, 1) das, was das Kind durch ein 
Geschäft oder ein Gewerbe, das es für sich treibt, erwirbt,^*) 
2) das, was ihm unter der Bedingung^ geschenkt oder ver- 
madit wird, dass den Eltern daran k^e Nntmiessung austdin 
soll. Art. 387. Jedoch kann nicht der Vorbehalt mit dieser 
Bedingung belastet werden.^^} Auch die Bedingung ist für 
snlässig SQ erachten, dass dem Vater noch überdiess nicht die 
Verwaltung des Geschenkes oder des VermSchtnIsses znstehn 
8011.27) Endlich 3) sind auch Majorate von der obigen Regel 
ausgenommeu.'^^j — Die Lasten der elterlichen Nutz* 
niessang sind: 1) Diejenigen Lasten, welche auf einer 
jeden Nutsniessung ruhn.29) S. jedoch Art. 601.30) 2) Die 
Kosten der Ernährung, der Unterhaltung und der Erziehung 
der Kinder. Zwar liegt die Verbindlichk^t, diese Kosten au 
tragen^ den Eltern schon als Eltern d. i. auch dann ob, wenn 
das elterliche Nutzniessungsrecht keinen Gegenstand hat. Art 



24) Also, was das Kind in dem 
Hause oder Gewerbe des Vaters 
verdient, gehört dem Vater. F r o u- 
dhoD I, 149. Jpd. da C. e. VIIl, 
130. Auch an einem Schatze, den 
das Kind findet, hat der Vater die 
IMutzniessung. l'roudh. I, 150. 

25) Diese Bedingung kann auch 
■lu dem Zusammenhange henror- 
gehen. Proudh. I, 153. Sirey 
XII, II, 329. 

26) i'roudh. I, 152. Toull. 
II. 1067. Dar. in,367. Läse. II, 
210. Vaz. ir. du mar. II, 447. 
*Marcad6 Art. 387. n. 2. De- 
raol. VI, 513. Sir. XXX, 1, 
78. A. H. find Halev. u. Delv. 
Art. 387. 

27) Vaz. II, 4.57. Sir. XXX, I, 
78. XXXVIII, II, 270. XU, II, 78. 
(Zu Folge dieser Meinung kann 
von dem Vater «ach eine Sieher- 
heitsleistung gefordert werden, 
wenn ihm die Verwallunp sine 
usufructu verbleibt. S.Sir.XXXill, 
I, 466. Vgl. Art. 2121.) Andere 
aabaiw an, dato dem Vater «chlechi- 



hin nicht die Verwaltnng genom- 
men werden könne. S. Toull. 
11, 1068. Merl. m. puiss. patern. 
Sir. VIII, II, 97. XXVI, II, 233. 
310. *XLVI, II, 379. — Wieder 
Andere behaupten, dass diese Be- 
dingung nur unter besonderen 
Umsländen für gültig zu erachten 
sei Prondh. I, 240. Dnr. III, 
376. »Demol. VI, 458. — Am 
wenigsten zweifelhaft ist die (lül- 
ligkeit dieser Bedingung, wenn der 
Matter die VerweUnng enisogen 
worden ist. — *Die Bedingung wird 
als gegen die «irenllirhe Ordnnnjr 
mit M a r c a d 6 Art. 388. Appcndice 
n. VI. und dem a. Unheil bei S i r. 
XL VI, n, 379. für angöhig und 
folgeweise für nicht geschrieben 
zu erachten sein. Dem Vater kann 
die Verwaltung des Vermögens sei- 
ner Kinder nar dnrefa richterlichen 
Spruch entzogen werden. 

28) (lA des St-R. vom 25. 30. 
Jan. 1811. 

29) *Demol. VI, 530-537. 

30) «Sir. XLV, U, 582. 



Digitized by Google 



37S BtofVMlik 

803. Aber Mem da« Gesets dtaielbe Veibindlleiikeit den 

Eltern zugleich als Nutzniessern auferlegt, verpflichtet es 
sie überdiess mittelbar , bei dem Betrage des Erziehungsauf- 
wandes den Betrag Ihrer NatanieBsmig m bertf cksieliligei^ tmd 
mteni^ es ihnen eben so, diesen AnAfrand derehist den Kin- 
dern in Anrechnung zu bringen. ^i) Aus demselben Grunde 
können die Einkünfte y welche die Eltern von dem Vermögen 
des Kindes beaiehn, von den Gläubigem der £ltem nor mit 
der Einschränkung mit Beschlag belegt werden, dass Ton 
diesen Einkünften so viel bleiben muss, als zur Bestreitung 
der Erziehuugskosten erforderlich ibU^^) 5} Die Beaahlung 
der Zinsen und Renteniieler, wdche wegen der K^iitalien des 
Kindes auf die Zeitdauer der Nutzniessung kommen. 93) Vgl. 
Art. 612. 4) Die Kosten für die letzte Krankheit und für 
das Begr&bniss derjenigen Personen, deren Nachlas« auf die 
Kinder ffiUt.9«) Art. 385. — Alle diese Lasten sind gleich als 



31") Forrit rc III, \m. L« 5?s. 
II, 21Ü. — Wie, wenn die hiiider 
ein eigenes Vermögen besitzen, an 
welclieDi den Eltern dieNutowie»- 
sung nicht zusteht, können diese 
dnnn einen Beitrag zu den Krzie- 
huiigtikosten aus diesem Vermögen 
fordern? Nor in Notblalle. Vgl. 
Proudh. I, 18') fl". Dur. 111,347. 
Vaz. II, 460. Demo). VI. 540. 
— - Haben die Kinder eine Klaffe 
gegen die isitern, wenn sie nicht 
aadi ihren Vemögensunittlideii 
erzogen worden sind? oder hat 
eine Dritter eine Klao-e , wenn er 
dieErziebungäkusleu bestritten hat? 
S. Ferriire a. a. 0. 

32) Proudh.de Pasufr. n. 21 9 f. 
Rolland de Villarjjues, l\6p. 
du notariat. m. Usnfr. legal n. ti4. 
Sir. XXV, 11, 323. XXXV, II, 246. 
^ Kennen (nadi Beendigung der 
gesetzlichen Nutzniessung) die Kin- 
der fiir ihre Person in Anspruch 
genommen werden, wenn die El- 
tern eine wegen dieier Koaten ge- 
machte Maid, s. B. Pensioaigelr 



der , unbezahlt gelassen haben ? 
S i r. XXXV, 1, 873. Cit. 

33) iSicht also die Zinsen, wei- 
che aich von der Zeit vor Anfang 
der Nutzniessung hersdireiben. (Daa 
ältere Hecht, welches auch diese 
Zinsen der Nutzniessung zur Last 
legte, beruhte auf eigenlhttmlidiett 
jetzt veralteten llründen ) Proudh, 
I, iOÜ. Dur. III, 401. — »A. M. 
.sind mit Hecht sämmtitche Neue- 
ren. Marcadü Art. 385. n. 3. 
Demol. VI, 544. Valette a. 
Proudh. II, pag. 256. 257. Du* 
caurroy l, 5(>5. Der §. 3 des 
Art. 385 kann sich sogar nur auf die 
Zinaen bexieben, welche sich ana 
der Zeit vor Anfang des Niess- 
hraiiehs hersrhrtMhen , denn die 
Pflicht zur Ziihlunj; der spiiter ver- 
fallenden liegt schon in ^. 1 des 
Artikels. 

34) Maleville ad Art. 385. 
Proudh. I, 210. To Uli. II, 10fi9. 
Vaz. II, 441. ♦Marcadü Artik. 
385. n. 4. Demel. VI, 547. Sir. 
XLI, n, Andere btsiehen die 
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dingliche Lasten der elterfiehen Nntniieaiinig zn betraefaten. 

Die elterliche Isutziiiessuug fällt weg oder hört (schon vor 
4em aehteehnten Jahre imd vor dem Tode des Kindes) auf: 
1) Wenn die elt^liche Gewalt schon Tor dieser Zeit ihre 
Endschaft erreicht, z. 6. wenn das Kfaid ansdrfiekHeh oder 
stillschweigend emaucipirt wir(]; 3^J Art. 384. 2) wenn gegen 
den Vater oder gegen die Mutter auf £liescheidong erkannt 
wkd, in Besiehang auf den schuidigen Tfaeil;^^) 3) wenn die 
Mutter zu einer zweiten Ehe schreitet, sollte auch diese Ehe 
in der Folge durch den Tod des Mannes wieder aufgelöst 
werden; ^7 j Art 386. s. jedoch Art. 305.;^) 4) wenn und in 
wie fem der Vater oder bessiehungsweise die Mutter auf die 
Nutzuiessuug verzichtet; 5} wenu die Elteru mit einander 



Yorscbriit auf die Kosten der letz- 
ten Krankheil etc. des Kindes. So 

z. B. Delv. ad Art. 358. S. auch 
Dur. III, 402. Die im Paragra- 
pbeu angeiiüuiiueue Meinung hat 
beaonders da« Ansehen des Sltem 

Rechts für sich. Ferritsre III, 
1005. Zu den ßegriibnisskusten 
sind auch die Tranerkosten «1er 
Witlwe des Erblusäers zu rechnen. 
Provdh. I, 212. Vas. II, 442. 
Demo!. VI, 548. 

35) Einen andern Fall s, im C. 
p. Art. 335. Wenn sich die El- 
tern in Besiehun^ auf das eine ih- 
rer Kinder der Kuppelei scbuldii; 
machf'i) , so verlieren sie die i l- 
terlirhe JS'utzniessung in Beziehiin<^ 
aui alle ihre Kinder. Dur. 111, 
384. 

36) Auf die Sünderung von T. 
u. B. ist der Salz; nicbt auszudeh- 
nen. (Aber das (jeset;6 bedürfte in 
ao fem einer Verbesserung. Vas. 
n, 468. Favard m. fuiiss. paf. 
Sect. II. 3. n. R. A. M. isl De- 
in p. ad Art. 3b6. — *Vrgl. J». 494. 
Anni. 8*. 

37) Prondh. I, 144. Beatritten 
ist, ob die Nutzniessunj^ der Mut' 
ler wieder auflebe, wenn die zweite 
Ehe für nichtln^ erklärt wird. S. 
Delv. sd Art, 88a. rroudb.a. a. 



0. Dur. III, 387. Vaz. II, 471. 
Dem Ol. VI, 563. 564. (»Anehdie 

nichtij^e Ehe wird der Mutter die 
IVutzniessung^ für immer entziehen, 
eine Ausnahme ist nur für den Fall 
an maebeo, wo die Pran aur Ehe 
gezwungen wurden ist.) — Von 
Einigen wird die Vorschrift des 
Art. 38G. n. 2. auf den Fall aus- 
gedehnt, da die Mutter oiTcnkundig 
einen schlechten Lebenswandel 
führt. Proudh. I, 146. Sirey 
XIII, II, 290. XXVI, II, 171. S. 
dagegen Dur. Iii, 388. H a r c a d «3 
Art. 386. n. 6. Sir. XIV, H, 70. 
XLin, I, 385. (Poenalia nun sunt 
e\lendei)(l;i.) — K;imi die Mutter, 
\v('l<'!it' durch die zweite Eüe die 
iNulzuiessung verloren, jedoch die 
Kinder fortdauernd eraogra hat, 
von den Kindern Ersatz für den 
Erziehungsaufwand fordern? Be- 
jaht wurde diese Frage bei Sir. 
XII, II, 75. XXVI, II, 192. CO 

38) D. i. auf den Fall des Art 
305 ist die Vorschrift nickt an- 
wendbar. I'ruudh. I, 147. 

39) S. jedoch Art. 843. 1167. 
Vrgl. Tonil. U, 1067. Dur. III, 
394. 403. Demol. VI, 587-595. 
S i r. XIX, I, 44«. — *Der Vater kann 
auf den Niessbraucb am Vermögen 
des einen Kindes verzichten, und 
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in G«mefai8eliftfl der Güter gelebt haben, imd der tibeilebende 

Ehegatte nicht ein Inventarium über das Gemeingut fertigen 
llis8t|^^3 1442. 6^ wenn der Vater i^derwenn die Matter 
als erbonwQrdig Yon einer Erbschaft ausgeschlosflen itt ond 

die Kinder kr^ft eigenen Rechts in die Erbschaft folgen, so 
dass alsdann beziehungsweise der Vater oder die Mutter auf 
die elterliche NutzniesBung dieser Erbschaft keinen Anspruch 
machen kann;^^ Art 730. 7) wenn der Vater (oder bezie- 
hungsweise die Mutter) nicht die Verbindlichkeiten erfüllt, wel- 
che ihm (oder ilir) kraft der gesetzlichen Nutzniessung oblie- 
gen ^2) endlich 8} In den Fällen, in welchen auch sonst eine 
Nntzniessnng aofh5rt.«a) Vgl. Art. 617. %. nlt.* Art. 618.' — 
Im übrigen sind die Grundsätze, die von der Niitzniessung 

Überhaupt gelten, auch auf die elterliche ^^utzniessung an- 
wendbar.M) 



den Niessbraiicli Hin Wrmnfron der 
tihri^tn behalten. Demo). VI, 

40} Dieser Kccbtsnachtbeil tritt 
also nur dann ein, wennGQter^ 
gemeinschaft unter den Ehe- 
leuten bestanden hat. Proudh. 1, 
161. Our. III, 390. Bellüt II, 
84. *Harcad6 Art. 1442. n. 3. 
Demo!. VI, 577. Bressulles 
in der Kevuc de I^n^islat. 18 IB. p. 
301 («reffen Pont in derselben 
Revue lb47. pag. 37 f. j Sir. XL, 
II , 164. — Der Verlust der et- 
elterllehen Nutzniessung beschränkt 
sieb keineswegrs !)los auf das. was 
von dem Gemeingute auf das Kind 
kommt. Dur. III, 389. ToulKIl, 
63. Favard m. puiäs. pat. Sect. 
II. §, III. n. I). Wenn sonst eine 
Erbschaft den Kindern anfüllt, so 
gebt die JN'utzuiessung nicht durch 
die unteiitliebene Inventur verlo- 
ren, ibid. * Heber die Frist , in- 
nerhalb welcher das Inventar ru 
fertigen ist, s. Demol. VI, 573. 
u. Rb. Arch. XLTIir, I, 11. 

41) Wie, wenn der Vater erb- 
vnwUrdig iBt, geht alsdann die 



Nut7.niessnng sofort auf die Mut- 
ter über? Verneint wird diese 
Frage von Proudh. I, 155. D u- 
ranton III, 377. Vai. II, 456. 
Marcad^ Art, 3B7. n. 3. 

42) Sir. XXVI, II, 44. XXXII, 
II, 332. XXXV, II, 24ü. Jedoch 
iat dieaer Fall zweifelhaft. Die im 
Paragraphen aufgenommene Mei- 
nun«? hat nur das Ansehen des (Je- 
richtsp^ebranchs für sich. — *Die 
Lasten des elterlichen Niessbrauchs 
sind nieht auch sngleich die Be- 
dingungen , unter welchen dieser 
Niessbrauch erthcilt ist. derselbe 
bildet vielmehr ein selbständiges 
Recht ; dämm kann der Nieasbraucb 
dem Vater oder der Mutler auch 
nicht schon desslinlb entzogen wer- 
den, weil sie jene Lasten nicht er- 
füllen. ISur conservatorische Mass- 
regeln sind solflsslg. In diesem 
Sinne: Demol. VI, (MX). Sirey 
XLVI, II, 176. 

43} Vaz. II, 463. *DemoL 
VI, 581-<«98. 

44) *S. hierüber Demol. VI, 
522—529. 
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$. 550. 

2) Von den übrigen Rechten der Eltern. 

Ausser den Rechten der elterlichen G^alt hahen ^e Eltern 
noch folgende (nicht auf die Dauer der elterlichen Gewalt be- 
schränkte) Rechte: 1) Das Recht, £hrerbietaDg nnd Hoch- 
achtong yon ihren Kindern za fordern.^) Art. 371. 2) Das 
Kind kann sich, nach der Verschiedenheit der Fülle, entweder 
nicht ohne die Einwilligung der Eltern oder nicht ohne die 
Eitern mn ihren Rath ersucht zu iiaben, Terheurathen.^} Vgl. 

467. 468. 3) Dasselbe gilt von dem Falle, da em Ande- 
rer das Kind adoptiren will. Art. 346. S. auch Axt. 361. 
4) Der Vater und die Mutter (und selbst ein jeder andere 
Aacendent) kann eine Schenkung annehmen, weiche dem Kinde 
gemacht wkd. Es steht dieses Recht den Ascendenten sammt 
und sonders zu, so dass z. B. die Mutter auch schon bei Leb- 
zeiten des Vaters und selbst gegen dessen Willen^} die 
Schenkung annehmen kann. Sie haben dieses Recht, sie mö* 
gen Vormünder sein oder nicht nnd ohne dass sie, auch untec 
der ersten Voraussetzung, der Zustimmung des Familienrathes 
bedürfen.^) Art. . d35. 5) Die Eltern (und die ül)rigen Aacen- 



1) In diesem Rechte liegt eine 
Regel für das richterliche Eriues- 
ien in Streitsachen swisclieii B1- 
tem nnd Kindern. Z. B. Kinder 
können nicht wegen einer Schuld 
die Verhaftung der Eltern verlan- 
gen. Yrgl. Malev. ad Art. 371. 
Prondh. coun de droit. II, 152. 
Durant. ni, 350. Lass. II, 217. 
*D e ra o 1. VI, 274-279. — S. auch 
C. p. Art. 13. 107. 248. 299. 312. 
380. 

2] Vrgl. Hütet die Einwilligung, 
deren Töchter zum Eintritt in einen 
geistlichen Orden bedürfen , das 
1>Ar. V. 18. Febr. 1809. Art. 148«: 
150 f. 

3) Auch bedarf sie nicht einer 
Autorisation. Durant. VIII, 438. 
niarcade Art. 935. n.2. — Sir. 



XXXII, l 458. Vgl. oben §. 472. 
A. M. ist Gren. des donat. etc. 
I, 183. S. auch Proudh. I, 266. 

4) Discuss. ad Art. 935. Mar- 
cad4 B. a. 0. A. H. ist Delv. 

SU dems. Art. (Die Frage dürfte 
mit Rücksicht auf die Umst^inde 
eines jeden einzelnen Falles zu 
entscheiden sein.) 

5) Merlin ni. mineur. Sir. 
XI, II, 317. XII, I, 400. Doch 
ist der Vater wegen der Nichtan- 
nahme einer dem Kind» gemach- 
ten Schenkung nur unter der Be- 
dingung verantwortlich, dass er 
EQglelcn der Vonniind ist. Das- 
selbe gilt von der Mutter. 'Mar- 
c'ade Art. 935. n. 3. Vrgl. Sir. 
XXX, I, 78. 
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denten) Laben das Recht, wenn sie verarmen, ihren Unterhalt 
von den Kindern zu fordern. Vgl. §. 552. 6) Die Kinder 
werden von den Eltern beerbt. S. unten das Erbrecht 

§. 551. 

Von den Reciiien der Kiader. 

Die Kinder sind berechtiget, von ihren Eltern 1} eine 
den Verhältnissen nnd Vermögensomständen derselben ange- 
messene Erziefanng, so wie eine dem Zwecke der Erziefanng 
entsprechende Behandlung zu fordern; vgl. C. p. Art. 334. 
335. wenn auch die Gerichte Beschwerden über die Verletzung 
dieser Verbindlichkeit nar onter besonders dringenden Umstän* 
den annehmen werden und sollen.^ Die Eltern haben übri- 
gens die Koston für den Unterhalt und die P>ziehung der 
Kinder auch dann zu tragen, wenn sie (uumiindiggesprochenj 
zur Ausübung der elterlichen Gewalt nicht befShiget oder zur 
Strafe von der Ausübung dieser Gewalt ausgeschlossen sind. 
2} Wenn und in wie fern das Vermögen der Kinder von den 
Eltern verwaltet wird, liegen diesen die schon oben in dem 
Vormundschaftsrechte angegebenen und erläuterten Verbind- 
' lichkeiten ob. 8) Die Kinder haben das Recht, wenn sie ver- 
armen, iiiren Unterhalt von den Eltern zu fordern. Vgl. ^, 552. 
Dagegen sind die Eltern nicht verpflichtet, die Kinder anszn^ 
' statten, z. B. den Töchtern ein Helraihsgnt zu bestellen oder 
den Kindern eine häusliche Einrichtung zu verscbaflFen.2) Art 
204. Vgl. ^. 504. 4J Den Kindern steht an dem Nachlasse 
der Eltern ehi Erbrecht zu. S. unten das Erbrecht 

1) Darauf deutet schon das Still- 3) Sir. XXXD, 11,7a (EiaStn- 

schweigfeii • des civ. über Re- diosus medicinae fordert von dem 

schwerdcii dieser Art hin. Locr6 Vater Held zur Fortsetzung^ seiner 

ad Art. 374. Laag. II, 199. *Ygl. Studien. Die Klage wurde für 

Dem Ol. IV, 9— la VI, 307. ttaltliaft erachtet) 
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§. 552. 

Antofig. Von der ans 4er Blnlmrwiiidlieluift und aiw der Schwäger- 
•cliaft eotttehenden UiiterIiaItiiiigapfliclit.0 

1) Dia Kinder haben den Yater und die Matter, inglei* 
eben die übrigen Ascendenten in dem Falle des Bedürfnisses 
zu unterhalten. Art. 205. Dieselbe Verbindlichkeit liegt 2) dem 
Vater und der Mutter, ingieichen den übrigen Ascendenten^) 
gegen ibre Kinder nnd Naehkonunen Art 203. und Arg. Art 
207. jct. Art. 205. so wie 3) den Schwiegereltern und den 
Schwiegerkindern gegenseitig ob.*) Art. 206. 207. Jedoch 
kann, was die auf der Schwägerscbaft beruhende Unterhai« 
tangspflidtt betrifft, die Sdiwiegermutter 5) oder die Schwie- 
gertochter , 6) welche zu einer zweiten Ehe schreitet, nicht wei- 
ter Alimente fordern; auch iallt dieselbe Verbindlichkeit schlecht- 
hin weg, wenn Ehegatte, Ton welchem eich die Ver8chw&- 
gerung hersclirieb, olme Kinder zu hinterlassen, mit Tode ab- 



1} *Coffinieres, Eacyclope- 

die du dr. ni. atiments. 

2) Den übrigen Ascendenten. — 
Yaz. II, 489. Dur. 11,387. Grol- 
m a n II , 383. *Marcad6 Art. 
207. n. 1. Demo). IV, 23. Sir. 
VIII, I, 45. .Ipd. du C. c. IX, 436. 
Andere, z. ß. Malev., Locren. 
TouU. beziehen den Art. 207 nur 
■iif den Art. 206. 

3) Bestritten ist es, ob man un- 
ter den Schwiejj^ereltern auch die 
übrigen AscendenteD des andern 
Eheg^atten zu yerstehen habe etc. 
Pir die bejahende Meinung sind 
Locre ii. Delv. ad Artikel 206. 
Vaz. II, 495. Dur an t. 11, 406. 
"^Marcade Art. 207. n. 1. De- 
moi. IV, 25. ^ filr die vernei- 
nende: Prondh. I, 254. Tonil. 
II, 612. ürsprunplich lautete der 
Art. so : Leg euians doivent ega- 
lement des alimens ä leurs alli^ 
den« la mdme lifne. Bie Faffuiff 
wnirde deswegen geändert, weu 
man nichi d« StiAhatttter oder dan 



Stiefvater ein Recht auf Alimente 
einriumen wollte. Vrgl. die Dis- 

eiiss. Es fliirfte daher die beja- 
hende Meinung den Vorzug ver- 
dienen. 

4) Han liat das Recht auf Ali- 
mente nicht mit den» beneficio 
competenliae zu verwechseln. Die- 
ses steht den zur Alimentation Be- 
rechtigten gegen die cur Alimen- 
tation Verpflichteten nicht zu. 
Delv. I, 220. Touil. II, 9. Vaz. 
II, Ö13. Marcadc Art. 207. n. 
3. DemoL IV, 56. A. H. ist 
Proudh. de Tusufr. I, 157. 

')) iVicht die Schwiegermutter, 
sondern nur der Schwiegersohn, 
wird so von der Alimentations- 
|»licht frei. Dnr. II, 420. Mar- 
c a d d Art. 207. n. 2. — A. M. sind 
Delv. ad Art. 206. 6rolm.lI» 
392. *Deraol. IV, 29. 30. 

6) Der Artik. 206 gedenkt der 
Schwiegertochter nicht. At par 
es ratio. S. auch Art. 207. Dur. 
U^,m. Marcadö Art.207*ii.;i 



Digitized by Google 



384 



Elternrecht. 



gegangen ist, oder so wie nach dem Absterben dieses Ehe- 
gatten die Kinder, die er mit dem andern Ehegatten erzeugt 
hatte, mit Tode ahgehn. Art. 200. Unter Seftenrerwaiidteii 

aber und unter andern mit einander verschwägerten Personen, 
als den oben genannten, 7) tritt die in Frage stehende Yer- 
hindlichkeit schleehtlihi nicht ehi.^) Uebrigens dCbrIte die in 
Frage stehende Unterhaltungspflicht ^ (wie eine jede andere 
Schuld,) auch auf die Erben und Eecbtsnachfolger der Schuld- 
ner, d. i. der oben genannten zur Alimentation reipflichteten 
Personen fortgehn.^) — Die, weiche nach dem Obigen auf 
Alimentation Anspruch zu machen berechtiget sind, haben die- 
ses Kecht unbedingt) also ohne Kücksicht auf ihr Alter i*^) 
oder Betragen, 1^ ja selbst dann, wenn sie bürgerlich todt 
8ind.^3) Jedoch dürfte ein Erbunwfirdiger nieht berechtiget 
sein, von demjenigen seinen Unterhalt zu verlangen, in Be- 
ziehung auf welchen er erbunwürdig ist. Das Yerhältniss, 



7) Z. ß. in.'in braucht nicht ei- 
nen Stiefvater oder eine Stiefmut- 
ter XU emllhreii, wenn sie auch 
mittelbar an der Alimentation der 
Mntter oder des Vaters Antheil 
nehmen können. S. Anm. 2 und 
Vaz. II, 495ff. Rh. Arch. XIV, 
I, 157. 

8) Auch nicht unter Geschwi- 
stern. *Deraol. IV, 39. — A, M, 
ist La SS. I, 391. 

9) Delv. ad Art. 206. Dur. 
n, 407. Vfffl. I. 5. §. 7. D. de 
agnosc. libcris. Nach andern ffoht 
die Pflicht nur dann aufdie£rben 
Uber, wenn sie auf einen Ver- 
gleiche oder auf einer res judicata 
beruht. So Vaz. II, 52.5. S. aiirh 
Sir. XXV, II, 362. — *£.-^ brdart 
keines Vertrags oder Urlheils, da- 
mit die Alimentatioospflicht auf die 
Rechtsnachfolger des Schuldners 
tibergehe, wohl aber mnss die Dlirt- 
tiglieit des Berechtigten und damit 
seine Forderung schon vor dem 
Tode des Schuldners einnfetreten 
sein. Marcad6 Art. 207. n. 7. 
DemoL IV, 42. lieber die eni* 



gcgenstehende Ansicht, nach wel- 
cher die Verbindlichkeit in allen 
FAllen mit dem Tode des Schuld- 
ners erlischt und welche dem stren- 
gen Keohtf nach allein haltbar ist, 
s. Dem Ol. IV, 40. Rh. Arch. 
XIV, 1, 270. 

10) Locrö ad Art 203. Sir. 
XIII, II. 373. 

11) Z. B. ein Kind, das sich ge- 

gen den Willen der Eltern ver- 
eirathet bat, kann dennoch ron 
diesen Alimente fordern. Sir. IX, 

I, 38. XI, II, 317. XXX, II, 83. 
Eine Mutter verwirkt ihr Recht 
nicht dadurch , dass jie tu einer 
'/.weiten Ehe schreitet. Sir. XII, 

II, 352. XXV, II, .301. — Auch 
dann iiillt die obligatio ad alcndum 
nicht weg, wenn die Eltern das 
Kind bereits naeli Kriften ansflfe- 
stattet haben, das Kind aber durch 
seine Schuld verarmt ist. S. jed. 
Dalloz ni. alimens. Sect. L 

12) Sir. XII, II, 352. 

13) Durant U, 385. l. 5. 
II. D. de agnosc. et alend. Übe* 
ris. Marcadö Art. 211* a« 3« 
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welches unter diesen Personen gegenseitig in Bezlehang aal 
die Erfiüliuig dieser Pflieht 4)intritt, (ob sie, wenn dasselbe 
Individanm an Mebiere den Ansprach aof Alimentation madien 
kann, in solidum oder nur pro rata oder nur nach einander 
belangt werden iLÖnnen,) ist, da der C. c. die Frage nicht be- 
sonders beantwortet, nach der Analogie, (insbesondere nach 
der Analogie der Erbfolgeordnimg,) nach den allgemeinenMte» 
geln des Rechts und nach den Maximen der Billigkeit zu be- 
stimmen. £8 ist daher 1} vor allen Andern der Ehegatte den 
Ehegatten au erniihren verpflichtet Spdann li^ diese Ver- 
bindUehkeit 2) den Descendenten vor de» ABeendenteii,^^ 
beiden aber vor denjenigen ob, welche mit dem Bedürftigen 
Uos verschwägert sind.i^j 3) Unter diesen sind die Schwie* 
gerhinder vor den Schwiegereltern zar Alimentation verpflich- 
tet 4) Sowohl die Descendenten als die Ascendenten haben 
in der Ordnung dieser Verbindlichkeit Genüge zu leisten, in 
welcher sie zur Erbfolge berufen sind-i^ 5) Wenn za Folg«' 
dieser Begek Mehrere angleich anr Alhnentation Terpfllchtel 
sind, so können sie zwar nur pro rata, (z. B. Kinder und 
Enkel nur nach Verhältniss ihrer Erbansprüche,) belangt wer- 
den.i7^ Jedoch so wie , wenn einer der Schuldner imTecmS- 



*A. M. Demol. IV, 51. Coffi- 
n i e r e Encyclop. du dr. lu. Ali- 
mentf n. 23. 24. (Der Art. ftt er^ 
wahntderAlimentationspilicIit niclit, 
poenalia non rant extendenda.) 

14) Proüdh. I, 256. Dur. II, 
395. A. M. ist Yaz. II, 4b9 ff., 
welcher «Biiimnit, daM den Ascen* 
denten und Descendenten zusam- 
men diese Verbindlichkeit oblie- 
ge. S. auch Jpd. du C. c. VI, 369. 

15) DeW. ad Art 205. Dar. 
II, 422. 

16) Dclv. a. a. 0. Dur. II, 
387. 393. Vaz. II, 489 ff. Grohn. 
II, 4L5. Sir. XXII, II, 303. (Hier 
wurde erkannt, dass, wenn ein 
Vater i. B. einen Sohn und von 
einem verstorbenen Sohne Enkel 
bat, die Enkel mit dem Sohne xu- 

Stebtiit, Fnai. CMliMkb •» AA HL 



gleich ad alendum verpflichtet sind. 
Der ältere Gerichtsgebrauch hielt 
die Enket addeehthin nor in aab- 

s i d i u m für verpflichtet. T o u I L 
II, 613. La SS. I, 391.) — Wenn 
also die Eltern unvermöf^end sind, 
so können sofort die Grosseltem 
belangt werden. Sir. XXXII, IL 
429. 

17) Denn man kann die Ver- 
bindlichkeit weder zu den solida- 
riaehen (Art. 1197), noch su den 
untheilbaren (Art. 1217) raeluieo. 
Va». II, 493. Merlin m. alim. 
S. II, VIII. Sir. XXIV, II, 11. 
XXVIII, II, 11. XXXII, U, 549. 
XXXIV, U, 285. XXXVm, I, 412. 
II, 217. ♦Rhein. Arch. XXXIH, 
I, 16. — Mehrere betrachten je- 
doch die Verbindlichkeit (mit dem 

26 
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gend ist, die übrigen oder die folgenden Schuldner für den 
Unterhalt zu stehn haben , i^) so ist biUig auch in dem Falle 
ebie Anwiiihme Ton der aufgeetellten Begel aiuiilaaseiii wenn 
einer der Mitscfauldner sdhwer za belangen ist^^) — Das 
Recht auf Alimentation kann jedoch nur dann geltend gemacht 
werden I wenn der Kläger fremder Unterstütsung bedarf; Art 
208. S09. mitihin B. nkbt, wenn er ein eigene« VermSgen 
hat, dessen Zinsen zur Unterhaltnng des Klägers hinreichen,^^^ 
oder wenn er sich durch seine Arbeit seihst ernähren kaon.^^} 



älteren Rechte, obwohl dieses den 
Satz auf die Kinder beschränkte), 
als solidarifch oder auch als uii- 
Iheilbar. S. s. B. Proudb. 1,255. 
Tonil. II, 613. Lnps. I, 186. 
Grolm. II, 419. Jpd. du C. c. I. 
129. VI, 369. VIII, 462. Sir. 

xm, n, 16. d74. XIV, ii, 3. xxii, 

II, 303. XXXII, II, 495. XXXIII, 
II, 574. XXXIV, II, 112. »XLVI, 
n, 655. Kh. Ar ob. XV, I, 230. 
XYIII, n, A, 17. — Eine dritte 
Heinniig stellt Dnr. 0, 434 auf. 
Nach dieser kann zwar z. B. der 
Vater ein jedes einzc^lne Kind in 
tolum belangen ; das kind bat je- 
doch das Recht die übrigen Kin- 
der beiladen sn lassen, worauf die 
Verurtheilung pro rata j^eschehen 
moss. (Auf jeden Fall hat das 
Kind, welches in totum verurtheilt 
word^ ist, den Regress liegen 
leino Geschwister.) — *Die von Za- 
ch a r i ft vertheidigte Meiniinci. nach 
welcher die Alimentationspflicht 
weder eine solidarisdie, noch eine 
nnthailbare Verbindlichkeit ist, kann 
gegenwärtig als die allgemeine bo- 
xeichnet werden. Ihr folgen M a r- 
cadö Art. 207. n. 3. 4. Deuiol. 
IV, 35f. 63. Valette a. Prondli. 
I, p. 448. Ducaurroy I, 359. 
welclie Sehr, auch die Reihenfolge 
der Verpflichteten wie Zachar. 
boithninen. üeher den Gerichtiffo- 
hranck oben. Unter den lltern An- 
flehten fällt diejenige am meisten 
auf, nach welcher dieVeibindlichkeit 
untheilbari aber nicbl solidarisch 



sein soll. Ware sie in Wahrheit 
untheilbar, so würde sie auch so- 
lidarisch sein. 1. 25. 10. D. de 
fan. erc. X, 2. Vrgl. Savigny, 
Obllgationcnr. I, §.34. Puchta, 
Pandekten ^. 233. Untheilbar aber 
ist diese Verbindlichkeit nicht, dies 
sagt der Art. 208, wenn er be- 
stimmt, dass die Alimentationspflicht 
sich nach dem Vermögen des 
Schuldners richtet. Ebensowenig 
ist sie solidarisch. Arg. Art. 1202. 
Daaa die Verbindlichkeit auf einen 
Einzigen lasten kann , wenn die 
Uebrigen zahlungsunfähig sind, än- 
dert ihre Natur nicht, sondern gebt 
aus Art. 208 hervor. 

18) Sir. XXVI, I, 290. Z. B. 
eine Ehefrau, deren Vermögen Ton 

dem des Manne.«* gerichtlich ge- 
sondert worden, hat für den Un- 
terhalt der Kinder allein zu ste- 
hen, wenn der Mann unTermöffend 
ist. Sir. XXXVI, II, 335. 

19^ Si diffieilius couveniri pot- 

est. Vaz. II, 193. 

20) Sir. XIII, I, 457. S. jed. 
Art. 384. 385. — Das Kind etc. 
kann nicht yeriangen, daas der 
verarmte Vater etc. seine Kapita- 
lien angreife oder sie dem Kinde 
abtrete, wenn die Zinsen nicht zum 
Unterhalte hinreichen aoUten Sir. 
XXVIII, II, 121. ♦Vrgl. DemoL 
IV, 44—46. 

21) Sir. XI, II, 59. XXXIII, II, 
227. Aber es ist nicht schlechthin 
nothweudig, dass der Kläger krank 
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Die Beweislast aber ruht nicht auf dem Kläger, sondern Mtf 
dm B^agteB.3^) — Der Masastdii, dacb welehetb tar Ittcli*> 
ter den BetfAf der AJiMnte stt bestünnen hat, ist efaMtfWtftir 

das Bedürfniss des zur Alimentation Berechtigten und ande- 
rerseits die Vermöglichkeit des zur iVlimentadon Verpflichte^ 
tetk^s) go wie daher das Bedfirfiiise dee einen oder Veiu 
mSgliehkeit des andern Theilee in der Folge to- oder «Miiimt^ 
sind auch die iVlimente zu erhöhn oder herabzu8etzen,24J ohö^ 
dass dem Kläger die Einrede der rechtskräftig entscliiedeiiea 
Sache entgegengestellt werden kann.^^ Art 80$^ iWt* 
Die Ünterhaftiingspiieht nmfasst die Befttedigung dei^ Mnlflfl>: 
liehen Lebensbedürfnisse des Berechtigten, an Nahrung, Klei- 
dung, Wohnung I Wartung und Pflege » und Heilkosie^^S^ 
NIcbt aber Hegt in dieser Pflicht die TerbindlEehkiflt^- dtoSdiül« 
den, welche der en EmSiirende madit oder gemaeht hat^ m 
bezalüeui es wäre denn, dass er sie seines Unterhaltes wegen 



oder ilterschwach sei. Sir. XIV, 
U, 2. 

23) Negativa non est probanda. 
Dur. II, 410. Merl. ni. alim. 
U. Sir. XIV, II, 3. — Daher kann 
aach der, welcher, ad aiendam ver- 

ßliolilet, die AKmeate gereidil 
I, die foleisleie Zthlun^ nicht 
unter dem Vorwande zurückfor- 
dern, dass der Ernährte nicht der 
UntertClltaung bedurft habe. ibid. 

$. in. 

23) Unter dem Bedürfnisse ist 
nicht das absohite, sondern das re- 
lative BedUrfniss der Partei zu ver- 
fteliea. Ef .ist «k o i. B. Alter, 
Stiad sn berttduichtiKen. Uebri- 
geiM pflegen die Alimente (nnd 
Billiff) praenumerando zuerkannt la 
werden. D e 1 v. , Ii a r c a d 6 ad 
Art. 206. Dalloz m. alim. Sect. 
III. — üeber das Vorrecht, kraft 
dessen Nahrnngsgelder nicht mit 
Beschlag belegt werden können, 
t, den C. de pr. Art. 58tf. Vai. 
II, 522ff.--^ediftke«ien AHmev- 
tenforderungen nicht werden, nör 
die einselnea FosteiK Deuol. 



IV, 78. Sir. XLIII, H, 188^ a< 
jed. Sit, XLIV, I, 468. 

IMt) Der Art. 209 tpriebt twüt 
nur von der Herabsetzung oild 
nicht von der Erhöhung de* All-*- 
mente. Sed par est ratio. Vai. 
II, 519. — Der im Paragraphen! 
aefgesteBte Site iit «itek Mf diT 
Verhältnisg, in Welchem llehtere 
zur Alimentation hcizutraofcnhabew, 
anwendbar. Die Rata des Einen 
käntf bei TerSUrderten Umstatiden 
erhobt oder vennlhdert werdeir. 
M a r c a d ^ Art 200. a. 2. Sit, 
XXV, n, 217. 

25) Merlin m. alimens. I. 
Art. i. Sir. IX, I, 380. *XLI, 
I, 630. XLIII, I, dOO. II, 188. ^ 
^Eine Auanahnie findet statt, wenn 
Verträge vorliegen. Sir. XLII, I, 
982. S. jed. Sir. XLIII, II, 188. 
Auch ist das liecht die Reduktion 
an fordern, eitrhOchst persOnlidiee. 
Sir. ü H» 171. 

26) I. 6. D. de alim. et cibariis 
leget. 1. 43. 44. D. de V. 8. 

a6» 
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Elternrecht. 



gemacht hätte.^'Q — Die Alimente sind in der Eegel in Geld 
.(in monadiehen, Tierte^ährigeD oder halbjährigen Zielem) au 
Tdchen.3^ Jedoch: 1) Wenn ätat Sehnldner sein UnrennS* 
gen, den Unterhalt in Geld zu reichen, dartbut, so kann ihm 
das Gericht gestatten,^^) den zu Ernährenden zu sich zu neh- 
men nnd nnr in seinem Hanse ihn an unterhalten.^^)} Art 210. 
2) So wie es sich von selbst Tersteht, dass Eltern, so lange 
die elterliche Gewalt dauert, nur verbunden sind, das Kind in 
liirem Hause au emähren,^^ haben sie vaaä die übri- 

gen Ascendenten ^) das Kind, anöh nadidem es sein eigener 
Herr geworden ist, hi der Regel nur in ilirem Hause zu er- 



27} Es ist keinem Zweifel un- 
terworfen, duf der sur Alimenta- 
tion Verpflichtete nicht die Schul- 
den des 7M Ernährenden über- 
haupt zu bezahlen h»t. Ebenso 
wenig ist es zweifelhaft, dass, wer 
ex mtndato patris die Alimente 
gereicht hat, gegen den Vater oder 
gegen dessen Erben eine Klage 
auf Erstattung hat. Dagegen sind 
die Fragen bestritten: Kann ein 
Dritter, welcher ex mandato patris 
Alimente gereicht hat, die Kinder, 
auch wenn sie nicht die Erben des 
Vaters geworden sind , belangen ? 
Kann ein Dritter^ welcher aine 
mandato patris Alimente gereicht 
hat, diesen belangen ? Diese Fra- 

Sen dürften jedoch schlechthin nach 
en Grundsätzen von der negutiu- 
ram gestio so beurtheilen sein; 
fibrigens mit der Einschränknng, 
dass ein Kind , welches tempore 
alimentationis kein eigenes Ver- 
mögen hatte, nie ex sua persona 
mit der actio negotiomm gestorum 
belangt werden kann. (Alles die- 
ses gilt nicht blos von den Kin- 
dern, sondern von einem jeden zur 
Alimentation Berechtigten.) Vrgl. 
Ol>er diese Frage : M a I e v. u. D e- 
lap. ad Art. 205. Delv. I, 23. 
Durant. II, 301. 398. Var. II, 
511. Merl. m. alim. I. (Eine 
Hanptstelle.) Farard m. alim. 
8. IL Kareed« Art. 807. & 



Demol. IV, 55. Sir. XI, II, 317. 

xn. I, 324. xiii, n, m. xiv, 

I, 86. XIX, I, 308. XXXII, II, 
429. »XLII, I, 493. XLV, II, 585. 
Rh. Arch. XVIII, II, 17. 

28} Der Schuldner kann nach 
Befinden angehalten werden Si- 
cherheit wegen dw Zahlung der 
Unterhaltungsgelder zu bestellen. 
Demol. IV, 69. Sir. XXIX, U, 
187. 

29) Le tribunal p o u r r a ordon- 
ner etc. ~ Also, dds Gericht kann 
das Suchen nach Befinden auch 
abschlagen; z. B. wenn Uneiuig- 
iceiten etc. zu besorgen find. Sir. 

XXXII, II, 468. S. auch Dalloi 
m. alim. Sect. I. 

30j Wie , wenn das Kind mit 
dem Vater einen Vertrag des In- 
halts geschlossen hat, dass der Va- 
ter in einem bestimmten Hause 
wohnen und hier seine Verpfle- 
gung erhalten suH V Siehe Sir ey 

XXXIII, II, 131. CDer Vertrag wurde 
als eine eonventio contra bonos 
mores für nnfjültig erklärt.) 

31 J Gr Olm. II, 412. Brauer 
ad Art. 21 1. ^Die £itern können 
aber nicht gezwungen werden die 
Kinder in ihre Wohnung aufzunelir 
men. Sir. XXXVIII. II: 291. 

32) Der Art. gedenkt zwar der 
übrigen Ascendenten nicht. Atpar 
est mlio. Vai. H, lOa *A. IL 
■areadtf AxU iill. ik L 
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Von den Arten, wie die elterliche Gewalt erli«cbt. 



nShren und za verpflegen, und es kann ihnen nur aus be- 
aonders triftigen ^3) Gründen auferlegt werden, dem Eiade 
•einen Nahrang^gehalt, den es- ausBer dem' Harne' Teodiren 
kann, ansznsaliien. Art. 211.^) — Wenn entweder der Gi&a- 
biger in bes9ere Umstände kommt oder der Schuldner selbst 
▼erannt, so kann die Bezahlung der Alin^ente nieht weiter 
▼erlangt werden. So wenig in dem ersteren' Falle eine Klage 
auf Erstattung der geleisteten Zahlung zulässig ist, eben so 
wenig kann in dem letzteren Falle, wenn der zur Alimentation 
Verpflichtete wieder in bessere Vermögensumstfinde kommen 
sollte, eine Kaehforderung gemacht werden.^^ Arg. Art 



V) Von den Arten, wie die elterliche Gewalt 
erlisclit oder verloren geht 

§. 553. 

Die elterliche Gewalt erlischt 1) mit dem physischen 
oder dem bürgerlichen Tode der Eltern oder der Kinderei} 
Art. 25. 2) mit der Volljährigkeit des Kindes; Art 872. 377. 
488. 3) wenn das Kind emancipirt wird.^) Art. 372. 377. 488. 



33) Z. B. wegen übler ßeband- 
luDg der Kinder. Sir. VIII, II, 
109. IX, II, 161. Jpd. du C. c. 
IV, 54. 324. 

34) Vgl. über den Sinn der Art. 
210. 211. Lorr6 ad h, Art. Yaz. 
11,515. -^D era Ol. IV, 61. — Ge- 
gen ein Urtlieil, das die Quantität 
und Qualitttt der Alimente bestimmt, 
ist in so fern nicht dns Rechts* • 
mittel der Kassation zulässig. Sir. 
XIII, I, 258. 

35) Jedoch ist der Satz niclit 
anf den Fall aaszudehnen, da der 
sur Alimentation Verpflichtete dem 
Berechtigten förmlich eine Schen- 
kun^ gemacht hat. Sir. XXiX, 
U, 351. 

36) Der letztere Satz wird aaoh 
von dem F"alle gelten , da der zur 
Alimentation Verpflichtete wegen 



seiner Annuth nie die Alimente 
gereicht hat. Vrgl. Merlin a. a. 
0. *Dcmol. IV, 72f. 

1) Mit dem bürgerlichen Tode 
der Eltern — s. einen Rechtsfali 
cur Srilaterunfr dieses Salles bei 
Sir. IX, I, 49. — Die elterliclie 

Gewalt lebt wieder auf, so wie 
der bürgerliche Tod der Eltern 
oder der Kinder wieder aufgeho* 
ben wird. Vas. II» 468. 

2) Durch ein dem Kinde ttber- 
trafenes Amt kann die elterKebo 
Gewalt am deswillen nicht anfge« 
löst werden , weil es nach dem 
Franz. R. keine Aeniter gibt, die 
man^ Tor erlangter Volljöhrigkeit 
Terwalten könnte. Merlin m. 
pniss. patenielle. Seck. YL IIL 
n. 3. 
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filtanireehl. 



(Das was eben §. 119. von der EmancipatiOB in Beziehung 
ßni 4ie Yornjittodfichaft gesagt worden ist, gilt von ihr auch 
in fft krOf Ida lie iteh mI üe elteriidie Gaw«ll besieht d.L 
4to Beiingungen md die Formen der Emanelptlifm sind in 

beiden Fällen dieselben.) — Die elterliclie Gewalt geht zur 
B träfe verloren, wenn und in wie lern die Gesetze ein ge- 
wiiflea Vergefan nit den Verluste dac elterliebeii Gewak be- 
droht baben.3) Vgl. C. p. Art. 884 f. Das Qeseti bedroht die 

Eltern mit dieser Strafe oder mit diesem Rochtsnachtheile zwar 
nifllit schon auf den Fall, da sie von der Gewalt überhaupt 
einen Ifissbraneh naehen oder da sie von der Vormundschaft 

über die Kinder ausgeschlossen oder entfernt werden ; und 
eben so wenig spricht das Gesetz goiron die Mutter diese 
Drohung ans, wenn sie die Vormundschaft über die Kinder 
ablehnt oder zu einer neuen Ehe sclireitet. Allerdings aber 
wird in Fällen dieser Art den Gerichten eine ermässigende 
' Gewalt in dem Interesse der Kinder zustehn.^) — Endlich 
lumn auch der Vater oder die Ifutter (sei 09 wegen einer 
Gemüthslnranlibeit oder in den gesetzlich bestimmten Fällen, 
^i|r Strafei) von der Ausübung der elterlichen Gewalt einst- 
weilen ausgeschlossen sein. VgL §. 167. 



Zweiter Abeduiitt. 

Von den Adoptivkindera. 

Art. 343—360. — üebcr die Qaeileo dieser Lehre s. §. 554. — Trait6 
de Tadoption etc. Par Garrez. Par. XII. Unter demselben Titel 
ist eine ScMi^ von YioUrd xa Straasburg 181^. usd eine andere 



3} Wenn sich der Vater des im 
All. 834 dei €. p. beseiolineten 
Veilchens ancb nur in Beziehung 
auf eines seiner Kinder schuldii; 
gemacht hätte, so wird er dennoch 
der eilerliclMn Gewalt über alle 
aeine Kinder verlustif^ werden. Da- 
rant. III, 384. — *Vgl. über dieae 
fitrafe Demol Y, 360i. 



4) Vaz. II, 439 ff. 469. Merl, 
m. 6daeat. $. I. Weiter ^ehtD el- 
vi nc. I, 289, indem er belianptet, 

dass ein Vnfcr etc., welcher von 
der Vormundschaft iil)er die Kin- 
der ausgcschlosaeu oder entfernt 
werde, aoeh die elteriicbe Gewalt 
Teriieie. 



e 
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391 



von J. F. Riff« SB M» 1818L m§dbkmm, TnIM de l'adopliMi 
et de la tntene eUDdeiue, ftMd^ d'on diaeottn hiitoriqae lor 
radoplion! Par Grenier. In denen tr. des donatiens etc. Die 
Lehre yon der Adoption naeli den Principien des Fianillsiselien Ci- 
vilrechto. Vom K. F. Benrittel. Freyliurir* "Beaioloinbe, 
Goars de C. N. Tome VI. Odilen Barrot^ Bneydopddie dn dr. 
m. Adoption. 



Vor der Revolution waj die Adoption in Frankreich un- 
bekaimt^ Statt dieser waren Erbeinsetzungen in Gebrauch, 
welche unter der Bedingung geschahen, dass der ehtgesetste 
Erbe den Namen (and das Wappen) des Erblassers führen 
solle. 2) — Die Nationalversammlung aber erliess den 18. Jan. 
1795. das Dekret: «L'assembl^e nationale däer^te qne son 
conüt^ de l^gislation comprendra dang son plan gfykittl des 
lois civiles, Celles relatives a Fadoption." Da nun der Na- 
tionalkonvent den 25. Jan. 1793. die Tochter von Michael 
Lepelletier im Namen des Vaterlandes an Kindesstatt annahnii 
auch in einem ihm vorgelebten einzelnen Falle (den 16. Frim. 
in.) entschied, dass den Adoptivkindern ein Erbrecht an der 
Verlassenschaft des Vaters j&ustehe, da überdiess in den Ent- 
würfen eines bürgerlichen GesetabucheSy welche von Zeit sa 
Zeit erschienen, der Adoption als eines zulässigen Rechtsge- 
schäftes gedacht wurde, so kam nach und nach, und olme 
dass noch das angekündigte Gesetz erlassen worden war, die 
Adoption in Gebrauch.^) Jedoch bis zur Bekanntmachung des 
C. c. hatte kein Gesetz ihre Bedingungen, Formen und Fol- 
gen geordnet. — Bei der Berathung des Entwurfes dieses 
Gesetzbuches waren die Stimmen über die Beibehaltung der 
Adoption getheilt Mehreren schien sie, weil sie das elielose 

1) «Vgl. Schftffner m, 215. den. Sir. XXXVI, I, 642. 



Rechte kann diese Bedingung ei- {geschehenen Adoptionen die loiv. 

nem YeraiächtaiMe iieigefügt wer- ^5. Genn. XL *J>emoL VI» 8. 



554. 



Zur üeschichte dieser Lehre. 




3) Vgl. über die von dem C. c. 
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392 StonMcbi. 

Leben begünafigte und den Preis leiner Lasten dem Ehe- 

schenen ertheile, verwerflich. Anderen schien sie, wenn auch 
nur .unter gewissen dem Gesetze einzuverleibenden Bedingun- 
gen, dem Interesse der Einaelnen, den Forderangen der Bil- 
ligkeit und der HnmanitSt rollkommen su entsprechen. Jedoch 
bald erhielt die letztere Meinung das Uebergewicht. Auch 
tiber die Organisation des Instituts war man anfangs getheii- 
ter Meinung. Man wollte von dem Grundsätze des Römischen 
Rechts ausgelin: Adoptio imitatur natnram. Jedoch nach und 
nach entfernte man sich, (wegeiiuder Bedenklichkeiten, welche 
sicfa gegen die Adoption, wenn sie eine Veränderung der Fa- 
milie zur Folge haben sollte , ergaben ,) mehr und mehr Ton 
I diesem Principe, so dass die Ada ption des C. c, wenig mehr, 
I i als eine Erbeinsetzung (oder ein pactum successorium} sub 
eonditione ferendi nomlnls ist Man benutzte fibrigens bei der 
Fassung der einzelnen Vorschriften theils das Römische Recht, 
theils das Freussische Landrecht. 

§. 555. 

Begriff der Adoption. — Eintbeilung. 

Die Adoption (die Annahme an Eindesstatt, die An- 

kindung) ist das Rechtsgeschäft, durch welches zwischen zwei 
Personen, die einander £remd sein können, 9 ^n Verhältniss 
begrfindet wird, welches dem VerhiÜtnisse zwischen ehelichen 
Eltern und Kindern ähnlich ist.2) — Die Adoption ist entwe- 
der die des gemeinen Rechts oder die privilegirte 
Adoption. Denn das Gesetz gestattet, Ton den Regeln, die 
es über die Bedingungen und die Formen »der Ankindung im 
allgemeinen aufstellt, unter gewissen Voraussetzungen abzu- 
weichen. 

1) Anders wird dieses Merkmal dass nicht die natUrhchen Kinder 
zu fassen sein, wenn man annimmt, adoptirt werden können. 
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Von den Bedingungen der Ankindnng. 398 

1} Von der Adoption des gemeinen Rechts. 

§. 556. 

Von den Bedingungen der Ankindung. 

Sowohl Mannspersonen ab IPraiienEimmer , sowolil Veiv 

heirathete als Unverheirathcte haben das Kecht zu adoptiren. 
Es mufis jedoch 1) der Adoptant wenigstens fiber fün£isig Jahre 
alt und wenigstens fOnfzehn Jahre 2Qter als das Individuum 
sein, welches er adoptiren will; auch darf er zur Zeit der 
Adoption keine ehelichen^) oder legitimirten 2) Nachkommen 
am Leben haben. Art 342. 2) £in Ehegatte kann nicht ohne 
Einwilligung des andern Ehegatten adoptiren.^ Art 344. 2. 
3} Diejenigen können nicht adoptiren, welche nicht berechti- 
get smd, eine Ehe ahzuschliesseu.*} 

Sowohl Mannspersonen als Frauenzimmer , sowohl Ver- 
heh*athete ^ als Unyerheiraihete können adoptirt werden. Je- 
doch: i) Nur Volljährige, also nur die, welche volle einund- 
Bwanzig Jahre alt smd, können an Kuidesstatt angenommen 
werden. Art 346. . 2) Wenn der, welcher adoptirt werden 

2) Proudlk n, 103. 

1) Es wird buF das tempus eon- 
eeptionis Rücksicht zu nehmen sein. 
Delvinc. ad Art. 343. Durant. 
III, 28G. 

2) Locre ad 323. Wer blos 
natürliche Kinder hat, kann den- 
Tiüch adoptiren. ibid. *Demol. 

VI, 18. 

3) Ueber die rechtlichen Wir- 
kuno^en, welche diese Einwilligung 
hat (wenn z. B. der Adoptaiit seine 
Frau in der Eheberedanif ram Er- 
ben eing^esetzt hat), s. Dclv. ad 
Art. 344. *Deraol. VI, 26-28. 

4) Z. B. nicht bürgerlich Tode, 
EntHiündiffte, katholische Priester. 
Einige Selsen binsn, niehl die 
Fremden. Dur. III, 276 f. S. ob. 
S* 75. *A M. in Besag anf die 



Interdisirten Demol. VI, 49. — 

Ueber die Adoption in Beziehung 
auf Majorate , s. das Statut v. 1. 
März löOÖ. Art. 35 f. — *Die Frage, 
ob ein katholischer Priester adop- 
tiren kOnne, gehört zu den bo- 
strittensten dfvs nciicrn Rechts. Der 
Cass.-Hof hat in dem Urlheil vom 
26. Nov. 1844 (Bejet) den Geist- 
lichen das Recht zugesprochen. 
Sir. XLIV, I, 801. S. die Note 
zu diesem Urtheil u. Demol. VI, 
55. S. jed. jregen die Adop- 
tion Marcadö Art. 346. d. 3. 

5) Bedarf ein Ehegatte, der sieh 
adoptiren lassen will, der Zustim- 
niunfj des andern Ehegatten? Die 
Frau allerdings, nicht aber der 
Mann. ^ e m o I. VI, 38. — Del- 
vinc. ad Art 344 behanptet| nach 
der Mann. 
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soll, Eltern am Leben hat, so wird, daferae er noch nicht 
das fünfimdzwanzigste Jahr seines Alters znriiekgelegt hat, 
die EinwiDigong dieser (die JEünwiUigiing beider Eltern oder die 
des überlebenden Theiles), erfordert; ist er hingegen schon über 
fünfundzwanzig Jahre alt, so hat er die Eltern um iliren Kath 
ehrerbietig zu eranchen.^) Art. 346, — So wie es sich übri^ 
ifens Yon selbst versteht, dass die, welchen die Eigenschaft 
der Persönlichkeit abgeht , (also die bürgerlich Todten,) nicht 
adoptirt werden können, so beruht dagegen die Praxis, nach 
welcher die Adoption euies Fremden unzulfissig ist, lediglich 
nnd allein auf der wlUkührlichen Annahme, dass das Recht, 
adoptirt zu werden, zu den Civilrechten eines Franzosen ge- 
höre. Und es lässt sich diese Praxis nach dem neuesten Eechte 
um 80 weniger rertfaeidigen , da nach diesem die Fremden 
schlechthin erbfähig sind. 7) Eben so wenig ist die Adoption 
eines natürlichen Kindes für unzulässig zu erachten. Denn 
es gibt kein Gesetz, welches den filtern untersagte, ihre na- 
türlichen Kinder zu adoptiren.^) 



6) Die Vorschrift des Art. 346 
unterscheidet sich von den Vor- 
schriften des Art. llSfF so: Nach 
dem Art. 34Ü ist die Einwilligung 
beider Eltern erfoiderlieh, das 
Alter macht keinen Unterschied: 
das phror])ietifro Ansuchen ist in 
keinem F»Ile zu wiederholen; 
die EinFrilliRiiug der Grossei- 
ttrm ist unter keiner Yoraus- 
sctr.unp nothwendig^. Delv. ad 
Art. 346. J»roiidh. II, 127. l)c- 
mol. VI, 33. S. jed. Marcadc 
Art. 346. 

7) VrffL oben §. 78. Anm. 2. 
Baurittel S. 22. 

8) Gleichwohl sind mehrere , ja 
die meisten Ausleger der cntge- 
Ifengesetsten Meinnng. Sie beru- 
fen sich auf Art. 908. 011. Allein 
liann man von dem Herhte, ein 
natürliches Kind zu bescheuken, 
auf das Recht das Kind zn adop- 
tiren, einen bundigen Schluss zie- 
hen? Auch ist niclitmttbeiielnii 



dass der Titel von der Adoption 

früher, als der von den Schen- 
kungen Gesetzeskraft erhielt. Ue- 
berdiess hat Locre nachgewie- 
sen, dass fluin in dem Staatsrathe 
förmlich den Grundsatz annahm, 
dass ein natUriiehes Kind von sei- 
neu Eltern adoptirt werden könne. 
Man kann hinzusetzen , dass der 
Vater etc. eines natürlichen Kin- 
des eine heiliffe Pflicht erfülle, in- 
dem er das Kind adoptirt. Vrgl. 
über diese Streitfrage Locr6 u. 
HaleT. ad Art. 345. 346. Lois. 
p. 340. Gren. II, 34. Proudh. 
II. 188. C h a b o t ad Art. 756. n. 
36. Toull. II, 988. Dur. III, 
293. Delv. I, 253. Merlin m. 
adopt. La SS. II, 239. Sur Tadop- 
tion des enfans naturels legalenient 
rccounus. Par B u c h h o 1 z. Kob- 
lenz 1809. Baurittel Seite 40. 
De Padoption, particulierement k 
Pegard de Penfaut naturti. Par 

llahodtB. In der Aevae 



Voh den BedfajpBlgw 4er AnkiBdimg. 



Man kann von dem Reohte «i «doptireB nur gegen eki 
.IsdlvUtiiiiii Gdmuieh machen, welchei man, wähund der lifin* 

derjährigkeit desselben, wenigstens sechs Jahre lang nnunter- 
brechen unterstützt und verpflegt hat.^) Art. 345. Jedoch ist 
es keineswegs nothwendig, dass man das Kind förmlich aom 
Fflegekinde angenommen habe. 

Man kann auch mehrere Individuen (zugleich oder nach ein- 
ander) an Kindesatatt annehmen, Arg. Art 3^8. ^ 3, Je- 
doch ist es bestritten, ob man zwei mit einander Terheiratfaeie 
Personen adoptiren könne.^^) Dahingegen kann nicht ein und 



l^^re et Fran^. de I^gislal. etc. Par 

Foelix. 1837. Aug. pag. 703. — 
Man Ii.'it Urtheile für die eiuo und 
für die andere Meinunjr- Der neuere 
Geriebtsgebr. scheint sich jedoch für 
die Zuiössigkeit der Adoption na- 
türheher Kinder ru erklären. S. 
Sir. XXIV, II, 313. XXVI, II, 29. 
245. XXVII, II, 116. XXVHI, II, 
145. XXiX, II, 109. XXX, II, 
163. XXXIII, H, 26. 211. 053. 
Cit. Dalloz m. adopt. Sect. I. 
(Dass die Fälle bei Sir. XVI, I, 
45. XVII, I, 1Ü4 hier nicht ein- 
schlagen, seift Dur. a. a. 0.) 
'('Oie Ansicht der Appell. -G.-Hefe 
ist mit sehr gerino'pn Ausnahmen 
unverändert geblieben. Die Frage 
kam erst 1841 zum ersten Male 
vor den C.G.H., welcher sich in 
dem llrtheil vom 28 April 1841 
für die Adoption der naliirlichen 
Kinder entschied. Sirey XLl, I, 
273. In einem zweiten Urtheile 
vom 16. Mörz 1R43 entt^chied sich 
jedoch derselbe Hol" fiir das Ge- 
gentheil. Sir. XLIII, I, 177. In 
einem dritten und vierten Urtheile 
endlich ist der Ca8s.*H. auf seine 
erste Ansicht zurück «(ekommcn. 
Urtheile v. 1. Apr. 1846. Sirey 
XLYI, 1, 273. 278. Die Urtheile 
der A.&Hofe, sowie die reichhal- 
tige Uterator s. bei Gilbert, C. 
c. Art. 341. n, 7 f. u. in d. Noten 
zu den a. Urth. d. CIL Abwei- 
chend vom Gerichtsgebrauch neigt 
4M dagegen die ,neawe DooSria 



der Ansicht zu, nach welcher die 

Adoption nntUrlicher Kinder nf c h t 

erlniibt ist. In diesem Sinne ist 
die Frage am ausführlichsten be- 
handelt und beantwortet von D e- 
mol. VI, 50 ff. (dessen auf die 
Discuss. bezüglichen Gründe jedoch 
nicht immer zutreü'cnd sind), und 
in der Monographie v. Benech, 
de rilldgalitö de Tadoption des en* 
fans nahircls. 2. ed. 1845. — Ue- 
ber die Adoption eines partiis adul- 
terini vel incestuosi s. ßedel de 
Taduitere n. 97. F a v a r d m. cnfant 
adnlt. $. VI. Sir. XV, 119. 
XVII. 1, m. XXVII, II, 188. *L, 
Ii. 209. - Aui' k(Mnen Fall kön- 
nen dem Adoptivkinde seine Rechte 
dadurch entzogen werden , dass 
der Adoptivvater das Kind in der 
Folge als sein nnUirliches Kind an- 
erkennt. C h a b o t ad Art. 756. 
Sir. lY, II, 113. 

9) *Es ist nicht erforderlieh, 
dass dies mit der auf die Adop- 
tion ;2rerichtcten Absicht geschehn 
sei. De mol. VI, 24. 25. A. M. 
Benech, de rillögalitü de Ta- 
doption des enfaas natnrels p. 7. 

10) Locre ad Art. 344. Jpd. 
du C. c. I, 177. Dali. ni. adopt. 
Sect. L *Marcadö Artikel 346. 
B. 3. 

11) Verneint wird die Frage von 
Durant. II, 201. und Grenier 
II, 36. bejaht von Lass. II. 245. 
von B a u r i 1 1 e 1 p. 3ö. (Die ietz- 

Meinung durfte imi Voiwif 



896 



fflltnureciit» 



dasselbe Individuum von zweien oder von mehreren Personen, 
ausgenommen von einem Ehepaare, adoptirt werden. AiL 344. 

♦ 

S. 557. 
Von den Formen der Ankindunf. 

Der, weldier adoptiren wiD, imd der, welcher adoptirt 

werden soll , haben sich vor dem Friedensrichter des Wohn- 
sitces des Adoptanten in Person einaufinden,!) am von diesem 
Friedensrichter ehien Akt Uber ihre Uehereinsttanmnng wegen 
der Adoption aufnehmen zu lassen. Art. 353. — Eine Aus- 
fertigung Yon diesem Akte ist in den nächsten zelm Tagen 
von der einen oder von der andern Partei dem Kronanwalte, 
welcher bei dem Gerichte der ersten Instanz, In dessen Be- 
zirke der Adoptant seinen Wohnsitz hat, angestellt ist, zu 
bebändigen damit der lüronanwalt den Akt dem Gerichte 
zur Bestfttignng rorlege. Art 354. — Die Sache, welche nim 
durch den Eronanwalt an das Gericht gelangt, wird nicht 
öffentlich, sondern in dem Beiathungszimmer des Gerichts ver- 
handelt Eben so wenig ist ein förmliches processualisches 
Verfahren oder ein Schriften Wechsel zulässig, wenn auch die 
Betheiligtcn z. B. die Anverwandten der einen oder der an- 
dern Partei allerdings berechtiget sind , ihre Bemerkungen 
dem Eronanwalte mitzutheüen. Das Gericht hat allein auf 
die zwei Fragen einzugehn: 1) Sind die Bedingungen ge- 
geben oder erfüllt worden, von welchen das Gesetz die Zu- 
lässigkeit der Adoption abhängig macht? 2) Geniesst der, 



verdienen. — Adoptio imitatiir na- 
tnram ^ im Köm. aber nicht im 
Franz. Rechte.) — •Der letztern 
Keinung folgen auch die Neuern. 
Deinol. VI, 56. Hareadö Art 
340. Tl. 1. 

Ij Jedoch durfte eine Adoption 
nicht schon desswe^n tis nichtig 
Sa betrachten sein, weil die Par- 
teien dorch einen Bevollnittfil 



tcn erschienen sind. Delv. und 
D 0 I a p. ad Art. 353. Jpd. du C. 
c. VIII, 319. *DemoI. VI, 88. 

2) Jedoch ist diese Frist nicht 
schlechthin aN eine Kothfrist zu 
betrachten. Ohs. du tribunat. ad 
Art. 353. 354. Blaiev. u. Delv. 
ad Art. 354. *Demol. VI, 98. 
SiV. L, II, m - A. 91. Delap. 
an dem. Art. fllaroadöAit.358. 
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welcher adoptiren will, eines guten Rufs? Nachdem nun das 
Gedcht über diese Fragen theila die Erkundigungen, die es 
etwa fOr nothwendig erachtele , eingeEOgeiii theik den Eron* 
anwalt gehört hat, thut es den Ansspmeh: Die Adoption 
hat statt, oder, die Adoption hat nicht statt, ohne 
übrigens die Entseheidongsgründe amogeben.^) Art 355. 356. 
Dieses Urtheil ist in dem nächsten Monate, nachdem es ge- 
sprochen worden ist,'^) von der einen oder von der andern 
Partei, (vorausgesetzt, dass die Parteien nicht die Sache lie- 
gen lassen woUen,) an .den königlichen Gerichtshof zu brin- 
gen, das Urteil mag übrigens die Adoption für statthaft oder 
für unstatthaft erklärt haben. Der Gerichtshof hat in der Saclie 
gans SO', wie das Gericht der ersten Instaai, an verfahren, 
also jene beiden Fragen von nenem der Frflfong an unter* 
werfen, die erforderliche Erkundigung einzuzielin, den Kron- 
anwalt zu hören. Hierauf thut der Gerichtshof den Ausspruch: 
Das Urtheil wird bestätiget, oder, das Urtheil wird 
aufgehoben, und es hat mithin die Adoption statt 
oder nicht statt; ebenfalls ohne die Entscheidungsgründe 
ansugeben.^) Art 357. Wenn der Gerichtshof die Adoption 
aolässt,^ so ist das Urtheil in der öffentlichen Sitzung zu 



3) Auch dieses Urtheil wird im 
Berathunti^gzinimer gesprochen. Lo- 
er6 ad Art. 356. *Marcade Art. 
358. 

4) Die Anm. 2 ist auch auf diese 
Frist anweiidlMir. H a I e v. ad Art. 

357. 

5) Das Gericht (der 1. u. der 2. 
Inftans) spricht das Urtheü nicht 
sowohl als Gericht, sondern in der 
Eigenschaft eines Schwurgerichts 
oder einer Verwaltungsbehörde. 
Daher ist gegen das Urtheil eines 
Gericbtshoree , welches die Adop- 
tion für unstatlhaTt eAlärt , das 
Rechtsmittel der Kassntion nicht 
in Beziehung auf die Grunde der 
Verwerfung (nicht quant an fond) 
snlUaiff. Sir. XVI, I, — Da- 
gegen geht wolil Delv* sa weit, 



wenn er ad Art. 358 behauptet, dass 
dieses Rechtsmittel in Adoptions- 
sachen überhaupt nicht anwend- 
bar sei. Vergl. Grenier n, 22. 
TouII. II, 1019. Lass. II, 263. 
*Demol. VI, 100. — Kann ein 
Urlheil dieser Art im Wege der 
tierce Opposition angefochten wer- 
den? S. Sir. XXVI, 11,251. (Die 
Frage wurde verneint.} 

6j Also nicht in dem entgegen- 
gesetzten Fall. »Sir. XLVIII , I, 
372. — Bis zum Spruche aber 
hieibt das Verfahren schlechthin 
geheim. Locrd ad Art. 356. 357.-^ 
♦Die Klagen auf Nichtigkeitserklä- 
rung einer Adoption müssen in 
feierlicher Sitzung Terhandelt wer- 
den. *Sir. L, II, 209. Darf auch 
daa die Adoption iiüaMeiide Uf- 
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sprechen ) auch in so viel Exemplaren und an den Orten, als 
68 und wo es das Gericht für findeti öffientUch sammctUt^ 
g«n. Art 858. In den nXchsten drei Monaten, naeh dem Dato 
dieses ürtfaeiles, ist die Adoption 7) auf Antrag der einen oder 
der andern Partei, in die Standesbüclier desjenii,^cn Orts ein- 
antragen, an welohem der Adoptant^) sein^ WohnaLta hat 
Wird die Adoption in dieser Frist nioht in die Standeshüdier 
eingetragen, so ist sie als nicht geschehu zu betrachten. Je- 
doch steht es den Parteien allerdings frei, sowolü in diesem 
Falle, als wenn die Adoption iär nnstatthaft e^lSrt worden 
ist, das Verfidnen von neuem a&anfimgeD.^) Uebrigens hat 
der Beamte des Civilstandes, wenn jener Antrag an ihn ge* 
liehtet wird, einen AlU üi>er die gesoiieliene Adoption aufan* 
nehmen und diesen in die Standesbüeher an sdhreiben^^^ Jedodi 
ist ihm zuvor eine gehörig beglaubigte Ausfertigung des Urthei- 
les des Gerichtshofes zuzustellen. Art. 359. — Wenn der 
Adoptant it) stirbt, nachdem der Friedensricbter den im Art 863« 
gedaditen Alct aufgenommen hat und die Sadie an die Ge« 
richte gebracht worden ist und ehe die Gerichte über die 



theil in feierlicher Sitzuiig^ g-espro- 
chen werden? S. Sir. Uli, 
17. Note. 

7) * Es genügt die Eintragung 
des richterlichen Urtheils. Vergl. 
Sir. XhVlII, I, 58. L, II, 209. 

8) *Kicht desjenigen Ortes, wo 
der Adoptirte sdiien Wohnsite 
hnt. bei Strafe der Niclitigkeit. Sir. 
XLII, II, :M5. 

9) Dur. III, 303. CMan kann 
auf ein Erkenntniss, du» über die 
ZnlSflsiglLeit einer Adoption gelHIIC 
wird, nicht die Grundsätze an- 
wenden , die von der Rechtskraft 
richterlicher Urtheile gelten. S. 
Ann. 5 mid Sirey XXXI, I, 321. 
XXXm, II, 214. Da du Urtheii 
keine Entscheidungsgründe ent- 
halt, so bleibt es allemal zweifel- 
haft, ob nicht die Adoption aus 
einem neuen Cfarandegesaeht wM 
etc*) 



ID) JNacb den Formularen, wel- 
che (Jen Standesbeamten zugefer- 
ligt worden sind , sind auch bei 
der Aafniihme dieses Aktes zwei 
Zeugen zuzuzielien. Lass* 1,216. 
II, Zus. S. 2. 

11) '^Aichtauch, wie Marc ade 
Art. 360 annimmt, wenn der Adep- 
tirte stirbt. Die Adoption ist an 
die Person des zu Adoptirenden 
j^ebunden. Dcmol. VI, 119. 

12) Und die Sache au die Ge- 
richte irebradit worden ist. 

Irin stirbt der Adoptant, ehe die- 
ses geschehen ist, so ist der An- 
trag auf Adoption als nicht ge- 
macht zu betmehten. Malei^. n. 
D e 1 a p. ad Art. 36<K A. IL isl 
1) e I V. ad h. Art. , welcher an- 
nimmt , dass man die Worte: et 
porte devant les tribuoaux als über- 

flossig und imbdtoiiiaifli n he- 
tiMiiieB liabei 
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Adoption endgültig entschieden haben, so Hik ^Idcbwohl die 
Instruktion fortzusetzen und die Adoption nach Befinden füc 
statthaft au erklären, ^^j Jedoch könneD die Erben des Adop* 
tanten, wenn sie die Adoption för nnanlilBsig halten, bei dem 

Kronanwalte die zweckdienlichen Einwendungen und Bemer- 
kungen fichnftUch einreichen. Art. 360. 

§. 558. 

Von dem Rechte der Erben des Adoptanten, eine gesetewidrig ge- 

seheheae Adoption aBiafechten« 

Der C. c. erklärt sich nirgends über das Recht der Erben 
des Adoptanten, eine gesetzwidrig 556. 557.) geschehene 
Adoption anaofechten. Daher die Streitfrage: Ob den Erben 
dieses Recht zustehe V eine Frage, welche von den Auslegern 
des G. c. selir verschieden beantwortet wird.^) Da jedoch die 
ChnrndsStae» welche von der Bechtskraft richterlicher Urtheile 
gelten , auf Erkenntnisse über die ZnlSssigkeit ekier Adoption 
nicht anwendbar sind, (vgl. ^. 557. Anm. 5. und 9.) so wird 
die Meinung den Vorzug verdieneni nach welcher, wenn die 
Adoption augelassen worden ist, ungeachtet die gesetsUchen 
Bedingungen der Adoption nicht gegeben waren, den Erben 
jenes Recht allerdings zusteht.^} 



559. 

Von den rechdicfaea \¥irkaBgen der Adoption. — hn AUgemeiaen. 

Durch die Inscription (Art. 359.) und nur erst durch die 
Inscription erhiUt die Adoption ihre Vollendung. 9 Arg. Art« 



13) Um 80 mehr kann das Kind, 
wenn der Adoptant in der Zwi- 
lebenseit inter senteftUam latam et 
inscriptioncm stirbt, auf die In- 
skriutionen aiitrafren. 

Ij Yorzügiicli gut bat diese ver- 
sehiedenen Heinuni^en aufeinander 

gesetzt. Dur. III, 329 ff. S. auch 
lelv. I» ^54. loalL 1018. 



Baur Ittel p. 125. S. auch die 
§. 557. Anm. 5 a. Si 

2) ^Dieser Meinung folgen aueh 
der (Ierirhtsg:ebratich und mit we- 
nigen Ausnahmen sämmtliclie Sehr. 
S. ausser den in Anm. 1. a. De- 
noL VI, 185f. Maread« Art. 
360. n. 3. Sir. XXXI, 1,321. Cit. 
XLIU»I»177. XLV»lI,6ö.L|II,20a 
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358. 859. Bis dahin also kann der eine und der andere Theil, 
seine zur Adoption gegebeoe Einwilligung zurücknehmen. 2) 
Erat TOD der Inscriptioii an nebmoDi die rechtlichen Wirfcim- 
gen der Adoption ihren Anfang. S. jedoch Art. 860. — So 
wie aber die Adoption durch die Inscription ihre Vollendung 
erlangt hat, ist die schlechthin unwiderruflich. Sie kann 
also unter dieser Voraussetsung selbst nicht wegen der Un- 
dankbarkelt des Ankindes widerrufen werden. Und wenn schon 
das Ankind von der Erbschaft seines Adoptivvaters ^ wenn es 
sich deren unwürdig gemacht hat, anssuschiiessen ist, so ist 
das doch nur ^e Anwendung dessen, was auch bei einem 
ehelichen Kinde Rechtens ist.^} 

$. 560. 

Fottetsimg. — Von den eimelnen rechtUchen Wirkongen der Adoption. 

Das Ankind tritt nicht au s d er Familie heraus, 
welcher es durch sein Geburt angehört Es ver- 
bleiben also z. B. den £ltem, welche das Kind erzeugt haben, 
alle die Rechte, welche ihnen abgesehn von der Adoption zu- 

stehn. Und eben so dauern alle andere Rechtsverhältnisse, 
(z, B. die auf das Erbrecht sich beziehenden,} unverändert 



1} Es ist jc<lorh dieser (irund- 
satZ| sammt seinen Folgen bestrit- 
ten. Der im Paro^rapben aage- 
nommenen Meinung' .sind: Locrtf 
ad Art. 359. Dur. III, 32<). Lass. 
II, 2C)(). Andere nehmen an , dass 
die Adoption schon von der Zeit 
an, da die Parteien ihre Einwilü- 
(jung vor dem Friedensrichter er- 
klärt haben, als {geschehen zu be- 
trachten sei, wenn auch unter der 
auflösenden Bedingung , dafeme 
das GerieM die Adoption nicht eu- 
lasse. So z. B. Proudh. II, 135. 
Delv. ad Art. 353. Tonil. II, 
1004. 1010. (Die Hauptgründe für 
die im Paragraphen angenommene 
Meinung find, dasa das Geriebt die 
Adoption wH inliaat — daaa 



auch die Ehescheidunff erst durch 
die Inskription vollendet wird. S. 
anch die Discuss.) 

2") *A. M. sind mit Hecht De- 
mol. VI, 81. Sir XLIll, 11, 171. 
In den Erklärungen der l'arteien 
vor dem Friedensrichter liegt ein 
Vertrag, Ton welchem einseitig 
nicht abgegangen werden kann, 
selbst nielit wegen Undankbarkeit 
des Adoj)tirten. Sir. a. a. 0. 

3) Locrö ad Art. 347 fr. Del- 
vinc. ad All. 359. Durant. III, 
326. Demol. VI, 127. S jedoch 
Tonil. II, 1018. — Aus der Un- 
widerrullichkeit der Adoption folgt 
Eogleieh, dass die Adoption nicht 
ex die vel in diem yel snb con- 
ditione getfifaehen kann« 
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fort, in welchen das Kind als Mitglied jener Familie steht — 
Durch die Adoption werden nur zwischen dem 

Adoptiyyater and dem Adoptivkinde Rechte und 
Verbindlichkeiten begründet. Es bleiben also z* B. 
die FamiÜe des Adoptivvaters nnd die des Adoptivkindes ein- 
ander fremd. S. jedoch Art. 848. (§. 468.) nnd nnten von . 
dem Erbrechte der Kachkommen des Ankindes. — Auch was 
das Verhältniss zwischen dem Adoptivvater und. 
dem Adoptivkinde betrifft, hat , die Adoption nicht 
dieselben rechtlichen Wirkungen, wie die eheli- 
che Erzeugung und Abstammung. Sondern auch 
für den Vater und das Kind entstehn aus der Adop- 
tion nur einige von diesen Wirkungen; Art 348— 
350. und Arg. h. Art. und zwar die folgenden: 1) Das An- 
kind erhält den Geschlcchtsnahmen des Adoptanten, welcher 
dem Geschlcchtsnahmen des £indes beizufügen ist.^) Art 347. 
3) Durch die Adoption wird ein Ehehindemiss begründet Art. 
348. Vgl. §. 468. 3) Das Ankind ist dem Adoptivvater Ehr- 
erbietung, Pankbarkeit und Gehorsam schuldig; 3} der Vater 
hat das Interesse des Ankindes gleich als das seines eigenen 
Kindes wahrzunehmen. Vgl. C. p. Art. 107. 248. 299. 312. 
380. 4) Der Adoptivvater ist verpflichtet, das Ankind in 
dem Falle des Bedürfnisses zu emlihren; und dieselbe Ver- 
bindlichkeit liegt umgekehrt dem Kinde gegen den Vater ob. 
Art. 349. Ks dürfte sogar das Adoptivkind vor den Ascen- 
denten des Adoptivvaters und mit dessen ehelichen Descen- 
denten zugleich und eben so der Adoptivvater vor dem ehe- 
lichen Vater des Kindes zur Alimentation für verpflichtet zu er- 
achten sein.'^} 6) Das Ankind hat in Beziehung auf die Verlas- 

1} Vrgl. zu diesen Sätzen L o - nes, sondern ihren eigenen. D e 1 v. 

er6 u. Delv. ad Art 348—350. ad Art. 347. *Demol. VI, 145. 

Proudh. II, 153. 3) Delv. ad Art 349. — Koa- 

2) Wenn eine Ehefrau oder eine nen die einem Ankinde gemacfi- 

Wiltwe sich einen ankiiidet (sit ten Schenkungen ob ingratitudinem 

venia verboj, so erbalt dieser nickt donatarii widerrufen werden? S. 

den Gefchleelittiiamen ihres Man- Dar aal. HI, 32S. 

Ia«liaril» Iktti» fhfilmhl. f» Aal. UL 26 



Digitized by Gopgle 



409 EUernrecht. 

9«mSMt tdnes Adoptiwateni gam dieselben Erbredite, wie ei> 

fshelicbds Kind^^) und zwar selbst in dem Falle, da der Adoptant 
f^gleich ebeticbe (nach der Adoption erzeugte) £in4er hiptei- 
Übst Art 850. Hieraus folgt i. 3.: Das AnkSnd schVesst 
die Ascendenten und & Seitenverwandten seines Adoptivva- 
ters von dessen Nachlasse aus. Selbst auf den Vorbehalt (auf 
den Pflichttbeil} haben die Ascendenten ktinen Aufpmcb.^ 
Dagegen gebührt dem Adoptiyklnde ganz so, wie dem eheli- 
chen Kinde, der Vorbehalt aus dem Nachlasse seines Adop- 
tiTFi^erSi und es hat daher das AdoptiTlui^d gana so, wie ein 
l)lie|i^^ das ^echt, di0 yon peinem Adopttwater ge- 
troffeuen freigebigen Verfügungen bis zu dem Betrage dieses 
Vctrbehaltes zu mii^dern, spllteu aucfi diese Verfügungen schon 
4w A^optioi^ getroflfen worden sein.^ £ben so ist die 
Ycffschrift i9» Art* 1098. audi dann in Anwendoi^ an btUi- 



4) La SS. II, 249. 

d) Können diese Rechte bei der 
Adoption (Art. 353) vertfagsweis« 
modificirt werden? Wammnielit? 
Jpd. du C. c. X, 322. 

6) Male Y. ad ArL 345. Dur. 

m, 812. 

7) Kein Zweifel, dass dem An- 
kinde ein Vorbehalt gebühre. S i r. 
XIV, n, 3. XXIII, II, 295. Dal- 
löz V. adopt. Sect. II. Aber fast 
■He Ausleger des C. e. nehmen ui, 
dass da« Ankiad nicht die vor der 
Adoption gemachten Schenkungen 
anzufechten berechtigt sei. Denn 
n^an kOnne der Adoption keine 
rttcliwmende Kraft beilegen. Die- 
ser lleinung sind s. B. D e I v i n c. 
Gren.y (*roudh., Toul I. S. auch 
D u r. III, 317 ff. Favard v. adopt. 
Sec|. II. 3. Einige Ausleger 
(z. B. Delvinc.) leugnen sogar 
schlechthin, dass das Ankind die 
Schenkungen unter den Lebendi- 
ffen zu mindern ^erecl^tigt seL 
Denn dae Qeeete ertheile ihm nur 
ein Recht sur la succession de 
l'adoptant. — Nach der im Para- 
graphen «ngenommemeii MeiniUK 



hat der K.G.II, gesprochen. S.Sir. 
XXVI, I, 29. XXXIX, II, 200. Sie 
kemht darauf, daaa der Art. 350 
das Ankind den ehelichen Kindern 
gleichstellt , und dass hier nicht 
von einer rückwirkenden Kraft der 
Adoption die Rede «ein könne, da 
das eheliche Kind auch die vor 
seiner Geburt gemachten Schen- 
kungen anzufechten berechtigt sei. 
*Diese Meinung ist gegenwärtig mit 
Recht die Torherreehende. Ihr fol- 
gen D e m o 1. VI, 158 f. M a r c a- 
d6 Art. 350. — Dem Ank in de ste- 
hen auch in Beziehung auf die na- 
türlichen Kinder , welche der 
Adoptanl hinterUlMt, alle Rechte 
eines ehelichen Kindea zu. Sir.' 
XI, I, 329. — VV^ie wenn der 
Adoptivvater etc. zugleich Ascen- 
denttti härteilSsat? lennen dieae 
aladann auf dnen Vorbehalt An- 
spruch machen? Zu Folge des 
Grundsatzes, dass das Adoptivkind 
in Beziehung auf den väterliche^ 
Nachlai« einem eheÜdien Kinde 
gleichsnadbten ist, wird die Frage 
zu verneinen sein. *Demol. VI, 
154. — S* jed. ]f avi^rd a. a. 0> 
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gen, wenn der, welcher zu einer Ehe schreitet, ein Adoptiv- 
kind am Leben bat. ^) Dag^en werdeo awar durch, eiae 
A^ption nicht dia von dem Adoptanten firfiher gemachteii 
Schenkmigen, (wie per liberos snpervenieiites , Art 960. ron 
Rechtswegen,) widerrufen, in Betracht, dass die Vorschrift des 
Art, 960. 1 (ak ein jaa ffiqgiüare,) nicht über ihren Fall ans- 
ssndehnen ist Wenn jedoch diese Schenkungen durch die Ge- 
burt eines Kindes widerrufen werden, so kommt der Widerruf 
auch dem Ankinde zu statten.^) Eben so wird zwar das be- 
dungene BückfaUsrecht (Art 951.) nicht dadurch entkrSftety 
dass der Donatar ein Adoptivkind htnterlttsst; (fai Betracht, dass 
eine solche Stipulation nach dem vermuthbaren Willen der Par- 
teien auszulegen ist;) wohl aber das gesetzliche Bück^Allsrecht^^ 
(Art 747.) — Unentschieden lässt der 0. c. die Frage^ oh d«ati 
ehelichen Nachkommen des Ankindes, (z. B. wenn dieses vor 
dem Adoptanten verstirbt,) dieselben Erbrechte in Beziehung 
auf den Naehlass des Adqptanten' zustehn, ivie wens das An- 
kind das eheliche Kind des Adoptanten gewesen wSre. Ob 
nun wohl diese Frage dem strengen Kechte nach gegen die 
Nachkommen des Ankindes zu entscheiden sein dörftCi so steht 
diesen Kachkommen dennoch die Billigkeit unzwcfideotig zmr 
Seite.^) — Der Adoptant hat als scdcfaer überall kern Erb- 



8} Martin tr. dessucc. n. 567. 
*Derao1. VI, 163. — Aber aaoh 
diete Fol^enmg igt bestritteii. Ei- 
nige AiisJej^er nehmen an , dass 
der Artikel 109H auf Ankiiider 
schlechthin nicht anwendbar sei. 
So s. B. Greil. II, 43. Andere 
«dunen an, dass sich das Ankind 
nur wepen der Verfügungen auf 
den Todesfall auf den Art. 1098 
hemfen könne. So z. B. Delv. 
ad Art. 350. Offenbar steht die 
Fraffc mit der Anm. 7 erörterten, 
IB einer wesentlichen Verbindung. 

d) Malev. ad Art. 350. tiren. 
B» 39. Pro«dlk II, 1011. Dat. 
m» 315f. VIII, 581. Favard 
a. a. 0. (Der Art. 960 iü Hboh- 



diess aus der Ordonn. v. J. 1731 
entlehnt» welcher die Adoptton 
bekannt war.) *Sir. LII, ^ 178. 

Cit. 

lO") Dur. VIII, 488. Favard 
V. adupt. SecUlL $.3. Sir. XXU, 
h 422, 

11) Chabot, des succ. ad Art 
747. Dur. VI, 220. Favard r. 
adopt. Sect. III. iV. n. ö. 
*Deniol. VI, 166 f: 

12) Man kann sagen: Dae Sih- 
recht des Ankindes ist eine Ah* 
weichunj» von der Regel, mithin 
strictissimae interfwetatimiia. Das 
AnUnd niid aeiBe ISMUkvmmmr 
Schaft $tkm nieht ana der Fand- 
Ue faerMa» irdleber sie ftm C{f 
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recht in BeziehuDg auf den Nachlass des Ankindes.^^) Art. 352. 
Jedoch enthalten die Art. 352. 353. eine Beschrlinkung dieses 
Satzes. (Ein droit de retoiir.) Von dieser aber wird in dem 
Ehrbrechte die Rede sein. 



* H) Von der privilegirten Adoption. 

%. 561. 

Die in dem Obigen über die Adoption aufgestellten Gmnd- 
sätze leiden in folgenden zwei Fällen gewisse Ausnahmen 

A) Wenn einer deigenigen adoptiren will, welcher ilin 
mit Ge&hr sefaies eigenen Lel>ens ans einer Todesge&hr ge* 
rettet hat.^) Alsdann leiden die obigen Regeln die folgenden 
(die Bedingungen der Adoption betreffenden) und nur die fol- 
genden Ausnahmen: 1) Der Adoptant brauelit nicht Über 
Ifinfldg Jahre alt an sein, sondern es ist liinreichendi wenn er 



burl angehören. Die Vorschrift 
des Art. 1082 besclyänkt sich auf 
die in der £hebercdung gemach- 
ten Schenkttogeii. Aber, antwor- 
tet die Billigkeit, man erwäge, wel- 
che HSrte in dieser Meinung liegt. 
Z. B. ein Ankind , das ohne Ver- 
mdgen ist und keine andere Aussicht 
auf eine Brbfchaft htt, ab die anf 
die Erbschaft des Adoptanten, ver- 
heirathet sich in dem Vertrauen 
auf die ßeichthumer des Adoptan- 
ten. Das Ankind zea^ Kinder und 
Kinder. Und stirbt dann vor dem 
Adoptanten. Die Nachkommen soll- 
ten nun leer ausgehen ? — Die 
Ausleger sind über die vorliegende 
Streitfrage getheilterHeinung. Ei- 
nige entscheiden: de sum Vortheile 
der Kachkommen des Ankindcs. 
So z.B. l'roudh. II, 140. Tonil, 
n, 1015. Dur. III, 314. Brauer 
ad Art. 350. B anritt el S. 82. 
*Harcad6 Art. 350. n. 4. Art. 
744. n. 3. — Für diese Meinung 
hat sich auch der GerichtsgebrancK 
erklärt. S.Sir. XXIII, I, 74. XXV; 
II, 131. Dalloz y. adopt. Seet. 
IL Andere find der eDtfegenge» 



setzten Meinung. So z.B. Delv, 
ad Art. 35ü. Gren. 11, 37. Lass. 
II, 252. Favard a. a. 0. *De- 
mol. VI, 139f. 

13) Auch nicht das Recht anf 
einen Vorbehalt, (iren. II, 41.— 
Ks versteht sich von selbst, dass 
eben so wenig den Verwandten 
des Adoptanten (den ehelichen 
.Kindern, den Ascendentcn etc;} ein 
solches Erbrecht zusieht. 

Ij üine dritte Art der privile- 
girten Adoption, welche jetzt kaum 
noch von praktischem Interesse 
sein mochte. ent?i;ilt ein Dekr. v. 
16. Frim. XIV. Der Kaiser adop- 
tirtu durch dieses Dekret die Kin- 
der der OfBciere und . Soldaten, 
welche in der Schlacht bei Au- 
slerlitz j^eblieben waren etc. 

2) Der Art. 345 sa<;t : qui au- 
rait sauve la vie de i'adoptant, soit 
dans un combat soit en le retirant 
des flammes ou des Acts. Diese 
Fälle sind nur als Beispiele zu 
betrachten. Dur. III, 284. '^De- 
mel. VI, 591 — Han kann diese 
Adoption aneh dioTergeltende 
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nur volljährig ist. 2) Der Adoptant braucht nicht fünfzehn 
Jahre älter, als derjenige sa sein, weichjen er adoptiren will, 
sondem es ist liinidehend, wenn er nm ttberhanpt Slter als 

diefler ist. 3) Es ist nicht erforderlich, dass das Individuum, 
welches adoptirt werden soll, während seiner Minderjährigkeit 
seehs Jalire lang von dem Adoptanten mitefstütst und ver- 
pflegt worden sei. Art 845. 

B) Wenn ein Pflegvater fs. ^. 562 ff.) sein Pflegkind 
.adoptiren will. Auch auf diesen Fall sind zwar die obigen 
Regeln, jedoch nur mit foigendcen Ausnalunen nnd Einsehrän- 
kungen, anwendbar: Wenn der Pflegvater, nachdem er volle 
fünf Jahre Pflegvater des Kindes gewesen !st,9[) in der Voraus- 
sicht, dass er die YoUljährigkeit des Kindes nicht erleben werde, 
mittelst eines Aktes, welcher die Form eines Testamentes hat,^) 
erklärt, dass er das Kind adoptire, so ist die Adoption gültig, 
vorausgesetzt, dass er bei seinem Absterben keine Kinder hin- 
terlässt,^ auch, ehe das Kind die Jahre der Volljährigkeit 
erreicht hat, mit Tode abgeht. <>) Art. 866. nnd Arg. h. Art. 
Es ist also diese Adoption in so forii privilegirt , als 1) mit- 
telst derselben auch Mindeijährige an Kindesstatt angenommen 
werden können ; als 2) ein Ehegatte an dieser Adoption nicht 



3) Also (lein strenpen Hechle 
nach ist diese Adoption aogUitig, 
wenn das Testament vor Äblaof 
dieser fünf Jahre gemacht worden 
ist, sollto ntirh der Erblasser erst 
nach Ahlauf dieser Zeit verstorben 
sein. Jedoch verdient aus eirun- 
den der Billigkeit die entgegenge- 
setzte Hein ini;T den D el- 
vi iir. ad Art. 'M)G. Dag-e^en er- 
klart sich fiir das strenge Hecht 
D urant. Iii, 306. 

4) Also s. B. wenn einer in ei- 
ner ei;2:eiihündiggeschriebenen, von 
ihm datirten und unterzeichneten 
Srhrirt (dans un testament olo- 
^^r.^die) das Kind adoptirt hat, so 
ist die Adoption gttltig, sollte auch 
die Schrift Mm weitere (teiitt« 



mentarische) Yerfttgong cnthaltea. 

Dur. III, 305. 

5) Respice ad tcmpns concep- 
tionis, non ad tenipus partus. — 
HInterlSsst der Adoptant Kinder» 
so ist die adoptio ipso jure als 
nicht «jeschohon zu betrachten. — 
Wenn er Kinder erzeiifjl hat, diese 
aber vor ihm gestorben sind, so 
bleibt die Adoption bei Krttttcn. 
Dur. III, 342. Anm. 1. A. M. ist 
TouU. II, 1024. 

6) Dur. III, 342. Anm. 1. Je- 
doch kann in dem entgegenge- 
setzten Falle die Adoption nach 
Befinden als eine heredis institutio 
snb conditione ferendi nominis nnf- 
leckt sa erhallen sein. 
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die Einwilligang des andern Ehegatten bedarf; "Q als 3) zur 
Gültigkeit dieser Adoption weder die Beatätigong des Gerichts 
Doeh ÜB fiNMi^^lioii «ilördert vird;^ vaä «Ja 4) diese Ado|^ 
tieo ent dum mwiderroftch wiidy wenn efneiieUe der Adop* 
tjut bei «einer Erklärung bis zu seinem Tode beharrt, und 
wenn «o d er c r eeUe du Kind die Adoption nach dem Tode dce 
Adoptanten angenommen hat^ 



Mtter Abschiitt 

Von den Pflegkindern. (T)e la lulelle officieuse.) 

Art. 361—370. — Neaef Reckt. S. $. 562. — Vgl. die S. 390r. ange- 
fttkrtcB Sdiriften. 

$. 562. 

Was ist ein Pflegvatec. — Zur Geschiebte dieser Lehre. 

Der Pflegyater ist ein Vomrond, welcher überdiese ^e 

Verbindlichkeit übernommen hat, das Kind auf eigene Kosten 
an ernähren und m endelui) und es in den Stand au setaen, 
sein Brod dereinst selbst an Terdienen.1) Arg. Art. d64. 365. 
— Das Verhältniss zwischen Pflegeltcm nnd Pflegkindem war, 
als ein Kechtsverhältniss, dem ehemaligen Französischen Rechte 
unbeiuuint. Die Veranlassung aar Einführang dieses Isstituts 
durch den CS. e. gaben die obenerwSbnten Torschriften des 
Adoptioiisrcchts, dass man theils mir Volljährige tlicils nur die- 
jenigen adopttren könne, welche man während ihrer Minder- 
jUirigfceit wenigstens sechs Jahre bng nnterstütsl und rerpflegt 
habe. Man wollte daher durch jenes Institut theSs die Strenge 
der ersteren Vorschrift mildern, theils ein bequemes Mittel zur 
Eiföllung der letateren Vorschrift aa die Hand geben. 

7) Delv. ad Art. 366. Dur. 9) Proudh. 11, 134. Dur.IU, 
HI, 307. 304. Anm. 1. 

8) Delt. «. a. 0. Pr^adk. 

U, 133. 1) Prendh. II, 142. 



Oigitized by 



I 



Von den Ndgldiideni. 40t 
§. 568. 

Von 4ea Bedingungen nnd Formen der Aunakne einee Pfegkindee. 

Ein jedes LtdiTidminii (eine Bfannsperaon oder ein Franen« 
simmer^^ fönfzig Jahr alt ist, und keine ehelichen 

Nachkommen am Leben hat,^j auch (Arg. Art. 365.) befähiget 
und berechtiget isti eine Vormandschaft zu verwalten, kann 
dn Pflegkind annehmen ; Jedoeh ein Ehegatte mtf mit Ztistim* 
mung des andern Ehegatten. Art. 861. 362. — Nor Kinder^ 
die noch nicht das fünfzehnte Jahr ihres Alters zurückgelegt 
haben, können au Pflegkindem angenommen werden. Art 864« 
1. Die Annahme eines Pflegkindes kann mir geschtdm mit 
Einwilligung beider Eltern, oder, wenn der Vater oder die 
Matter bereits mit Tode abgegangen sind, mit EinwiUiguig 
des flherlebenden Thell% oder, nactt denn Tode beider EiteWi 
t(dt Einwilligung des FamiUenraths , 3) oder^ wenÄ das 
keinen bekannten Anverwandten hat, mit Einwilligung der Vor- 
steher des Waisenhansee, iü welches es aitfgenotinnen worden 
ist, oder der MnnldpalitSt des Orts, wo es nch aofhiat*) Art 
361. — Ein und dasselbe Kind kann nicht von Mehreren, 
(ausgenommen von einem Ehepaare,) zum Fflegkinde ange- 
nommen werden. Arg. Art 844. 1. 

Die Annahme eines Pflegkindes geschieht yor dem fUe- 
densrichter des Orts, wo das Kind seinen Wohnsitz hat. 'Ddt 
Friedensrichter hat über den Vorgang, so wie über das, was 
wegen der Bechte nnd Verbindlichkeiten des Pflegvaters etwa 
fesigetat wird, ein Protokoll anMnehmen.^) Art*868.- Vgl. 



1) Magnin, Tr. des minoritds 

n. 55ü. • 

2) Liberi adoptivi non obstant. 
Denn man kann sogar mehrere 
Kinder nach einander adeptirenb 

8) Sollten aoefa GreMekem von 
dem Kiflide am Leben fehl. Lcis. 

iii,m 



4) Von der Einwilligung des 
Kindes kann Meht die Frage sein, 
da es noeh onmttndig ist. 

5) Der Friedensrichter hat da- 
rauf zu sehen , dass dem Gesetze 
allenthalben (ienUge geschehe etc. 
Ore«. lY, 90. Die Eintragung 
des Protokolls in die Standeshtt* 

elMT ist mdil eiferderUelk 
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I • 

Art. 864. §. 9. Ein G«geiiToniiimd dflrfte dem Pfleg^ater 

nicht beizugeben sein.^ 

§. 564. 

Von den rechtlichen Wirkungen der Annahme eines Pflegkindes. 

Der Pflegvater hat die Rechte und die Pflichten eines 
Vormundes und er steht in so fern unter denselben Gesetzen, 
wie ein anderer Yormimd.^ Art. 365. 370. — Jedoch ver- 
bleiben den Eltern, welchen das Kind von Geburt angehört, 
alle die elterlichen Rechte , welche mit und neben der Vor- 
mundschaft des Pfiegvaters bestehn können.^) — Dem PAeg- 
Täter liegt kraft Gesetzes die Verbindlichkeit ob, (und auf 
dieser Verbindticbkeit beruht der Unterschied zwischen einem 
Pflegvater und zwischen einem andern Vormunde,) auf seine 
Kosten das Pflegkind m ernähren und zu erziehn, und es in 
den Stand zu setzen, sein Brod dereinst selbst zu verdienen.^) 
Art. 364. Und zwar liegt diese Verbindlichkeit dem Pßeg- 
vater in dem Masse ob, dass er dem Kinde, wenn dieses 



6) Dur. III, 340. »Maren de 
Art. 370. — Die Annahme eines 
Pflegkindes ist so weni^ als mOg^ 
lieh zu erschweren. Hütte jedoch 
das Kind cijrcncs Vermögen, so. 
würde ihm a!ler(liii<rs titi (lejjen- 
vormuiid zu ernennen sein. *Dc- 
mol. VI, 237. Hafnin Tr. des 
minoritös n. 552. — Delv. (s. ob. 
§. 103. Anm. 2) nimmt sojrar an, dass 
dem i'flcgvater schlechthin ein Ge- 
genvormund zur Seite tu Selxen sei. 

1) La SS. 'n, 269. Z. B. das 
Kind hat ein ppselzliches Unter- 
pfand an den Licj^enschaftcn des 
Pflegvaters. S. oben ^. 204. Anm. 
3 und Dnr. HI, 341. Gren. tr. 
des hyp. I, 281. Es hört diese 
Vormundschaft (nicht aber die Ver- 
bindlichkeit des rilegvaters das 
Kind zu ernöhren etc.) , ganz so, 
wie eine jede andere Vonuund- 
schaft auf. Delap. ad Art. 359. 

2) Der C c. sftlilt diePflflCVor- 



ninndschaft nicht unter die Arten, 
wie die elterliche Gewalt auihort. 
Prondh. II, 145. Es verbleibt 
also z.B. den Eltern die elterliche 
Kutzniessung. *Dem(>l. VI, 2.35. 
— A. M. Delap. ad Artikel 3Ü5. 
Lass. II, 273. Jedoch diesen und 
ähnlichen Streitfraifen kann bei der 
Annahme des Pflegkindes durch 
besondere Verabredungen vorge- 
beugt werden. Der C. c. gestattet 
nicht nar, solche Yerabredungen 
SU trefi'en (Art. 363. 364), sondeni 
seine Absicht ist noch iiberdiess 
die, dass man Verabredungen die- 
ser Art nicht sowohl nach dem ge- 
meinen Rechte, alf nach dem ei- 
genthllmlichen Geiste dieses Insti- 
tutes beurtheilen und deuten solle. 

8) Auf die Kosten, welche die 
Verwaltung des eigenen Vermö- 
irens des Kindes verursachte, er- 
streckt sich diese Verbindlichkeit 
Dichk 
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Vermögen hat oder in der Folge erwirbt, den gemachten Auf- 
wand nicht anrechnen oder die Rückzahlung desselben ausin- 
nen kann* Art .360. Der C. c enthSlt Aber diese Verbind- 
lichkeit, welche übrigens durch die Ueberehikiinft der Partelen 
genauer bestimmt und selbst beschränkt werden kann, (Art. 
363. 364.) noch folgende besondere Vorschriften: 1) Wenn 
der PflegFater mit Tode abgeht, ehe das Emd die Jahre der 
Volljährigkeit erreicht hat und ohne dass er (in seinem Testa- 
mente s. 5G1.) das Kind adoptirt Iiat, so ist dem Kindd 
bis zu seiner Volljährigkeit der nothdürftige Unterhalt ans 
dem Nachlasse des Pflegyatera zu rächen. Die Art nnd der 
Betrag des zu reichenden Unterhaltes wird von den Parteien 
in der Güte und nöthigenfalls im Wege liechteua bestimmt, 
wenn anders nicht bei der Annahme des Pflegkindes auch 
{Iber diesen Gegenstand besondere Verabrednngen getroffen 
worden sind. Art. 367. 2) Wenn das Pilegkind in den näch- 
sten drei Monaten, nachdem es das Alter der Volljäiurigkeit 
erreicht bat, den Pflegvaler aur Adoption aufgefordert hat^ 
und wenn diese AulTorderiini^ oluie l'rlol^^ g^eblieben ist, (sei 
es, dass der Pilegvatcr das Kind nicht adoptiren kann oder 
dass er es nicht adoptiren will),^) das Kind alier nicht so 
yiel gelernt hat, dass es sein Brod selbst verdienen kann,^ 
so kanu^j der Pliegvater verurtheilt werden, das Kind we- 

4) „Des raoyens de sabfigler.** des Art. nicht anwendbar. Der 

Also, wenn das Kind eigenes Ver- Pdcsfralcr \»% nun der Yerbindlich- 

niüjren besitzt und dieses zum ün- keit entledifrt. Locrö ad Art. 

terhalte des Kindes hinreicht, so 359. '^Deniol. VI, 249. — »A. 

und in so fern ist die Vorschrift 31. Marcad^ Art. 309. n. 1. 

des Art nicht anwendbar. Locr6 6} Obss. du trib. a. |«ocr4 ad 

u. Dclv. ad An. 367. Lass. II. Art. 369. Toull II, 1034. 

270, — DHjfcgen verliert d;is Kind 7) Also nicht dann tritt diese 

dieses Recht nicht schon dcsswo- Verbindlichkeit ein, wenn dns Kind 

gcii, weil es von !deni Pfle^vater durch Krankheit oder KOrperschwi- 

mit einem Vermachtnis.^c bedacht che verhindert ist, sein Brod selbst 

Avorden ist. Sir. XXIX, U, 287. au verdienen. 

XXXI, I, 321. 8) Nach Befinden , d. i. wenn 

5j Also, wenn das Kind hinnen dein Pflegvater eine Schuld beige- 

dieser drei Honate die AulTorde- messen werden kann, nicht aber 

rang an den Vater zu richten un- dann, wenn das Kind selbst (z. B. 

terlassen bat, so isl die Voricbrift wegen seinea Unfl^isses) die Schuld 
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gen der Unfähigkeit zu entschädigen, in welcher es sich 
befindet, lUr seio Fortkommen zu. «orgen. Dl% zu leistend« 
läMMMgiuig besteht toid, Abu der M%graU» dm Kinde 
die Ifittel darimteleben b«t, deren es, vm ein Gewerbe anra- 
fangen, bedarf. Jedoch sind, auch was diese Entschädigung 
betrifft, die bei der Annahme des Pfleglundes getroffenen Ver^ 
nbredttngen ror allen IMngen eb befolgen. Art Uelffi- 
gcns ist die fragliche Entschädigungsverbindlichkeit,' wenn und 
In wie fern sie au Folge der Vorschriften des Art. 369. ein- 
tritt, als eine auf dem Nachlasse des Pfiegraters haftende Last 
sti betraditen.^ — Wenn der Pflegvater das Kind, nachdem 
dieses das Alter der Volljährigkeit erreicht hat, adoptiren will 
und adoptirt, so ist diese Adoption schleohthin nach den oben 
▼on der Adoption des gemeinem Rechts anfgestdlten Grand* 
Sätzen zu beurtheilen.io) Art. 368. 



Viertar Absebutt. 

Vor den unehelichen KindenL 

Art. 334—342. (Art. 756 —760. IKW.) — Ueber die QaSUea dleier 
Lehre Tgl. $. 5i66. — Trait4 des eofe^s aalurelf ete. Par Rolland 
de VilUrgues. Par. 1811. Tr. des enfaiis aatnreb adultärins, in- 
cestneux ou abandonn^s. Par Loissean. Par. 1811. Tr. analyti- 
qua dei .droits des cnrans natarels etc. Par Co teile. Par. 1812. 
NouTSaa Irait4 de radult^re et des enfans adult^rins selon iea loif 
civiles et penales. Pnr ßedel. Par. 1826. Juristische Abhandlunfcen. 
«Von J. A. O, UaterhoUner. München 1808. ]. Abb. Die Rechts- 
verhältnisse aus der ausserehelichen Geschlechtagemeinschaft so wie 

i. der uaeheUoheD Kinder nach gemein., baier., Oilerr., preaaf . n. firans. 



trfifrt , dass es nichts gelernt hat. 
Delv. ad Art. 369. Proudb. II, 
148. Favard v. latelle efic. $. 
VIII. Dagefi^en hat der Pflegvaler 
auch dann diese Entschädigung zu 
leisten , wenn das Kind eigenes 
Yermegen hat. A. M. Malev. ad 
Art. 369. "Demo!. VI, 350. 
fl) Tanll. Uy 1037. 



10) Z. B. wenn ein Ehegatte 
das Kind zum Pflegekinde ai^e- 
noannen ha», Bn4 nun das lund 
adoptiren will, so Ist die Rimrii« 

1i?nnp: des andern Ehegatten von 
neuem erforderlich. Obss. du trib. 
ad Art. 368. Lass. II, 272. *De- 
mol. TI, m — All.isf Gren^ 
0,33^ 
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Rechte. Von A. F. Gett. München 1837. — *Bffg? sxlt la 16gisla- 
tion des pciiples anciens et modernes relativement aux enfans n6 höre 
mariai^e. Par Koenigswarter. 1843. Tr. des enfans naturels, 
mU en rapport avec la doctrine et la jarisprudence. Par Cadr^s. 
1847. 

S. 565. 

WeldM Kiadet sind mMheUolie Kinder? Bintheilonf. 

Uneheliche Kinder sind diejenigen Kinder, welche nicht 
(xa Folge der §. 546. aufgestellten Regeln) als in der Ehe 
empfangen 9 betrachtet werden können. — Es gibi zwei 
Arten der uneheh'chen Kinder. Es können nämlich unehe- 
liche Kinder entweder in euier Verbindung erzeugt worden 
sein, welcher, ob sie wohl kdne Ehe war, dennoch l^ein al>» 
solutes bleibendes und trennendes Ehehindörniss entgegenstand, 
oder aber in einer Verbindung, welche wegen eines solchen 
ihr entgegenstehenden Ehehindernisses keine Ehe sein konnte.^) 
Die unehelichen Kinder der ersteren Art werden natflrliche 
Kinder genannt. Zu den unehelichen Kindern der letzteren 
Art, (für welche der G. c keinen Gattungsnahmen enthält, 
welche jedoich in der Folge , rar Abkürzung des Vortrages, 
ehewidrige Kinder genannt werden sollen^) gehören z. B.^ 



1) Also , rcspiriondiini est ad 
temjms concoptionis, noii ad teni- 
])us purtus. Dasselbe gilt, wenn 
die Frage die ist, ob ein Kind 
pro parta adulterino zu erachten 
sei. Delv. I, 227. Proudh. II, 
90. Toull. 11,917. Durant.III, 
203. C h a b 0 1 ad Art. 762. Me r- 
lin m. lögitim. 

2) Vgl. §. 548. — Ist ein Kind, 
das z. B. ein bürperlich Todter 
C^gi- S* ^^^) erzeugt hat, ein na- 
tllrHchea oder ein ehewidriges Kind? 
Antwort: Bin natflrliches! Zwar 
konnte unter den Eltern keine 
Ehe bestehen. Aber ein Ehe- 
hinderniss stand der Verbin- 
dung nicht im Wege. Vgl. Delr. 
I, 227. — < Wie» wenn das Site- 



binderniss in der Folge durch Dis- 
pensation gehoben wird? S. 
548. Anni. 9. u. Dolv. I, 227. 

3) Der C. c. führt als ehewid- 
rigo Kinder nur die Uberos adulte- 
rinos et incestuosos auf. Art. 335. 
Angenommen aber, dass man das 
impedimentum ordinum majorum 
auch nach dem Franz. R. als ein 
Ehehinderniss zu betrachten hat 
(vergl. ^. 469), so sind auch die 
mimr eines fliesten fnil dem il- 
tern Rechte, Argou I, 77), na 
den ebewidrigen Kindern zu rech- 
nen. S. oben ^. 548. Anm. 9 u. 
Cbabot ad Art. 762. Lois. p. 
m Bedelp. 118. Sir.IV.H, 
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die in einem Ehebrüche ^ und die in einer Blutschande er- 
seugten Kinder. (Liberi inBcestuosi et adolterini.) 

§. 566. 

Zar Getchiclite dieier Lehre.^ 

Das Recht, das ivor der Revolution in Frankreich bestand, 
war gegen die unehelichen Kinder mehr ak streng. Zwar fand 

nach diesem Rechte die actio de agnoscendo partii auch ge- 
gen den Vater statt. Allein die Ansprüche, welche unehehche 
Kinder an ihre Eltern und an die Verlassenschaft üirer £ltem 
SU machen berechtiget waren, beschränkten sich auf Alimente ; 
nicht einmal durch Sclicnkungen oder Vermächtnisse konn- 
ten uneheliche Kinder von iliren Eltern begünstiget werden, 
wenigstens nicht durch solche, welche den Betrag der Alimente 
bedeutend Überstiegen ; wenn auch einige Provinzial- oder Orts- 
rechte die unehelichen Kinder milder bebandelten. Starb ein 
uneheliches Kind, ohne eheliche Kinder und ohne ein Testa« 
ment zu hinterlassen , (und in den älteren Zeiten hatten un- 
eheliche Kinder nicht einmal das Höcht , vÄnaii letzten Willen 
zu errichten j so gehörte der IS'achlass dem Könige .oder dem 
Obergerichtsherm, (Droit de bätardise.) — Des entgegenge- 
setzten Geistes waren die Gesetze, welche während der Revo- 
lution über die iiechte der unehelichen Kinder erschienen. Diese 
Gesetze, — namentlich die Loi vom 12. Brum. IL das Haupt- 
gesetz, 2) — stellten die natfirlichen Kinder den ehelichen 
schlechthin gleich. Jedoch unterwarfen sie zugleich (s. die a. 
loi Art. 8.) die Zulässigkeit des Beweises der Vaterschaft ge- 

4) Ein Kind ist ein partns adu!- «Ilc Naino der «nc iiulichen Kinder 

terinus, wenn entweder der Vater biUardi, kommt im C. c. nieht 

oder wenn die Mutter, oder wenn Tor.) -^ ^Sehiffaer lU, 216. 

heide Eltern verheirathct waren WarnkSnig II, S. 172. 
ctc, Der Art. 230 ist auf die vor- 
liegende Frage nicht anwendbar. 2) S. auch die loi transitoirc v. 

Delvinc. I, 92. (hn Texte.) 14. Flor. XI. and einen Rechtsfall 

1) Vvl. Arf DU 1, 76. Merl. m. zur Erläuterung dieses Gesetiess. 

bälard. JPisc. ad Art. 334ff. (Oer h, Sir. XJ, I, 137. 
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Wimen Einschränkungen. Der C. c. hat einen IfittelwegT 
eingeschlagen, wenn ihm auch eher übergrosse Strenge | als 
übergrosse Milde gegen die natürlichen Kinder zom Yorwoffe 
gemacht werden kann.^) Zugleich aber bat er die Ehige auf 
Vaterschaft gänzlich untersagt; ein Verbot, welches, so viel 
man auch dagegen in dem Interesse der Sittlichkeit einge- 
wendet hat und einwenden kann, dennoch naeh Beebtsgmnd- 
flStzen, (d. I. well die Vatenchaft lediglich und allein anf einer 
Rechtsvermuthung beruht,) gar wohl zu vertheidigen sein 
möchte. 

§• 567. 

Von den Rechten unehelicher Kinder im Aligemeineii. 

1) Abgesehn von dem Verhältnisse, in welchem unehe- 
liche Kinder ihren £ltern und zu den Verwandten und 
SchwSgem ihrer Eltern stehn, haben diese Kinder ganz die- 
selben Rechte, wie eheliche Kinder. Sie klinnen z. B. ganz 
so, wie eheliche Kinder, zu öffentlichen Aemteru gelangen. 
— 2} Uneheliche Kinder haben durch ihre Eltern weder Blttt»> 
verwandte, noch SchwSger (Im Sinne des Bechts). Arg. Art. 
159. 756. C. p. Arg. Art. 299. Ein uneheliches Kind ist da- 
her z. B. nicht verbunden, die Eltern seiner Eltern zu ernäh- 
ren, nnd eben so wenig berechtiget, von ihnen Alünente zu 
fordern.^) Jedoch leidet die aufgestellte Regel eine Ansnahme, 
a) in dem Falle des Art. 766. b) in Ansehung gewisser die 
Verwandtschaft betreffender polizeilicher Verbote, welche sich 
entweder Ihrer Wort&ssmig nach (Art 161. 162. rgL $.471.), 



3} Die Uaupteinwendung möchte 
die «ein, das der C. c. die natür- 
lichen Kinder nicht (wie das Rom. 
Kecht), in Beziehung auf die 
Matter den ehelichen Kindern 

81ei<h«tellt. Lässt sich für diese 
Ungleichheit irgend ein R^ehtf 
gnind anfuhren? — *Vrgl. Del- 

p och, dM eniuu Btehois miiiage* 



In dem Kecueil de TAcad^mie de 
Idgislation de Toulouse 1853. T. 
II. Livr. l p. 73 f. 

1) Proadhon II» 91. Bedel 

n. 92. 

2) Merlin m. ahm. $. I. Art. 
IL Favard enfinit nat. $. 1. n. 
2. Sir. XVI, n, 164 XVII, 1, 
288. 
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oder ihrem Gnmde nadi^ auch auf die nidit ebefiehen Ver- 
wandten beziehn. — 3^ Unehelichen Kindern stehn nicht die 
Rechte ehelieber Einderi sondeni nnr gewisse Rechte sa. Das-^ 
selbe gilt von den Rechten dw Eltern unehelicher Kinder. Artw 

338. Vgl. §. 571. Auch die Rechte, welche das Gesetz die- 
sen Kinden^ ertheilt, stehen ihnen nur in so fern zu ^ als sie 
von den Eltern anerkannt worden sind d. i. sie haben diese 
Beeilte in Beiiehmig anf die Mutter, wenn sie von der MjbA» 
ter, in Beziehung auf den Vater, wenn sie von dem Vater, 
und in Beziehung auf beide Eltern, wenn sie von beiden Ekern 
anerkannt worden sind. Es ist aber die Anerkennung 
eines unehelichenKindes die förmliche Erklärung, wel- 
che eine Mannsperson oder ein Frauenzimmer ablegt, dass ein 
bestimmtes Individuum*} ein von ihr ausser der Ehe eraeug- 
tes Kind sei. Dieselben rechtlichen Wirkongen, wie die An- 
erkennung eines unehelichen Kindes, hat aber ein Urtheil, 
durch welches ein gewisses Individuum für ein von einer be- 
stbnmten Person auser der Ehe erzeugtes Kind erklärt (oder 
f&r ein von einer bestimmten Person anerkanntes uneheliches 
Kind erachtet) wird. ^} Mau pllegt daher auch die Anerken- 
nung eines unehelichen Kindes in die freiwillige und in 
die gezwungene Anerkennung einzutheilen. (Recognitio vere 
talis — rec. quasi s. ab effectu talis.) Wenn in der Folge 
das Wort: Anerkennung etc. gebraucht wird, so ist darunter 



3) S. C. de pr. Art. 268. YgL 
Favard, eiifant nat. §. lY. 

4) £in bestimmtes Indivi- 
duum. — Es genfk^ Bklit, wenn 
Einer blos (in einer Öffentlichen 
Urkunde) gesagt hat, dass er ein 
natUrticbes Üind hab«, sollte auch 
efn beiliiiurtMliidiYidvmiidenBeo 
sitzstand eines natürlichen Kindes 
dieses Vaters für sich haben. R i- 
chef. ad Art. 334. n. 8. Sir. IV, 
II, 652. *XLII, II, Öä2. - Aber 
ift ein beitiiiiiiilet Inüridinani ge- 
hörig anefkennl worden , so kaiai 
die Idezlitil andi durch ZeufHi 



erwiesen werden. R i c h c f. ibid. 
n. lü. *Sir. XLVI, Ii, 289. XUX, 
n, 361. — Vgl. §. 547. Anm. 2. 

5) C h a h o l ad Art. 756. D e I v. 
ad Art. 334. Las s. !, 383. Brauer 
XU S. 301. Sir. XII, 11,418. XIII, 
II, 2a3. »Rh. Areh. XLIIi,!, 174. 
— S. jed. Kerl in m. succ. und 
il)id. qu. m. maternitö. Jedoch 
folgere man hieraus nicht, dass die 
actio du aguoscendo partu nieht 
Midi naeb dem Tode der Hott er 
ete. angestellt werden k6nne. SL 
¥. Hoknboxat» iahrik 10, td. 
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Von der freiwilligen An^A^ttPang natttri. Kinder. 

iowohl die eine als die andere Anerkennung so vwfteiui, in 
00 fern sial^ nlcbt aus einem Beisatze oder aus dfim.Zusam- 
menhang» fbw 9flf<»itbeil ergibt. Jedodi nur ^ naftürli« 
4"«. lieben Kinder ktaiep anerl^aiiat werd«D« Die ebewidrigeii 

Kinder haben also in der Regel (s. jedoch Art. 762. und % 572.) 

> überall keipe J^ecbte gegen ihre £Uam; und umgefcebrt. 



1) Von den natürliclieii Kindern. 

^ 668 a. (S. 568.) 

Von der freiwilligen Anerkennung naittrlicber lünder. 

Der Vater und die Mutter kann ein Jedes für sich 
d. i. ohne dass der andere Theil das Kind zugleich mit an- 
laerkennen braucht, ^ das Kind anerkennen. Jedoch kann das 
UoB von dem einen Gatten geschehene Anerkenntniss des Kin* 
des nicht den Rechten des andern Gatten Eintrag thun d. i. 
dem Kinde niclit auch in Beziehung auf den andern Gatten 
die Bechte eines natürlichen anerkannten Kindes ertheilen.^) 
Art 336.^) — Dem strengen Beehte nach kOnnen nnr die« 

scheidet ridilig Gatten u. Ehe- 
gaUen. Das Wort: Gatte, ist in 

dem Paragraphen gemäss diesem 
Unterschiede gebraucht worden. — 
Die Zustirarauog der Ciuttia, üereu 
der Art. 386 in seinem Falle ge- 
denkt, ist nach den Regeln zu he- 
urtheilen , welche von dem Aner- 
kenntnisse des Kindes durch die 
Mutter überhaupt gelten. S. unten 
Anm. 26. und Sir. XIII, I, 102. 
XXV, I, 317. XXXI, II, 231. 
XXXII, II, 410. XXXV, II, 5. 

3) Der Art. stellt zwar den Satz 
nur Tpa dem Anerkenntniise des 
Yaten anf. * Sed par est ratio. S. 
Discuss. und Locrö ad Art. 336. 
Proudh. II, 99. Toull.II, 956. 
»Dernol. V, 475. 476. — Es ist 
•ogar widerrecbtUck , wenn der 
Vater die Hntter oline deren Ein- 
wilUgwig neant; niid wegekobili 



1) Mithin kann auch ein Jeder 
das Kind in einer beiondern Ur- 
kunde anerkennen, wenn auch das 
Kind von beiden Eltern zu glei- 
cher Zeit anerkannt wird. T o u Ii. 

928. — Kann der Valer ein 
Cad anerkennen, das aufdenHn" 
men eines Andern eingetragen wor- 
den ist? Bejaht wurde diese Frage 
in einem Rechtsfalle bei Sir. XII, 
II, 357. — «Die iowabl von der 
Mutter als von einem angeblichen 
Vater geschehene Anerkennung 
kann gleichwohl von einem Prit- 
ten beatrilten werden, welokerdaii 
l^ld ebenfalls anerkannt hat, das 
CUialSndnisa der Mutter beweist für 
4m Erstem nicht mit Ausschluss 
4ei Gegenbeweises. Sir. XLVIl, 
81. Oh* o. Jauni. La Droit v, 5. Jnni 
1853. (Urth. d. Trib.civ. de la Seine.) 

2) Die dsKUoiie ß^tuhß, mU^ 
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jenigen ein Kind anerkennen, welche rechtüeh befähiget sind, 
sich verbindlich zu machen. Jedoch ist billig (in iavorem 
partufi} aDgenommen worden, dass ein Minderjähriger ancli 
ohne ZnBtimnrang seines Vormundes oder Pflegers ^} und eine 
Ehefrau auch oline Autorisatiou des Mannes oder des Gerichts 5) 
ein Kind anerkennen liönne. — Auf der .andern Seite kann 
ein jedes natürliche Kind, ohne Unterschied des Alters oder 
Standes (ehewidrige Kinder allein ausgenommen, Art. 335. 
YgL §. 57fi.j , anerkannt werden. Auch wird zum Anerkennt- 
nisse eines natürlichen Kindes nicht dessen Einwilligung ge- 
fordert.<^) 

Die Anerkennung eines natürlichen Kindes ist nur in so 
fem gültig, als sie den Bedingungen entspricht, von welchen 
die Torbindende Kraft einer Willenserldämng überhaupt ab- 
hängt (§. 306.), z. B. also nur hi so fern, als sie nicht er- 
zwungen oder abgelistet worden istj^J eben so nur dann, wenn 



Der Vater kann dcssbaib injuria- 
rum belangt werden. Discuäs. ad 
Art 336. Die Anerkemmiifpsiir- 
kunde, in welcher der Vater die 
Muller einsoitijr ecnannl hat, lie- 
fert nicht eiuuiui den Anfang ei- 
nes schriftlichen Beweises ^gen 
die Mutter etc. V^l. Art. 35. und 
oben §. 39. Anm. 3*. - Allemal 
aber ist das Ancrkenntniss , wel- 
ches von dem Vater geschehen ist, 
gegen diesen wirksam» wenn auch 
die Mntter seiner Vaterschaft wi- 
dorsprochon sollte. Favard rc- 
connaissan^o d'enfant nat. Sect. 1. 
%. Iii. Art. I. n. 5. 

4) Agnoscit obligalionem natu- 
ralem eainque sanctissimam P r o u- 
dhon II, 1115. Loiss. pa» 183. 
Toni). II, 962. Oeuvres judiciai- 
res etc. Par Mourre. Par. 1812. 
4. p. 295. Dur. III, 238. ♦De- 
niol. V, 388. Sir. XI, II, 190. 
XIII, I, 281. XXXV, I, 785. Cit. 
XL, II, 255. Rh.Arch. X, 1,137. 

5) Arg. Art. 337. Hai er. nnd 
Delv. ad Art. 337, Proadh. II, 
m Loii. p. 413. Ton]]. II, 



961. Dur. UI, 257. Lass. II, 
185. »Demol. IV, 187. — S. 
auch Sir. XX, II, 102. 

6) Proudh. II, 117. Lois. p. 
403. Favard, reconn. d'enfant 
nat. Sect. I. §• Hi- Art. 11. n. 9. 
*Das Kind kann jedoch die Aner- 
kennung im Wege der gerichtli- 
chen Klage anfechten. S. Sirey 
XXXVn, U, 347 a. unten $. 568 b. 

7) Durant III, 220. Herlin 
ro. batard. Sect. II. §, III. ni. fdi- 
alion JJ. IV. Fav. a. a. 0. Sect. 
I. §. V. Art. 11. Sir. IV, II, 182. 
Vir, I, 376. VIII, 1, 86. X, II, 134. 
265. XI , II, 105. XXXIV, H, 6. 
Da nach dem heutigen Rechte die 
Valerschaftsklage unzulässijj ist, 
so wird ^»a geschehene Aner- 
kenntnist eines natttrlichen Kin- 
des nicht unter dwn Vorwande an- 
gefochten werden können, dass 
man aus Furcht a or dieser Klage 
das Kind anerkannt habe. Metus 
vanus. *S. jedoch Sir. XLVIII, I, 
100. Ueber das öltere Recht i. 
fth. Arch. XIX, I, m 



Digitized by Google 



Von der freiwillige -Anerkeiuiiuig natUrl. Kinder. 4lt' 

iaft Kind, (z. B. wegen seines relativen Alters,) diesen Vater 
oder diese Matter haben konnte.^) — Dagegen kann die An* 
erkennung von dem einen und von dem andern Oatten m 
einer jeden Zeit geschelin (s. jedoch Art. 337.) also auch 
ehe noch das Kind geboren ist ^) und selbst nachdem es schon 
mit Tode abgegangen ist, yoransgeBetEt, was den letateren FaH 
betrifft, dass es Nachkommen hinterlassen hat.^o) Art. 332. • 
Um sich der Freiheit der Anerkennung eines natürlichen 
Kindes desto gewisser m Teraiehem, veroirdnet das Geseti, 
dass das Anerkenntniss nur unter der Beengung m Beeht 
beständig sein soll, dass es mittelst einer öffentlichen Ur- 
kunde geschehn ist. Art. 334. YgL Art. 36. — Ein An- 
erkenntniss also, welches in ehier Pr trat Urkunde geschehn. 
ist, ist als solches 1 9 ^ür nicht geschehn m erachten. Es 
kann mithin gegen denjenigen, welcher eine solche Urkunde 



8) Pav. , reconoaiss. d'enfant 
Bat. Sect. I. I. n. 1. 2. 

9) Chabot atl Arf. 756. Lois. 
p. 421. Fav. rccüiinaiss. d enlaiit 
nat. Sect. II. 11. u. 4. Jpd. du 
C. c. Vn, 276. X, 177. Sir. VII, 
II, 1. XII, I, 81. II, IGl. XX, II, 
153. XXV, II, 296. XL. II, 2J6. 
XLl, II, 537. XLUl, 1, 926. 

10) Dass ein natürliches Kind 
nur imter dieser Voraussetinng 
auch nach seinem Tode anerkannt 
werden konne , scheint aus der 
Wortfassung des Art. 332 sehr be- 
sttmnit bervorzujreheii. So auch 
Delv. I, 220. * Marcs de Artik. 
334. n. 2. Uieff. actes de l'etat 
c. u. 151. Sir. Xm, 1,281. XXXV, 
II,. 292. XLV, II, 10. LH, II, 525. 

In- den. beiden Torleuten Falleii 
'irardü die Anerkennunff selbst auf- 
recht erhalten, dapepen wurde das 
Erbrecht des Vaters verworfen.) 

Die grosse Mehrzahl der Schrifk- 
steller nimmt jedoch an, dass die 
Anerkennung: unbedingt (also ohne 
dass jene Voraussetzung zutrifft), 
auch erst nach dem Tode des Kin- 
des geschehen kOnae^. O^oraus 
folgen wikrde, dup s. B. der Vt- 

aaokarll, IkMH» CMtawU. «.Aal. 10. 



ter zum Nachlasse eines Kindes 

gelangen konnte, zu welchem ei^ 
sirh dessen Lebzeiten nicht be- 
kannt hütte.) S. Loiseau p. 444. 
Favard v. recoun. d'enfant nat.. 
Halpel des succ. n. 165. Rol- 
land de Villarfrues, R6p. du 
notar. v. reconn. d'enfant nat. n. 
28. *Valette 8. Proudh. II, p. 
150. Demo!. V, 416. Sir. LH, 
II, 678. (*Die letztere Ansicht ist 
juristisch haltbar. Die Befugniss 
der Eltern ihr natürliches Kind an- 
zuerkennen ist ein wahres Recht 
derselben nnd die Ansttbang die^ 
ses Hechts ist an keine Frist ve» 
bunden.) • — Ein abwesendes 
Kind k;mn man allerdings aner- 
kennen. Sir. XXVIII, II, 50. 
Dagegen versteht easidi von selbst^ 
dass man nicht das natürliche Kind 
seines Sohnes oder seiner Tochter 
anerkennen kann. Delv. 1 , 234. 
Favard a. a. 0. Sect. I. %. 1. 
n. 6. 

11) Als solches — denn wenn 
es von der Mutter creschehen ist, 
kann es allerdings gegen diese als 
ein Beweismittel der .Muttersehaft 
lieniitit vrardeo, $• unten. 

87 
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ausstellt hat, nicht die Klage mt Anarkennung oder auf 
Yerifidrung (Bewahrheitang) der Sohrift angestellt oder daa 
In eiaer aolGhen Urka&de geacbafaeiie Aaerlieimtiiiasy wenn di* 
Viinmd« you dem Geriehtia fUr äobt erUSrt worden ift, glaieh 
als ein in einer öffentlichen Urkunde geschehenes betrachtet 
Warden.^) Dagegen erhält «ine FriFiitiurkande , in welcher 
ein nalOrlieheB Kind «nerfaumft worden ieti die WiAawMt 
einer (iffentliclien Urkunde, (und ee ht midiin daa Anerkennt- 
nisa au Becht beständig,) wenn die Urkunde, vor einem öffent- 
iiahAn ffibiiffena In dieaer Beaifhung komD4^entan Beamtenl 
anerkannt worden Ist Wenn daher aneh daa in einer PriTat* 
Urkunde enthaltene Anerkenntniss nicht schon dadurch rechts- 
gültig wird, dass die Urkunde bei einer öffentlichen Behörde 
niedecgelegt wird; eo TerUilt sieh doolt die Siuihe anderSf wenn 
derjenige, weleiier die ürinmde ausgestellt hat, bei deren Nie- 
derlegung zugleich die Urkunde als von ihm ausgestellt aner- 
kannt oder die darin entiialtene Anerkennung des Kindea wie- 
darholt hat nnd yon dem Beamten über die ehie oder die 
andere Erklärung ein Akt aufgenommen worden ist^^) Der 

12) Loifl. p.469. Dur.IlI,m. I. §. HL Art. II. n. 2 ff. Sirey 
Merlin m. fliiat. n. IX. Fav. VI, I, 409. VU, II, 937. IX, I, 
T. reconnaiss. d'enfaat nat Sect 377. II, 199. XI, II, 12. XIV, 
L S- m. Art. II. n. 7. Demol. II, 2. Dalloz m. filiat. Cbap. III. 
V, 420. Sir. VII, II, 937. XI, H, Sect. II. Art. II. §. 2. Besonders 
i2b Sir. Xlil, I, 339. S. jedock die Frage ist streitif^, ob die in 
Toall. n, 951. — *Die Vonckrift, einer PriTataikande entkalteoe An- 
dass die Anerkennung eines na- erkennung eines natUrlitAan Ein- 
tUrlichen Kindes in öffentlicher Ur- fies für rechtsbeständig zu erach- 
kunde geschehen soll, bezieht sich ten sei, wenn die Urkunde von 
nicht auf den Beweis, sondern deren Aussteller bei einem Notare 
aal die SziaCeai der Aneilteii* niedergelegt worden in, aiit der 
aang, darum kann im vorliegea* Bitte, dass sie der Notar unter sei- 
den Falle der Art. 1322 keiae Aa- nen Schriften aufbewahren solle. 
Wendung finden. Für die verneinende Meinung ist 

13) So dürften die nicht ganz z. B. Lois., für die bejahende z. 
autfir einander ebereinfHianieBden B. Merlin. (Zur Entseheidang der 
Meinungen der Ausleger zu ver- Fragen dieaer Art dürfte die Re* 
einigen sein. Vgl. Lois. p. 472. gel anzuwenden sein: In dubio 
Dur. m, 218. 225. Proudh.!!, pro parlu aaturali.) *Wenn eine 
III. ToulL a. a. 0. iaas. B, leldie Mimerlegung Gültigkeit ba- 
173. XerL m. filiat. «. IX. XD. hea sei], so araas itie Anerkeannaf 



Fa¥. f. leeoBn. d'eilMiliMli 0eek ia deai vem Nolv über die ge* 
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SatB, daes das in einer Privaturkaade enthaltene Anerkenntnis« 
«tnes luiliirHcheft Kindes nüdit an Recht bestitndig s^, ist 
lUHMiiilieb aneh auf dea Fall, (jedoch mit VeiiMhalt dersel» 
ben Ausnahmen, welche der Satz im aligemeinen leidet,) an- 
wendbar, da das Kind in einem eigenhändig geeehriebenea 
TeüameBte aaerkaiuit worden Ist^) Uehrignw hat jener 8a(a 
nieht bhw den Sinn, dass das in einer Prlratarkande endial* 
tene Anerkenntniss eines natürlichen Kindes dem Kinde nicht 
cKe Erbloigereehte eines natüiüohen Kindes aftfaefle, aondetn 
fiheihaiipt den Sfam, daea das Kind ans efaieBi solchen Antiw 
kenntnisse überall keine Rechte, mithin auch nicht ein Eecht 
auf Alimente ableiten könne ; wenn man auch einem natür- 



•ckehene Hinterlegung aufgenom* 
■eaea Protokoll wiedtrhoH War- 
den. Demol. VI, 405. 406. Au- 
bry u. Rau IV, p. 53. Valette 
8. Proudh. II, p. 149. Denn der 
Zweck des GetelMf, data die Ab» 
erkeManf doroh einen Oflbntlichen 
Beamten altestirl werden soll, wird 
durch die blosse Hinterlegung^ nicht 
erreieht. Dasselbe gilt auch von 
der in eine» mytüfelien Tesla«» 
mente geschehmen AnaflMininig. 
S. Aom. 19. 

14} Loiseau p. 464. Dur. III, 
215. 218. Richef. ad Art. 334. 
(IHe lelBleren beiden SchriftitBl- 
1er seigen zugleich, dass das Vr- 
theil des KGH. y. 3. Sept. 1806 b. 
Sir. VI, I, 4üi) idU dieser Mei- 
nung keineswegs in Widerspruch 
stehe.) D e m 0 1. V, 404. Jpd. du 
C. 0. IV, 288. V, 14.5. VII, 336. 
Sir. XXXII, U, 497. XXXIIl, I, 
355. Cit. XXXVn, II, 317. An- 
dere nebmea dagegen u, dew das 
in einem eigenblndif fsschriebe» 
nen TeatHmente gescbeheae Aner-* 
kenntniss eines natürlichen Kindes 
schlechtbin als ein in einer öfTent- 
lieiifn Uifcnnde gesebeheBei EU be- 
trachten seL So z. 6. Toull. II, 
953. Merl. m. fUiat. n. ViO. ibid. 
qu. ra. testam. ^. VIL 

15) Einige iengnen Mhlechtbin, 
da« im natmliehea Kinde ftvalt 



eines FrivaUoerkeantni^ses Ali* 
mente gebdhim Oleae Mefamf 
dttrfle mllein folcreriebtif sein. Re- 

eognitio partus naturalis est indi* 
vidua. Loiseau p. 561 ff. C ha- 
bet ad Art 756. n. 43. Merlin 
m. alimens. §. I. Lass. 11, 17lv 
"^000101. V, 426. Valette 9, 
Proudh. H, pag. 178 — 180. Sir. 
IX, I, 377. XIII, I, 139. --Andere 
kaltes ein PrivataserkeBnlniss 
adlecbthin für gültig ad Obligatio- 
nen! alendi. Proudh. II, 113. 
Toull. II, 951. IV, 246. Wieder 
Andere upterseheiden , ob in der 
Ulkende aoglefsh Aliaieele 
drflcklicb versprochen worden sind, 
oder nicht. Nur unter der ersten 
Voraussetzung spreeben sie dem 
Kinde Alimente m. Dnranl. VS^ 
228 ff. »Sir. XLIV, H, 203». — 
Daher dürfte auch die Meinung 
Beifall verdienen, dass, wenn ein 
Erblasser in einem eigenbündif 
gesebijebenen Testsfloeale seieen 
natürlichen Kinde ein Vennttchl^ 
niss hinterlassen hat, dieses tan- 
quam legatum sub falsa demonstra- 
tione relictum aufrecht zu erhalten 
•ei. DeMoLV, 429. S. jiedesfc 
Dur. III, 216. Merl. m. iiiiat. n. 
20. (Hier wird die Frage erör- 
tert : Wie, wenn der flrblMser den 
Legatar als ssla astOiMss Kbid 
beseiebael wmk eiei|ibltieh| 
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liehen Kinde, ohne es anzuerkennen, mittelst einer Privatur- 
knnde Alimente gültigerweise zusichern kanD.^^) — Zu Folge 
der Ton difontlicheD Uilninden überhaupt geltenden Grundsätze 
muss das Aneikenntniss eines natürlichen Kindes, wenn es zu 
Recht beständig sein soll, mittelst emer Urkunde geschehui 
welehe Ton ehiem kompetenten Beamten d« i. von einem 
Beamten aufgenommen worden ist, der von dem Gesetze den 
Auftrag hat, diese Art von Urkunden aufzunehmen. Es sind 
aber aar Aufnahme der Urkunden dieser Art berechtiget: 
1} Der Beamte des GiTilstandes, die Anerkennung 
mag in dem Geburtsakte oder in einem andern Akte geschehn.1^ 



dass das Kind ein partus adulte- 
rinus sei?) Sir. XVli, II, 423. 

16} D. i. das Versprechen kann 
nicht nnler dem Verwände ange- 
fochten werden, dass es zum Vor- 
theile eines natürlichen liindes des 
Schuldners gethan worden sei. 
Sir. Vn, II, 778. VIII, I, 231. 
XXVI, II, 3. 102. »XLV, II, 220. 
600. XLVIII, I, iOO. II, 231. HOS. 
(*Der fr. Gerichtsgebrauch nimmt 
jedoch dabei conseqnenter Weise 
an, dass ein solches Versprechen 
erlischt, wenn das Kind im Stande 
ist, sich selbst seinen Unterhalt zu 
verschaffen. Sir. XLIV , II, 205. 
XLV, n, 600. XLVIU, II, 308.) 
— S. auch Sirey XXVI, II, 24. 
(Ein Testamentsvollzieher findet 
unter den Papieren des Erblassers 
Quittungen, welche die B. über 
empfangenes Geld ausgestellt hatte. 
Er fordert das Geld zurück. Ein- 
rede: Sie habe das Geld zur Ver- 
pflegung eines natürlichen Kindes 
erhuten nnd yerwendet. Der Be- 
weis der Einrede wurde zugelas- 
sen.) — *Die hier vertheidigte Mei- 
nung wird von den a. Sehr, und 
Urth. in der Kegel darauf gestutzt, 
dass hier eine Obligation naturelle 
Torliege. Darin liegt aber auch 
das Unbestimmte der Ansicht. S. 
oben die Lehre von den natürli- 
chen Verbindlichkeiten. Kann in 

mumm Falle eine aalttrlidie Ver* 



bindlichkeit vorliegen, wenn das 
Gesetz die Existenz der Ver- 
bindlicbkeil an daa Vorhandenaein 
einer Anerkennung in Öffentlicher 
Urkunde knüpft? Und läge eine 
natürliche Verbindlichkeit vor, wie 
könnte sie klagbar sein ? Es kom- 
men vielmehr dieBegeln Ober die 
Causa der Obligationen in unserra 
Falle zur Anwendung. Derjenige, 
welcher da.s Alimenten versprechen 
ansgestelll bat, kann die Einrede 
d(T mangelnden Causa erheben. 
Will er nun den Reweis dieser 
Einrede darauf stutzen , dass das 
Alimentenversprechen an ein nicht 
anerkanntes natürliches Kind ge- 
macht sei, so wird er mit diesem 
Beweise nichtzuhoren sein, weil 
die Erforschung der Vaterschaft 
verboten ist. Art. 340. S. $ 569. 
Anm. 3. 

17) Dur. III, 212. Merl. m. 
filiat. n. VI. Lass. II, 170. Sir. 
VllI, I, 499. IX, II, 202. Wird 
das Kind in dem Geburtsakte an- 
erkannt, so ist derjenige Standes- 
beamte compctent , der den Akt 
aufzunehmen hat. Wird das Kind 
erst in der Folge anerkannt, so 
durfte daa Anerkenntniss, sowohl 
vor dem Standesbeamten des Va- 
ters als vor dem des Kindes ge- 
schehen können. Vgl. Delap. ad 
Art. 62. — *Da8!Kind kann z. B. 
dadoich «leikaiiiit werden» daia 
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Art 62. 331. Der Akt ist wie ein jeder andere Akt, dea 
der Beamte des Givilstandes auimiiiiiit, in die StandeelMiciier 
eiiunitragen; aadi ist an dem Rande des Gtebiirtiaktee , wens 
das Kind nicht schon in dem Geburtsakte anerkannt worden 
ist, und die Bücher zugleich diesen Akt enthalten, von dem 
geschehenen Anerkenntnisse Erwähnung m thnn.^^ Art 62* 
2) Die Notaxe.^^ Die Anerkennung mag übrigens yot dem 
Standesbeamten oder vor einem Staatsschreiber geschehn, in 
beiden Fällen ist das Anerkenntniss nur in so fem gültig, als 
der Akt sehier Form nach rechtsbeständig ist^^^ In beiden 



der Vater oder die Mutter vor dem 
Civilitandsbeaniten ihre Einwilli- 
gung in die Heirath des Kindes ge- 
ben und dies in der Heirjjthsur- 
kunde bemerkt steht. S. Rhein. 
Arch. XUI, I, 31. — Ein Aner- 
kenntniss im Kirchenl^nehe (ein 
acte de bapt^me), genügt nicht 
Sir. XXXIU, II, m 

18) Der Art. 62 handelt nicht 

(wie Einig-e annehmen), von einer 
jeden öffentlichen Urkunde, durch 
welche ein IBnd anerkannt wird, 
sondern nur von den Anerken- 
nungsakten, AVf'Iche der Standes- 
beamte aufnimmt. Die Erwjilinung 
am Kande des Geburtsaktes ist nicht 
sub poena nnllitatis vonreschrie- 
ben. Delv. ad Art. 02. Richef, 
ad Art, 334. n. 7. *I)emol. VI, 
397. — *A. M. ist zwar M a r c a d 6 
Art. 334. n. 1. £r übersiebt je- 
doch, dass durch diese Ausdehnng 
des Art. 62 die vom Gesetz be- 
günstigte (s. die folg. Anm.) ge- 
heime Anerkennung der natürlichen 
Kinder unmöglich gemacht whrd. 

19) Dur. III, 212. Merl. a. a. 
0. «Demo!. I, 395f. (*Doch 
liann die notarielle Ausfertigung 
nicht en brevet erfolgen. Ges. v. 
25. Vent. XI. Art. 20. (38.) — Es 
kann mithin mittelst eines öffent- 
lichen Testaments ein natOrUehes 
Kind anerkannt werden. *Sirey 
XXIX, U, 279. — Dasselbe dürfte 



von einem mystischen Testamente 
irelten, wenn auch (s. Dalloz t. 
filiat. Chap. III. Sect. IL Art. II. 
^. 2.) dem strengen Rechte nach 
der Satz bestritten werden kann. 
Loiseau p. 466. Dur. III, 217. 
Richef. ad Art. 334. n. 5. Her- 
lin a. a. 0. n. VID. Sir. XIX, 
II, 146. *S. jed. Anm. 13* u. die 
dort a. Sehr. — Auch sonst kann 
man mittelst einer Notariatsurkunde 
ein Kind insipehoim anerkennen. 
S. loi vom 25. Yend. XI. Art. 23. 
TouII. II, 926. u. oben Anm. 18. 
— ^ Kanu sich aber das Kind auf 
ein offeotliches Testament, inwel« 
cbem es von seinem Vater aner- 
kannt ist, schon hei Lebzeiten sei- 
nes Vaters berufen ? namentlich 
dann, wenn das Testament wie- 
derrufen worden ist? S. Sirey 
XXVI, II, 106. XXIX, n, 151. 
279. 

20) Gleichwohl wurde in einem 
Rechtsfalle b. Sir. XXV, II, 269i 
die Anerkennung eines natariiehen 
Kindes aufrecht erhalten, welche 
der Adjunkt des Maires auf ein 
fliegendes ßlatt niedergeschrieben 
hatte! Jedoch ist m in einer 
Notariatsnrkunde geschehene An- 
erkenntniss nicht desswegen nich- 
tig, weil die Urkunde nicht in der 
gehörigen Zeit einregistrirt wor- 
den ist. Sir. X, U, 542. S. auch 
Uber eine tthnliolie Vnge Sirey 
XII» I, 81. 
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Fällen muss bei der Aufnahme des Aktes der Vater entweder 
te im Pwioa odar durch einen uuUfilafc einer öffentlicbea Ur« 
kuie gendUCactigteii BeyoHnichtigtep ngegan gaweaeo uiüf 
wmm die ikn, dm Vater, geichehene AnerkeniNing güh 
tig sein Art. 86. und Arg. Art. 834. 3) Der Frie- 

denarichler; nach der in Praxi angepommanea Heining, 
Mhlechthii,») nadi Andern nvr dann, wenn er die Gfiter nn» 
ter den Parteien pflegt. 23j c. de pr. Art. 54. 4) Die Ge- 
richte überhaupt, die Friedensgerichte mit eingeschlossen, 
jadoeh mr kk dem Sinnei dai8| wenn sieh bei der Verhand- 
lung einer Beebtmache eine Part^ an einem natfirUcfaen Kinde 
bekennt, das Gericht über dieses Belienntniss der Gegenpartei, 
tfini deren Yerhuigen, einen Alct ausauiertigen hat und dass 
ahidann ^es Ton dem Gerichte begbmbigte Bekenntnisa einem 
A^rmUehen AnerkenntniBse gleich an achten ist^*) Uebrigena 
mups ^ar das Anerkenntniss , wenn es bindend sein soll, in 
aHep diesen Fällen bestimm* ans der Urkunde heryergehn« s^} 



at) Albe, ehie dorek eine Pri- 

▼aturkunde ertlieiUe Vollmacht ist 
nicht hinreichend. Dur. III, 222. 
Riehe f. ad Art. 334. n. 4. Mer- 
Hft a. a. 0. B. XIU. Sir. XVIII, 
B, as. XIX, n, 146. Eben §• 
wenißT ist es hinreichend, wenn 
der Vater einen Brief an den 
Stande^eanten schreibt, sollte auch 
dieaer den Brief dem Akte beige- 
legt haben. Delr. I, 286. Sir. 
VIII, I, 499. 

33) Loiseau p. 458. Dnr. III, 
m Riehe f. ad Art. 334. Dc- 
»•I. V, 800. Sir. XXB, 11, 213. 
XXV, I, 338. (Hier wurde sogar 
ein Anerkenntniss aufrecht erhal- 
ten , welches nur von dem Ge- 
viehtssehreiber des Friedensrichters 
niedergeaobrieben, übrigeea Inder 
Kamlei des Friedensj^enchls auf- 
bewahrt worden war ?) — 'Geffen 
die hier getadelten Entscbeidun* 
fen eiklirl aleli aiieb Settel. T, 
4P4} den Frieden9«*epicbliaelire»- 
ber kiUB die fiefugiüM niebt aa- 



atehen, er bei einen gam andern 

GcschUftskreis. 

23) Merl. m. fiHat. n. VI. De- 
mol. V, 40Ü. — *Die letatere An- 
sicht ist vorzuziehen , der Frie- 
deoariciiter hat einen bestimmt 
begrenzten \Virkun«:skreis , aus- 
serhalb dessen er nicht compe- 
tent ist. Das Gesetz hat ihm nun 
keiaefwefs alle Haadlniiiren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit uber- 
tragen, vielmehr hat es die Frie- 
densrichter von den Molaren acliarf 
getrennt. 

24) Riehef. ad Art. 334. a. 8. 
Merl. a. a. 0. Sir. VII, II, 933. 
VIII, I, 86. XII , I, 13. XIV, II, 
2. Hieraus folgt: Kein Privatan- 
efkennlniss Iiann vor Gericht nar 
miltefat efaies Bekenntnisaea be- 
krüftigt werden. Herl. a. a. 0. 
n. IX. X. XI. 

25) Sir. XIII, II, 290. (If., bei 
4er Aofiiabme des Oe^orliakls ure^ 
genwärtig, hatte gestattet» daii sein 

Marne deinlEiade gegeben werden 
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Jedoch wird nicht erfordert, dass die Erklärung in einem blos 
was AnerkeimuDg des EindOB bestimmtea AiUe^^} oder aui^ 
drickidi^O ^ abiichtlidi^) gMiNha mL — ÄJhß ätm, 
was hier von dem mittebt äner 6fllBDlÜehen üiiniiide la bo» 
werkstelllgenden Anerkenntnisse (von der Form einer solchen 
£iiüäniiig) eiiifls natfirlkshea Kindts gessgt worto ist, gilt 
swsr in s«in«r gaiiM Strange aar tob ilem FaUe, da der 
Vater das Kind anerkennen will. (Denn die Klage auf An- 
erkennung ist nur gegen den Vater nicht, wohl aber gegen 
die Mutter lulKssig. Und mm Beweise der Abstaamntiig dsi 
Kindes von der 'und der Matter kann man «leli andere 
Weismittel, als öffentliche Urkunden, gebrauchen. S. Art. 341.) 
Jedodi ist das Gesagte auch anf die Mutter, die ihr natürli- 
ches Kind anerkennen will, in dem Sinne anwendbar , dass, 
wenn die Mutter das Kind nicht mittelst einer öffentlieken 
Urkunde anerkannt hat, nicht die von der freiwilligen Aner- 
kennung eines natürüchen Kindes, sondern nur die Ton der 
gezwungenen (d. 1. von dem Bew^e der Mnttefsdiaft) ge^ 
tenden Grundsätze eintreten. Z. B. also, wenn die Matter 
das Kind nur mittelst einer Privaturkunde anerkannt liat, so 
ist die Beweiskraft dieser Urkunde ganz so, wie die einer 
jeden andern Privaturkunde, sn benrtheflen, so gentigt diese 
Urkunde noch nicht für sich, (und ohne dass z. B. auch die 
Niederkunft der Matter bewiesen wird,} zum Beweise' der Mut- 
terscbaft, so ist das Anerkenntniss nidit sdion als solches^ 
(wenn auch vielleicht aus andern Gründen,) unwiderruüich.^^) 
VgL §. 570. 



war. Das wurde zur Anerkennung 
nicht für hinreichend erachtet.) 

261 S. Art.331. D u r a n t. III, 213f. 

tl) Sir. X, II, MO. Xil, II, 
274. (In einem öffentlichen Akte 
wird A als der Vater des natürli- 
chen Kindes B bezeichnet. A. un- 
terflchreibt den Akt. £r hat das 
Kind aneriuiaiit.) 

28) SufficinBt TeitoeinnMiilhi. 



Non opus est verbis digpositivi«. 
An. 1320. Dur. a. ö. 0. Sir. 
XIV, II, 2. (In dem GeburtMkte 
war der Vtief des Khidei ui^ 
genannt. A unterschreibt mit deSi 
Zusätze; Der Vater. Das Aner- 
kenntniss wurde für genügend er- 
achtet.) Sir. XXIII, 11,65. (Schon 
eine NotariatvrolbiiaoliC de agnof« 
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Das in einer öffentlichen Urkunde geschehene Anerkennt- 
niss eines natürlichen Kindes kann nicht nach Gefallen wi- 
derrufen, sondern nur ans einer lechtmüsngen Uisache 
(s. B. als ein enwnngenes oder als ein abgelistetes Aner- 
kenntniss) zurückgenommen werden. 30) Von einlösen Schrift- 
stellern wird diese üegel sogar auf das in einem Testamente 
gescheliene ADericenntniss ausgedehnt, jedoeh so, dass gleich- 
wohl das Anerkenntniss erat mit dem Tode desjenigen, von 
welchem es ausgegangen ist, in Wirksamkeit trete.^i) — Das 
Anerkenntniss eines natürlichen Khides ist sowohl gegen das 
Kind als gegen dritte Penonen (a. B. g^gen die Erben des 
Vaters oder der Mntter) wirksam. S. jedoch den (schon oben 
erläuterten} Art. 437. — Jedoch leidet diese liegel in folgen- 



29) Der Artikel 331 verordnet 

schlechtliin, d. i. ohne zwischen 
dem Vater hih! der Mutter %\\ iin- 
terscheiden , dass ein natürliches 
Kind nur mittelst einer Oirentlichen 
Urkunde anerturnnl werden Icann. 
^ Aber nach Arl. 341 kann die 
Mutterschaft, wenn d;is Kind den 
Anfang eines schriftlichen Bewei- 
ses für sich hat, sosar durch Zeu- 
gen erwiessen werden. Wie las- 
sen sich nun diese beiden Art. mit 
einander vereinigen? I\lir scheint 
nur auf die im Paragraphen ver- 
fvi&td Weise! Die Ausleser des 
C. c erltlftren sich nur beiläufig 
oder weniger bestimmt über diese 
Frage. Vgl. Toull. II, Ri- 
ehe f. ad Art. 334. Delv. ad 
Art. 334. Sir. XIH, I, 281. *De- 
mol. V, 422. Valette s. Proud- 
hon II, p. 174. — *Die letztem 
beiden Sehr, entscheiden die Frage 
im Sinne Zacbar.'s, es folgt aus 
dem Satxe des Textes namentlich, 
dass die gerichtlich verificirtc Pri- 
vaturfiunde an sich die 31iitterschaft 
ebensowenig beweist, wie die Va- 
terschaft, 8. Anm. 12* ; der Beweis 
der Hnttersohaft kann in Erman- 
gelung einer öffentlichen Aner- 
kennungsurkunde nur aus eineiig 



riehterliefaen Urthei! hervorgehen. 

Hierunter ist nun nicht ein solches 
Urthcil zu verstehen, welches blos 
auf die Unterschrift der Privatur- 
kunde ßezug hat. Art. 341. Eine 
solche Urkunde bildet nur den An- 
fang eines schriftlichen Beweises. 

30) Dur. III, 219. Richef. ad 

Art. 334. Auch der Grrichlsge- 
brauch ist entschieden für die Un- 
widerrufiichkeit des Anerkennt- 
nisses eines natürlichen Kindes. 
Sir. VI, II, 8. VIII, I, 86. IX, 
II, 311. XI, II, 105. XU, I, 13. 
XX, II, 153. 

31) Dieser Meinung sind z. B. 
Uichef. u. Dur. *Sir. XXVII, 
II, lOö. XXIX, II, 279. — S. da- 
gegen Merl. m. filiat. n. VL *De- 
mol. V, 455. — • *l)ie in einem 
Testamente geschehene Anerken- 
nung theilt die ISatur der Urkunde, 
in welcher sie erfolgt ist; sie ist 
widerrufen , wenn das Testament 
wiederrufrn wird. Unwiderruflich 
kann die Anerkennung nur dann 
sein, wenn sie deGnitiv besteht; 
aber die Anerkennung Im Testa- 
ment besteht noch nicht definitiv, 
sie erlangt ihre Wirksamkeit erst 
nach dem Tode des Testators* 
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dem Falle eine Ausnahme: Wenn ein Ehegatte, (der Mann 
oder die Fraa,) während der Ehe ein . natürliches Kind anerw 
kennt, 32) welches er vor der £he mit einer andern Person, 

als mit seinem dermaligen Ehegatten erzeugt hat, so ist das 
Anerkenntniss nicht gegen den andern Ehegatten und eben so 
wenig gegen die in dieser Ehe erceugten Kinder oder gegen 
die Nachkommen dieser KHider^^) wirksam, wenn es aach in 

einer jeden andern Beziehung alle die Wirkungen hervorbringt, 

welche sonst aus etaiem Anerkenntnisse entstehn.^^ ^ ^^^^ 
also das anerkannte Kind z. 6. nicht zum Kachtfaefle des an- 
dern Ehegatten etc. z. B. auf ein Erbfolgerecht Anspruch 
machen. Art. 337.^^^ Dage^^on greift diese Ausnahme nicht 
ein und es bleibt also bei der Kegel, wenn die Ehegatten ein 
Kind, das sie vor der Ehe mit einander ersengt haben, zu- 
sammen während der Ehe anerkennen , oder wenn der eine 
Ehegatte ein Kind, das er vor der Khe mit seinem dermaligen 



32) Der Art. 337 ist nicht anf 
den Fall auszudehnen, da ein frfl- 

herer Anerkennunpsakt während 
der Ehe h\os berichtigt (rektificirt) 
wird. Sir. XXXI, I, 131. 

33) L o i s 0 II u |). 438. 

31) Das Anerkenntniss ist iiiir 
relativ unwirksam. Die Wirk- 
samkeit desselben ist nur so lange 
die Ehe besteht oder Kinder aus 
derselben vorlmiHlen .sind, schlecht- 
hin suspcndirt. Das Anerkennt- 
niss ist also z. B. gegen die Kin- 
der aus einer früheren Ehe aller- 
dings wirksam. Eben so wird es, 
wenn zwar bei der Aiifliisung der 
Ehe Kinder aus dieser Ehe am Le- 
ben waren, diese aber in der Fol ^^e 
bei Lebzeiten des Ehegatten , der 
das natürliche Kind anerkannt hat, 
mit Tode abgehen, von dieser Zeit 
au schlechthin wirksam. L o i s e a u 
p. 436. Chabot ad Art. 757. Du- 
rant. m, 251. 280. 

35} Z. B. das Kind kann nicht 
die ScbeDkimgen mindem, welche 



der eine Ehegatte dem andern Ehe- 
iralten gemacht hat, auch wenn bei 
der AuflOsnni^ der Ehe keine Kin- 
der ans dieser Ehe vorhanden sind. 
Loiseau p. 434. D e 1 v. ad Art. 
337. '''Es ist jedoch zwischen den 
Sehenkungen im Ehevertrag und 
<f< II während der Ehe gemachten 
Srlienkungen oder Vermachtnissen 
zu unterscheiden , die Reduktion 
der letztern kann von dem Kinde 
gefordert werden. Demol. VI, 
476. Marcad6 Art. 337. n. 3. 
— Alimente kann zwar das Kind 
allerdings fordern; jedoch auch 
diese nur in so fern, als die Ali- 
mentation bewandtenUmstln- 
den nach den Rechten des an- 
dern Ehegalten etc. keinen Ein- 
trag thut. Vgl. Loiseau p. 434. 
Dur. UI, 252. Bedel de Tadul- 
t^;re n. 92. Chabot ad Art. 756. 
n. 42. Favard cnfant nat, §. I. 
n. 1. Sir. X, II, 255. XII, 1, 13. 
II, 856. XVn, II, 281. 

30) VrgL über dies. Art. San- 
der in .den Bad« AanaLIV^UT. 
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Ehegatten erzeugt hat und das von diesem schon vor der Ehe 
anerkannt worden irt, wShreud der £he «tterkeimt,^^ oder 
wiDB eta Wittwer oder eine Wittwe ein TOf ier Ehe eneng- 
tes Kind anerkennt, sollten aach aus der Ehe Kinder a» Le- 
ben 8ein.3d} Eben so dürfte jene Begel nicht auf den Fall 
einer geunngiMi AnerkennuBg^ anwendbar 8ein.^o) 

§. 568 b. 568.) 

Von dem Rechte, das i^esclieliene Aaerkeimtoist eines natttrlicliea 

Kindes anzufediten. 

Das geschehene Anerkenntniss eines natürlichen Kindes 
kann sowohl ron dem Yater oder der Mutter, weicher oder 

welche das Kind anerkannt hat,i} als von dem Kinde selbsti'} 



37) Malev. u. Locrti ad Art. 
337. Piirean U% 637. Lolsea« 
p. 435. Dur. III, 248. A. H. ist 

La SS. ir, 184. 

38) Locre, Marcad^ ad Art. 
337. Froudh. II, 102. Lois. 
p. 440. Chabol ad Art. 750. ■. 
6. Toull. II, 759. Dur. III, 254. 
VII, 279. Sir. VI, II, 8. VIII, 

I, 86. A. M. Delv. ad Art. 337. 

39) Das Tribunat brachte einen 
Zntati ina Art. 341 inV«neUaf, 
nach welchem die Maternitätsklas* 
nicht ^e^eii eine Ehefrau zugelas- 
sen werden sollte. Dieser Zusatz 
ist nicht in den Art aaftrenoiB- 
men worden. Also kann die Mut- 
ter eines unehelichen Kindes, auch 
nachdem sie sich verheirathet hat 
und noch wühreiid die Ehe be- 
stellt, aiit der MnttenchnftsUafe 
belangt werden. (Das felfk ex 
solo silentio lepis.) Fav. reconn. 
d'enfant nat. Seck. II. ^. 1. Art. 

II. n. 4. 

40) Tonil, n, m Har. Hl, 
255. Merlin m. maternit6. *Va- 
lette s. Proudh. II, p. 146. Du- 
c a u r r 0 y 1 , 492. ~ A. BL ist 
Loiseau p. 437. (Dieser MriCI* 
steller ainnit an, dass gegen eine 



angestellt werden kOnne, dass aber 
die gezwungene Aneiliennung niehi 

zum Nachtheile des Mannes etc. 
wirksam sei.) Delv. ad Art. 337. 
F a V a r d reconn. d'enfant nat. Sect. 
II. II. n. 2. «Demol, V, 466. 
Haread« Art 337. n. 7.--*Ilaa 
üesetz legt die begdbrftnkte Wir- 
kung der Anerkennung in Artikel 
337 nur der freiwilligen Anerken- 
nung bei, nur die letztere soll dem 
andern Eliegatten nicht cum Scha- 
den gereichen und beschränkende 
Bestimmungen sind nicht auszu- 
dehnen. Die Meinung Zachar.'f 
ist desshalb vorzuziehen. Vonitie- 
ser Ansicht wurde mit Recht auch 
in den neuesten Urtheilen Sirey 
XLVllI, II, 375. Kh. Arch.XLIII, 
I, 174. XL VIII, II, A, 3. ausgegan- 
gen. Dean weon auch in diesen 
Fullen die Klage des Kindes auf 
Anerkennung der Mutterschaft erst 
gegen die Erben der Mutter ge- 
richtet wurde, so wurden doch 
ausdracklich solche Urkunden als 
Beweismittel zugelassen , welche 
von der unehelichen Mutler zu ei- 
ner Zeit ausgegangen waren, als 
sie bereiti Terbeirathet war. 
1) Sir. XXXIV, II, 6. «S. Jed. 
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ingleichen von einem jeden Dritten, welcher in dieser Bezie- 
hung ein f eehtUchee wshon dermalen wirkaames Interesse bat ^} 
itnd mwur in 10 fem aiig«foditen werden^ üb äem Anerkmt« 
Bisse eine reu den Bedingungen abgebt, von wekken seine 
Gültigkeit den Gesetzen nach abhängt.^) Art. 339. £s kann 
9ko du geseMune AnericeontaisB ebies Batüilichen Kindel 
TStt den genannt«! Personen angefoehtea werde», wenn es 
entweder seiner äusseren Form nach, oder in Beziehung auf 
die (absolute oder relative) Bechtsfähigkeit dessen, der das 
Sind aaerkannt hat| oder als eine WillenaerkUining tiberliaoirt 
Mnclitet ob errerae, dolms rel vim^Q ungültig Ist 

Ton der geswang enen Anerkennung eines natBrlicken Kiadef. — 
Ton der Klage anf die VatenichaftO 

Die Klage auf Vaterschaft d. i. die Klage, durch 
welche ein natürliches Kind eine besthnmte Hamuperson ab 
s^en Valer in Ansprudb nimmt, 2) ist nninlSssig und 

eben so wenig kann die Vaterschaft eines natür- 



2) Sir. XII, U, 62. XXVUI, II, 
43« (Hier aueb von der Boweia- 
last. Diese ist nach der Beschaf- 
fenheit der Umstünde hald dem 
KItfger bald dem Beiiiagteu aufzu- 
erlegen.) XL, I, 118. Einen in- 
teressanten Fall dieser Art s. in 
Neer. Denisart m. bdtard. §. II. 
(Eine natürliche Tochter des Marö- 
cbal de Saxe focht das von diesem 
geaehehene Anerkennlnisa derTedi- 
ter an.} *Die Klage des Kindes 
selbst ist als Standesklage unver* 
jfihrbar. Demol. V, 452. 

3} Lois. pag. 501ff. Froudh. 
Ii, 1<I3. Tonil. Ii, imt Leas. 
H, 17& 183. AUcnud aber wird 
erfordert, dass der, welcher das 
Anerkenntnis« anfechten will . ein 
mUHt ai et actuel habe. Z. B. 
die Bribe« dea VMer» können erai 
aadi denen Tode klofMk Btelv« 



Marcad6 ad Art. 339. Vgl. Art. 
187. lieber den su Itohrenden 

Beweis s. Sir. XXX, I, 4.— »Der 
Anfang eines schriftlichen Bewei- 
ses ist nicht erforderlich, der Art. 
.323 ist hier nicht anwendbar. S i r. 
XL, Ii, 448. Das Gerielit kann je- 
doch den Zengenbeweis zulassen 
und zurückweisen , es hat in Be- 
zug hierauf eine discretionäre Ge- 
walt. Sir. XLVII, I, 81. 

4) Delr. ad Art. 39(K Tenll. 
H, 965. 

5) S. §. 568 a. Anm. 7. 

1) lieber die Modifikationen des 
Badiseben Rechts s. t. Holin- 
borst, Jahrb. 1827, S. 37. Bad. 
Annal. II, S. 44. VII. S. 165. 

2) Auch wenn die Klage nur 
die Alimentation des Kindes zum 
Gegenstand bllte. Sir. lU, I, 185. 

VI, n, (sn9i 
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liehen Kindes d. i. die Abstammung desselben ron einer 
bestimmten Mannsperson gegen das Kind geltend ge- 
macht und snm Beweise ausgesetst werden.^} (Also 
weder mm Vortheile noch snm Naehtheile eines natiir-' 
liehen Kindes ist die Erforschung der Vaterschaft zulässig.) 
Art 340. ^. 1. — Jedoch leidet der aufgestellte Grundsatz 
die Ausnahme, dass, wenn die Mutter gewaltsam entführt oder 
wenn sie durch Yerflibning yerlei^t worden ist, das elterüeho 
Haus zu verlassen und die Zeit der Entführung oder der 
Abwesenheit von dem elterlichen Hause mit der Zeit der 
EmpfSngniss fibereinkommt,^ ihr Entführer oder Yerfilhrer, 
nach Befinden für den Vater des Kindes erklärt werden kann.^} 



3) To Uli. II. 939. Richer, ad 
Art. 340. n. 7. M e r 1. qii. m. ina- 
ternite. Grcn. des douat. 1, 305. 
Sir. X, I, 272. Xm, 11,335. XIY, 
I, III. XVII, I, 191. XVIII, 1, 
214 XX, I, 222. XXXV, II, 34H. 
(Z. ß. also; Wenn A dem B eiti 
Leeat vermacht bat, so kennen die 
Erben des A dieses Ltgtil nicht 
unter dpm Vorwande anfech- 
ten , dass B das natürliche kind 
von A sei uud das Legat gegen 
die Vorschrifl dea Art. 906 rer- 
atOMe. Der Art. 340 sagt nicht 
blos: Die Paternitülsklage ist iin- 
snllMig , sondern : La r e c h e r- 
che de ia paternitö est iuterdite.) 
A. M. ist Delvinc. ad Art. 340, 
welcher annimmt, dass ge^en 
das Kind der Beweis dor Vater- 
schaft zulässig sei. — Wie aber, 
wenn die Vaterschaft in Beeidung 
auf das Ehehinderniss der Ver- 
wandtschaft oder der vSchwäjjer- 
schaft in Fraffe steht? Lex non 
distinguit. S. jed. Yaz. du mar. 
I, 107, welcher annimmt, dass als- 
dann der Beweis der Vaterschaft 
nur unter den Ref^eln dos cfemei- 
nen Rechts stehe. (I)iesclhe Fraj^e 
bietet sich auch bei den ehewidri- 
gen Kindern dar.) — Vgl. ttber den 
Grund der im Art. 340. §. 1. 
aufgestellten Regel meine Abh. 



zur Verijleichung des franzOs. und 
des engl. Hechts mit dem gemei- 
nen deutschen in der Lehre von 
der Vaterschaftsklage. In der Zeit- 
schrift f. d. Gesetzgeb. u. Rechts- 
wissenschaft des Auslandes. Bd.X. 
Heft 1. 

4) Der Art. gebraucht die VITorte : 

enlevement und ravisseur. VITe- 
nigsten.s das rrstere W ort kann so- 
wohl auf den rapt de s^duction 
als auf den rapt de viulence (wie 
sich das iltere Recht ausdrikckte), 
beaogen werden. Hierau komml 
paritas rationis et summa aequitas, 
ferner , dass der C. p. Art. 354 
beide Fälle eineinder gleichstellt. 
(Die Discussions geben keinen Auf- 
schliiss.) Dieser Meinung ist auch 
R i c h c f. ad Art. 340. n. 5. (wel- 
cher jedoch nur bei minderjäh- 
rigen Hidchen die Ausnahme der 
Verfuhrung aulissl.) Nach dieser 
Meinung wurde erkannt bei Sir. 
XXI , II , 235. • Auf den (straf- 
rechtlichen) Unterschied zwischen 
Grossjährigen und HinderjShrigea 
nehmen die Neuern mit Recht keine 
Rücksicht. Demol. V, 490. Mar- 
cadi; Art. 340. n. 2. Valette 
s. Proudh. II, p. 137. 

5) Vgl. Art. 312, weleher uudfa 
in diesem Fall« analogisch att- 
wendbar ist. 
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Art. 340. 2. Vgl. C. p. Art. 354. Dieselbe Aüäuahme 
mtd auch dann tod der Begel za.maehen sein, warn die 
Mutter des Kindes gewaltsam gemissbraucht worden ist und 

der Zeitpunkt dej Gewaltthat mit der Zeit der Empfäugniss 
übereinstimmt. S. jedoch Art. 342. und unten 572. Eine 
weitere Ansnabme dürite .in dem Falle des Art 46. — d. L 
wenn die Anerkennung In der Oeburtsakte gesehebn Ist und 
die Standesbücher verloren gegangen sind^ — zuzulassen sein.®) 
Aus dem Grundsatze des Art. 340. 1. folgt zugleich, 
dass eine Geschwächte, den Fall einer Entführung oder dner 
Nothzucht ausgeiioramen, 9) nicht berechtiget ist, gegen ihren 
Schwangerer auf Ausstattung oder sonst auf eine Entschädigung 
oder Vergütung zu klagen.^^) 



§. 570. 

Fortaetaimg. — Vön der Klage auf die Hatterachaft 

Die Erforschung der Mutter eines uneheli- 
chen Kindes ist zulässig. Art 341. 1. S. jedoch 
Art. 342. und unten 572. Es kann also die Abstammung 

eines natürlichen Kindes von der und der Mutter sowohl von 
dem Kinde als gegen das Kind geltend gemacht werden. ^ 



6) Auch in diesem Falle kann 
das Kind nur auf die Hechte ei- 
nes natürlichen Kindes Anspruch 
machen. Locr6 ad Artikel 340. 
Loiseau p. 418. 

7) Di sc. n. Locrö ad Art. 340. 
Loiseau p. 41b. Toull. 11,941. 
*IIareadö Art. 340. n. 2. De- 
mol V, 491. A. M. Aubry u. 
Rau IV, p. 72. Dttcanrroy I, 
498. 

8} Vgl. S i r. XXVIl, l, 444. (Iher 
wurde gegen die im Paragraphen 
an n-cnommeneMeinong entschieden. 
Jedoch der Hauptentscheidungs- 
grund war der, dass das Kind nicht 
Bestimmt beliauntet hatte, dass es 
in dem Geburtsaikte aneriuuNit wor- 
den sei.) 



0) Jedoch in den Fallen des Art. 
342 durtle es schlechthin bei der 
Regel sein Bewenden behalten. 
Dur. III, 245. Dlscnss. u. Obss. 
du trib. ad Art. 340. — Der Fall 
einer Verführung dürfte schwer- 
lich, zum Besten der Mutter, von 
der Retirei ausEonehmen aein. VgL 
Sir. VIII, I. 231. Aber anm 6e- 
■ alen der Eltern? 

10) Loiseau p. 
Arch. IX, 1, 91, 
jed. ibid. X, 228. 

1) Auch ge^jen 
Delv. I, 228. 235. 
Merl. m. mat. (Dieser Art. ent- 
httll überhaupt mehrere schätzbare 
Beitrage zu dieser Lehre.) $ir. 
XSm, I» 394. . 



398. 407. *R h. 
XXV, 1, 58. S. 

das KmA. S. 

Dur. 111,242. 
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— Das Kind, welches die Klage auf Anerkennung (die actio 
d« agnosceudo partu) gegen ein bestimmtea Fraueiuuiiuiiar licli* 
tot, Iwt m erweiMD, thaüs daas diaflM WnaamtSmmet ntote» 
gekommen sei, diette dass er, der Kläger, mit dem Kinde, toü 
welchem die Beklagte entbunden worden ist, ein und dasselbe 
Indlviduom seL Dem Klüger ist nur In ao im m geetattin, 
den einen oder dea andern Bata durch Zangen an baweiaea, 
als er für den einen oder den andern Satz den Anfang eines 
schriftlichen Beweises beibringen kann. 2) Die Fragen aber: 
Durch welche Bewcisorkunden der ehie oder der andere Sali 
in Gewissh^t gesetst werden kSnne? Weldie Bewdsodum- 
den den Anfang eines schriftlichen Beweises für den einen 
oder für den andern Satz begründen? u. s. w. sind nach den 
▼on dem Beweise überhaupt geltenden Regeln, mit Bücl^sidit 
auf die Bescliaffenhelt eines jeden einzelnen Falles, zu beant- 
worten.^j Art 341. ^. 2. 3. Uebrigens gilt das, was hier von 



23 Das scheint der richtige Sinn 
des Art. zu sein. Sowohl iür die 
Niederkanfl alt fter die IdenlitSC 
mas8 ein schrirt) icher Beweis oder 
wenigstens der Anfang eines schrift- 
lichen Beweises vorhanden sein. 
Dar. ni, 240. Herl in a. a. 0. 
DemoT. V, 500. Marcad6 Art. 
341. n. 3. Rh. Arch. XLIII, I, 
174. Alii aliter. S. Leere und 
Delv. ad Art. 340. Proudh. II, 
99. TouU. n, 948ff. ^ Beatril- 
ten ist die Wagre, ob sich das Kind 
auf die possessio status berufen 
könne. Für die verneinende Mei- 
nung 8. Discuss. ad Artiliel 340. 
Tonil, n, 970. »Maroade ArU 
341. n. 6. u. Ebend. in d. Rev. 
critique de jurisprndence 1851, p. 
150. 725. Sir. XXXVI, II, 194. 
XXXVIII, II, 6. XXXIX, II, 280. 
LI, I, 161. Rh. Arcb. XXXVin, 
I, 56. Für die bejahende : Delv. 
a. a. 0. Dur. III, 238. *DeraoI. 
V, 480 u. Ebend. in d. Rev. cri- 
Hqna de jurispr. Cheratüf^efi^eb. 
Marcadö u. A.) 1851, paff. 662. 
Sit. XXXY, U> m Cift. XLVU, 



I, 81. XLVill, II, 375 XLIX, II, 
490. u. Unheil des AGB. v. Paris 
vom 10. Hai 1851 b. Sir. LH, I, 
225 in der Note. (^Die letztere 
Ansicht ist mit Recht die vorherr- 
schende.) Cit. S. auch Dali 01 
m. filiat. Chap. III. Sect. II. Art. • 
in. — Ist der Art. 323. $. 2 auch 
auf den Beweis der Mutterschaft 
anwendhar? Bejaht wird die Frage 
von La SS. U , 191. * Sie wird 
rtehtigOT veraeiiil, der An 3*41 iat 
lex specialis. S i r. XLV , II, 341, 
Dem Ol. V, 502. — Die Entschei- 
dung dieser Streittragen hängt von 
der Vortrage ab, ob das, was die 
Art. 31911. von den Beweiae der 
Abstaniaiang ehelicher Kinder ent- 
halten, auch auf den Beweis der 
Mutterschaft unehelicher Kinder an- 
WMidbaf aeL Die bejahende Hei- 
nung dlkrfte, in wie fern sie an 
Gunsten der natürlichen Kinder ge« 
reicht, den Vorzug verdienen. 

3) *Vrgl. Hb. Arch. XLUI, I, 
174 Welehe Bewebliaaft hat 
eine Privaturkunde, in welcher die 
Himer da# KindanerkaiiBläift? & 
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dem Beweise der Materaitätsklage gesagt worden ist, auch in 
dem FftUe, da dia Abstammung des Kindes von der und der 
Mvtter gegen das Kind geltead gemaeht wiid.*) 

Die MatoraHSIaklage geht (eben so, wie ia den Fitten 
des Artikels 340. die Paternitätsklage,) auch auf die Erben 
des natttdieben Kindes über.^) Dagegen k&men die ebeli* 
eben Nnahkommen der Mutter des Eibfiilgereehty welehes 
ihnen nach Art 766. an dem Naclüasse des natürlichen Kin* 
des ihrer Mutter zusteht, nur unter der Bedingung geltend 
mnchen, dnss des Kind ren der Mutter bei deren Lebieiten 
anerkannt worden isL^) 

Von den gegenseitigen Rechten der natürlichen anerkannten Kinder und 
der Eltern dieser Kinder. — Von dem Civilstand dieser Kinder. 

Der G. c. stellt Über die Pflichten und Rechte der Eitern 
natfirlicher anerkannter Kinder nirgends eine aDgemebie Begel 



die S- -"^ßSa. Anm. 3, u. 29 a. St. 
— Welche Beweiskraft hat der 
Geburtfiakt, in welchem das Kiud 
für das Kind des nod des anver* 
beirttheten Frauensimmers (ohne 
deren Beisein) ausgegehen wird ? 
S. Dur. III, 230f. Merl. a.a.O. 
ibid. qu. m. tnat. Fav. reconn. 
d'enfaDl nal. Seet. II. %. I. Art. 
II. n. 3. Dalloz a. a. 0. Sir. 
X, I, 193. — *Eine solche Geburts- 
urkunde kann nicht einmal als An- 
ftmg ekies sebriftKefaen Beweises 
dienen. S. Demol. V, 504. Sir. 
XLV, II, 193. 341. XLVin, II, 
116. LH, II, 525. Rh. Arch. 
XXXVIII. I. 56. A. M. Sir. L, II, 
599. S. jed. die Note m diesem 
Urtheil. Dagegen wurde bei Sir. 
XLVIII, II, 375 u. Rhein. Arch. 
XLIII, I, 174. XLVIll, II, A, 3. 
angenommen, dass der (aeburtsakt 
wenigstens die Thalsaciie der Nie- 
derkunft hewdse, wenn die Er- 
klärung von einer bei der Nieder- 
kunft anwesenden Person gemacht 
worden ist Kommt sn einer sol- 
cliea Geburlraikiuide du totlnd« 



niss der Mutter und der Standes- 
besitz des Kindes, so ist kein Zwei- 
fel, dass sie vollen Beweis liefert. 
S. Sir. LI, II, 39t. LH, I, 12.-- 
\^]. auch oben $. 568 a. Anm. 3. 
J^. 50. Anm. 3*. u. das Urth. des 
Cass.-Hofs vom 1. Juni 1853. (Xe 
Droit V. 2. Juni 1853.) 

4) S. die Anm. 1 a. St. u. Sir. 
XXX, I, 17Ö. 

5) Denn die Klage wird in den 
Gesetzen nirgends von der Kegel 
ausgenommen, dass alle Klagen 
auf die £rben übergehen. *Mar- 
cad6 Art. 342. n. 4. Demol. 
V, 524. Valette s. Proudh. II, 
253. Sir. L\l, 11,641. — Ist das 
Kind vor der Mutter verstorben, 
so geht die Klage nur auf die 
Nachkommen des Kindes über; • 
Art. 750 in dem entgegengesetzten 
Falle aber auf alle Erben und Erb- 
folger des Kindes, nlmliekin dem 
Sinne, dass sie die Rechte» welche 
dem Kinde noch bei seinen Leb- 
zeiten in Beziehung auf den Nach- 
lass der Hutter eröffnet worden 
wareoj geltend andwi ke aaeB « 
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anf. Aoch der betondern Yonchriften, welche diesen Kindenlf 

oder den Eltern derselben gewisse Rechte beile^'ten oder ab- 
Bprechen, enthält er nur wenige. S. Art. 15ö. 338. 383. 756. 
Daher sind die Ausleger des Gesetsboches nicht Uos über 
dieses oder jenes einzelne Keelite der Eltern oder der Kinder, 
Bondem selbst über den Grundsatz getheilter Meinung, von 
welchem man in dieser Lehre aoscugefan habCy indem Einig» 
den latem natCIrlicher- Kinder in der Regel, und mit Vorbe- 
halt der in den Gesetzen gemachten so wie der zu Folge des 
Grundes der elterlichen Eechte ancunehmenden Ausnahmen, 
dieselben Rechte anschreiben, wie den Eitern ehelicher Kin- 
der, Andere aber den Eltern natürlicher Kinder nur gewisse 
Rechte über ihre Kinder ausnahiucwcise beilegen, und zwar 
nur diejenigen einzelnen Rechte, welche ihnen eine besondere 
Yorschriflt der Gesetze ausdrücklich oder folgerungsweise er» 
thelltJ) Es dürfte jedoch, theils Arg. Art. 158. 383. theils 
in dem Interesse der Kinder und iu dem der Sittlichkeit die 
erstere Meinung den Vorzug verdienen und daher der Grund- 
satz aufzustellen nnd zu befolgen sein: Die Eltern na- 
türlicher anerkannter Kinder haben im Allge- 
meinen — abgesehn von den einzehien besonderen Vor- 
schriften der Gesetze und unbeschadet dieser Vorschriften — 
alle die Rechte und nur diejenigen Rechte ehe- 
licher Eltern, welche sich aus der Pflicht der 
Eltern, ihre natürlichen Kinder zu erziehn, streng 



6) Sir. XXXIV, II, 184. XLHI, 

I, 849. — *A. M. Dem Ol. V, 524. 
— Die Fra{jc ist der olx-n J^j. 508 a. 
Anm. 10 erörterten verwandt. 

1) Der ersteren lleiiiuaf sidiI 

Z. B. Locr6 ad Art. 372. Loi- 
seau pag. 530 ff. Delv. ad Art. 
338. Las 8. II, 175. Die letztere 
"Wird z.B. yonRolU&d de Vil- 
Isrgues in dem oben a. Werke 
u. b. S i r. XIII, II, 19 vertheidigt. 
S, auch Jj»4. du C. civ. IV, m 



Nicht besilmmt erltlfiren sich Ober 
diese Frage Proudhon, Toull., 
Diirant. , Vaz. noigt sich nnch 
der erstcren Meinung hin. — *Der 
erstem Meinung; neigt sich auch 
sa Demol., vgl. VI, 607 f., wel- 
cher übrigens so wenig als M a r- 
cadr die Frage von dem im Pa- 
ragraphen augenommeueu allge- 
meinen Gesichikspunltt ans beban- 
delt, sondern jedes einielne Recht 
der Eltern und Kinder fpecieli ins 
Auge fMsk. 
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ableiten lassen; sie haben jedoch diese Rechte 
nur mit dem Vorbebaitei dasB dem Bichter die 
Tollste Freiheit Eusteht, die Ausübtiiig der elter- 
lichen Gewalt in vorkommenden Fällen zum Be- 
sten derKinder zu beschrUnkeu und selbstgänz- 
lieh einziistelleD.2) Mit diesem Vorbehalte tritt 
unter den Eltern natürlicher Kinder auch gegen- 
seitig dasselbe Verhältuiss ein, wie unter ehe- 
lichen £ltern.^) — £s ist demnach das natürliche aner* 
kannte Kmd verpflichtet, 1) in einem jeden Alter seinen Eltern 
Särerbietung und Hodiaehtung zu bezeigen. 2) Die Eltern 
haben die Pflicht und das Recht, ilire natürlichen anerkannten 
Kinder xu erziehn, also z. B» die Handlungen der Kinder ra 
bewachen und zu leiten, die Art des Unterrichts, den die Kin- 
der erhalten, die Lebensart, die sie wählen sollen, zu bestim- 
men. Jedoch kann der Richter nach Beüuden allerdings ver- 
fügen, dass das Kind nicht dem Vater sondern der Mutter 
odet dass es auch (auf Kosten der Eltern) ebnem Dritten zur 
Erziehung anvertraut werden soll.*) Wenn und in wie fern 
die Eltern berechtiget sind, das Kkid zu erziehn, haben sie 
insbesondere auch das Becht, das Kind nach Massgabe det 



2) Dieser Vorbehalt beruht da- 
rauf, dass durch eine widerrechl- 
licbc Handlung, also durch die aus- 
serehüliche Zeugung , nicht ein 
Recht erworben werden kann; 
ferner darauf, dass Eltern, welche 
ausser der Ehe ein Kind erzeugt 
haben , weniger Zutrauen verdie- 
iien, als eheliche £lteru. — "* Glei- 
cher Meinung, wenn er nuch mit 
Recht nicht den ersten in dieser 
Anmerk. a. Grund theilt, ist D e- 
moi. VI, 621. UiuzuzufUgen ist, 
daM die grossere Macht des Rich- 
ters durch das Schweigen des Ge- 
setzes selbst autorisirt ist. S.Rh. 
Arch. XXXVII, I, 6. 

3} D e 1 V. i , 250. u. V a z. du 
mar. II, 474 schreiben beiden El- 
tern gleiche Beehtd an, so dasi 

lt«htrti, Inn» CMhMlli (k Aal OL 



im Falle eines Streites unter den 

Eltern der Richter zu entscheiden 
habe. (Der Unterschied liegt mehr 
in den Worten, als in der Sache.) 
Vgl. Art. 158. jct. Art. 184. 

4) T DU 11. II, 1076. Vaz. II, 
473. Merl. ni. öducation. II. 
Sirey VI, II, 49. XXIII, H, 89. 

XXXI, n, 57. XXX vm, n, 444. 

— Aus demselben Satze folgt, dass, 
wenn die Eltern wegen der Er- 
ziehung ihres natürlicben Kindes 
einen Vertrag mit einander abge- 
schlossen haben, der Richter gleich- 
wohl aus dringenden Gründen eine 
von dem Vertra<»-e abweichende 
Vertagung über die Erziehung des 
Kindes erlassen kann. *Demol. 
VI, 623. Sir, XXX, II, 246. 

28 
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Vorschriften der Art. 376—379. (§. 549.) einsperren zu las- 
Art 383. 3) Auch natürliche Kinder können nicht ohne 
EfaiwOligong der Eltern, von welchen ne anericannt worden 
sind, oder beziehungsweise nicht ohne sich den Rath ihrer 
Eltern erbeten zu haben , eine Eh^ abschliessen. Art. 158. 
YgL 467. 468. 4) Eben so wenig können sie ohne Ein- 
willigung dieser ihrer Mtem adoptirt oder zn Pflegkindem an< 
genommen werden. 6) Arg. Art. 158. jct. Art. 346. 361. 5) Die 
Bltem haben kraft Gesetaes die Vormundschaft über das Yon 
ttmen anerkannte natürliche Khid, so wie das Recht, einen 
Vornrand lür ihr Kind mittelst einer loteten WillenserklSrong 
zu wälilen, ingleichen das Recht, das Kind zu emancipiren,^) 
Jedoch allemal mit Vorbehalt der Ausnahmen, welche der 
iMter nm dieser Regel in dem Interesse der Blinder m ma* 
chen für gut findet.*^) 6) Die Eltern können nicht die Nutz- 
niessaug des Vermögens der von ihnen anerkannten natürli- 
dMB Kinder In Anspmdi nehmen. Denn es kann fieses Recht 
weder am dem Wesen der den Eltern obliegenden Pfllcfaton 



5) Bemerkeiuwertb ist, dass der 

Art.383 nicht auch die Art.380— 382 
auf die Eitern natürlicher Kinder 
anwendet. Proudh. II, 157. D u- 
rant. HI, 360. Gleichwohl wird 
der Richter auch die Art 380—82 
nicht unbeachtet zu lassen haben. 
Delap. ad Art. 383, Lass. II, 
207. *Marcad6 Art. 383. n. 3. 
Demol. VI, 645f. — S. auchDise. 
ad Art. 383. 

6) Braaer ad Art. 346. *De- 
noL VI, 611. 

7) Pavard m. teiandpatioii. 

S. 1. 

8) Besonders über d i c Frngfe, 
ob dem Vater oder der Mutter ei- 
nes suichen Kindes, die Yorniund- 
vehaft kraft Gesettei anstehe, ist 
oft und viel gestritten worden. 
Durch den im PamjErraphen er- 
wähnten Vorbehalt dürfte sich je- 
doch dieser Strdt sehlichten ns- 
SSO. Aiieh die FMods slehl «dt 



der im Paragraphen angenomme» 
nen Meinung sattsam in Ueberein- 
stimmung. Vgl. Proudh. 11,252. 
Lois. p. 530. Delvinc. I, 209. 
Vaz. II, 478. Richef. ad Art. 
334. u. 13. Kar. n.tntelle. $.1. 
n. 5. Sir. XI, n, 475. XIII, I, 
281. II, 19. XV, I, 361. XX, I, 
366. XXIII, U, 89. XXXII, II, 
58. Rh. Arch. XXI, I, 120. 
*D!e Neuem sind mit Recht ent- 
gegengesetzter Meinung; keine ge- 
setzliche Bestimmung spricht dem 
Vater oder der Mutter des natür- 
lichen Kindes die Vominndsehaft 
kraft Geselies zu. Die Vormund- 
schaft über naturliche Kinder ist 
stets eine tutela dativa, wenn sie 
auch den £itern vom Faniilienrath 
llbertragen werden kann. Vergl. 
Harcade Art. 390. n. 2. Da- 
caurroy I, 585. Valette s. 
Proudh. II, p. 290. Demol. VI, 
650. Rh. Arch. XXXII, I, 4. 
XUV, I» 16«. 



Von den RechUik 4ot nMBrUdieii Kinder, 4M 

noch auch aus einer besondern Vorschrift des C, c abgelei- 
tet werden.^) 7) Die Eltern haben die toh ihnen anerkann- 
ten natürlichen Kinder nicht aar anf ihre Kosten m ereiehn, 
sondern auch denselben, überhaupt und in weichem Alter auch 
die Kinder atehn mögen, in dem Falle des Bedürfnisses Ali- 
mente EU ieichen*tO[) Arg. Art. 762 f. So wie diese Verbind- 
lichkeit auch den Erben und Rechtsnachfolgern der Eltern ob- 
liegen dürfte, i^J so ist sie auch gegen die ehelichen Nachkom- 
men der Kinder zu erfüllen, i^} Arg. Art 759. Da die Alir 
mentationspfliclit überhaupt gegenseitig ist, (vgl. Art. 207.) so 
iiQgi eben so den natürlichen anerkannten Kindern die Verbind- 
lichkeit ob, ibreu Vater und ihre Mutter in dem Falle des Be- 
dürfiiisses zu eniähren.t3) 8) Die natürlichen anerkannten Kinder 
haben ein gesetsllehes Erbfolgerecht. VgL unten das firbredbi 
Der Civilstand eines natürlichen anerkannten Kindes 
wird bestimmt durch den Civilstand des Vaters, wenn es von 
dem Vater und durch den Civilstand der Mutter, wenn es 
nur von dieser anerkannt worden ist. Nach der Verschieden- 
heit dieser Fälle führt z. B. das Kind entweder den Namen 
des Vaters oder den der Mutter.^^} 



9) Froudh. de i'uäurr. 1, 124. 
Tonil. II, 97S. l>enioLVI,649. 
Marcadö Art. 384. n. 4. Sir. 
XIII, II, 22. A. M. isl Lois. p. 
550. u. Fav. eulant nat. II. 

10) Dass diese Verbindlichkeit 
d«n Elten oMiefe, iet per a«fu- 
mentum a ininori ad mnjus ex Art. 
762. 763 keinem Zweifel unter- 
worfen. Durant. 11, 377fl'. Vaz. 
n, 499. Rielief. ad Art. 334. 
n. 11. Chabot ad Art. 7:)0. n. 
30 ff. Merl. in. aUm. I- Art. II. 
Fav. entant iial. ^. 1. u. 1. Sir. 
IX, l, 110. XII, 1, 13. »Rhein. 
Arek. XVin, n, A, 17. XXV, I, 
5& XXMX. I, 18. — S. jedoch 
Tonil. II, 1071. u. 1. 5. 4. D. 
de agnosc. et aleud. Jib. ~> *Die 
Alimentation liegt jeden der SI- 
teni nir Hilfte ui; liai daher die 



Mutter das Kind allein ernährt und 
eixogen, so kann lie von den 

Vater Ersata fUr die Hälfte der 
Ausl-iffen verlanjfen. Rh. Arch. 
XVÜl, II, 17. Ueber das C>uan- 
tDOi der AHnenle s. Rk» Arck. 
XXIII, I, 95. — Dan Nachküinmen 
(h's Kindes wird vor den Eltern 
die AiiiuentationspAicht obiiegen. 
S. äi. 5ä2. 

11) Vgl. eben $• 552. Anm. «. 
S. jed. Merlin a. a. 0. u« Sit. 
XVII, II, 2bl. 

12J Vaz. I, öOl. Dene?.lB17. 
p. 516. 

13) Delv. I, 388. yai.II,5oaL 

Chabot a. a. 0. Aber die As- 
cendenten der Eltern sind sie nicht 
äciiuldig zu ernähren , und umge- 
kekrt. Sir. XVO, I, 289. 

14) Prondk. oonw de dt» 0^ 

88» 
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n) Von den ehewidrigen Kindern. 

$. 572. 

Kinder, die in einem Ehebruch oder in einer Blutschande 
erzeugt worden sind^Q sind in rechtlicher Hinsicht schlechthin 
80 zu hetrachten, als ob sie weder Vater noch Mutter und 
mithin auch weder Ton der Seite des Vaters noch TOn der 
Sdte der Mutter Anverwandten hätten. 3) Es leidet Jedoch 
diese Regel, was die Eltern betrifft, die Ausnahme, dass das 
£ind von seinen Eltern Alimente zu fordern bereciitiget ist,^) 
Art. 762. Dieselbe Regel whrd, sowohl was die Eltern als 
was die Verwandten der Eltern anlangt, durch die Gesetze be- 
schränkt, nach welchen die Verwandtschaft in gewissen Fällen 
bald ein Ehehmdemiss ist,^) bald aur Ablegnng eines Zeug- 
nisses nntanglich macht ^ — Das Kind ist diese Alimente 
nicht blos während seiner Minderjährin^keit, sondern so lange 
es lebt, nicht blos bei Lebzeiten der Eitern, sondern auch aus 
deren Nachlasse, allemal aber nur unter der Bedingung zu 
fordern berechtiget, dass es kein ^genes Vermögen hat und 



105. Toull. II, 937. Richer, 
ad Art. 334. n. 12. Lass. II, 175. 
Kann ein Fremder das natürliche 
Kind einer Französin anerkennen ? 
Quidni? 

1) Man bemerke: 1. Respieien- 
dam esse ad tempus conceptionis. 
S. ^066. Anm. 1. Z. B. ein Kind, 
das Ton dem Bhenanne der Mut- 
ter verleugnet wird, weil es zu 
früh (Art. 314) zur WcU gekom- 
men ist, ist desswegen noch kein 
partos adulterinus. 2. Ein Kind, 
daj wShrend der Elie geboren 
worden ist, ist ehoiidi mit Vorbe- 
halt des Verleugnungsrechts. Vrgl. 
Dar. III, 203. S. auch Sir. XX, 
n, 261. (Das Kind kann sich nicht 
fedwt m einem partas adnlterinoa 
maclien, wenn es der Vater niobt 
yerieojpiet) 

2) El steht also diesen Kindern 
s. B. schlechthin keu £rb- oder 



Erbrolgerecht in Beziehung auf 
ihre Eltern oder in Beziehung auf 
die Verwandten ihrer Eitern zu, 
und umgekehrt. Die Eltern haben 
Uber diese Kinder keine elterliche 
Gewalt, nicht die Vormundschaft 
etc. Bede! n. 102if. Chabot 
ad Art. 7Ü2. n. 2. 

3) Die Aliraentationspflidit ist 
in diesem Falle nicht gegenseitig. 
Vaz. II, 503. Bedel n. 92. Die 
Nachkommen des Kindes können 
nicht auf Alimente Anspruch ma- 
chen, ibid. 

4) Die ehe widrigen Kinder sind 
in so fern unter dem Gattungsbe* 
grille der natürlichen Kinder be- 
griffen. (Eben so in Beziehung 
anf den zeugenbeweis.) YglArl. 
161. 162 und oben §. 466. 

5) C. de pr. Art. 268. Favard 
enquSte. SecU L III. n. 9. Sir. 
IX, I, 130. 
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sich selbst zu ernähren nicht im Stande ist^j Arg. Art. 764. 
Der Betrag der AUmente Ist theUs nach den Veimögensiini- 
stSnden der Ehern, theils, (wenn nnd in wie fem die Alimente 
aus dem Nachlasse der Eitern zu entrichten sind,} nach der 
Zahl und nach der Beschaffenheit 7) der Erben oder Erbfol* 
ger^ sm bestinunen. Art 763. Hat aber der Yater oder 
die Mutter das Kind ein Handwerlc lernen lassen, so hat das 
Eand keinen weiteren Anspruch auf Unterhalt; Art 764. es 
wire denn, dass das Kind ohne seine Schuld ausser Stand 
wSre, mit dem erlernten Handwerke sein Brod zu. verdienen.^ 
Eben so kann das Kind keinen weitern Anspruch an den Nach- 
lass der filtern (und zwar an den beider Eltern) machon^ 
wenn der Vater oder die Matter bei ihren Lebaeiten dem 
Kinde eine zu dessen Unterhalte hinreichende Summe gestehe 
haben. Art 764. — Der Satz, dass den in einem Ehebra- 
che oder in einer Blutschande eraeogten Kindern von den 
Eltern oder ans dem Nachlasse der Eltern nur Alimente ge- 
bühren, hat sogar den Sinn und Umfang, dass diesen Kindern 
ein Mehreres weder unmittelbar noch mittelbar geschenkt oder 

Tcrmacht werden darf;iO Arg. Art 908. 911. widrigenfalls 

♦ 

steht einem Jeden Betheiligten das Recht so, die Schenkung etc. 

anzufechten oder zu mindern. 



6) Delv. ad Art. 763. Bedel 
D. 93. Chabo( ad Art. 762. n. 
1. — Ueber dai Verhiltaiss, la 
welchem die Eltern beizutrafen 
haben, s. Chabot ibid. n. 5. 

7) D. i. je jjrüsser die Zahl dor 
Erben ist, je näiier sie mit dem 
Erblasser verwandt sind, deato nie- 
driiper iai der Betrag der Alimente 
anzusetien. C h a b o I ad Art. 763. 
n. 3. 

8) Der Art. gedenkt zwar nur 
der Erben. Sed par est ratio. Cha- 
bot ad Alt 763. n. 4. 

9) Delv. ad Art. 764. n 3. — 
Ist auch das Gewerbe einer Näh- 
terin eine art m^canique im Sinne 
des Art. 764? 9ir.äXD,n,40. 



(Hier wurde die Fraije yemeint.) 

10) Der Vater oder die Mut- 
ter; aber, was der eineTheil ge- 
than hat, kommt auch dem andern 
zu statten. Dur. VI, 330. Wie 
wenn das hind in der Folge zu 
hessern VcrmOgeusumstönden ({ge- 
langt, kann die Zahlung einet sol- 
chen Gehaltes eingestellt weiden? 
(Quaestio niag'is est facti, quam 
juris.) S. Chabot ad Art. 763. 
u. 3. — Ist ein legatum alimeoto- 
mm partui adniterino relictnn auch 
dann gültig, wenn das Kind der 
Alimente nicht bedarf? AUerdingal 
S. ßedel n. 102. 

11) Mittelbar — a. B. durch 

ZwMieiil0iilc Der Ark 911 iiI 
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Es verbieten jedoch die Gesetze ausdrücklich , ein ehe- 
widriges Kmd aQxiierkeiiiien;^^ und eben so TerUeten sie, 
die actio de ag^oscendo paitu gegen den Vater i*) oder ge- 
gen die Mutter anzustellen, wenn das Resultat der Klage oder 
der Yerurtfaeilnng des Beklagten die (gezwungene) Anerken* 
mrng eines ehewidrigen Kindes sein wiirde«^^ Art. 335. 349, 
Hieraus scheint nun zu folgen, dass, abgesehn TOn den selte- 
neren Fällen, in welchen die ebewidrige Abstammung indirekt 
in Gewissheit gesetzt wird, (also wenn eine Ehe ex capite 
higamiae Tel incestns fQr nichtig eiklSrt oder wenn ein Kind 
von dem Manne der Mutter verleugnet wird,) die Vorschrift 
des Art. 762., welche das Recht des ehewidrigteu Kindes aof 
Alimente lieselirXnkt, ttberall nicht sur Anwendung kommen 
kami. Es sind jedoeh die Ausleger über den Sinn des Ar- 
tikel 335. getheilter Meinung. Einige, (deren Meinung am 
wenigsten für sich haben möchte ,) nehmen an, dass zwar 
nach Art. 835. ein Jedes in einer (Mfentlidien Urkunde enthal- 
tene Anerkenntniss eines ehewidrigen Kindes schlechthin und 



auch auf diesen Fall anzuwenden. 
Bedel n. 102. Sir. XIiI,I, 361. 

12) Einen jeden Bethei1i«^ten. 
— Bedcl a. a. 0. A. M. ist 
Loiseau p. 755, welcher dieses 
Recht nur den Erben einriamt. 

13) Jedoch liönnen die Gerichte 
ebne die Vorschrift des Art. 342 

zu verletzen, aus den in einer Sa- 
che beipebrachten Urkunden die 
Folgerung ziehen, dass das Kind 
ein ehewidriges Kind sei. S i r e y 
XXVn, I, 201. — Zu Folffe der 
im Paragraphen nnftrestellten Ke- 
gel kann, wenn ein partus adul- 
terinus unter dem bauten seines 
wirkliolien Vaters (mit dessen Wis- 
sen und Willen) la die Standes- 
bücher einffetras^en worden ist, ein 
jedes Fauilienglied verlangen, dass 
das Kind einen andern Namen an- 
nehme. Sir. XXIX, n, 27. XXXVH, 
U, 188. 

14) Der AaddO. $.1) windalM 



dureh den Art. 342 besehränkl, 
d. i. in dem Falle des Art. 312 
kann die raternilat>iklai;e auch dann 
nicht angestellt werden, wenn die 
Mntter entführt worden ist Dur. 
lU, 235. Bedel n. Ol). Merlin 
m. filiat. ''Deinüi. V, 365. Mar- 
cade Artikel 342. n. 2. — A M. 
ist Loiseau pajf. 735. S. auch 
Sir. XXiV, i, 114. Aber wenn 
man die Fälle des Art. 340 nicht 
unter den .\rt. 342 zu be/ireifen 
hatte, — wie konnte denn in dem 
Art. 342 Überall von einer Pater- 
nitütsklaj^e die Rode sein? 

1.')) Die .'Vnerkennunff eines na- 
Kirlielien Kindes dnrile auch dann 
für ungültig zu erachten sein, wenn 
sie die Folfc haben wikrde, eine 
bereits abgeschlossene Bin in ein 
matrimoniinn incestuosum aw YCr- 
wandeiu. Man kann also z. B. 
nicht die Khei'rau seines Suhnes 
aneiliewien. Fav. reconn.d'enf«iit 
ul. Seot. I, n. n. a. 
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mithin auch in der vorlldgenden Beziehung für kraftlos zu 
erachtaa sei, dass cUigeg«ii das jb einer FriYatarkiuide mr 
erkaniite ehewidiige Kind allefdings bereehtiget «ei , auf Alw • 

mente Anspruch zu machen. Andere deuten den Artikel 
80, dass er dem Anerkenntnisse eines ehewidrigen £Lindes nur 
die Wirkung abspreche, dem Kinde die Bedite eines na tür- 
lieben anerkannten Kindes tsa erteilen; dass hingegen doreb 
das Anerkenntniss eines solchen Kindes, die ehewidrige Ab- 
stammung des Ejndes allerdings, sowohl zu dessen Yortheile 
als zu dessen Naehtheile, bewiesen werde.^^ Wieder An- 
dere behaupten dagegen, dass man dem Anerkennttaisse dnes 
ehewidrigen Kindes schlechthin keine Kraft und GiiltigkeUi 
also weder ad reoognitionem noeh ad alimentat weder ßk 
noch wider das Knid, beisnlegen habe, dass also i. B. einen 
ehewidrigen anerkannten Kinde, als solchem, weder ein Nah- 
rungsgehalt zugesprochen noch ein Vermächtniss, das dem 
Kinde hinterlassen worden wSre, abgesprochen werden ki^Obi^) 

16) Sir. VII, II, 1. XVII, II, 
M9. XXXII, I, 145. hl diesen 
Fallen \>'iir(!cn einem partus adiil- 
terinus zu Fulge eines in einer 
Privaturkande enthaltenen Aner- 
kenntnisses Allimente zu^ebilHget. 
Wann wäre sonst , fragte man in 
den EnlscheidiingsfjrUnden , der 
Art. 7Ü2 anwendbar? — Allein 
gegen diese Meinung liann man, 
aus dem Art. 335, wenn er an- 
ders 1) 1 0 s T 0 n d 0 III in einer 
öffentlichen Urkunde ent- 
haltenen Anerkenntnisse 
SU verstehen ist, ofTenbar ein 
argumentum a majori ad minus 
ziehen. Daher wird selbst von 
denen, welche im ubrjgcn die ehe- 
widrifen Kinder begünstigen , das 
in einer Privatarknnde ges« lu lu ne 
Anerkenntniss für unzureichend er- 
achtet. S. z. ß. Merl. a. a. 0. 

17) Sir. XII, II, 184. XXVIJ, 
II, m Cit. XXXV, II, 241. 
XXXVl, II, 50Ö. Vgl. B e d e 1 a. a. 
0. J)ie»6 Meinung macht einen 



künstliehen dem Gesetze unbekann- 
ten ITntersrIiied. — *Nach dieser 
Meinung kann also das (^wiewohl 
ungesetzlich} anerkannte natürli- 
che Kind stets Alimente fordern. 
S. die a. ürth. und die weiteren, 
Rh. Arrh. XVII, 1,61. XVIII, I, 
lüb. XXIV, II, B, 1. 

18} Am besten hat diese Mei- 
nung ausgeführt Chabot in f. 
commentairo sur la loi des succ. 
(Neueste Ausgabe) ad Art. 762. S. 
auch Loiscau p. 732. Dur. III, 
195ff. n 331. •©emol V, 5«7, 
Marcad6 Art. 335. n.2. Art. 702. 
n. 1. Nach dieser Meinung hat 
der K(in. in mehreren Füllen und 
Beziehungen standhaft gesprochen. 
S. Sir. I, I, 168. III, I, 185. XT, 
I, 329. XVII, I, 191. XVIII, I, 
244. XX, I, 222. 842. XXIV, I, 
114. 356. XXVIII, I, 49. XXXVI, 
I, 241. XXXVIII, 1, 29. XU, I, 
117. «XIVII, I. 30. 562. — Wenn 
jedoch ein Erblasser selbst einen 
jLegatar »ein imfihebracbe vt* 
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Koch Andere schlagen einen Mittelweg ein, indem sie in 
gewissen Besiehnngen der sweiten in anderen der dritten Mei* 
nnng beitreten. Jedodi sind die Vertheidiger dieser vierten 

Meinung wieder unter sich getheilt. Denn Einige erachten 
das in einer öfifentlichen Urkunde enthaltene AnerlLenntniss eines 
ehewidrigen Kindes zwar snm Vorüieiie aber nicht anm Nach- 
ih^e des Kindes für rechtskrtiftig; Andere aber legen einem 
solchen Anerkenntnisse gerade umgekehrt nur nicht zum Vor- 
theile des Kindes, sonst aber in einer jeden andern Beziehung 
Kraft und CHÜtigkeit bei.30) Betrachtet man diese verschie- 
denen Meinungen, aus dem Standpunkte des geschriebenen 
Rechts, so dürfte die dritte, welche auch den Gerichtsge- 
brauch des Kassationsgerichtshofes für sich hat, (da sie dem 
Wortverstande des Artiicels und dem Grunde des Gesetzes — 
Aergemiss und Familienzwist zu verhindern , — am besten 
entspricht, da überdiess, wenigstens nach der zweiten Meinung, 
dw Artikel ebie völlige überflüssige Vorschrift enthalten würde,) 
den Vorzug verdienen. Dagegen hat die zweite Meinung aller- 
dings Gründe der Billigkeit für sicli. 

zeugtes Kind im Testamente be- und die eaata ist hier die auf die 
zeichnet hatte, so wiirde diis Le- Schenkung gericliteteAbsicht selbst, 
gat ungültig sein. Sir. XXXII. I, S. 3Iarcade Art. 702. n 2. De- 
144. — *Es gilt von dieser Streit- mol. V, jbtJ. Sir. XLVI, I, 721 
frage dasselbe , was ob. 568a. io der Note, und das Urtbeil des 
Aom. 16* Uber den Beweis der Königl. Landgerichte zu Trier, 
causa illicita bemcria 'worden ist. Rhein. Arch. XXIV, II, B, 1, 
Der K(jII. ist gleichwuhl in der wo die Frage wenigstens in so- 
von ihm angenommenGn Meinung fern richtig entschieden wurde, als 
nicht conseauent. Denn wShrena ausgestellte Schuldseheine (.aar 
er der Anerkennung eines ehewi- Alimentation des adulterinus) Tür 
drigen Kindes jede Gültigkeit ab- gültig und klagbar erachtet wur*- 
spricht, 8. die a. Urlhcile, erklärt den. 

er gleichwohl die mit einer sol- 19) So Tonil. II, 967. Merl, 
chen (direkten oder indirekten) An- m. filiat. (Hier eine sehr ausruhr- 
erkennung verbundenen ScluMikun- liehe Abhandlung über die vorlie- 
gen und Verniüchtnisse für untrül- gonde PVage.) Vrgl. auch Sirey 
tig— weil der Schenkgeber selbst XXIX, II, 75. XXXIIl, II, 538. 
eine causa illicfta angegeben habe. 20) So Bede I n. 70 f. Bedel 
Sir. XXXII, I, 145. XLI, I, 117. legt ein besonderes Gewicht auf 
140. XLVII, I, 30. 562. Dir KGH. die AVorte: au pro fit elc. Dic- 
verwechsclt causa der Oldigalio .ses Gewicht scheint ihnen jedoch 
und Motiv. Das Motiv aber kann dem Zusammenbange nach , kci- 

juistUch nicht in Betracht iLommen neswegs sa gcbttbren. 
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Von den äusseren Gegenständen, die einer Person ge- 
hören, diese Gegenstände ab ein rectitliclies Ganzes 

betrachtet 

oder 

von dem Vermögen einer Person. 



Erste Abtheilung. 

Von dem Vermögen einer Person im 
Allgemeindn.1) 

§. 573. 
Begriff des Vermögens. 

Das Vermögen ehier Person ist die Bechtsidee der Ein- 
heit aller der äusdereu Gegenstände, welche der Person ge- 
hören.2) — Mithin: 1) In dem Vermögen einer Person sind 
alle und jede äussere Gegenstände begriffen, welche der 

Person gehören.^) Daher gehe, wenn eine Person in das Ver- 

1) Der C. c. handelt den allge- 2) Auch die angebomen Güter 

meinen Theil dieser Lehre nicht gehören an sich mm Vermögen, 

in einem ei*renen Titel oder Ab- Sie verwandeln sich jedoch ihren 

schnitte ab. Sondorii die Sülze, rcclitlichon Folgen nach in Rechte 

welche diesen Theil der Lehre he- an Äusseren Gegenstlinden, in Rech- 

-treien, lioramen in dem Geaetibu- te auf Sehadenersalx. 

«die serstreut oder gelegentlieh vor. 3) Z. B. sq den Veimdgen ei- 
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mögen der andern folgt, alle die Güter, welche dem bisheri- 
gen Eigeuthümer des Vermögens gebörteüi auch auf den Nach- 
folger über, in so fem nicht das Greseti gewisse ebzehie Güter 
von dieser Regel ausnimmt.^) Daher kann femer eine und 
dieselbe Person nicht mehr als ein Vermögen besitzen , es 
wäre denn, dass die Gesetze einem und demselben Individuo 
eine mehrfache PersSnlichkeit beilegten^ oder dass sie von 
dem Vermögen einer Person gewisse Güter gleich als ein für 
sich bestehendes Vermögen — sei es dem Eigeuthiimer des 
Vermögens (beneficium inventarii, s. auch Art. 1483.) oder 
dritten Personen (beneficium separationis , Art 878.) — zu 
sondern gestatteten. 2) Das Vermögen ist nicht selbst ein 
äusserer Gegenstand, sondern nur die Idee der rechtli- 
chen Einheit aller der Gegenstände, die einer bestimmten 
Person gehören oder die Persönlichkeit des Menschen selbst 
in ihrer lieziehung auf die äusseren Gegenstände seiner Hechte. 
Das Vermögen ist daher ein rechtliches Ganzes, eine Ge- 
sammtheit. ( Uni¥ersita£^ juris.) Es kann nur in sOTielste 
Theile nicht aber in für sich bestimmte oder für sich bestimm- 
bare Theile, (nur in partes quotas und nicht in partes quan- 
tas,) getheiit werden. — 3) Die äusseren Gegenstände sind 
nicht als solche, sondern nur in wie fern sie überhaupt einen 
Werth haben, also zu Geld angeschlagen werden können, 
Gegenstände des Vermögens. Daher die Rechtsregel: In ju- 
dlefis uniyersalibus res saccedit in locum pretii et pretium in 
locum rei ; eine Rechtsregel, welche, wenn sie auch von dem 
G. c. nirgends in dieser Allgemeinheit ausgesprochen wird, den- 
noch mehreren besonderen Vorschriften desselben zum Grunde 



nea Schriftstellers gehören auch 
doMen Handschriften. Diese kon- 

aen daher eben su wie andere Gü- 
ter, die er bcsil/.t, mit l^eschlap 
belegt werden. Sir. XVi, II, 195. 

4) Das Gesetz nennt diese Gtt«* 
ter droits attache^ a la personne. 
VfL Art. im u. oben 3U 



5) So ist das Privatvermögen 
des Konlffs von den StaatsrernO- 

gen rechtlich verschieden. So konnte 
man ein Majorat in mehreren Be- 
ziehungen als ein von dem übri- 
gen Vermögen des Maioratsherra 
gesondertes Vermögen betrechten. 
$. auch Art. 1(H8& 



Digitized by Google 



I 



Von den TenchiedeBMi Arlon def YermOgeiif. 



liegt VgL Art. 132. 1066. 1067. 1407. 1434. 1435. 1659. 
Diag6g«ii kami in dau judidig siogalAribua d. L in &acbe% wel- 
che ainon für aidi (oder indiyidnell) beBtimmten Oegwatand ha« 
ben, nicht statt dieses Gegenstandes ein anderer gefordert oder 
eine andere Zahlung geleistet werden, in so fem nicht eine 
beaondere geaetiUche Voraehrifl (a. & B. Art. 747. 1142.), 
oder der Reditatitel (a. e. B. Art 1500 ff. 1553.) eiiie Ananafame 
von dieser Begel begründen.^) 



8- 674. 

Von den verschiedeneu Arten des Vermögens. 

Das Römisehe Recht theüt daa VermSgen (peennla) In 

das Patrimonium (pecnnia hominis sui juris) und in das pe- 
caiiam (pecnnia hominis aiieni juris) ein. Diese Eintbeilung 
ist dem Französischen Rechte fremd.^ — Dagegen unterschei- 
det das Fransösisehe Recht zwischen dem bewegliehen und 
dem unbeweglichen Vermögen d. i. zwischen der Ge- 
aammtheit der bewe^dien und zwischen der Qesammt- 
heit der unbeweglichen Güter , welche einer bestimmten Per« 
sun ircliüren.'^) .Jedoch macht es diesen Unterschied nur in 
Beziehung auf gewisse bestimmte Fälle, namentlich in der 
Lehre von den Unterpföndem, Ton der ehelichen Gfitergemdln- 
aehaft, yon den YermSchtniaaen und Schenlningen. Da ea 



6) Vrgl. Merl. v. subrogat de 
chose. Im ispielo y.ur EiIiiutL— 
run{r (Itr Ht<ji>! s. 1». Sir. .WVIH, 
1, 32U. (^Dir Sülm bexahll ein 
Uaufi, das er crkaurt hat, mit Geld, 
das er von dem Vater erhalteo hat. 
Das Geld und nicht das Haus ge- 
liört zum Nachlasse des Vaters.) 

XXX , 11 , 248. {Der ball hetraf 
eine Schenkung, welche das d e r- 
»• 1 ig e VcrmOf en dea Gebers zum 
Gegenstände hatte. S. Art. lOSl.) 

XXXI, I, 291. XWIV, II, 367. 
(Der hypothekarische (Jlaiihiger, 
der auf eia llaiia Geld geliehen 
hat, das abgebrannt ist, kann seine 



Hypothek nicht auf das Geld ans« 

dehnen, das der Versicherer fSet 
das abgebrannte Haus sahlt.) 

1) Vrgl. oben S- •'>49 n. Merl, 
ni. p^'cule. (Ilirr aurh von dem 
peculio clericoruni.) ibid. m. puiss. 
pateruelle. Sect. IV. 

2) Dieser Unterschied ist blo« 
juris scripti. Dem Rdm. ßechle 
ist er unbekannt. Aber er koBOiBit 
schon in dem ältern Franz. R. vor. 
S. Tulh. tr. des donat. Sect. III. 
Art. 1. 3. Die Veranlassung zu 
dieser Untersckeiduug gab die Lehre 
Ton dea StanungiUern. 
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Jedoch für einen jeden von diesen Fällen über die rechtlichea 
Wirkungen jenes UnterachiedeB eigene Vorachriften auÜBtellti 
80 gehSrt die weitere Eriäatemng des fragüchen üntersehie- 

des nicht hieher, sondern in die Lehren, in welche er eingreift. 
— Uebrigens wird das von einem öffentlichen Beamten zu 
fertigende oder gefertigte Verseichniss des Mobilianrermögeui 
einer Person ein Inventarinm^ und die Beschreibung des 
dermaligen Zustandes der einer Person gehörenden Liegen- 
sdiaften oder einer eiuBehien LiegeoBchaft ein ^ta t*) genannt 



1} Von den dingliclien Rechten am Vermögen. 



575. 

1} Von dem Eigenthumsreciite , das eine Person an ihrem VermOgeii 
hat. — Von dem Recbtsgrunde dieses £igeu(huin8. 

Das Recht, welches der Mensch an seinem YermSgen 

hat, ist ein Eigenthumsrecht. Vgl. §, 177. Denn das 
Vermögen ist die Persönlicliiieit des Menschen selbst, diese in 
Besiehung auf die Güter betrachtet, über welche der Mensch 
gebietet — Obwohl das Vermögen, wenn man es für sich und 
abgesehn von der Person seines Kigenthümers betrachtet, (nach 
soyielsten Theilen, nach partibus quotis,) tbeilbar ist, so ist 
es doch in Besiehong auf seinen Eägenthflmer oder so ist 
doch das Eigen th um am Vermögen, (ganz so wie die Per- 
sönUchiLeit des Eigenthümers selbst,) ein ua tbeilbar er Ge- 
genstand. Z. B. also: Wenn auch die unter dem Vermögen 
begriffenen Güter zu verschiedenen Zeiten erworben worden 



3) Yergl. C. de pr. Art. 9410: 
Pipr. II, 593. Garnier D es- 
chenes n. Ü95 ff. M e r 1. m. in- 
ventaire. Far. y. inTent. Die 
Fertigung^ eines Inventariumt ist 
bald (schlechthin oder bcding:un?s- 
weise) nothwendijr, bald blos rath- 
lich. Die Falle der erstem Art 
findet man im Art 126. 270. 270. 
451. 509. eOO. m. 769. 772. 773. 



791. 795. 813. 814. 819. 1031. 
1050. 1414. 1415. 1442. 1456. 
1461. 1402. 1499. 1504. 1532. 

4) Bf kann jedocli eine geseti- 
lielie Yorachriftf die blos die In- 
ventarisirunjf fordert, dem Ziisam- 
inenhani^c nach ziiffloicli auf die 
Fertigung eines ^tat Uber die Lie- 
f^eniehaften na beiielien sein. S. 
Tottlt XU» 288. 
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Bind, so sind sie dennoch in Beziehung auf das Eigenthums- 
recht am Yermägeu als ein ganzes sa betrachten, gleich ato 
ob sie in einer nnd derselben Zeit erworben worden wären, 

und so haften sie doch in dieser Eigenschaft den sämmtiichen 
Gläubigern dei^enigen, weichem das Vermögen gehört , die 
Fordernngon dieser Gläubiger mdgen sich von einer Zeit her^ 
schreiben, von welcher sie wollen. Eben so kt^nnen die Gläu- 
biger einer bestimmten Person, obwohl ihr Schuldner einen 
Theil seines (dermaiigen) Vermögeos yenchenlLt hat,, dennoch 
wegen des gancen Betrages ihrer Forderungen auf das ge- 
sammte übrige Vermögen ihres Scliuldners Beschlag legen. 
Vgl. Art. 1268. Auch beruht auf dem Grundsätze der Un- 
theilbarkeit des Eigenthumsrechtes am Vennögen die Bogel 
des römischen Rechts: Nemo pro parte testatus, pro parte 
intestatus decedere polest. Dem französischen Kechte ist diese 
Regel nur deswegen unbekannt, weil nach Jenem Rechte ein 
Erblasser Ton seinen Erben d. i. yon seinen ehelichen Bluts* 
verwandten schon von Rechtswegen vertreten (repräsentirt) 
wird. Art. 724. Derselbe Grundsatz gilt, wenn der Mensch 
stirbt, auch von sehien Erben. Daher iumn z. B. der Erbe 
den Nachlass nicht blos theilweise annehmen. Daher fällt, 
wenn von mehreren zu dem JSachlassc zusammenberufenen 
Erben der eine auf die Erbschaft verzichtet, sein Erbtheil auf 
die Miterben. Art 786. Daher kommt dem Erben, wdcfaer 
die Erbschaft angenommen hat, wenn er die wegen der An- 
nahme der Erbschaft gethauc Erklärung (nach Art. 783.) zu 
widerrufen berechtiget ist, dieser Widerruf schlechthin und 
nicht blos beziehungsweise zu statten. Vgl. §. 611. Daher 
sollte ein jeder einzehie Miterbe, welcher die Erbschaft, — 
sei es übrigens mit der Rechtswohlthat des Erbverzeichnisses 
.oder ohne diese Rechtswohlthat, — angenommen hat, von 
Rechtswegen für die Schulden nnd Lasten des Nachlasses ihrem 
ganzen Betrage nach haften. Jedoch hebt das französi- 
sche Recht, in üeberttnstimmnng mit dem römischen Rechtei 
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diese Folgerung, (um die Regressklagen, die sonst ein Miterbe 
gegen den andern anstellen könnte nnd müsste,} durch die 
Venehrift anf, daes die Schulden und Lasten des Nachlasses 
unter die Miterbcn, nach dem Verhältnisse ihrer Erbtheile, ver- 
theilt sein soUen-O Art. 870. 873. 1220. — Der Mensch er- 
wirht sein Vermögen nicht, senden» er hat, wenn und so 
lange ihm die Eigenschaft der Persönlichkeit ziftcmmt, kraft 
Gesetzes ein Vermögen, wenn sich auch das Vermögen, 
das er hat, seinen Gegenständen nach in der Zeit Termehten 
oder rermindem kann. — ]>lejenigen, welche an äusseren 
Gütern wenig oder nichts im Vcrmöc^en haben, werden 
Arme genannt. Die Armen genicsscn unter den gesetzlich 
hestimmten Bedingungen des Vorrechts der kostenfreien Rechts- 
Terfolgung.2) 



%. 576. 

FortMlsoDg. — Vo» dea eiuelnen in diesen Etgenthiime eatlMitenett 

Rechten. 

In dem Eigenthumsrechte am Vermögen liegt: 1) Das 
Recht, das Vermögen an verwalten, mithin alles das m thnn, 

was zur Erhaltung, Vermehrung oder Benutzung des Vermö^ 
gens dienlich oder erforderlich isL^) — In jenem Eigenthums- 



1) Schon die Xll T.ifeln ent- 
hielten den Sutz: Aoniina lieredi- 
taria ipso jure dtvisa lunlo. (Wohl 
ein Beweis, dass er früher weni^- 
alens nicht allgemein jriilti«; war.) 
■ — Auch die Erbschafts l o r d e r u n- 
gen sind unter den £rben ipso 
jure getheilt. Aber dieser Satn 
durfte sich schon daraus ableiten 
hissen, dass das Eigcnthum eines 
Miterben durch das der übrigen 
Miterben in der Anafibung be- 
schränkt wird. — Durch das bo- 
neficium separatioiiis (Art. 878 0".) 
wird das , was wegen der ErJ)- 
schuitsschuldeu au sicii Rechtens 
ist, in einem gewissen Grade wie- 
dflvhergestdb. 



2) Merl. ni. ccrtific. d'indigenco 
ibid. qu. ui. rcquetc civile. ^. XII. 

1 > n den G. c. wird in mehreren 
Stellen des droit d'administrer, der 
actcs d'administration , der actes 
de pure administration gredacbt, 
ohne dass irgendwo im allgemei- 
nen oder dass in einer jeden ein- 
zelnen Stelle genau bestimmt wird, 
wie weit sich jene5 Kecht oder 
diese Handlungen erstrecken. S. 
Art. 125. 481. 482. 1428. 1449. 
1536. 1576. 1988. In der Thal 
liisst sich nur die im Paraj^raphen 
enthaltene (doch iniiiHT sehr 
schwankende) Definition von dem 
Rechte und von den Handlungen 
der ▼enndtnng geben, bn ttbii- 
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Teobid liegt 8} das Becht, alle Einkönfte Ton dem YennögeD 
Bü besiehn. Und es sind die Elnktinfte, die toh einem Ver- 
mögen bezogen werden, eben so ein wesentliclier Bestandtheil 
dieses VermögeDS) wie ein jeder andere zu dem Vermögen 
geltdrende Gegenstand. (S. unten fiber die Beclitsregel: Fmc- 
tn9 augent hereditatem.) — 8) Niemand kann fiber sein Ver- 
mögen (oder über einen sovielsten Theil desselben) eine Ver- 
fügung unier den Lebendigen treffen; mit andern Worten, in 
einer Verftignng ^eser Art (in einer Veränaeerang det Ver- 
mögens) liegt ein Widerspruch. Denn die Gegenstände, die 
dem und dem Individuo gehören, bilden nur wegen ihrer Be- 
sieh nng auf dieses Individuum em Vermögen, diese Be- 
ziehung aber würde öder müsste dureh eine VerSusserung des 
Vermögens aufgehoben werden. Also z. B. wenn Einer sein 
gesammtes dermaUges Vermögen verschenkt, so kann eine 
8oi<Ae Schenkung nnr so gedeutet werden, dass sie die ein- 
leinen Sachen und Rechte zum Gegenstände habe, weldie 
dem Geber dermalen gehören, und es kann mithin der Be- 
schenkte nicht als ein allgemeiiier Bechtsnachfolger des G^ 
bers betrachtet wenlen, welcher schon kraft Gesetses für die 
Schulden des Gebers zu haften hätte. Von diesem Grund- 
satze der wesentlichen Unveräusserlichkeit des Vermögens hat 
man, so wie bei der Auslegung der positiven Gesetze über» 
haupt, so auch bei der des C. c. auszugehn. Und wenn er 
schon in einigen seiner Folgen durch das Frauzosiche Kecht 
beschränkt worden ist, (s. Art. 1084.) so ist er doch auch 
als eine Regel dieses Rechts schon deswegen zu betrachten, 
weil er in der Eigenschaft einer Regel nirgends von diesem 
Rechte aufgehoben worden ist^j Uebrigens lässt sich der 

-fen ist die Frage In du Ehms- 1988. Merlin m. ball itloBgiiet 

scn des Richters gestellt, welcher enn^es. 

jedoch vor nllen Diri^^en die Ei- 2) Es ist dieser Grundsatz be- 

genthümlichkeit eines je- sonders bei der Frape von prak- 

den einzelnen Falles zu be- tischeui Interesse, ob der, wel* 

traolM hak V|L Delr» ad Art. ehern JBIner sshi fssiwntsf d«r- 
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Grundsatz der Unveräusserlichkeit des Vermögens noch in einem 
andern Sinne und in einer andern Besiehnng anfstellen und 
begründen. Wenn das FranzSsische Recht alle die YertrSge, 

durch welche Einer über seineu Nachlass verfügt, für ungül- 
tig erklärt, (Art. 791. 1130. 8. jedocii Art. 1082. 1093.) so 
ist der Reehtsgrund dieser Vorschrift der, dass ein Vertrag 
dieser Art als eine Veräusserung der Persönlichkeit zu he- 
trachteu sein würde. — 4) In dem Eigenthume am Vermögen 
liegt wesentlich das Recht, Verfügungen anf den Todesfall ni 
treffen; ein Recht, welches auch von den Französischen- Ge- 
setzen anerkannt und bestätiget wird. Vgl. die folgende Ab- 
theilung. — 5) Das Vindikationsrecht, das ein wesentlicher 
Bestandtheil des Elgenthumsreehtes überhaupt ist, kann gleich- 
wohl, (in Betracht, dass man nur mit seiner Persönlichkeit 
sein Vermögen verlieren kann,) nicht in Beziehung auf das 
dgene Vermögen, dieses als ein Ganzes betrachtet, sondern 
nur in Beziehung auf das Vermögen eines Andern, das man 
erworben hat, wirksam werden. S. jedoch Art. 132.'*) Wohl 
aber ist das einem jeden Eigenthümer zustehende Vindikations- 
recht, auch was das eigene Vermögen betrifft, in der Be- 
ziehung wh'lnam, dass derjenige, aus dessen Vermögen etwas 
in das Vermögen des Andern verwendet worden ist, von die- 
sem, (mit Vorbehalt der unter den Parteien etwa bestehenden 

maliges Verniögen oder einen so rei», s. %, 359. — Uebrigens steht 

vielsteii Theil geschenkt hak, fOr mit diesem Grandsatie die Ge- 

die Sebalden des Gebers ipso jare meintchaft der Gttter , z. B. die 

hafte. S. unten die Lehre von eheliche, keincsweges in Widcr- 

den Schenkungen und: Traite spruch. Wer in eine Gemeinschaft 

Sur la question de savoir si et en der Güter tritt , veräussert nicht 

miel sens, les donatioiw entre-vifs ' sein Vermögen. (Ein nener Grand 

de Mens prc^sens font paaser an für die % 505. Anm. 1 verUiei- 

donntaire les dettes et rhargfes du digle Meinung.) 

donateur. Par C. Iii. Ililgard. 3^ S. oben ^. 157a. Anm. 5. Es 

Heidelb. Iöl2. 8. Toull. Y bl6ff. ist lur die Auslegung des Art. 132 

Beide Schriftsteller lielteimen sieh, von entscheidMider Wichtigkeit, 

in Beziehung auf jene Frage zu ob man die Ansprüche, von vv^el- 

dem im Paragraphen aufgestellten eben er handelt, nach der Analo- 

Grundsatze. — Eine weitere Fol- gie der judiciorum universaliunt 

erung aus diesem Grundsatae isl oder nach der Analogie der judi- 



Siti: Senel heres senper be- eiomm singalaiiam beurtheiift. 
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Yertragsverhältnissß so wie der in den Fall eingreifenden be» 
Bonderen gesetslicheii Yorscbriften,} fiir die geschehene Ver- 
wendung Ersatz — mittelst der actio de in rem rerso — zn 
fordern berechtiget ist.*) Vgl. Art. 548. 554. 555. 1241. 
1437. 1926. Diese Klage ist gleich als eine dingliche Klage, 
gegen einen jeden zfilSselg, ohne Rücksicht auf dessen per* 
sönliche Rechtsfähigkeit. Der zu leistende Ersatz kann jedoch 
nie mehr betragen, als das Verwendete einerseits und der 
Yortheil andererseits beträgt^) 



§. 577. 

Fortsetzung. — Von der Erwerbung des Vermögens eines Andern. 

Der, welcher in das Vermögen oder in dnen sovielsten 
Theil des Vermögens eines Andern folgt, wird ein allge* 
meiner Rechtsnachfolger genannt. 179. Aus dem 
Obigen (§. 576.) ergibt sich, dass eine allgemeine Kechtsnach- 
folge (in der Regel, s. jedoch Art. 1084.) nur bei emem 
Nachlasse eintreten kann. — Es bedarf jedoch der so eben 
aufgestellte Begriff eines allgemeinen Rechtsnachfolgers noch 
einer genaueren Bestimmung. Zu Folge des rechtlichen We- 

« 

sens des Vermögens ist nur der ein allgemdner Rechtsnach- 
folger in der engeren oder vielmehr in der eigentlichen 

Bedeutung, welcher den bisherigen Eigenthünier desselben re- 
präsentirt, mit diesem Eigenthümer eine und dieselbe Person 



4) Die actio de in rem verso 
ist eine vindicatio reruiu singala- 
rium, diese jedoch nicht ihrer in- 
dividuellen Beschaffenheit nach, 
sondern als Giiter überhaupt, d. i. 
ihrem (ieldwcrlhe nach und mit- 
hin in einer Eigenschaft betrach- 
tet, welche den Sachen nur als 
Gegenstände des Vermögens zu- 
kommt. (Es versteht sich von st ibst, 
dass liier nur der Name der Klage 
aus dem Köm. Hechte entlehnt 
worden ist. Die actio de i. r. v, 
des Rom. Rechts ist eine actio ad- 

SaoUrii« Viuu. CMIcwht. 6.AttiU UL 



jectitiac qualitntis. Narh der im 
Paragraphen bestiuimlen Bedeutung 
ist sie eine selbständige Klage.) 

5) Vr^l. Ferriöre III, 275 If. 
Poth. tr. de la conimun. n. 602il'. 
Delv. III, 53. Dur. I, 19Ü. Sir. 
XXXI, II, 286. (Der Miethsmann 
lässt einen Bau führen , den er 
nach Artikel 1754 zu führen nicht 
verbuuden war. Der Unterneh- 
mer des Baues bat die actio de in 
rem versa gegen denEigentliQaier 
des Hauses.) 

S9 
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ist. Denn das Vermögen einer Person ist die Person selbst 
in Beziehung auf ihre Henscbaft über die Natur betrachtet, 
mit andern Worten, es ist der Inbegriff gewisser Güter, diese 
als das Eigenthum einer bestimmten Person betrachtet. Wer 
also die Güter, welche bisher die Gegenstände des Vermögens 
efaies Andern gewesen sind, oder ^en soyielsten Theil dieser 
Güter erwirbt, ohne Jedoch den bisherigen Eigenthümer zn 
repräsentiren, ist dennoch nur ein besonderer Kechtsnachfoiger, 
nur ehi successor singularis, ausgenommen, wenn und in wie 
fem das Gesetz eine Ausnahme von dieser Regel machte} Er 
haitet daher in der Regel, und mit Vorbehalt der so eben 
gedachten Ausnahme, nicht für die Schulden des Nachlasses; 
und, selbst wenn er für diese Schulden zu haften liat, sind 
diese doch nur als Lasten des Nachlasses zu betrachten, so 
dass er sie nur bis zu dem Betrage des Naclilasses zu tilgen 
hat. Kur dadurch unterscheiden sich diese uneigentlich so- 
genannten allgemeinen Rechtsnachfolger von den übrigen be- 
sonderen Rechtsnachfolgern, dass sich ihr Rechtstitel einst- 
weilen, UAd bis dass sie Eigenthümer der Güter des An- 
dern geworden smd, nicht auf individuell bestimmte Ge- 
genstSnde bezieht. (Diese Sätze , welche hier . nur im 
allgemeinen und nur als Folgerungen aus dem Begriffe des 
Veimögens aufgestellt werden konnten, werden unten in 
der Lehre von den freigebigen Verfügungen ihre Anwendung 



1) Die älteren Rechlsgelehrten 
zweifeln mit ^utem Grunde , ob 
dem Gewohnheitsrechte nach der 
l^gataire uuiversel und der l^ga- 
taire ä titre nniversel für^ie Schul- 
den des Erblassers hafte. Vergl. 
Toull. V, Slij. — Auch dasKecht 
der ehelichen Gütergemeinschaft 
kuiB war Beititigung der im Pa- 
rafnnphen aufgestellten Theorie be- 
nutzt werden, obwohl in der Gü- 
tergemeinschaft keine successio 
liegt. Indem die Gesetze den Mann 
nm Hern der Gfllergemeiiischaft 
eiUftrteii, mnittensieiiia anch fitar 



seine Person zur Zahlung der 
Schulden der Frau verbindlich ma- 
chen. Denn ISiemaud kann mehr 
als ein Vermögen besitzen. Nach 
Anitosung der Gstergemeinscbaft 
würde die Frau für die Hälfte der 
Gemeinschaftsschulden von Rechts- 
wegen schlecht bin zu haften 
geliabk liaben. Denn sie war und 
blieb MiteigentbOmerin des Gemeio- 
gutes und es war und blieb dieses 
ein Bestandtheil ihres Vermögens. 
Da kamen ihr aber die Gesetze durch 
swdi RechtawoUtliaten (Art. 1453. 
1483.) s« Holfe. 
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und zugleieh süb BegelD des Fransösiflchen Rechts ära Be^ 
sUitigang findeik) — Diejenigen allgemeinen Rechtonaebfidgw^ 

welchen diese Eigenschaft allein in der engeren und eigentli- 
chen Bedeutung dem Französischen Rechte nach zukommt, 
smd der £rbe, (heres legitimus,) der Erbnehm^ (der Teetar 
mentserbe, heres testamentariue) In dem Falle des Artftefe 
lOOC, und der Vertragserbe. (Heres pactitius.} S. Art. 1082. 
1083. Sie haben das Becht, den Nachlaaa yoa einem Jedea 
zu vindicvren, welcher ihn, gleich als wäre er selbst der Erbe 
ihres Erblassers, (pro berede vel pro possessore,) besftst. Sie 
sind iiberdiess, schon als Erben, Eigenthiimer aller der einzel- 
nen Sachen und Bechte, welche dem Erblasser gehörten, 2} 
Vgl. §. 58». 

§, 578. 

Portielning. Wie das Eigenlliuiii am Termsgen anfliSfl. 

Nur wenn der Mensch seine Persönlichkeit verliert, also 
nur mit seinem bürgerlichen Tode hört der Mensch auf, ehi 
Vermögen zu haben. Vgl. §. 162. Geht er physisch mit 
Tode ab, so geht sein Vermögen auf die Erben , seine Stell- 
vertreter, über. — Von dem Verluste des Vermögens hat man 
den Verlust der Güter zu unterscheiden, welche nun Termö-* 
gen gehören. Diese gehn verloren, wenn Einer entweder sein 
Becht an einem gewissen Gegenstände schlechthin und ohne 
Ersatz verliert, oder wenn der Gegenstand des Bedits durch 
einen ünftill^) evl Grunde geht Wegen des ersteren Falles 
ist hier auf die Stelleu dieses Handbuches zu verweisen, in 
weichen von den ^mi^ea Be<^ten und von deren Verluste 



2) Sie hnl)e?i, wie sich die fran- 
züsisciie Kcchtssprache ausdrückt, 
die saifline des NaeUaMes. 

11 r( I I die Frauke der Koofii- 
katinn des Vermögens s. den C. pr. 
Art. 37 — 39, Merlin m. confis- 
cation. Es wurde jedoch diese 
Strafe «ehon durch den hda* Vcr- 



fassuniishrief v. J. 1814. Art. 66 
aufgehüben. Der Verfassungsbrief 
▼om J. 1830 wiedefhok Ark 57 
diese Aufhebung. 

'21 Dorn UnTaile ist eine unwi- 
dcrtilchliche Gewalt gleich zu ach- 
ten. Art. 1148. 1. 23. D. de K. 
J. S4f. XI, m 

29 • 
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die Rede ist. Von dem letzteren Falle gilt die Reditsregel : 
Oasnm sentit domintis. Wenn der Gegenstand eines Rechts 
darch einen Unfall m Grunde geht oder besehSdiget wird, so 
trifft der Verlust oder der Schade den Eigeuthiimer des Ver- 
m9genS| zu welchem der Gegenstand gehört Vgl. Art. 1148. 
1302. 1807. 1808. 1881. 1892. 1993. und oben 331. Es 
leidet jedoch diese Rechtsre^el mehrere schon oben, in der 
Lehre von den Verträgen angeführte Ausnalimen; vgl. Art. 
1302. 1852. 1881. 1929. 1947. 2000., eu welchen hier noch 
die Ausnahme hinzuzufSgen ist, dass, wenn wSbrend einer 
Seereise ein Theil der Ladung über Bord geworfen worden 
ist, um das Schiff in einem Sturme oder, wenn es von einem 
feindlichen Schiffe gejagt wird, zu retten, der Verlust von 
den Eigenththnem der Ladung und des BuhifSs gleich als ein 
gemeinschaftlicher zu tragen ist; (Lex Rhodia de jactu) C. 
de c. Art. 410 — 428. eine Ausnahme, weiche von Einigen 
auch in ähnlichen Fällen fSr anwendbar erachtet wird.^ 

2) Von den dinglichen Rechten an dem Vermögen eines Andern. 

Man kann an dem Vermögen eines Andern 1} ein Nutz- 
niessungs- oder ein Nutzungsrecht haben. Es erstrecken 
sich 2) gewisse Vorzugsrechte auf die gesammten Mobi* 
lien oder auf die gesammten Mobilien und Immobilien des 
Schuldners, und eben so erstrecken sich gewisse Unter- 
pfandsrechte auf die gesammten Liegenschaften desselben. 
Jedoch von allen diesen Fällen ist schon oben beziehungsweise 
in der Lehre von den persönlichen Dieustbarkeiteu und in der 
von den Vorzugsrechten und Unterpfändern gehandelt worden. 
Und es war in diesen Stellen zugleich von dem usufructu 
omuium bonorum etc. zu handeln, nicht blos nach dem Vor- 

3} Z. B. in dem Falle, da bei iläuser zu retten. Merl. m. in- 
einer Fenerabnuut HSnier nieder^ eendie. $. II. n. 11. S. jed. Tonil, 
geriflien worden lind» am andere XI, 180t 
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gange des C. c. , sondern auch um deswillen , weil in jenen 
FäUeo die Nutzuiessung und die übrigen Kechte nicht das 
VermSgen des Andern, als solchen, sondern nor die gesamm- 
ten zu dem Vermögen gehörenden Güter zum Gegenstände 
haben. . 



II) Von den Verbindlichkeiten einer Person, in 
wie fern sie auf deren Vermögen haften. 

§. 580. 

Erster Gmndsats. 

Das gesammte (bewegliche und unbewegliche derma- 
lige und zukünftige) Vermögen des Schuldners ist das 

gemeinsame Unterpfand der Gläubiger.*) d. i. alle 
Verbindlichkeiten , welche einer Person obliegen , sind in so 
fem, als sie in Geld oder Geldeswerth (unmittelbar oder mit- 
telbar 8. Art. 1142.) bestehn, aus dem Vermögen des Schuld» 
ners zu erfüllen, und zwar so, dass die Gläubiger dem Kechte 
nach einander gleich stehn,^) ausgenommen, wenn ein, dem 
einen oder dem andern GlSnbiger zustehendes, Vorzugs- oder 
Ünterpfandsrecbt eine Ausnahme von dieser Regel begründet. 3) 
Art. 2092. 2093. Dieser Grundsatz ergibt sich übrigens un- 



1) Der Satz : Les hicns du d^- 
biteur sont le gage commun de 
aes cröanciers, ist nicht so zu ver- 
stehen, als ol» ein jeder (jliiiiMiror 
seine Fordorun? auch irejren den 
dritten Besitzer der Liegenschatlen, 
die seinem Schuldner (rehOrt ha- 
l.< n, geltend machen könnte. Wohl 
aber lit>t fr den Sinn 1) dns.s sich 
die hypotlit knrischen GläiiMjjer, 
(vorausgesetzt, dass ihnen der Be- 
sitzer der verpflndeten Liegenschaft 
zugleich für seine Person — und 
nicht hlos hypothekarisch — • haf- 
tet) , auch an das übrige ihnen 
nicht verpfändete Vermögen ihres 
Schuldoers halten können, s. jed. 
Art. 2209, 2) DtM den durogra- 



pharischen (ilaubigern eben so. wie 
den hypothekarischen , das Hecht 
zusteht, die Liegenschaften ihres 
Schuldners zwnnijsweise* (par la 
voie de l'expropriation forc6e) ver- 
steigern zu lassen. D ii r a n t. XXI» 
30ff. Sir. XXXIV, II, 623. S. 
jedoch ibid. XXXIV, II, 36. 

2) üeber die clause d'assigna- 
tion ■ — diirrh welche eine Zahlung 
aut bestinimtü Güter angewiesen 
wird ^ 8. Toall. VI, 456fr. 

3) Aber auch der hypothekari- 
sche Glliubifrer hnt zuo^leich die- 
selben Hechle , wie ein jeder an- 
dere (oder wie der chirographari- 
sehe) GlAnbiger. S. jedoch Art. 
2200. 
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mittelbar aus dem Rechtsbegriflfe des Vermögens. Wenn das 
Vermögen die Person selbst in Beziehung auf die Güter, über 
wekbe sie gebietet, Ist, so haftet auch you Eeehtswegen das 
dum Person fi|r deren Schulden. 



S. 581. 

FolfeningeB aw tei $• 900. iwfgMtellteB GrnodMtz«, » 

Ente Foli^erung. 

Zq Folge des §• 580. aafgestellten Grundsatzes sind die 
GlKnbiger berechtiget, 1) auf die Güter ihres Schuldners Be- 
schlag zu legen. Es wird jedoch liier nur von dem Imnao- 
biliarbeschiage ond zwar nur von denjenigen Vorschriften die 
Rede sein, welche der C. e. über diese Art des Giiterbeschla- 
ges enthält. Denn so wie die Lehre von dem GüterbescUage 
und dessen verschiedenen Arten an sich in das Prozessrecht 
gehört, so wird sie auch, die so eben erwähnten Vorschriften 
ausgenommen, nldit in dem C. c. sondern in dem G. de pr. 
(Art. 545 — 831.) vor^ctraijen. 

Der Immobiliarbeschiagi) (la saisie-immobili^re) 
in der n^sprfingliehen oder grammatischen Bedeutung des Worts 



1) V<rl. C. dcpr. Art. G7:^-T1S. 
(Ueber Art. 747 vffl. Sir. XXXIir, 
U, 129. XXXIV, 1, 8.) Loi V. 0. 
Jan. 1807 (h. Sir. XIV, II, 138, 
aber den f!re/wiin(j^enen Verkaaf 
der Lieg^enschaften der rechnunirs- 
pflichti^en Beamten.) — Litera- 
tur: Die Werke über das i'i'üceää- 
recht. Die (nun achon ttlteren} 
Schriften Uber die aaiaie-immobi- 
li^re von Lcpage und von 
zt'ivaux. Die ncurston SchrHlt u 
über diese Lehre hinU: Iraile de 
la proe^ure aur aaiaie-iimnobiliere. 
Par H u e 1. Ptoria. 1817. Tr. dea 
hypolIuMines , privil^ffes et expro- 
priatioud lurc^es. Par Carricr. 
Paria 1819. Die Art. iu MorL's 
röperloires Expropriatio« forc^ 
und saisie - immobiliöre , sind von 
Iliarrible. Code de la aaiaie-in- 



mobiliere. Par Chauveaux. 1828. 
Traitc do la vento des immeubles 
par exproprialion forc6e. ParLa- 
cliaise. 1829. IL VoL — Der 
Anadnick : Expropriation forc6e, 
ist erst srit der Revolution in Ge- 
brauch iTflvommen. In dem C. de 
pr. wird die e. f. saisie-inimuliil. 
fenannt; der Sitere Name war: 
Siiisie-rrelle. — *An die Stelle der 
Titel XII u. XIII des V. Buchs L 
Theils des C. de pr. (de la saisie 
imuiuhiiiere — des incidents de 
la aaiaie immobiliöre) iat in Frank« 
reich das Gesetz v. 2. Juni 1841 
getreten (Loi sur les vcntes judi- 
ciaires des biens immeubles) und 
dem Texte des C. de proc. un- 
ter Beibehaltung der alten Artikel- 
und Titelfolge einverleibt worden. 

CoBUBentare n dieaem (ieaetie aiad 
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i8t diejenige processualische Handlung, mittelst welcher die 
Hand des Gerichts auf eine Liegenschaft zur Sidrarung eines 
Gl&iil^en (eines persSnlkhen Glänbigeni des Benätzers oder 
eines blos hypothekarischen Gläubigers) gelegt wird. In der 
abo^eleiteteu und gesetzlichen Bedeutung aber, (in welcher das 
Wort hier genommen werden wird,) ist der Immobiliarbe- 
schlag der Inbegriff derjenigen processnaBschen Handinngen, 
welche den Verkauf einer Lie^^enscliaft wegen der darauf haf- 
tenden Schulden, (i'expropriation forc^e,} und die Vertheilung 
des Geldes, welches ans dem Verkaufe geUSst wird, besweeikeD.^ 
— Der Gerichtsstand, tot weldhem dieses Yerfehren an- 
zustellen ist, ist das Gericht der ersten Instanz, in dessen 
Bezirke die Liegenschaft gelegen ist; 3} Arg. Art. 2210. jedoch 
mit Vorbehalt der aus demselben Artikel und aus dem Art. 2211. 
sich ergebenden Einschränkungen. — l.s kann dieses Verfahren 
in Beziehung auf diejenigen Liegenschaften angestellt 
werden, welche der Gegenstand eines Unterpfandsrechtes sein 
können ) und nur wegen der Liegenschaften dieser Art*) 



erschienen von: Paijjnon. fHll. 
II. Vol. Euff. Persil, 1812. ü e- 
camps. 1842. Chauvcau. 1842 
--1846. II. Vol. S. auch Poeliz 
in d. Kr it. Zeitschr. f. Rechts- 
Wissenschaft des Aiisl. XIV, 6^?0. 
In der K. Vr. Uhcinprovinz ^ilt an 
Stelle derselben Titel dta C. de 
pr. die Subhastationaordnimi; vom 
1. Aug. 1822. Bei der cnj^en Ver- 
Jn'ndunff, in welcher das materielle 
iiecht mit diesen neuem (iesetxen 
tiber das Verfahren steht, muassich 
darauf beschrftnkt werden, anf die 
eben genannten Werke lu verwei- 
sen, lur die l*r. Khf iTi]irovinz über 
auf die (sehr brauchbare) Mono- 
jrrapbie: Die Subhastation nach 
Ifhein. RecbL Von Beaael. Coln. 
1852 

2) tiren. tr. des hyp. II, 479. 
Tarrible ni. suisic-immobil. zu 
Anfiuig. ^ Der Schuldner kann 
iddit in YoraiM (m cssnm morae) 



auf dieses Verfahren verzichten. 
Est juris publici. Fav., expropr. 
forc^e. ^. i. D. 4. 

3) Tarrible n. expropr. fore. 
§. IV. Pi^. II, 203. 

41 Also nur (irundslücke sammt 
deren Zubehöre, oder die Nutz- 
niessung eines (irundstUckes kön- 
nen Gegenstflnde dieses Verfahrens 
sein. S. §. 258. Delv. III, 17a 
Tarrible m. expropr. forc6e. §. 
III. Also 1} nicht Immobiliarkla- 
pen; Delv. a. a. 0. Sir. VI, I, 
331. A. M. sind P ige au II, 194. 
I) u r. XXI, 7. 2) Nicht das Zube- 
hör eines Grundstückes für sieh 
oder nachdem es aufgehört hat, 
Zubeher an sein; Dur. XXI, 6, 
11. Vgl. C. de pr. Art. 592. n. 1. 
3) Nicht Dienstbarkeiten, Dur. 
XXI, 5 — Kraft besonderer (ie- 
setzc können zwangsweise ver- 
steigert werden: Die Aktien de la 
hwqa» de Fnnce; Dekiel Id. 
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Art. 2204. Vgl. Art. 2118. Die Glänbigor können auf eine 
jede Liegenschaft Beschlag legen, weiche dem Schuldner ge- 
hört^) Wenn jedoch dem Schuldner nur das Miteigenthum 
an ehier noch nn/i^etheilten Liei^ensehaft snsteht, so können 
die perslinlichen Gläubiger dieses Schuldners'') das Verfahren 
auf ZwangBTerateigening zwar sofort eUileiten^) die Liegen- 
Schaft aber nicht eher mr Versteigerung bringen, als bis sie^ 
— was ihnen zu thun frei steht^ 9) — auf die Theilunj? des 
Nachlasses oder bedingungsweise der Lie|;en?cliaft i*^) angetra- 
gen und die Theilung erwirlct haben. Diese Einrede der Vor- 
klage steht nicht blos den Miterben sondern anch dem Schuld- 
ner selbst zujii) Art. 2205. Vgl. Art. 882. und oben §. 197. 
Auch kann ein Gläubiger, welcher nur an einer oder nur an 



Jan. 1808. Artikel 7. Die. Aktien 
sur les canaux d'Orl^aus et du 
Loin^. Dekret 16. HlrB 1810. 

5) Jedoch nicht auf die Liejjen- 
gchaflen , die zu einem Majorate 
gelKtrcn. Dckr. v. 1. Mürz 1^08. 
Art. 40. Wühl aber auf Emphy- 
teusen. Dur. XXI, 5. Wie, wenn 
eine Lieffenschaft von dem Geber 
oder Erliliisser für zugriffsfrei er- 
klärt worden ist? S. Fav. e. f. 
§. 11. n. 3. (Er nimmt an, dass 
die Zwangsversteigernng dennoch 
Blatt finde.) 

6) An einer noch unpetheilten 
Liegenschaft — > d. i. an einer Lie- 
l^nsciiafl, die weder definitiv noch 
vorlSiifijj petheilt worden ist. 
Sir. XXXI, II. S!'2. Art. 840. 

7) Unter den persönlichen (iliin- 
)>igcrn eines lüliterben ver.sleht zwar 
der Artikel allerdinfrs diejenigen 
GlHubiijer eines Miterlu n , welche 
nicht (iliinhiirer des Hrhhissers wa- 
ren und mithin nicht Giauhijjer der 
sä mm tli eben Miterben sind. An- 
genommen aber, daes der Erblaa- 
06r selbst nur ein Miteigenthum an 
der Liejjenschaft hatte , so wird 
gleichwohl die Vorschrift des Art. 
anch in Besiehnng anf die Glan- 
bigea der letzteren Art eintreten, 
wenn man «ie anders yon Mitei* 



«rentluimem überhaupt Tersteht. S. 

öj Wie weit kann sich diese 
Einleitnnit erstrecken? Die Frage 

ist bestritten Die richtigere Mei- 
nun;^ durfte die si iii. dass die (Iliiu- 
biger einstweilen nur den im C. 
de pr. Art. 613 erwähnten Zah- 
lungsbefehl ausbringen kOnnen. 
Dnr. XXI, 14. Sir. XXVII. I, 69. 
XXXUl, 11, 38i. XXXY,U, 478. 
Cit. 

9) Selbst in dem Falle des An. 
815. Dur. VII, 84. — S. auch 
Sir. XXXII, II, 600. (Hier von 
dem Falle, da der Uiterbe seinen 

Erblhcil verkauft.) 

10} Ist der {janze ?sachlass noch 
ungclbeilt, so niuss der Antrag auf 
Brbtheilung gerichtet werden. 
Sirey XXXI, U« 308. XXXIII, 

I, 87. 

II) .ledoeh ist die Frage, ob 
die Einrede auch dem Schuldner 
zustehe, bestritten. Vgl. Sir. XXXill, 

II, 60. 381. Cit. — Uebrigens gilt 
der Artikel 2205 anch von dem 
Falle, da der persr»nficlie Gläubi- 
ger des Miterben eine iuscription 
auf den Antheil dieses Htterben 
genommen hat. Vgl. S i r. XXXV, 
U, 267. 
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eiuigen Liegenschaften des Schuldners ein Vorzugs- oder ein 
UntetpfaDdsrecht hat, nicht die YerBteigeniiig der übrigen 
Ihm nicht yerpflindeten Liegenschaften des Schuldners yerfol- 
geuj ausgenommen 1) wenn er durthun kann, dass die ihm 
yerpffindeten mr Bezahlung der Schuld nicht hinreichen, 
Art 2209. oder, 2) wenn die fiber den Verpflindnngsyertrag 
aufgenommene Urkunde selbst die Liegenschaft für nicht hin- 
reichend zur Bezahlung der Schuld erklärt, i*} — Wenn der 
Gläubiger (zu Folge des so eben Gesagten und bewandten 
Umständen nach) mehrere Liegenschaften mit Beschlag be- 
legen kann, so steht es in seiner Wahl, ob er sie insgesammt 
(zusammen oder nach einander} mit Beschlag belegen will 
oder nichtig) Jedoch: 1) Wenn die Liegenschaften des 
Schuldners In mehreren Gerichtsbezirken liegen, so kann nur 
die eine Liegenscliaft nach der andern zur Versteigerung ge- 
bracht werden, es wäre denn, dass sie entweder zu einem oder 
demselben Landgute (exploitation) gehörten, oder dass der 
Gesammtwerth derselben unter dem Betrage der Summen wäre, 



12) Der Art. spricht zwar nur 
von biena hypoth^quös. Er 

wird aher ancli von den privile- 
pirti n IJntcrpfünrIcrn zu verstehen 
sein. Delv. ad Art. 2209. 

13) Den Beweis hat der Ginn- 
I>ii;i'r zu führen. Dns scheint ans 
der Fassung des Arfikeis ?209 be- 
stimmt hervorzugehin. S. jcMloch 
Sirey VIII, I, 81. (.Hier wurde 
nach der entge^eo^esettten Hei- 
uiing, jedoch in einem arröt de 
rejet, ffes;)rorhcn.) Vir|, über diese 
Streitfrage I) u r. XXI , 24. Ein 
Unheil für die im Parao^rapheii an- 
genommene Meinung s. b. Sirey 
XXXY, n, 232 Bei der Ausmil- 
tclun«;; des Werthes der Aerpfiin- 
deten Liegenschaften kann die lui 
V. 14. Nov. 1808 sam Grande ire* 
legt werden. D e I v i n c. a. a. 0. 
Tarril'lc m. snlsie-immoh. ^. III. 
n. 5. Sir. a. a. 0. — Sind die 
verpfändeten (jüler unzureichend, 

SO erstreckt sicli desshalb niclit 



etwa das Unterpfand imf die 

iibrio^en Liegenschaften, Sir. XVI, 
II, 4s. - - Die Vorschrift des Art. 
2209 (hirftc ;iiieh auf den Fall aus- 
zudehnen sein, wenn dem (iluubi- 
ffer eine Special' und eine Gene* 
ralhypothek z u }j 1 c i c h zustehet. 
Gren. 11, 178. Jpd. du C. c. IV, 
156. S i r. IX, II, 31."). 

14) Sir. XXVII, 1, ÖU9. — S. 
noch eine dritte Ausnahme (wel- 
che <l( II solidarischen Schuldner 
hctriUij, b. ebendems. XXXY, II, 
271. 

15) Das Gesetz lässt die Frage 
unentschieden , ob der Gläubiger 

oder der Schuldner verlangen kann, 
dass die mit Beschlag belegte Lie- 
genschüft Stuckerweise oder erst 
StQckerweise und dann im Gänsen 
versteigert werden soll. Es wird 
also, wenn sich die Parteien nicljt 
in der (lütc vereiiiisieji , das rich- 
terliche Ermessen eintreten. G r e n. 
n, 480. Sir. VIII, I, 81. 
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welche der die Versteigerung betreibeDde Gläubiger und die 
übrigen Gläubiger ^ deren Forderungen auf die Liegenachaften 
eingetragen sind, an fordern haben. In dem ereteren FaUe 
wird die Vorst ci^^erurif; bei dem Gerichte verfolgt, wo das 
Hauptgut oder, in dessen Ermaugeiimg, die Liegenschaft, die 
TeEhältnissmässig den grössten Werth bat, gelegen ist In 
dem letzteren Falle ist der Antrag an das Gerieht des Wohn- 
sitzes des Beklagten zu richten.^'') Art. 2210. Loi v. 14. Not, 
1808. 2) Wenn die dem Gläubiger verpiandeten Liegenschaf- 
ten nnd die ihm nicht verpföndeten (Art. 2209.) oder wenn 
die Liegenschaften, die in verschiedenen Gerichtsbezirlcen lie- 
gen, (Art. 2210.) zu einem und demselben Landgute gehören, 
00 kann der Schuldner, ungeachiet der Gläubiger nicht das 
ganze Gut zur Versteigerung bringen kann oder (beziehungs- 
weise) will, dennoch die Versteigerung des Gutes verlangen. 
Der Preis der einzelnen Liegenschaften ist alsdann, (so wie 
wenn die Ausnahme 1. eintritt,) nöthigenfoUs, d. i. zum Be- 
httfe der Yertheilung des Preises unter mehrere und verschie- 
dene Gläubiger in Verhältniss zu dem Preise, für welchen 
das ganze Gut versteigert worden ist, zu bestimmen.^®) Art 
2211. 8) Wenn der Werth der mit Beschlag belegten Lie- 
genschaften den Betrag der Forderung bedeutend übersteigt, 
so kann der Schuldner fordern, dass nur ein Theil dieser Lie- 
genschaften versteigert werde, i^) Arg. Art 2209. 2212. — 
Ein Immobiliarbesdilag kann wegen ^er jeden Art von For- 



le) Vgl. über beide Fälle Tar- 
r i b I e m. saisie-immob. IV. D n- 
laiit. XXI, 27. — S. auch Sir. 
IX, i, 282. X, I, 240. 

17) Dur. XXI, 28. 

18) Die Alt. 2200. 2210 han- 
deln von dem Rechte des (Jlüu- 
bijjcrs, d(T Artikel 2211 handelt 
von dem Hechte des Schuldners. 
Die Aufidehuun^, welche der Art. 
2210 durch die loi y. J. 1806 er- 
iialten hüi liat den Zweck, Wei- 



terungen und Kosten zu ersparen. 
S. Tarrible a. Gren. a. a. 0. 

— Wie lanj»e kann die Vcrtliei- 
1iin{T des l'reiscs ;ni( die einzelnen 
i.ii rrenschnften [\h Ventilation) ver- 
langt werden? S. Sir. XX VI, IL 
176. XXVII, II, 00. CNochindem 
Verfahren über die Vertheilnn^ der 
aus dem Verkaufe der Liegenschaf- 
ten gelösten Gelder , noch dans 
l'iostance de Tordre.) 

10) Le piadiden Fraacaij, IV, 
315. 
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derungen angelegt werden, der Gläubiger 20) oder der Be- 
trag ^i) oder der Kecbtsgruud der Forderung mag sein, welcher 
er will, die Forderaog mag eine hypothekarische oder eine 
handschriftliehe sein.^) Jedoch ist ehi Immobiliarheschlag in 
Beziehung auf die Forderung, welche ihm zum Grunde gelegt 
wird, 1) nur in so fem statthaft, als die Forderung gewiss, 
fiUlig und liquid ist^^) Wenn jedoch die Forderung nur ihrem 
Geldbetrage nach noch illiquid ist, so kann wegen derselben 
dennoch der Beschlag angeico^t werden; aber der Zuschlag der 
Liegenschaft Ist bis nach der Liquidation auszusetzen. Art. 2213. 
G. de pr. Art. 551. 3) Der Immobiliarbeschlag kann nur 
vermöge einer öffentliclien imd zur Vollziehung geei^^ne- 
ten '--») Urkunde angelegt werden. Art. 2213. C. de pr. Art. 551. 

Jedoch C. de c. Art 528. 532. 564 f. Vermöge eines Pro- 
vlsoriums (0. de pr. Art 134. 135.) oder vermöge eines End- 
urtheiles, welches für vorlituüg voUzieübar erklärt worden ist 
(s. auch C. de pr. Art. 450.), kann man zwar einen Beschlag 
anlegen; aber der definitive Zuschlag kann nur nach rechts- 
kräftig oder in letzter Instanz entschiedener Sache geschehn.'^^J 



20} Ikbcr (ins iSecht tirr konif;!. 
Univeiijilal, die LifgenscliMrien il»- 
rer Schuldner mit Beschlag zu be- 
legen, s. das Dekr. vom 12. Sept. 
Ihll. — Ein Fremder k;inn einen 
Iniraobiliarbescliliiu: nnlegen, ohne 
dassereine cautiu judicatum soivi 
zu beslcllen braucht. Le practic. 
\\\ 317. Jpd. du C. c. VI, 5f). 

213 jN'ach der iilleren l'raxis 
musste diu Forderung wenigstenä 
100 Liv. betrageo. Empfobleo wird 
diese Praxis von Delvinc. III, 
.179. 

22) Journ. du barreau. löü«. 
r. 11. T. I. p. 252. 

23) Z. B. man kann keinen Im- 
mobiliiirbeschtag anlegen , wenn 
der Z;«hllagr noch nicht vorüber 
oder die ßedtn{j;un(( uocb nicht 
eingetreten ist, unter welcher sich 
der Schuldner TerbindUcbKeipacht 
hat. Tarribie m. ezpropr. for» 



cee \. Delv. ad Art. 2213. 
rig. II, 43. Dur. XXI, 4111'. Sir. 
IV, II, 181. VII, n, 748. VIII, I, 

81. XII, ir, 284. XXVII, I, 354. 
(Constet. «leberi . si vel non con- 
sliJt, «jiinntuni dei)eatur.J 

24) Kine Privatiirkunde ist je- 
doch einer uircnllicben gleich zu 
achten, wenn sie in einer Urkunde 

dieser letzteren Art anerkannt, S i r. 
XIV, II, 93 oder von dem Schuld- 
ner bei einem Notare niedergelejrt 
worden ist. Sirey XV, I, 336. 
XXIV, II, 51. — üeber die Ein- 
reden, die einem snlclien Titel ent- 
(refrnnffpset7.t werden liöunen , S. 
Sir. XXMII, II. 137. 

25J Sir. X, Ii, 541. XIII, II, 
215. XIV, IJ, 17. XXXIV, II, 625. 
S. auch Gren. II, 482. 

26) Sir. XXIX, 1, 68. ü, 17. 

27) Sir. XI, I, 342. 
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Art. 2215. §. 1. Urtheile, welche auf Ausbleiben gesprochen 
worden sind, können erst nach Abiauf der Einsprucbsfiist (d. i. 
seblecbtbin erst nach acht Tagen) mittelst eines Lnmohiliar- 
beschlages in Vollziehung gesetzt werden ;28J Art 2215. §.2. 
Vgl. C. de pr. Art. 450. es wäre denn, dass sie für vorläufig 
voUziehbar erldärt worden wären. 3) Der Gessionar eines 
Rechts kann den ImmobiliarbescUag nicht eher anlegen, als 
bis die Cession dem ^^c^iuldnor zugefertis^et oder von demsel- 
ben angenommen worden ist, sollte auch die abgetretene For- 
derang mit einem exekutorischen Titel rersehn sein.^) Art 
2214. Vgl. Art 1690. — Die gezwungene Versteigerung einer 
Liegenschaft kann gegen einen jeden S chuld ner , ^i) wenn 
er auch sonst seme Liegenschaften zu veräussem nicht be- 
rechtiget ist,^) betrieben werden, jedoch nur in so fem und 
nur so lange, als er Eigenthümer der Liegenschaft ist.33) Das- 
selbe gilt von dem dritten Besitzer einer Liegenschaft, wenn 
die Forderung mit einem Unterpfandsrechte versehn ist Vgl. 
Art 21661f. Das Verfahren ist entweder (und m der Regel) 
gegen den Schuldner (oder gegen den dritten Besitzer der 
Liegeuschaftj selbst und gegen ihn allein oder aber allein oder 
zugleich gegen denjenigen zu richten, welcher den Schuldner 



28J Pisr. II, 192. (ir ('11.11,484. 
l) u r. XXI, 45 ir. S i r. VU, 1, 145. 
Jpd. du C. c. IX, 470. 

29) Alsdann tri» der 1 des 
Aft. 2215 ein. Delv. ad h. Art. 

30j Tarrihlo m. saisie-inimob. 
V. n. 2. Greil. II, 4SH. — Mit 
Ut-r Zusleliungf der Ce^^iiuu kann 
das Zahlun^r^g bot [Artikel 2217), 
verburuloii worden. Our. XXI, 4'.). 
Sir. II, Gl. S. jed. Art. S77. 
iiiid Ueiv. ad Art. 2214. — Die 
Cession kann aucb miUcIst einer 
Privaturlcunde geschelieo seio. S i r. 
XXXIV. II, 316. 

Hl) Vn<\ n ur "•e?en den Sehuld- 
i.ier , und iiidit gegen den dritten 
Besitzer einer Liegenschaft (s. je- 
doch Art 2166). wenn dieser auch 
semen Titel nicht trauMcribirt liaty 



und wenn der vorgenommene Ver- 
kauf ein Scheinhandel war. Fav. 
expr. 1. ^. III. n. 1. 2. Die JVa- 
tionaldomainen und die Staatsein- 
künfte fiberhaapt kOnnen nicht mit 
Be.schlag belegt werden. Merl, 
qu. ni. nation. §. IV. ibid. Rupert, 
ni. saisie -arrcl. IV. — lieber 
das Vorrecht, welchei die Vater- 
landsvertbeidiger wegen der {re- 
/.wungenen Verstcigeruiiij ihrer Lie- 
frensehaften h<itlen. s. Sir. XI. II, 
23Ö. XII, 1, yS. II, 159. XV, 
I, 89. 

32) Tarrible m. saisie-immob. 

§. 1. 

33) Jpd. du C. c. IX, 230. ^ 
Vgl. über den Fall einer simulir- 
ten Veräuuerung Herl. qu.m.ez- 
propr. forc^e. S* U* 
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zu vertreten oder ihm beizustehn berechtigtet und verpflichtet 
ist^^ Wenn wegen einer Schuld des Mannes oder wegen 
einer dem ehelicfaen Gemeingate sar Last fallenden Sebald 
der Frau ^5) auf die Liegenschaften, welche zur ehelichen Gü- 
tergemeinschaft gehören, Beschlag gelegt wird, so ist das V^er- 
iabren alldn gegen den Mann zu richten. Wird dagegen die 
gezwungene Versteigerung einer der Frau gehörenden Liegen- 
schaft, welche nicht in die Gemeinschaft gefallen ist, (wegen 
einer Schuld der Frauj betrieben, so ist das Verfahren gegen 
den Mann und gegen die Frau su richten.^) Art 2208. — 
Dem Verfahren auf die gezwungene Versteigerang einer Lie- 
genschaft, (wegen dessen Formen übrigens der C. c. auf den 
C. de pr. — Art 673 ff. — verweist,) muss jederzeit ein 
Zahlungsgehot voransgehn, welches der Gläahiger dem Schald- 
ner,37) diesem entweder in Person oder in dessen Wohnsitze,^^) 
durch einen lluissier zustellen zu lassen hat. Art. 2217. Wenn 
jedoch der Schuldner durch, mittelst öffentlicher Urkunden ab- 
geschlossene , Mieth- oder Pachtverträge nachweist, dass der 
reine und freie Ertrag seiner Liegeuscbaften während eines 
Jaiires zur Bezahlung der Schuld sammt Zinsen und Kosten 
hinreiche, und sich zugleich zur Ueberweisung dieses Ehikom- 
mens an den Glftabiger erbietet, so kann das Verfahren einst« 
weilen, und bis dass ein Einspruch oder sonst ein Hinderniss 
der Zahlung in den Weg tritt, eingestellt werden.^^^) Art 2212. 



34) T ;i r r i !) 1 c ni. saisie-ironiob. 
S. 11. Pig. II, 14. Gren. II, 474. 

35) Sollte die Schuld auch vor 
der Heirath gemucht worden sein. 
Dur. XXI, 37. 

:^61 V^I. über den Art. 2208 so 
wie über die Fraire, geffen wen 
die Versteigerung der Liegenschaf- 
ten der Pran in andern Fallen (wenn 
unter den Eheleuten keim- Ge- 
meinschaft der Guter besteht), zu 
verfolgen sei. D e 1 v. ad Art. 2208. 
Gren. II, 477. Dur. XXi, 37. 
Sir. IX, II, 237. Jpd. du C. c. 
X, 21d. 



37) Also einem früheren Be- 
sitzer der Liegenschaft, welcher 
für die Schuld nicht persönlich ver- 
pflichtet war, braucht dieses Ge- 
bot nicht zuf^estellt zu werden. 
Sir. XVI, I, 145. 

38) In dem wirklichen oder in 
dem erwählten Wohnsitze. Merl, 
m. domie. $.11. Sir. XI, I, 98. 
U, 87. XXIV, II, 51. 

39) Es kann eingestellt wer- 
den ; nach dem Ermessen des Rich- 
ters. Vergl. Art. 1244. — Wenn 
sich ein HinderniiB in den Weg 
sldlt, so wird dis Verfobren da 
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Dagegen kaun auf die EinstelluDg des Verlahrcns nicht aus 
dem Grunde angetragen werden, dass sich der Gläubiger zu'> 
vordenit an das Mobilianrermögen des Schnldners zu halten 
Arg. Art. 220G. Die Liegenschaften jedoch, welche 
einem Minderjährigen, (sollte dieser auch emancipirt sein,) oder 
welche ehiem Entmündigten geböten ^ können nicht eher zur 
Versteigerung gebradit werden, als bis dass dessen Mobtliar- 
vermögea in Anspruch genommen (mit Beschlag belegt und 
verkauft) worden ist;^^} Art. 2206. ausgenommen, wenn der 
MinderjiUirige oder der Entmihidigte mit einem YcAjShrigen 
zusammen eine Liegenschaft besitzt und die Schuld beiden 
gemein ist*^) oder wenn das Verfahren uogen einen Volljäh- 
rigen seinen Anfang genommen hat*^) und gegen den Min- 
deijlQirigen , nur als gegen den Rechtsnachfolger der Volljüho 
rigen, fortgesetzt wird. Art. 2207. Uebrigens I^auu ein Im- 



fortgesetzt, wo ihm Einliiilt ge- 
schehen ist. Tarrible m. saifie* 
IMob. $. V. D. 1. (ireri. II. ISI. 
— Ist der Art. .'Mich dann srlilrclit- 
hin aDwendbar , wenn die üuii- 
niessunir einea Gnntdatttekes mit 
Beschl»? belegt wird ? Dann müs- 
sen vielmehr die schon verfalle- 
nen Mieth- oder I'üchtirtldtT zur 
Deckung hinreichen. P r o u d h. de 
Torafr. I, 21. — lieber die Ein- 
aprOche , die gegen die Zahlun^r 
eingelegt werden können, s. Del- 
vinc. ad h. Art. u. oben ^. 323. 
359. 

401 Greil. II, 276. 

4l) 1. 5. 9. D. de rebus co- 
rum, qiii snb tut. etc. Tarrib'le 
m. saisie-imraob. §. V. n. 1. Gren. 
11, 476. (Der letztere Sehriftstel- 
1er handelt zugleich Ton den Schwie- 
rigkeiten , welche mit der Voll- 
ziehung dieser Vorschrift verbun- 
den aiüd.J Sir. XllI, 11, 6. — Der 
Art. 2206 sagt: ne penreDt €tre 
mis en vente. Hieraus folgert Fi- 
go nn II, 2Ül, dass diese Liegen- 
schaften ante excussionem niobi- 
lium zwar nicht versteigert, wohl 

aber mit Bücblag belegt werden 



können, dass also das Verfahren 
auf Zwangsversteigerung nicht für 

nichtig zu erklären, sondern nur 
der Versteigerung aufs weitere 
Einhalt zu thun sei. So auch Fa- 
vard c. f. $. IL n. 5. u. Delv. 
ad h. Alt. Sir. XIII, II, 6. S. da- 
gegen P a i 1 1 e t ad h. Art. u. D u- 
rant. XXI, 16. — Wie lange kann 
die exc. excussionis dem Gläubi- 
ger entgegen gesetst werden? S. 
Sir. XII, I, 276. — AVie, wenn 
der Vater etc. verfügt hat, dass 
die Liegenschaften , die er dem 
Minderjährigen hinterlässt, zur Be- 
zahlnng der Erbschaftsschulden rer- 
kauft werden sollen? S.Sir. XIV, 
II, 76. — Uebrigens kann die exc. 
excussionis nicht erst in der Ap- 
pellationsinstanz anfgeBtellt wer^ 
den. Dur. XXI, 20. Sir. XII, 
I, 276. 

42) Beidon gemein — sive pro 
rata sive in soliduni. — Das Ge- 
aetz unterscheidet nicht, ob die 
Liegenschaft leicht oder nicht leicht 
getheilt werden künne, a. jedoch 
Del V. ad Art. 2207. 

43) S. die Erläuterung dieses 
Falles h. Dnr. XXI, 22. 
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mobiliarbeschlag nicht aus dem Grunde für nichtig erklärt 
werden, weil er für eine Summe, welche den wirklichen Be- 
trag der Schuld übersteigt, angeL^ worden ist^) Art. 2216. 

% 582. 

FortMtaang. » Zweite Folgerang. 

Du allen und jeden Gläubigern eines und desselben Schuld- 
ners an dessen Vermögen ein gleiches Recht, mit Vorbehalt 
der Vorzugs- und Unterpfandsrechte, zusteht, so folgt, dass, 
wenn der Schuldner verarmt, das Vermögen desselben d. i. 
das aus dem Verkaufe seiner Güter gelöste Geld unter die 
Gläubiger nach Verhältniss ihrer Forderungen (pro rata oder 
nach Procenten, au sou le livre oder au marc le franc,) zu 
vertheilen ist, in so lern nicht der eine oder der andere Gläu- 
biger ein Vorzugs- oder Unterpfandsrecht in Anspruch nehmen 
kann. Art. 2093. Vgl. Art. 2218. — Der Zustand der 
Verarmung oder des Verfalls der Nahrung (l'^tat de 
d^confiture) ist derjenige Zustand einer Person, da sie sichtlich 
mehr Schulden als im Vermögen hat. Dass sich eine Person 
in diesem Zustande befinde, wird dadurch in rechtliche Ge- 
wissheit gesetzt, dass auf ihre Güter von den Gläubigern Be- 
schlag gelegt wird und dass sich bei dem hierauf erfolgenden 
Verfahren die Unzulänglichkeit der Güter zur Bezahlung der 
sSmmtlichen GlSubiger, die sich gemeldet haben, ergibt. ^ Von 
einem Kaufmanne, welcher seine Zahlungen einstellt, gebrau- 
chen die Gesetze den Ausdruck, dass er en ^tat de faillite 
set 0. de c Art. 437, Sie stellen über diesen Zustand emes 
Kaufmanns eigentfatimliche Vorschriften auf, welche daher auf 
deu Zustand der Verarmung eines Kichtkaufmanues keines- 
Weges angewendet werden dürfen^} — Die Güter eines ver- 

44) Die Strafen, weiclie das rö- 1} Gren. des liyp. I, 259.— S. 

mifclie Becfat aaf die plas petitio über die rechtlicheu Wirkunj^en, 

tetste, sind überhaupt dem Franz. welche der Verfall der Nahrun^r 

Rechte frmnd. MaUv. ad Art. hat, Art. 1188. 137G. 1440. 16ia. 

2216. 1913. 2003. 2032. 
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armten Schuldners bilden zwei verschiedene Gantmassen; die 
eine besteht aus den bewegliclien , die andere aus den unbe- 
weglichen Gütern des Gemeinscbuldners.^) Zwar können in 
der Regel (s. jedoch z. B. Art. 2166.) dieselben Gläubiger 
sich sowolil ;ui die eine ais an die andere Masse halten. Allein 
das Verfahren ist verschieden , je nachdem es die Versteige- 
rung der Mobilien oder die der Immobilien, die Vertheilung 
der aus den ersteren ^) oder die Vertheilung der aus den letz- 
teren^) gelösten Gelder bezweckt, und eben so die Regel der 
Vertheilung. — Bei der Vertheilung der aus den Mobilien ge- 
lösten Gelder sind zwä Klassen zu machen, die der bevor* 
rechteten und die der handschriftlichen (der privilegirtcn — 
der chirographarischen) Gläubiger. Die erste Klasse wird nach 
den §. 289. 290. aufgestellten Regeln, die letztere pro rata 
bezahlt. Bei der Vertheilung der aus den Liegenschaften ge- 
lösten Geklcr sind drei Klassen zu machen; die der bevor- 
rechteten, die der hypotliekaiischen und die der handschriftli- 
chen Gläubiger; jedoch so, dass in der ersten und in der 



3) Herl. m. faillitc. Sir. XI, 
II , 273. (Hier findet man eine 
Abli. über deu iiu Tarugraphen aut- 

Sef teilten Satz.) XI, II, 417. — 
ind die Gläubiger eines Kaufman- 
nes, der ffet'.illeii ist. ij^rhallen. den 
von ihm eiiiije<;onf^enen Verbind- 
lichkeiten, z. 13. einer Mielhe, Ge- 
nüge ztt leisten? S. Sir. XXXIV, 

II, 121. (Die Frafje wurde be- 
jahend entschieden.) Traile des 
t'ailiites et banqueruuleä , suivi du 
tilre de la revendication en ma- 
tiöre commerciale. Par B. L. Bou- 
lay-Paty, Par. 1825. II. Vol. -- 
*Fr. Gesetz v. 28. Mal ls3S. sur 
les faillites et banqucroules. Das- 
selbe iit «n die Stelle des IIL Bu- 
ches des C. de c. getreten. Com- 
nientare zu diesem Ge.'^etz sind 
erschienen von ; S t. N exe n t. ib44. 

III. Vol. Bedarride. 1844. II. 
Vol. Renouard. 1844. 2. Bd. II. 
VoL Esnault. 1846. III. Vol. 
Femer: Ihi^riet, Code des foil- 



liles et banqucroules ou Rccueil 
des travaux preparatoires de la loi 
du 28. Mai 1838. 184U. Leves- 
que, Faillites et banquerontes. 
Rösume de Idgislation, dedoctrine 
et de jurispriidenre sur cette ma- 
tiere. IS H H o u 1 a y - P a t y , Tr. 
des faillites et hanqueroutes. 2. £d. 
par Boileux. 1849. II. Vol. Ga- 
ii!e des syndics. Par Vir olle. 
1838. 

3} Vrgl. über den Ganlprozess 
die §. 581 a. Sehr, und Apercu sur 
les proc^s d'ordre. Par F. Tos- 
can. Turin. 1812. 8. — Ucber das 
Verhiiltniss zwischen beiden Mas- 
sen, s. Merlin id. ordre. ^. Y. 
VI. — *S. die neueste Schrift ttber 
diesen Gegenstand : Das Ordrever- 
fahren des Ithein. (Franz.) Rechts. 
Von Hessel. Köln. 1853. 

4} La distribution par contribu- 
tioo. a de pr. Art. 656-^72. 

5) L'ordre. C. de pr. Art. 749 
—779. 
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zweiten Klasse noch flberdiess der Unterschied zwischen den 
allgemeinen und den besonderen Vorzugsreehten nnd Unter- 
pfändern zu boaclitcn ist. Von der Rangoidnunj^ der ersten 
und zweiten Klasse ist schon oben §. 289. 291. gehandelt 
worden. Die Gläubiger der dritten Klasse werden pro rata 
befriediget. Sowohl von der einen als von der andern Masse 
aber sind die Güter abzuzielm, welche ein Dritter als Eigen- 
thümer in Ansprach zu nehmen berechtiget ist. S. auchArti* 
kd 878—881. 

FfnrtBetsuD^. — Dritte Folgerung. 

Diejenigen, auf welche das Vermögen eines Andern, als 
solches, übergeht, (welclie also nicht blos in die Güter fol- 
gen, aus welchen das Vermögen des Andern bestand, sondern 
ihren Vorgänger vertreten,) haften fQr die sSmmtlichen Schul- 
den desjenigen, an dessen Stelle sie treten; und zwar (von 
Rechtswegen) ganz so, als ob sie diese Schulden selbst ge- 
macht hätten, und mithin auch mit ihrem eigenen Vermögen. 9 
Vgl. §. 673. 577. S. jedoch Art. 877. 3068. — Man hal 
übrigens von den Schulden, welche auf einem Vermögen haf- 
ten, die Lasten (les cbarges) zu unterscheiden, welche auf 
einem Vermögen in so fern ruhn, als es auf einen andern 
übergeht, sei es, dass sie das Gesetz oder dass sie der WiUe 
des bisherigen Eigenthümers des Vermögens auf dieses gelegt 



1) 3Ian lasse sich nicht zu ir- 
rigen Ansichten durch den Satz 
verleiten: Patrimonium non intel' 
llgitur nisi deducto acre alicno. 
In ihm licfft ein Doppelsinn. Es 
ist vollkommen richtig : Wer Schul- 
den hat, hat so viel weniger im 
Vermögen; die Glaubiger liOnnen 
sfch an alle die (ititor halten, die 
ihr Schuldner besitzt ; sie können 
ihre Bezahlung verlangen, ehe dass 
einem aligemeiaMi RedilfiiMltfoI- 

Sacbaril, FnuH. GifibMftli S. All. DL 



ger in der uneifrentlichen Bedeu- 
tung die Güter ausgeantwortet wer- 
den, welclie br in Folge seines 
Rochtstitels in Anspruch nehmen 
kann. Aber das ist nicht der Sinn 
jenes Satzes, dass ein jeder all- 
gemeine Hechtsnachfolger . d. i. 
dass anoli der allgeineine Heohts- 
nachfoi^er in der uneigeUtliehen 
Bedeutung für die auf dem Ver- 
mögen ruhenden Schulden haftete. 
S. aiiflii S* 72a 

80 
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hat. (Z. B. die Erbschaftsscliulden sind oder war^n Schulden 
des Erblassers. Die Lasten des Nachlasses sind solche Zah- 
limgen, welche erat nach dem Tode nnd wegen des Todes des 
Erblassers aus dem Nachlasse zu lehen sind; also die Kosten 
der Inventarisirung, Erbschaftssteuern ^ Yermächtoisse.) Obwohl 
die Schulden und Lasten eines Nachlasses einander in mehre- 
ren Besiehongen gleichgestellt werden, s. z. B. Art. 870., so 
sind sie doch an sich wesentlich von einander verschieden.^} 

^ 584. 

Zweitür (iriuidsatz. 

Alle Verbindlichkeiten, welche einer Person 

obliegen, haften in so fern, als sie in Geld oder 
Geldeswerth (C. de pr. Art. 552.) bestehn, nur auf 
dem Vermögen der Person d. i. der Schuldner kann zu 
der Erffillnng dieser Verbindlichkeiten, in der Regel — d. i. 
mit Vorbehalt der Ausnahmen, weiche m einzelnen Fällen zu 
Folge besonderer gesetzlicher Vorschriften entweder durch einen 
Vertrag gemacht werden können oder kraft Gesetzes eintreten, 
(ygl. §. 585.) — nicht mittelst persönlicher Haft ange- 
halten werden. Art. 2063. 9 -r- Das Hauptgesetz des älteren 
Rechts über die peraönliche Haft war die Ordonnance v. J. 
1667. tit. 84. Ein Gesetz vom 9. März 1793. entzog den 
Gläubigern schlechthin das Recht, einen säumigen Schuldner 
mittelst persönlii^er Haft zur Zahlung anzuhalten. Jedoch wurde 
dieses Gesetz schon den 24. Vent V. wieder zurückgenom- 
men und ein Gesetz v. 15. Germ. VI. bestimmte die Fälle, 
in welchen gegen Schuldner fortdauernd persönliche Haft zu- 
ISasig Sehl sollte. Der G. c hat die persönliche Haft als em 
I Mittel (als ein auBserordentUches, s. Art 2063.)} säumige 

2) S. tferL m. chaqpe. Gren. ten, sind strictissimac inter- 

I, 309. pretationis. — Folgerungen aus 

1) Also die Gesetze, welche die diesem Satze s. bei Sir. XXV, I, 

VdriiafliiiigdeiSeknldnersCschleciit- 206. XXXI, 1,55. II, 251. XXXD, 

Ua oteMhigttiigsweiie} geital- I, 687. m XXXIV, I, 777. 
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Schuldner snr Zahlung zu ndihigen, beibehalten.^) Er folgt 

in dieser Lehre grösstentheiJs dem älteren Rechte d. i. der 
Ordonnauce vom Jahre 1667. lieber dieselbe Lehre ist ein 
neueres Gesetz, die loi Tom 17. Apifl 1832., 3) erschienen, 
durch welche Insbesondere mehrere Vorschriften des G. c. ge- 
mildert worden sind. (In Gemässheit des Zwecks dieses Hand- 
buchs wird sich der gleich folgende ^ auf die Darstellung und 
Erläuterung der Vorschriften beschränken, welche der C. c 
über die persünliche Haft enthält.) — üebrigens versteht es 
sich you selbst, dass, so wie der aufgestellte Grundsatz nur 
Ton der persönlichen Haft des gemeinen Civilrechts gilt, so 
auch in den folgenden Paragraphen nur Ton dieser die Bede 
sein wird.*) 



2) Vgl. Uber die Lehre von der 
persönlichen Haft: Die Sclirlfl- 
stelirr über das Prozessrecht und : 
Trait6 de la contrainte par corps. 
Far M 0 u g e r e t.,Far. 1808. S. auch 
Anm. 3. — Ueb'er die Geschiebte 
dieser Leinre s. Jpd. dn C. c. VI, 
178. 

3) Traite de la ronlrninle par 
Corps en mati^re civiie et com- 
raerciale on commenudre sur la 
loi dn 17. Avnl 1832. Par 6i- 
nouvier. 1832. 12. — ■ Commen- 
taire sur la loi du 17. Avril 1832 
relative ü la contrainte par corps. 
Par Po ei ix. 1833. — Comnien- 
taire aualytique du C. c. L. III. 
tit. XVI, et (lo la loi du 17. Avril 
1832, aur la contrainte par corps. 
Pa? Coin-Delisle. 1S34. 4. — 
^Tropl. Comraentaire delacontr. 
p. corps. 1841. Cadr^is. Code 
manuel de la coiitr. p. corps. 1842. 
C o i n - D e I i s 1 e. Comm. de la 
contr. p. corps. 1843. S. audi 
Dur. XVIII, 481. Foelixinder 
Krit. Zeitschr. f. d. Geselz|»eb. u. 
Rechlswisscnsch. des Ausl. III, S. 
341. V, S. 98. — »Ein Dekr. der 
proTisor. Regiemng vom 9. Hin 
1848 suspendirte die Anwendung 
der Personalhaft in allen Füllen. 
Das (ies. v. 13. Dez. 1848 hat die 



Personalliaft wieder eingeführt und 
die frohere Ges etsgebong nnter Mo- 
difikationen wiederhergestellt. Vgl. 
Durand, Cornment. de la loi du 
13. D6c. 1»48 sur ia coutrainte p. 
corps. 1850. 

4) Bs ist also hier nicht die Rede 
von der persönlichen Hall in Han- 
delssachen; 8. Art. 2070. Mer- 
lin r^pert und qu. m. contrainte 
par corps. Sir. a, h 64. XI, II, 
255. XII, I, 254. XIII, I, 386. 

XVII, I, 225. XXVIII, II, 15. — 
zur Herbeitreibung der öffentli- 
chen Abgaben; s. loi vom 30. 
Mftn 1793. GA. des SlR. vom 28. 
Therm. 7. Fruct. XIII. Dekr. v. 15. 
Nov. 1810. Dekr. v. 20. Nov. 1811 
-—wegen der aus einem Ver ge- 
ilen etttstebenden Verbindlichkei- 
ten. (Die Geldstrafen undErsati- 
leistunj?en, zu welchen Einer we- 
gen eines Vergehens verurtlieilt 
worden ist, können mittelst per- 
sonlioher Haft herbeigetrieben wer- 
den.) S. C. p. Art. 46. 52. 53. 
467. 409. Reglement pour Tadmi- 
nistration de la justice en mati^re 
criminelle etc. vom 18. Juni 1811. 
Art. 174. 175. Sir. XU, II, 334. 
Vgl. Ober alle dieaeFille Dali 01 
m. contrainte par corps. Dur, 

XVIII, 48711. S. auch oben 
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585. 

Aiunahmen von dem 584. aufgestellten Grundsätze. 

Ber aufgestellte GfundsatE leidet eine Ansnaiime T) wenn 
eidi der Schuldner ▼ertraf^eweise bei persönlicher Haft 

yeipllichtet hat. Jedoch ist ein solcher Vertrag nur in ge- 
wissen gesetzlich bestimmten Fällen snlässig. Vgl. 430. 

Derselbe Grundaats leidet II) kraft besonderer ge- 
setzlicher Vorschriften in gewissen — durch diese Vor- 
schriften bestimmten Fällen ehie Ausnahme. In einigen 
Ton diesen Füllen ist der Richter Terpflichtet, (A.) in 
anderen ist er nor ermSchtiget, (B.) auf persönliche Haft 
zu erkennen. 

A. Der Richter hat gegen den säumigen Schuldner 
aof persönlidie Haft au erkennen; 1) Wegen ehies Stel- 

lionates das ist, wenn Efoer eine Liegenschaft ver- 
kauft 2) oder zum Unterpfande eingesetzt hat, ungeachtet er 
wusste, dass er nicht Eigenthümer der Liegenschaft sei,^ oder 
wenn Einer GQter, welche mit Unterpfändern, wenn auch nur 



m 471. 549. and C'de pr. Art. 
264. 

1) Jedoch kann der (üiiiibijjer 
von der iüinrede des Stelliunates 
niebt weiter Gebr«ueli naobea, 
wenn der Scliiddaer bereits sur 
('cssio bonorum pelaasen worden 
ist, Sir. XX, 1, 30. X\iV, I, 39, 
es würc denn, dass der Gläubiger 
den Betrog erst spitor entdeckt 
bitte. D e 1 V. td Art. 2059. 

2) Verkauft — oder vertauscht. 
Sir. X, I, 204. S. jed. Durant. 
XYIU, 446. 

3) Z. B. wenn der Mann ein 
Dotalgut der Frau verkauft hat. 
Sir. XIU, 11, 361. XVI, II. I2ö. 

WTie wenn Einer nur ein wi- 
derrufliclMS Bigenthnm an der Lie- 
genschaft hatte ? Auch dann dttrfle 
die Vorschrift des Art. (Miilroten, 
Garnicr-Deschüsues du no- 
iariiU. n. 455. ßir. XXV» I, 350. 



Wie wenn Einer eine Liegen- 
.Schaft als die sei Mi}»e verkauft hat, 
an welcher ihm nur rin Miteijjen- 
thuni zustand? Die Jcintscheidund^ 
hSnipt denn von den Ausgange der 
Theilung ab. Sir. XXI, II, 181. 
— Wie wenn der Verkäufer einer 
fremden Licfjcnschaft dem Hiiufer 
den Treis der Liej^enschaft anbie- 
tet? Er ist'nielit an hören. Sir. 
XVII, I, 32. — Wenn Einer meh- 
rere Liegenschaften zugleich für 
die Schuld verpfändet , und ihm 
aar einige dieser Liegenschaften 
niclit gehören, to wird er gleicli- 
wohl zur Bezahlung der ganzen 
Schuld mittelst persönlicher Haft 
angehalten werden können. Auch 
kann er sich von der persönlichen 
Haft nicht dadurch befreien , dasa 
er dem (Jliinhifrcr den Preis jener 
Liegenschaft aniiietet. Üii, XVU, 
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bedingungsweiBe belastet sind,^ sei es bei der YeriiasBeniiig 

oder bei der Vcrpläiidiiug dieser Güter ^) für frei ausgibt oder 
wenn Hauer in denselben Fällen die Unterpfänder, welche auf 
seiner Liegenschaft liaften, für geringer ausgibt, als sie wirk- 
lich sind.?) Art 2069. Vgl. Art 2186. Jedoch kann derje- 
nige , welcher einen Stellionat begangen hat, nur von dem 
Käufer oder Gäubiger, gegen weldien er den Stellionat be» 
gangen hat, — nicht aber von andern Glänbigem, — zur 
Erfüllung seiner Verbindlichkeiten mittelst persönlicher Haft an- 
gehalten werden.®) Auch hängt die Zulässigkeit dieses Zwangs- 
mittels davon ab, dass die Gegenpartei durch den Stellionat 
einen Schaden erlitten hat.®} — 2) Wegen der Ausantwortnng 



4) Sir. XXV, I, 350. 

5) Die Unterpfänder Tno^^eii ^^e- 
sctzliciie oder gcrichlliciie oder Ver- 
trags wei«e bestellte Unterpfänder 
sein, sie mOgen inskribirt sein oder 
nicht. Lex non dislingiiit. (Jren. 
des hyp. II, 2(34. Sir. XVIII, I, 
13. XXXVI , 1 , 829. Z. B. ein 
Bhemann begebt einen Stelh'onat, 
wenn er ein Grundstück fiir frei 
von Hypotliokcn erkliirt, obwohl 
die geset7.iicho Hypothek der Frau 
darsnf haftet, sollte auch die Hy- 
pothek nicht cinfjetrapen sein. S i r. 
XX VII, T. 170. XXXIII, II, 364. 
S. jed. ehend. XXIX, II, 128. (Der 
Sats leidet eine Ausuahmp, wenn 
beide Ehegatten das Dotalgot ver- 
kauft haben.) 

6) S i r. XXVII, I, 170. XXXIU, 
II, 364. 

7) Also der Schuldner muss er- 
klärt haben, dass die Liegenschaft 
frei sei etc. ; das IjIosc Stillschwei- 
gen ist nicht hinreichend. Sir. X, 
11, 209. XIII, II, 261. S. jcd. Art. 
2136 und Sir. XVIII, I, 13. Sr 
muss bei dieser Erklärung in mala 
fide gewesen sein. Delv. ad Art. 
2059. Sir. XIII, H, 208. XXVII, 
I, 336. XXIX, n, 201. — Die 
Worte des Art.: ou que Ton d^- 
clare des hypoth6ques moindres 
etc. begreifen zwei Fälle unter 

sicbj wciia man eine Hypothek 



verschweigt, wenn man die hypo- 
thekarische Schuld zu niedrig an- 
gibt. 

81 Sir. XXVin, II, 210. 

9) Tarn affectos quam effec- 
tus requiritur. Merl. ni. stellion. 
§. 7. Dur. XVIII, 447flf Delv. 
ad Art. 2059. S. 1. 30. §. 1. D. 
de pignor. act. — Es ist also der 
Schuldner z. B. mit der Einrede 
zu hören, dass der andere Gläubi- 
ger in die Ausstreichung seiner 
Inskription gewilligt hatte, Sirey 
XII, II, 202, oder dass die ver- 
schwiegene Hypolliek solutione er- 
loschen sei. Sir. XXVII. II, 203. 
S. jed. ibid. XXXVI, I, 829. (Es 
bleibt bei der Re^l des Art. 2059, 
wenn zwar die versehwiefenen 
Hypotheken erloschen waren, je- 
doch aus dem Verschweigen ein 
Tfaehtheil für den KHofer oder Gltta- 
biger entstanden ist.) Wie wenn 
der Schuldner die Tilqrinii:;' der 
früheren Hypothek bewirkt hat, 
che er von dem Gläubiger, gegen 
welchen er den Stellionat began- 
gen hat, belangt wird ? S. Joum. 
du barreau. 1809. V. II. T. I. p. 
347. — *Die Korperhaft erstreckt 
sich jedoch auf jede aus dem Stcl- 
lionate entspringende Verbindlich- 
keit, nicht blos auf die Einziehung 
der zuerkannten Entschadignngs- 
siunme. Ab» Arcb. XX2U, I, 73. 
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einer Sache, welche cleni Beklagten in der Noth anrertrant 

worden ist;^") (ob depositum miserabilc.) Art. 2060. n. 1. 
Vgl Art. 1782. 1952. — 3) Wenn sich Einer in den Besitz 
eines Gmndetfickes, gewaltsam gesetst hat, wegen Abtretung 
des Grandstückes, wegen Erstattung der von dem Gmnd- 
stücke während der Dauer des gesetzwidrigen Besitzes bezo- 
genen Früchte und wegen der dem Kläger anerkannten £nt- 
schSdigung^ii) Art 2060. n. 2. C. de pr. Art 552. — 4) We- 
gen Herausgabe der Gelder, welche bei einer Person hinterlegt 
worden sind, die zur Annahme und Aufbewalirung solcher 
Gelder von Staatswegen bestellt ist^^) Art. 2060. n. 3. — 
5) Wegen Stellung derjenigen Sachen, welche yon Gerichts- 
wegen einer Person zur Aufbewahrung anvertraut worden sind.i3^ 
Art. 2060. n. 4. C. de pr. Art. 824. — 6) Gegen öffentliche 
Beamte, mn sie zur Ansantwortong ihrer OriginalprotekoUe in 
den geeigneten Fällen anzuhalten, Art. 2060. n. 6. vgl. C. 
de pr. Art. 221. oder wenn sie sich weigern, von einem Akte, 
den sie aufbewahren, eine Abschrift oder eine Ausfertigung 
den Parteien zu geben. G. de pr. Art. 839 ff. — 7) Gegen 
Notarien, Anwälte und lluissiers i*) wegen Herausgabe der 
Urkunden, welche ihnen in ihrer Amtseigenschaft anvertraut 
worden sind, oder der Gelder, welche sie in derselben Eigen- 



10) Dalloz V. rommissioini. — 
Jedoch dürftü dieser Satz eiue Aus- 
nahme leiden, wenn die Leute des 
Dcpositaref die Sache vernichtet 
haben , so wie in ähnlichen Fül- 
len. Dur. III, 851. 

11) Der Artikel 2ü6ü. n. 2. ge- 
brancht iwar das Wort proprio 
taire. Darunter ist aber der au 
verstehen, qui in causa spolii victor 

, discessit. F a v., contr. p. corps §. II. 

12) Vrgl. loi V. 28. I\iv. XIII. 
An. 5. — S ir. XXX, II, 122. (Hier 
wurde der Satz auf den Fall aus- 
gedehnt , da einem Notare Geld 
anvertraut worden war, um es an- 
sulegen.) Vgl. Tropl., Contr. p. 
corpa 171 f. 

13) Kann eine solche Porioii 



oben so ffejjen die Pnrtei. welche 
das Dcpusitum unbefugt erhoben 
hat, auf persönliche Haft antra^D ? 
S. Herl in cju. m. contrainte par 
Corps. §. V, Sir. XXVII, II, 229. 
(^Verneinend entschieden.) — Der 
Art. 2000. n. 4. leidet jedoch eine 
Ausnahme, wenn die Sache einer 
Frau anvertraut worden ist. Durch 
den Art. 2060. n. 4. wird der Art. 
20uG nicht beschränkt. S i r e y 
XXX, II, II. — Aus dem Satze u. 
4 folgt, dass das Gericht nicht ei- 
nem Gesandten die Aufbewah- 
rung der Sache anvertrauen kann. 
Sir. XXIX, II, 264. 

14) Also nur gegen diese Per- 
tonen, SrB. nicht gegen Sachwal- 
ter« Merl in« contrainte p. e. 



Digitized by Google 



Von der peitönlicheii Haft. 



471 



Schaft 1^ für ihre Klienten erhoben habcn.iO 

— 8) In den Füllen des Art. 690. 712. 714. 744. des C. 

de pr. , welche sich insgesammt auf den Immobülarbeschlag 
beziehu. — 9) Gegen Fremde, die einem Franzosen scliulden; 
aosgenommen , wenn der Fremde seinen Wohnsitz in Frank- 
reich hat,^^ oder in Frankreich angesessen ist Sogar sehon 
während des Kechtstreites kann der Fremde zur Haft gebracht 
werden.!«) Loi y. 10. Sept. 1807.19) 

B) Der Bichter kann nach Befinden^o) auf per- 
sdnliehe Haft erkennen: 1) Gegen die, welche enr RSumung 
eines Grundstückes in petitorio rechtskräftig verurtheilt worden 
sind ^9 diesem Urtheile nicht binnen vierzeim Tagen, 

vom Tage der Znstellnng des ürtheiles an gerechnet, Folge 
geleistet haben.^«) Art. 2061. — 2) Gegen den Pachter eines 
Landgutes oder gegen einen Theilbauer, welcher zu Ende der 
Pachtseit nicht das Vieh oder das Saalkom oder die Acker- 
gerBthscfaaften, die er hü dem Antritte des Pacfates dberkom- 



> 15} Also nicht, wenn die No- 
tariell etc. nicht in dieter Eigen- 
schaft Schriften oder Gelder zur 
Aufbewahrung^ übernommen haben. 
Dur. XVm, 449. Sir. XVII, I, 
24. Dalles Y. eontr. p. eorpi. 
*VrgI. Tropf., eontr. p. corps d. 
69. 171 f. 

16) Also nicht wegen zu viel 
erhobener Gebühren. Maiev. ad 
Art. 2060. Herl. a. a. 0. S. auch 
Sir. XIX, I, 379. — Aber ein do- 
lus wird zur Begründuna: des An- 
trages nicht erfordert. S i r. XXII, 
I, 333. *S. jed. Uh. Ar eh. XY, 

n, 74. 

17) Sir. XXVI, I, 341. XXXK, 

I, 70. 

18) Wenn dem Fremden blos die 
NutznieMnnif an einem in Frank- 
reich liegenden Grundstucke xu- 
sleht, so befreit ihn das noch nicht 
von der .Uaft. F r o u d h. de l'iuufr. 
I, 20. 

19) Vrg). Ober diese loi ttber- 
haapt PelT. i> 31. Dar. XYII^ 



497 ff. Fav. , coulr. p. corps. §. 
III. D a 1 1 0 s V. tftranger. Sect. I. 
Art. IV. (Die loi v. 10. Sept. 1807 
ist durch die loi v. 17. Apr. 1832 
grösstentheils aufgehoben worden.) 
— Der Art. 780 des C. de pr. ist 
aof diesen Fall nicht anwendbar. 
Sir. IX, I, 462. 

2()J Nach Befinden. — Z. B. in 
allen diesen Fällen wird voraus- 
l^setst, dass gegen den Beklagten, 
seinen persönlichen Eigenschaften 
nach, die Haft stattfinde. Sirey 
XVIII, I, 335. 

21) *Gegcn Jeden, der in einem 
solchen Prosesse unterliegt, z. B. 
gegen einen Cnratur, der als sol- 
cher zur Herausgabe eines Grund- 
stückes verurtheilt worden ist. R II 
Arch. XXXIV, I, 206. 

22) Also erat nach Ablauf die- 
ser 14 Tage kann die Klage an- 
gestellt werden. Diese ist aber 
alsdann summarisch. (C. de pr. 
Art. 72) zu verhandeln. Delv. 
ad h. Art. 
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men hat, wieder abliefert, in so fern er nicht darthut, dass 
diese Gegenstände ohne seine Schuld fehlen. Art. 2062. — 
3) Wegen der Schäden und Zinsen, in welche Einer in einer 
Civilsache verurtheilt worden ist, in so fern sie über 200 Francs 
betragen.^) C. de pr. Art. 126 f. — 4} Wegen der Summen, 
welche ein Vormund oder ein Pfleger oder ein Verwalter des 
einer Körperschaft oder Gemeinde oder Öffentlichen Anstalt 
gehörenden Vermögens oder* irgend ein von Gerichtswegen 
bQstellter Verwalter 24j zu Folge der abgelegten Rechnung zu 
entrichten hat, so wie wegen eines jeden Ersatzes, welchen 
er in Gemässheit dieser Rechnung zu leisten hat. C. de pr. 
Art. 12iL 121a — 5} Gegen den, welcher eine Urkunde fälsch- 
lich abgeleugnet hat, wegen der Geldstrafe etc. in die er dess- 
halb verurtheilt werden kann , und selbst wegen der Haupt- 
schuld. C. de pr. Art. 21h. — 6) Gegen eine Privatperson, 
welche sich weigert, die Urschrift einer Urkunde auszuantwor- 
ten, deren Aechtheit angefochten wird. C. de pr. Art. 221. — 
7^ Gegen einen Jeden, welcher binnen der ihm gesetzten Frist 
Rechnung abzulegen unterlässt.^^) C. de pr. Art. 534. 

Auch in den Fällen aber, in welchen zu Folge der vor- 
stehenden Sätze 2'>) persönliche Haft zulässig ist, kann auf 
diese nicht erkannt werden: 1} Gegen Minderjährige 27) oder 
Entmündigte.2^) Art. 2064. und Arg. Art. 509. — 2] Gegen 

23} Sir. XXVII, 22iL (Auf eine 
widerrcchllicli crliohcne Summe ist 
der Satx nicht aiisziidelinen.) 

24) Z. *B. gegen einen Seque- 
ster, nicht aber gegen den Wolil- 
thatserbcn Pig. I. fjOO. 

25] Ohne dass hierbei auf den 
Reehtsgrnnd , aus welchem die 
Rechnung zu stellen ist, Rücksicht 
ZU nehmen wäre. Carr^ lois de 
la pröct^dure. T. II, p. ML. 

2(1) S. Anm. 2iL u. 2L u. Sir. 
XXIIL II, m 

27} Auch dann nicht, wenn der 
Minderjährige, emancipirt, ein 
Landgut gepachtet und sich zur 
Bezahlung des Pachtgeldes bei per- 
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sönlicher Haft verpflichtet hat. Lex 
nou distinguit. A. 9L ist Pig. L 
512. — Ist der Art. 2064 auch auf 
Minderjährige anwendbar , die 
Fremde sind? Die Frage wurde 
verneinend entschieden b.S i r.XXX, 
II, 222. — Clegen einen Volljähri- 
gen ist persönliche Haft auch we- 
gen der Verbindlichkeiten zulässig, 
die er während seiner Minderjäh- 
rigkeit auf eine gültige AVeise ein- 
gegangen ist. Est modus exe- 
qucndi. Dur. XVIII, m. 

28) Aber ein Verschwender kann 
wegen der Schulden, die er ge- 
macht hat, ehe ihm ein Beistand 
bestellt wurde, verhaftet werden. 
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die, welche das siebenzigste Jahr ihres Alters angetreten ha- 
ben, den Fall eines Stellionates jedoch ausgenommen.^^) Art. 
2066. §. L 2- C. de pr. Art. 800. — 3} Gegen Frauenzim- 
mer, sie mögen verheirathet oder unverheirathet sein, ausge- 
nommen in dem Falle eines Stellionates.^^) Es kann sich je- 
doch eine Ehefrau nur in so fern eines Stellionates schuldig 
machen, als sie Sondergut hat 3i) und als der Stellionat dieses 
Sondergut betrifft. Ja , wenn die Frau mit dem Manne in 
Gemeinschaft der Güter steht, so kann sie durch einen Ver- 
trag, mittelst dessen sie sich mit ihrem Manne zugleich oder 
sammtverbindlich verpflichtet, selbst in Ansehung dieser Güter 
keinen Stellionat begehn. Art. 2066. S. jedoch C. de c. Art. 
556. — 4} Dem Gläubiger ist (mit dem Gerichtsgebrauche) 
nicht zu gestatten, von dem Zwangsmittel der persönlichen 
Haft Gebrauch zu machen, wenn der Schuldner der Ehegatte, 
oder ein Ascendent oder ein Descendent ist. ^ — 5} Wenn 
der Schuldner, gegen welchen auf persönliche Haft angetragen 



Sir. VIII, II, — Ist persön- 
liche Haft gep^eii Beamte und ge- 
pen Mililcirs zulässig? S. Sircy 
XXXIII, II, 651. und I>alloz v. 
contr. p. Corps. 

29) Auch Handelsschulden sind 
von dieser Regel auszunehmen. Der 
C. c. u. der C. de pr. haben in so 
fern die loi v. ÜL Germ. VI, Art. 
L 2* nicht auf*rehol»en. Nach die- 
ser Meinung spricht auch der KCiII. 
Ü e I V. ad Art. 206(). Merlin m. 
contr. p. c. §. XX. Sir. XIII. I^ 
2üL m XVIII, II, *l)iese 
Bestimmuntr ist auch anwendbar, 
wenn der Verurthcilte ein Auslän- 
der ist. Rh. Arch. XLI, L ^i^ü- 
A. M. ibid. XLVI, L Ü2. 

30") Und in Handelssachen. Loi 
V. 15l Germ. VI. Art. 2. Mer- 
lin a. a. 0. ^. XVI. — Dagegen 
bleibt es bei der Regel, wenn die 
Mutler mit der actio tutelae di- 
recta belangt wird. Der Art. 126. 

2u. des C. de pr. hat den Art. 
2066 nicht aufgehoben. Sircy 
XXVIII, II, ölL Dasselbe gilt von 



dem %. 1 des Art. 12Ü des C. de 
pr. Sir. XXVIII, l IM. II, üü. 
XXIX, II, mL XXXII, L 687. 

31) Also, wenn und in wie 
fern das Vermögen der Frau zu 
Folge des Heirathsvertrages Son- 
dcrgut oder Paraphernalgut ist oder 
wenn das Gericht auf Gütersonde- 
rung erkannt hat. Delv. ad Art. 
2006. — Man übersehe nicht, dass 
es bei der Regel sein Bewenden 
behält, wenn die Frau den Stel- 
lionat vor der £he begangen hat. 

32) Pig. L 513. Sir. XI, II, 
48ürXXVIII, IL 5fi. ' Einige deh- 
nen den Satz selbst auf die Ge- 
schwister ans. Sir. XXVIII, II, 
128. Auf keinen Fall ist das Ver- 
hiiltniss zwischen Oheim und Nef- 
fen so nahe , dass es gegen die 
Zulässigkeit der persönlichen Haft 
geltend gemacht werden könnte, 
Sir. XXXI, II, 252. — lieber den 
Fall, da der Ehegatte seine For- 
derung cedirt hat, s. Pigeau a. 
a. 0. 
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werden konnte, oder welcher bereits verhaftet war, mit Tode 
abgeht, so kann die persönliche Haft nicht gegen die Erben 
des Schuldners verhangen oder fortgestellt werden.33) Arg. 
Art. 2063. — Q Die Mitglieder der ersten Kammer konnten 
nicht ohne Bewilligung der Kammer , ^ Charte const. v. J. 
1814. Art. aA. V. J. 1830. Art. 2^ und die Abgeordneten 
zur zweiten Kammer nicht während der Sitzungszeit auch nicht 
in den sechs Wochen vor und nach dieser Zeit zur Haft ge- 
bracht werden. Charte constit. v. J. 1814. Art. äl. v. J. 1830. 
Art. 4^ 

Auch dann aber, wenn zu Folge der in dem Obigen auf- 
gestellten Sätze in dem gegebenen Falle und gegen die Partei 
persönliche Haft zulässig ist, kann sie dennoch nicht wegen 
einer Schuld verfügt werden, welche unter 300 Fr.^) beträgt. ^^j 
Art. 2065. Eben so kann sie nie ohne ein Urtheil in Voll- 
ziehung gesetzt werden, welches auf persönliche Haft aus- 
drücklich erkannt hat ; Art. 2067. C. de pr. Art. 780. s. 
jedoch den Art. 519. desselben Gesetzbuches und es kann der 
Richter den Schuldner nur auf Antrag der Gegenpartei zur 
persönlichen Haft verurtheiien.^s) Jedoch ist eine schiedsrich- 
terliche Entscheidung einem Urtheile in dieser Beziehung gleich 



33) Rogron, le Code civ. ex- 
plique, ad Art. 877. 

34) Der Art. M (jetzt 29) sagte 
nur; „Aucun pair ne peut clre 
arr€t6 que de Tautoritö de lu cham- 
bre , et juge par eile en mati^re 
crimineile." Man kann, nach der 
Wortfassung dieses Art. allerdings 
die Frage aufwerfen , ob sich das 
Vorrecht auch auf die Haft wegen 
einer Schuld erstrecke. S. jedoch 
Sir. XXII, II, 22Ü 

35) An Kapital und Zinsen. Du- 
rant. XVIII, 412. 

36) Die Regel ist in allen den 
obigen Fällen gültig. Vgl. Disc. 
ad Art. 2065. S. jedoch einen be- 
sondern Fall, wo man ob dolum 
debitoris eine Ausnahme von der 
Regel machte b. Sir. XIX, I, 379. 



— Betrügt die Summe gerade 300 
Fr., so ist persönliche Haft zuläs- 
sig. S. jed. C. de pr. Art. 12fi* 
m L — Sind der Schuldner meh- 
rere und ist die Schuld getheilt, 
so ist bei der Anwendung des Art. 
2066 der Antheil eines jeden ein- 
zelnen Schuldners zu berücksich- 
tigen. Sir. XXVIII, L IM. 

37] S. jedoch Sir. XXX, II, 
212. (Gegen einen Fremden kann 
eine gerichtliche Verurtheilung 
mittelst persönlicher Haft in Voll- 
ziehung gesetzt werden, auch ohne 
dass das Urtheil auf persönliche 
Haft erkennt. In diesem Falle ist 
die Verhaftung der modus exe- 
quendi Ordinarius s. juris commu- 
nis.) 

38} D u r. XYIU, 42L 



Von dem sicheren Geleite. 



475 



zu achten.39) Wird gegen das Urtheil das Rechtsmittel der 
Berufung eingewendet , ^Q) so hat dieses Rechtsmittel zwar in 
der Regel, aber nicht in dem Falle vim suspensivam, da es 
gegen Bürgschaft für vorläufig vollziehbar erklärt worden ist.^Q 
Art. 2068. — Von dem Verfahren, welches bei der Verhaf- 
tung eines Schuldners zu beobachten ist und von den Fällen, 
in welchen der Schuldner seine Entlassung verlangen kann, 
handelt der C. de pr. Art. 780—805. üebrigens hat die Aus- 
übung des Rechts, den Schuldner zur Haft zu bringen, nicht 
die Wirkung, dass sie das Verfahren gegen die Güter des 
Schuldners hinderte oder einzustellen nöthigte. Art. 2069. 

§. 586. 

Von dem sicheren Geleite. 

Ein Urtheil, welches auf persönliche Haft erkennt, kann 
gegen den Verurtheilten alsdann nicht in Vollziehung gesetzt 
werden, wenn er, als ein Zeuge vor ein Schwurgericht oder 
vor ein Gericht der ersten Instanz oder vor einen Gerichtshof 
vorgeladen, ein sicheres Geleit (un sauf-conduit , salvus 



391 Sir. XXIV, L II, 12. 

40) Kann der zu persönlicher 
Haft Vcrurthoilte auch dann von 
dem Rechtsmittel der Appelhition 
Gebrauch machen , wenn er sich 
bei dem Urtheile beruhiget hat? 
Die Frage ist bestritten. Die, wel- 
che sie bejahen, berufen sich da- 
rauf, dass das Recht, zu appelli- 
ren, in diesem Falle zugleich auf 
einem öffentlichen Interesse be- 
ruhe. Vgl. Sir. XXVIII, II, m 
XXXVI, II, m m Clt. *S. hie- 
rüber oben L Bd. §. 174. Anm. 4^ 

41) Aus. dem Art. scheint zu 
folgen, dass das Gericht ein Ur 
theil nur gegen Bürgschaft für 
Toilziehbar erklären kann. Dur. 
XVni, 484. S. jed. Delv.ad Art. 
2068. — Vrgl. auch über die Be- 
rufung gegen Urtheile, in welchen 
auf persönliche Haft erkannt wor- 



den ist, überhaupt S i r. IX, II, IL 
XII, LI«. II, 3Ü. Xni, II, m. 
28iL aStL — *lst ein Urtheil, wel- 
ches die Körperhaft ausspricht, we- 
gen mangelnder Summe nicht ap- 
pcllabel, so ist zu unterscheiden, 
ob in der ßcrufsinstanz auf Nich- 
tigkeit der Körperhaft als Haupt- 
sache geklagt wird, oder nicht. Im 
crstereii Falle ist die Berufung zu- 
lässig, Rh. Arch. XLl, L 238, im 
zweiten nicht. Rh. Arch. IV, l, 
176. XXIX, n, A, 22. Vgl. auch 
Rh. Arch. XX, K 33^ die Abb. 
Rh. Arch. XXIirTlI, B, 32. und 
oben §. 174. Anin. 4^. Ueber die 
Berufung gegen Ordonnanzen des 
Landgerichtspräsidenten, welche die 
Verhaftnahme des Schuldners ver- 
ordnen, s. Rh. Arch. XV, Ij 159. 
XXII, L ISS. XXH, n, B, 33. 
XXX, L 23(L 
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conductas,) erhalten hatA) — Das sichere Geleit; kann von 
dem Vorstände des Toriadenden Gerichts ^heilt werden, je- 
doch nur nachdem der Eronanwalt mit seinen Anträgen gehört 

worden ist.2) — Es ist in demselben, bei Strafe der Nichtig- 
keit, die Dauer sehier Wirksamkeit zu bestimmen.^} — Zu 
Folge eines sicheren Geleites kann der Schuldner, weder an 

dem Tage, an welchem er vor Gericht zu ersclieinen hat, noch 
während der zur Hin- und Herreise erfordeiüchen Zeit ver- 
haftet werden. G. de pr. Art. 782. 



587. 

Von der Gilterabtrelung. 

Die Güterabtretung (ia cession de biens, cessio bo- 
norum,) Ist diejenige Handlung, mittelst welcher dn Schuld- 
ner, der ausser Stand Ist, seine Schulden zu bezahlen, seine 
sämmtlicheu Güter seinen Gläubigern überlässt.ij Art. 1265. 
^ £s gibt zwei Arten der Guterabtretung, die Vertrags- 
mässige nnd die gerichtliche. Art. 1266. — Die erstere 
geschieht mittelst einer freiwilligen Uebereinkunft zwischen dem 
Schuldner und den Gläubigem,^^ kraft weldher der Schuldner 
den Gläubigem sehie sfimmtUchen Güter überlässt.^ Die 



1) Vgl. ein Rnndsclireibcn des 
Justjzministers v. 8. Sept. 1807. — 
Von dem sicheren (icieitc wesent- 
lich versdiieden ist ein G es tun- 
diiii||«brief, eio Morateriuiii. S.Art. 
1244. V i fr. I, 510 u. oben $.319. 

2) Ehemals konnte nur hei dem 
Köni§[e ein sicheres Geleit ausge- 
wiHrt werden. Die loi v. 15. Germ. 
VI. gab den Gerichten zuerst das 
Kecht, ein sicheres (ioleit zu er- 
theilcn. Der C. de pr. hüt ihnen 
dieses Hecht gelassen. S. auch C. 
de e. Art. 4669. Sir. XXV, II, 18. 

3) Ueber die Nichtigkeiten eines 
Geleitshricfcs s. Herlia r^p. und 
qu. ui. sauf-condnit. 

1) Auch der C. de c. handelt 
Art. 506-H^75 von der Gttterabtf e- 



iQiig, jedoch nur in so fem, als 

sie von einem llandclsinanno ge- 
schieht. Man darf daher die Vor- 
schrifken, welche der C. de c. von 
der Gttterabtretunif enthält, nicht 

auf die F.'ille nnwenden , da ein 
Ander(;r, als ein HanHelsniann, seine 
Guter den Gläubigern abtritt. Sir. 
XII, II, 339. 

2) Den Gläubigem, den s ä in m t- 
liehen (llüiihigern. .Ictlorh ist 
der Vertrag nicht desswegen nieh- 
tig, weil er nicht mit den sämmt- 
licheu Glünbiirera abgesehldraen 
wordm ist. Sondern er ist als- 
dann nur nicht für diejenigen Gläu- 
biger verpflichtend , welelic ihm 
nicht beigetreten sind. Dur. XU, 

m Vgl: Art. iie?. 



» 
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reohflieheii 'Wirkuogeii ekioB solchen Yertragei, find Üheili nnd 

zuvörderst nach den unter den Parteien getroffenen Verabre- 
dungen, theils und sodaua nach den von Verträgen überhaupt 
geltenden GrandfilUsen zu benrtheilen« Art 1267. Es kann 
ein Boleher Vertrag entweder so abgeschlossen werden, dass 
der Schuldner das Eigenthum an den Gütern, die er abtritt, 
auf die Gläubiger überträgt oder 80| dass er ihnen nur den 
Aulteag ertheilt, die Güter «i verfcanfen und sich mit dem 
daraus gelösten Geldc bezahlt zu machen.^) In dem erstem 
Falle sind die Gläubiger z. B. nicht weiter gehalten, ihre In- 
sfcr^tioneii vor Ablanf der im Art. 2154. bestimmten Frist 
m emenem.i») In dem letstem Falle kann der Schuldner s* B. 
den erthcilteu Auftrag, bis zu dessen endlicher Vollziehung, 
in Jedem Augenblicke widerrufen.^^) Im Zweifel ist annmeb* 
men, dass der Vertrag den GlänUgem nur das Redit erdieiley 
die frei abgetretenen Güter zu verkaufen und sich mit dem 
daraus gelösten Gelde, bezahlt zu maclieu.?} Eben so kann 
ein solcher Vertrag entweder zugldch ein pactum remissoriom 
d. i. eine Vendehtleistung der Gläubiger auf einen jeden wd- 
tereu Anspruch au ihren Schuldner enthalten, oder aber den 
Gläubigem das Recht lassen, ihre Forderungen in so fem sie 
aus den abgetretenen Gfitem nicht befriediget werden ktoien, 
aus dem Vermögen, das der Schuldner etwa in der Folge 
erwirbt, herbeizutreibeu. Im Zweifel ist ein solcher Vertr^ig 



3J Man nennt diesen Vertrag; 
le contrat d'abandonneuient. — 
Diesem Yertrefe nthe verwandt 
ist der contrat d'atermoienient, 
durch welche die Glaubiger dem 
Schuldner Gestundung oder auch 
einen Nachlass gcatattcn. Morl. 
Ml ctemioieiiienl. BineArl dieses 
Vertrages ist das Concordat des 
Handelsrechts. C. de c. Art. 519 ff. 
Das Concordat ist unter den in 
dem Gesetze bestimmten Bedingung 
gen ein geswunge ner Vertrag. 
Wenn dagegen der Gemeinschuld- 
ner nicht ein Handelsmann ist, so 

Ztohsiiit iPfisi» CiTilrtchl. 5. Aufl. IlL 



kann die Minderzahl der Glüubigei 
nicht von der Mehrzahl zum Ab- 
aelibisae eines NaeUass- oder Cie» 
stund ungs Vertrages genöthigt wer* 
den. Toull. VII, 240. Dar. 10, 
848. Sir. XH, II, 339. 

4} Die Gläubiger sind also in 
dem lelilereii Fall nandatarit in 
rem suam. Dur. XH, 244. 

5) Sir. XX Vn, n, %X XXIX, 
II, 197. 

61 Sir. X, I, 254. 

7) Nam alienatio non praesumi- 
tur. Vgl. Sit. X, I, 354 860. XX, 
11* 177. 

81 
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in dem letsteren l%me sa dent^*) Daher yerbleibt den 

Gläubigern , ungeachtet sie die Güterabtretung angenomnum 
haben, dennoch das Eecht, sich an die Güter, welche der 
Schuldner in Zaktinft erwirbt, m halten, wenn sie anders nicht 
auf dieses Recht «ntweäer ausdrflcldich oder folgerungsweise 
yerEichtet haben. Daher ist auf der andern Seite der Schuld- 
ner befugt, den Auftrag zu widerrufen. — Die gericht- 
liche Güterabtretong ist eine Beditswohlthat, yermöge welcher 
es dem unglücklichen und rechtlichen^) Schuldner verstattet 
ist, seine sämmtiichen Güter seinen Gläubigern vor Gericht 
an überlassen nnd sich so selbst gegen den Willen der Glätt« 
biger Ton der persönlidien Haft an befreien, sollte er auch 
auf diese Rechtswohlthat verzichtet haben, Art. 1268—1270. 
Vgl. G. de pr. ArL 898 ff. C. de c. Art. 566 ff. Das Gesetz 
ertheilt diese Bechtswohlthat einem jeden Schuldner, ohne 
Rfleksieht auf dessen persönliche Eigenschaft und ohne Rück- 
sicht auf die Beschaffenlieit der Schulden. Jedoch versagt das 
Geseta diese Kechtswohlthat den Fremden , iij C. de pr. Art. 
905. wenn sie andm nicht mit Ehiwilligung der Regierang 
ihren Wohnsitz in Frankreich genommen haben. Art. 13. 
— Der Schuldner kann von dieser Kechtswohlthat nur unter 
der Bedingung Gebrauch machen, dass er, was er su erwei- 
sen hat, durch UnglficksfSlle in Verfall der Nahrung 



8) Tonil. VII, 24'.. A, M. ist 
Malev. ad Art. 1270. Dur. III, 
847 unterscheidet, ob der Schuld- 
ner dif Eii^entham an feinen Gü- 
tern auf die Gläubiger Ubertra;^en 
habe oder nicht ; und beschriinkl 
den im Paraj^raphen aufgestellten 
Satz auf den letzteren Fall. S. 
auch ibid. XU, 247 IT. Uebri- 
gOM ist es keinem Zweifel unter- 
worfen, dass der Verlrag den in 
Frage stehenden Verzicht nicht 
gerade mft ansdroddidien Worten 
zu enthalten braucht. S. Art. 1156. 

9) *Vgl. Sir. LH, II, 112. 

lü) Das beneficium rompetentiae 
8. ne egeat, ist in ckm Fr. Aechte 



unbeUnnnl. Delv. I, 226. Vaz. 
tr. du mar. II, 513. Toul! 11,9. 
Dur. II, 400 f. S. jed. C. de c. 
Art. 530. 

11) Wohl aller kann ein Fraa- 
7,o«?e pefren einen Fremden von 
diesem Rechte (lebrauch machen. 
Denev. 1800. S. p. 148. S. auch 
Art. 1270. $. I. 

12) Delv. ad Art. 1270. Sir. 
VIII, II, 110. 

13} Pardess^droit commerc. 
n. 1538. Dur. lu, 853 nnd Xfl, 
260. DerGericbtsgebraucb schwankt 
noch, was die Beweislast betriflfl, 
S. Sir. X, 11,529. XIIMI, 57. XIV, 
II, nO. XYIU, 11,356. XXII, II, 00. 
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gerathen ist. Es sind daher zur Güterabtretung z. B. ^ 9 "'cht 
zu lassen: Die, weiche sich eines SteUionates schuldig ge- 
macht haben, die muthwiHigeo Baiiqaeroiitears,^^^) die, wel- 
che wegen Diebstals oder Jannere! yernrtheilt worden Bind,^^ 
die, welche zur Rechnungöubleguug verpüichtet siud,^^) (Vor- 
münder, Verwalter eines fremden Vermögens,) und ungetreue 
Depositare. C. de pr. Art 905. G. e. Art. 1945. (VgL 408.) 
C. de c. Art. 575. — Die Guterabtretung muss die sämmtH- 
chen Güter umfassen, welche der Schuldner dermalen besitzt.^^) 
S. jedoch G. de pr. Art 582. £92. n. 2—8. 593. — Der 
Schuldner hat seine Güter seinen sämmtlichen GlSnblgem 
zu überlassen.2'J) — Die Güterabtretung muss vor Gericht 
geschebn. Ueber das Verfahren^^j vgL G. de pr. Art 898 fif« 
S. auch G. de c. Art 566 ff. — Unter diesen Bedkigungen 
hat nun die GüterabtreUtu«; IJ die Wirlcung, dass sie, nach- 
dem sie von dem Gerichte, welches zuvor die Gläubiger zu 
hören hat, zugelassen worden Ist, den Schuldner von der per- 

14} Der Art. 905 des C. de pr. ■ XVll, I, 160. XU, II, 72. XVIII, 

ist nicht HmitatiTe, sondern exem- II» 150. 

plißcative zu verstehn. S i r. XVIII, 17) Die Anm. 15 ist auch hier 

II, 356. XXII, II, t>0. S. auch anwendbar. Dur. II!, 851. 

Dur. III, 851. Kur tritt bei den lö) Sir. XI, 1, 8ü. Diese wer- 

Schuldnem, welchen das Gesetz den jedoch (uach Befinden) nür 

diese Rechtawohlthat nicht aus- in VerhfiUnifs zu denen, welchen 

«IriickÜch versagt, das richterliche sie Rechnung abzulegen haben, 

Ermessen ein. S i r. XXVI, II, 235. nicht zur Güterabtretuog zu lassen 

(Hier wurde £iueui, der sich mit sein. Dur. 111,802. 

Einschwttrzen von Waaren abge- 19) Dur. HI, 854. Dieser Sehr, 

flehen hatte, die Guterabtretung ge- dehnt den Art. 530 des C. de c. 

stattet.) Vgl. An in. l auf verarmte Schuldner überhaupt 

15) Sie sind s c h 1 e c Ii t h i n nicht aus. S. aber Anm. 1. — ■ Hat der 

zu dieser Hechtswühitliat zu las- Schuldner nicht seine summtli- 

sen, und nicht blos in Beiiehung chen Guter «nfgegebeu, so ken- 

auT diejenigen Gläubiger , ffOf^en nen die Gläubiger die Guterabtre- 

welchen sie den Stellionat beofaii- tung anfechten. Arg. Art. 1184. 

gen haben. Sir. XIV, 11,4. XYI, 1205. 1268. ibid. III, 851. Delv. 

II, 125. ad Art. 1268. 

le) Die muthwilligen Ban- 20) Sir. XV, D, m Vgl.1.4. 

queroutoura — vrgl. C. de r. Art. D. de ccflsione bonor. Auch die 

593 ff. Also die nicht muthwilli- ' Glttubiger, deren Forderungen noch 

gen Banquerouteurs (vgl. C. de c. nicht hWig sind , sind unter der 

Art 586 ff.) kennen nach Befin- Regel begrilTen. S. Anm. 26. 

den illerdlngs zur Guterabtretung 21) Ueber den GerichlMtuid, f. 

ffebMen werden. Sir. JUU^II, 57. Dely. III, 40i. 



Digitized by Google 



481 Vermögen. 

aMclieii Haft befr«ii^ Dagegen hat rie Dfeht die Wfarlrang, 

das Eigenthum an den abgetretenen Gütern auf die Gläubiger 
idborstttragen; Bondem sie «rmächtiget die Gläubiger mir, die 
imen abgetretenen Güter verkaufen sa lassen (s. G. de pr. 
Art. 564 ff.) und bis zu dem Verkaufe die Nutzungen von 
diesen Gütern zu beziehn.2>^j Auf der andern Seite wird der 
Sehiildner diirch die Güterabtretmtg nicht schlechthin von sd- 
nen Schulden befreit,^^) sondern nur bis zu dem' Betrage der 
Zahlungen, welche den Gläubigern aus dem Erlöse geleistet 
werden. Beichen die Güter nicht mt vollständigen Befriedi* 
gnng hin 9 so können sie von dem Schuldner, wenn er von 
neuem Güter erwirbt, fordern, auch diese ihnen zu iiberlas- 
sen.2^) Die Güterabtretung hat 2 ) die Folge, dass der Schuld* 
ner nicht weiter von der Einrede des nodi nicht ehigetretenen 
Zahltages Gebrauch machen kann. 36) Arg. Art. 1188. Ein 
jeder Vertrag, durch welchen auf das Recht der Güterabtretung 
venichtet oder dieses Becht beschränkt würde, ist nichtig.^Q 

22) Sir. XV, II, 207 f. — Auf setzes Bcvoilmächtigte des Schuld- 
der andern Seite bedarf der Schuld- nen. Wenn dieser die dftubiger 
Der nur in so fern dieser Rechts* bezahlt, so kann er die GQier su* 

wohlthat , als er !<;onst \ f-rlinftrr. rürknebmen. 1. 5. D. de cess. bo* 

werden konnte ; also nicht schlecht- nor. 

hin, sondern nur in den §. 585. 24) Daher werden durch die Gü' 

angegebenen Pillen. Anders nach ferabtretun^ aoch nicht die soU* 

dem Rom. Rechte; kraft der Regel dariscben Nilschuldner oder die 

dieses Rechts : Oni non habet in Bürgen von den ilnien oblieffen- 

aere Inat in corpore. (Der Fall, den Verbindlichkeiten bclreit. Du- 

dass von dem beneUcio cessionis rant. XII, 25Öf. 

bononun (Sebraneb sn naohen wftre, 25) Sir. VII, 1, 42. — brig steht 

kommt daher, abgesehen von Han- ' daher in dem C. c. 'die cessio bo- 

delslcuten, in praxi nur selten vor, noram unter den nodis toiendi 

da ein Schuldner nur ausnähme- obligationes. 

weise mittelst persönlicher Haft 26) Dur. III, 556. XII, 269. 

snr Zahhmg angehalten werden Vgl. oben 394. 

kann.) 27) Obss. du trib. ad Art 1969. 

23) Die GUlnbiger sind kraft Ge- Sir. VlU, U, 57. 



Drnekfehler. 



S. 21. Anm. 2. Zeile 5 v. unten lies : wenn d i e ßedingongen u. s. w. 
& aeo^ Aaai. 0*. n. B. Umi: d«r S- 516. Anm. d7*. erw. FilL 
S» 308. äJUL 11* Z. 8 ¥. oben lieft AwiMUnss Uber dieie Fkage. 
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